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XL Oeffentliche Sitzung. 
Verhandelt in dem Sitzungsſaal der zweiten Kammer der 
Staͤndeverſammlung. | 


Karlsruhe, 12. Suni 1833. 


Sn Gegenwart der Herren Regierungscommifläre: Minifterialchef 
Staatsrath Winter, Staatdrath Nebenius und Geh. Referendär 
Ziegler, fodann fämmtliher Mitglieder der zweiten Kammer, 
mit Ausnahme der Abg. Grimm, Kienle, Mittermaier und 
von Tſcheppe. 


Unter dem Vorfiß des erflen Vicepräfidenten Duttlinger. 


Das Secretariat macht folgende neue Eingaben bekannt: 

1) Bitte des Johann Damand zu Königshofen, Amts 
Gerlachsheim, um Anterftügung aus irgend einem Yond ; 
2) Bitte des vormaligen Soldaten. Franz Xaver Hund 
in Ettlingen, um Benfionsverleihung ; 

3) Bitte der Gemeinden Rudenberg und Seppenhofen, 
Aufhebung alter Abgaben betr, ; 

4) Bitte des. Rechtspracticanten — in Raſtatt, 
die Beſoldung der Rechtspracticanten betr.; 

: 5) Bitte der Wirthe zu Chrftädt, Adersbach und Grom: 
bad, den Accis und das Ohmgeld von Birnmoft betr. 

- 6) Bitte der. Stadtgemeinde Wertheim, die $$. 17 und 
20 des Bürgerrechtsgefeßes betr. ; 

7) Bitte der Stadtgemeinde Freiburg, Erſatzforderung an 
die Staatskaſſe für zur ag geleifete 
koften betr. ; 

. 3838, II, 8. Mont. ie Heft. | 1 


2 Verhandlungen der II. Kammer. 


jodann wird eine Motion Des Abg. Afchbach angezeigt, den 
Antrag enthaltend, „Daß die Kammer ihre verfaffungsmäßigen 
„Rechte wahre in Bezug auf die Minifterialreferipte, wodurch 
„den Abgeordneten, welche Staatsdiener find, unter Bedrohung 
„mit unangenehmen Folgen, aufgegeben wird, ihren Depn: 
„tirteneid mit Rückficht auf ihren Dienfteid zu modificiren.“ 

Hierauf begründet der Abg. Merk feinen Antrag auf 
Vorlage eines Gefegesentwurfs über die Bedingungen und 
Formen des perfönlichen AUnterfuchungsarreftes. 

Beilage Nr. 1. (fiehe 18 Beilagenheft S. 18—31). 

Nach Beendigung des Vortrages wird dem Redner Bravo 
gerufen. 

v. Rotteck: Ich danke zuvoͤrderſt dem Redner, daß er 
einen ſo hoch wichtigen Gegenſtand in unſerer Verſammlung 
zur Sprache gebracht hat. Zur Unterſtützung ſeines Antrags 
wird es wohl wenig bedürfen, denn es wird natürlich eine 
Kammer von Volksabgeordneten aus ſelbſt eigenem Antriebe 
ſehr geneigt ſeyn, einen Vorſchlag in reife Berathung zu 
ziehen, und zur moͤglichſt baldigen Erledigung zu empfehlen, 
der die Abſicht hat, das koſtbarſte und heiligſte, nicht nur 
conſtitutionelle, ſondern allgemein menſchliche und bürgerliche 
Recht, nämlich Die perfönkiche Freiheit, zu ſchirmen, und: fie 
denjenigen Gefährdungen zu entziehen, denen fie heut“ zu 
Tage unterliegt. Ich möchte aber der Unterſtützung diefes 
Borfchlages noch eine Bemerkung beifügen, v h. einen Wunſch 
oder eine Hoffnung ausſprechen, daß, wenn durch die Ungunſt 
der Verhältniſſe, durch Die verſchiedenen Verzögerungen, Denen 
nach unferer Gefchäftsordnung eine Motion unterlegt, dieſer 
Antrag nicht mehr in der vollfommenen Form einer durch beide 
Kammern votirten und an den Großherzog zu bringenden 
Adreffe erledigt werden kann, gleichwohl die Regierung - Davon 
Notiz nehmen, oder vielmehr gleich jest fehon, ehe in unſerer 
Kammer ein &ommiffionsbericht erftattet worden, oder eine 
förmliche Discuffion Statt gefunden hat, die Sache beherzigen 
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und ihr jene Erfüllung angedeihen laſſen möge, die für fie 
eine Ehrenpfliht und eine Rechtspflicht if. Es gibt Motionen, 
die, um ihren gehörigen Eindruck zu machen, und der Res 
gierung eine Aufforderung zum Willfahren zu ſeyn, kaum 
einee &ommiffionsverhandlung, Berichterflattung und Dis« 
euffion bedürfen, deren Inhalt an und für fich ſchon folche 
Begründung und Aufforderung mit fich führt, Ich fage, es 
iſt Ehrenpflicht und Rechtspflicht Der Regierung, dem Aus 
trage Des Abg. Merk zu entfprechen, weil die Verfaffung 
in einem wefentlichen Punkte unerfüllt ift, fo lange nicht 
diefem Antrage entfprochen it, Der $. 15, auf den man 
ung verweifen will, gibt uns feinen Troft, wie fchon der 
Herr Antragfteller felbft beinerft bat, denn was foll es 
beißen, es fol Niemand anders, als in geſetzlicher 
Form verhaftet werden, wenn wir feine gefegliche Form 
baben? Und was nüßt der Satz, Daß Keiner länger, als 
zweimal vierundzwanzig Stunden im Gefängniß ſeyn dürfe, 
ohne über Den Grund feiner Verhaftung gehört worden zu 
ſeyn, wenn man ihn zwar vernimmt, aber dann ihn in das 
Gefängniß zurücfchiekt, und Tange Zeit keine Notiz mehr von 
ihm nimmt, und auch dem Publikum Beine Notiz über den 
Anlaß und den Grund der Verhaftung und.den Grund des _ 
obwaltenden Verdachts gibt? Ein folchergeftalt Werhafteter 
gleicht gewiffermaßen einem Begtabenen; er ift ausgeſchiedeu 
von. der Geſellſchaft feiner Mitbürger und vom Kreife feiner 
Familie, und mit Beforgnig find alle feine Freunde, Ange⸗ 
börigen und Mitbürger erfüllt, weil fie mit Recht glauben 
dürfen, daß dasjenige, was diefem Einen widerfahren ift, 
au) dem Andern widerfahren könne, Ein folcher Menſch 
kann lange Zeit im Gefängniß ſchmachten, ohne daß das Publi- 
kaum etwas von ihm erfährt, er iſt aber inzwiſchen verdächtigt 
und mit einer Makel belegt, und die Theilnahme des Pub⸗ 
litums wird natürlich immer kleiner, weil es nichts erfährt. 
ir 
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Es iſt Ehrenpflicht der Regierung , dem Antrage Des Abg. 
Merk zu entfprechen, denn es ift Doch ein auffallender Sons 
traft, Der aus den verfchiedenen Zuftänden verfchiedener Klaffen 
von Stantsbürgern hervorgeht. Die Mintfter felbft können —- 
um von allen möglichen Dingen zu fprechen, und Den allge: 
meinen Zuftand ins Auge zu fallen — gefahrlos fogar Die 
Verfaffung umflürzen und vie Unabbängigfeit Des Staats 
aufgeben, während der treufte und redlichfte- Bürger Tag 
für Tag in Gefahr fteht, auf geheime Anfchuldigungen, An: 
gebereien von Böfen, ven Feinden, von Reactionsmännern, 
vielleicht gar auf eine Aufforderung ven auswärts, um das 
koftbare Gut Ver Freiheit gebracht, und Durch langwierige 
Verhaftungen fchrecflich geplagt und mißhandelt zu werden. 
Es ift Die Sorglofigfeit oder Unthätigkeit, Die in Diefer wich— 
tigen Sphäre der Staatsverwaltung Plaß greift, um fo bes 
klagenswerther, wenn wir den weitern Contraſt ins Auge faſſen, 
daß in anderen Zweigen fehon feit langer Zeit mit der größten 
Sorgfältigfeit gearbeitet wird, was allerdings Lob verdient, 
um einen fortwährend höheren Grad der. Vervollkommnung zu 
erreichen. Das Militärwwefen, wenn gleich Eoftfpielig und nach 
dem Umfange Des Staats zu ausgedehnt, ift doch an und für 
ſich als Militärweſen trefflich und mit der größten Sorgfalt ges - 
ordnet. Unſer Finanzweſen iftz in Beziehung auf den nächften 
Zweck, nämlich eine hinreichende, ergiebige und reiche Einnahme 
aus den Quellen des Staats und dem Beutel der Bürger zu 
ſichern, trefflich, und mit der größten Sorgfalt und. Umſicht 
regulirt, und Ver Eifer, es zu vervollflommnen, ruht keinen 
Zag. Auch in verfchiedenen Zweigen der inneren Verwaltung, 
im Minifterium des Innern, läßt fich ein fortfchreitender Ver- 
vollfommnungsgeift, ein lobenstwürdiger Eifer mit Dank erfen: 
nen; aber nur nicht im Fache der Juftiz, Die gerade den erften 
und heifigften Zweck des Staates umfaßt, d. h. wegen welcher 
wir ganı eigens in den Staat getreten find. Diefe heilige Juſtiz 
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muß eine jolche außerordentliche VBernachläßigung empfinden, 
daß bei Deren Anblick uns eine Troftlofigkeie anmwandelt. Hier 
geben Jahrzehnte, hier geben Menfchenalter vorüber , bis Die 
jo dringend geforderte Abhülfe eintritt. Ich weiß zwar wohl, 
daß Die Abhülfe nicht fo ſchnell geſchehen kann. Man hat zu 
lange gezögert, und ein Augenblick kann Das nicht gut machen, 
was Tucch Die Sünden der Vergangenheit unterlaffen: blieb. 
Einzelne Punkte gibt es aber, wo Die Abhülfe aud) gefondeet 
Statt finden kann, und wo fie nicht Langer verichoben werden 
darf, wenn nicht ein lauter Aufjchrei bei allen Denjenigen 
entftehen fol, die wiſſen, von welcher großgn Wichtigkeit die 
Sache: ift. 

In Zeiten, wie Die unfrige, wo eine Reactionsparthei feind: 
felig Tem guten Bürger entgegenfteht, wo Das Schwert über 
dem Haupte eines jeden patriottfehen Mannes wie an einen 
Haare hängt, ift es Dringend nothivendig, Durch gefegliche 
Beftimmungen ſich dagegen zu fehirmen, Daß nicht feindfefige 
Aufforderungen, und was das fchlimmfte ift, Aufforderungen, 
die von Außen fommen, den rechtlichen Mann gefährden, 
und ins Unglück flürzen. Es ift dies um fo nothiwendiger, 
da Das einzige Schugmittel, das etwa noch außer einer 
ftrengen gefeglichen Borfchrift gegen die willkührlichen Ver— 
baftungen gedacht werden kann, gleichfalls Durch das Macht: 
wort der Fremden unterdrückt ift, nämlich Die freie Preſſe. 
. Hätten wir diefe, Dann möchte Die Ausführung des Antrages 
des Abg. Merk bis zum folgenden Landtage verfchoben 
bleiben können. Dies wäre zwar jedenfalls traurig, aber 
doch alsdann noch Leidlih, Da wir aber Feine freie Preſſe 
haben, fo find wir fo lange rechtlos, bis jener Antrag die 
ihm gebührende und entfprechende. Willfahrung erhält, d. h. 
unfer Loos ift, im Verbindung mit dem Zuftand der gefeffelten 
Preſſe, das der mirklichen Rechtloſigkeit. Nechtlofigteit aber 
ift ein revolutionärer Zuftand, und Diejenigen , die einen Here: 


A 
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zuftand fordern, find die Gegner der Revolution, wogegen 
Diejenigen, Lie fih der Herftellung des Rechtszuſtands ents 
gegen feßen, Freunde der Revolution find. Die Baftille und 
die lettres de cachet waren eine Haupturfache der frans 
zöfifchen Nevolution. Ich unterküge, auf Diefe wenigen Be: 
teachtungen gebaut, die Motion im Allgemeinen aus innigftem 
Herzen, füge aber wiederholt Ten innigften und lebhafteften 
Wunſch bei, ja ich fpreche Die wohlbegründete Hoffnung aus, 
daß ohne Llnterfchied, ob die Motion den in der Gefchäfts- 
ordnung vorgefchriebenen umpftändlichen Gang vollendet oder 
nicht, Die Regierung doch unverweilt fi mit der Abfaffung 
eines Geſetzes befchäftige, Das den Abfichten Tes Herrn An— 
tragftellers entfpricht, umd wodurch die wohlgefinnten Bürger 
befriedigt werden. 

Seltzam: Auch ich unterflüße von ganzer Seele den von 
. dem Abg. Merk geftellten Antrag, und erlaube mir nur, 
noch einige Worte hinzuzufügen. Ich fehe im der Löfung der 
geftellten Frage vorzugsweife einen Dauptfortfcheitt sur Vers _ 
befferung unferer Strafgefeßgebung ſowohl in formeller als 
materieller Hinficht. Könnte Damit freilich eine folche, felbft 
nach. dem ſchon fo lange umd fo allgemein gefühlten Bedürfniß 
vollftändig ins Leben treten, fo würde ich unferem Vaterlande 
um fo mehr Glück wünfchen. Als das, ſich ſelbſt fo nen: 
nende, proviforifche Normativ, nämlich Das achte Organifa- 
tionsediet von 1803, die Verwaltung der Strafreihtspflege 
betreffend, erlaffen wurde, mag man fich dieſen Zeitpunkt 
nicht fo ferne gedacht haben. Diefes Proviforium beftcht nun 
aber volle 30 Jahre, umd es läßt fich Leicht denken, wie 
auch der Herr Antragfteller ſelbſt bemerkt hat, daß auch auf 
Diefem Sandtage ein umfaffender Griminalcoder nicht zu Stande 
kommen wird; aber eben fo Han fcheint mir, Daß die Aus— 
füllung anerfannter Hauptlücken nicht bis zur Erfchaffung des 
Ganzen verſchoben werben ſollte. &ine ſolche Hauptlücke hat 
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unſer Antragfteller klar und deutlich nachgewieſen. Uber auch 
gegen die Willkührlichkeit und die Mißgriffe in Ausübung Des 
Richteramtes, befonders in Beziehung auf Die perfönliche Frei⸗ 
beit, fann nicht zeitig genug ein Gefeß gegeben werden, 
Wegel IL: Der Abg. v. Rottec hat bereits angefübet, 
was iu Diefer wichtigen Sache von Seiten der Kammer ge; 
fchehen werde; ich fühle mich aber befonders verpflichtet, 
öffentlich meinen Dank für Die Lichtvolle Darftellung Des 
Untragfiellers Merf ausjufprehen, Tie uns derfelbe uber 
dieſen hochwichtigen Gegenftand, Ter Die Garantie Der per: 
ſoͤnlichen Freiheit, Die wichtigfte für jeden Staatsbürger be: 
trifft, gegeben bat. Es iſt auch nicht zu mißkennen, daß 
ver bisherige Mangel gefeßlicher Beſtimmungen der Idee 
des Richters einen individuellen Spielraum offen gelaflen hat, 
der aus Mißverftändnig oder irriger Anficht. den Staatsbür⸗ 
gern fehaden konnte. Es werden auch befonders die Richter 
dem Herrn Antragfteller Dank teilten, wenn ihnen die Vers 
antwortlichkeit für ihre bisherige. Willführ, Die theils wegen 
zu großer anderer Gefchäfte, theils wegen Einflüffen von 
Außen entfkanden ift, genommen wird. Ich ehre übrigens 
das Anerkenntniß des Herm Antragftellers, Daß feine Klage 
gegen Die Unterſuchungsrichter vorliege, Daß fie gefliſſentlich, 
oder aus Alebertreibung Die Gefangenſchaft anordneten oder 
serlängerten. Ich erkläre mic) übkigens mit Dem Antrage voll: 
fommen.einwerftanden, und wünfche nur, daß Das Gefeg recht 
bald ins Leben gerufen werden möge, worauf der Abg. v Rot: 
teck bereits Dringend hingewieſen hat. 
—Trefurt: Der Antrag. des Abg. Merk it in den Bedürf— 
niffen unferer Zeit ſo wohl gegründet und der Herr Abgeorbnete 
hat dieſe Bedürfniffe fo lichtvoll dargeſtellt, Daß ich nicht noth— 
wendig finde, eine befondere Unterſtützung hinzuzufügen, nud 
babe mich deßhalb auch nicht aus dieſen Grunde, fondern nut 
darum erboben, um den Wunfch auszufprechen, es möchte doch 
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unſere Regierung endlich einmal dafür forgen, daß die Criminal⸗ 
gefängniffe ebenfalls in einen beſſeren, ich möchte fagen, menfch- 
lichen Zuftand verfeßt werden. Es wird für unfere Strafanftal- 
ten mit anerfannter Humanität geforgt, allein dahin kommen 
doch immer nur Verbrecher, während in die Eriminalgefäng- 
niffe Menfchen aufgenommen. werden, bei denen noch fein Vers _ 
brechen erwieſen ift, und die wir alfo bis zu Diefem Beweis für 
unfchuldig halten müſſen. Sch kenne aber nicht blos feit kurzer 
Zeit, fondern feit 20 Jahren Gefängniffe, in denen ein Aufs - 
enthalt nur von wenigen. Tagen für Die Gefundheit gefährlich 
ift, und dieſe Gefängniffe find jetzt aus Deconomie immer noch 
nicht beſſer. 

Schaaff: Indem ich die Motion im Allgemeinen aus vollem 
Herzen unterftüße, verbinde ich Damit den ki s * diefelbe 
gedruckt werden möge. 

Es wird hierauf befchloffen, die Motion in Erwägung zu 
ziehen, und zur Vorberathung in die Abtheilungen zu verweifen. 
Als der Präfident den Abg. v. Rotteck fragte, ob er feinen 
weiteren Wunfch aueh in den Antrag mit aufgenommen wünfche, 
äußert derſelbe, er habe bios eine Hoffnung ausgeſprochen, 
von der er fich vorftelle, Daß fie vielfach werde getheilt werden. 

Viele Mitglieder erklären fich Damit einverftanden, worauf 
die Kammer weiter befchließt, Die Motion dem Druck zu über: 
geben. 

Der Tagesordnung zufolge begründet nunmehr der Abg. 
Welcker die von ihm angekündigte Motion: „Seine Königliche 
Hoheit den Großherzog ehrerbietigft zu bitten, den Ständen 
einen Geſetzentwurf vorlegen zu laſſen, wodurch Veränderungen 
in der Staatsdienerpragmatif bewirkt werden, welche unentbehr: 
lich find, um eine binlängliche Selbitftändigfeit Der Juſtizbe⸗ 
hörden und der Volkskammer zu fichern, und zugleich Das Land 
sor Leberlaftung mit Penfionen zu bewahren.‘ 

Beilage Nr. 2. (ſiehe 18 Beilagenheft S. 32—48.) 
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Aſchbach: Ich unterftüge die Motion des Abg. Welder, 
und Danfe dem verehrlichen Redner, Daß er einen Gegen- 
Fand zur Sprache gebracht bat, der in Diefer Kammer wed)- 
felfeitige Beforgniß erregen und das. Volf mit noch größeren 
Beforgniffen erfüllen muß, ob es nämlich auch Durch feine 
Abgeordneten gebörig hier repräfentirt fei, und ob fich Dies 
felben in dem gehörigen Zuftande der Redefreiheit befinden. 
Ich meine die Hindeutung auf das Regierungsreſcript, das 
vor dem Beginnen diefes Landtages den Abgeordneten, welche 
Staatsdiener find, zugekommen ift, umd worin fie unter Be: 
Drohung mit den- Folgen, die fie ſich ſelbſt zuzufchreiben 
hätten, aufmerffam gemacht werden, daß fie ihren Eid als 
Abgeordnete nach Maßgabe des Eides, den fie als Diener 
gefchivoren, zu modificiren haben, und worin ihnen ferner 
bemerkt iſt, daß die Modification dieſes Eides dahin führe, 
daß ſie beobachtete Mißbräuche der Verwaltung nicht der 
Oeffentlichkeit preis geben ſollen, ehe fie der Regierung ihre 
Anfichten Darüber mitgetheilt haben. Ich will hier nicht 
ausführlich über dieſen Gegenftand fprechen, fondern erkläre, 
daß ich. in einer der nächſten Sigungen einen befonderen An: 
trag in dieſer Hinficht ftellen werde, den ich für unerläßlich 
halte, wenn Eintracht, Friede und Vertrauen nicht nur in 
der Kammer, fondern auch im Volke beftehen folt. 

Trefurt: Jh ſtimme dem Antrag des Abg. Welder, 
wenn ich auch nicht mit allen feinen Gründen einverftanden 
bin, doch im Ganzen bei, und was diefe Regierungsreferipte 
betrifft, fo ift es vielleicht der Mehrheit der Kammer ange— 
nehm, ein folches zu hören. Ich habe eines bei mir... . 

Staatsrath Winter: Erlauben Sie, meine Herren! 
unfere Gefchäftsordnung fagt, daß, wenn eine Motion be- 
gründet ift, folche unterftüßt werden muß, wenn fie zur 
weiteren Berathung kommen fol. Es bedarf alſo weiter nichts 

als der Frage, ob fie unterftüßt wird oder nicht, und Alles, 
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was weiter darüber gefprochen werden wollte, muß zu jener 
Zeit gefagt werden, wo die Motion auf der Tagesordnung 
if. Für jest kann dergleichen zu nichts führen, als die Ges 
müther für oder gegen eine Mafregel zu präoccupiren, und 
ih muß um fo mehr Einfprache gegen eine alsbaldige Dis: 
euffion machen, als hauptfächlich über denjenigen Punkt, Der 
jegt in Anregung gebracht ift, Ihnen feiner Zeit Die exfors 
derlihen Erläuterungen mit den Thatfachen gegeben werden 
follen, Ich bitte Sie alfo, bis dahin gefälligft zu warten, 

Trefurt: Diefes Nefeript kann allerdings eben jo gut 
auch fpäter verlefen werden. 

Aſchbach: Da der von mir angekündigte Antrag, Der in 
einer der nächften Sigungen näher ausgeführt werden wird, 
fih nur auf die Verlefung eines folchen Erlaffes gründen 
kann, fo wird um fo beffer Die jeßt angebotene Berlefung 
wegfallen können, da fie auf den Gegenftand Der Motion des 


Ag. Welcker den nächften Einfluß nicht bat. 


v. Rotteck: Ich will mich nur vorläufig gegen Die Bes 
hauptung erklären, daß, wenn eine Motion begründet ift, 
die Kammer fich darauf zu bejchränfen habe, nur eine Unter 
ſtützung auszurufen,. und dann die Motion an die Abtbei- 
lungen gehen zu laffen. Das liegt nicht im Sinne der Ge: 
fchäftsordnung und der Natur der Dinge, vielmehr wäre cs 
böchft zweckwidrig und höchſt nachtheilig, wenn es auf dieſe 
Art gehalten würde. 

Der Redner verliest den $. 51 der Gefchäftsertnung, 
und bemerft fodann, fo oft die Kammer eine Entjcheidung zu 
faffen hat, muß eine Discuffion vorangehen und Darüber, ob 
eine Motion in. Berathung zu ziehen jei, ob fie vertagt wer: 
den oder auf fich beruhen folle, ift in der Kammer die Ent: 
feheidung zu fallen, alfo eine Discuffien, wenn auch nicht 
umbedingt nothwendig, Toc immerhin ſehr wünſchenswerth 
und heilſam. Es iſt dieſe Freiheit, die auch bis jetzt immer 
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Dingen fie in eine Richtung zu bringen, die einer freien und 
feloftftändigen Bewegung nicht angemeffen ift. Es ift fehr wichtig, 
folchen Angriffen entgegen zu arbeiten, denn unfere Verfaffung, 
die ohnehin ſchon von fo vielen Seiten gefährdet ift, und unfere 
Nedefreiheit, Die fehon Durch Die Aufftellung einer Commiffion 
des hohen Bundestages eingefchüchtert zu werden droht, fol 
nicht auch noch Durch ſelche miniſterielle rehes untergraben 
werden. 


Fecht: Der Redner vor mir hat bemerkt, daß ſchon auf 
früheren Landtagen die Frage: ob eine Motion blos durch Zuruf 
oder durch das Eingehen in den Gegenſtand ſelbſt unterſtützt 
werden dürfe, erörtert worden ſei. Er hat aber nichts von dem 
Reſultat dieſer Erörterung geſagt, weßhalb ich daſſelbe bezeich— 
nen will, Die Kammer kam ſelbſt mit Zuſtimmung der Regierung. 
Darin überein, Daß es jedem Redner zuftehen müffe, in gedräng- 
ten Momenten zu bemerken, warum er unterftüße, Daß aber 
ausführliche Darftellungen und Entwickelungen unterbleiben 
follen, bis Durch Die Abtheilungen die Suche felbft vorbereitet, 
und auch die Regierung in Den Stand gefegt fei, ihre Anfichten 
auf demjenigen Wege, der fo großen Werth hat, und den fo 
viele Mitglieder in einer benachbarten Kammer leider vergeblich 
wünfchten, ihre Anfichten der Kammer mitzutheilen, und ich 
glaube, obgleich der Mittelweg nicht immer der befte ſeyn mag, 
daß er in Diefem Fall der beſte ſeyn mörhte. 


Rindefhwender: Indem ich im Allgemeinen den Antrag 
des Abg. Welcker unterftüge, ſchließe ich mich den Bemerkungen 
der Abg. v. Rotteck und Fecht an. Es kann in der Gefchäfts- 
ordnung durchaus nicht gefunden werden, was Herr Staatsr. 
Winter uns vorgehalten hat, denn ein Deputirter ift verpflichtet, 
wie ein, jegt auf dem Pröfidentenftuhl fißendes Mitglied fich 
früher ausgefprochen hat, nicht blos Durch eine einfache Körper: 
bewegung einen Borfchlag zu unterftügen, fondern auch einfach 


— ⸗ 


XI. Sitzung vom 12. Juni 1838. 13 


und furz die Hauptimomente feiner Abftimmung zu bezeichnen. 
Ich knüpfe an dieſe wenigen Bemerkungen den Vorſchlag, die Er 
eben gehörte Motion dem Druck zu übergeben. 

Föhrenbach: Wenn unfere Gefchäftserdnung nicht ganz 
Deutlich ſeyn follte, jo müßte man allerdings auf unfere Uebung 
zurückgehen, um Diefelbe zu erflären. Diefe Uebung war nicht 
immer gleich, denn während des erften Landtags wurde fich 
ſtreng an den Buchftaben der Gefchäftsortnung gehalten, indem 
es bei jeder Motion, wenn fie unterftügt war, nur darauf anfam, 
ob fie beratben werden foll oder nicht. Erſt während des Land- 
tags von 1831 haben fich darüber Anftände ergeben, und ich 
habe als Tamaliger Präfident an der Uebung der früheren Lands 
tage fefthalten zu müffen geglaubt, allein Die Kammer hat fich 
dahin ausgefprochen, Daß die Mitglieder berechtigt fepn follen, 
kurz Die Motive zu bezeichnen, aus denen fie eine Motion unter: 
ftüßen, was auch allerdings angeht. Discuffionen aber über 
Anträge, für welche erft Eommiffionen ernannt werden follen, 
führen zu weit, und find offenbar gegen unfere Gefchäftsordnung 
und gegen unfer eigenes Intereffe in jeder Hinficht, Denu wir 
erhalten Dadurch zwei Discuffionen über denfelben Gegenftand, 
und Die Berathung in den Abtheilungen und Commiſſionen werden 
zum Theil präoccupirt, d. h. vielleicht einzelne Mitglieder ſchon 
vorläufig zu Meinungen beftimmt, und die Freiheit der Ber 
rathung wo nicht abgefchnitten,, Doch wenigftens befchränft. Es 
fommt aber auch noch Die andere twefentliche Rückſicht Hinzu, daß 
wir mit unferer Zeit haushalten müffen und nichts thun follen, 
was nicht abfolut nothwendig ift, um die Gegenftände, Die bei 
uns zur Berathung kommen, in Das gehörige Licht zu fegen, und 
die swefentlichen Intereſſen hervorzuheben. Die ift ſchon oft 
bemerft worden, und fann nicht genug bemerft werden, Was 
befonders noch meine Meinung in Beziehung auf die Gefchäfts- 
ordnung betrifft, fo war ic) immer überzeugt, daß buchſtäblich 
je gehandelt werden foll, wie fie es vorfchreibt, ich mir übrigens 
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auch gerne gefallen laſſe, daß Jeder die Gründe angibt, aus 
denen er eine Motion unterftüßt. 
Merk: Die Bemerkungen des Nedners vor mir, obgleich der 


Sa, auf dem fie ruhen, richtig ift, kann ich gar nicht antvendbar 


finden, denn es wurde nicht discutirt, da fich Jeder nur auf 


die Darftellung der Hauptrichtung, die der Motion zu geben fei, 


befchränkte. Wenn aljo je etwas Lleberflüffiges vorfam, fo war 
es der Vorwurf, der gemacht werden wollte, als habe man 
discutirt. Ich unterſtütze übrigens den Antrag des Abgeordneten 
Welcker, weil ich jede Gelegenheit ergreifen werde, wodurch 
dahin gewirkt werden kann, in unſer Penſi ionoweſen die er⸗ 
forderliche Ordnung zu bringen. 

v. Rot teck: Ich behaupte, daß wirklich discutirt werden kann, 
nämlich nicht über die Frage: in wie fern der Gegenſtand der 


Motion fchon in die, an den Großherzog zu bringende, Adreſſe auf- 
‚zunehmen fei oder nicht, fondern über Die Frage, ob Die Motion übers 


haupt in Berathung gezogen werden foll oder nicht, Diefe Frage ift 
eine hochtwichtige und kann, je nachdem der Inhalt der Motion ift, 


eine Lebensfrage für Die Kammer, eine Lebensfrage für die Ver« 


faffung und eine Lebensfrage für unfere Ehre ſeyn. Ueber eine 
Frage von diefer möglichen Wichtigkeit uns verustheilen wollen, 
ohne irgend ein Wort für oder Dagegen zu fprechen, Durch bloßes 
Aufftehen oder Sigenbleiben zu entfcheiden, finde ich nicht-in 
der Gefchäftsordnung und nicht in der Natur der Dinge gegründet, 
fondern beiden widerfprechend. Das Recht zus Discuffion über 
Diefe Frage behaupte ich, und überlaffe es dem gefunden Urtheil 
eines Jeden von uns, wie viel er zu fagen Das Recht habe, 
und gut und zwedmäßig ift. Jeder wird aus eigenem Verftand 
das Maß finden, und Das Zuviel vermeiden. Sollte auch hier 
und da ein Wort gefprochen sverden, wozu Feine unbedingte 
Rothivendigkeit vorhanden wär, fo tft Das Unglüd nicht fo 
groß, wogegen es fehr groß iſt, wenn man die Freiheit der 


Nede beſchrankt. 
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Staatsr. Winter: Niemand ift weniger als ich geneigt, 
die Freiheit Der Rede der Kammer zu befchränten und man 
wird auch davon fein Beifpiel aufzumeifen haben. Dier handelt 
es fich aber davon, was unfere Gefhäftsordnung gewollt bat? 

Sie hat alles Lleberflüffige vermeiden wollen, Dafür aber 
andere Einrichtungen getroffen, und man kann einen $. der 
Gefchäftsordnung nicht herein ziehen, ohne Taf man ihn mit 
der ganzen Einrichtung zufammen hält. Beſtaͤnde bei uns die 
Einrichtung, wie man fie in andern Kammern finder, wo 
fändige Commiſſionen ernannt find, an welche alle Motienen, 
die eine gemiffe Achnlichkeit haben, zum Vortrag gefvieien 
werden, wo alfo kein Mitglied Gelegenbeit hat, auf eine legale 
Weiſe ſeine Anfichten auszufprechen, fondern es blos der Com⸗ 
miſſion überlaffen muß, wie fie ihren Bericht ftellen will, fo 
hätte ich nichts Dagegen zu fügen, daß Diejenigen, Die wicht 
Mitglieder der Sommiffion find, ſchon vorher ihre Meinung 
ausſprechen. Bei uns ift aber die, mie ich glaube, fehr kluge 
Einrichtung getroffen, daß jeder Gegenfland vorher in den Ab⸗ 
theilungen berathen werden fann und muß. Wenn alſo chen 
jedes Mitglied ein legales Recht hat, feine Meinung zu äußern 
umd dieſe der Commiſſion, welche den Bericht zu erflatten 
bat, mitzugeben, fo ift für Alle der Vortheil gewonnen, daß 
fie ſchon früher, ehe die Sache zur Discuffion kommt, ihre 
Meinungen untereinander austaufchen und Darüber gewiſſer⸗ 
maßen einen Beſchluß faſſen kännen, an den fie übrigens nicht 
gebunden find. Barum wurde in der Geichäftsordnung feſt⸗ 
gefeßt, Daß die Motionen zur Abfürzung der Zeit nur unten 

ſtützt und dann in den Abtheilungen näher beräthen werden 

4 follen. Wenn man dagegen den Abgeordneten das Recht geben 
wollte, ſchon über gie Frage zu discutiren, ob bie Motion 
zu unterftüßen ſei oder nicht, Rift ea gar nicht anders möglich, 
als daß man auf die Motion ſelbſt eingehen und fich gewiſſer⸗ 
maßen darüber entfcheinen muß. Ich kaun dabei nicht bergen, 
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daß die Regierung in eine fehr unangenehme Lage käme, Denn 
wir find nicht immer im Stande und berechtigt, augenblicklich 
unfere Meinung auszufprechen. Wir hören blos Die Anträge, 


kennen vorher Die Gründe nicht und wiſſen nicht, auf was 


fie fich fügen, und welche Thatfachen der Redner zu feiner 
Begründung anführt. Diefe Thatfachen werden bier auf eine 
Weiſe dargeftellt, Daß die Zuhörer nothivendig glauben müffen, 
fie feien volltommen richtig, weil die Regierungscommiffäre 
im Augenblick fie nicht beftimmt widerlegen können, ſondern 
fih nur mit einem allgemeinen Widerfpruch begnügen müſſen, 
und Dann weiß man nicht, ob bei der nächften Discuffion 
diefelben Zuhörer da find. In dieſer Hinficht hat alfo Die 
Regierung ein Intereffe Dabei, daß nicht früher verhandelt 
wird, als fie in der Lage ift, auch von ihrer Seite ihre Gründe 
anzugeben, und ich fordere alfo nicht zu viel, wenn ich Sie 
bitte, Diefen Gründen billiges Gehör zu fehenfen. 
Gerbel: Was die Zeiterfparniß betrifft, worauf hinge- 
wiefen wurde, fo ift an die Motion Des Abg. Merk der 
Wunfch geknüpft worden, daß die Regierung davon Kenntnif 
nehmen, und noch ehe die Sache den langen Weg durch Die 
Adtheilungen gemacht habe, einen Gefegesentwurf vorlegen 
möge. Ich finde nun die Motion des Abg. Welder wenigftens 
eben fo wichtig oder noch wichtiger, weßhalb auch diefer Wunfch 
hier Plag greift, denn das ift Das ficherfte Mittel, uns nicht 
die Zeit unnöthig zu verderben, Daß nämlich Die Regierung 
von demjenigen, was das Bedürfniß der Zeit fordert, Kenntniß 
nimmt und es in Zeiten vorlegt, Wir Dürfen alsdann nicht 
jtveimal daffelbe fagen, in welchen Fall wir oft dadurch 
gefegt werden, daß. die Regierung die von der Zeit geforderten 
Geſetze richt zur rechten Zeit varlegt. I Ä > 
Mohr: Ich trete der Behfiptung des Abg. v. Notted 
bei, daß eine Discuffion in feinem Sinne nicht allein noth« 
wendig, fondern Durch das Geſetz beſtimmt fei, denn diefes 
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fagt im $. 51, wenn der Antrag unterflügt wird, jo ent- 
fcheidet die Kammer, ob er in Berathung gezogen werden foll 
oder nicht. Wenn nun eine Motion vorgebracht wird, fo mögen 
einige Mitglieder zwar Darüber Durch Geberden oder Aeuferuns 
gen ihre Anterftügung ausfprechen, allein damit iſt dann nur 
gefagt, fie feien mit der Berathung einverftanden, allein die 
Kammer muß fi durch Abftimmung darüber entfcheiden und 
Niemand wird uns zumuthen, ohne vorgängige Discuffion' eine 
Entſcheidung zu geben, worin demnach) ſchon dasjenige Liegt, 
was der Ybg.v.Rotted will. Wenn nun der Abg. Föhren— 
bach bemerkte, daß Die Berathung deßwegen nachtheilig fei, 
weil die Meinung der Mitglieder präoccupirt werden könnte, 
fo glaube ich geradezu, Daß diefes ihm entgegen fpricht, denn 
wenn die Berathung vorangeht, jo Dürfen nicht blos Meinungen 
für die Motion, fondern auch Dagegen ausgefprochen werden. 
Man wird alfo für und gegen unterrichtet, und man kann 
dann frei in den: Abtheilungen abftimmen. Schließlich unter» 
ftüße: ich. Die Motion: des) Abg. Welder. 24 sion 

Staater. Winter: Es hängt von Ihnen ab, was Sie thun 
wollen, und ich will nur dem Abg. Gerbel antworten, Wenn 
wir Das Geſetz über. das: Dieneredift vorlegen, fo legen wir. es 
in einem ganz andern Sinn vor, als der Abg. Gerbel glaubt. 
Wir werden es nicht blos im Sinne der Verivaltenden, fondern 
auch in dem der Verwalteten vorlegen, die den Beamten unter« 
geben find, und dann wird fich fragen, ob Diejenigen, Die vers 
langen, daß die Staatsdiener Diefe Unabhängigkeit genießen, 
folche ihnen geben wollen, denn es. werden fid) Stimmen dagegen 
„erheben, und man müßte fein Gefühl für fein eigenes Intereffe 
„haben, wenn man die Gewalt der Staatsdiener fo — 

wollte, wie beabfichtigggird, 2. 

Knapp: Schon auf dem Lkandtag von 1819 wurde -eine 
Motion in Diefer Hinficht gemacht, aber ſchon damals verworfen, 
denn man fand dort ſchon, daß das Dieneredikt zu nachtheilig 
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für den Staat if. Man hat dort fehen über Die große Baft der 
Penſionsliſte geftaunt, und hat gefunden, daß es zu viele Bes 
amte gibt, die fehr gerne auf diefe Lifte zu fommen juchen. Es 
gibt Fälle, in denen, wenn die Staatsbehörde einen oder den andern 
Beamten von dem einen oder dem andern Ort entfernen will, 
et fich alle Mühe gibt, penfionist zu werden, denn er mag aus 
feinem Bekanntſchaftskreiſe nicht geriffen werden, und das Ver 
gnügen, das er in manchem Ort genießt, nicht miffen. Es iſt 
ihm hart, von der Stadt auf Das Land verfegt zu werden, und 
: darum bietet er Alles auf, um auf die Benfionslifte zu kommen. 
Was den andern Gegenftand betrifft, jo ſtimme ich der Anficht 
. des Abg. Mohr bei, der richtig bemerkt hat, Daß man über eine 
Motion nicht abftimmen könne, ohne die Gründe zu fermen, aber 
eben fo wahr ift auch, Daß man nicht von der Motion abſchweifen 
und andere Begenftände hereinziehen darf, auf welche die Res 
gierung nicht vorbereitet ſeyn kann. 

Föhrenbach: Ich will nun einen Ausdruck beuchtigen, der 
von dem Abg. Merk gebraucht wurde. Er ſcheint meine Erklärung 
auf die heutige Verhandlung bezogen und darin einen Vorwurf 
gefunden zu haben. Ich ſpreche aber nie Vorwürfe aus, ſondern 
rede immer nur von der Sache. Ich ſpreche nicht von Perſonen 
und Individuen, ſondern im Allgemeinen. Da nun aber doch in 
das Materielle dieſer Motion eingegangen wurde, ſo erlaube ich 
mir auch noch eine Bemerkung darüber. Ich habe mich oft als 
Richter überzeugt, daß die ſchwächſte Seite der Dienſtpragmatik 
dieſe iſt, daß die Regierung ſich fo zu ſagen die Möglichkeit 
genommen hat, pflichtuntreue, ſchlechte und nachläßige Beamte 
von ihren Dienſten zu entfernen, ohne ihnen eine Penſion oder 
eine andere Entſchädigung zu geben. Ich bin ſelbſt Staatsdiener, 
aber ſehr geneigt, dieſe Seite heraugggpeben, die auf meiner 
imnerften Ueberzeugung beruht. 

Es wird hierauf mit einer an Stimmeneinheitigkeit grenzen⸗ 

den Mehrheit der Beſchluß gefaßt, die Motion des Abgeordneten 
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Welcker in Beratbung zu sieben und dem Druck zu über- 
geben. 

Der Tagesordnung gemäß berichtet fofort der Abg. Rinde 
ſchwender über die Beſchwerde mehrerer Bürger in Vörftetten, 
Zurückweiſung von Uebernahme der Jagdpacht betreffend. 

Beilage Nr. 3. 

Selgam: Ich unterftüße den Commiffionsantrag um fo 
mehr, da die Petenten fich nicht einmal an die zunächft übers 
geordnete Stelle, welche das Finanzminifterium geweſen wäre, 
gewendet haben. 

Der Sommiffionsantrag auf Tagesordnung wird angenommen, 

Derfelbe berichtet über Die Beſchwerde des Tobias Golderer 
in Oeſchelbronn, wegen Suftizvertveigerung. 

- Beilage Nr, 4. 

Welcker: Sch unterflüße den Sommiffionsantrag auf Zagess 
ordnung, und füge dem ausgefprochenen Wunfche noch den 
weitern hinzu, daß die Petitionen, die an Die Kammer gelangen, 
durch fachkundige Leute verfaßt werden möchten, denn oft 
verlieren die Leute ihe Recht "gerade Dadurch, daß ſie ſich an 
Winkelad vokaten halten, und es kann demnach Fein befferer Rath 
gegeben werden, als fich an fachkundige Leute zu wenden. 

Geheimerref, Ziegler gibt Auskunft aus einem Berichte des 
Hofgerichts Raſtadt vom 3, April 1821 und bemerkt ſodann, 
daß der Petent auf diefes hin eine neue Klage angeftellt habe, 
am 14. März 1826 aber die eingelegte Appellation von dem 
Hofgericht in Raftatt verworfen worden fet. 

Staatsr. Winter: Der Fall gehört zu jenen, von Denen 
neuerlich der Abg. v, Iäftein gefprochen hatz Sie machen 
übrigens bier Erfahrungen, die wir Hundertmal machen. Der- 
felde Mann, wenn Ge ihn auch abweifen, wird fich vielleicht 
noch auf diefem Landtage wieder an Sie wenden, denn Sie 
werden ihm Die Idee nicht aus dem Kopfe bringen, die in allen 
Denfenigen Leuten herrſcht, bei denen es eine fire Idee geworden 
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ift, daß fie einen Prozeß. bis. an ” feliges Ende fortführen 
müßten. 

Der Sommiffionsantrag auf Zogesordnung wird hierauf an⸗ 
genommen, 

Derfelbe berichtet über die Bitte des Philipp Jakob Gimpel 
in Neudenau, Rechtsftreitfache wen 

Beilage Nr. 

Nachdem der Geheimerref, Zieg * bemerkt hatte, daß ſich 
auch dieſer Mann ſchon ſeit dem Jahre 1822 mit ſeiner Be— 
ſchwerde bei allen Stellen umhertreibe und es ſich blos um die 
Frage handle, ob ein Zeuge abgehört werden ſolle, wird der 
Commiſſionsantrag auf die Tagesordnung angenommen. 

v. Rotteck berichtet ſofort über vier Petitionen der Gemeinden 
des Renchthales, die Bewirthſchaftung ihrer Gemeinde- und 
Privatwaldungen betreffend, 

Beilage Nr. 6 
ER ſchlägt Namens der Petitionscommiſſion in Beziehung auf 
die erſte Petition Die Verweiſung derſelben mit beſonderer Em- 
pfehlung an die Forſtgeſetzcommiſſion vor. | Ä 

Rettig v. K.: Ich unterftüge die erfte Hälfte des Commiſ— 
fionsantrags, nämlich die Verweifung der Petition an Die yorfts 
gefegcommiffion, erkläre mich aber gegen den Zuſatz, indem ich 
ehnehin von Diefer Commiſſion vorausfege, daß fie alles, mag 
die Kammer ihr zumeist, gehörig prüfen werde, Gin folcher 
Zuſatz fünnte eine Empfehlung diefes Gegenftandes ausfprechen, 
was doch · bei der Kürze der Berathung, Die in der Negel den 
Anträgen der Petitionscommiffion zu Theil wird, nicht angemeſſen | 
zu ſeyn fcheint. 

Regenauer tritt dieſer Anſicht bei. | 

v. Rotted: Der Zweck diefer Empfehlung ift fein anderer 
als der, die befondere Aufmerkſamkeit der Commiſſion auf dieſen 
Gegenſtand zu lenfen, und eine ſolche Empfehlung kann man 
‚nicht als überflüffig betrachten. Es ift allerdings oft der Fall, 
daß eine ganze Menge von Petitionen einfommt, die denfelben 
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Gegenftand auf eine gleichförmige Welfe in Anregung bringen, 
bei denen nichts anderes intereffant ift, als Daß man darin etwa 
eine befondere Bekräftigung der in der Kammer felbft erhobenen 
Anträge erblicen kann, wie Diefes z. B. am vorigen Landtag der 
Fall war bei den vielen Petitionen um Preffreiheit oder um 
Zehntfreiheit. In der vorliegenden Petition aber, hat die Pe— 
titionscommiffion eine Menge von fehr intereffanten Thatfachen 
gefunden, welche die Wichtigkeit, auf den hier genannten Gegen- 
ftand fein Augenmerk zu richten, einfchärfen, fo zwar, daß wenn 
dieſe Empfehlung nicht mit der Zumeifung verbunden worden 
wäre, Tie Petitionscommiffion fich verpflichtet erachtet haben 
würde, den Gegenftand felbft ausführlicher zu behandeln und 
fo vorzuftellen, Daß er zur definitiven Schlußfaffung in der 
Kammer fich eignete, Sch glaube alfo nicht, daß durch diefe 
Empfehlung der Forftgefegcommiffion vorgegriffen, fondern blos 
die Aufmerkfamkeit, die Diefe Petition in Anfpruch nimmt, auf 
diefen Gegenftand gelenkt wird, 

Es wird hierauf Durch zwei auf einander folgende Abftimmun« 
gen befchloffen, die Petition an die Forftgefegcommiffion zu ver: 
weiſen und folche ihrer befondern Aufmerffamfeit zu empfehlen. 

Die zweite und Dritte Petition wird chne BENDeEnng der 
Forftgefeßcommiffion überwieſen. 

Zur vierten Petition, in Beziehung auf welche Die Commiſſion 
denfelben Antrag ftellte, wie bei der erften, bemerft Körner: 
zur Befeitigung einer möglichen Mißdeutung und zur Wahrung 
der Commiſſion follten Doch folche fpecielle Petitionen nicht zur 
Empfehlung überwieſen werden, indem die Petenten daraus 
entnehmen möchten, daß auf ihre fpeciellen Intereffen auch 
befondere Rücficht bei der Commiffion genommen werden 
müffen, während dies Commiſſion doch nur das Gefeg im In⸗ 
tereffe des ganzen Landes berathet. Dergleichen Petitionen mögen 
daher zivar allerdings der Forftgefegcommiffion zugewieſen, nicht 
aber derfelben befonders empfohlen werden. 
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v, Rotted: Die Intereffen einer fo bedeutennen Zahl vo» 
Staatsbürgern verdienen allerdings felbft bei einem zu erlaſſen⸗ 
den Geſetze eine Berückſichtigung, und wenn ſogar eine allgemeine 
Beſtimmung eines Geſetzes ſich als vortheilhaft darſtellte, ſo 
könnte die Wahrnehmung eines für einen befondern Landestheil 
obwaltenden entgegenftehenden bejonderen Sntereffes Die Som: 
miffion und die Kammer beftimmen, im Geſetze ſelbſt eine 
Modification oder Ausnahme oder Beſchränkung in Beziehung 
auf Die. betreffenden Bewohner aufzuftellen. Es ift aber auch 
ſchon vom allgemeinen Standpunkt aus dieſer Gegenſtand von 
hoher Wichtigkeit und erheiſcht eine genaue Beherzigung, nämlich 
die Vergleichung des außerordentlichen Ertrags der aus dem 
Gewerbszweig des Harzens erwächst, mit dem auf einer Be⸗ 
ſchränkung des Harzens für den Wald, als Wald, zů erwarten⸗ 
den Vortheile, welcher offenbar mit jenem in gar keinem 
Verhältniß ſteht. Hier iſt nothwendig der Petition ein genaues 
Augenmerk zuzumenden, und die Petitionscommiffion, welche 
beauftragt ift, Die Petition zu würdigen und ihre Begründung 
zu unterfuchen, war fehuldig, zu erklären, daß fie den Gegenftand 
für wichtig halte, daß fie ein fehr bedeutendes Intereſſe in Frage 
erkenne und daher der Commiffion für das Forfigefeg dieſen Gegen- 
fand zur befondern Berückfichtigung empfehlen zu müffen glaube, 

Magg: Die Sommiffion für das Forfigefeg wird gewiß von 
den Notizen in den einzelnen Petitionen genaue Kenntniß nehmen, 
und fo viel es in einem Gefeg möglich ift, folche berückfichtigen, 
aber ich glaube, daß die Aeußerung des Abg. Körner auf 
guten Gründen beruht, denn die Commiſſion könnte allerdings. 
glauben, daß, wenn die Kammer, in ihrer Gefammtheit Der 
Commiſſion eine Petition zur befondern Berüdfichtigung empfehle, 
fie auch die in derfelben enthaltenen Wünſche in das Geſetz auf 
nehmen müſſe. 

9, Rotteck; Man follte glauben, daß hier von einem Com⸗ 
petenzconflift der Petitionscommiffion und der Forſtgeſetzcom⸗ 
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miffton oder der Kammer und der Forfigefegcommiffion die Rede 
fet. Das tft aber nicht der Fall, denn dieſe Commiſſion if 
eigentlich zu nichts anderem niedergefegt worden, als Das uns 
vorgelegte neue Forftgefeß zu berathen. Nun aber macht man 
den Antrag an die Kammer, fie möge erklären, Daß die in einer 
an fie gefommenen Petition befprochenen Intereffen fo bedentend 
ſeien, daß fie für nothwendig halte, folche der Commiſſion zu 
dem Zweck zuzumeifen, Daß fie nicht blos davon Notiz nehme, 
fondern uns ein Gutachten und einen Antrag vorlege, ber 
entweder der Bitte gemäß oder nicht gemäß lauten kann. 

Poſſelt: Auch mir find vor Kurzem von einigen Gemeinden 
des untern Landestheils fehr dringende auf die Natur ihrer Vers 
bältniffe gegründete Wünfche mit dem Auftrage zugeftellt worden, 
folche der Kammer und beziehungsweiſe der Forftgefegceommiiften 
zu empfehlen, was ich auch gethan habe. Es find nämlich die Vers 
hältniſſe Der oberen und unteren Landestheile, beſonders was die 
Forfte betrifft, fo fehr verſchieden, Daß eine gefeßliche Beſtimmung 
für die Einen von den heilſamſten und für Die Andern von den vers 
derblichften Folgen ſeyn kann. Ich habe dieſe Zufchrift befonders 
in der Abficht und mit der Bitte der Forſtgeſetzeommiſſion übers 
geben, es möchte dem zu begutachtenden Geſetz eine folche All 
gemeinheit gegeben werden, daß die Gemeinden in vorfgminenden 
Fällen Spielraum haben, d. h. die nach ihren verfchietenen 
Culturen nothwendige Auslegung Des Gefeges in Anſpruch 

nehmen können, | 
Dörr: Das Harzen ift allerdings ein Hauptrahrungszmweig 
jener Leute, und die Commiſſion, von der ich Mitglied bin, 
wird auch dieſes Verhältnif genau Berückfichtigen. 

Es wird hierauf der erfte Theil des Commiſſionsantrags 
angenommen, und als der Präfivent den Punkt tvegen der 
Empfehlung zur Abftimmung bringen wollte, bemerkte 

Mördes, daß er eine Abftimmung für unpaffend halte, 
indem es fich Lediglich um einen Wortftreit handle und vie 
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Empfehlung nichts anders fage, als daß die Kammer diefen 
Gegenftand ihrer befonderen Aufmerffamfeit gewürdigt habe, 
wie bei jedem andern Gegenftande, der hier vorfömmt, und 
der Commiſſion zugewieſen wird. 

Der Präſident: Mein Amt verpflichtet mich, jeden Antrag 
der gemacht ift, zur Abftimmung zu bringen, und ich frage 
deshalb auch hier, ob der Gegenftand der Commiſſion mit 
Empfehlung übergeben werden fol? Die Frage wird. bejaht, 
worauf 

v. Rotteck über eine weitere Petition der Gemeinden 
Kappel⸗Windeck ıc., Die Abgabe des Bürgergabholzes betreffend, 
berichtet, 

(der Bericht ift in Beilage Nr, 6 enthalten) | 
und Dabei bemerft, wenn das Wort Empfehlung bier zurück— 
genommen werden follte, fo möchte ich Darauf antragen, daß 
die Petitionscommiſſion für jetzt die Petition zurücknehme und 
ſpäter einen ausführlichen Bericht Darüber abfaffe und das 
Drücende der in der Petition dargeftellten Lage befonders 
herausftelle. Wenn aber, wie ich glaube,. fein Anftand gegen 
die Empfehlung erhoben wird, fo wird Diefer Ausdruck den 
nämlichen Sinn haben, wie vorhin, Daß nämlich Die Com— 
miffion zu Begutachtung des Forftgefeges aufgefordert werde, 
auch Diefer Petition, in welcher fehr beherzigungswerthe Ver: 
bältniffe vorkommen , ihre Aufmerkſamkeit hauptfächlich bei 
den betreffenden $$. des Forſtgeſetzes zu widmen, 

Merk: Diefer Zufag gibt zu einer Begriffsverwirrung 
Anlaß, indem wir denfelben bei folchen Petitionen, die an die 
Regierung kommen, gebrauchen, die wir wegen ihres materiellen 
Gehalts für gegründet erachten und daher den Wunfch an die 
Regierung ausfprechen, fie möchte der Petition entfprechen, 
Dadurch hat fich alfo fchon der Begriff feftgeftellt, Daß in 
diefer Empfehlung wirklich die Bewilligung Desjenigen, d, h. 
die Anerkennung des materiellen Grundes liegt, worauf die 
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Betition gebaut if, Wir fönnen aber von der vorliegenden nicht 
ſagen, ob fie nur im mindeften gegründet ift, und ob fie foweit 
zu empfehlen fet, daß darauf Rückſicht genommen werden folle. 
Ich glaube alfo, daß es bei der bisherigen Uebung zu belaffen, 
und die Leberweifung einfach, jedoch, wie fich von felbft vers 
fteht, zu dem Zwecke gefchehe, Daß die Gründe für und gegen 
erwogen werden, 

v. Rotted: Es wäre ein fonderbares Mifverftändniß, wenn 
man die Empfehlung dahin deuten wolle, daß die Kammer 
fehon die Abficht habe, der Bitte zu willfahren, Man empfiehlt 
den Inhalt der Petition blos zur Beachtung, Unterfuchung und 
Würdigung. Man verlangt nur, Daß diejenige befondere Aufe 
merkfamfeit der Sache gewidmet werde, die den befonderen Thats 
umftänden gebührt, Durch dieſe Erklärung ift demnach jedes 
Mißverftändniß gehoben. 

Der Antrag auf empfehlende Ueberweiſung wird hierauf zur 
Abftimmung gebracht und verworfen. 

dv. Rotteck: Nach diefem Befchluffe fehlage ich vor, diefe 
Petition an die Petitionscommiffion zurüczumeifen, Damit diefe 
zuerft ihrer Pflicht genüge, den Inhalt Davon ausführlich dar—⸗ 
ftelle, und die Kammer in den Stand feße, einen eigenen Bes 
ſchluß hierüber zu faffen, indem die Petitionscommiffion in der 
Vorausſetzung, daß die empfehlende Lebermweifung Statt finden 
werde, Der Petition nicht Diejenige forgfältige Begutachtung 
zugewendet hat, die fie in Anfpruch nimmt, 

Schaaff: Das heißt alfo der Kammer vorfchlagen, ihren 
vorigen Befchluß zurück zu nehmen . . 

Mehrere Redner wollen unterbrechen. 

Schaaff: Ich bitte den Herrn Präfidenten, mich im Wort 
zu fügen, oder ich ſchütze mich felbft. 

Der Präfident: Ich glaube nicht, daß der Abg. Schaaff 
das Recht hatte, mit einer ſolchen Vehemens gegen den vorfi« 
Kenden Präflventen zu donnern, da er Demjenigen, der hat 
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fprechen tollen, bereite zugerufen hat, er möge nicht unters 
brechen. 

Schau ff: Sch habe blos meine Anficht mit einigen Gründen 
unterftüßen twolfen, aber ftets muß ich einen Kampf fämpfen, 
um nur zum Wort zu kommen, Statt daß ich über die Sache, 
worüber ich fprechen will, nachdenken kann, babe ich- mich nur 
zu wahren, daß mir der Mund nicht geftopft wird. Nicht Einer 
unter Ihnen ift in einer folchen mißlichen Lage wie ich, mas ich 
nicht weiter ausführen will, Wenn fie auch auf meine Perſon 
feine Rüskficht nehmen wollen, fo bedenken Sie, Daß der 37, 
Wahlbezirk Durch mich vepräfentirt ift, und dieſer feine Stimme 
fo gut. zu führen bat, wie jeder andere Bezirk, | 

v. Itzſtein: Der Präfident ſchützt im Wort, nie aber der 
Abgeordnete fich felbft. 

Schaaff: Vom Präfidenten muß ich mir eine Zurechtwei- 
fung gefallen laffen, nicht aber von einem andern URN 

v. Itzſtein: Er hat Recht. 

Schaaff: Mein Antrag war der, auf den Vorſchlag des 
Abg. v. Rotteck nicht einzugehen, weil die Kammer das wie⸗ 
der aufheben würde, was fie beſchloſſen hat. Die Forftgefeg- 
commiſſion wird die Sache hinlänglich prüfen, und am Ende 
kommt fie ja in die Kammer, wo Jeder feine Anſicht ausſpre⸗ 
chen kann. 

Poſſelt: Unfer Hauptbeftreben follte doc auf Erfparung 
der koftbaren Zeit gerichtet fegn, aber dieſem würden wir gewiß 
nicht nachkommen, wenn alle auf Das Forftwefen bezüglichen 
Petitionen von der Petitionscommiffien ausführlich behandelt 
werden follen, und es würde großes Mißtrauen gegen die Forfts 
gefegcommiffion verrathen, wenn wir ihr nicht vollkommenes 
Zutrauen fchenkten, daß fie ohne große Empfehlung jeder ihr 
zugemwiefenen Petition die ihe gebührende a a ana ſchen⸗ 
ken werde. 

v. Rotteck: Um dey Kammer feine unangenehme Discuſſion 
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zu yeranlaffen, nehme ich meinen Antrag zurück, indem ich da 
durch, Daß ich ihm ſtellte, mein Gewiſſen beruhigt habe, und 
die Forſtcommiſſion, nachdem die Sache für und wider befpro- 
chen worden ift, fie gewiß für wichtig halten und ihre Aufmerk, 
famfeit ihr zuwenden wird. Die Sache aljo ift gewahrt und um 
Worte ftreite ich nicht. 

Aſchbach berichtet hierauf über Die Bitte des Chirurger 
Ofſiander in Pforzheim um Wiederanftellung. 

Beil, Nr. 7. 

Wigenmann: Die eigentlichen Gründe, Lie die Penſioni— 
rung des Bittftellers herbeiführten, fenne ich nicht, aber daß er 
damals feinen Dienft noch hätte verfehen können, glaube ich, 
indem er als ein geſchickter Mann befannt iſt. Ungeachtet übris 
gens feine Befoldung jährlich über 600 fl, und viel mehr betrug, 
als die des Phyſicus, fo fam er doch immer um Erhöhung ein, 
und diefes, fo wie feine immerwährente Unzufriedenheit mit 
feinen Borftänden mag zu vn Penfionirung mit beigetragen 
haben. 
Staatsr, Winter: Es ift mir nicht zuzumuthen, und es liegt 
auch nicht in meiner Pflicht, mich uber Perfönlichkeiten eines 
Mannes öffentlich auszufprechen, denn ich Eönnte Ihnen Dinge 
fagen, die diefem Manne fehr wehe thäten, Er müßte alsdann 
auch öffentlich anttworten, was unangenehme Erörterungen herz 
beiführen würde, Der Mann ift längft zur Penftenirung reif 
gemwefen, und man hatte alle mögliche Nachficht mit ihm, Das 
kann ich bemerfen, daß er mit allen ihm vorgefeßten Aerzten in 
ununterbrochenem Streite lebte, der Jeden zu der Erklärung 
zwang, entweder ihn oder den fraglichen Mann zu entfernen, 
Es find noch andere Gebrechen, die gegen ihn fprechen, von 
denen ich aber bier ſchweige, und nur noch anführe, daß er 
ſchon ſeinem Alter nach hat penſionirt werden konnen. 


Es wird nun beſchloſſen, nach Dem Antrage der Commiſſion 
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die Petition derjenigen Abtheilung der Budgetscommiffien zu« 
zuweiſen, die über das Penfionswefen zu berichten bat, 

Buhl legt hierauf der Kammer eine an den Buchhändler 
Groos ergangene Erklärung der Oberpoftdirection. in Betreff 
der Speditionsgebühr für Das Verfenden der ftändifchen Ver: 
bandlungen vor, 

Diefe Behörde verlangt hiernach °/s fr. für den Bogen, fo 
wie ein Freieremplar von den Verhandlungen, Der Referent 
bemerkt, daß Groos mit diefen Bedingungen nicht zufrieden 
fet, und daß namentlich Die Poftdireetion fich zu Abnahme der 
vollftändigen Verhandlungen verbindlich machen möchte, und 
fohließt mit der Bemerkung : daß, Da der Kammer an der mög» 
lichften Verbreitung der Verhandlungen fehr gelegen fei, auch 
die möglichft billigen Bedingungen von Seiten der Poſt gegen» 
über von dem Empfänger, der nach dem Vertrag mit Groos 
das Porto zu bezahlen habe, zu wünfchen feien. 

Winter v. H.: Ich halte es allerdings für fehr wuͤnſchens— 
werth, Daß Denjenigen , die unfere Protocolle bei der Poft be— 
ftelien, kein großes Porto abgenommen werde, allein ich muß 
die Kammer bitten, fich nicht in eine Sache einzulaffen, Vie 
(ediglich die des Verlegers zum Publikum ift. Die Pot bat 
das Porto zu Verfendung literarifcher Gegenftände befannts 
lich ſchon längft im Lande herabgefegt, und wenn die Kammer 
den Wunfch ins Protocofl niederlegt, daß auch bier daffelbe 
auf eine wohlfeile Weife gefchehen möchte, fo halte ich Diefes 
um fo mehr für genügend, weil die Poft Darauf Rückficht nimmt, 
ob bedeutende Verfendungen gemacht werden, in welchem Fall 
fie dann felbft ſchon eine niederere Provifion nimmt, und der 
Verleger fich auch Leicht etwas gefallen Laffen fann , wenn er 
einen großen Abfag hat. | 

Buhl: Wenn der Buchhändler die Pflicht hätte, Das Porto 
auf fih zu nehmen, fo würde der Abg. Winter Recht haben, 
da aber Alles auf Koften des Empfängers geht, fo ift es die 
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Sache der Kammer, darauf zu fehen, daß das Porto möglichft 
gering geftellt wird. 

Winter v. H.: Alles zugegeben, glaube ich doch nicht, daß 
es der Stellung der Kammer angemeffen feyn wird, über Porto 
zu beſchließen. Sie fann nicht mehr thun, als den Wunſch aus— 
fprechen. 

Welcker: Sch unterftüße den. Antrag auf möglichfte Billig: 
keit, weil wir ſonſt mit der Buchhandlung in neue Schwierig- 
feiten kämen, indem diefe auf möglichft billige Anfäge von 
Seiten der Poftbehörde gerechnet hat, und es im Intereffe der 
Kammer liegt, die Protocolle möglichft zu verbreiten. 

Die Protocolle werden an die Abgeordneten ganz portofrei 
gefendet, und darum wird auch Die Oberpoftdirection ihre Bes 
dingungen möglichft niedrig ftellen, fobald wir diefen — 
gegen die Regierung ausſprechen. 

Buhl ſchlägt vor, die Poſt zu bitten, ſtatt %s Er. für einen 
Bogen, 16 Er. für 48 Bogen anzufegen, und dieſen Wunfch 
gegen die Regierung im Protocoll auszufprechen. 

Staatsr. Winter mwünfcht eine diesfallfige fchriftliche Mit— 
theilung an das Staatsminifterium, worauf fogleich Das Geeig« 
nete verfügt und der Kammer Antwort werde ertheilt werden, 

Rutſchmann macht diefen Vorfchlag zu dem Geinigen, 
worauf folcher von der Kammer angenommen twird. 

Schaaff: Ich erlaube mir, an die Regierung zwei Fragen zu 
richten, wovon die erfte den Wirfungskreis der erecutiven Ger 
walt betrifft. ©elegenheitlich der Discuffion über die Gemeinde, 
ordnung auf dem letzten Landtage habe ich den Antrag geftellt, 
es möchte der Regierung gefallen, den Bürgermeiftern ein in 
die Augen fallendes Zeichen zu geben, womit fie in dem Yall 
angethan ſeyn follen, wenn fie Dienftgefchäfte zu verrichten 
haben. Ich habe diefen Antrag, Den ich bei Gelegenheit Der 
Discuffion über den Gefeßesentwurf, die Beftrafung der Wider 
ſetzlichkeit betreffend, noch weiter motivirte, aus Rüdfiht auf 
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die Bürgermeifter felbft, auf den Öffentlichen Dienft und auf 
jeden einzelnen Staatsbürger geftellt, und die Kammer legte 
auch Damals den Wunſch ins Protocoll nieder, daß die Regie 
rung eine folche Einrichtung treffen möge. Wir haben auch dar 
mals von der Negierungscommiffion die Zuſicherung erhalten, 
daß es gefchehen folle. Bis jet ift es aber nicht gefchehen, und 
ich frage deßhalb, ob wir nicht zu erwarten daß diefem 
Wunfch werde entfprochen werden. 


Staatsr. Winter: Was ich verfprochen habe, habe ich auch 
gehalten, Es ift ein Antrag an das Staatsminifterium ergan- 
gen, worauf eine Refolution erfolgen wird, 


Schaaff: Ich danke für diefe Auskunft, und es bleibt — 
übrig, als die Entſchließung des Staatsminiſteriums abzutvars 


[4 


ten. Meine zweite Frage betrifft das Gensd’armeriegefeß, ° 


worin e8 heißt, Daß, ehe man Waffengewalt gegen eine verfam- 


melte Menge brauche, die Aufruhracte verlefen werden müffe, 


allein dieſe Aufruhracte fuchen wir vergeblich, Die Liebe unferer 


Bürger zu einem verfaffungsgetreuen Fürſten, ihr Vertrauen 
zu einer weiſen und gerechten Regierung wird uns por einem 
Aufruhr im Sinne des Gefeges bewahren. Wir haben ihn nicht 
erlebt und werden ihn nicht erleben. Andere gefährliche Zufams 
menrottungen aber, von denen Das Gefeß fpricht, haben aller= 
‚dings Statt gefunden, und in Diefem Fall war der executive 
Beamte in großer Berlegenheit, auf welche Art er die Aufruhr— 
acte verlefen folle, weil fie nicht exiſtirt. Ich frage Deshalb auch 
bier, ob mir nicht zu erwarten haben, Daß die Regierung eine 
folche Acte erläßt. Ob diefes im Weg der Gefeggebung gefchehen 
folle, ob man es als integrivenden Theil des Geſetzes betrachten 
‚oder im Wege der Vollziehungsverordnung die Sache erledigen 
will, kann ich wohl vor der Hand dem Urtheil der Regierung 
anheim geben. 5 | 

Merk: In einer offiziellen Nachricht son Mannheim hat es 
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geheißen, die Aufruhracte fei verlefen worden, Es muß alio 
doch eine folche eriftiren. 

Schaaff: Ich fenne fie nicht. 

Staater. Winter: Es ift auch bier geſchehen, was ich ſchon 
sorhin bemerkte. Es ift ein Antrag ans Staatsminifterium er: 
ftattet worden; dort hat man aber einige Anftände gefunden. , 
Es wird übrigens nächftens in Tiefer Sinſicht eine Ent 
ſchließung erfolgen. 

Schaaff: Dabei kann ich mich vor der Hand beruhigen. 

Rettig v. C.: In den früheren Boftimmungen für die Gens» 
Varmerie ift die Formel enthalten, wonach die Aufrubracte vers 
lefen werden foll. Sie lautet ungefähr fo: die bewaffnete Macht 
iſt im Kal, von ihren Waffen Gebrauch zu machen. Darum 
wird jeder rechtliebente Bürger aufgefordert, fich zu entfernen. 
Schaaff: Das frühere Gefe& if Durch das neue aufgehoben, 
und wenn jenes angeiwendet worden ift, fo ift es eben darum 
gefchehen, weil man feine andere Acte hatte, 

Fecht: Mich freut, Daß Die Regierung fo fpät daranf ** 
dieſe Acte zu entwerfen. Es liegt Darin der ſchoͤne Beweis, daß 


ſie keinen Aufruhr in dieſem Lande fürchtet. 
Aſchbach: Ich wünſchte, daß dieſe Stimme bis nach Frank· 
furt ſchallte. 


Es wird ſofort zur Wahl der 4 Mitglieder geſchritten, wo— 
durch die Unterrichtscommiſſion verftärft werden fol. Sie fällt 
. auf die Abg. Negenauer mit 36, Grimm mit 30, Win 
ter v. H. mit 30 und Seltzam mit 26 Stimmen. 

Herr fragt die Kammer, ob nicht die Commiſſion zu Begut- 
achtung des Antrags der erften Kammer, die Subftituten für 
den Erzbifchof und ven Prälaten betreffend, mit zwei Mitglie- 
dern verftärft werden follte, Da bles Katholiken in Diefelbe ger 
wählt worden feien. 

| Nachdem der Abg. Magg bemerkt hatte, Daß die Katholifen 
in der Kammer gut evangelifch feien, twird der Antrag vertvorfen, 
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Winter v. H. bittet die Kammer, ihn von der Commiſſion 
für die Schulfachen zu Dispenfiren, und die Stelle Deinjenigen’ 
zu überlaffen, der die meiften Stimmen nad) ihm erhalten habe. 
Es fei befannt, daß Die Lehrer und mehrere Geiftliche feiner 


Arbeit auf dem vorigen Landtage eine große Auszeichnung hät- 


ten widerfahren laſſen. Er überlaffe der Kammer, ob er fie 
verdient habe, er felbft habe fie mehr der herzlichen Theilnahme 
der Kammer, als feinem eigenen Benehmen zugefchrieben, Da— 
mit es aber nicht entfernt den Schein haben fönnte, als ob er 
deßwegen in dieſer Commiſſion mit befonderer Wärme für diefen 
oder jenen Gegenftand fpreche, fo würde es ihm Lieb feyn, wenn 
man ihn diefer Stelle euthebe, er werde aber demohngeachtet 
on der Discuffion über Das Schulweſen felbft Den wärmften Ans 
theil nehmen, und fi) andere Arbeiten gerne übertragen laſſen. 


Fecht widerjegt fich diefem Gefuch, weil der Abg. Winter 
gerade in dieſem Fach viele, Kenntniffe befige. Ueberhaupt follte 
man es nicht auffommen laffen, daß ohne die wichtigften Gründe 
ein Mitglied von einer Commiſſion enthoben wird. 

Knapp unterftüßt den Antrag, weil der Abg. Winter bei 
mehreren Sommiffionen und namentlich bei der Budgetcommifs 
fion befchäftigt fei. 

Mördes: So fehr ich geneigt wäre, dem abq. Winter 
perfönlich beizuſtimmen, fo wenig kann ich mich entſchließen, 
feine Bitte zu unterftügen, denn er hat bei den rühmlichen Ar- 
beiten über Diefen Gegenftand auf dem vorigen Landtage fo geünds 
liche Kenntniffe an den Tag gelegt, daß es als ein Verluft für 
die Commiſſion zu betrachten wäre, wenn fie deffen umfichtige 
Mitwirkung entbehren müßte. 

Winter v. H.: Sch weiß meinem alten Freund Knapp 
vielen Dank, daß er mich unterftügt hat, denn was ich hier ges 
fprochen habe, wird mir, glaube ich, kein Mitglied der Kammer 
als Oftentation auslegen. | 


XI. Sigung som 12. Juni 1833. 33 


v Rotted: Man kann in feiner eigenen Eache gar feinen 
Antrag fellen, Winter hat auch blos eine Bitte getban, Erft 
der Abg. Knapp hat darauf angetragen, der Bitte des Abg 
Wint er zu mwillfahren, aber dieſer Antrag ift nicht unterfkügt 
worden. Das Geſuch des Abg. Winter wird fofort verworfen, 
worauf der Präfident noch folgende Eommiffionen anzeigt: 

1) Es befteht hiernach die Commiſſion für das proviforifche 
Geſetz in Betreff der Ettappengelder aus den Ag. Seramin, 
Witzenmann, Völfer, Blanfenborn und Sander, 

2) Die Commiffion für den Antrag der erften Kammer, den 
Erfaß des Erzbifchefs ꝛc. in Verhinderungsfällen deffelben be- 
treffend, aus den Abg. Bader, Seltzam, Mördes, Merk 
und Schinzinger. 

Damit wird die heutige Sitzung geſchloſſen und die nächfte 
auf übermorgen angefagt. 

Zur Beurkundung der Verlefung in der Nachmittagsfigung vom 


40. Suni 1833. 
Der zweite Bicepräfident Der Secretaͤt 
Merk, Mördee. 


Beilage Nr 3 


zum Protocol der eilften öffentlichen Sitzung vom 12, Juni 
1833. 





Bericht der Petitionscommiffion zur Befchwerdevor: 

ſtellung der Gemeindebürger Kaufmann Leimenftoll 
und Conforten zu Vörftetten, wegen Zurückweiſung 
von der Uebernahme der Jagdpacht dafelbft. Er: 
ftattet von dem Abg. Rindefhwender. 





Als am 43. Auguft vorigen Jahres zu Börftetten der die 
dortige Gemarkung umfafiende Jagdbezirk in EG zu 
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Macht gegeben wurde, hat das Großh. Forſtamt Emmendingen 
die gegentwärtigen Bittſteller Kaufmann Leimenſtoll und Con⸗ 
ſorten aus dem Grunde zur Mitſteigerung nicht zugelaſſen, weil 
ſie ſich nicht mit dem vorſchriftsmaͤßigen Zeugniſſe ausgewieſen 
hätten, welches die Zulaffung zum Jagdpachte bedinge. 

Es folte nämlich nach der beſte henden böberen Vorſchrift, 
deren Zweckmaͤßigkeit einleuchtend it, ein Gemeindebürget nur 
dann zu einem Jagdpachte zugelaſſen werden, wenn er durch 
das betreffende Buͤrgermeiſteramt legal bezeugt erhält: 

„daß durch die Uebernahme des Pachtes weder 
„für feine Familie, noch für das Öffentliche 
„wohl ein Nachtheil zu befürdten ſtehe.“ 

Diefes Zeugniß nun konnten die obgenannten Dachtluftigen 
hei dem Verſteigerungsaete zwar nicht in dem affegirtem Wort: 
laute vorlegen, weil weder fie, noch ihr Bürgermeifter Die Vor 
ſchrift genau zu kennen ſchienen, Dagegen übergaben fie ein 
Zeugniß des Bürgermeifters, befagend: 

„Joſeph Seimenftell, Krämer ıc., witd bewilliget, Die Jagd 

in Pacht zu nehmen. Voͤrſtetten den 18. Auguſt 1832" 

„Bürgermeifter Loͤſch“ 
und fie beſchweren ſich nun, daß, diefe Atteftation unbeachtend, 
das Forftamt auf ihr Mehrgebot von 20 fl, feine Rückſicht 
genommen, Die Jagdpacht vielmehr um die Summe von 31 fl. 
dem Amtmann Nieder in Emmendingen zugefchlagen babe, 

Ihre bei der Direction der Forfte und Bergwerke deßhalb 
eingereichte Recursbeſchwerde wurde verworfen, An das Staats 
minifterium haben fich Die. Petenten nicht gewendet, 
ghre Commiſſion iſt nun zwar des Dafürhaltens, daß das 
von den Bittſtellern bei dee Jagdbegebung überreichte Zeugniß 
des Bürgermeiſteramtes im Weſentlichen gerade dasjenige ent⸗ 
halte, was die Regierung zur fraglichen Legitimation vorge⸗ 
zeichnet hatz daß alſo das Forſtamt die Zurückweiſung Des- 
jenigen oder Derjenigen, welche dieſes Zeugniß benannte, ‚mit 
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Unrecht verfügt babe, wodurch nicht nur dem Aerar ein Nach⸗ 
theil von jährlichen 20 fl. zugeht, ſendern wedurch and) die 
Nückficht verlegt wurde, welche jede Landesberrliche Behörde 
tem achtbaren badiichen. Bürger ſchuldig if; allein fie yermung 
nicht, Die Meinung zu tbeilen, daß dieferbalb auch. nethwendig 
die erſte Verpachtung ungültig oder nichtig fei, und eine neue 
Derfteigerung müfje vorgenommen werden; fie trägt, daher und 
bei der mangelnden Bejcheinigung der erfüllten Vorſchrift des 
$. .67 ver Perfoffungsurfunde lediglich darauf an⸗ zur Zoges- 
orömumg überzugehen 


Beilage Nr. 4. 


zum Protocoll der eilften öffentlihen Sitzung vem 12. Juni 
1833. 





Bericht der Petitionscommiſſion zur Beſchwerde des 
Tobiad SG olderer in Defchelbronn, wegen Juſtiz⸗ 

verweigerung. Erſtattet Durch den Abo. Rinde 
ſchwender. 


Tobias Golderer von Defchelbronn (Oberamts Pforzheim) 
trägt in einer ſehr unklaren — an die hohe Kammer 
vom 29. v. Monats vor: 

Er habe an die Schultheiß sein Erben zu Defchel« 
Brom über 6000 fl. Entfchädigunsgelder zu fordern, worüber 
Aeten fprechen, welche bei den Oberamte Pforzheim beruhen. 

Nachdem er nun viele Jahre hindurch bei allen einfchlägigen 
Staatabehörden Hülfe gefucht, Habe das Großh. Hofgericht zu 
Raſtadt feine Anforderung für liquid erflärt. 

- Wegen des Vollzuges dieſes hofgerichtlichen Ausſpruchs 
aber implorire er ſchon die langſte Zeit bei den niedern, hoben 
und höchften Behörden, vermöge aber — zu einer Ne⸗ 
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ſolution, vielweniger zu feinem Zwecke zu gelangen, während 
doch bei dem Oberamte Pforzheim über 3000 fl. diefer Entfchä- 
digungsgelder disponirt worden fepn follen. | 

Er bittet um Verwendung der hohen Kammer für alsbal: 
dige Erledigung dieſes feines Rechtsanliegene. 

Nach der eigenen Erzählung des Bittftellers und ſchon nach 
der Natur der Sache, gehören die Entfhädigungsanfprüche, die 
bier in Frage liegen, vor den Juſtizrichter; auch feien fie vor 
dem Großh. Hofgerichte in Raftadt zu Gunften des Bittwerbers 
bereits entfchieden. 


Nun kann Ihre Commiſſion fih den Fall kaum möglich den: 
ten, Daß dieſe Behörde fich eine fo auffallende Juftizperzögerung 
oder. Verwweigerung folle zu Schulden kommen laffen, wie 
die angeflagte; es iſt dieſes um fo weniger denkbar, da in der 
neuen Prozeßordnung der Weg fehr Fenntlich vorgezeichnet ift, 
auf welchem derartige Befchtwerden mit fiherem Erfolge 
abgemwandelt werden, Wegen Juſtizverzögerung des Amtes ift 
nämlich beim Hofgerichte, umd wegen der des Hofgerichts beim 
Oberhofgerichte in Gemäßheit des $. 1,244 der neuen Prozeß. 
ordnung Beſchwerde zu erheben. Die Befchtwerdeführung gegen 
den oberiten- Gerichtshof gehört vor die oberfte Staatsbehörde. 
$. 12450. P. O. 


Diefer gefeglich vorgefchriebene Weg ift im vorliegenden 
Galle ganz gewiß nicht eingehalten, wenigftens daß es gefchehen, 
nicht befcheiniget, was der Bittfteller nach der Klaren Vor⸗ 
fhrift des $. 67 der — — — war, der 
in verbis beſagt: 


veſchwerden einzelner Staatsbuͤrger Binnen nur dann an⸗ 
„genommen werden, wenn der Beſchwerdeführer nach⸗ 
„weist, daß er ſich vergebens an die geeigneten Landes⸗ 
ſtellen * zülegt an das — um Abbülfe 
— babe.” .. . 
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Als eine ſolche Nachweifung kann Die in der Beſchwerde⸗ 
sorftellung niedergelegte Afferte, 
„daß man fi vergeblih an die —* und 
„höchſten Behörden gewendet habe,“ 
nicht gelten; um fo weniger, ale mit moͤglichſter Zuverſicht aus 
diefer Vorftellung gerade entnommen werden fann, daß der Sup- 
plicant für feine Rechtsvertretung fchlecht berathen, die verkehrten 
Mittel zur Erreichung feines Zweckes angetvendet babe, und fort- 
hin anwende. Es tft wiederholt ſehr zu beklagen, daß, ungeachtet 
der während des Landtages von 1831 fo vielfach binausge» 
gebenen Belehrungen , noch immer Befchwerden einfommen kön⸗ 
nen, denen es an dem weſentlichſten Exrforderniffe für die Be- 
dingung der Tandftändifchen Einfchreitung gebricht, die fomit 
der hohen Kammer nur Zeitverluft, Dem Supplicanten aber uns 
nöthige Koſten veranlaffen, da fie unberüdfichtigt bleiben müffen. 
Ihre Commiſſion trägt für den vorliegenden Yall darauf 
an: „daß zur Zagesordnung übergegangen werde.“ 


Beilage Nr. 5 


jum Protocol der .eilften öffentlichen Sigung vom 12. Juni 
1833. 





Bericht der Petitiondcommiffion zur Bitte des Philipp 
Jakob Gimbel zu Neudenau, um Einfchreitung 
der hohen Kammer. in ſeiner Rechtsangelegenheit 
gegen Bürgermeifter Simon Keim allda, wegen an: 
geblicher Hebervortheilung.  Exftattet von dem BL 
'R URRIUBEREER | 





ver Bintfeller, Philipp Jatob Gimbel zu ‚NReudenau, wii 
durch eine angeblich eigenmächtige Handlung des dortigen Buir- 
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germeifterd Simon Keim bei Abfchäßung des ihm (G imb el) 
theilweife abgebrannten Haufes beeinteächtiget worden fegn. 

Gr fagt in feiner Vorftellung , er habe ſich deßhalb bejonders 
wegen Abhör eines Zeugen, der zu feinen Gunften ausſagen 
würde, mehrmals an das Großh. Hofgeriht gewendet, Dies 
fei aber auf fein Geſuch nicht eingegangen: 

Vor eine höhere Behörde, wie fie der $. 1244 der Prozeß⸗ 
ordnung ausdrücklich bezeichnet, am wenigſten vor Das Großh. 
Staatsminiſterium iſt dieſe, wie es ſcheint, formell und materiell 
unbegründete Beſchwerde nicht verbracht worden; Ihre Con: 
miffion trägt daher auf die Bagesordnung an. 


Beilage Nr. 6 


zu dem Protocoll der eilften öffentlichen Sitzung vom 12. uni 
| 1833; | 





Bericht der Petitionscommiffion über mehrere ‘Petitionen 
einer Anzahl Gemeinden im Renchthale; verfchiedene 
Wünſche, rückfichtlic der Bewirthfchaftung ihrer Ger 
meindes und Privatwaldungen, und einiger damit 
verwandter befonderer Intereſſen audfprechend. 
(Nachträglih kommt dazu eine Petition der Gemeinden 

Kappel⸗Windeck, Neufas, Altfchiveier und Waldmatt, die Ab» 

gabe des Bürgergabholzes betreffend). 

>. Erfbattet son dem Abg. v. Rotted. 





Die erſte diefer Petitionen enthält die dreifache Bitte, daß 
1) den Renchthaler Thalgemeinden ihre eigenthümlichen Ge- 
meindewaldungen mehr zur Selbſtbewirthſchaftung überlaſſen 
werden moͤchten; daß 2) ihnen erlaubt werde, ihre jaͤhrlichen 
Gabhölzer nach ihrer Bequemlichkeit fallen und hauen zu Dürfen, 
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endlich 3) daß dem Bürgern die Veräußerung der Riude ihres 
Gabholzes, und alſo au die Fällung, zu ber biesu geeig⸗ 
neten Zeit, wie früher, geſtattet werde. 

Alle Diefe Punkte werden Durch Das fo eben in Berathung 
befindliche For ſtge ſetz ihre Erledigung erhalten. Es if zu 
erwarten, daß daſſelbe, was den. erflen Punkt betrifft, fur Die 
Gemeindewaldungen zwar nicht jene volle Freiheit der Bewirth⸗ 
ſchaftung, welche der Privateigenthümet mit Recht in Anſpruch 
nimmt, ſtatuiren, jedoch: auch keine unnötbige, mit dem Geiſt 
der neuen: Gemeindeordnumg im Disharınonie ſtehende Ber 
fchränfung verordnen werde. In Anſehung der beiden andern 
Punkte: wird wohl eine forgfältige Vergleichung des aus Ten 
vorgefchlagenen Beichränkungen zu erwartenden Bortheiles 
für die Wald-Cultur mit Dem daraus für die nutzungs⸗ 
berechtigten ‚Privaten entſtehenden Schaden angeſtellt, auch 
dem hier oder Dort beftehenden befondern Privat⸗ oder aud) 
blos Hiftorifchen Recht jene Beachtung — werden, 
welche allerdings demfelben gebührt. 

Die Petitionscommiffion ftellt demmad) den ne, die hohe 
Kammer wolle die vorliegende Petition der zur Begutachtung 
des in Berathung befindlichen Forftgefeges erwählten Sommiflion 
überweifen. und zur möglichiten Berückſichtigung empfehlen. 

Die zweite Petition geht dahin, daß den Renchthaler Ger 
meinden geftattet werde, ihre Gemeinderwaldungen nach Köpfen 
zu vertheilen oder diefelben in Hinkunft wie —— 
frei zu bewirthſchaften. 

In Bezug auf den erſten Punkt werden die Petenten an 
die Gemeindeordnung, im Bezug auf den zweiten an das neu 
zu erlaſſende Forſtgeſetz zu verweiſen ſeyn, wofern ihnen nicht 
befondere Rechte oder Anſprüche zuſtehen, wovon zwar eine 
Andeutung, doch keine genügende Nachweiſung in der Petition 
zu finden iſt. Jedenfalls ware das etwa vorhandene be ſondere 
Mecht: oder Intereſſe zuvorderſt bei der betreffenden Behörde 
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geltend zu machen, zum Ginfchreiten der Kammer If die Sache 
fo, wie fie vorliegt, noch nicht reif. Indeſſen möchte gleidh- 
wohl die Petition, weil In derfelben mehrere beachtenswerthe 
Motizen über befondere Verhältniffe vortommen, unferer Forſt⸗ 
gefegcommiffion zu etwa thunlicher Beachtung zuzuweiſen ſeyn. 
- Eben fo die dritte Petition, worin um Befreiung . von 
den’ Beförfterungskoften: und um Rückvergütung derjenigen, 
welche angeblich zur Ungebühr von ven Gemeinden. erhoben 
werden , gebeten wird. Da nämlic zur Begründung; diejes 
Gefuches ziwar auf eine Östliche Waldordnung ‚vom 25 Mai 
1809, worin es ausdrüdlich heiße: „von allen Beförftes 
rungskoſten bleibt die Genoffenfchaft nad: traftats 
mäßiger Zuficherung frei“ ſich besogen, jedoch feine 
Enthörung in Bezug einer etwa wegen gleichivohl neuerdings 
angeordneter Koſtenerhebung eingelegten Beſchwerde nachge 
wieſen wird, ſo kann das hier dargeſtellte beſondere Verhältniß 
bis jetzt noch der Kammer blos zur Notiz, doch allerdings 
zur intereſſanten Notiz, vom welcher etwa auch Die Forſtgeſetz 
eommiffion Gebrauch machen dürfte, Diemen. 

Die vierte Petition emdlich richtet fih gegen die Be 
ſchräaänkungen, welchen in neuefter Zeit das feit Jahrhunderten 
ungeflört ausgeübte Harzfcharren von den Fichten (oder 
Kothtannen) unterworfen ward. Die Petenten behaupten, Daß 
diefer Gewerbszweig ihnen jährlich eine Summe von 38 bis 
33,000 fl. eindringe, und daß die bisher beobachtete Art des 
Harzens unfchädlich für das Wachsthum der Bäume und übers 
haupt für den nachhaltigen fonftigen Ertrag des Waldes fei, 
und daß die nach theoretiſchen Geumdfägen ihnen jet. auf- 
erlegten ‚Befchränfungen, in Bezug auf die Dicke der an- 
zub rechenden Bäume und auf diergeit ihrer Fälkung 
Pa nämlich die Forſtbehoörde die: Harz tragenden Bäͤume, als 
trank, zur früheren Yälfung verurtheilt), von keinem oder doch 
von. geringem Nutzen für den Wald, dagegen von ausnehmen 
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dem Schaden für die Waldeigenthümer (Gemeinden und Pri⸗ 
vaten) feien. 

Daß bei diefem Gegenftand ganz vorzüglich wichtig fei, den 
aus der forfteilichen Befchräntung bervorgehenden Nugen für 
den Wald, als Wald, mit dem den Eigenthümern durch das 
Harzfcharren jährlich zufließenden großen — ein Geldfapital 
von 600,000 fl. vorftellenden — Gewinn zu vergleichen, 
leuchtet ein, und da doch im Grunde nicht eigentlich der Wald 
als Wald, fondern die Eigentbümer als Bürger, oder überhaupt 
der für Bewohner und die Gefammtheit aus einer oder der 
andern Art. der Bewirthichaftung hervorgehende Vortheil oder 
Nachtheil Das oberfte Princip der Forfigefeggebung ift, fo 
wird ohne Zweifel unfere Forfigefegeommiffion bei der Be: 
gutachtung der bier einfchlagenden SS. des uns vorgelegten 
neuen Geſetzentwurfes folche Vergleichuug mit Sorgfalt an: 
ftellen und darnach ihre Anträge beſtimmen. 

Diefe vierte Petition fonach wäre nach Tem Dafürhalten der 
Petitionscommiffion mit ganz befonderer Empfehlung der Forft: 
gefeßcommiffion zu überweifen. 

Die Gemeinden, welche die vorliegenden Petitionen eingereicht 
und deßwegen mit den Anterfchriften ihrer Gemeinderäthe au) 
zum Theil der Ausfchußmänner und einer Anzahl Bürger 
verfehen haben, find: Opppenau, Maifah, Ibach mit 
Löherberg, Ramsbadh, Lierbach, Lautenbach, Pe: 
tersthal und Döttelbach (Lautenbach jedoch erfiheint nur 
auf Nr. 1 und 3). 


Nachtrag. Eine fo eben noch eingefomimene Petition der 
Gemeinden Kappel: Windel, Neufaz, Altfhweier 
und Waldmatt, die Abgabe des Bürgergabholzes betreffend, 
welche fehr beherjenswerthe Betrachtungen über das Drüdende 
der. Verordnung: vom 31: Auguft v. J., die Gabhölzer betr, 
enthält ‚ dürfte, wie die voranſtehenden ihre geeignete vorläufige 
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Erledigung durch emipfehlende Ueberweiſung anunſere 
Forfigefegcommiffion erhalten, Die Veiitionseneuiliinn 
trägt hiernach darauf an. 


— —— — —— — — 
— — — — — — 


Beilage Nr.7 


zum Protocoll der. eilften öffentlichen Sitzung vom 13, Sum 
1533. 





Bericht der "Petitionscommiffion zur Bitte des pen 
fionirten Sichenhaus + Wundarzted Ofiander zu 
Pforzheim um anderweitige Wiederanftellung oder 
Belafjung feiner ganzen früheren Befoldung von 
636 fl. Erſtattet vom Abg. Aſchbach. 





J. 

Der Bittſteller übergab dieſer hohen Kammer im Jahr 1831 
eine Petition, worin er um die Verwendung nachfuchte, daß 
nach 25 Dienftjahren ihm fein Gehalt von 636 fl, mit 150 fl. 
erhöht werde, zur Ausgleichung von Accidenzien und Altilien, 
die er früher gehabt. 

Shre damalige Petitionscommilfton hielt an fich Die Bitte 
der Berückfichtigung werth, trug aber wegen mangelnden 
Nachweifes der erforderlichen Enthörung auf Tagesordnung an, 
die auch beſchloſſen wurde. 

Inzwiſchen wurde Oſiander mit 529 fl. in den Penſionsſtand 
verſetzt. Gr beſchwert ſich, daß er keinen Grund dieſer Pen: 
ſionirung kenne, da er feinem Amte ſtets mit Fleiß und 
Geſchick vorgeſtanden habe. Wenn, ſagt er, ihm erlaubt werde, 
ſich vor einer juridiſchen Faculaͤt über die ihm unbekannten 
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Borwürfe umd Anfchuldigungen eines Dienftvergebens zu vers 
anttvorten, fo würde fich zeigen, daß er höchitens Durch einen 
Verweis hätte beftraft werden Fönnen. 

Er wendete fich mit feinem Gefuche um Wiederanitellung 
an das Grofh, Miniſterium des: Innern; allein Dies verfügte 
unterm 2, April d. J. 

daß dem un das Großherzogliche Staatsminiftertiint ein⸗ 
gereichten Geſuche nicht entſprochen werden könne und 
er alle diesfallſige Bewerbungen, bei den höheren und 
höchſten Stellen zu unterlaften babe, 

Darauf hin reichte: nun der Bittſteller Die gegenwärtige 
‚Petition ein, worin· er das Obenet wahnte darſtellt and damit 
die in der Ueberſchrift bezeichnete Bitie verbindet. 


11. 

Ihre Commiſſion hält die Enthörung nachgemwiefen, Ta das 
Geſuch, worauf jene Entſchließung des hohen Minifteriums 
des Innern erfolgte, bei Großherzogl. Staatsininifterium ein: 
gereicht worden war, und da die Berbefcheidung, fernere Be- 
werbungen bei den höheren und höchſten Stellen zu unterlaffen, 
wohl nur in der Vorausſetzung erklärt werten fann, daß die 
höchſte Stantsbehörde über den fraglichen Gegenftand bereits 
entfchieden hatte. 

Was die Sache felbft betrifft, fo käme bier alles auf die 
Prüfung Der Gründe an, weshalb der Petent in ten Penfiong: 
ftand verfeßt worden ift, 

Da nach einem kürzlich gefaßten Beſchluß ter Kammer fich 
aus der Mitte der Budgetscommillien eine Commiflien zur 
Prüfung der Penfionslifte und Des Penſionsweſens bilten wird, 
fo glaubt Ihre Commiffion, es werde am geeignetjten feyn, 
auch Tas jeßige Geſuch Dorthin zur Prüfung und weiterer 
Berichtserftattung zu übergeben, und ftellt Darauf ihren Antrag. 


Um —enen ! 


B- 
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XII. Deffentlihe Sigung. 


Verhandelt in dem Sigungsfaale der zweiten Kammer Der 
Ständeverfammmlung. 


Karlsruhe, 14. Juni 1833. 


In Gegenwart der Herrn Regierungscommiff., Senerallientenant 
v. Schäffer, Sinanzminifter v. Böckh, Staatsräthe Winter und 
Jolly, Geheimerrath v. Weiler, Geheimer Kriegsrath v. Ned 
und Minifteriafrath Goßweiler; fodann fämmtliher Mitglieder 
der Kammer, mit Ausnahme der Abg. Grimm, Herr, Kienle, 
Mittermaier, Rettig v. Sch. v. Tſcheppe und Winter v. 9. 


Unter dem Vorſitz des erſten Vicepraͤſidenten Duttlinger, 


Es werden vom Secretariat folgende neue Eingaben befannt 

gemacht; 

1) Motionsanzeige des Abg. v. Rotteck, beiwedend: 
„daß die hohe Kammer eine Commiffion ernennen möge, 
welche Damit beauftragt werde, den Zuftand des Bas 
terlandes in Erwägung zu ziehen, und hiernad) Die 
geeigneten, auf ſolche Erwägung gebauten, Anträge Der 

Kammer vorzulegen,’ 

2) Motionsanzeige des Abg. Magg, folgenden Inhalts; 
„Seine Königliche Hoheit Den Großherzog ehrfurchtsvollſt 
zu bitten, gnädigft zu genehmigen, daß für den katholi— 
fchen Eandestheil ein zweites Schullehrerfeminar im See⸗ 
freife eingerichtet werde, und Daß ferner alsdann beide 
Anftalten eine durchaus gleichförmige, dem Zwecke der 
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allfeitigen Volksbildung entfprechende Einrichtung erhalten 
mögen.‘ 

3) Borftellung der Gemeinden des Amtsbezirts Blumenfeld, 
über neun verfchiedene Gegenflände, 

4) Vorſtellung des Caſpar Sutter von Adelshaufen, Amts 
Schopfheim, wegen eines Rechtsftreits mit feinen Gefchwiftern. 

'5) Bitte Der Gemeinde Bertvangen, um Aufhebung ver 
Drittheilsgebühren und des Herdrechts. 

6) Bitte der Gebrüder Gaifer von Raftatt und Freiburg, 
um Erhöhung des Eingangszolls auf Fortepiano’s, 

7) Bitte der Gemeinde Berwangen um Aufhebung des 
Handlohns. | 

8) Bitte derfelben um Zehntablöfung. 

9). Vorftellung. des Gemeinderathe und Bürgerausfchuffes 
zu Zeutern, wegen Der. Straße über Zeutern nach Sinsheim. 

Der Abg. Wigenmann erflattet Bericht über das pro« 
viſoriſche Geſetz, Die Zahlung der Etappengelder an beurlaubte 
Unteroffiziere und Soldaten. betreffend. 

Beilage Nr. 1. 

Seltzam trägt auf abgefürzte Form der Berathung an, 

was von vielen Mitgliedern unterflüßt und von der Kammer 
beſchloſſen wird. - | 
Nach eröffneter Discuffion äußert: 
Rutſchmann: Die Erfahrungen, die das Kriegsminifterium 
machte, liefern ums einen erfreulichen Beweis Davon, Daß es 
in gar mandhen Fällen nicht nothwendig ift, die Staatsbürger 
zu bevormunden, Unſere Soldaten haben einen fchönen Beweis 
davon gegeben, daß es durchaus’ nicht nothwendig war, ihnen 
für jede Station das Geld anzuweiſen, fie haben gezeigt, daß 
fie mit der Summe, die. ihnen für die ganze Route von 
der Kriegskaſſe bezahlt wird, zu twirthfchaften verftehen, und 
ich trage deshalb auf Annahme des Gefeges an. 

Weseli]i: Ich habe bei Gelegenheit dieſes vroviſoriſchen 
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Geſetzes beobachtet, Daß Das, was im Commiſſionsbericht aus⸗ 
einandergefegt wird, wirklich wahr ift. Die Einberufenen haben 
gezeigt, Daß fie des Zutrauens würdig find, welches Die. Res 
gierung in fie fegte, die. Einberufenen wiſſen recht gut mit 
dem Gelde hauszuhalten, Das ihnen auf die Hand gegeben 
wird. Ja es willen Manche noch, weil fie ohnehin noch Das 
Haufen gewöhnt find, einen Nothpfenning davon zu erſparen. 
Deffen ungeachtet finde ich aber den Betrag von 18 fi. per 
Tag höchft gering, wenn man bedenft, daß der Brurlaubte 
Mittags und Nachts doch eine Erfrifchung haben muß. Ic 
flimme übrigens dem Commiffionsantrag volllommen bei. 

Martin: Sch muß hier nur bemerken, Daß die Commilffion, 
die im Sahr 1831 in Beziehung auf Diefen Gegenftand er: 
nannt war, die Schwierigkeiten, Die mit der theilweifen Bes 
zahlung der Etappengelder verbunden find, fehr wohl eingejehen 
habe. Sie hat fich nicht verhehlt, Daß Die Einlieferung der 
Berpflegungsbillete eine nicht unbedeutende Gefchäftsvermehrung 
herbeiführen wird, allein es war ja die oberite Militärbehörde 
felbft, welche Die Commiſſion auf Die Meinung gebracht bat, 
Daß es nicht räthlich fei, den Soldaten das ganze Reifegeld 
gleich mit auf den Weg zu geben; denn ohne diefes hätte die 
Commiſſion ſchon Damals den gegentwärtig vorliegenden Antrag 
geftellt. Ich bin demnach mit dem Geſetzesvorſchlag vollfommen 
einverftanden. 

Seltzam: Es waren allerdings auch fchon im Jahre 1834 
in der Kammer mehrere Stimmen für diejenige Verfahrungs⸗ 
art, Die jegt von der Regierung vorgefchlagen ift, und unter 
diefen auch die meinige; ich trete alfo um fo lieber dem vor⸗ 
gelegten Geſetz bei. 

Daſſelbe wird ſofort mittelſt namentlichen Aufrufs zur N 
fimmung gebracht und von 53 Mitgliedern EN ans 
genommen. 


Der Abg. Hoffmann erſtattet hierauf Bericht über das 
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proviſoriſche Geſetz, die Functionsgehalte der Militoͤrdieuer 
betreffend. 
Deilage Nr. 2. (18 Beilagenheft S. 54 — 57.) 

Aſchbach: Die Sache ift von der Art, daß fie durch Vie 
ſchon in der Kammer anerkannte Nothwendigkeit einer Gleich- 
heit der Nechte zwiſchen den Staatsdienern im Militär» und 
denen im Eivilftand fo vereinfucht wird, daß wobl die Dis- 
euffion jet gleich) vorgenommen werden fünnte, worauf ich 
hiemit antrage. 

ve. Itzſtein: Ich erkläre mih gegen Tiefen Antrag, um? 
zwar aus zwei Gründen: 

4) weil Der Bericht nicht einmal auf Ver Tagesortnung war, 
aljo ob er gleich unbefchatet der Grüntlichkeit Ver Sache vor: 
getragen werten konnte, dech wohl heute nicht füglih zur 
Berathung kommen kann, Ta kein Theil vorbereitet ift, und 
weil ich | 

2) die Kammer nicht Tem Vorwurf, ſie improsifire Vie 
Geſetze, ausgeſetzt ſehen, auch nicht den Gebrauch einführen 
möchte, über alle Geſetze in abgekürzter Form zu berathen. 
Die Kammer könnte ſich Dadurch leicht dem Vorwurf aus- 
fegen, der von irgend einer Seite herfommen fann, daß man 
die Gefege-übereile; und wenn dann ein Geiles zufällig uns 
günftig auf das Volk wirkte, dann wäre der Vorwurf aller: 
dings gegründet, Taf Tie Kammer zu ſchnell berathen habe, 
Eine Dreitägige Verjchiebung fchatet weder in Diefer noch in 
mancher andern Angelegenheit; denn der Gegenftand wird in 
diefen Drei Zagen theils näher mit Andern befprechen, theils 
aber auch im einfamen Zimmer mit fich felbft beratben, Ich 
wiederhole deßhalb meinen Antrag. | 
. Der Präfident bemerkt, daß er die Berathung auf Die 
nächte Tagesordnung fegen werde, worauf 
Der Abg. Doffmann einen weitern Bericht, naͤmlich über 
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das -proviforifche Gefeß, Die Herabfegung des Maßes bei der 
Gonfeription betreffend, erſtattet. 
Beilage Nr. 3. (18 Beilagenheft S.49 — 54) 

Doffelt trägt darauf an, diefen Bericht dem. Druck zu 
übergeben. _ 

Knapp unterſtützt den Antrag und dehnt ſolchen auch noch 
auf den vorigen Bericht aus, was fofort von der Kammer zum 
Beichluß erhoben wird. 

Die Tagesordnung führt nun auf die Discuffion über den 
Gefegesentwurf, die Ertheilung der Zollprivilegien betreffend. 

Der PBräfident eröffnet zusörderft die Discuffion im Al- 
gemeinen. 

Finanzminifter v. Böh: Ob wir gleich mehreren Ber: 
befferungsvorfchlägen Ihrer Commiſſion bei der Discuffion bei: 
treten werden, fo können wir doch den Gefeßesentwurf, der 
dem Gommiffionsberiht am Schluffe angefügt it, im All- 
gemeinen unfern Beifall nicht ſchenken, denn er enthält einige 
Beftimmungen, die in Der Folge zu verfchledenen Verwicklungen 
führen könnten, und einige weitere, die wenigſtens eine Ges 
fchäftsverweitläuftigung bei jedem Landtage zur Folge haben 
würden. Diefe Beftimmungen find theils in dem erften Artikel, 
theilse in dem Art. 3 und 4 des Commiffionsentwurfs ent» 
halten. 

Nach der Abänderung in dem erften Artikel foll ein Privi- 
legtum nur dann ertheilt werden dürfen, wenn ed dem Gefammts 
intereffe entfpricht und eine Verzögerung den Verluft der Vortheile 
wahrfcheinlich macht, fo wie es auch ferner die Kraft eines 
proviforifchen Gefeges haben fol. In den Art. 4 und 5 foll 
ſtatt des Vorfchlags der Regierung, Daß Die Erneuerung eines 
Privilegiums Statt finden koͤnne, wenn von feiner der beiden 
Kammern eine Einfprache gemacht wird, eine förmliche Vorlage 
jedes einzelnen Privilegiums zur Zuftimmung beider Kammern 
eintreten. Die Zollprivilegien welche die Großh. Regierung 
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an - einzelne Perfonen feit dem Beftehen unferer- Verfaflung ge- 
geben hat, und Fünftig nach dieſem Gefegentwurf geben kann 
und ſoll, laſſen fich nicht wohl unter die Theorie der. provis 
forifchen Gefeßgebung ſtellen. Ein proviforifches Gefeß kann 
nach dem Art, 66 der Verfaffung nur dann gegeben werden, 
wenn ed das Staatswohl dringend fordert, nur dann, wenn 
ein sorübergehender Zweck Durch eine Verzögerung vereitelt wird. 
Diefe Vorfchrift, auf die Zollprivilegien angewendet, würde die 
Regierung. fehr oft in den Fall fegen, Zollprivilegien verwei⸗ 
gern zu müſſen, die an’ fich mit wahren Nußen für das In— 
tereffe der Gefammtheit gegeben werden können, Die Kraft 
eines proviforifchen Gefeßes ift- von der eines definitiv gege⸗ 
benen nur darin verfchieden, daß das eine fortdauert, bis die 
Regierung und Stände es aufheben oder abändern, während 
das andere nur bis zum Schluffe des nächften Landtages dauert. 
Ihre Commiſſion hat felbft gefühlt, daß die Vorfchrift des 
$. 66 in ihrer ganzen Strenge auf die Zollprivilegien wicht 
wohl Anwendung finden könne, und hat deßwegen flatt der 
Worte: „Zollprivilegien, die das Staatswohl Dringend erfor 
dern,“ den milderen Ausdruck gefegt: „die den Gefammt: 
intereffen entfprechen ,* und statt des Ausdruds: „Deren vor» 
übergehender Zweck durch jede Verzögerung vereitelt würde,‘ 
die Worte : „wenn die Verzögerung den Verluft der Vortheile 
wahrſcheinlich machen wurde.“ Daraus geht hervor, daß Zoll: 
privileglen auch von der Commiſſion ſelbſt nicht für Provbiſo⸗ 
rien im Sinne unſerer Verfaſſung angeſehen werden. Noch mehr 
geht Dies aber aus dem Art: 3 hervor; denn ein ſolches Zoll- 
privilegium fol nicht nur bis zum Schluffe des nächften Land⸗ 
— bis zum Schluſſe des dritten Landtags nach 
ſein Bewilligung dauern. Daraus iſt wohl klar, daß die Zoll⸗ 
Privilegien Feine proviſoriſchen Verordnungen im Sinne unferer 
. Berfaffung ſeyn können und auch nach der Meinung der Eoms 
Milton eine ſehn ſollen ſo daß alſo dieſe Zollprivilegie 
1838, 11, 8, vrot. 38 Heft. ’ 
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Grunde Proviſorien ganz eigener: Natur wären. Alnter ſolchen 
Verhältuiffen wird es wohl einfacher und klarer jepn, in dem 
Gefege allein. zu beftimmen, wozu Die Regierung ermächtigt 
ift, in Ertheilung der Zollprivilegien, und: weder von definitiven, 
noch von proviforifchen Gefegen zu ſprechen. Ohne Zweifel 
hat der Ausdruck, deſſen ſich die Regierung in dem erſten 
Artikel ihres Entwurfs in Beziehung auf-die Kraft der Provi⸗ 
forien bediente, mo es heißt: fie haben gefegliche Kraft, Ihre 
verehrliche Commiſſien zunächft veranlaßt, zu fagen, fie haben 
mur die Kraft eines proviſoriſchen Gefeges. Diefe Schmwir« 
rigkeit wird fich aber Leicht befeitigen laffen, und zivar zum 
wahren: Vortheil, d.h: zur größeren Klarheit Des Geſetzes, 
wenn man den Ausdruck ſubſtituirt: Die Megierung iſt ermäch⸗ 
tigt; beftimmten Perfonen ıc. Privilegien zu ertheilen. Alsdann 
ift ganz Far, daß die Kraft Diefer Privilegien keine andere ift, 
als diejenige, Die ihr Durch) Das . über die Zoktprivilegien 
ſelbſt beigelegt wird. 

Aſchb ach: Auf die ae Des — Ginanpminiere 
erlaube ich mir, Einiges zu erwidern. Der Herr Finanzmi⸗ 
niſter glaubt nämlich, Daß auch nach der Meinung der Com⸗ 
miſſion nicht behauptet werden fönne, Daß die Natur eines pro= 

viſoriſchen Gefeges dem bier zur Sprache gebrachten Gegen: 
ſtand einzuräumen fei. Ich glaube, es ift von der Regierung 
zugegeben, Daß die Ertheilung eines Zollprivilegiums als ein 
Ausnahmsgeſetz von Finanzgefegen in den Kreis der Geſetz⸗ 
gebung gehöre. "Aus Dem $. 66 der Verfaſſung folgt aber, 
daß alle Gegenftände, die in den Kreis der Gefeßgebung ger 
Sören, nur im Wege des proviforifchen Geſetzes einfeitig von 
ber Negierung behandelt werden können. Nun Liegt aber'ja 
ein Gegenſtand der Geſetzgebung vor, und fordert alſo die Res 
gierung "dad Necht, einfeitig Darüber zu verfügen, ſo iſt der 
einzige, in der Verfaſſung bezeichnete Weg der Des proviſori⸗ 
ſchen Geſetzes. Daraus nun, daß tie Verfaſſung den Grund 
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zu probiforifgen Gefegen auf zwei Betingungen ſtellt, alfo 
dem Umfang, worin fih die Regierung bier bewegen kann, 
gewiſſe Grenzen feßt, folgt nicht, daß ein proviferifches Ges 
jeß. ftets innerhalb Diefer Grenzen ſeyn müffe, und daß dieſe 
Grenzen nicht in einzelnen Beziehungen ausgedehnt werden kön: 
nen, amd daß eine Ausdehnung der Schranken die Folge habe, 
daß 28 fich von gan keinem proviforifchen Gefeße mehr handeln 
könne. Wenn Die gefeßgebende Gewalt eriveist, daß Umſtände 
vorhanden find, unteridenen es der Regierung erlaubt fepn 
muß, über einen Gegenftand der Gefeßgebung freier zu ver— 
fügen, nicht innerhalb Der beftummten Grenzen, welche die 
Verfaſſung ‚bezeichnet, nämlich „Dringendes Gebot eines Staats- 
wohls⸗ oder. „Gefahr Der Bereitlung des Zwecks,“ fcharf ſtehen 
zu bleiben ;- wenn die gefeßgebende Gewalt erweist , Daß es dem 
öffentlichen Wohle angemeffen fei, Die VBerfügungsgewalt der 
Regierung auf eine beftimmte Zeit auszudehnen, dann thut fie 
weiter nichts, als Die Macht zu proviforifchen Gefegen erwei— 
tern , d.h, Die innern Schranken in tveitere verwandeln, Das 
war. der Sinn. der Commiſſion, und. Daraus wird fich recht- 
fertigen laſſen, daß auch für. diefe Priyilegienertbeifung der Ger 
ſichtspunkt der proviſoriſchen Gefeßgebung feftgehalten, und 
darnach aller Folgerungen gezogen werden müßten, Ich füge 
binzu ;ein Geſetzgeber muß, wenn er. nicht felbft auf Irrthümer 
und Abwege gerathen will, confequent ‚von einem beftimmten 
Gefichtspunkte ausgehen; von Dem Gefichtspunfte aber, daß 
hier ein Gegenſtand der, Geſetzgebung vorliegt, und. in dieſer 
Hinſicht von der Regierung, nicht anders einfeitig. verfügt werben 
kann ‚als, im; Wege. der ‚proviforifchen Gefeggebung , ift Ihre 
Sommiflion ausgegangen, und. hat nichts Anderes für noth— 
wendig gehalten, ale Die Macht Der enkeigen Eſaeschuno 
auezudehnen. 

Merk; Ich bin war ‚kein — yon Prieilegien, und 
werde denſelben niemals im eigentlichen ‚Sinne da york xeden, 
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allein ich ſehe Zollprivilegien nicht als Privilegien im eigentlichen 
Sinne an, fondern. ich halte folche blos für Modificationen der 
Zollordnung, Die. bei der Vielartigkeit Der induftriellen und cos 
merciellen Berhältniffe ganz nothivendig find; meiner Anficht 
nach ann. alfo auch nicht Davon Die Rede ſeyn, Daß folche Pri- 
vilegien gegen den Sinn der Verfaffung feien, fofernefie fih nämlich 
immer in den Grenzen halten, Die ein folches Privilegium bin: 
fichtlich des. Zolles haben muß, Daß nämlich das Gefammtintereffe 
Dabei immer in Betrachtung gezogen wird. Ich werde mich deß— 
halb auch nicht. in juridifche Discuffionen über Das Wefen und. 
die Natur. der. Privilegien, über- ihre Zuläßigfeit oder Nichtzus 
läßigkeit in einem conftitutionellen Staate einlaffen. Wenn ich 
aber auch anerfenne, Daß folche Zollmodificationen ein natürliches 
und nothiwendiges -Ausgleichungsmittel des Gewerbebetriebe 
zur Beförderung des allgemeinen Intereſſes find, jo kann ich mir 
doch nicht von Der Nothivendigkeit eines. Gefeges über Zollprivi= 
legien und die Ertheilung derfelben, nicht einmal eine befondere 
Zwedmäßigfeit Derfelben Denken. Was foll-denn Durch Das, Ges 
feß, wie es von der Commiſſion vorgelegt worden iſt, gewonnen 
werden, was nicht. ſchon Durch die der Regierung zuftehende 
peosiforifche Gefeßgebungsgemalt erreicht werden kann ? Ich habe 
fein Bedenken, der Regierung . hinfichtlich der Zollmodification 
Die proviforifche Gefeßgebungsgemwalt wirklich einzuräumen, ohne 
genaue weitere Beichränkungen, denn man muß den Maßftab, 
den man von dem allgemeinen Wohl annimmt , nicht fo fehr. im 
Großen anlegen. Es handelt fi) ohnehin nur um eine Art von 
Vollziehung , und tweniger von einer neuen legislatorifchen Be: 
fimmung: Es wird auch darum nichts gewonnen, weil die Commiſ⸗ 
fion den Gefegesentiwurfder Regierung eigentlich doch im Grunde 
in das Reich" der proviſoriſchen Gefeße zurückgewieſen hat. Das 
Einzige, was dadurch noch weiter erreicht werden follte, befteht 
in Der Ausdehnung der Wirkung eines folchen Privilegiums auf 
eine längere Zeit, als Durch ein gewoͤhnliches proviforifches Gefeg 
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verordnet werden kann. UAls Motiv dazu iſt geltend gemacht 
worden daß ſich nicht leicht Einer in einen großen Gewerbe— 
betrieb einlaſſen werde, wenn er nicht hinſichtlich dieſer Privi- 
legien auf mehrere Jahre geſichert ſedn wurde? Ich niuß belen⸗ 
nen, daß ich dieſem Motiv keinen recht practiſchen Werth geben 
kann, und hielte es nicht für richtig, wenn die Regierung bei 
Ertheilung von ſolchen Privilegien ſich immer an jene Grund⸗ 
ſätze halten würde, die fie in den Motiven zu dieſein Geſetze 
ausgefprochen hat, Die auch die einzig richtigen find, und deren 
Anerfennung man wirklich Dank wiſſen muß. Es darf gewiß 
jeder Unternehmer ſicher ſeyn, daß das Prisilegium , wenn es 
dem nächſten Landtag vorgelegt wird, auch die Zuſtimmung der 
Kammer erhalten werde: Im Grunde würde eigentlich der Vor— 
Ichlag eines folchen Zollprivilegiengefeßes auf der Unterſtellung 
beruhen, daß die Kammer nicht ſo vernũnftig ſeyn werde, ‚ein 
gehörig begründetes Zollprivilegium anzuerkennen, welche Un— 
terſtellung ich aber nicht theilen fan)“ Jch+ Dim gewiß, Daß 
Jeder, der ein Gemwerbsunternehmen gründen will, welches ein 
Zollprivilegium erfordert ‚fein Bedenken tragen wird; er wird 
ſich nicht abhalten laffen, fein Unternehmen wirklich auszu— 
führen ‚im Gegentheil, es wird ihm ertounfcht ſeyn, ſobald 
als möglich fein Privilegium vor der ganzen Gefeßgebung fanc 
tionirt zu ſehen/ wodurch) dann um ſo eher fein ' Privilegium 
die erwunſchte Stabilität erhalte, Veberhaupt find ja unfere 
Eingangszölfe nicht von der Art, daß es jetzt noch viele Fälle 
geben wird, wo fie vom einem Unternehmen abſchrecken könnten. 
Sch glaube deßhalb, daß gleichfam eine vorläufige Fürferge 
für die Erhöhung‘ der Eingangszölle, Die! mir eigentlich nicht 
wüunſchenswerth ſeyn Fönnte, in dieſem Geſetze/ wie auch in 
der neuerlich getroffenen Maßregel liegt. Meines Erachtens bes 
darf es deßhalb nichts weiter als was wir ſchon haben, naͤm—⸗ 
lich das proviſoriſche Gefeg) Warum‘ fell: man, was: man auf 
einfachem Wege erreichen kanny auf weiteren neuen Wegen ſuchen. 
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Unſere Mominiftratingefeggebung if verwickelt und überfüllt 
genug, daß es keines neuen Gefeßes mehr bedarf, welches 
im Grunde betrachtet, und mie es jegt und vorgelegt worden 
iſt, zu dem was befteht, wenig hinzuthut. Ich geſtehe, ich 
bin fein Freund von den zu bedingten, von zu verflaufulirten 
Gefegen, unter die ich diefes Gefeg wirklich reinen muß. Es 
wird hier durch viele feine Fäden eine künftliche Bewegung 
herbeigeführt, die aber nicht einmal recht merklich ift, der Thä⸗ 
tigkeit der Regierung keinen Vorſchub Leiftet, und im Allge⸗ 
‚meinen feinen Nutzen ftiftet. Dan follte alfo die ohnehin über 
füllte Rüſtkammer der Gefege in diefem ach nicht noch mit 
einem zu fein gedrechfekten Gefeßesapparat verwiceln, fondern 
Die Sache beim Alten laſſen. Die Regierung gibt da, wo fir 
es nach den vorgelegten Greundfägen für nothwendig findet, Pri⸗ 
vilegien, ſie wird ſolche der nächſten Kammer vorlegen, die, 
wie die bisherige Erfahrung lehrt, ihre Genehmigung nicht 
verfagen wird. Sollten fie aber nicht gegrüudet ſeyn, ſo wird 
Derjenige, der eines erhalten hat, über deffen Entziehung fich 
nicht beflagen koͤnnen. 
- Machudiefen: allgemeinen Anfichten: iſt Har, daß ich ein Ge⸗ 
feß nicht für nöthig halte, und auch nicht dafür ſtimme. 
Lauer: Ich bin volkfommen. mit dem Abg. Merk einvers 
ſtanden, der. den Begriff der Zolfprisilegien fo bezeichnet ‚hat, 
wie auch ich ihn bezeichnen wollte, Die Behauptung. aber, Die 
derfelbe.aufgeftellt hat, daß unfere-Zollgefege in ihren niederen 
Sägen ohnehin wenig Ausnahmen begründen, muß ich voll- 
kommen widerſprechen. Die Zollprivilegien , die im Jahre 18831 
der Kammer vorgelegt wurden, und worüber der Abg. Buhl 
mit gewohnter Sachkenntniß berichtet hat, werden die Kammer 
hinlanglich · davon überzeugt. haben. In der Hauptſache möchte 
ich aber weiter: gehen, Da: ohnehin wirklich eine Hauptabaͤn⸗ 
derung: in den Zollſaätzen bevorſteht, und auch eine Commiſſion 
in dieſer Hinſicht ernannt iſt, wezu auch der Abg: Burhi gehoͤrt, 
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da ferner die moiften Der Zollprisilegien wirkliche Modificatie: 
nen find worauf der Abg. Merk trefflich aufmerkſam machte, 
und, bed Diefer Gelegenheit Durch, weitere Modificationen in dem 
Zollſatzen gewiß der größte Theil dieſer ſog. Zollprivilegien 
befeitigt werden könnte, fo trage ich darauf an, daß diefe Zoll⸗ 
privilegien dieſer Commiſſion zur Verückfichtigung bei der ber 
vorſtehenden Aenderung der verfchiedenen Zollfäge vorgelegt wer: 
‚den, Damit etiva in Betreff Der noch übrigen , aber gewiß kleinen 

Zahl diefer Ausnahmen im Zellgefeg ein Zuſatzartikel beigefügt 

wird, welcher der Regierung ihre bisherige Befugniß einräumt. 

Finanzminiſter v. Böckh: Der Abg. Merk hat gefagt, es 
feheine ihm faſt, als ob die, Vorlage Diefes Gefeges eine Vor- 
bereitung für künftige Zolferhöhungen ſei. Dies ift aber durch 
aus nicht der Fall, denn wer die Gefchichte der Sache fennt, 
weiß, daß auf dem vorigen Landtage eine Adreſſe beſchloſſen 
worden iſt, wodurch die Regierung gebeten wurde, ein ſolches 
Geſetz über die Zollprivilegien vorzulegen. Der Abg. Mert 
wirde ſich aber noch mehr überzeugen, daß dieſes Geſetz keine 

Vorbereitung für ſolche Fälle ſeyn ſoll, indem im Schluß des 
Geſetzes von einem Artikel Die Rede ſeyn wird, wonach das 
Geſetz einer Reviſion unterworfen werden ſoll, wenn weſent— 
liche Veranderungen in dem Zollgeſetz eintreten. Wir find durch 
‚eine Beſprechung mit der Commiſſion noch Darüber einig ge— 
‚worden ‚odaßich heute den Vorfchlag machen werde, daß Diefes 
Gefe auf) jedem Landtage von der Regierung zurüdgenommen 
werden kann, oder auf den Antrag’ beider Kammern zurück: 
genommen werden fol: Dieß ift ein fchlagender Beweis , daß 
wenigſtens keine ſolche Abficht von Seiten der Regierung diefem 

Geſetze zu Grunde liegt . 

Seltz am: Mir ſcheint für unſern — dattiſchen 
Gebrauch wirklich ſelbſt der Ausdruck: Zol lprivilegien noch 
etwas zum volltoönend/ denn muſtere ich die wirklich verlie henen 
derartigen ſogenannten Privilegien: etwas näber, ſo * 
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daß fie gegeben wurden für Artikel, welche. für beftimmte 
Fabriten oder Gewerbe nothivendig, und Doch im Lande gar 
nicht oder nicht hinreichend vorhanden find; für: Waaren, Die 
blos zum Abfag für das Ausland fabrieirt, oder eigentlich erſt 
zum Gebrauch im Inland zubereitet werden, von Waaren, Die 
in Ermanglung inländifcher Einrichtungen im Auslande appres 
tirt (gefärbt x.) wurden, und wieder eingehen, von inländifchen 
Waaren, die auf ausländifche Märkte gehen, Dort nicht verkauft 
werden umd wieder ins Land kommen, von Gegenftänden, Die 
vom Auslante auf. inländifche Märkte kommen, und theilmeife 
wieder. ansgeben. Ich frage, was wäre Tas. fir eine Staats⸗ 
finanzwirthſchaft, oder wie sväre e8 nur mit Dem Begriff eines 
Eingangszolles als ausdrücklichen Conſumozolles zu vereinigen, 
wenn man in folchen Fällen einen Zoll erheben laſſen wollte. 
Die Wilfenfchaft, Darüber längft im Reinen, könnte ‚Darin 
gewiß nur einen wahren Barbarismus erblicken. Was aber dem 
Prinzip und der Natur der Sache poftulict werden kann und 
muß ‚liegt im Grumde außer Dem Bereich Der: eigentlichen Pri⸗ 
vifegien oder Begünftigungen. Da. inzwifchen ‚aus dem Geſetz⸗ 
entwurf umd deſſen Motiven, fo wie auch aus dem Commiſſions⸗ 
vortrag deutlich zu erfehen ift, in welchem Sinne dieſer Ausdruck 
bier insbefondere zu verſtehen fei, fo will ich gleichfalls dieſen 
Wortftreit fallen. laffen. 

Das foheint mir aber aus Der vorliegenden Specialität Flar 
bervorzugehen, daß es ſich hier von einer folgereichen Verfaſ⸗ 
fungsfache durchaus nicht handelt , und Daß jedenfalls:das ſtaͤn⸗ 
diſche Einwirkungsrecht Ducch Die .Hauptfäge Des Regierungss 
entwurfs genügend gewahrt feheint. Insbeſondere ‚möchte es 
vorerſt noch eine nähere Erwägung verdienen , ob fie Die Erwei⸗ 
terug diefer fog. Privilegien nach Ablauf der erſten Verwilli⸗ 
gungszeit, oder aber die jeweilige Antwendung:des oben angedeu⸗ 
teten Finanzgrumdfages, da keinen Conſumozoll erheben: zu laſſen, 
wo fein Grund zu deifen Erhebung vorliegt, oder insbejondere 
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fehlt, Mon findet in unſerer Zollordnung, im 7. Abichmitt, be⸗ 
fonders ein Ausnahmsgeſetz für Stoffe, Die vom Ausland kom⸗ 
men, und im Inland näher verarbeitet zu werden, und wieder 
ins Ausland geben u. dgl. m. 

So gut num über Diefe Beſtimmungen das Nahere in Der RR 
ordnung. felbft- enthalten ift, fo gut könnten auch nähere Säge 
Darin vorfontmen, über Die Durch Das Geſammtintereſſe gebo- 
tenen Begünftigungen inläudifcher Gewerbsetabliffements. Wenn 
Dies nicht gefchehen ift, fo ift der Grund Davon der, weil man 
in dem allgemeinen Gefege Die Menge einzelner Fülle nicht hat 
überfehen können, und Lieber alſo durch einzelne. Beftimmungen 
nachheifen wollte. Jede einzelne Beſtimmung dieſer Art hat einen 
doppelten Character; fie fpricht eimerfeits eine‘ Ausnahme von 
dem allgemeinen Geſetz aus, umd ift aljo gefeglicher Natur; fie 
fpricht anderntheils eine Anwendung dieſer Ausnahme auf 
den: gegebenen Fall aus, und iſt infofern lediglich Sache ber 
Verwaltung. Statt diefen, bisher zwar nicht regellos, aber: nicht 
nach einer allgemeinen Form ertheilten Zollprivilegien ſoll in 
einem Gefeße eine Form beftimint werden , nach welcher in allen 
folgenden Fällen folche Privilegien zu geben find. Es feheint 
mir eine folche Form durchaus nichts anders, als ein Zufag zur 
Zollordnung. Wollte:man dieſelben unter den Gefichtspunkt eines 
proviſoriſchen Geſetzes bringen, fo würde man entweder in allen 
Fällen oder in keinem Fall ein Privilegium geben können. Man 
würde es im allen Fällen geben können, weil man in alten 
Fällen. der Begünftigung den Art 1, wie ihn die Commiſſion 
redigirt hat, zu Grund zu legen im Stande wäre, und man 
würde es in feinem Falle geben künmen, weil man in jedem 
Fall die Anwendung des Art, 1 des Geſetzes auf den gegebenen 
Fall beftreiten könnte, Ich erkläre deßhalb, daß mir die Faſſung 
des Regierungsentivurfs zweckmäßiger zu fenn scheint. 

Buhl: Zur Erwiderung gegen den Abg. Merk muß ich auf 
die Verhandlungen von 1831 zurückgehen, wo die Zollcom⸗ 
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miſſion bei Durchgeung der Zeillifte auf Die Privilegien auf 
merkſam gemacht, und Darauf angetragen hat, Dat durch einen 
Gofegesentwurf die Ertbeilung der künftigen Privilegien zogu 
Lirt werden ſolle, da fie Die Zellprinilegien überbaupt, ud bie 
jenigen, Tie in Frage waren, ale einen Segenttant der Geiet 
gebung anfab und anſeben mußte. Daß cin Geſetz diecier Ar. 
nothwendig jet, bat ſie deßwegen gralaukı, weil er@ ım Jat: 
1831 und zwar blos durch Zufall wegen andere: Verbandtui. 
gen, die Damals gepflogen wurden, dieie gelrrwileguen ter 
Staͤnden vorgelegt wurden. Die Regierung bat denmach frun.: 
Die Privilegien ohne Kemtuiß ter Caumer gegeben, mae nad 
unferer Anſicht nicht harte geicheben ſcUen, unt Tıe Kamme: 
bat deßhalb auch Tie Negierung um ein Grieg gebeten. Ter Ab: 
Mer glauft nun, Tab durch Tiriee Geſet nudıte gewonner 
werde, oder Taf es im Grunte zwecklos ſei. Ach muß ıhm abe: 
entgegnen, Taf meiner Anſicht nach viel Lsturd gemennen ırut, 
intem Turch Tieles Geieh Tie Privilegien auf Te Zrle alsır 
bejchränft werten, wahrend Der Abg. Merk ch erinnern wur, 
tag früher Privilegien gegeben wurden, die nicht auein Zelte: 
freiungen, ſondern noch andere Befreumgen und ſogar Red: 
au Ausübung son gewiſſen Grwerben ertheilien. Die Regierun: 
bat fich Dagegen in tem vrrliegenten Geſetzesentwurf nur Laraı’ 
befehränft, Pririlegien für Zolle zu geben, und zwar nur bir: 
fichtlich Der zum Betrieb nothwendigen Materialien unt Gerath⸗ 
fchaften. Es wirt noch weiter Taturd etwas gemennen, war 
Die Natur Tes Privilegiums eigentlih gan: aufhebt, Tot nam: 
lich Tergleichen nicht mehr einem Ginzelnen gegeben werter 
tönnen,. jontern auf Seren ausgetebut werten maren, Ter ce 
fordert, und in denfelben Berbältuiffen if, wie derjenige, brı 
ſchen ein Privilegium erhalten hat. Der: Abg. Megenaur: 
bat tie Meinung, daß der Geſetzesentwurf bles ein Anhanz ir 
dem Zellgeſetz ſei. Dies if allerbinge richtig; er iR rin Bes 
Rantiheit des Zoligefeges; allein früher, we das Zellgeſetz ge- 
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geben wurde, Eonnte er Fein Anhang deffelben ſeyn, gerade, 
weil folche Privilegien beftanden, die fih nicht allein auf Die 
Zölle erſtreckten, und ich muß jest als Mitglied Der Commiſſion 
auf den Antrag des Herrn Finanzminifters erklären, Daß ich 
von der Faſſung der Commiffion im Art. 1 zurüctrete, daß 
nämlich der Ausdruck „prosiforifch” Darin enthalten ſeyn 
folle, falls Die weitern Verbefferungen, die von der Commiſſion 
vorgefcehlagen und von tem Heren Yinanzminifter zugegeben 
wurden, in den Gefeßesentivurf aufgenommen werden. 
Rindefchwender: Ich bin dasjenige Commiſſionsmitglied, 
das in der Minorität ftand, indem ich, twie Der Abg. Merl 
von der Anficht ausging, daß Die ſchwächſte Seite der Motive 
der Regiernng für das Gefeg, ſowie der Motive, womit die 
Commiſſion uns einen neuen Gefeßesentwurf verlegt, gerade 
darin beftehe, uns nicht Elar gemacht zu haben, es fei abfolut 
notbwendig, das Bewilligungsrecht der Privilegien ane« 
ſchließlich, wenn auch mit Modiftcationen in die Hände der 
Regierung zu legen. Ich glaube vielmehr, wir würden um einer 
Kleinigkeit willen einen großen Grundfag aufgeben, und das, 
was die Verfaffung uns vor wenigen Jahren gegeben hat, auf 
ewige Zeiten ohne hinreichenden Grund uns nehmen laſſen. 
Ich war deßhalb der Meinung, gegen Das Gefeß im Allgeınei- 
nen zu fprechen. Nachdem ich aber nochmals Gelegenheit hatte, 
mit der Regierungscommiffton zufammenzutreten , und Diefe Dem 
Vorfchlag eines Sommiffionsmitgliedes nachgab, der Darin bes 
fteht, dem Geſetze den Zufaß zu geben, „Daß Die Regierung 
berechtigt fei, an jedem Landtage Das Gefeg zurückzunehmen, 
und daß eben fo Diefes Gefeß auf Den Antrag der Kammer fogleich 
wieder zurückgenommen werden müffe ,‚“ fielen mir Die Bedenk⸗ 
lichkeiten weg, die ich fonft in der Kammer zu entwideln mir 
zur Pflicht gemacht hätte, und ich behalte mir jegt nur vor, 
bei der Discuffion der einzelnen Artikel meine Meinung aus— 
jufprechen. Der Grundſatz des Abg. Buhl rückfichtlich ver 
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Ertheilung der Privilegien und der Vortheile, Vie Das Gefeg 
im Allgemeinen bat, paßt allerdings als beberzigenswertber 
Grundjag für den Grfeßgeber ſelbſt; allein er fließt die 
Bedenklichkeit nicht aus, von der ich vorhin gefprochen, daß 
nämlich Dasjenige gerade in den Händen der Regierung allein 
bleiben müfle, was nunmehr in Die Hand Der Regierung ge: 
geben wird, 

Rutſchmann: Indem ich für den Entwurf der Regierung 
jpreche, kann ich mich auf wenige Bemerkungen befchränten, 
nachdem mehrere Mitglieder, Die in gleichem Einne gefprochen, 
das Wefentliche für Die Sache herausgehoben. haben. Es ban- 
delt fich hier von einem Gegenftande, Der in Geld 8984 fl. 
59 fr. beträgt, Die. man.im Etat des Yinanzminifteriums, Seite 
12 der Abtheilung. „Steueradminiftration,’’ unter der Rubrif 
„Rückerſatz von Eingangszöllen in Folge von Privilegien‘ fin, 
det. Ich muß bier. auf Die. Bemerkung des Abg. Lauer zus 
rückkommen, indem auch ich glaube, Daß in Folge einer Prüs 
fung des Zolltarifs, wenn nämlich nach feinem Antrag Die 
Sache in der Commiſſion, Die den Vorfchlag der Regierung über 
verſchiedene Zollſaͤtze zu berathen hat, verhandelt wird, manches 
Privilegium, das jeßt unter dieſem Namen das den Ständen 
feiner Zeit „übergebene Verzeichniß anfchwellt, aus demfelben 
herausgeſtrichen «werden könne, Wir haben z. B. vier Krapp⸗ 
fabrifen im Lande, wovon zivei im Unterlande frei von dem 
Einfuhrzoll des. rohen Krapps ſind; was hält uns ab, Die andern 
zwei in der hiefigen Gegend liegenden Krappfabrifen ebenfalls 
von dem: Zoll zu befreien? wonach alsdann ſchon zwei fog. Pris 
vilegien verſchwinden. Ferner befteht ein bedeutender Theil der 
vonder Regierung veranfchlagten Summe in Rüderfag des Ein; 
gangszolles von roher Baumwolle, die bei uns nicht produeirt 
wird; was hält uns ab‘, im Allgemeinen auszufprechen, der 
Eingangszoll von roher Baumwolle fei aufgehoben? Die naͤm⸗ 
lichen Fabrikanten, denen der Eingangszoll von roher Baums 
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wolle vücferftattet wird, genießen Begünftigungen: in Beziehung 
auf Färbeftoffe, Del ꝛe., Die fie nur aus Dem Aulande beziehen 
können. Der Eingangszoll von dieſen Materialien wird ihnen 
ebenfalls rückerftattet. Dan unterfuche Daher bei der Berathung 
des Zolltarifs, ob nicht etwa Gründe vorhanden feien, einen 
oder den andern diefer Artikel von den Einfuhrzöllen gleichfalls 
im Allgemeinen zu befreien, wozu man gewiß Veranlaf- 
fung finden wird, und die Summe, um die fichs handelt, wird 
jich bedeutend vermindern. Ich fpreche alfo für die Annahme 
des Regierungsentwurfs, und unterftüge zugleich.deu Vorſchlag 
des Abg. Lauer. 

Mohr: Die Gründe. des Abg. Rindefchwender können 
mich durchaus nicht befiimmen, dem Regierungsentivurf oder 
auch nur dem Commiſſionsentwurf beizutreten. Vielmehr glaube 
ich nach Der Bemerkung des Abg. Aſchbach, Daß wir in der 
Gefeßgebung von einem - feften Standpunkte ausgehen müſſen. 
Davon ausgehend, wird uns hier der feſte Standpunft allein 
durch Die Verfaffung gegeben, Die im Art. 7 vorfchreibt, Daß 
die ſtaatsbürgerlichen Rechte Der Badener in jeder Hinficht gleich 
ſeyn follen, und im Art. 8 ausdrücklich beftimmt, daß alle Be⸗ 
freiungen von Directen oder imdiresten Abgaben aufgehoben blei⸗ 
ben. Dies find Verfoffungsgeundfäge, und Verfaffungsgrund- 
fäße foll:die Gefeggebung nicht aufheben; es kann dies. auch. nach 
Art. 64 auf feine andere Weife, ale durch Zuftimmung einer 
Mehrheit von %/s einer jeden Kammer gefchehen. Wenn ich num 

„davon ausgehe, fo behaupte ich, daß ‚die Regierung durchaus 
nie das Recht hat, mittelit eines. proviſoriſchen Geſetzes Aus« 
nahmen von dieſem Verfaffungsgrundfag aufzuſtellen, oder Be« 
twilligungen zu geben, wodurch. Befreiungen von directen . oder 
indireeten Abgaben , ſei es Hinfichtlich des Zolls odex irgend 
einer. andern Laft, einzuräumen.‘ Dagegen müſſen wir ‚auf Der 
andern: Seite bekennen, daß Die Grmunterung zur Induſtrie 
zum Gewerbfleiß, ſo wie auch Erfindungen wohlthaͤtige 
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Zwecke find, daß fie Das Staatswohl allerdings befördern, und 
twir darauf Rücficht nehmen müſſen, dem Aufblühen und Ent- 
porkommen deſſelben Vorſchub zu leiften. Um nun auf gefegliche 
Art Diefes begünftigen zu können, möchte ich eher vorfchlagen, 
ftatt von den feiten Standpunft der Geſetzgebung abzugeben, 
ftatt unfere Verfaſſung hierin abzuändern, Die Regierung zu er 
mächtigen , für Diejenigen , Die irgend eine wohlthätige Anftalt 
gründen, irgend eine Erfindung zum Beften des allgemeinen 
Wohls machen, oder seinen Induſtriezweig auf zweckmäßige 
Art befördert haben, eine Begünftigung eintreten zu laffen , die 
Demjenigen , was er an Zoll= und Brücengeld erleichtert wird, 
gleichfäne, ich meine Die Extheilung von Prämien, die nicht 
unter dem Werthe der fraglichen Begünftigung ftänden. Durch 
diefe Prämien würde fich Die Regierung dem Vorwurf entheben, 
Taf etwa andere Rückſichten eingetreten feien, und auf Der ans 
dern Seite dem Anftand begegnen, daß Privilegien zu andern 
unterlaufenden Zwecken mißbraucht werden können. Ich ſpreche 
mich deßhalb gegen die Zollprivilegien aus. 

Zrefurt: Ich fehemich veranlaft, einen Einwurf des Abg. 
Merk zi widerlegen, der dahin ging, daß die Proviforien ge— 
nügten, um die Zollprivilegen zu reguliren, und es eines befon- 
dern Gefeges "über die Zollprivilegien deßhalb nicht bedurfte. 
Er gründet nämlich dieſe Meinung auf den Sag, daß, wenn 
die Regierung bei Extheilung der Privilegien immer die Grund» 
fäße ftreng einhalte, die ſie im Gefeß bezeichnet habe, oder die 
durch unſern Vorſchlag bezeichnet wurden, Vie Kammer alsdann 
immer das Privilegium genehmigen werde. Diefes möchte ich 
aber-nicht für genügend Halten, denn die Subftitution der ein- 
zelnen Fälle unter die gefeßliche Vorfchrift bleibt immer Sache 
der Anficht, und da kann die Anficht der Hammer son der der 
Regierung himmelweit verſchieden ſeyn, und ‘Derjenige, ver 
ein Privilegium der, waãre Ma ficher,, daß ihm die Stände 
FRE: 
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Buhl: Was die Meinung des Abg. Nutſchmann betrifft, 
daß durch Ausftreihung mancher Eingangszölle auf dem fürs 
zeften Wege die Privilegien verändert werden fönnten, fo. will 
ich befonders hinfichtlich der rohen Baumwolle Darauf aufmerk 
fam machen, daß er dadurch Dem Staat mwahrfcheinlich eine 
nicht unbedeutende Summe von Traufitzoll entzöge, denn wenn 
die Baumwolle frei eins und ausgeht, fo wird der Staat gar 
Beinen Zoll mehr erhalten, und Dadurch, wie der Abg. Rutſch⸗ 
mann aus Erfahrung wiſſen wird, eine nicht unbedeutende 
Summe verlieren, 

Was die von dem Abg. Mohr vorgefehlagenen Prämien 
betrifft, jo würde der Zwed dadurch nie erreicht werden, 
denn. Prämien müfjen im Voraus verfprochen werden, um 
zum Gewerbfleiß aufzumuntern, wenn fie aber. verfprochen 
find, wer hat die Gewißheit, daß das Gtabliffement in dem 
Umfang, mie es dem Staat nüglich ift, ausgeführt werde. 
Die reinfte Prämie tft die Begünftigung im Zoll, denn fie nüßt 
dem Gewerbe im Berhältniß fo viel, als dieſes befreite Dates 
tialien verarbeitet; es wird alfo nach Verdienſt belohnt, und 
die Gleichheit ift am beften hergeftellt. 

Knapp: Der Abg. Mohr hat Dasjenige bereits bemerkt, 
was ich bemerken wollte; ich fchließe mich daher ganz ihm an. 
Sch fehaudere vor dem Wort „Privilegium.“ Wir find 
immer bereit, Privilegien abzufchaffen, und der Staat hat auch 
dergleichen fchon abgefchafft, während wir heute neue er» 
theilen wollen. Wenn ich die Berechnung des Abg. Rutfch- 
mann in Erwägung ziehe, fo glaube ich nicht, Daß eine fo 
unbedeutende Summe die Smduftrie heben werde, oder ein 
Fabrikant, wenn er dieſe Fleine Unterſtützung nicht erhält, 
fein Gefchäft aufgeben müßte. Ich finde überhaupt in der Art 
und Weiſe, wie die Privilegien ertheilt worden find, eine Ber 
günftigung der Reichen gegen die Armen. Wir haben auch wirkt» 
lich den Fall, Daß Einer oder der Andere, der die Begünftigung 
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geniest, zu feinem höheren Flor fommt, fondern Derjenige, 
der fie-nichtgeniestz ‚mit Den Privilegirten eben fo coneureiren 
kann, wie es j. B. bei. den Krappfabrifen der Fall iſt. Ich 
finde: ferner in dem -vorgefchlagenen Geſetz einen Eingriff in 
unfer Zollſoſtem, und jeder Abänderung diefer Art bin ich ent— 
gegen; denn unſere Zoͤlle bildeten bis jekt eine bedeutende 
Staatsrevenue, ohne Daß fih Semand befchwerte, Ein Fabrifant 
aber; der nicht im Stande iſt, den Heinen Zolb zu zahlen, gebe 
lieber fein ganzes Gefchäft auf. 

Finanzminiſter vom Böckh: Der Abg. Knapp feheint blos 
Privilegien für größere Gewerbsunternehmungen im Auge ge 
habt zu haben; wie haben aber ganz unbedeutende Pripilegien, 
die auch berückſichtigt werden müffen, Privilegien, Die auf ganz 
örtlichen Verhaͤltniſſen beruhen, fo haben z. B. Müller an der 
Grenze des Landes das Privilegium, daß Diejenigen Ausländer, 
die ihre Früchte auf ihre Mühlen bringen, den Eingangszoll 
nicht bezahlen dürfen, wenn fie Das Mehl wieder ins Ausland 
führen Durch dieſes Privilegium erhält dev Müller Kunden, 
was dem Lande gewiß nicht fehadetz denn die Einfuhr ven 
Frucht gegen Wiederausfuhr des Mehls kann unferer Agri— 
cultur keinen Nachtheil bringen, Wir haben überhaupt viele 
Beistlegiew,s von: denen man fagen kann, fie gereichen den 
Einzelnen zum Bortheib, und find Der Gefammtheit durchaus 
nicht nachtheilig. 

Knappe Sch habe blos Fabriken im Auge gehabt, 

Merk: Der Abg. Trefurt hat bemerkt, daß eine Ver— 
ſchiedenheit der Anſichten zwiſchen der Regierung und Kammer 
bei einem Privilegium entſtehen könne, Dies könnte allerdings 
der Fall feyn, wenn man es mit einem Gefek aus dem cor- 
pusjaris zu thun hätte, allein die Beurtheilung, ob ein 
Zollprivilegium zweckmäßig fei, oder nicht, beruht auf 
landwirthſchaftlichen und finanziellen Geundfägen, Die leicht 
erkenubar ſind, weil fie mehr: anf pofitiven Verhaltniſſen ber 
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ruhen, und um Abftractionen handelt es fih nicht. Die Er⸗ 
Fahrung hat auch gezeigt, daß eine folche Meinungsverſchie den⸗ 
heit nicht vorkommt. 

Was die Beſorgniß des Abg. Buhl betrifft, ſo iſt dieſe 
beſeitigt, weil auf jedem Landtage die proviſoriſchen Geſetze 
vorgelegt werden, und alſo nicht mehr Fälle vorkommen können, 
wie früher; und wenn er ſagt, es ſei viel gewonnen, daß 
der Gang der Regierung einigermaßen regulirt ſei, ſo erwidere 
ich, daß ich kein Freund von dieſem zu viel Reguliren bin. 
Die Thäaͤtigkeit der Regierung ſoll nicht durch poſitive Ber 
ſtimmungen fo fehr eingezivängt werden; es ift mit lieber, fie 
handelt nad) Grundfägen, und diejenigen Grundfäge, nach 
denen fie hier verfahren will, hat fie befannt gemacht; ſie 
find angenommen, und Die Erfahrung hat immer'gezeigt, Daß 
man fich eher nad) folchen angenommenen Grundfägen richter, 
als nach fo leicht vergeßlichen pofitiven Zivangseinrichtungen. 

Wesel L: Bei ter Beſchließung alfgemeiner Zollgefege 
ift es nicht menfchenmöglich, alle fpecielfen Fälle, und insbes 
fondere erft zufällig eintretende Unftände berücfichtigen zu 
fönnen, in Beziehung welcher nicht felten mit der allzuftren- 
gen Anwendung der allgemeinen Negel dem Wohle ver Ger 
ſammtheit dennoch wirklich Nachtheil und Schaden zugehen 
würde, Es find alſo Ausnahmsgeſetze oder Priviegien noth⸗ 
wendig, wie die Redner vor mir, und der Commiſſionsbericht 
anerkannt haben. Dieſe zweckmäßig zu ertheilen, kann nur 
der Regierung zuerkannt werden, da dieſe zunächft in der Ueber⸗ 
ficht des Ganzen und bei der finanziellen Leitung der Zollauf⸗ 
Tagen die Gründe zu folchen Ausnahmen wohl am beften zu prüfen 
und zu beurtheilen im Stande ift, und bie Natur der Sache einer 
augenblicklichen Beſchlußnahme bedarf, wo ſolche Ausnahmen 
erheiſcht werden. Dieſe Ausnahmen können auch nur dann den 
beabfichtigten Vortheil getvähren, wenn folche auf feſte Zeit 
reguliert werden, da nur diefe Feftfegung einer ſicheren Zeit 
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Dauer die Unternehmungen, welche auf folche gebaut werden 
jollen, eine zuverläßige Berechnung gewähren fann. Ich kaun 
demnach auch nur für den Antrag des Herrn Finanzminifters 
flimmen, dahin gehend: daß der Art. 1 des Gejegentwurfs 
dahin zu ändern fei: „die Regierung als ermächtigt zu erflären,‘ 
Die Gründe. hiefür find weiter folgende: Ich febe in dieſer 
Ertheilung der Zollprivilegien vielmehr eine Verwaltungsbands 
lung aus dem allgemeinen Bollziebungsrechte bervorgebend, 
wozu nebenbei die Regierung durch das nun in Discuffion lies 
gende Geſetz noch insbefondere ermächtigt werden folle, diefes 
im Wege gefeßlicher Anordnung für fich ſelbſtſtändig auszu— 
fprechen. Als ein proyiforifches Gefeg kann ich Diefe Ertheilung 
der Zollprivilegien nicht anfehen, twie Diefes der Commiſſions⸗ 
bericht aufgenommen ‚bat, weil propiforifche Gelege am Die 
Zeitdauer bis zum nächſten Landtage rückſichtlich ihrer Wirk: 
famfeit gebunden find, der Commiſſionsbericht aber Deu Zollprivis 
legiem bis zum dritten Landtage gejegliche Gültigkeit zuge- 
fteben muß; es müßte alfo Damit wieder eine Ausnahme von 
der Regel: für proviforifche Gefeße zugeftanden werden. Ich 
halte demnach die Ertheilung der Zollprisilegien für eine, auf 
eine gelviſſe Zeit befchränfte ‚gefegliche Anordnung, welche die 
Regierung in Kraft beſonderer gefeglicher Ermächtigung zu 
verfügen hat, und. erkläre. fomit nochmals meine Zuftimmung * 
für Die von dem Herrn Finanzminifter vorgefchlagene Beſtim⸗ 
mung. Endlich die vom dem Abg. Mohr in Antrag gebrach⸗ 
ten Prämien (betreffend, ſo frage ich, ob diefe nicht auch auf 
gleiche Art, wie die Privilegien in dem Momente ihres Er 
theifens in Form der Gefege von der Regierung gegeben werden 
müßten, fo daß alfo mit dem Antrage auf folche der Frage 
wegen der aaa der Ertheilung der. Privilegien nicht ausge- 
— wäre. 

Völker: Wenn wir auf das Geſchaftaleben zuruͤckblicken- 
je.Ant Zolldegünfigungen durchaus urpumenia , Man Weile 
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wir auch in Zufunft Feine bedeutende Etabliffements in unferen 
Lande erhalten würden; denn es ift nicht möglich, Daß fie. font 
mit den ausländifchen Etabliffements concurriren können. Wenn 
diefe Begünftigungen von einem Landtage zum andern pros 
viforifch gegeben werden, fo liegt es allerdings in der Macht 
der Regierung und der Kammer, fie feiner Zeit zurückzunehmen, 
allein man wird doch wohl nicht verfennen, Daß einem bedeu: 
tenden Etabliffement fehr daran gelegen feyn muß, twenigftens 
auf einige Jahre feine Aufträge ins Ausland geben zu können, 
welche Aufträge vielleicht erft nach vier Jahren ins Land kom⸗ 
men, weßhalb der Fabrifant wenigftens auf ein Privilegium 
von einigen Jahren muß zählen fönnen. Ich fimme aus diefen 
Gründen für die Beibehaltung des Entwurfs Der Regierung, 
und fomme nur noch auf Die Anficht des Ag. Rutſchmann 
zurück, wornach der „Krapp“ freigegeben werden follte. Ge: 
trade in dieſer Hinficht, weil dieſe Fabrikanten jeit langer Zeit 
auf das Privilegium rechneten, ihren Leuten Aufträge gaben, 
und im Auslande pflanzen ließen, wird das Privilegium nicht 
wohl: zurückgenommen werden können, indem diefe Leute fonft 
ihre Beftellungen durchaus nicht erfüllen könnten. 
Rutſchmann: Der Zoll beträgt blos 5 fr. per Eentner. 
Sinanzminifter v. Böckh: Für den Centner fabrizirten 
"Krapp kommt der Zoll auf 35 kr., da 7 Gentner roher 
Krapp dazu erferderlich find. Die Ausnahme ift auf die Krapps 
fabeifen in Heidelberg und Mannheim befchränft, weil diefe 
das rohe Material, das. in jener Gegend nicht in hinlänglicher 
Menge erzeugt wird, vom Ueberrhein beziehen müffen. Es Liefert 
übrigens ſchon diefe Discuffion den Beweis, daß über folche 
Privilegien verfchiedene Anfichten beftehen fönnen , und die Ins 
haber nicht gefichert wären, wenn ihnen die Regierung nicht 
auf mehrere Jahre ein Privilegium geben fönnte, Befonders 
bei den Krappfabrifen ift es fehr nothwendig, daß fie auf mehrere 
Jahre wegen des Privilegiums gefichert find, weil der meifte 


IH Zsu: ww 10 Dam sam “. 


Te Your: Te Borme Der toten euer m mr 
Zaher her 

Sszıı: & Gaur een, 35 in ee mr 
izazr, Ze Zileemürgesz ar De Semlne = srelier. zur 
um TDiimte, meiler De Zei» ver Bun EU Oo 2 
zur, mänr? ıd et uf Bir ee Bee mem 
zur Zefenungeine mine EEE Te α 
argchrber mei, wei De rat ein ook 
wei ur Scene ft more lern, L 
u erie m euer ze en 
Eunet, zıt Yece Mirergler Tee meter iäg 
srrdegien rede er Tr Ir re rain Shen 
zen; Ser, re Di u ve Be U e em 
ui, m? mrhtme mer er ver Some 
zufn2 Meet orte u Leraba Ti We Zei 


lagen, mv Enurselk immmr eur eeree u me 
wer , Iertor ne were Frssmuefle = Ten er 
eher, nerr De Ermmier eier mm wer Hi. Be 
= näher Ermanume her mr re er au 
Ten Einzonpianl par- meer ice tan di Dee mar 
kim Fir vr weinüder Fo udn me Dr 
wie mearheber ten Tem m Sole u wniazuaumwr Shrme 





M 


70 | Verhandlungen der I. Kamnıer. 


Koͤchlin und Andern aus Avignon bezogen werden muß, eine 
Zollrückerſtattung leiſten zu laffen, liegt im Intereſſe der 
Suduftrie. 

Lauer: Die Verfchiedenheit des Krapps har Darauf Bezug, 
daß auch Köchlin allerdings mit weit mehr Nutzen den frem— 
den Krapp anwenden kann. Hier aber ift die Eigenthümlich- 
feit umd Die Lage des Landes fo fehr zu berückfichtigen,, daß 
ich ganz auf den Verkauf im Lande verzichtete, und nichts das 
gegen hätte, wenn der Eingangszoll völlig aufgehoben würde, 

Nachdem der Herr Finanzminifter noch erklärt, daß ohne 
Anftand in ganz furzer Zeit Die Zollprivilegien vorgelegt werden 
würden, ımd der Abg. Merf äußerte, daß er feine Abſtimmung 
über feinen Antrag mit Umgehung der Discuffion der einzelnen 
Artikel verlange, wird die allgemeine Discuffion geſchloſſen, 
und zum 


$. 1 
übergegangen. 

Aſchbach: Die Eommiffien Hat zu dem Art, 1 zwei Bufäge 
gemacht, die fich nicht in dem Art. 1 des Regierungsentiwurfs 
finden. Der erſte Zufag iftder, wenn die Extheilung dem Ges 
fammtintereffe entfpricht, und Verzögerung den Verluſt der 
Vortheile wahrfcheinlich macht. Diefer Zufag tft nichts anderes, 
als der Ausdruck derfelben Grundfäge, wie fie der Regierungs⸗ 
entwurf enthält. Wir haben aber für nothivendig gehalten, 
daß die Richtſchnur, wonach die Privilegien gegeben werden 
ſollen, im Gefeg ſelbſt ausgedrückt werde, fürchtend, Daß 
wenn dies nicht gefchähe, Leicht Mifbräuche und Erſchleichun⸗ 
gen möglich werden fönnten, Wenn man in dem Fall ift, unter 
einer guten Regierung Gefege zu machen, fo muß man ſie ſo 
machen, daß fie unter einer nicht guten Regierung wohlthätig 
wirken. Dies ift der erſte Zufag, und ich kann nicht begreifen, 
daß dieſer Bedenken finden follte, da die Regierung ſelbſt ſich 
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zu dieſem Grundſatz befanut hat, Der zweite Zufag ift der, 
daß der Regierung Die einfeitige Verleihung der Privilegien 
une mit der Kraft der proviforiichen Gefege eingeräumt wurde. 
Darüber if jehen in der allgemeinen Discuffion geſprochen 
worden, und es bleibt mir nur noch übrig, Einiges auf die Bes 
denklichkeiten zu äußern, Die von verfchiedenen Rednern erhoben 
worden find. Ich kann in der That nicht begreifen, wie die 
Regierung fich durch dieſen Zufag, Ver nur eine Folge Des 
verfaffungsmäßigen Standpunftes hinfichtlich der Geſetzgebungs⸗ 
gegenftände ift, in der Gefeßgebung fich genirt findet, da fe 
ja bisher unter weit größeren Beichränfungen nur im ger 
wöhnlichen Wege Der proviforifchen Gefege Privilegien ertheilt, 
und den Ständen vorgelegt hat. Iſt dies aber eine fo große 
Mühe für Die Kammer, haben wir fo große Widerfprüche in 
den Anfichten Der Kammer und der Regierung gehört, die der 
Abg. Negenauer für möglich halt? Man fehe auf den 
Landtag von 1831 zurück, und man wird finden, daß fall 
alle Privilegien, die die Regierung der Kammer vorlegte, ohne 
großen. Widerfpruch genehmigt wurden, Ich fehe alfo Das Be« 
denken nicht ein, Das von mehreren Seiten erhoben worden ift. 
Hier handelt es fich aber nur um ein Wort. Es ift Wahrheit, 
daß: Diefe proviforifchen Gefege, die die. Commiſſion einräumen 
will, nicht, Diefelben find, die nach der Verfaffung allein be» 
ftehen; es find proviforifche. Gefege in einem weiteren Umfang, 
fie find ein Zwiſchending zwiſchen proviforifhen Gefegen und 
Verordnungen, Der Name macht es hier nicht aus, und wenn 
der Art. 4 der Commiſſion die Genehmigung erhält, dann 
habe ich durchaus. kein Bedenken, diefes Wort wegzulaffen; 
denn ‚das, was Dadurch gerettet werden fol, ift gerettet; Das 
nämlich, daß, wenn die Zeit der Verleihung des Privilegiums 
Worüber iſt, alsdann Das Privilegium nicht auf Dem Wege der 
Gefeßgebung erneuert wird, ſolches erloͤſche. Diefes allein glaubte 
Ve Eommſſſion erhalten zu müffen um der verfaffungsmäßigen 
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Pflicht zu gemügen, daß nicht ohne Noth an der Verfaffung 
gerüttelt werde. 

Schaaff: Ich erkläre mich im Allgemeinen für die Faſſung 
der Commiſſion, möchte aber noch einen Zufag in Vorſchlag 
bringen. Es wird in dem $. auch über diejenigen Brücken— 
gelder disponirt, welche die Gemeinden nach dem Gefeße vom 
5. October 1820 zu beziehen haben. Um daher jedem Mi. 
verftändniß vorzubeugen, trage ich darauf an, hinter Das Wort 
Bruͤckengelder noch zu feßen, „welche Die Staatskaſſe 
bezieht,“ denn man wird nicht die Abficht haben, zu Gunften 
einzelner Kaufleute und Fabrifanten auf den Beutel der bes 
rechtigten Städte zur decretiven. 

Poſſelt unterftügt den Antrag. 

Miniſterialrath Goß weiler: Der Antrag des Abg. Schaaff 
kann durchaus feinem Anftand unterliegen, iveil man niemals 
eine andere Abficht hatte, als mur folche Brückengelder zur 
Begünftigung Einzelner nachzulaffen, die dem Staat gehören. 
Sodann muß ich noch Einiges auf Die Aeuferung des Abs. 
Aſchbach bemerken, der die Anträge der Commiffion zum 
Art. 1 im zwei Süße unterfcheidet. Der erfte umfaßt die. 
Worte: „Daß Die Negierung folche Begünftigungen nur ſoll 
ertheilen können, die dem Gefammtintereffe entfprechen zc., und 
Dabei hat er bemerkt, Daß ja dieſe Worte im Ganzen nichts, 
Anderes ausfprechen, als was die Bedingungen des Geſetzes⸗ 
entwurfs ausdrücken, unter denen die Privilegien follten gegeben 
werden können. Wenn num diefe Worte wirklich nichts Anderes 
ausfprechen, fo find fie wenigftens überflüffig. Sie find aber 
auch folch unbeftimmten Inhalte, daß die Regierung in feiner 
Weiſe mehr gebunden wird, ald wenn fie nicht daſtehen. So— 
dann aber ift gygierigg weitere Beifag gemacht, Daß diefe Be- 
günftigungen n jlen ertheilt werden können, mit der Kraft 
eines proviſoriſchen Geſetzes, und dabei hat der Herr Abge- 
ordnete noch eine andere Beftimmung verlangt, Die meiner Tleber- 
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jeugung nach nicht mit der Kraft des proviforifchen Gefeges in 
tlebereinftimmung fteht, er hat nämlich gefordert, Daß die Be⸗ 
günſtigungen, welche Die Regierung gibt, nun gar nicht mehr 
ſollen erneuert werden können. wenn- fie nicht nach Verfluß 
der. beſtimmten Zeit im Wege eines fürmlichen Gefeges zu Stande 
kommen/ oder wenn die Kammer, wie es in den Motiven heißt, 
mit“ Stillſchweigen darüber weggegangen iſt. Ich glaube aber, 
daß ein proviſoriſches Geſetz, über Das Die Kammer mit Still 
ſchweigen wegging nach dem Schluß der Ständeverfamntlung 
allerdings von der Regierung wieder erneuert werden fann, 
denn die Kammer mußte ſich wohl Darüber ausfprechen,, wenn 
ihr ein proviſoriſches Geſetz vorgelegt wurde, ob ſie es geneh⸗ 
migen oder verwerfen wolle. Thut fie es nicht, fo kann die 
Regierung allerdings; gemäß der Verfaſſung, diefes proviforifche 
Geſetz erneuern/ und ſo fann fie’ auch verlangen, daß fie 
ſolche Pripilegien, übern Die ſich Die Kammer nicht ausfpricht, 
erneuern darfy) und ſchon darum kann der Beiſatz, der von ber 
Kraft eines proviſoriſchen Geſetzes ſpricht, nicht gemacht werden: 
Aſchbach: Ich kann dem Herrn Regierungscommiſſär die 
Richtigkeit der Anſicht nicht zugeben, daß proviſoriſche Geſetze, 
welche die Kammer mit Stillſchweigen übergangen hat, in der 
Zeit, wo ſie hätten vorgelegt werden ſollen, von der Regierung 
ſogleich wieder erneuert werden können. In dem Begriff und 
Grund» des proviſoriſchen Gefoßes liegt es, daß es nur für 
die Zeit ver Noth für die Zeit, wo feine Kammer verfammelt 
iſt und wo es der Koſten nicht Ichnen würde, Die Kammer ber 
ſonders einzurufen/ gegeben wird. Die Regierung muß aber, 
wenn dieſe Noth vorbei iſt, den legislatoriſchen Weg betreten, 
und die Zuſtimmung von beiden Kammern einholen. Unterlaͤßt 
dies die Regierung, ſo erklärt ſie, daß ſie darauf verzichte, 
das Geſetz weiter zu vollziehen. Für die Kammer iſt kein 
voſitiver Zwang vorhanden, folche proviſoriſche Geſetze aufzu— 
ſuchen, ſondern es iſt Sache der Regierung, Die Genehmigung 
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einzuholen. Es bat feinen Zweifel, daß die Regierung provi⸗ 
forifche. Gefege geben kann; aber unmittelbar wegen der. ein⸗ 
fachen Zatfache, daß die Kammer feine Einfprache Dagegen 
erhoben hat, fie fortbeftehem zu faffen, das würde dem Bes 
griffe und der verfaffungsmäßigen Beſtimmung über den Grund 
der. proviforifchen Gefege widerſprechen. Ich glaube aud) nicht, 
daß der Herr Regierungseommiffär in Diefem Sinne die Sade 
mag. verftanden haben, denn in diefem Sinn aufgefaßt, würde 
der Art. 5, den mwahrfcheinfich der Herr Regierungscommiſſär 
im Auge hatte, und der beſtimmt, Daß die Verlängerung folcher 
Privilegien nur mit Zuftimmung der Stände erfolgen könne, 
nicht geniven, indem es fich nicht von einer Erneuerung, ſon⸗ 
dern von einer Verlängerung. handelt, und. das. Privilegium 
ohne. Weiteres nicht auf neue BVerhältuiffe, fondern auf die 
Thatfache feines Daſeyns hin, einen weiteren Fortbeftand erhält, 
Hier ift gar kein Grund vorhanden, warum die Regierung 
allein entjcheiden foll; Denn. die Kammer ift verfammelt, und 
die Zuftimmung zu einem definitiven. Ausnahmsgeſetz kann eins 
geholt werden, Damit alfo dieſes ſtändiſche Recht nicht ver— 
uachläßigt werde, tft nothwendig, dieſen Artikel fo zu faffen, 
wobei ich wiederhole, Daß die Worte „proviforifches Gefeg‘ 
es nicht ausmachen, fondern die Beftimmung, und wenn diefe 
ausgedrückt wird, fo erkläre ich mich mit dem Vorfchlage des 
Herrn Finanzminifters einverftanden. 
Knapp: Ich miderfeße mich dem — le 
des Abg. Schaaff, Im Jahre 1820, als Das Bflaftergeld 
im Allgemeinen. aufgehoben wurde, hat man einigen Städten 
Diefes Recht einftiveilen gelaſſen, indem es hieß, fie feien mit 
Schulden befaftet, und man könne ihnen dieſe Revenue nicht neh» 
men, ohne Die Staatsfchuld zu vermehren, weil die Schulden, die 
auf den Städten hafteten, auf den Staat übernommen werden 
müßten. Es find nun ſchon 13 Jahre vorüber, und man follte 
Doch erwarten, daß Die Städte dieſe Schulden bezahlt haben 
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vilegium verſchwinden zu machen; denn es war ſehr hart für 
diejenigen‘ Landestheile, denen dieſe Berechtigung genommen 
wurde wahrend "man fie einigen Städten in Dem Lande ließ. 
Ich Finde es noch um ſo viel härter, weil Der Staat hier eine 
Steruer Jun Vortheil der Induſtrie verlangt, einzelne Städte 
aber wieder davon freigelaſſen würden. 

Bekkr Ich will mich nur gegen den Antrag der Commiſſien 
erklären, ſo weit derſelbe einer ſolchen Ertheilung ven Zoll—⸗ 
privilegien die Kraft eines proviſoriſchen Geſetzes beilegt. Der 
bg Aſchb achhat ſelbſt anerkannt, daß es eigentlich kein 
proviſoriſches Geſetz, ſondern ein Mittelding zwiſchen einem 
proviſoriſchen Geſetze und einer Verordnung fei, Unſere Verfaſſung 
aber weiß nichts von einem ſolchen Mittelding. Iſt es aber 
eines, ſo kann man eben darum auch nicht ſagen, Daß es «in 
proviſeriſches Gefetz ſei. Ich finde es auch ſonſt bedenk— 
lich, hier durch ein Geſetz auszuſprechen, daß ein ſolches 
Zollprivilegium en previſoriſches Geſetz ſei, und dabei doch 
Beſtimmungen zw geben‘; welche die Verfaſſungsurkunde einem 
proviſoriſchen Geſetz nicht angedeihen läßt, denn einmal wird 
darauf angetragen, Diefes proviſoriſche Geſetz ſoll bis zum Dritten 
Landtagsſchluß fortdauern =. wenn nicht vorher auf längere 
Zeit eine Vereinigung mit den Ständen zu Stande komme, 
während nach der Natur der propiforifchen Gefege ein ſolches 
blos Henn Landtagsichluß fortzudauern bat, 
Ferner iſt es auch bei Zollprivilegien gar nicht möglich, daß 
die Vorausſetzungen des $. 66 der Verfaſſung zu Erlaſſung 
eines proviforifchen Gefeßes eintreffen, denn es beißt Dort: 
der Großherzog erläßt auch ſolche, ihrer Natur nach zwar zur 
Händifchen Berathung geeignete, aber durch das Staatswohl 
dringend gebotene Verordnungen ꝛe. Diefen Ausdrud wird 
man auf ein Privilegium nie anwenden können; denn das 
Privilegium kann zwar im Intereſſe des Staats Liegen, wird 
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aber deßhalb Doch nicht Durch Das Staatswohl Dringend 
geboten ſeyn. Wir müffen dieſen Sag der Verfaffungsurkunde 
ftreng antvenden, um zu vermeiden, Daß nicht Die Regierung 
durch unfere eigenen gefeglichen Beftimmungen Beranlaffung 
nehme, überall, wo nur irgend ein Vortheil fich zu zeigen 
ſcheint, proviforifche Gefege zu erlaffen. Auch die Andere Bor: 
ausfeßung des $. 66, „Deren vorübergehender Zwed durch 
jede Verzögerung vereitelt würde,“ trifft hier felten ein; denn 
vorübergehend ift der Zweck nicht, fondern er Dauert länger; 
fonft würde auch Das Privilegium nur auf kurze Zeit gegeben. 
Außerdem kann es fich hier aber auch deßwegen nicht von einem 
proviforifehen Gefege handeln, teil eigentlich der Begriff 
eines „Geſetz es“ auf Ertheilung von Zollprivilegien gar nicht 
yaßt, Gefeg ift eine allgemeine Beftimmung in ab- 
stracto, nicht aber eine fpecielle Verfügung, wodurch Des 
mand von dem Gefeß ausgenommen wird. Wenn alfo ein 
Zollpeivilegium ſowohl feiner Natur nach fein Gefeg ift, ala 
auch nach den Vorausfeßungen der Verfaffungsurkunde nicht 
als ein proviforifches Gefeg gelten kann, fo halte ich gleich: 
wohl für vortheilhaft, zu beftimmen, daß und in welcher Art 
den Ständen eine angemeffene Mitwirkung bei Ertheilung folcher 
Privilegien zufommen ſolle, und in dieſer Hinficht fehe ich das 
vorliegende Gefes für wohlthätig an, und es ift nicht noth— 
wendig, der Ertheilung von Zollprivilegien irgend einen Zitel 
zu geben. Man erlaubt der Regierung die Ertheilung derfelben, 
beftimmt aber zu Verhinderung etwaiger Mißbräuche, daß den 
Ständen eine Mitwirkung Dabei zufteht. 

Aſchbach: Der Ausdruck „Mittelding“ hat in unferer 
Zeit einen fchlechten Klang, und es feheint in fo fern auch meiner 
Darftellung einen Eintrag thum zu follen; allein ich verwahre 
mic Dagegen. In der ganzen Natur gibt es nie eine ganz 
haarſcharfe Grenzlienie, fondern Alles, was beſteht, verſchmilzt 
in einzelne Nuaucen, und greiſt ſo ſehr in einander, daß man 
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nicht jagen kann, Diejes oder Jenes gehöre beftimmt zuſammen. 
Selbft in der Kammer ift dies der Fall. Es gibt Abgeordnete, 
die zugleich Regierungscommiffäre find, und alfo nicht die reine 
Stellung ‚eines Deputirten haben, Hier if ein. befonderer 
Fall der Gefeggebung vorhanden, deren Gegenftand fich zu 
einem. proviforifchen Gefege eignet, deren Zweck aber nicht 
innerhalb der Grenzen der provijorifchen Gefege erledigt werden 
kann, Die Regierung bedarf eines freien Spielraums, die Kams 
mer. aber einer Öarantie, Daß ihrer gefeßgebenden Gewalt nicht 
zu weit und. ohne Noth Abbruch gefchehe. Ich kann deßhalb nicht 
davon abgeben, Daß dieſes Mittelding den proviforifchen 
Gefegen ‚angemähert werden möge, Damit die unterlaffene 
Borlage das Ende der Privilegien bedingt. 

Finanzminifter v. Böcdh: Ich erlaube mir, Ihnen die Mo— 
dification ‚welche Die Regierung felbft für zweckmäßig hält, vor: 
zulegen. ‚Die Regierung glaubt, Daß im erften Artikel der 
Ausdruck „über die Gefegesfraft Der Privilegien“ wegbleiben 
folle, und Der Artikel einfach. dahin zu faffen wäre: „Die Regie: 
rung ift ermächtigt, beftinmmten Perfonen ganze oder theiltweife 
Befreiung von Zöllemund Brückengeldern, die in die Staatskaſſe 
fließen (da ich Die Anficht des Abg. Schaaff für ganz gegründet 
halte); zuiertheilen, unter den Beſchränkungen, die in den fol— 
genden Artikeln enthalten find.” Dadurch wird dem Privilegium 
feine andere Kraft gegeben, als eine folche, Die es nach Diefem Ge— 
feße hat, Die Sache iftdann einfach und klar. Ich glaube ferner, daß 
der Beifaß der Eommiffion: „wenn es dem Gefammtintereffe ent: 
fpricht ,“ wegbleiben kann, denn es wird hier etwas gejagt, was 
überflüffig ift, indem das ganze Land in jeder Beziehung im allge- 
meinen Intereffe, und nicht im Intereffe einzelner Klaffen oder In- 
disiduen regiert werden foll. Leber den weiteren Saß könnte man 
viel ftreiten ; denn wer kann ſagen, was da für Vortheile gemeint 
feien. Es ift nicht einmal. geſagt, was für Vortheile gemeint 
find, ob Vortheile für das Individunm, welches das Privileglum 
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erhält, oder für den Staat. Das Privilegium wird immer bon 
der Art ſeyn, daß es dem Privilegirten Vortheile gewährt. Der 
Beiſatz, der von dem Verluft der Vortheile fpricht, iſt alfo ebenfalls 
überflüffig, um fo mehr, als die folgenden $$. die erforderlichen 
Beftimmungen enthalten. Der Art. 2 fagt, Daß das Privilegium, 
fo fern es die Gingangszölle mindert, nur für eingehende Waaren 
gegeben werden folfe, die im Lande gar nicht, oder nicht in. ges 
höriger Güte producirt werden. Ein anderer Sag fagt, daß es 
nie eine perfünliche Begünftigung fei, fondern Jeden gegeben 
werden folle, der in denfelben Verhältniffen ift. Ein weiterer 
Artikel forgt, daß es allen Perfonen, welche glauben, fie feien 
in denfelben Verhältniſſen, bekannt werde, indem es durch Das 
Regierungsblatt verfündigt werden ſolle; endlich wird die Res 
gierung noch vorfehlagen, Laß auch Die Erneuerung der Privis 
legien Durch Das Negierungsblatt bekannt gemacht, und Diefelben 
auf jedem Landtage vorgelegt werben follen. Ich glaube, es 
liegen darin fo viele Garantieen gegen jeden möglichen Mißbrauch, 
daß weitere überflüffig find. Weberigens müffen Sie ein gewiſſes 
Bertrauen-zu.der Regierung haben; denn ohne dieſes fönnten 
Sie von gar feiner Ermächtigung fprechen, wir haben auch das 
Bertrauen zur Kammer, daß fie Die Regierung ſelbſt aufmerkſam 
machen werde,. wenn. etwa Privilegien ertheilt worden ſeyn 
follten, die im allgemeinen Intereffe nicht nothwendig geweſen 
wären. Wir theilen feinestwegs die. Beſorgniß, daß, wenn die 
Privilegien vorgelegt find, die Kammer diefelben nicht jorgfältig 
prüfen werde, daß fie vielleicht ihre Pflicht nicht erfüßlen und 
von ihrem Recht keinen Gebrauch machen möchte. 

Aſchbach fragt, ob die Regierung auch den Satz zugebe, daß 
die Privilegien, die nicht vorgelegt werden, durch die Thatfache 
der Nichtvorlage aufhören? Wenn dieſe Berficherung gegeben 
werde, dann ſeien die Anftände gehoben. 

Ginangminifer v. Bödth: Ich habe gegen einen folchen Zufet 
nichts zu erinnerw, allein er if überfläflig, denn wenn Die Res 
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gierung ſagt, daß alle Privilegien im Regierungsblatt erſcheinen 
und Der Kammer vorgelegt werden ſollen; ſe iſt keine beſentdere 
Garantie für den Fall nothwendig, daß. ein Privilegium nicht 
vorgelegt worden ſeyn ſolltez denn die: Kammer würde wahr⸗ 
ſcheinlich daſſelbe zur Sprache bringen. Es wäre. dies eine an 
weit getriebene Vorſicht, ein kleines Mißtrauen. 

Schaaff: Ich finde in der Faſſung des Herru Finanzmi⸗ 
niſters im Weſentlichen Alles, was ‚der Commiſſionsvorſchlag 
enthält, es iſt nur concentrirter ausgeſprochen, und ein ſchein⸗ 
barer Widerſpruch vermieden Ich nehme alſo dieſe Faſſung als 
meinen Antrag aufe Sodann komme ich auf die Aeußerung des 
Ay Rap By dem belannten, unermüdlichen Gegner der gro⸗ 
fen Städte des Großherzogthums, zurück. Er bat die: Gründe 
angegeben welche Die Beſtimmung in dem Gefege von 4820, 
wornach ven größeren Städten der: Bezug Des Brücken- und 
Pflaſtergeldes belaſſen werden iſt, herbeigeführt-baben ſollen. 
Ich laſſe dahin geſtellt ſeyn, ob dieſe Gründe Damals wirklich 
das hauptſächliche Motiv waren oder nicht, ſondern ſehe in Das 
Regierungsblatt, wo ich Das Reſultat der obgewalteten Gründe 
finde; Ddas Geſetz beſteht heute nochz das Brückengeld, das 
diefe Städterbezichen, iſt the: wohl erworbenes Eigenthum, ſo 
daß der Artikel der Verfaſſung hier feine Anwendung findet, 
wornach Niemanden fein Eigenthum, ſelbſt nicht zu öffentlichen 
Zwecken, ohne vorhergegangene Entfchädigung entzogen werden 
Darf. Hier aber will’ der: Ay, Knapp den Städten ihr wohl 
erworbenes Necht nehmen ‚zw Gunſten von: Privatperfonen.: Ich 
möchte wiſſen, auf welche-Art ex Diefes zu rechtfertigen gedenkt! 
So gut der Abi Knapp ven Städten: diefes Necht nehmen 
kann)’ ſo gut können wir heute‘ decretiren, Daß fein neu ge 
bautes, fehönes Landhaus in Appenweher zu Guuſten einer 
mildern Anftalt des Großherzogthums vertvendet werden folle. 
Wenn der Ag Kmap pi von: Pribilegien der Städte. ge- 
ſyrochen hat; ſo ſtimme ich Hei, es find Privilegien, aber pri- 
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vilegia odiosa in der Kunſtſprache, denn diefe Brüden» und 
Pflaſtergelder decken die Koften nicht, welche die Gemeinden zu 
Erhaltung ihrer Straßen und Brüden aufzumwenden haben, und 
es wird Daher nicht eine unter den berechtigten Gemeinden fepn, 
die nicht augenblicklich auf Verlangen der Regierung diefes Recht 
in die Hände des Herrn Finanzminifters zurücdgäbe, in ver 
Vorausſetzung, daß man ihre Brücken und Straßen auf Koften 
der Staatskaffe unterhält, und ihnen den darauf gemachten Auf: 
wand vergütet. 

Sander: Ich glaube, daß nach der Verficherung des Herrn 
Finanzminifters es fich jet nicht fowohl von Grundſätzen, als 
son der Faſſung des Artikels handelt. In der von der Commiſ⸗ 
ſion vorgefchlagenen Faffung finde ich auf jeden Fall den 
Anftand, daß dort von proviforiichen Geſetzen gefprochen wird, 
die der Sache nach Doch Feine wirklichen proviforifchen Gefege 
find. Der Here Berichterftatter hat bereits erklärt, er werde 
nicht auf dieſem Ausdruck beftehen; umd ich glaube deshalb, daß 
man nad) den gegebenen Verficherungen des Herrn Finzminifters 
auf den Antrag des Abg. Schaaff jene Faffung zur Abftim- 
mung bringen könnte. Nun möchte ich aber eineandere Bemerfung 
machen, Die vielleicht Bedeutung haben dürfte; wir haben näm⸗ 
lich Handelögefellfchaften im Lande, und da fragt fich, ob auch 
dieſe unter den in Ast. 1 beftimmten Perſonen begriffen find. 

Finanzminifter v. Boͤckh: Allerdings, und es wird nicht 
nothwendig feyn, Diefes ausdrücklich zu bemerken. 

Der Präfident fohließt nunmehr die Discuffion, uud bringt 
fotann zur Abftimmung : 

1) den Antrag des Abg. Schaaff, „die Befreiung auf dies 
jenigen Zoll» und Brückengelder zu beſchränken, welche Die 
Staatskaſſe bezieht‘ ; 

2) .die Berbeflerungsvorfchläge des Herrn Finanzminifters : Die 
Worte’ von. „in dem Falle“ bis „Eraft Geſetzes,“ wegzulaſſen, 
und fodann den Artikel fo zu faſſen“ die Regierung ift ermächtigt, 
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beftimmten Perfonen, zum Bortbeil ihres Gewerbes in gangen oder 
tbeilweifen Befreiungen von Zöllen und Brücfengeldern, welche 
die Staatskaſſe bezieht, beftehende Privilegien zu ertheilen, unter 
den Befchränfungen, welche die nachfolgenden Artikel feſtſetzen. 
| Alle dieſe Vorfchläge werden von der Kammer angenommen 
u mit diefer Abänderung Der ganze Artikel genehmigt. 
$. 2. 

Erſter Abſatz. 

Wegelll.: Da ich vorhin nicht mehr zum Wort gekommen 
bin, fo muß ich erſt den Heren Finanzminifter fragen, ob die 
Waſſerweggelder, die im Jahre 1831 fchon zur Sprache kamen, 
unter Diefen Zöllen begriffen find, 

Finanzminifter bejaht Dies. 

Müller: Sch Habe mich nur erhoben, um mich zu be- 
fchweren, daß ich bei der Discuffton des erften Artikels nicht 
mehr zum Wort famz; andere Abgeordnete läßt man ſtunden⸗ 
weiſe ſprechen, während ich heute feit 4 Wochen Das erftemal 
nur Weniges bemerfen wollte. 

Präfident: DiefeRüge kann in feinem Falle mic) treffen, da 
ich die Discuffion mit Zuftimmung der Kammer gefchloffen er 

Der erſte Abfag dieſes F., lautend: 

Die Befreiung von Zoll- und Brüdengeld auf — 

Waaren darf nur auf ſolche ſich erſtrecken, welche zum 

Betrieb des betreffenden Gewerbs nothwendig find, und 

im Inland gar nicht oder nicht in Hinlänglicher Menge 

und Güte erzeugt werden; die Befreiung auf ausgehende 

Doaren nur auf die eigenen Erzeugniffe des Gewerbes,‘ 
wird fofort angenommen, 

Zweiter Abfag. 

Finanzminiſter v. Böckh ſchlagt folgende Faſſung vor: „die 
Dauer eines Privilegiums darf die Zeit bis zum Schluſſe der 
dritten, nach ihrer Bewilligung Statt findenden regelmäßigen 
Ständeverfagmlung nicht überfchreiten.‘‘ 

1833, II, N, vrot. 28 Heſi 
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Wird ohne Erinnerung von der Kammer angenommen. 

Schaaff: Es fcheint, Die. Kammer fei von der Anficht 
zurückgekommen, Daß die Regierungscommiffäre feine Anträge 
iii der Kammer ftelfen, und zur Abftimmung bringen Dürfen. 

Finanzminifter v. Böckh: Die Negierungscommiffion darf 
allerdings Anträge zu Veränderungen in einem Gefeße machen, 
das fie vorgelegt bat. | 

Zum dritten Abfaß. 

Speyerer: Ich habe eine Bedenklichfeit gegen diefen Sag, 
mweil er der erſten Kammer ein größeres Recht einräumt, als 
fie fonft hat, wenn von einem Finanzgefege Die Rede ift; 
darum fihlage ich vor, flatt Der Worte: „fo fern nicht von 
einer der beiden Kammern ꝛc.,“ zu feßen: „fofern nicht Die 
Kammern in der für Finanzgeſetze vorgefchriebenen Weife Eins 
fprache Tagegen erhoben haben.” | 

Merk und Andere unterftügen dieſen Vorſchlag. 

Aſchbach: Sch muß bemerken, daß bei der Privilegiener⸗ 
theilung fich ein befonderer Standpunkt befindet, und daf, 
wenn Die Regierung felbft fich nichts vorbehält, als eine ein« 
feitige Zurücknahme, auch jede Kammer in dem Fall feyn kann, 
duch ihre Einfprache den Widerruf zu begründen. In Finanzs 
gefegen kann auch die Regierung nicht einfeitig handeln, 
fondern die Kammern müffen zuftimmen, Geftehen wir aber 
der Regierung zu, daß fie ein Gefeß einfeitig zurücknehmen 
fünne, fo fteht danıit im Einklang, daß aud) eine einzelne 
Kammer daranf antragen fann, 

v. Rotteck: Der Verfchlag, der im Commiſſionsentwurf fteht, 
gefällt mir Darum wohl, weil Dadurch ein fehr Eoftbarer Grund⸗ 
fat anerkannt ift, in der Vorausfegung nämlich, wenn die Ver 
fügung, wodurch ein Zolfprivtlegtum gegeben wurde, als ein pros 
viforifches Geſetz zu betrachten ift, Es iſt auch offenbar in folcher 
Borausfegung Die Beftimmung in den Regierungsentwurf aufs 
genommen worden, daß Tas Privilegium aufhöre, wenn eine 
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der beiden Kammern Einfprache Dagegen erhebe; dieſes An⸗ 
erkenntniß iſt ſehr koſtbar als ein für alle proviſoriſchen Geſetze 
gültiger Grundſatz. In einer andern Beziehung jedoch, nãmlich 
zur Wahrung der conſtitutionellen Intereſſen der einen Kammer 
gegenüber der andern, in Beziehung auf Finanzgeſetze bin ich 
auch) geneigt, den Antrag Des Abg. Speyerer zu unterftüßen; 
und da mir einmal den Ausdruck proviforifches Geſetz bei dem 
vorliegenden Gegenftand nicht angenommen haben, fo bat auch 
die. Aufſtellung ‚des. oben bemerften Grundfages für ſolche Ge⸗ 
ſetze hier keine Anwendbarkeit mehr. Darum halte ich den 
Vorſchlag Des Abg. Speyerer für zweckmäßig, damit, wenn 
eine Verſchiedenheit der Anſichten in beiden Kammern herrſcht, 
oder blos von der erſten Kammer eine Einſprache ausgeht, 
die Stimmen Derjenigen, die dagegen und dafür ſind, in 
beiden Kammern zufammengezählt werden, und nad) der Ma- 
jorität der Yusfchlag geichehe, fo daß, wenn die ‚weite Kammer 
mit anfehnlicher Stimmenzahl Einfprache thut, das Geſetz auf: 
bören muß. 

Yinanzminifter v. Böckh: Ich muß bemerken ‚ daß wir 
1) die Zollprivilegien für keine prosiforifchen Geſetze anfehen, 
und 2) durch eine Beftimmung in einem ſpeciellen Gefeg keinen 
allgemeinen Grundfag anerfennen. Gegen den Vorſchlag des 
Abg. Speyerer habe ich nichts zu bemerken, daß nämlich 
nur die Einfprache beider Kammern die Regierung veranlaffen 
fönne und müffe, ein Zolfprivilegium nicht mehr ju erneuern. 
Daß ein Geſetz über Zolfprivilegien ein Finanzgeſetz fei, kann 
keinem Zweifel unterliegen, daher iſt auch eine ſolche Bezeich⸗ 
‚nung in dem Geſetz ſelbſt nicht nothwendig, ſondern es wird 
nur zu fegen ſeyn, Daß die Erneuerung nicht geſchehen fönne, 
wenn die Kammern Einfprache machen. Uebrigens hin ich mit 
der Faſſung dieſes Artikels von Seiten der Commiſſion durchaus 
nicht einverftanden. Die Commiffion fagt, mit Ablauf dieſer 
Reit treten die Zollprivilegien ohne Weiteres außer Wirkfamfeit, 
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Der Vorfchlag der Regierung ift eim ganz anderer; fie will, 
daß fie das Necht babe, folche Privilegien zu erneuern, wenn 
auf derer Vorlage in der Kammer feine Einfprache erhoben, 
alſo dadurch die Zweckmaßigkeit folcher Peivilegien anerkannt 
worden tft. Eben fo wenig bin ich Damit einverftanden, Daß 
fie als zurückgenommen anzufehen find, wenn fie die Regierung 
auf unbeſtimmte Zeit verlieh. Mit der Verleihung auf unbe 
fimmte Zeit will fie nichts Anderes fagen, als fie gelten auf 
fo fange, bis fie Durch die Veränderung der Verhältniffe ent- 
weder nicht mehr nothivendig, oder nicht mehr. zuläßig find. 
Uebrigens wurde von der Commiffton noch ein anderer Artikel 
sorgefehlagen, dem tch beizuftimmen, feinen Anftand nehme, 
und der eigentlich dasjenige, was ich Bier eritinerte, in an: 
derer Weiſe erledigt; ich kann aber nur Darauf eitigehen, mern 
die Beftimmung des früheren Regierungsentwurfs beigefügt 
wird, die fo lautet: „es kaun aber nach Ablauf derſelben, auf 
eine gleiche Zeit und fo fort erneuert werden, fo fern nicht 
vorher eine der beiden Kammern (vder beide Kammern) Ein: 
ſprache Dagegen erhoben haben.“ 
- Speyerer: Mein Vorfchlag iſt nicht, daß die beiden Kam⸗ 
mern übereinflimmen, fondern daß durchgezählt werden ſolle. 
Finanzminiſter v. Boͤckh: Durch die Zuſammenzählung der 
Stimmen beider Kammern kann auch eine Mehrheit entſtehen, 
und ein Befchluß gefaßt werden, der dem der Mafsrität der 
ztveiten Kammer entgegen tft. 
v. Itz ſtein: Ich geftehe, daß ich mit einigem Zagen das 
Wort in Handelsfachen nehme, weil diefe weder meine ftarfe 
Seite, noch meine Liebhaberei find. Indeſſen glaube ich doch 
zu diefem Artikel eine Bemerkung machen zu müffen, Ich bin 
mit den Worten „auf unbeftimmte Zeit“ nicht ganz ein⸗ 
verſtanden, teil es fheint, daß der Artikel einigermaßen im 
Biderſpruch ftünde mit dem früheren Artikel, welcher deut: 
lich fagt, daß tie Privilegien höchſtens nur für⸗ drei Land⸗ 
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tggsperioden ertheilt werden können, Ich vereinige mich daher 
mit Dem Borfehlag des Herrn yingnzminifters, wenn etwa pon 
der Kammer noch beſchloſſen würde, beizufegen: „auf das 
vorzulegende Verzeichniß der Privilegien,“ denn wenn 
ich recht hörte, hat der Herr Finanzminifter bemerkt, fie dauern 
fort, wenn fein Widerjpruch erfolge, fo Daß alfo die Kammer 
die Mühe hätte, jedes Privilegium aufjufuchen, 

Sinanzminifter v. Bödh: In dem folgenden Artikel ift ge: 
fagt, jedes Privilegium müffe feinem ganzen Inhalt nach fechs 
Wochen nad) feiner Ertbeilung durch Das Regierungsblatt be: 
kannt gemacht werden, wodurch Diefer Zweifel erledigt feyn wird, 

Aſchbach: Die Bedenklichkeit Des Abg. v. Ittzſt ein fann 
auch ich heben, indem ich auf die Worte des vorhergehenden 
Satzes zurückweiſe, wo es heißt, Daß die Dauer eines Privile- 
giums ſechs Johre nicht überfchreiten Dürfe, 

Betf; Nach dem Borfchlage des Hexen Finanzminifters bliebe 
ſonach der Schlußfjag in Dem Art. 4 weg. Es kommt übrigens 
bei der Sache nicht nur der Unterſchied in Betracht, daß Die 
Stimmen durchgezählt werden, fondern es liegt darin noch die 
weitere Beftimmung, Daß von der erften Kammer der Autrag 
gar nicht ausgehen kann; denn Finanzgefeße werden zuerft der 
zweiten Kammer vorgelegt, und wenn die erfte Kammer nicht 
beiftünmt, fo müffen die Stimmen durchgezählt werten. Abge- 
fehen aber davon, unterftüße ich Den Antrag des Abg. Speyerer, 
wenn überhaupt der Schlußfaß bleiben fol. Meine Meinung 
wäre aber, Diefen Schlußfag wegzulaſſen, und fo zu fagen, 
wie der Herr Finanzminifter vorgeföhlagen hat, fo Daß dann 
Das Proviforium wieder neuerlich gegeben werden könnte, ohne 
Daß gerade die Zuftimmung Der Stände nothwendig wäre, jobald 
nämlich die neuen Berleihungen unter deufelben Beftimmungen 
Stott finden. | 

Finoanzminiſter p. Boͤckh: Ich halte den Beifag „in der für 
Die Finanzgeſetze yorgefchriebenen Weiſe“ für überf tüfftg, weit 
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pin Hollprivilegium, ein Privilegium, wodurch Abgaben erlaffen, 
oder nicht erhoben werden, ohne allen Zweifel ein Finanzgeſetz iſt. 
And in diefem Fall, tvenn die Einfprache beider Kammern noth⸗ 
wendig iſt, auch die Regel beobachtet werden muß, die für 
Finanzgeſetze im Allgemeinen gilt. 

Aſchbach: Der von dem Herrn Finanzminiſter ausgegangene 
Verbeſſerungsvorſchlag ſteht im Widerſtreit mit dem Vorſchlag, 
den die Commiſſion im Art. 5 und 6 gemacht hat, und darum 
wird nothwendig ſeyn, dieſe beiden Artikel zugleich zur Discuſſion 
zu bringen, ehe über den ganzen Inhalt des Art. 4, fo wie er 
jegt zu mobificiren ift, abgeſtimmt werden ann. 

Der Bräfident bringt hierauf die Art.3, 4, 5 und 6 zur 
Discuffion, & | 
Finanzminiſter v. Böckh: Zu dem Art. 5 kann ich meine Zus 
ſtimmung nicht geben, weil Dadurch eine mit dem Gegenftande 
in gar feinem Verhältniß ftehende Gefchäftsvermehrung entftünde. 
Wenn man die vielen Eleinen, unbedeutenden Privilegien, Die 
beftehen, erwägt, fo wird man leicht ermeffen, Daß, wenn zu 
deren Erneuerung die Vorlage in Form proviforifcher Gefege, 
die Discuffion in beiden Kammern und die wiederholte Bekannt: 
machung durch Das Regierungsblatt erforderliih wäre, ein un— 
nöthiger Zeit- und Koſtenaufwand veranlaßt würde, Die Res 
gierung legt Ihnen die gegebenen und erneuerten Zollprivile- 
gien vor; Die Kammer verweist Die Vorlage an eine Commiffion, 
diefe wird darüber Bericht erftatten, und wenn fie erklärt, fie 
habe bei allen diefen Privilegien nichts zu erinnern, fo wird, 
glaube ih, Alles gefchehen feyn, was wegen ſolchen unbe— 
peutenden Privilegien nothwendig tft. Findet die Kammer da: 
gegen, daß ein Privilegium ertheilt worden ift, von deffen 
Erneuerung fie glaubt, daß es nicht im Intereffe Des Landes 
fei, fo wird fie Einſprache dagegen machen, womit dann aus: 
gefprochen ift, Daß das Privilegium nicht erneuert werden könne. 
Damit ift wohl Alles gefchehen, mas im Intereffe der Sache 
nur immer gefchehen kann. 
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Buhl: Nah der Erklärung des Herrn Finanzminifters, 
die auch ich machen wollte, halte ich nicht für abſolut noth— 
wendig, den fünften Artifel beizubehalten; denn es wird febr 
viel Zeit dadurch gefpart werden, umd ich glaube, Taf die 
Kammer in Zukunft, wenn ihr folche Zollprivilegien vergeiegt 
werden, bei ihrer Berathung von drei Gefichtspunften aus: 
gehen wird: einmal, find dieſe Privilegien jwedmäßig gegeben, 
und fönnen wir fie genehmigen ? Zweitens, find fie nicht zreck 
mäßig gegeben, und follen wir Beſchwerde führen ? Lind drittens, 
find dieſe Privilegien von der Art , daß fie erneuert werden können? 

Bader: Ich bin auch mit dem Abg. Buhl einverftanden, 
und glaube, Daß dieſer Artikel fogar weggelaffen werden muß, 
wenn man das Gefeg nicht ganz unſoſtematiſch machen will, 
denn dieſer Artikel beruht auf dem Art, 1, wornach die Zoll- 
privilegien prosiforifche Gefege ſeyn ſollen. Nachdem man 
aber dieſen Saß abgeändert und die Regierung ermächtigt hat, 
diefe Privilegien zu geben, fo müflen wir confequent fegn, 
und diefe Ermächtigung für die Erneuerung fortdauern laſſen, 
wo dieſelben Verhältniffe fortbeſtehen, und eine Einſprache 
geſchieht. | 

"echt: Der Herr Finanzminifter hat uns heute das Mittel 
gezeigt, wie die Verhandlungen unter uns jehr abgefürit wer: 
den fönnen. Er ift nämlich, auf die Anträge unferer Commiſſion 
bin, uns in vielen Rücfichten und Stücen entgegen. gefommen, 
daher freut es mich auch, daß von der Kammer eine Bereit- 
toilligkeit gezeigt wurde, da, mo der Herr Finanzminifter über; 
zeugend nachtwies, Voß es auch bei uns an Der Zeit fet, entgegen 
zu kommen, 

Es wird hierauf die von dem Finanzminifter vorgefchlagene 
Faſſung angenommen, welche dahin geht: „Es kann aber 
nach Ablauf derſelben auf eine gleiche Zeit und fofort erneuert 
werden, fo fern nicht vorher Die Kammern in der für Die Finanz— 
gefege vorgefchriebenen Weife Einfprache Dagegen erhoben haben,” 
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8. 7. 

Finanzminiſter u Boͤckh: Die Regierung hat im At. 
folgende Beftimmung vorgefchlagen. „Jede folche Befreiung > 
ihre Dauer muß innerhalb vier Wochen nach ihrem Anfang 
duch das Negierungsblatt befannt gemacht werden. 4“ ‚Bel der 
Discuffion Diefes Artikels mit der Commiſſion wurde von der: 
felben der Wunfch ausgefprohen, daß fatt der Worte „Bes 
freiung und ihre Dauer“ gefegt werden möge, „Privilegium 
nach feinem ganzen Inhalt.“ Die Regierungscommiflion hat 
dabei durchaus Leinen Anftand gefunden, weil fie Durch dem 
Art, 3. des Gefeges nichts anderes fagen wollte, indem Die 
zwei wefentlichen Beflimmungen, eines ſolchen Privilegiums 
blos darin beftehen, daß man fagt, welche Befreiungen bewil⸗ 
ligt werden, und wie lang fie bewilligt werden. Um Alles, 
was in dem Art, 7 und 8 gefagt ift, und noch mehr, als 
was darin gefagt ift, in einem Artlfel zufammenzufaffen, 
mache ich folgenden Antrag: „Jedes Privilegium muß feinem 
ganzen Inhalt nach innerhalb fechs Wochen nad) feiner Ers 
theilung oder Erneuerung durch das Regierungsblatt bes 
fannt gemacht werden. Dies wäre dem Art. 8 entſprechend; 
ferner follen die in jeder Budgetsperiode ertheilten oder er— 
neuerten Privilegien an dem folgenden Landtage den Ständen 
sorgelegt werden, was dem Art. 7 entfpricht , jedoch mit Weg- 
laffung der Worte: „zuc Prüfung ‚“ ob fie die Vorausfegungen 
haben , unter denen fie nach diefem Gefeg ertheilt werden Dürfen. 
Wenn ich diefen Antrag ftelle, fo beruht er auf der Vorauss 
feßung, die Kammer werde wiffen, was fie zu thun — 
wenn ihr die Zollprivilegien vorgelegt werden. 

Es wird hierauf auch die Discuſſion üder den Art. 8 eröffnet 

Aſchbach: Gegen den Vorſchlag, die Worte: „zur Präs 
fung” wegzulaſſen, habe ich nichts zu erinnern, indem fich von 
ſelbſt verfteht, Daß der Kammer die Privilegien nicht vorgelegt 
werden, um fie anzufchauen, fondern zu prüfen. 
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Buhl: Ich fchlage vor, daß Diefem Artitel der Verbeſſe⸗ 
rungssorfchlag beigefügt werde, den der Herr Finanzminifter 
auch zugegeben hat, umd dahin geht, „es follen diejenigen Pri⸗ 
vilegien, die etiva nicht vorgelegt worden find, durch die Nicht: 
vorlage erlöfchen. “ 

Aſchbach unterflügt den Antrag. 

Sinanzminifter u. Böckh: Ich habe nichts dagegen zu erins 
nern; allein ich halte diefen weiteren Zufaß für überflüffig, aus 
dem einfachen Grunde, weil, wenn die Regierung die Vorlage 
verfpricht und die Verkündigung zufagt, wenn fie verpflichtet ift, 
die Zollprivilegien zu verfündigen und vorzulegen, der Fall faum 
denkbar ift, Daß ein Privilegium nicht werde vorgelegt werden. 
Wenn aber ein folcher Fall je eintreten follte, jo würte dies ein 
Gegenftand der Beſchwerde von Seiten der Kammer werden 
fönnen, jedoch nicht die Folge haben, die der Abg. Buhl ihr 
beizulegen wünfcht, obgleich Die Bedingungen des Gefeßes nicht 
erfüllt wären, die Die Ertheilung oder Erneuerung eines Privi— 
legiums bedingen. 

Buhl: Die Eommiffion hat Ihnen den Vorfchlag in der An⸗ 
ficht gemacht, daß es möglich wäre, es würde ein ſolches Bri- 
silegium-öffentlich befannt zu machen vergeffen. Durch Diefes 
Ueberſehen würde dann natürlich auch die Vorlage überfehen 
werden, Unter Diefen Umſtänden würde die Sache auch jchwieris 
ger zu finden ſeyn, als wenn das Privilegium geradezu erliſcht, 
wodurch Derjenige „der das Privilegium erhalten hat, ſelbſt ein 
Intereſſe erhält, Daß es öffentlich befannt gemacht werde. 

Finanzminifter ,v. Bö Eh: Dem. Privilegirten würde aber 
ein Unrecht gefcheben , indem er Durch ein bloßes Verſehen fein 
Privilegium verlieren könnte, 

Bekk: Derjenige, der das Privilegium erhalten hat, würde 
allerdings ſchwer verlegt werden, wenn durch ein bioßes Der 

ſehen der Regierung der Kammer ein Privilegium nicht vorgelegt 
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würde und deffen Vorlage zu verlangen die Kammer ebenfalls 
vergeflen hätte, 

Afchbach: Diefer Zuſatz ift der Vorficht gemäß, wenn man 
annimmt, daß überall Irrthümer möglich find. Auch der Pris 
vilegirte wird nicht beeinträchtigt, Denn er iſt am nächſten dahin 
gewieſen, fein Intereffe zu wahren. Iſt es alfo im Regierungs- 
blatt nicht befannt gemacht, fo thue er feine Schritte und wahre 
feine Rechte auf dem Landtag. Ich fehe überhaupt nicht ein, 
warum hier, wo es fich darum handelt, öffentliche Intereffen 
zu wahren, Kleinlichfeitsrücffichten auf eine Privatbeeinträchtis 
gung uns abhalten follen, eine folche für das Wohl ver Geſammt⸗ 
heit berechnete Beſtimmung zu geben. 

Finanzminiſter v. Böckh: Man gibt Geſetze für wirkliche 
und wahrſcheinliche Fälle, allein wenn man Geſetze haben will, 
die alle Moͤglichteiten erſchöpfen, dann werden ſie gar keine 
Geſetze mehr geben können, indem das Reich der Möglichkeit 
ganz unbefchränft ift. 

Rettig dv. K.: Sch unterftüße den Antrag des Abg. Buhl, 
indem ich unterfcheide zwiſchen der Stellung des Privilegirten 
der Regierung gegenüber, und zwiſchen feiner Stellung der 
Kammer gegenüber. Wenn an die öffentliche Bekanntmachung 
und Vie Vorlage an die Kammer nicht die Bedingung der 
Nichtigkeit des Privilegiums gefnüpft wird, fo wird Der Privi— 
legirte fagen, es ift mir gleichgültig, ob mein Privilegium fort⸗ 
Dauert oder nicht. Eine Nichtigkeit Liegt aber in diefem Widers 
fprush der Kammer für meinen Vertrag nicht, und der Richter 
wied mich alfo in dem Genuß meines Privilegiums ſchützen. 
Wir fommen dann in die fehlimme Lage, entweder den Privi⸗ 
legirten aus der Staatsfaffe zu entfchädigen, in Folge eines ver: 
Iorenen Prozeffes, oder gegen den Willen der Kammer Das 
Privilegium fortdauern zu laffen. Da alfo ohnehin vorauszufegen 
iſt, daß die Negierung die Bekanntmachung nicht unterlaffen 
werde, fo wäre für Zeiten, wo man weniger auf die Kammer 
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Rückficht nehmen wollte, es Doch beffer, wenn die Clauſel, daß 
die Richtigkeit eintrete, beigefügt würde. Der Abg. Aſchbach 
hat richtig bemerkt, jeder Privilegirte werde verlangen, daß die 
Bekanntmachung Statt finde, fobald er zu fürchten hat, daß er 
in Nachtheil kommen fünne, * unterſtuͤtze alſo die Anficht Des 
Abg. Buhl, 

Merk: Und doch hat man die ganze Grundlage eines Ge— 
jeßes darauf bauen wollen, Daß der Unternehmer eines Gewerbs 
gefichert feyn folle. 

Bader: Wenn man den Buhbſchen Antrag dahin aus— 
dehnen wollte, daß nicht bekannte Privilegien erlöſchen, müßte 
der Antrag dann fo geftellt werden: das Privilegium, das nicht 
verfündet iſt, hat von Anfang an nicht gegolten. Das iſt aber 
befannt, Daß Verordnungen, alfo auch Privilegien, die nicht 
befannt gemacht find, nicht gelten; ich ſtimme alfo gegen den 
Antrag. 

Aſchbach: So ift.es nicht gemeint; die Kammer kann in der 
Lage ſeyn, den Privilegien nicht nachgehen zu können, und darum 
wollte man dieſem Satz als weitere Garantie beifügen : ein nicht 
borgelegtes Privilegium erlifcht Durch die Shatfache der Nicht: 
borlage. 

- Der Borfchlag des Abg. Buhl: „Die Privilegien, die nicht 
- borgelegt werden, erlöfchen mit dem Schluffe des Landtags, 
welchem Diefelben vorzulegen getwefen wären,‘ wird: hierauf 
verworfen; beide Anträge des Finanzminifters — an⸗ 
genommen, welche dahin gehen: 
„1) Jedes Privilegium muß ſeinem ganzen Inhalt nach inner⸗ 
halb ſechs Wochen nach ſeiner Ertheilung oder Erneuerung 
durch Das Regierungsblatt bekannt gemacht werden.” “ 
„2) Die in jeder Budgetsperiode ertheilten oder erneuerten 
Privilegien follen an jedem folgenden Landtage den ° Stan⸗ 

den vorgelegt werden. * 
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Der 9 9, lautend: 

„Zu der Regel follen folche Privilegien nur zu Gumften 
größerer Gemwerbsunternehmungen gegeben werden. Aus⸗ 
nahmsweiſe find fie zu Gunften einzelner Landwirthe, Kleiner 
Gewerbe und einzelnee Handelsunternehmungen, fo wie 
Brücengeldbefreiungen überhaupt, aus Gründen einer bes 
fondern Dertlichkeit zuläßig ;“ 
wird ohne Bemerfung augenommen, 

. 10. 

Finanzminifter v. Böckh: Die Regierungscommiffion ift im 
Wefentlichen mit dem Verbefferungsvorfchlag der Commiffion 
einverftanden. Sie hält es für ganz zweckmäßig, daß tern 
die Kammern einmal Einfprache gegen die Erneuerung eines 
Privilegiums eingelegt haben, es auch dann nicht weiter er: 
theilt werden folle. Sonft würde dasjenige, mas fie bei einem 
Individuum für nachtheilig Hält, noch für mehrere Andere 
erft feftgefest werden können. Nur wünfche ich eine abgeän« 
derte Faſſung, die mit den übrigen Beftimmungen des 
in Uebereinſtimmung fteht, nämlich folgende: 

„Im Fall die Kammern gegen die Erneuerung eines 
Privilegiums Einfprache gethan haben, fo kann daſſelbe 
feinem Andern mehr ertheilt werden, wenn er gleich nach 
den vorftehenden Beftimmungen daſſelbe anzufprechen 
hätte.’ 

Haben die Kammern einmal Einfprache gegen Das Privilegium 
erhoben, fo foll eö nicht mehr weiter ausgedehnt werden. können; 
Derjenige, der es hat, behält es, und muß es behalten bis 
zur Zeit der Erlöfchung; allein eine weitere Ertheilung eines 
folchen von der Kammer nicht bemwilligten Privilegiums wäre 
dem Zweck der Einfprache überhaupt entgegen. 

Aſchbach: Ich habe nichts gegen die orgefchlagene. Faf⸗ 
fung zu bemerken, da ter Sinn ganz nach dem Borfchlag 
der Sommiffion dadurch ausgedrückt if. 
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v. Rotted: Ich bin überhaupt gegen diefen Verbefferungss 
sorfchlag Der Commiffion ; denn ich fehe nicht ein, warum es 
nothtvendig ift, Daß wenn die Kammern gegen die Erneuerung 
oder die urfprüngliche Ertheilung eines Privilegiums Eins 
fprache thun oder eine mißbilligende Erklärung abgeben, eine 
andere Folge eintreten fell, als die gewöhnliche. Es fann 
leicht gefchehen, daß ein Privilegium nach dem Grunde aus 
dem es ertheilt worden ift, zwar fehlerhaft ift, aber wenn es 
einmal befteht, durch Verleihung an Alle, Die in gleichem 
Falle find, minder gehäffig und minder nachtheilig wird, Ohne 
diefes nämlich hat es Die Natur eines Monopols an fich, wo— 
gegen e8 im anderen Fall, wenn es nämlich an Alle, die in 
gleichem Falle find, 'ertheilt wird, die Gehäffigfeit Des Mone- 
pols und der perfönlichen Begünftigung verliert, und deßhalb 
atsch geringere Mißbilligung verdient, als wenn ein Einzelner 
dieſes Privilegium hätte, Durch das Geſetz follte man alfo 
nicht dieſe Folge als nothwendig aussprechen; denn Durch Die 
Mipbilfigung, die vonder Kammer ausgefprochen wird, wird 
die Regierung som ſelbſt fich veranlaßt fühlen, in ſolchen 
Fällen, wo der Mißbiliigungsgeund ein allgemeiner ift, d. h. 
wo das oben Bemerkte Verhältniß micht befteht, feine weitere 
Berleifung ‘eintreten zu laflen. Was aber die Faffung nad) 
dem Vorſchlag des Herrn Finanzminifters betrifft, fo habe ich zu 
hören geglaubt, daß er blos von der Erneuerung der Privi— 
legien ſpreche; allein das Gefeg gibt auch der Kammer Das Recht, 
Einfprache zu machen und die Mifbilligung zu erklären über 
ein urfprünglich ertheiltes Privilegium. Ich trage aljo 
darauf an, daß der som der Commiſſion vorgefihlagene Zuſatz 
tweggelaffen werde. | 

Buhl: Dev Anficht Des; Abg. v. Rottec muß ich wider 
ſprechen. Die Commiſſion ift davon atısgegangen, daß die 
Kammer ein Privilegium nur dann vertverfen werde, wenn 
es ſchadlich iſt, umd in diefem Fall wird es immer ſchlimm 
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ſeyn, wenn der Schaden durch weitere Exrtheilung noch mehr 
vergrößert würde, denn fo. lange es. nur Einer befäße, könnte 
es nicht befonders fehädlich werden. 

Aſchbach: Ich muß dem Abg. v. Rotteck erwiedern, daß, 
wenn man von feiner Anficht ausgehen wollte, e8 Ducchaus nicht 
möglich wäre, je ein unheilvolles Privilegium wegzubringen. 
Der Schaden würde fich immer vergrößern, und das, was fonft 
nur fechs Jahre dauerte, würde fich ein halbes Sahrhundert 
fortfehleppen‘; denn Jeder würde fagen, er fei in gleicher Lage, 
und man fönnte es ihm nicht verweigern, Diefes hat die Gom- 
miffion in Betrachtung gezogen, und forgte deßhalb für Diefen 
Artikel, wobei fie glaubte, daß darin die einzige Vorfehrung 
liege, Daß ein folches Uebel fich nicht unvertilgbar verbreite. 

v. Rotted: Es bezieht ſich nur auf Die Dauer des erften 
Privilegiums; wenn alfo Diefes erlofchen wäre, fo würde der 
Grund, warum ich es für den Andern in Anfpruch nehme, 
auch wegfallen. Man follte fih nicht in die Unmöglichkeit 
feßen, es Dadurch unfchädlich zu machen, Daß man es allge 
mein macht, nämlich, Daß men es allen Andern, die in gleicher 
Lage fich befinden, gibt. Die Rachtheile eines Privilegiums können 
ſich, wie ich ſchon oft gefagt, vermindern, wenn es allen Den⸗ 
jenigen gegeben twird, Die in der gleichen Lage find. Es fann da⸗ 
durch eine Erleichterung für Die Gefammtheit entftehen, während 
es im erften Fall eine Plage wäre. 

Sinanzminifter v. Böckh: Ich muß den Commiffionsantrag 
noch durch einen weiteren Grund unterflüßen. Der Abg. v. 
Rotteck glaubt, Die Regierung könne, wenn ein folches Privi- 
feginm einmal für nachtheilig erklärt fei, von felbft dafür forgen, 
daß es nicht mehr ertheilt werde. Dies ift aber nicht Der 
Fall; denn die Regierung wäre gezwungen, es aud) Andern 
zu ertheilen, wenn fie das Gefeß nicht verlegen will, welches 
Jedem, der in derfelben Lage ift, Das Recht gibt, das gleiche 
Privilegium zu fordern. Wenn fie alfo auch felb Durch Die 
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Discuffion der Kammer die Ueberzeugling erhalten hätte, daß 
fie ein nachtheiliges Privilegium extheilt habe, fo würde fie 
doch genöthigt ſeyn, fortzufahren, und 2 mehr eg 
Privilegien zu geben. 

v. Rottec: Diefem könnte abgeholfen werden, fobald man 
die Faſſung Dahin veränderte, Daß Diejenigen ‚ die in gleicher 
Lage find, fein Recht hätten, Das Privilegium zu fordern, die 
Regierung aber Das Recht habe, e8 zu geben, 

Rettig v. K.: Ich unterflüge Die Anficht des Abg. v.Not- 
te, Das Odium der Privilegien drückt befonders die Ge— 
werbsgenoſſen, die fich ſchon in ähnlicher Lage befinden. Der 
Gefammitheit gegemüber ift, wie wir heute fehon aus dem 
Munde des Adg. Nutfehmann gehört haben, die Sache von 
weniger Bedeutung, denn für die Staatsfaffe find die Rück 
erftattungen von Feiner Bedeutung, während einzelnen Ges 
werbsgenoſſen in der Nähe ein folches Privilegium ſehr wehe 
thun kann. Wenn alfo die Kammer anerkannt hat, es fei zu 
wünfchen ‚daß diefe Privilegien nicht beftehen, fo muß fie 
nothivendig auch wünſchen, Daß wenigſtens der Druck derfelben 
von Denjenigen genommen werde, die zunächfb Davon getroffen 
find. Indem ich alfo den Antrag des Abg. v. Rotted aufs 
nehme, will ich nur eine abgeänderte Faſſung dahin vorfchlagen, 
daß ein folches Privilegium, gegen das die Kammern Eins 
fprache erhoben haben, an andere, im ähnlichen Falle ſich 
Befindende, nicht auf längere Zeit, als bis zum Ablauf des 
erften Privilegiums ertheilt werden könne, wodurch dann Die 
Einwendimg des Abg. Aſchbach, daß fich ein folches Privis 
legium verewige, von felbft wegfällt. 

Waldner: Zür den Gommiffionsantrag fpricht auch die - 
Betrachtung, Daß, wie die Erfahrung lehrt, eine Privilegiums⸗ 
ertheilung zwar nichts ſchaden, aber auch nichts nügen mag, 
mi auch nicht weiter verbreitet werden fol. 

Sander: Ich unterſtütze den Antrag des Abg. v. Rotteck 
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aus einem einfachen Grude. Der Zuſatz der Commiſſion geht 
von dem Fall aus, wo ein Privilegium nicht unter den Vorauss 
fegungen dieſes Gefeßes ertheilt wurde. Der Herr Finanzmis 
nifter hat nun zwar gefagt, daß, wenn auch dies gefchehen fei, 
nichts Anderes zu thun ſeyn werde, als den Ablauf diefes Pris 
vilegiums abzuwarten. Das fcheint mir aber nicht fo ganz richtig 
zu ſeyn; Denn die Kammer hat Doch irgend ein Recht oder 
Mittel, Die Verlegung eines Gefeges unfchädlih zu machen 
und aufzuheben, Wenn man alfo diefen $. ftehen läßt, fo wird 
diefes Privilegium gegen Das Geſetz ertheilt, das nur darin 
befteht, daß ein Anderer das Recht nicht haben foll, und es 
wird Damit anerkannt, DaB Demjenigen, der Doch gegen das 
Gefeß es befißt, es ferner zuftehen folle, was nicht im Sinne 
der Kammer liegt. Es ift alfo Das befte, den ganzen Zufag 
weggulaſſen. 

Finanzminiſter v. Böckh: Ich muß hierauf erwiedern, daß 
hier das Verhältniß zwiſchen der Regierung und der Kammer, 
von dem des Privilegirten zur Regierung zu unterſcheiden iſt. Wenn 
die Regierung gegen das Geſetz Privilegien gegeben hat, ſo ſteht der 
Kammer das Recht der Vorſtellung, der Beſchwerde, und wenn 
der Gegenftand Hochwichtig wäre, und als eine Berfaffungs- 
verlegung anerkannt werden follte, Das Recht der Anklage zu; 
allein der, Privilegirte, der einmal die Zuficherung erhalten hat, 
hat ein Recht darauf, daß ihm diefes Privilegium gehalten 
werde. Die Regierung iſt ermächtigt, und wenn fie auch nach 
der Anficht der Kammer gegen das Gefeg gehandelt haben 
follte, fo hat der einzelne Privilegirte ſich darum nicht zu 
kümmern. | 

‚ Sander: Nur nach den Beltimmungen des Gefeßes kann 
die Regierung ein Privilegium ertheilen, und gefegt, es fei 
das Geſetz überfchritten worden, fo follten wir nachher vers 
pflichtet ſeyn, ein folches Privilegium aufrecht zu erhalten. 

Poffelt: Es würde fi gar kein großer Gemwerbsunter- 
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nehmer finden, der unter diefer Gefahr nur eine Anflalt zu 
errichten wagte. Die verfügende Regierungsbebörde allein ift 
verantivortlich. ” 


Sander: Wenn er überzeugt iſt, daß fein Privilegium ein 
richtiges fei, fo hat er feine Beforgniß; ift er aber ſelbſt über- 
zeugt, daß fein Privilegium ein unrechtes ift, dann verhält 
ſich Die Sache anders. | 


Aſchbach: Die Anficht des Abg. Sander ließe ſich recht⸗ 
fertigen, wenn er am Anfange Die Sache als ein proviforifches 
Geſetz behandelt hätte; nachdem er aber felbft diefen Stand» 
punkt verlaffen hat, fo fcheint fie mir nicht confequent zu ſeyn. 

Sander: Ich will nicht Grundfäge ins Geſetz bringen, 
daß es genommen werden kann; aber ich will etwas heraus 
haben, woraus man entnehmen kann, es foll nicht genommen 
toerden. 


Rindefchwender: Alle Gefehe, die gegeben find, follen 
den Richter binden; wenn der Richter eine irrige Anwendung 
des Gefeßes macht, fo haben wir ein formelles Recht, und 
fönnen hintennach Demjenigen, dem das fchlechte Recht durch 
den Richter gegeben worden iſt, es nicht nehmen, 

Es wird hierauf die vondemAbg .v. Rokteck vorgefchlagene, 
und von dem Abg. Rettig dv. K. modificirte Yaffung zur Ab- 
flimmung gebracht, und verworfen. Der Vorfchlag des Herrn 
Finanzminifters Dagegen, dahin lautend : „imFall die Kammern in 
„der für die Finanzgefege vorgefchriebenen Weife gegen die Er- 
„neuerung eines Privilegiums Einfprache erhoben haben, kann 
„daſſelbe feinem Andern mehr ertheilt werden, wenn er gleich 
„nach den vorftehenden Beltimmungen vdaffelbe anzufprechen 
„hätte:* mit großer Stimmenmehrheit angenommen. 

Der erfte und zweite Sag desArt.'10, lautend: „Die einer groͤ⸗ 
„Bern Gewerbsunternehmung bewilligte Zollbefreiung muß auf 
„Anmelden jeder andern der gleichen Art in er Umfang 
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„zugeftanden werden, foweit fie im Wefentlichen gleiche Gründe 
„geltend machen kann.“ | 

„gollbefreiungen zu Gunften einzelner Landwirthe, Eleiner 
„Gewerbe und einzelner Handelsunternehmungen, und Brüden: 
„gelöbefreiungen überhaupt können von Perfonen gleichen Ge: 
„werbes nur dann in Anfpruch genommen werden, wenn fie 
„gleiche Gründe der Dertlichfeit geltend zu machen vermögen“ 
werden fo fort ohne Bemerkung angenommen. 


$. 11. 

Zinanzminifter v. Böckh: Die Regierungscommiſſion bat 
geglaubt, daß Durch Diefen Art. 11 eigentlich nichts ganz Bes 
ftimmtes ausgefprochen fer. Eine Revifion fol vorgenommen 
werden; allein fehr unbeftimmt ift, wenn die Negierung ge: 
nöthigt ſeyn ſoll, Diefe Revifion eintreten zu laffen, und eben 
fo zweifelhaft ift, in welcher Weife fie zu gefchehen habe. 
Die Regierung bat deßwegen geglaubt, es wäre diefer Artikel 
beftimmter, und zwar dahin zu faffen: „dieſes Gefeß, und 
„die in Folge deſſelben ertheilten Privilegien bleiben nur in 
„So lange in Kraft, als nicht eine twefentliche Veränderung 
„in der Zollgefeßgebung eintritt.” Bei der nähern Berathung 
in der Commilfion aber wurde noch ein anderer Vorfchlag ge— 
macht, den Der Abg. Rindeſchwender angeben wird. 

Rindefhwender: Ich habe in der Commiffionsfißung, 
um mögliche Bedenklichkeiten gegen die Annahme des Gefeßes 
im Allgemeinen zu heben, den Antrag geftellt, den Artikel 
dahin Abzuändern: „Die Regierung ift berechtigt, an jedem 
Landtage Diefes Gefeg zurückzunehmen; auf den Antrag der 
Kammern aber muß es außer Wirkſamkeit gefegt werben.” 
Ich will die Gründe zu dieſem Vorfchlag nicht weiter aus— 
einander fegen, indem ich fie früher fchon im Allgemeinen 
angegeben habe, Ich glaube auch Dem Wunfche mehrerer Mit- 
glieder entgegen zu fommen, wenn ich Diefe Faſſung fordere. 


ns Lier; Pr 









XI. Sitzung vom 14. Zu 
Mick! 
Sch geftehe, wenn Diefer Artikel nicht aufgensmmen würde, 
fo müßte ich auf die Verwerfung dieſes Gefeßes ftimmen, denn 
der Vorſchlag, wie ihn die Commiſſion machte, und wie er 
neuerlich von dem Herrn Finanzminifter angegeben wurde, 
entjpricht nicht Dem, was wir verlangen fönnen, um wo mög: 
lich unfere Verfaffungsrechte feitzuftellen. Wenn auch unfere 
Zollgefeßgebung abgeändert wird, und es ift unbeftimmt, ob 
fie wefentlich abgeändert wird, fo fteht es dahin, welche An- 
ordnungen werden getroffen werden, Wir wären alfo immer 
in der Lage, dieſes Geſetz fo lange fortbeftehen, und aus 
unferer Wirkſamkeit enthoben zu fehen, als dieſe mwefentliche 
Beränderung in der Zollgefeßgebung nicht erfolgt ift. Wenn 
aber auch eine wefentliche Veränderung eingetreteu ift, fo folgt 
nicht gerade daraus, daß bei der Vornahme einer Revifion auch 
die Regierung den Wünfchen und Anträgen der Kammer beis 
flimmen werde. Die Regierung könnte möglicherweije die Meis 
nung der Kammer nicht theilen, und fich daher immer an Das 
beftehende Gefes halten, und fo hätten wir nie die Hoffnung, 
daß, wenn wir fpäter fehen, daß von dem Gefeg Mißbrauch 
gemacht werde, es je wieder zurückgenommen werden könne. 
Aſchbach: Ich habe große VBedenklichkeiten ſowohl gegen 
den einen, als den andern Antrag. Der Antrag des Herrn 
Finanzminiſters iſt derjenige, der mir am meiſten gefällt; denn 
er ſtimmt am meiſten mit demjenigen überein, was der Art, 11 
fagt; allein es ift Dabei die große Bedenklichkeit, wer die Frage, 
ob eine wefentliche Zollveränderung vorgegangen fei, ent- 
ſcheiden folle? Die Begriffe über alle vorfommenden Dinge find 
fehr relativ. Es kann feyn, daß felbft das Publikum hierüber 
verfchiedener Meinung ift; der Eine fagt, dies fei nicht weſent— 
lich, der Andere fagt, es fei fehr wefentlich, und fo geht es ja 
jelbft in der Kammer. Nun tritt aber diefe Zollveränderung aud) 
hie und da als eine proviforifche Nothmaßregel ein, wovon wir 
wenigſtens Fälle erlebt haben. Wenn nun gerade hier fich die 
7, Fr 
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geſetzgebenden Factoren nicht verfammeln, und die Frage ent: 
feheiden könnten, fo wäre es fehr mißlih, und darum follte 
der Vorfchlag des Heren Finanzminifters die Beſchraͤnkung er- 
halten : „wenn im ordentlichen Weg Die Zollgefeßgebung eine 
wefentliche Veränderung erleiden follte, und dieſe als eine 
ſolche Veränderung von der gefeßgebenden Gewalt anerkannt 
wird.” Wenn aber angenommen wird, daß ein Ausfpruch dar 
über gefchieht, fo ftehen wir auf demfelben Standpımfte, wie 
bei einer Revifion. Was aber den Antrag des Abg. Rinde 
fhwenter betrifft, fo finde ich, wenn ich ihn recht aufge: 
faßt habe, daß Liefer nicht einmal durch eine wefentliche Ver- 
änderung in der Zollgefeggebung, fondern durch freies Urtheil 
der Regierung und Kammer bedingt ift, mas doch fehr ber 
venflich feyn dürfte; denn .eine folche Klaufel einem Geſetze 
beizufügen, das unter anerkannt dringendern Verhältniffen ge- 
geben wurde, alfo damit der Regierung oder Kammer die Macht 
- einzuräumen , jederzeit es ohne Weiteres wieder zurückzu⸗ 
nehmen, feheint mir nicht angemeffen. Es ift auch der Regie: 
tung ein großes Necht gegeben, ein Gefeg, das die Stände 
für nothwendig anerkannt haben, einfeitig zurücnehmen zu 
fönnen. Ich glaube Daher mich gegen beide Vorfchläge erklären 
zu müffen. tebrigens werden, wenn eine ſolche Zurüdnahme 
des Geſetzes in Folge einer Veränderung des Zollgefeges ges 
fchieht, doch Diejenigen, denen das Privilegium für eine 
beftimmte Zeit gegeben worden ift, nicht aus Dem Befiß Des 
Quantums der Vortheile kommen können, was ihnen zugefichert 
worden ift. Sie könmen zwar aus dem Beſitz größerer Vortheile 
fommen, die ihnen die Erhöhung des Zolls gewährt haben 
würde, nicht aber aus dem Befiß des Betrags, der ihnen 
garantiert worden ift. 
Finanzminifter v. Böckh: Die Regierung hat diefen Artikel 
nicht vorgefchlagen, und es dürfte vielleicht am zweckmäßigſten 
feyn, ihn ganz wegzulaſſen, aus dem einfachen Grunde, weil 
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wir Doch von der Anficht ausgehen müffen, daß die Regierung 
und die Kammer in jedem Fall nichts Anderes wollen, als 
Das wahre Intereffe Des Landes. Ich glaube, wenn eine we 
fentliche Veränderung in der Zollgefeggebung vor fich gebt, 
die dieſes Gefeß als unzweckmäßig darftellt, fo iſt es Pflicht 
der Regierung, Der Kammer vorzufhlagen, es aufzuheben, 
und ein anderes zu geben, und ich glaube, wenn die Regie 
rung diefe Pflicht verfäumen follte, fo ift es Pflicht der 
Kammer, Die Regierung um die Vorlage eines andern zweck⸗ 
mäßigen. Gefeges zu bitten. 

Aſchbach: Wir Haben auf dem vorigen Landtage um allerlei 
zweckmäßige Gefege gebeten, z. B. um ein Gefeß über Die 
Verantwortlichkeit der Minifter, Die Grundfäule aller Vers 
faſſungen, haben aber feines erhalten, und fo kann das Recht 
der Bitte auch nur ein folhes ſeyn, das fich blos auf dem 
Papier gut ausnimmt, in der Wirklichkeit aber feinen Erfolg 
fichert. Darum ift nothwendig, der Sache eine folche Faflung 
zu geben, Daß Die Regierung zu einer Vorlage verpflichtet 
wird, 

Bekk: Ich hatte fogleich Anfangs, als ich mich erhob, die 
Abſicht, gegen alle drei Säge zu ſprechen. Daß der Vorſchlag 
des Herrn Finanzminiſters nicht angemeffen iſt, Darüber berufe 
ich mich auf die Ausführung des Abg. Aſchbach. Der Eoms 
miffionsantrag ift aber ebenfalls durchaus ungegründet, Es 
wird zwac behauptet, Daß, wenn die Kammer feiner Zeit, falls 
durch Die abgeänderte Zollgefegung die Nothivendigfeit, eine 
Yenderung zu treffen, eingetreten ift, folche wirklich verlangt, 
die Regierung aber nicht zuftimmt, der Kammer nicht einmal 
das Recht zugefichert ift, Diefe Forderung zu machen. Ich glaube 
jedoch, Daß diefe Bedenklichfeit unerheblich if. Die Kammer 
bat ja die freie Wahl, ob fie zu Abänderung der Zollgefeg- 
gebung, und unter welcher Modification fie dazu ſtimnien will, 
Sie kann in das Gefeß, wodurch Die Zollgefeggebung abge: 
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ändert wörden fol, die Beſtimmung aufnehmen, daß Das ganze 
Gefeg, Das wir heute berathen haben, wieder aufgehoben fei, 
was die Regierung alsdann, wenn fie die Abänderung der 
Zollgefege durchfegen will, nicht verweigern fan. Darum 
feheint mir der Sag, wie ihn die Commiſſion in Antrag ges 
bracht hat, überflüffig zu feyn. Was fodann den Antrag des 
Abg. Rindefhiwender betrifft, fo läge Darin etivas Abs 
normes; es wäre fein proviforifches Geſetz, und auch fein defi— 
nitives, und doch foll es ein Geſetz ſeyn. Zu einem Gefeße nach 
dem Sinne unferer Verfaffung muß, tie zu Erlaffung, eben 
fo auch zur Aufhebung oder Abänderung deffelden Die Geſammt— 
heit der Drei Factoren mittvirken.. Wenn wir nun beftimmen, 
bier fol ein einziger dieſer Factoren das Gefe wieder außer 
Wirkſamkeit ſetzen können, fo ift diefer Vorfchlag den Vor— 
fehriften der Verfaffung entgegen. Darum, und weil ich feinen 
Grund finde, aus dem ich heute das Gefeg als gut anerfennen 
und annehmen könnte, und Doch Dabei die Vorausficht haben 
foll, ich werde bei einem anderen Landtage wieder fordern 
müffen, daß es abgefchafft werden folfe, trage ich Darauf an, 
den ganzen Artifel wegzulaffen. 

Mohr: Ungeachtet ich mich gegen Das Gefeß im allgemel⸗ 
nen ausgeſprochen habe, ſo unterſtütze ich doch den Antrag des 
Abg. Rindeſchwender, um der Kammer ein Recht zu ſichern, 
das nach der Verfaſſung gerettet werden muß. Wir müſſen etwas 
abſchaffen können, was in der Folge nachtheilig wirken kann. 

Miniſterialrath Goßweiler? Mir ſcheint, Die Kammer bat 
feine Urſache, fich vor Dem Fortbeftehen eines Gefeges zufchenen, 
das fie in Die Lage ſetzt, Die nachtheiligen Folgen, die aus der 
Anwendung Des Gefeßes befürchtet werden Eönnten, jeden 
Augenbli zu vernichten. Einer der Artikel des Gefeßes gibt 
ja der Kammer das Recht, alle Zollprivilegien, die fie für un— 
zweckmäßig "erkennt, zu vernichten, wenn die get abgelaufen 
if, für Die fie gegeben waren. 
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Martin: Sch werde auch mit Denjenigen ftimmen, die auf 
den Strich Diefes Artikels angetragen haben; Denn es ftebt 
einem Gefege gewiß nicht gut an, weun deſſen letzter Artikel 
beſagt: wir trauen allen unſeren früheren Beſtimmungen ſelbſt 
keine große Dauer zu, und verlangen daher in kurzer Zeit eine 
Reviſion. 

Es wird hierauf der Antrag des Abg. Rindeſchwender 
zur Abſtimmung gebracht, und verworfen, worauf der An— 
trag der Commiſſion zur Abſtimmung kommt, aber ebenfalls 
nicht angenommen wird. Es wird fofort mittelft namentlichen 
Yufrufs über Das ganze Gefeß, twie es fich nach den Beſchlüſſen 
der Kammer gejtaltet, abgeftimmt,, und folches mit 48 Stim— 
men gegen 7 (Aſchbach, Knapp, Merk, Mohr, Rinde: 
ſchwender, Schinzinger und Sonntag) angenom: 
men, (Redaction des Gefeges nach vorftehenden Befchlüffen. ) 

Beilage Nr, 4. 

v. Rotteck bittet hierauf um das Wort, und trägt Folgen: 
des vor: Sch erlaube mir, einen Gegenftand zur Sprache zu 
bringen, der freilich nicht in einer unmittelbaren, Doch in einer 
indirecten Verbindung mit dem verhandelten Gefeg fteht, weß— 
bald ich auch den Lauf der Discuffion damit nicht unterbrechen 
wollte ; ich fage , ich werde eines Gegenftandes erwähnen, der der 
Anregung nicht unwerth iſt. Wir find gewöhnt, in den Bor: 
trägen des Herren Finanzminiflers immer Grundfäße zu finden, 
die ächt conftitutienelf find, und alfo den Freunden des conflitus 
tionellen Lebens Freude verurfachen. Ich finde auch hier einen 
jolhen Grundfaß ausgefprochen, für deffen Anerkennung Die 
Regierung allerdings Dank verdient. Es heißt nämlich in den 
Motiven der Regierung: „Wenn alle Ausnahmen vom allges 
meinen Gefeg nur in fehr begründeten Fällen bewilligt werden 
ſollen, fo foll auch. feine den Character einer bloßen Gnaden- 
bewilligung haben, denn fie find nur als. Corrective der allge— 
meinen Gefeßgebung zu rechtfertigen, Es kann hiernach nicht 
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bezteifelt werden, daß alle folche Ausnahmen in den Kreis der 
Geſetzgebung gehören.” Diefer hier ausgefprochene vollfommen 
wahre, einleuchtende und unläugbare Grundfaß fteht meiner 
Anficht nach im Widerfpruch mit einigen-Artifeln Des Landrechts, 
die fich auf einen Gegenftand beziehen, der mit dem heute be— 
fprochenen in wirklich naher Verbindung fteht, nämlich mit dem 
Gegenftande der Gewerbsprivilegien, wovon die Zollprivilegien 
nur eine befondere Gattung find. Es heißt nämlich in dem 
Art. 577, d. h., in Beziehung auf das Schrifteigentbum : „Das 
Schrifteigenthum gedruckter Schriften erlöfcht mit dem Zode 
des Eigenthümers, der fie in Verlag gab; jeder Beſitzer der 
Schrift kann alsdann einen Nachdruck vergnftalten, fo weit nicht 
befondere Onadenbriefe, Die der Verleger hat, im Wege ſtehen.“ 
Der Gnadenbrief nun, den ein Verleger erhält, kann nichts 
Anderes ſeyn, als ein Gewerbsprivilegium ;Diefe gehören, nach dem 
Anerfenntniß, das in den Motiven unfers heutigen Gefeges Liegt, in 
den Kreis der Geſetzgebung. Ein Gefeg aber ift fein Gnadenbrief, 
und ein Gnadenbrief fein Gefeg. Esift demnach diefe Feftfegung 
in dem Landrecht eine anticonftitutionelle, und gehört zu der- 
jenigen, die nach Einführung der Verfaffung wohl hätten abge— 
ſchafft oder modificirt werden ſollen. Ich ſtelle nun zwar feinen 
eigenen Antrag oder Motion, um der Kammer, die ohnehin 
mit vielen andern hochtwichtigen Dingen befchäftigt ift, nicht die 
Zeit zu rauben; doch glaube ich; Daß die Anregung , Die ich hier 
gebe, wenn fie einen Werth hat, gleichwohl vielleicht eine Wir⸗ 
fung hervorbringen kann, ohne daß fie den weitläufigen Weg 
einer Motion durchwandert. Wenn wir nämlich confequent find, 
und die Grundfäße, die wir heute über Die Zollprivilegien aufs 
geftellt haben, auf die anderen Sphären anwenden wollen, fo 
ift Elar, daß die Gnadenbriefe, von denen die Verlängerung 
des Schrifteigenthums für den Verfaſſer abhängen foll, nicht 
Statt finden können, denn Gnadenbriefe werden von der Res; 
gierung ertheilt; es müßte jedoch wenigſtens eine nachfolgente- 
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Beftätigung von Seiten der Kammer dabel Statt finden, wie 
wir heute in Beziehung auf die Zollprisilegien befchloffen 
haben. Statt aber diefe nachträgliche Zuftimmung oder Miß- 
bilfigung zu verlangen, wäre es beffer, den ganzen Artikel 
in der Art abzuändern, daß er mit dem Begriffe des Eigen- 
thums in einige Webereinftimmung fäme. Der Art. 577 d. c. 
fagt: „Das SchrifteigenthHum geht gleich jedem andern in ges 
eigneten Fällen auf Andere über.” Er will alfo daſſelbe für 
wahres Kigenthum geachtet wiſſen, und doch foll es mit 
dem Zode des Eigenthümers erlöfchen! Hier findet ein außer: 
ordentlicher Unterfchied vor anderm Eigenthum Statt, und 
klar ift auch, daß durch eine fo große Befchränfung des Schrifts 
eigenthums eine auffalfende Ungleichheit zwifchen den Schrifts 
ftelleen gefchaffen ift, für Die fich feine Rechtfertigungsgründe 
werden aufftellen laffen. Da kann Einer feyn, deſſen jugend» 
liche. Phantaſie vieleicht einen Roman mit Leichtigkeit erzeugt, 
der das Glück hat, zu gefallen, und in vierzig Jahren viele 
Auflagen erlebt. Diefer ift alfo wirklich fein Eigenthum. Ein 
Anderer Dagegen, des die fchönfte Zeit feines Lebens, alle 
feine fräftigen Jahre daran fest, um ein ernftes, der Gefell- 
ſchaft zum Bortheil gereichendes Werk auszuarbeiten, hat folches 
Eigenthum nicht: Die Vollendung findet erft am Vorabend 
feines Todes Statt, und fein Schrifteigenthum hat für ihn nur 
fehr wenige Bedeutung gehabt, und foll nun auch feiner Familie 
nicht zum Guten kommen. Daß hierin eine offenbare Ungleich⸗ 
beit, und in Beziehung auf dieſen legten Fall eine Härte 
liegt, wird wohl ohne weiteren Beweis einleuchten. Wenn ich 
alfo den Wunſch ausfpreche, daß dieſer Artifel des Landrechts 
eine Aenderung erleide, oder Daß das Schrifteigenthum nad) 
Grundfägen der Billigkeit und Gleichheit Durch das Geſetz, und 
nicht durch einen Gnadenbrief verlängert werde, fo hoffe ich, die 
Zuftimmung einiger meiner Gollegen zu erhalten. Es iſt freilich 
Mar, daß durch die Abfchaffurig diefer Gnadenbriefe, und bie 
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felbftftändige Verlängerung. des Schrifteigenthums durch ein 
Geſetz die Regierung bier ein Recht verliert, das fie bisher aus: 
‚übte, und von Tem fih nach Umſtänden eine gute Anwendung 
machen läßt. Nach der Bedeutung, die einem Gnadenbrief ein: 
wohnt, wird er. nach Gunft oder Ungunſt ertheilt oder ver: 
weigert, und. cs ift affo ein Mittel mehr in, den Händen der 
Regierung, auch auf Perfonen in gewiffen Fällen und Lagen, 
wo deren Einfluß nicht ſehr wünfchenswerth ift, einzuwirken. 
Darin aber liegt gerade ein Hauptgrund für Die Modificatien 
diefes Gefeges, aber auch ein Hauptgeund- für Die Regierung; 
dieſe Modification vorzufchlagen, Damit ja Niemand im Volk 
denfe, Daß die Regierung ein Recht auch nur wolle, das fie in 
den Stand feßt, Gunſt oder Ungunft zu ertheilen, in einer 
Weiſe, wo es mit Den Sntereffen Des Ganzen „oder tes öffent: 
lichen Wohls nicht in- Harmonie ſteht. Dies find einige ſum— 
marifche Betrachtungen, die mich dazu beftimmt haben, Den 
Gedanken anzuregen, Taß dieſer $. Des Landrechts einer Abän— 
derung unterworfen werde. Sch verzichte darauf, eine Motion 
einzubringen , und will auch Die Kammer nicht zu einer eigenen 
Beſchlußfaſſung veranlaffen, weil die Sache hiezu nicht veif ift, 
hoffe aber wenigftens durch Die Zuftimmung einzelner Mitglieder 
beehrt und erfreut zu werden, Mehrere Stimmen: Ja! Ya! 

Aſchbach unterfügt den Antrag. 

Gerbel: Ich finde dieſen Gegenftand fo wichtig, Daß vie 
Regierung allerdings Darauf Rückſicht nehmen dürfte. Er wird 
fich ohne Zweifel durch Die Hände des Juſtizminiſteriums vor 
diejenige Commiſſion eignen, Die auf einem früheren Land: 
tage aufgeftellt wurde, um die Gefeße- zu berathen, die Dem 
Eande Noth thun. In dem Budget ift eine Summe dafür aus: 
gefeßt, allein. die Commiſſion ift factifh aus dem. Leben ‚ges 
treten, und hat wenigſtens feit dem legten Eandtage keine 
Thätigkeit entwickelt, obgleich es keineswegs an Materialien 
gefehlt hätte. Am geeigneten Orte werde ich noch Einiges 
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sarüber fagen, allein in Beziehung auf den vorliegenden Punft 
ftelfe ich tmenigftens den Antrag, daß die Regierung Denfelben 
der Gefeßgebungscommiffion zuweiſen möchte. 


Buhl ımterftüßt ebenfalls den Antrag Des Abgeordneten 
v. Rotteck, und vereinigt damit zugleich Den von ihm fchen 
früber ausgefprochenen Wunfch, hinfichtlich Der Vorlage eines 
Gefegesenttwurfs über Die Patente, 


Mördes: Ich unterfiüße ebenfalls Ten von den Abgeords 
neten Gerbel und v. Rotteck ausgefprochenen Wunſch, fo 
wie alle Wünfche, die in dieſe Kathegorie gehören. 

Fecht äußert fich in gleichem Einne. 

Welcker: Sch trete um fo eher dem Antrage bei, weil 
ich nicht glaube, Daß wir fobald von der — 
her Abhülfe erhalten werden. 

Poſſelt: Es wird nicht nothwendig ſeyn, daß ſich Ein— 
zelne zur Unterſtützung erheben, ſonſt würden wir wehl Alle 
aufſtehen. 

Bekk: Es kommt bei dem Wunſche des Abg. v. Rotteck 
in Betracht, daß in Gemäßheit des vor einigen Monaten be— 
kannt gemachten Bundesbeſchluſſes in allen übrigen deutſchen 
Ländern den badiſchen Schriftſtellern daſſelbe Recht geſtattet 
werden muß. 

v. Rotteck: Nein, die Sache verhält ſich ſo, daß die 
Schriftſteller von andern deutſchen Ländern daſſelbe Recht haben 
ſollen, als den einheimiſchen ertheilt iſt, und dieſes würden 
wir ſicherlich feſtgeſetzt haben, auch ohne einen vorausgegangenen 
Bundesbeſchluß. 

Nachdem nun noch der Praͤſident der Kammer bekannt ge— 
macht hatte, daß ihm son der Direction des landwirthſchaft⸗ 
lichen Vereins ein Schreiben zugefommen, worin die Kammer 
eingeladen werde, einer am nächften Montag Vormittag * 
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zuhaltenden Generalverfammlung bes gedachten Vereins ans 
zuwohnen, wird die heutige Sigung geſchloſſen und die nächfte 
auf künftigen Dienftag anberaumt. 

Zur Beurkundung der in öffentlider Sitzung 
am 10. Juli 1833, Nachmittags, erfolgten Bor 
Lefung: ” 

Der zweite Vicepräfident Der Secrrtär 

Mer. Schinzinger. 


Beilage Nr. 1 
zum Protocoll der zwölften öffentlichen Sitzung v. 14. Juni 
1833. — 





Commiſſionsbericht über das von der hohen Regie: 
rung zur Prüfung und Annahme vorgelegte unterm 
6. September 1832. proviforifh erlaffene Geſetz 
über die Etappengelver für beurlaubte Unteroffiziere 
und Soldaten betreffend. Crftattet von dem Abg. 

Witzenmann. 


Meine Herren! 


Auf frühern, ſo wie auf dem Landtage des Jahres 1831 
kamen von mehreren Seiten Petitionen ein, Die durchgängig 
bittere Klagen über die Laft der Einquartierung der beurlaub- 
ten und einberufenen Militärs enthielten, und die Folge 
hatten, daß die hohe zweite Kammer in ihrer 43, Sigung 
vom 20. Juni deſſelben Jahrs befchloß: 

Se. Könige. Hoheit den Großherzog zu bitten, 
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4) der Kammer einen Geſetzesentwurf vorlegen zu Laffen, 
der die bisher beftandene Verordnung, nach welcher die betır- 
laubten oder einberufenen Linteroffiziere und Soldaten auf 
ihren Marfchftationen gegen Zahlung des Koftbagens bequars 
tiert und verpflegt werden mußten, aufbebe; 

2) denfelben Dagegen zum Behufe eigener Verföftigung, 
in fo fern fie mehr als fechs Stunden von ihren Garnifones 
plägen entfernt feien, eine Stundengebühr von 3 Kreuzern 
für jede zurückzulegende Wegftunde aus der Kriegsfaffe aus: 
jahlen zu laſſen. 

Nachdem die hohe erfte Kammer in ihrer Sigung vom 12, 
Juli 1831 dem Antrage der Dieffeitigen ebenfalls einftimmig 
beigetreten, wurde von der Großherzoglichen Regierungscoms 
miſſion ein Gefeßesentiwurf vorgelegt, welcher, unverändert 
angenommen, das Gefeß vom 28. Dechr. 1831 ins Lebenrief. 
Da jedoch der Art. 2 jenes Gefeßes, wornach Das Etappens 
geld den beurlaubten Militärperfonen auf jeder Station zu 
entrichten ‚war, fie der Ausführung ſowohl für die Beurlaub- 
ten als für die Verwaltungsbehörden höchſt befchwerlich fiel, 
und noch dazu Koften verurfachte, fo ſah fich Die hohe Re- 
gierung veranlaßt, Das proviforifche Gefeß vom 6. Septbr. 
1832, Reg.Bltt. Nr. 50, ergehen zu laſſen, deffen einziger Ar- 
tifel alfo lautet: j 

„das Stappengeld wird den Berechtigten vor dem Ab: 
gang in und aus Urlaub für die ganze Route entrichtet.“ 

Diefer. Gefegesvorfchlag wurde nun der hohen Kammer in 
in der zehnten Gißung vom 10: d. M. zur Prüfung und 
Annahme übergeben. | 

Der Gefchäftsordnung gemäß wurde folcher an die Abthel- 
dungen verwiefen, eine GCommiffion ernannt, von folcher be: 
tathen, und ich Habe nun die Ehre, Ihnen in Deren Namen 
Bericht zu erftatten. 

Der Grund, der die Beſtimmung in dem frühern Geſetze 
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vexanlaßte, daß den beurlaubten Militärs das Etappengeld 
‘auf jeder Station mit 18 Fr. auszuzahlen ſeie, war bet, 
weil man nicht mit Gewißheit annehmen konnte, daß der 
Beurlaubte das für die ganze Route beftimmte Reifegeld aud) 
auf eine zweckmäßige Weife eintheilen würde. 

Ihre Commiſſion, meine Herren! findet nöthig, Ihnen die 
Motive der hohen Regierung aufzuführen, welche die Aufhe⸗ 
bung des frühern und Einführung des vorgelegten proviſori⸗ 
ſchen Geſetzes veranlaßten, es geſchieht dieß aus dem Grunde, 
weil ſolche nicht gedruckt wurden, und ſich daher nicht in 
Ihren Händen befinden, ſodann auch) deßwegen, weil, im 
Fall die Kammer die Discuſſion in abgekürzter Form be— 
ſchließen ſollte, fie hinlänglich davon unterrichtet ſeyn möge. 

Es geht daraus hervor, daß die Zahlungsweiſe, die der 
Art. 2 Des früheren Geſetzes beſtimme, zu mancherlei Be- 
ſchwerlichkeiten geführt, indem ſich die Maſſe der Beuclaub- 
ten, befonders zur Zeit des großen Urlaubs wechſels, in den 
Stationen, Die den Hauptgarnifonsorten näher liegen, fo jehr 
gehäuft hätten, Daß fie oft mehrere Stunden aufgehalten 
werden mußten, um ihre Marfchrouten beim Accisamt vorzus 
zeigen und gegen Austellung der vorfehriftsmäßigen Quits 
tungen ihre Gebühr zu erhalten; die Aeciforen verlangten für 
ihren Aufivand an Zeit und Schreibmaterialien eine Vergü- 
tung, die ihnen nicht verfagt werden konnte. Viele taufend 
Quittungen zu 18 fr. wanderten per Aufrechnung von den 
Acciſoren an die Obereinnehmereien, von dort an die General 
Eriegskaffe, und gelangten endlich an das Kriegscommiffartat, 
wofelbft ihre Prüfung die Kräfte eines Reviſors während eines 
großen Theils des Jahres in Anfpruch nahm. 

Bei der Revifion habe es fich noch überdieß ergeben, Daß 
viele Beurlaubte ihre Etappengelder gar nicht erhoben, weil 
fie vorgezogen, lieber auf die Wohlthat des Gefeges zu ver: 
jichten, als die Umwege über Die Etappenftationen einzuhalten 
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und Die Gelegenheit zum Fahren, die fich ihnen vielfältig 
darbot, auszufchlagen. 

Alle Viefe Inconvenienzen liegen fih nun Durch die vorge: 
fchlagene Abänderung entweder ganz oder doch größtentheils 
befeitigen. 

Die Regimentskaſſen fönnten biernach den Soldaten, vie 
in Urlaub giengen, Das Etappengeld für die ganze Route 
bezahlen und Tie Gefammtfumme in Ausgabe bringen. 

Die Deurlaubten und Reeruten, die einberufen würden, 
erheben ihre Etappengelder bei dem Accisamt des Orts, mo 
fie fih aufhalten, für die ganze Route; es fünte Daher für 
jeden Dann nur eine einzige Aufrechnung ftatt. 

Bei dem LUrlaubswechfel für die Herbftübungen des vers 
flofienen Jahres fei dieſe Mafregel bereits proviforifch in Aus— 
führung gefommen, und nach dein einftimmigen Zeugniß der . 
Regimenter, Die hierüber zum Bericht aufgefordert worden, 
habe die Großberzogliche Regierung auch nicht in einem ein— 
jigen Fall Das Vertrauen zu bereuen gehabt, Das fie in Die 
Ordnungsliebe der Truppen gefeßt. 

Diefen angeführten Elaren Gründen zur Annahme des pro: 
siforifchen Gefeges fügt Ihre Commiffion noch einen weitern 
binzu, daß nämlich Durch Diefe Anordnung manchen Beur— 
laubten möglich) gemacht werde, auf. fürzerem Weg Durch 
fremdes Gebiet in entferntere Gegenden zu gelangen, wodurch 
denfelben Zeit und Koften erfpart würden. 

Nachdem Ihre Commiſſion fich volllommen überzeugt, Daß 
der vorliegende Geſetzesvorſchlag nur wohlthätige Folgen für 
die Beurlaubten bezwecke, der Milttärverwaltung aber auch 
Koften erfpare und foiche vereinfache, fo fchlägt fie Ihnen 
einftimmig Die unveränderte Annahme deffelben in der von 
der hohen Negierung vorgelegten Faſſung vor. 
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Beilage Nr. 4. 


zum Protocoll der zwölften öffentlichen Sitzung v. 14. Juni 
1833. 





e eopold, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zaͤhringen. 


Mit Zuſtimmung Unſerer getreuen Stände haben wir bes 
fchloffen und verordnen, wie folgt: 


Art. 1. 

Die Regierung ift ermächtigt, beflimmten Perfonen zum 
Vortheil ihres Gewerbes in ganzen oder theilweifen Befreiun⸗ 
gen von Zöllen und Brücengeldern, welde die Staatskaffe 
bezieht, beftehende Privilegien zu ertheilen, unter den Ber 
fehränfungen, welche die nachfolgenden Artikel feftfegen. 


Art. 2 


Die Befreiung vom Zoll und Brückengeld auf eingehende 
Waaren darf nur auf folche fich erſtrecken, welche zum Bes 
trieb des betreffenden Gewerbes nothiwendig find, und im 
Inlande gar nicht oder nicht in hinlänglicher Menge und 
Güte erzeugt werden, die Befreiung auf ausgehende Waaren 
nur auf die eigenen Erzeugniffe des Gewerbes. 


Yrt, 3, 
Die Dauer eines Privilegiums darf die Zeit bis zum Schluffe 
der deitten — nach) ihrer Vermwilligung Statt findenden — 
regelmäßigen Ständeverfammlung nicht überfchreiten. Es kanu 
aber nach Ablauf derfelben auf eine gleiche Zeit und fofort 
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erneuert werden, fofern nicht vorher Die Kammern in der 
für Finanzgefege vorgefchriebenen Weife Einſprache dagegen 
erhoben haben. 


Art. 4. 


Sedes Privilegium muß feinem ganzen Inhalt nad inner: 
halb fehs Wochen nach feiner Ertheilung oder Erneuerung 
Durch Das NRegierungsblatt befannt gemacht werden. 

Die in jeder Budgetperiode ertheilten oder erneuerten Pris 
vilegien ſollen an’ dem folgenden Landtage den Ständen vor» 
gelegt werden. | 


Art. 5. 


In der Regel follen folche Privilegien nur zu Gunften 
größerer Gewerbsunternehmungen gegeben werten. 

Ausnahmsweiſe find fie zu Gunften einzelner Landwirthe, 
Eleiner Gewerbe und einzelner Handelsunternebmungen, fo 
wie Brückengelobefreiungen überhaupt, aus Gründen einer 
befondern Dertlichfeit zuläßig. 


Art. 6. 


Die einer größern Gemwerbsunternehmung betilligte Zoll« 
befteiung muß auf Anmelden jeder andern der gleichen Art 
in gleichem Umfange zugeftanden werden, fo weit fie im 
Wefentlichen gleiche Gründe geltend machen kann. 

Zollbefreiungen zu Gunften einzelner Landwirthe, Eleiner 
Gewerbe und einzelner Handelsunternehmungen und Brüden- 
geldbefreiungen. überhaupt , Eönnen von Perfonen gleichen 
Gewerbs nur dann in Anſpruch genommen werden, wenn fie 
gleiche Gründe der Dertlichkeit geltend zu machen vermögen. 

Im Falle die Kammern in der für Finanzgefege vorges 
ſchriebenen Weife gegen die Erneuerung eines Privilegiums 
Einfprache erhoben haben, kann daffelbe feinem Andern mehr 
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‚ertheilt werden, wenn er gleich nach den vorfiebenden Beftim: 
mungen dieſes anzufprechen bätte. 

Gegeben ıc. “ 


Die zweite Kammer nimmt vorftebenden Gefegentwurf an, 
Karlsruhe den 14. Suni 1833. 
Im Namen der unterthänigft treu gehorfamften zweiten Kammer 
der Ständeverfammlung. 


Der erſte Vicepräfident 
Dr. 3.6. Duttlinger. 


Die Eecretäre 
Rutſchmann. 
Dr. Mördes, 
Schinzinger 


XIII. Oeffentliche Sißung. 


Verhandelt in dem. Sitzungsſaale der zweiten Sammer der 
Ständeverfammlung. 


Karlsruhe, 17. Zuni 1838. 


An Gegenwart der Herren Regierungscommiffäre: General: 
lieutenant v. Schäffer, Finanzminifter v. Böckh, Staatsrath 
Winter, Geheimer Kriegsrath v. Ned und Geheimer Referendär 
Ziegler, fodann ſämmtlicher Mitglieder derizweiten Kammer 
mit Ausnahme der Abg. Bett und Buhl. 


Unter dem Vorfiß des Präfidenten Mittermaier 


Der Präfident macht der Kammer die Anzeige, daß die 
erite Kammer den Gefeßesentwurf über Verwandlung der 
Fleifchaccife in Averfen angenommen habe, 

Ferner bemerkt derfelbe, Daß der rühmlich bekannte Schrift- 
ftelleer Böhmer in Göttingen der Kammer als Beweis feiner 
Verehrung eine Schrift über die Gleichftellung der Juden mit 
den chriftlichen Staatsbürgern überfendet habe, Ein befonderes 
Schreiben an die Kammer befinde fich nicht dabei, und es 
tverde alfo das Buch lediglich in der Bibliothek der Kammer 
aufzubewahren ſeyn. 

Endlich bemerkt derfelbe, daß ihm die Wahlacten des 41. 
Aemtertahlbezirks (Aemter Wertheim und Walldürn) zuger 
geftellt worden, wornach der Hofgerichtsdirertor Wolff wieder 
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gewählt worden fei. Da zu wuͤnſchen fei, daß über Diefe Wahl 
“ möglichft ſchnell entfchieden werde, fo Dürfte es am anges 
meffenften ſeyn, wenn die Adtheilungen auf einen Augenblid 
fich verfammelten, und durch eine zu wählende Commiffion 
den Bericht erftatteten. 

Die Kammer nimmt diefen Antrag an, und nad) einer 
eleinen Pauſe befteigt der Abg. v. Itz ſtein Die Rednerbühne 
und trägt Folgendes vor: 

„Ih habe den Auftrag erhalten, der Kammer Bericht über 
die abermalige Wahl des 41. Aemterbezirks, der einzigen, 
die noch zur Ergänzung der Volkskammer im Ruͤckſtand war, 
Bericht zu erſtatten. Die Akten zeigen, Daß der, Regierungs- 
direftor Dahmen die Vornahme der dritten Wahl abgelehnt 
hat, und daher das Minifterium dem Regierungsrath Siegel 
in Mannhein den Auftrag zur Vornahme diefer Wahl gab.“ 

„In dem Reſcript des Minifteriums des. Innern iſt folgende 
Stelle enthalten :“ 

„„Zugleich wird dem landesherrlichen Commifjär bemerft: 
der Grund, aus welchem von der ziveiten Kammer der Lands 
ftände die zweite Wahl eines Abgeordneten für den gedachten 
Wahlbezirk, des Hofgerichtsdirectors Wolff zu Meersburg 
beanftandet, und folche als ungültig erklärt worden, tft in 
dem legten, von dem vorigen Wahlcommiffäre dem Einla— 
dungsfchreiben an Die Wahlmänner beigefügten Sage zu 
finden. Diefer Grund iſt zwar den Wahlmännern zu eröff: 
nen, dabei aber alles zu vermeiden, was nur den entfern= 
teften Schein einer Einmiſchung des Wahlcommiffärs in Die 
Wahl haben könnte.“ 

‚Der Wahlcommiſſär Regierungsrath Siegel hatte die Wahl 
em 10. Juni d. 3. vorgenommen, und an dieſem Tag erfchienen 
auch alle 55 Bahlınänner. Die zu den Akten gegebenen Ber 
ſcheinigungen bezeugen, daß alle Wahlmänner die Einladungs— 
ſchreiben fieben bis acht Tage vor der Wahl erhalten haben, 
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alſo hier die geſetzlichen Formen beobachter worden find. Vier: 
zehn dieſer Urkunden find übrigens von dem Wahlcommiljär 
nicht unterzeichnet, was feinen Grund in einem Verſehen zu 
haben ſcheint, indem bekanntlich die Wahlmänner Duplicate 
zugefchieft erhalten, Vie fie zu ihrer Belehrung in Händen 
haben follen , und nun aus Verſehen diefe Duplicate beur- 
fundet haben, welche Der. Wahlcommiffär zu ‚den Acten ges 
nommen hatte, ftatt das Original zu fordern. Die Wohl wurde 
vorſchriftsmäßig vorgenommen , die Wahlcommiſſion gebildet, 
die Gegenlifte geführt, und 37 Stimmen, alfo zwei weniger 
als bei der vorigen Wahl fielen auf den Hofgerichtsdirector 
Wolff,.16 auf den Mdyocaten Weller in Mannheim und 
zivei auf den Profeffor Platz. Die übrigen Eigenfchaften 
eines Abgeordneten find Diefesmal nicht nachgemiefen, weil ſchon 
bei der legten Wahl beurfundet wurde, daß diefelben vorhanden 
feien. Ich habe Demnach ‚von Seiten. der Sommiffion nichts 
zu bemerken, als daß ich angemiefen wurde, Ihnen einen 
Zufaß zu verlefen, der auch hier unter dem Einladungsfchrei- 
ben an die Wahlmänner befindlich ift und alfo lautet“: 
„Zur Erläuterung dieſer neuen Einladung benachrichtige 
ich Sie, daß die am 15, d. M. Statt gefundene zweite Wahl 
eines Abgeordneten für dieſen Wahlbezirk, des Herrn Hof: 
gerichtsdirectors Wolff zu Meersburg, von der zweiten Kam— 
mer der Landftände als ungültig erklärt wurde, weil der letzte, 
son Dem vorigen Wahlcommiffär, Herrn. Geheimenrath und 
Regierungsdireetor Dahmen dem Einladungsfchreiben beige: 
fügte Sag als eine Cinmifchung in Die Wahl betrachtet wor: 
den iſt.“ | F | 
Auf fein Anfuchen wurde Durch Die höchſte Staatsminifte- 
rialentſchließung, welche den Unterzeichneten als Landesherr- 
lichen Commiſſär ernannt, Herr Geheimerath und Regierunge- 
direetor Dahmen der Vornahme diefer dritten Wahl, ent- 
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„Ob nun gleich diefe neue Eröffnung an die Wahlmänner 
vielleicht auch an einem andern Orte hätte Statt finden können, 
Als unter dem Einladungsfchreiben, fo findet die Commiffion 
nach dem Vorgetragenen doc) nichts gegen die Wahl zu bes 
merken, und trägt darauf an, die Kammer möchte diefelbe für 
gültig erkennen,” 

„Nachträglich bemerfe ich, daß zwar der Hofgerichtsdirector 
Wolff von der Wahlcommiffion aufgefordert worden ift, ſich 
fehnell gegen das Minifterium zu erklären, ob er Die Wahl 
annehmen wolle oder nicht, eine folche Erklärung. aber aus 
den Acten nicht erfehen werden kann.“ 

Welcker fragt die Regierungscommiffion, ob der Gewählte 
die Annahme der Wahl ſchon ausgefprochen habe? 

Stantsratd Winter: Wenn die Kammer über Die Yrage 

abgeftimmt hat, werde ich hierüber Auskunft geben. 
Welcker: Die Abftimmung iſt nicht gerade nothivendig, 
da ja fonft auch die Erklärung über Annahme oder Nichtans 
nahme der Wahl in den Acten enthalten ift. Wir fönnen aud) 
möglicheriveife abftimmen, und ich trage felbft auf Die Annahme 
der Wahl an, ob ich gleich bedauere, in der nachträglichen 
Erklärung des Wahlcommiffärs einen ungefchieften Ausdrud 
zu finden, indem es hiernach ſcheinen fünnte, als wolle man 
zum Voraus ausfprechen, es müffe nothivendig Wolf f wieder 
gewählt werden. Ich finde inzwifchen in dem Ausdruck: „Den 
Wahlbezirk des Hofgerichtsdirectors Wolff,” nicht, Daß eine 
Einwirkung hat beabfihtigt werden wollen, fondern daß man 
nur auf eine populäre Weife fagen wollte, in dem Wahlbezirk, 
wo Wolff gewählt wurde, fei jest zu einer neuen Wahl zu 
fehreiten, und freue mich alfo, Die Wahl eines anerfannt wür— 
digen Mannes als gültig erklären zu können. 

Staatsrath Winter: Ih darf nur daran erinnern, Daß 
die Verfügung der Regierung dahin ging, man fell den Wahl: 
männern den Grund, warum nochmals gewählt werde, er- 
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öffnen, dabei aber ſich aller und jeder Einwirkung auf die 
Wahl enthalten. 

Poſſelt: In Beziehung auf Die Bedenklichkeit des Abg. 
Welcker muß ich bemerken, Daß eine Erklärung des Gewahlten 
von der Entfcheidung über die Gültigkeit der Wahl Doch eis 
gentlich nicht verlangt werden fann, denn es kann mancher 
Gewählte Grund haben, feine Erklärung fo lange zu ver 
fchieben, bis über die Gültigkeit der Wahl abgeftimmt worden 
ift, Es war Dies namentlich auf dem leßten Landtage der Fall, 
wo eines unferer ausgezeichnetften Mitglieder in zwei Bezirken 
gewählt war, und fich erft entſchied, nachdem die Wahl für 
gültig erklärt wurde. 

Es wird hierauf befchloffen, die Wahl für gültig anzuer- 
kennen, und Staatsrath Winter verliest hierauf ein Schreiben 
des Hofgerichtsdirectors Wolff, mornach derfelde die Wahl 
angenommen hat. 

Merk: Ich freue mich, daß in dieſer Beziehung meine 
beiden Prophezeihungen eingetreten find. — Die erfle, daß 
Wolff wieder werde gewählt werden, und die andere, daß 
er die Wahl annehmen werte. s 

Das Secretariat macht nun folgende neue Eingaben befannt : 

1) Bitte der Hofdienerfchaft Ihrer Königlichen Hoheit der 
böchftfeligen Frau Markgräfin Amalie, Benfionirung betr. ; 

2) Bitte des Inftrumentenmachers Fidel Vogel von Gt. 
Blaſien, um Unterſtützung zur Erhaltung feiner Yorderung 
iu 2568 fl. 38 fr., fammt Zinfen au den ehemaligen Do: 
mänenverwalter Bogel zu Thiengen. 

2) Bitte der Gemeinde Ihringen, Bilenfohl, Mördingen 
und Waſenweiler, Amts Breifah, um Unabhängigkeitserklä- 
rung der Theilungscommiffäre von den Amtsreviforaten und 
um Befferftellung und Aufhebung ihrer Tagsgebühren ; 

3) Vorftellung des Advocaten Denkinger zu Raftatt, Ru: 
mens der Wittive des Heinrich Garnier von da, um Ev 
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ledigung der gegen ihren Sohn Joſeph Garnier berbängten 
Unterfuchung. 
Der Abg. Fecht übergibt : 

4) Börftellung der Schullehrer aus der Diöceſe Kork, tvegen 
des Schulgelves. 

Der Abg. Rindefhwender:. 

5) Borftellung der Wirthe des Amtsbezirks Bühl, um 
Verwandlung des Acciſes und Ohmgeldes in ein Averſum. 

Der Abs. Sonntag: 

6) Bitte des Gemeinderaths und Burgerausſchuſſes zu Prech⸗ 
thal, um Aufnahme ihrer Thalſtraße in den allgemeinen Stra⸗ 
ßenverband. 

Der Abg. Gott: 

7) Borftellung der Mejgermeifter zu — wegen des 

Aus» und Eingangszolles vom Schlachtvieh und rohen Häuten. 
Der Abg. Gerbel übergibt: 

8) Bitte des Oberlehters Dr. Wolff zu Mannheim, die 
Verbeſſerung des iſraelitiſchen Volksſchulweſens betr., und bes 
merkt: es wird hiebei kein anderes Verfahren beobachtet werden 
können, als ſolche der Commiſſion zuzuweiſen, die zur Verbeſſerung 
des Unterrichtsweſens niedergeſetzt wurde. Es iſt wohl klar, 
daß nur durch Die Verbeſſerung des Volksſchulweſens Die geiſtige 
Einancipirung der Juden vorbereitet werden fann, Aber eben 
fo klar iſt es, daß die Inden einen gleichen Anfpruch auf die 
Summe haben, Die zur Berbefferung des Volksſchulweſens ſchon 
bewillig tröurde, und noch bewilligt werden- wird, Sie ſind eben fo 
wenig von den Abgaben ausgenoinmen, als fie son ver Theil 
nahme an den Wohlthaten ausgenommen ſehn wollen, die 
dein Volke zufließen. Es iſt dies eine Forderung, Die Auf den 
Recht der Bilfigfeit und der Humanität beruht. -Ich- bemerke 
dies blos in Beziehung auf die Commiſſion, die diefen Gegen— 
fand zu erledigen hat, und behalte mir “oo feiner Zeit das 
Weitere vorzutragen. 
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Der Abg. Mördes legt vor: 

9) Bitte der Gemeinde Bödighein, Amts Buchen, übers 
mäßige Abgaben an die dortige Grundherrſchaft, namentlich 
Handlohn und Sterbfall betreffend, und bemerkt Dabei: über 
beide Gegenftände hat die Kammer im Jahre 1881 die Ne 
gierung gebeten, wo möglich‘ dem nächften Landtage eine Vor⸗ 
lage zu machen, und ich frage deßhalb die Regierungscom⸗ 
million, ob die Kammer zu erwarten hat, daß in dieſem Jahre - 
diefer fo wichtige Gegenftand feine Erledigung finden werde. 

Staatstath Winter: Ich glaube nicht. 

Mördes: Alsdann bitte ich, daß fobald als möglich darauf 
Rückficht genommen werde, Denn in meinem Wahlbezirk ift 
dies ein Gegenftand, der fehr ſchwer auf die Landleute drüdt. 

Der Tagesordnung gemäß begründet nummehr der Abg. 
Aſchbach feine Motion, Daß die Kammer ihre verfaffungss 
mäßigen Rechte wahre, in Bezug auf die Minifterialreferipte, - 
wodurch Den Abgeordneten, welche Staatsdiener ſind, unter 
Bedrohung mit unangenehmen Folgen aufgegeben wird, ihren 
Deputirtenetd mit Rückſicht auf ihren Dienfteid zu modificiren. 

Deilage Nu 1. (Erxftes Beilagenheft Seite 57 bis 72). 

Nach Beendigung des Vortrags wird Bravo gerufen, 

Der Bräfident erinnert die Mitglieder der Kammer daran, 
daß es fich jeßt Lediglich darum handle, ob die Motion in Bes 
rathung gezogen werden foll, oder nicht, 

Win ter v. dr .IcH erkläre mich dafür, und behalte mir 
‚Bor, bei der Fünftigen Discuffion meine Gründe anzugeben. 

Brefurt: So fehr ich im Ganzen mit der Ausführung 
des Abg. Aſch bach einserftanden bin, fo glaube ich Doch hin- 
ſichtlich ſeines Antrags" einige Modificattonen ’ eintreten Laffen 
zu konnen. Ich bin mie ihm darüber einverftanden, daß eine 
ſcharfe Abſcheidung zwiſchen den Staatsdienerpflichten und den 

Deputirtenpflichten/ ſo wie fie Die fraglichen Neferipte anzu⸗ 

nehmen ſcheinen, nicht Br habe. Ich kann Diefe Abſcheidung 
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nur in Beziehung auf wahre-Dienftgeheimniffe anerkennen, und 
‘wenn fich der Diener im Beſitz folcher befindet, ſo iſt es 
ſeine Pflicht, ſie unter allen Verhältniſſen als Heiligthum zu 
bewahren. Er wird dieſes auch in der Volkskammer thun. Daß 
er aber auch die Pflicht habe, Mängel und Gebrechen in feiner 
Dienftfphäre zu verſchweigen, kann mit feiner Pflicht als Ab- 
geordneter nicht vereinigt werden, denn es wird befonders von 
den Wählern Darauf Rückficht genommen werden, daß er gerade 
in Diefem Ziveige der Staatsverwaltung mehr Kenntniffe als 
. Undere befige, und Demnach auch hier vorzugsmeife etwas leiften 
könne. Wenn aber die Regierung weiter von dem Staatsdiener 
fordert, Daß die Form feines Handelns nicht von der Art ſeyn 
jolle, daß die Regierung über die Gebühr wegen einzelner Gebre— 
‚chen verlegt werde, fo finde ich Dies natürlic), denn es liegt Dies 
in der Pflicht eines jeden Staatsdieners, und überall eines 
braven Bürgers, fo daß fich alfo in dieſer Hinficht nichts ein- 
wenden läßt. Die unangenehmfte Parthie ift diejenige, die am 
Schluß des Reſcripts zu erfehen ift. Wenn es fehon jeden zart⸗ 
fühlenden Mann verlegen muß, fich über Pflichten ermahnt zu: 
fehen, die er fo gut erfennen muß, als Der Ermahner, fo muß 
es ihn in feinem Innerften mit Indignation erfüllen, wenn er 
Damit eine Drohung verbunden fieht, falls er diefen Ermah— 
nungen fein Gehör gibt. Diefes Gefühl ift auch in mir erregt wor⸗ 
den, weßhalb ich mich verpflichtet fühle, in Beziehung auf dieſes 
Reſcript diefelde Erklärung, wie der. Abg. Afıhbach, zu geben, 
daß ich nämlich demfelben, fo weit es die verfaffungsmäßige 
Redefreiheit zu beeinträchtigen fcheint, feine Rückficht ſchenke. 
Ich werde in allen Angelegenheiten unbefümmert und gleich 
gültig gegen Lob und Tadel, woher dieſelben auch kommen 
mögen, blos nach meiner Weberzeugung handeln, alles Uebrige 
aber nicht achten. Wenn ich Diefe Anficht von dem Reſcripte 
babe, fo kann ich Dagegen Die Anficht nicht theilen, daß Darin 
wirklich Schon eine Verlegung oder Abänderung der Verfaffung 
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enthalten ſei, wovon der Herr Antragfteller gefprochen bat. 
Das Nefeript hat nicht die Form eines Gefeßes, und ift auch 
nicht im Regierungsblatt befannt gemacht, fondern es handelt 
fih blos um ein Privatverhältniß zivifchen Der Regierung und 
ihren Beamten, und wird auch fortan nur ein Privatverhältnif 
zwiſchen Diefen bilden. Von einer betrohten Redefreiheit, einer 
Verlegung Der Achtung in den Augen der Committenten könnte 
nur alsdann die Rede ſeyn, wenn fie zeigten, Daß folche Maß— 
regeln auf fie einwirkten. Iſt Dagegen ihre Haltung männlic) 
und unerfchrocfen, wie bisher, fo wird Niemand daran denken, 
fie in den Verdacht der Schwäche und ter Abhängigkeit zu 
ziehen. Es wird Demnach genügen, wenn Diejenigen, die Dabei 
zunächft betheiligt find, wenn auch nicht Die Kammer felbft, 
ihre Anficht über Die Ungültigkeit Der fraglichen Referipte aus— 
fprechen, und Diefer ihrer Anfiht eine practifche Bedeutung 
geben. 

Wegel II: Der Redner vor mir hat im Wefentlichen Dass 
jenige ausgefprochen, mas ich im Begriff war, vorzutragen. 
Für meine heilige Pflicht halte ich, öffentlich mein Gefühl 
hierüber auszufprechen. Das Vertrauen des Volks hat die 
Staatsdiener diefer Kammer, fo mie alle übrigen Mitglieder 
beehrt, und dieſem Vertrauen werden wir fänmtlich, unferes 
Eides und unferer Pflichten eingedenf, entgegen fommen. Ich, 
meiner Seits, fühle nicht, Daß zwiſchen dem Eid als Staats— 
diener und Tem Eid als Abgeordneter ein wefentlicher Unter: 
ſchied fei. Als Staatsdiener bin ich verpflichtet, Die Gefege zu 
ehren, darauf zu fehen, daß fie vollzogen werden, und die mir 
anvertrauten Gefchäfte zum Beften der einzelnen Bürger zu 
beforgen. Der Eid als Abgeordneter fchließt Daffelbe in fich; 
nur ift er ausgedehnter, als derjenige des Staatsdieners, Allein 
wer dieſe Pflicht verleßt oder verlegen fann, ift nicht würdig, 
Staatsdiener zu ſeyn, und eben fo wenig würdig, hier ale 
Volksrepräſentant in diefer Kammer zu ſitzen. 
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Der Bräfivent macht den Redner Darauf aufmerffam, daß 
es fich bier nur darum handle, ob die Motion in Berathung 
gezogen werden foll. | 

Wegel H.: Ich unterftüge fonach den Antrag, Daß die 
Motion nichtin Berathung gezogen, fondern eine entjprechende 
Verwahrung oder Aeußerung zur Beruhigung aller Kammer: 
mitglieder und des Volks ins Protokoll niedergelegt werden 
folle. 

v. Itzſtein: Ich unterftüge den Antrag des Abg. Afchs 
bach, weil ich ihn für hochtwichtig halte in jeder Beziehung, 
wichtig für die Erhaltung der Verfaffung, für die Stellung 
der Regierung und für die Wahrung der Nechte der Kammer. 
Sch bitte daher, dieſen Gegenftand in die Abtheilungen zu weifen, 
dort die Berathung vorfchriftsmäßig eintreten zu laffen, um 
bon einer Commiſſion Anträge zu erhalten, die der Wichtigkeit 
der Sache und den verfchiedenen Punkten, welche die Motion 
enthält, angemeffen find. Ich glaube Daher auch, Daß vor fürms 
licher Berathung über das Materielle der Sache die Staats» 
Diener ihre Erklärung, Daß fie ihre Pflicht ohngeachtet Des Re— 
feripts thun würden, woran ich nie geziveifelt habe, weil ich 
die Männer der früheren Kammer kenne, nicht abgeben, fon: 
dern folche bis zur Berathung über den Commiffiousbericht vers 
ſchieben follten, 

v. Rotted: Die Discuffion über die Frage, ob der Antrag 
des Abgeordneten Aſchbach an die Abtheilungen verwiefen 
‘ werden foll oder nicht, muß um fo mehr vorangehen, da 
eine entgegengefegte Anſicht ausgefprochen worden ift. Ich er: 
erkläre mich für Die Ueberweiſung an die Abtheilungen und 
die Bildung einer dießfallfigen Commiſſion aus dem einfachen 
Grunde, weil hier keineswegs blos eine Privatfache derjenigen 
Abgeordneten, die zugleich Staatsdiener find und folche Re 
feripte erhalten haben, vorliegt, fondern es it) um eine all 
gemeine Sache der Verfaſſung und des Volks handelt. Alles 
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das, was auf die Freiheit der Rede auch nur von Ferne 
Einfluß haben kann und folk, ift von der höchiten Wichtigkeit 
und muß von der Kammer beachtet werden, wenn fie ihren 
Sntereffen und ihren Pflichten genügen will. Es mögen Einzelne 
nach ſubjectiven Anfichten Diefes Reſcript fo oder anders bei 
urtheilen und in dasjenige einftimmen, was die Abgeortneten 
Aſchbach, Erefurt und Wegel im Beziehung auf ihre 
eigene Perfon darüber gefagt haben, aber darum bleibt doch 
das Reſeript, das von der Negieruug als folcher an die Ab: 
geordneten als folche, wenn fie zugleich Staatsdiener find, 
alfo eine doppelte Eigenfchaft in fich vereinigen, erlaffen ift, 
eine allgemeine Sache der Kammer, und die Frage von der 
Redefreiheit einer forgfältigen Erörterung und das hier ber 
fangene Recht einer forgfältigen und nachdrücklichen Wahrung 
bedürftig, 

Indem ich diefe Ueberzeugung ausfpreche , wiederhole ich 
den Wunſch, den ich früher gegen den Abg. Aſchbach, ala 
er ſeine Motion ankündigte, ausgeſprochen habe, — ich ſage, 
ich halte mich verpflichtet, dieſen Wunſch jetzt gegen die Abs 
theilumgen und ‘die von denfelben zu ernennende Commiſſion 
auszufprechen, daß nämlich neben den Referipten an die Staats— 
Diener und der ebenfalls hochtwichtigen Frage von der Urlaubs— 
ertheilung auch noch Diejenigen Briefe erwogen werden möch- 
ten, Die von einem hehen Mitgliede der Regierung an viele 
Abgeordnete, Vie nicht Staatsdiener, fondern vom bürgerlichen 
Stande find, erlaffen wurden. Allerdings tft zwar ein folcher 
Brief in unmittelbarer Beziehung auf diejenigen, die ihn er- 
halten haben, eine Privatfache für fie, es fteht ihnen frei , 
un Inhalt Deffelben nach ihrem perfänlichen Standpunfte 
und ihren Anfichten zu twärdigen und aufzunehmen; alfein 
er iſt zugleich auch eine Sache der Kammer, weil diefe Briefe 
nicht an jene Perſonen blos ale Indisiduen, fondern als Volks— 
abgeordnete erkaffen worden ſind, und weil ſie blos deßwegen 
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an fie erlaflen wurden, um auf ihre Stimmung und Wirk 
ſamkeit in der Kammer einen Einfluß auszuüben. Ich balte 
aber gerade diefes von der höchften Wichtigkeit und von höchſt 
bevenklicher und gefährlicher Natur. Ich geftehe zwar, daß 
gegen den buchftäblichen Juhalt der Verfaſſung Dadurch nicht 
gefehlt wurde, wohl aber gegen den Geiſt derfelben; und 
gegen den Geift derfelben anftoßen ift Feine Sache, die wir 
als Privatfache anfehen können. In dieſem Schreiben ift ein 
Beitreben ausgefprochen, die Freiheit der Abftimmung zu bes 
einträchtigen.. | 

Staatsratd Winter: Ich muß gegen diefen Ausdruck des 
Abg. v. Rotteck proteftiven, Ein allgemeines Menfchenrerht 
kann er mir nicht rauben. Es handelt fich bier blos um 
eine Sache der Mitglieder, an die ich gefehrieben habe, und 
wenn diefe ihm den Auftrag dazu gegeben haben, dieſes 
Schreiben einer Erwägung zu unterwerfen, fo muß ich Vie 
ettvaigen Erklärungen abwarten, So lange aber feines von 
diefen Mitgliedern dieſes felbft thut, fo fteht mir Das Recht 
zu, an jeden Menfchen zu fehreiben, an wen ich will und 
was ich will. Wenn diefer fich nicht beleidigt findet, fo 
geht es Niemand etivas an, und findet er fich beleidigt, fo 
ift es lediglich Privatfache, 

v. Rotteck: Nach der Gefchäftsordnung darf Niemand, 
alfo auch nicht ein Regierungscommilfär den Redner unter 
brechen, 

Staatsrat Winter: Ich mußte es thun, um meine Rechte 
zu wahren. Der Inhalt des Schreibens ift auch gar fein Ge- 
beimniß, und ich habe nichts Dagegen, wenn Diejenigen, an 
die es gerichtet, folches befannt machen wollen, wie ich über- 
haupt in Beziehung auf alle meine Handlungen ohne Unter⸗ 
ſchied die Deffentlichkeit nicht feheue. Dagegen proteftire ich 
aber, ein Privatfchreiben bier öffentlich bekannt zu machen. 

v. Rotted: Auch ein Privatfchreiben kann eine bochwich- 
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tige öffentliche und politifche Bedeutung haben, und ein Rund⸗ 
fchreiben eines Minifters an viele Abgeordnete als ſolche, iſt 
mit Nichten ein reines Privatfihreiben. 

Staatsrat Winter: Ich bin ja auch Mitglied Diefer 
Kammer, und kann an meine Kollegen ſchreiben, was ich 
will. 

Präſident: Ich habe von dem Abg. v. Rotteck nichts 
gehört, weßhalb ich ihm hätte zur Ordnung ruſen konnen, 
und darum hätte der Redner auch nicht unterbeochen werden 
follen. - 

Staatsratb Winter: Es ift nicht davon Die Nede, die 
Freiheit der Rede zu unterbrechen, fondern ich habe blos uns 
terbrochen, weil der Abg. v. Rotteck etwas, was mich pers 
fönlich betrifft, zur Kenntniß der Kammer bringen wollte, 
und wenn er es zur Kenntniß der Kammer gebracht hätte, 
fo wäre meine Proteftation zu fpät gekommen. 

v. Rotted: Der Redner kann zur öffentlichen Kenntnif 
bringen, was er till; wenn er dabei ungebührlich handelt, fo 
kann er deßhalb zur Ordnung vertwiefen werden. Er darf aber 
nicht gehindert werden an der Erklärung deſſen ‚ was er zu 
erklären im Sinne hat. * 

Staatsrath Winter: Ich darf meine Rechte wahren. 

v. Rottec: Und ich die meinigen um fo mehr, weil es 
fich bier zugleich um ein Recht der Kammer handelt. Unbe— 
greiflich ift mir, wie diefer Brief, der, wie ich höre, ſchon 
in öffentlichen Blättern abgedruckt ift, noch als ein Geheim- 
niß behandelt werden fann. Ich will übrigens bier deſſen 
Inhalt nicht mittheilen, da er den Mitgliedern der Kammer 
wohl fehon befannt ſeyn wird, fondern blos bemerken, daß 
diefer Inhalt zwar nicht gegen den Buchftaben, aber gegen 
den Geift der Verfaffung meiner Anficht nach anſtoßt, weil 
er durch Borhaltung von zu befücchtenden Folgen einer ge 
wiſſe Richtung wirklich eine Art son Drohung in fich ſchließt, 
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und durch verfchiedene andere, auf den Geift oder das Ges 
müth der Empfänger einwirkende Stellen die Unbefangeuheit 
der Abftimmung zu beeinträchtigen oder zu vernichten droht, 
weil en zugleich auch Berdächtigungen gegen andere Mitglies 
der der Kammer ausfpricht, und mweil er namentlich eine une 
Bedingte Unterwerfung unter den Willen der Regierung fchon 
darum Kowert, weil von den Abgeordneten verlangt wird, fie 
| | even Preis dieAuflöfung der Kammer zu vers 
hindern fuchen. Dieß ift kein Privatbrief, denn ein Privat: 
mann kann nicht mit der Auflöfung der Kammer drohen, umd 
ein Privatmann kann nicht von den Abgeordneten verlangen, 
daß fie um jeden Preis der Yuflöfung Der Kammer entgegen 
wirken follen. Ich beſchränke mich auf Diefe wenigen Bemer— 
lungen und foge nur bei, daß, wenn nad) unſerer Verfaſſung 
die Abgeordneten feine Inftructionen von ihren Gommittenten 
annehmen dürfen, es auch den Regierungsmitgliedern nicht 
zufteht, ihnen folche Inftructionen zu geben. Ich babe Diefe 
Bemerkungen für nothivendig erachtet, um meinen Wunſch 
zu motisiven, daß die Abtheilungen und Die zu. bildende Som 
milion ihre Aufmerkſamkeit nicht blos auf die Reſeripte an 
Satsdiener, nicht blos auf die Urlaubsfache, fondern auch 
auf dieſe Briefe richten, und ihre Anträge auf alfe Diefe drei 
Punkte insgefammt ftellen möchten. 

Präfident verweist den Abg. 9. Rotted auf den’$. 49 
‚der Gefchäftsordnung, woraus er fich überzeugen werde, DAB 
er hier einen neuen Antrag mache, welcher einer vorherigen 
ſchriftlichen Anzeige bedurft hätte. 

v. Rotteck: Der Abg. Aſchbach hat dieſe Sache mit in 
feine Motion eingeflochten, aber nur nicht ausführlich erörtert; 
und mein Wunſch iſt alſo blos eine Motivirung des range 
des Abg. Aſchbach. 

Fecht: Wenn die See furditbar hoch geht, und der Scifer 
bei verfchiedenen entgegengefeßten Winden Die Segel richten will, 
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datın kann es auch eittem geübten Steuermann begegnen, daß 
er im Augenblick der drohenden Gefahr ein Bau einziehen läßt, 
Daß er die Gefahr vermehrt, flatt fie zu vermindern. Diefes 
Bild bereite meine Rede vor. Als Berichterftatter über diefen 
Gegenftand, der im Sahr 1831 verhandelt wurde, und viele 
Aehnlichkeit mit Dem vorliegenden hat, glaube ich mir die Er— 
faubniß erbitten zu Dürfen, zu einem befonderen Fine, den 
ih am Ende nennen werde, etwas ausfübeli Bed” in, 
In dem Frühling unferer Verfaffung wurde befanntlich das 
Avdelsedietertheilt: Der Abg. Knapp machte deßhalb eine 
Motion, und der Abg. der Stadt Durlach übernahm die Ber 
richterſtattung ein Meiſterwerk für ganz Deutfchland und 
Europa. Es Fam zu einer ernſten Schlacht. Der Berichter⸗ 
ſtatter, muthig, unbeengt durch folche Referipte in der Zafche, 
ſprach Eräftig und freimüthig, nicht nur über die Rechte des 
Volks, die ihm verfümmert fehienen, fondern mehr. noch für 
das moralifche Prinzip. Durch ihn befonders, und durch Die 
Commiſſion erlitt die damalige Regierung ſchon am erften Zage 
des Kampfes eine halbe Niederlage, fo daß fie für nothwendig 
fand, die- Schlacht abzuibrechen. Ste brachte den andern Tag 
neue Mumition, Verſtärkungen durch Recruten und Vetetanen, 
und ſelbſt Invaliden. Als fie bemerkte, daß ihr ſchweres Ge⸗ 
ſchütz demontirt war, nahm ſie zu den congteviſchen Raketen 
ihre Zuflucht, wie auch in den fraglichen Reſcripten geſchehen 
iſt. Sie fprach ‚von Geringſchätzung der Negierung, Herab⸗ 
würdigung, Aufceizung, ja! lieg auch felbfb die Drohungen 
durchblicken, die in dem-Referipte enthalten find, Wenn wit 
nun, tmeine Herten ‚damals ein ſolches Nefcript, einen folchen 
Kappzaum gehabt hätten, würden nicht einzelne. Furchtſame 
nmter uns ‚m ihrem feften Entſchluß, der Verfaſſung treu zu 
bleiben, wenigfiens angenblicklich erſchüttert worden fen, und 
mürden nicht die fühneren Natuten, unter welche ich den Dar 
maligen Berichterflätter zähle, gerade durch viefes Mittel auf⸗ 
o 
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gereizt werden fepn, Die Schranken der Mäßigung, die fie 
Damals fo fehön beobachtet hatten, zu überſchreiten ? Denn nichts 
ift. eher. im Stande, einen fräftigen Menfchen aus feiner ruhigen 
Holtung zu bringen, als wenn man ihm ein heiliges Recht 
verdeckt oder offen entziehen will. Die Regierung wurde an 
jenem ziveiten ;großen Tage, deſſen Sieg in Deutjchland ge 
feiert wurde, geſchlagen, und noch in dieſer Stunde freuen 
wir ung WB Folgen jenes ſchönen Sieges. Wie nun aber, 
wenn. damals folche Neferipte ergangen wären, mas wären 
die Folgen davon gewefen, nicht blos für das Volk allein, 
fondern was einem Minifter bejonders geltend ſeyn muß, und 
für was er befonders verantwortlich ift, was wäre Die Folge 
für den Thron.und den Regenten felbft geweſen? Ich wünfche 
daher fehr, es möchte auch jet gefchehen, was Damals, und 
bei einer ähnlichen Veranlaffung gefehehen ift. Ich war Damals 
Berichterftatter. über Die Urlaubsverweigerung ‚gegen unfere aus: 
gezeichneten Mitglieder Der Damaligen Kammer, Jene Verfa- 
gung. hatte ihren wahren Grund in der freien Aeußerung 
mancher Abgeordneten in und außer der Kammer. Die Gegen- 
gründe, welche ich in dem Bericht niederfegte, überzeugten 
die. Regierungscommiffion. fo fehr, und der damalige Regent 
theilte dieſe Ueberzeugung fo lebendig, daß er darauf den 
Befehl gab, den Geſetzesentwurf fchnell wieder jurüczunehmen, 
die ausgefchloifenen Kommermitglieder einzuberufen, und den 
geſtoͤrten Frieden mit der Kammer herzuftellen. Ich mache 
daher abfichtlich auf Die belehrenden frühern Anfälle aufmerk⸗ 
ſam, und bitte die Regierung, daß es ihr auch jeßt gefällig 
ſeyn möchte, dieſe Refcripte zurüdzunehmen, wodurch viele 
Zeit erfpart, und ein harter Kampf vermieden würde, aus 
dem die Kammer doch fiegreich hervorgehen müßte, denn wir 
fireiten in einer gerechten Sache. Was die Briefe an mehrere 
Mitglieder der Kammer betrifft, fo haben dieſe für mich kein 
fo hohes Intereſſe, ich würde. auch als Regierungscommiffär. 
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Minifter würde lachen, wenn man ihm vorwerfen würde, er 
habe einem Deputirten einen getvinnenden Brief geſchickt. Ganz 
anders verhäft es fich aber mit den einen officiellen Character 
tragenden Referipten; auch in Bezug auf dieſe wiederhole ich 
nochmals meine Bitte an die Regierung. Damals opferte ich nach 
dem Wunfche des Negenten meinen Bericht, und damals fprach 
ih im Namen der Kamıner, und von ihr aufgefoldert, meinen 
Dank dafür aus, daß die Regierung ſo ſchön, und ſo bald 
von ihrem Mißgriff zurücktam, und ich würde auch jetzt mich 
twieder fehr freuen, wenn die Regierung alle dieſe Dinge, die 
zu nichts Gutem führen können, zurücknehmen wollte. Würde 
ih den Dank dafür auch nicht ausfprechen, fo würde ich ihn 
doch im Herzen tragen. 

Finanzminifter v. Böckh: Das Refeript wird nicht zurüd- 
genommen, fondern gehandhabt werden, Es wird aber nicht 
“ nöthig ſeyn, jegt weiter von Seiten der Regierumgscommiffion 

auf die Sache einzugehen, da fie in die Abtheilung verwiefen, 
und ein Bericht darüber erftattet werden wird. Ä 

Welcker: Ich halte die Sache für fo wichtig, daß fle 
durchaus an die Abtheilungen gehen muß, und hier kein Befchluß 
improviſirt werden Darf. Sch will zur Unterſtützung der Anficht, 
warum ich fie für wichtig halte, nur zivei Momente furz ans 
führen. Ich halte fie für unendlich wichtig, teil in dieſem 
Referipte in einem doppelten Sinne das Wort Regierung ges 
braucht wird. In einem Sinne geiiommen, würde die Sache 
unſchuldig feyn, im andern aber ift fie gefährlich. Wenn von 
dem Negenten die Rede wäre, dann wäre Die Sache ganz in 
Ordnung, daß man die vollfommenfte Unterordnung, die Abficht, 
ihn durchaus niemals anzugreifen, fordert, und daß man auch 
die Staatsbeamten befonders dazu ermahnt. Regierung heißt 
aber im conftitutionellen Sinn fo viel als Mintfterium, und 
die Minifter Können nicht fordern, daß wir fie jederzeit im 

9. 
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Ehren halten, . denn es gibt Fälle, wo es möglich ift, Be- 
ſchwerde zu führen, und fie. anzuklagen. Ich halte diefes für 
den traurigften Fall, den es geben kann, aber Darüber kann 
dem Urtheil der Abgeordneten nicht vorgegriffen werden, und 
es ift Daher. von der größten Wichtigkeit, Daß eine. Theorie, 
die von der Regierung. ausgefprochen ift, Die durchaus auf Die 
falfcheiten —— führen würde, gründlich beſeitigt werde. 

Der zweite Grund, der mir die Sache als ſehr wichtig er⸗ 
ſcheinen laͤßt, liegt darin, daß es ſich hier offenbar von zwei 
ganz verſchiedenen Verhältniſſen handelt, und daß die Wirk⸗ 
famkeit der Beamten in der Kammer, und die Wirffamkeit 
der Beamten als Beamten mit einander vermifcht find. Im 
Dienfte gilt der Dienfteid, und in der Kammer der Kammereid. 
Diefe beiden haben nichts mit einander gemein, und wenn 
man die «Richter entbindet, wenn fie in Sachen gegen den 
eigenen Regenten Recht zu fprechen haben, fa ift im Dienfte 
gegen die Minifter von der Abhängigkeit der Beamten in der 
Kamnter nicht mehr Die Rede. Es ift nur Die. Rede von Der 
Treue gegen den Großherzog, die in allen Berhältniffen des 
Lebens auch in der Kammer ihr Recht behauptet. Darum 
alfo, weil hier große Mißverftändniffe zu Grunde Liegen, die 
zu den gefährlichften Refultaten führen fönnten, ſpreche ich für 
die Veriveifung der Motion in die Abtheilungen, Damit. von der 
dort zu bildenden Commiſſion die geeigneten Anträge in der 
Sache 'geftellt werden, Was die in der Motion des: Abg. Aſſch⸗ 
bad) mit bemerkten Minifterialfchreiben betrifft, fo bin -ich 
zwar der Ueberzeugung, daß fie juriftifch. nichts Verletzendes 
und ‚Ungreifendes enthalten, bin aber auch. der Meinung des 
Abg. v. Rotted, daß diefe Schreiben, befonders da fie durch 
öffentliche Blätter vielleicht zu früh eine Oeffentlichkeit erhalten 
haben, nicht einen reinen Privatcharacter an fich tragen, fondern 
ein Gegenftand der Beiprechung in der Kammer werden fünnen. 
Alle meine übrigen Anfichten fege ich übrigens darauf aus, bis 
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die Sache verhandelt wird, und fchließe damit, daß ich die 
- Kammer bitte, den Drud der Motion des Abg. Aſchbach zu 
befchließen. Deffentlichkeit, und möglichit große Deffentlichkeit 
in allen, auch in den Telicateften Verhältniſſen ift das befte 
Mittel, Vertrauen herzuftellen, und die Sache ift fo wichtig, 
daß fehon zur ordentlichen Vorberathung für jedes Mitglied von 
Intereſſe ift, alles vor Augeh zu haben. 

- Winter. He: Da bereits mehrere Mitglieder ihre Gründe 
ausführlich entwicelt haben, fo erlaube ich mir, diefes in mög- 
lichſter Kürze zu thun. Wenn ich auch nicht annehme, daß die 
Regierung, die Abficht hatte, Durch) dieſes Rofeript die Verfaffung 
zu verlegen, oder den Staatsdienereid über den Abgeordneteneid 
hinzudecken, ſo muß ich doch geſtehen, daß ich bei der allermil⸗ 
deſten Beurtheilung von meiner Seite immerhin dieſes Reſcript 
als eine Art von Präventionscenſur für die Redefreiheit und die 
Abſtimmung vieler meiner hochgeehrten Collegen, Die zugleich 
Staatödiener find, erkenne. Es läßt fich gewiß nicht längnen, 
daß wenigftens, wie die Sachen geftellt find, Mancher nur be 
Hemmt und beängftigt abftimmen und fprechen fann, daß er 
manche Thatfarhen, womit er feine Abftimmung in früherer 
Zeit vechtfertigte, jegt nicht mehr anführen darf, weil im 
Refeript nicht beſtimmt ausgefprachen ift, was eintreten foll. 
Ich fühle mich aber berufen, als Mitglied aus dem Bürgerftande 
die Rechte der von mir in der Kammer von 1831 und jegt hoch⸗ 
verehrten und freifinnigen Mitglieder vom Staatsdienſt zu 
wahren, und ich glaube, daß wir bürgerliche Mitglieder befon- 
ders hiezu verpflichtet find, weil ich mich wohl auf alle Mit- 
glieder meines Standes. werde berufen dürfen, wie oft wir mit 
Freude Die freimüthige und anftändige Sprache von Seiten der 
Staatsdiener gehört haben. Ich halte mich alfo beſonders ver- 
pflichtet, ihre Rechte zu wahren, indem es ſich offenbar um 
einen Eingriff in ihre fhönften Rechte Hautelt. Schön iſt es, 
eine gute, einträgliche Stelle zu haben, das Vertrauen des 
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Negenten und der Regierung zu befigen, aber der fchönfte Lohn 
für den Staatsdiener ift der, wenn er außer diefem Vertrauen, 
auch noch das Vertrauen des Volks und der Bürger genießt. 
Sch glaube nicht, Daß es eine fehönere Stellung, alfo auch ein 
fehöneres Recht gibt. Wenn der Abg. Trefurt bemerkte, Die 
Sache fehien ihm nicht fo gefährlich, weil fie nicht öffentlich bes 
kannt gemacht worden fei, fo liegt für mich gerade in diefer 
Geheimhaltung eine um fo größere Gefährlichkeit. Man würde 
nichts daraus gemacht haben, wenn die Regierung im Regie⸗ 
rungsblatt geſagt hätte, fie verſehe ſich beſonders zu den Staats; 
dienern, welche Mitglieder der Kammer ſeyen, daß ſie im 
Hinblick auf unſere jetzige Zeit und Verhältniſſe in Beziehung 
auf ihre Aeußerungen in der Kammer, wie es bisher doch 
geſchehen, ich will nicht ſagen der Anſtand, ſondern die er- 
forderliche Klugheit, welches Wort man jetzt ſo gerne braucht, 
wenn man nicht recht weiß, wie man die Sache nennen ſoll, 
beobachten möchten, fo würde es Niemand beleidigt haben. Ich 
halte alfo diefes Nefeript für um fo gefährlicher, weil es 'heims _ 
lich gegeben worden ift, wie denn nach meiner Anficht alles 
Heimliche nichts taugt. Ja, ich halte diefe heimliche Eröffnung 
auch noch für gefährlicher, teil damit die Androhung einer 
Strafe, und zwar einer ungemeffenen verbunden worden ift. &3 
fteht gar nicht da, wie geftraft werden, und iver darüber ents 
ſcheiden fol, und eine ungemeffene Strafe iſt für mich ärger, als 
eine gemeffene, Die Kammer follte daher erklären, daß fie von 
dieſen Referipten feine Notiz nehme, und ihre Wirkfamkeit nicht 
anerfenne, womit ich mich übrigens der Verweifung am die 
Abtheilungen durchaus nicht twiderfegen will, Denn ichhalte dieſen 
Gegenftand für fo wichtig, daß wir allerdings noch nachher 
darauf eingehen follten, was ja auch einer der Herren Res 
gierungscommiffäre verlangt hat. Der Abg. Fecht hat von 
Furchtſamen unter uns gefprochen. Ich glaube, daß diefer Auss 
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druck ihm blos entfchlüpft ift, denn er wird fo gut als ich wiſſen, 
daß es feine furchtfamen Mitglieder unter uns gibt. 

Fecht: Sch Habe son den Damaligen Mitgliedern der 
Kammer gefprochen. 

Rettig v. R.: Ich ſtimme gegen Die Verweiſung der 
Motion an tie Abtheilungen, aus dem einfachen Grunde, weil 
ich glaube, Daß die hier angeregten Fragen Kar und deutlich 
ſchon Durch Die Verfaffung beantwortet find, und es deßhalb 
genügt, die Sache: öffentlich zue Sprache gebracht zu haben. 

“Die erſte und twichtigfte Frage betrifft den Urlaub. Darüber ift 
man im Jahr 1820 ing Reine gekommen. Sie ift aber einfach 
zu beantworten, fobald man fie nur Elar ins Auge faßt. Es ift 
bier zwiſchen Der Frage zu unterfcheiden, ob die Regierung das 
Recht habe, von dem Staafsdiener ein Urlaubsgeſuch zu fordern, 
und zwifchen dem, was ihre Pflicht ift, bei Ertheilung Des 
Urlaubs in Beziehung auf Die Verfaffung. Jeder Staatsbeante, 
fein Wirkungskreis fei groß oder Flein, bildet ein Rad in der, 
Staatsmafchine, er kann für ſich nicht allein austreten, ohne 
daß miehr oder weniger Störung entfteht. Darum ift natürlich, 
daß Die ihm vorgefeßte Behörde davon wiſſen und Cognition 
nehmen, oder mit andern Worten einen Urlaub geben muß. 
Eine andere Frage ift aber, ob die Regierung willkührlich einen 
folchen Urlaub verfagen kann? Sie kann ihn nicht verfagen, aus 
Gründen der Perfönlichfeit des Gewählten, aus Rückſicht auf 
die Richtung, die er vielleicht früher in der Kammer genommen, 
oder die er vorausfichtlich nehmen werde. Sie kann ihn nur ver: 
fagen, aus hochwichtigen Gründen, die auf feinen Dienftver- 
bältniffen, insbefondere auf den augenbliclichen Verhältniffen 
feines Dienftes beruhen. Thut fie es doch, fo muß fie fich noth— 
wendig der Critik und der Beſchwerde der Kammer unterwerfen, 
"und dieß ift die Schutzwehr, welche die Kammer gegen will- 
führliche Verfagung des Urlaubs hat. Sie Hat gar nicht neth- 
"wendig, Die Urlaubsertheilung zu beftreiten, weil fie Das Recht 
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und die Pflicht hat, zu forgen, daß fein Mißbrauch daraus 
entfteht. Was das erwähnte Refeript betrifft, fo ſtimme auch 
ich in das ſchmerzliche Gefühl ein, Das mehrere meiner Col 
legen geäußert haben; auch ich hätte fehr gewünfcht, man 
hätte es nicht erlaffen. Jedenfalls ift der Ausdrud des Miß— 
trauens gegen Diejenigen, an die es ergangen ift, ſchmerzlich, 
denn die Regierung bat feinen Grund, Mißtrauen in Die Bes 
amten dieſer Kammer zu fegen. Es läßt fich gar wohl die 
Verfoffungstreue der Abgeordneten mit der Treue gegen eine 
verfoffungstreue Regierung vereinigen. Aber auch die Kammer 
bat keinen Grund, wegen Diefes. Referipts Mißtrauen gegen 
die Beamten zu fallen. Sie felbft hat das befte Mittel, zu 
verhüten, daß nicht einzelne Abgeordnete wanken; es befteht 
darin, den Geift der aufrichtigen Mittheilung, den Geift der 
gegenfeitigen Achtung unter den einzelnen Mitgliedern zu er- 
halten, So lange die Kammer felbft Diefen Geift des Frei 
muthes, der Gegenfeitigkeit, und dieſe compacte Stellung 
behauptet, fo lang wird nicht leicht ein einzelner Abgeord- 
neter wanken, und follte Dies auch je der Fall feyn, fo werden 
ihn gewiß feine Gollegen mit liebeuder Hand auf den rechten 
Meg zurückführen. So lang alfo nicht wirkliche Exfcheinungen 
für die Kammer Urſache zu Beforgniffen find, wird dieſer 
Gegenftand nicht vor Das Tribunal derſelben gehören, fondern 
lediglich Suche der Abgeordneten ſeyn, die ſolche Schreiben 
erhalten haben, zu erklären, daß fie nach wie vor feften und 
getroften Muthes bei ihren Pflichten als Abgeordnete ftehen 
bleiben werden. Ungern, ſehr ungern habe ich die Privat 
ſchreiben nennen hören, nicht wegen der Empfänger, denn ich 
"bin überzeugt, diefe Männer wiffen, was fie daven zu halten 
haben, und werden fich vielleicht auch nicht ſcheuen, dieſes 
öffentlich auszufprechen, worauf auch der Herr Brieffteller ſchon 
hingedeutet hat, indem er bemerkte, daß er die Deffentlichkeit 
€ zu feheuen brauche. Es ift mir leid um den Herrn Pro: 
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ponenten felbft. Noch mehr war ich überrafcht, aus dem Munde 
des Abg. v. Rotteck zu hören, er mwiderfege fich der freien 
Gedanfenmittheilung, von ihm gleichfam den Borfchlag zu 
vernehmen, neue Schlagbäune umd Riegel gegen Die freie 
Mittheilung der perfönlichen Anfichten.aufzurichten. Ich kann 
mir nicht denken, diefen Abgeordneten als Vorftand eines Gen, 
furcolegiums hier in der Kammer zu verehrten; es ift wohl 
hier blos augenblidliche Aufregung gemwefen, denn er weiß zu 
gut, welch großes Heiligtum die Privatcorrefpondenz ift, er 
weiß, daß darin unfer heiliges Eigenthum befteht, und fein 
Menfh in der Welt, den traurigen Fall ausgenommen, wo 
der peinliche Richter vom Nothrecht Gebrauch macht, Das Recht 
hat, darin einzugreifen. Ich fehe alfo auch hierin feinen Grund, 
die Sache an die Abtheilungen zu verweifen, fontern trage 
Darauf an, den Gegenftand auf fich beruhen zu laſſen. 
"Föhrenbad: Sch habe über den einen Gegenftand des 
Abg. Aſchbach, nämlich über die Frage der Urlaubsbewilli— 
gung nur Weniges noch zu bemerken, Ich glaube, daß wir 
über diefe Frage gegenwärtig füglich weggehen fönnen; die 
Regierung befindet: fih, mie der Redner vor mir nachge: 
tviefen bat, allerdings in der Lage und in der Stellung, das 
von unterrichtet zu werden, ob der Staatsdienft gehörig bes 
forgt, ob er in feinem regelmäßigen Gang erhalten fei oder 
nicht, und ſchon aus diefer Pflicht fließt das Recht, Dars 
nach zu fragen, ob ein Diener feinen Dienfspoften verlaffen 
werde oder nicht. Freilich fann wan bei der Anwendung, die 
dem Staatsdiener zu erkennen giebt, daß er, falls er zum 
Abgeordneten erwählt worden, um Urlaub zu bitten habe, 
das Recht der Regierung unterftellen, den Urlaub zu vers 
fagen; allein fie hat ihn feinem zum Abgeordneten gewählten 
Staatsdiener verfagt, fondern Alle, wie fie von den verfchier 
denen Bezirken gewählt find, haben ihn erhalten; es ift alfo 
fein Anlaß zur Erörterung jener Frage vorhanden. Sch komme 
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auf tie Reſcripte, die an die Staatsdiener erlaffen worden 
And, welche zu Abgeordneten gewählt wurden, Hier muß 
ich befennen, daß, könnte ich mich Davon überzeugen, Daß 
ſich die Sache fo verhalte, wie Der Abg. Aſchbach im feiner 
Motion vorgetragen hat, es fich nicht blos von Verwahrung 
unferer Rechte, fondern von etwas ganz Anderm handeln 
würde, was ich nicht nennen mag. Zur Ehre Der Regie 
rung aber, wenn es je eine Ehre ift, einen Vorwurf nicht 
zu verdienen, der wirklich fehr fehiver wäre, muß ich erfläs 
ren, daß ich in dem Kefeript dasjenige nicht gefunden habe, 
was der Abg. Afchbach darin findet! Man kann mit ber 
Form und mit dem Ton diefer Referipte nicht einverftanden 
ſeyn, allein jene verlegenden Zumuthungen oder Anmuthun— 
. gen an die Staatsdiener, Die der Abg. Aſchbach darin ge- 
fünden, habe ich nicht finden können, d. h. ich habe nicht 
gefunden, daß Die Negierung etwas gethan hat, was gegen 
unfere verfaffungmäßigen Verhältniffe anftieße oder gefährlich 
wäre. Der Abgeordnete Afchbach hat felbft ausführlich er- 
örtert, Daß der Eid Des Staatsdieners und der Eid der Ab— 
geordneten in einander fließen, daß die Pflicht, die der Ab— 
geordnete hat, in der Pflicht Des Staatsdieners enthalten 
feie. Damit bin ich vollfommen einverftanden, allein gerate 
in Folge diefer Wahrheit hat Die Motion des Abg. Afchbach 
allen Boden verloren, um fo mehr, Da Die Regierung Den 
Staatsdienern, die zu Abgeordneten gewählt find, mit aus» 
drücflihen Worten fagt: fie follen nicht vergeffen, daß Die 
Doppelte Pflicht als Staatsdiener und Abgeordnete ihnen gleich 
heilig ſeyn müſſe. Die Regierung befiehlt alfo, wie fie nicht an- 
ders kann, gleiche Heilighaltung des zwiefachen Eides; fie 
fordert von den Abgeordneten, die zugleich Staatsdiener 
find, Daß fie eben fo heilig ihre Pflichten als Staatsdiener, 
wie jene als Deputirte erfüllen ſollen. Was weiter aus dem 
Reſcript gefolgert werden koͤnnte, verſchwindet ſchon · in dieſer 
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einzigen Bemerfung. Würde ich in den Fall kommen, über 
mein Benehmen als Abgeorineter zur Rede geftellt zu werten, 
fo würde ich fagen, beide Pflichten find mir qleich heilig ger 
weſen, und ich habe keine Davon verlegt. Die Regierung for 
dert in Folge dieſes Vorderfaßes, Daß die Staatsdiener Die 
Mängel und Gebrechen der Verwaltung, die ihnen in ihrem 
Amt bekannt werden, nicht als Gegenftand Tes öffentlichen 
Tadels hinftellen ſollen, Ein pflichttreuer Beamter wird nie 
Mängel der Verwaltung blos dazu benützen, einen Scandal 
zu erregen, indem er’ die öffentliche Verwaltung als Gegen⸗ 
ftand des Zadels hinftellt. - Die Regierung erklärt aber in dem 
Refeript felbft, daß, wenn ich als Abgeordneter in die Lage 
komme, in der Kammer zur Vertheidigung meiner Anfichten 
auch Die Gebrechen der Verwaltung und ihre Mängel zu bes 
. zeichnen, mir diefes nicht verwehrt ſei; nur fol ich es auf 
eine anftändige und der Würde der Regierung angemeffene 
Meife thun. Sch ſoll nicht dieſe Gelegenheit Dazu bemüßen, 
eine der Regierung mwidrige Stimmung zu erzeugen: ich febe 
wahrlich nicht ein, was hierin Unrechtes Liegt. Sch werde 
dergleichen nie thun, und fein Abgeordneter wird es thun; 
wenn mich aber meine Pflicht Dazu auffordert, von Mängeln 
in der Verwaltung zu fprechen, fo werde ich es nicht unter: 
laſſen, und durch das fragliche Refeript daran nicht gehin— 
dert. feyn. Das Refeript fagt endlich am Schluß: man folle 
Durch fein Benehmen und feine Aeuferungen weder im In⸗, 
noch im Auslande das Anfehen und die Achtung der Regies 
zung preisgeben. Wenn ich alles zufammennehme, fo muß 
ich mit dem Heren Proponenten das Refeript für völlig über 
flüffig anfehen, indem das, was es enthält, ſich von ſelbſt 
verfteht. Ich würde vielleicht, wen ich in der Lage getvefen 
twäre, mich darüber zu erflären, mic) dahin erklärt haben, daß 
ich es für unnöthig halte. Ich hätte vieleicht nuch hinzuge— 
fügt, Daß ich es unter den gegenwärtigen Berhältniffen nicht 
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geeignet finde. So betrachte ich Das Refeript, Das erlaffen wurde, 
und bin in meinem Gewiſſen ganz beruhigt, daß es mich in 
der Erfüllung meiner Pflicht nie Hören wird und kann. Wenn 
die Regierung Das Reſcript damit fehließt, Daß derjenige Staats: 
Diener, der das Anfehen der Regierung offenbar verlege, der 
feinen Pflichten zumider handle, es fich felbft zufchreiben müffe, 
wenn üble Folgen daraus für ihn erwachfen, fo verfteht ſich 
dieß wieder von felbft. Wenn ich etivas thue, was dem Ans 
fehen und der Ehre der Regierung zuwider ift, fo kann fie 
mich zur Verantwortung ziehen, und ich muß mir gefallen 
laſſen, was mir nach Recht und Ordnung mwiderfährt, Sch 
vereinige mich in Folge diefer Betrachtungen mit dem Antrag 
des Abgeordneten Rettig, die Motion auf fih beruhen zu Laffen, 
- Duttlinger: Ich erkläre mich für die Verweiſung der 
Motion zur Vorberathung an die Abtheilungen nicht deßwegen, 
weil. ich Diejes Refcript, wovon die Rede ift, in den Kreis 
der proviforifchen Gefeßgebung gehörig erachte, indem ich in 
diefem Punkt die Anfihten des Abg. Aſchbach nicht theile, 
fondern aus zwei andern Gründen, Die ich mit wenigen Wor— 
ten andeuten will, indem ich zugleich bitte, ja nicht zu bes 
fürchten, Daß ich Die Geduld der Verfammlung auf eine lange : 
Probe ftellen werde. Die Gründe find erftens die, weil die 
Referipte, von denen die Rede ift, und von denen ich heute 
zum erftenmal Kenntniß erhalten habe, obgleich auch ich 
Staatsdiener bin, ziveierlei Deutungen empfänglich find, näms 
lich einer, wonach fie als ganz unfchuldig erfcheinen müffen, 
und einer andern Dagegen, wonach ich ihnen auch Das Prä— 
dicat beilegen mußte, Das der Herr Antragfteller ihnen bei« 
gelegt hat, nämlich als nicht nothwendig, als verfaffungs- 
widrig und als gefährlich. Die Herren Regierungsconmiffäre 
haben fich heute, über dieſes Refeript und deſſen Interpretas 
tion nicht erklärt, fondern vielmehr bemerkt, daß fie fich erſt 
fpäter Darüber erklären werden R und darum balte ich für 
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nothivendig, daß Die Motion an Die Abtheilungen vertviefen 
wird. Ich habe erſt heute Kenntniß von dieſen Reſcripten er⸗ 
halten, weil, wie ich aus der allerſicherſten Quelle, nämlich 
son Heren Staatsrat Winter erfahren habe, tvegen eines 
Kanzleiverſehens feine Ausfertigung am mich ergangen fei. 
Sch babe heute, da dieſes Refeript verlefen wurde, zu bes 
merken. geglaubt, Taf daffelbe eigentlich feinen Urfprung nicht 
dem Sahre 1833, ſondern dem Sahre 1825 verdanke. 

Sch weiß nicht, ob ich mich irre, glaube es aber nicht, 
den ich erinnere mich, daß im Jahr 1825 an Diejenigen Ab- 
geordneten; die zur Klaſſe der Staatsdiener gehört haben, auch 
Referipte erlaffen worden find, befonders an den verehrten 
Sprecher, den die Kammer vor mir gehört bat, fo wie auch 
an mich und ohne Zweifel alle übrigen Männer, die Damals 
Mitglieder der Kammer waren. Einige davon haben dieſes 
Refeript auf eine Weife ausgelegt, wovon ihr ganzes Thun 
und Laffen auf dem Landtage Zeuge gewefen, hauptſächlich 
aber. der 12. März 1825, wo gerade drei Staatsbeamte al 
lein es waren, Die fih dem der Verfaffung an jenem Zage 
beigebrachten Todesſtoße widerfegt haben, und zwar in eindr 
Weiſe, daß Sie eben Diefen drei Mitgliedern im Jahr 1831 
die größte Auszeichnung zugewendet- haben, die ihnen werden 
konnte, indem Sie ihnen im Namen des Landes den Danf für jene 
fefte Haltung votirt haben, Ich feße voraus, Daß alle Mitglieder 
som Staatsdienerſtand, die ich heute hier. verehre, dieſem Re⸗ 
ſeript eine: folche Auslegung geben werden, Aber aus) in Diefer 
Borausfegung muß ich Doch Das Reſcript ein für. allemal we: 
nigftens (daß ich, den mildeften Ausdrud brauche) für fehr 
unangemeflen erklären, denn in diefem all ift es nicht noths 
wendig getwefen, wenn Die gute Auslegung angewendet wird, 
nämlich Diefe, wonach den Mitgliedern nicht zugemuthet wer⸗ 
ven ſoll, von irgend einem Rechte feinen Gebrauch zu machen 
oder ihre Pflicht nicht zu erfüllen. Der zweite Grund, aus 
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dem ich die Verweifung an die Abtheilungen wünſche, Liegt 
darin, daß der Herr Antragfteller eine fehr wichtige Frage mit 
zur Sprache gebracht hat, nämlich die Urlaubsertheilung, alfo 
die Frage von einem Negierungsrecht, das ich, fo oft der Ur⸗ 
laub verweigert wurde, nicht für einen Brauch, fondern für 
einen Mißbrauch angefehen habe, Es ift in unſerm Lande nur 
ein einzigesmal von dem Rechte, Urlaub zu ertheilen, ver 
Gebrauch gemacht worden, Daß er verweigert worden ift, und 
ich felbft habe zu denjenigen gehört, Denen der Urlaub veriveis 
gert wurde, mit noch zivei andern Mitgliedern der Kammer, 
von denen eines dem badifchen Lande Durch den Tod entriffen 
worden ift, nämlich der Freiherr dv. Liebenftein. Wir, die 


uns diefes Schickſal traf, waren damals nicht die Einzigen, 


die diefen Fall für einen fchreienden Mißbrauch gehalten haben, 
fondern die ganze Verſammlung und der damalige Berichts 
erftatter haben den Gebrauch für einen fehreienden Mißbrauch 
erklärt. Was nun Die Frage betrifft, ob die Regierung das Recht 
babe, Urlaub zu geben, oder zu veriveigern, fo erkläre ich, Daß 
ich nicht wagen würde, diefe Frage unbedingt zu verneinen. Wenn 
ein Staatsbeamter in Die Kammer gewählt ift, fo befindet er 
fich in einer Eolliffion von Pflichten, nämlich der Pflicht, Ten 
Landtag zu befucheu, und der Pflicht, fein Staatsamt zu ver 
walten. Leber diefe Colliſfion muß entfchieden werden , Denn es 


iſt möglich), daß die Pflichten des Staatsbeamten durchaus den 


Vorzug haben müffen. Denke man fih, Daß der ausgezeichnetſte 
General in der Armee zum Abgeordneten gewählt werde, und 
denke man fich weiter, daß dies in Kriegszeiten gefchehen ift, 
100 er gerade an der Spige des Heeres ſteht. Man wird feinen 
Augenblic zweifeln, Daß die Regierung oder die Regierung in 
Gemeinfchaft mit der Kammer das Recht haben muß, dieſem 
General den Urlaub für den Landtag zu verweigern. Aus diefen 
wenigen Gründen ftimme ich für die Verweifung der Motion 
zur Vorberathung an Die Ahtheilumgen, und fehließe mich, mas 
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die Briefe betrifft, dem Abgeordneten Rettig von Gonflanz 
an. 

v. Rotteck: Ich erlaube mir nur einige Worte gegen den 
Abg. Nettig, dem der Abg. Duttlinger fich angefchloffen 
hat, Der Abg. Rettig hat fich verwundert, Daß ich Die Frei⸗ 
heit der Gedanfenmittheilung bezweifle oder beftreite. 

Mit Nichten! ich babe nicht gegen Die Freiheit der Ges 
dantenmittbeilung, fondern gegen Die mitgetheilten Gedanken 
ſelbſt mich erklärt, md, wenn Die Freiheit der Gedanfenmits 
theilung befteht, fo muß doch Die Beurtheilung. der von Yus 
dern mitgetheilten Yeußerungen gleichfalls Statt finden. Ich 
verlange für mich allerdings die Freiheit der Aeußerung meiner 
Gedanken, gemwähre übrigens auch dem Abg. Duttlinger 
und Rettig Die Freiheit, meine Gedanfen zu beurtheilen. 

Bader: Sch flimme für Die Berathung des Antrags im 
den Abtheilungen und will nur nochein einziges Moment ans 
führen, aus dem ich den Antrag unterftüße und mich aller 
Discuffion über den Inhalt und die Auslegung dieſer Erlaffe 
enthalte, Da Diefes meiner Anficht nach zu der Erörterung 
der Hauptfache gehört. Die Redefreiheit in der Kammer ift 
eine der tvichtigften Garantieen, die ung bis dahin für Ers 
haltung der verfafjungsmäßigen Freiheit geblieben if. Die 
Frage alfo, ob durch einen. Akt der Regierung die Freiheit 
der Rede beeinträchtigt swurde- oder werden wollte, ift von 
folcher Wichtigkeit, Daß die Kammer ihre Berathung night. 
wohl von der Hand weifen kann. 

Poſſelt: Sch bin bürgerliches Mitglied diefer Kammer, 
und gehöre nicht Den Verhältniffen eines Staatsdieners an, 
habe auch Feines von den Schreiben erhalten, worüber ich 
mich gefreut habe, weil ich Darin den Beweis finden mußte, 
daß der Brieffteller mir Selbftftändigkeit, RER 
und Klugheit genug zutraute. 

Biele Stimmen: den Andern au. . 


148 Verhandlungen der IE. Kammer. 


Doffelt: Ich habe mich auch noch darüber, gefreut, daß 
ich mich mit Unbefangenheit über den Inhalt des Schreibens 
ſelbſt ausfprechen konnte. 

Präfident: Die gefallene Aeußerung wird Erklärungen 
nach ſich ziehen, und ich bitte daher den Abgeordneten Po ſ⸗ 
ſelt, ſeine Bemerkung genügend zu berichtigen, um Miß⸗ 
verftändniffe zu beſeitigen und feinen Schatten auf Andere zu 
werfen. 

Müller: Ich will nur erklären, daß ich mir meine Aeu⸗ 
ßerungen für die Discuſſion vorbehalte. 

Poſſelt: Ich habe mich erhoben gehabt, um den Antrag 
des Abg. Fecht zu unterflügen, der aber durch die Regierung 
von der Hand geiviefen wurde, nämlich diefes Refcript zurück 
zu nehmen, indem wir dadurch ohrie weitere Folgen über die 
Sache weggefommen wären. Der Gegenftand ift aber fo wichtig, 
daß ich feinen Anftand nehme, für die Verweiſung derfekben in 
die Abtheilungen zur reiflichen Berathung zu ftimmen, 

Mohr: Ich bedaure, in dem verlefenen Refceript eine Gleich⸗ 
heit mit dem Fall finden zu müffen, worin der Verfaſſer def- 
felben eine unerlaubte oder ungefegliche Verfügung dadurch aufs 
recht zu erhalten fucht, Daß er die Interefjenten mit dem Ver⸗ 
Luft eines Dadurch) zugewendeten Vortheild bedroht, 

Sch erkenne in dieſem Reſcript einen Mißbrauch der ander⸗ 
trauten Ehre des Volks, fo wie einen Mißbrauch gegen untergeord⸗ 
nete Staatsbeamte und die verfaſſungsmäßigen Pflichten ders 
felben. Ich glaube aber nicht, jegt ſchon darin eine Hinneigung 
zu der verpönten Abſicht, etiva einen Kaftenverein gegen die 
übrigen Staatsbürger durch die ausgefprochene Drohung finden 
zu dürfen. Indeſſen ift die Sache wichtig genug, um mich dem 
Anteag des Abg. Afch bach auf Verweifung an die Abtheilun- 
gen anzufchließen. 

Regenauer: Ichkann die fo eben begründete Motion. nicht 
unterftügen, ſondern fehließe mic, vielmehr denjenigen ar, Vie 
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den Antrag geftellt haben, darüber wegzugehen, und erlaube 
mir, diefen Antrag nur durch wenige Bemerkungen zu begründen. 
Was zunächit das Verlangen der Regierung betrifft, daß Staats: 
diener, die das Vertrauen des Volks in diefen Saal rief, um lir- 
laub einkommen, fo feheint mir diefe Forderung in der Natur 
der Dienftverhäftniffe gegründet zu ſeyn, und ich glaube faum, 
daß wichtige Einwendungen Dagegen werden gemacht werden 
können. Ich. wenigftens anerfenne der Regierung das Necht, 
darauf zu beftehen, daß Urlaub nachgefucht werde, und anerfenne 
ihr unter Umſtänden das zweite Recht, det Urlaub zu verweigern. 
Wenn ich dieſes thue, fo glaube ich zwar nicht, daß fie den 
Urlaub verweigern kann, aus Gründen, die vonder Wirkſamkeit des 
Staatsdieners inder Kammer hergenommen find, jweifle aber auch 
nicht; daß da, wo entfchleden dringende Dienftverhältniffedie Wer: 
weigerung des Urlaubs ancathen, es nicht blos ein Recht, fondern 
eine pflicht der. Regierung fei, ihn zu verweigern. Was das Refeript 
betrifft, von dem Durch den Herrn Antragfteller die Rede geworden 
ift, fo muß ich fagen, daß diefes Reſcript meiner Anficht nach feine 
weitere Erwartung ausfpricht, als eben jene, Die Pflicht umd 
Schieflichkeitsgefühl an: jeden Abgeordneten machen. Ich feße 
voraus und darfivoräusfegen, Daß jeder Abgeordnete dieſe Grenz⸗ 
Linie nicht überfchreiten werde, und glaube daher auch, daß der 
Schlußſatz im Refeript unnöthig war, fehe aber doch nicht ein, 
wie dieſes Reſeript einen Abgeordneten beftimmen könnte, von 
feinen Pflicht abzuweichen Sch” für meine Perfon "glaubte die 
Kammer zii beleidigen, wenn ich nur annehmen könnte, daß 
irgendein "Mitglied ſo ſchwach an Charakter wäre, um fich 
in völliger Mißdeutung der klar ausgefprochenen Abfichten der 
Regierung von der m are ph zu laſſen, die der * und 
ſein Gewiſſen ihm vorzeichnen. 
Wenn der Herr Antragſteller bei dieſer — einer 
Ortung son oumphibien erwähnt" hät;fo Habe ich dieſe meue 
fo wenig tn der Naturgefchichte, = wrote eher 
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der legten Sigungen erwähnte Theorie von den Mitteldingen 
in der Verfaſſung vorgezeichnet gefunden. 

Wenn er Freilich diejenigen Männer zu Amphibien rechnet, 
die bald dort, bald hier zur Yörderung des Guten mitwirken, 
fo rechne ich mir zut Ehre, zu dieſer Klaſſe von Amphibien zu 
gehören, und wenn ich hundertfache Kräfte hätte und in hun⸗ 
dert Geſtalten zur Förderung des Guten Dazu mitwirken koͤnnte, ſo 
würde ich mir zur hundertfachen Ehre sechuen, in hundert 
Geftalten mitzuwirken. Was die Schreiben betrifft, die der Chef 
des Minifteriums des Innern an verfchledene Abgeordnete er⸗ 
laſſen hat, fo danke ich Tem badiſchen Volksblatt , Daß es biefe 
Schreiben zur öffentlichen Kenntniß brachte. Meiner Anſicht nach 
iſt es ein höchft ehrenvoller Beweis von den ädht conſtitutionellen 
Geſinnungen ber Regierung, Die man nicht immer da findet, wo 
man es fi zur Angelegenheit macht, jeden Schritt der Regies 
rung bitter zu tadeln, Ich wiederhole alfo meine Bemerkung, daß 
ich gegen die Verweifung art Die Abtheilungen ſtimme. 

Mettig v. Schopfheim: Ich ſtimme gegen die Verwei⸗ 
fung an die Abtheilungen, weil ich nach Dem bisherigen Lauf 
der Verhandlung, die einer Discuffion über Diefen Gegenſtaud 
aͤhnlich ſieht, die Sache für erſchopft Halte, beſonders da fich 
bereits auch Stimmen der Mißbilligung haben hören laſſen, 
die wohl Feiner weitern Erörterung bedürfen. Um aber nicht 
mißverſtanden zu werden, da auch ich ein folches Refeript erhalten 

‚habe, muß ich Bemesken, daß ich mich ebenfalls mißbilligend 
darüber audfpreche, aus Dem einfachen Grunde, weil ich glaube, 
daß durch folche Referipte nicht allein gleich vor Anfang; fehr 
nachtheilig auf die Wahlen eingewirkt wird , ſondern auch 
gegen einen fölchen, zum Abgeordneten gewaͤhlten Staats⸗ 
Diener ein geiviffes Mißtrauen fich einfchleicht, das nur nach⸗ 
theilig wirken kann. Auf Die Wahlen wird nachtheifig einge: 
"wirt, weil Keiner den Gedanken wird aufgeben können, Daß 


ein folches Hinweiſen auf die Dienſtſtellung Des Staatsdie- 
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ners ihn gleichfam beſtechen oder gewimen fell, für jew An- 
fichten, Die von der Regierung ausgehen. Ein Mißtrauen muß 
aber nothwendig erzeugt werden, wem man bedenkt, daß bei 
ven eigenen Eommittenten der Gedanke leicht auftommen kann, 
ein folcher Abgeoroneter habe in Fällen, wo feine ausgeſoro⸗ 
chene Ueberzeugung nicht mit jener feiner Gommittenten über: 
einftimatt , was häufig der Fall ift und Leicht gefcheben fan, 
nicht nach feiner eigenen Ueberzeugung, fondern in Folge der 
von Der Regierung ausgefprochenen Anſicht gebantelt. Darum 
glaube ich auch, daß folche Referipte nicht jenen Eindruck 
machten, den fie machen ſollten. Da: inteilen ter Gegenſtand 
durch Das, was bisher vorkam, mir erſchöpft fcheint, ſo ſtimme 
ich gegen die Verweiſung deſſelben an die Abtheilungen. 
Aſchbach: Sch: muß nur über das Mißverſtändniß, Das 
meinem Antrag zu Grund liegt, noch einige wenige Bemer— 
kungen machen, indem ich es für einen wahren Mißbrauch 
hielte, über das Andere noch ein Wort zu erwiedern, Da Ach 
glaube, Daß alles Uebrige einer nähern Discuſſſon vorbehalten 
werden muß. Selbſt dann, wenn der Gegenftand nicht im die 
Abtheiluhgen verwiefen und die Kammer beichließen würde, 
gleich" jetzt Darüber) zu entfcheiden,, fo müßte von Neuem die 
Discuſſion darüber eröffnen werden, Der Abg. Föhrenbad 
hat mir beweiſen wollen, daß mein Antrag in ſich ſelbſt zu⸗ 
ſammenſtürze daß ich das Mittel ſelbſt dazu gegeben hätte, 
indem von mir auseinander geſetzt worden, es liege keine 
Rethwendigkeit zu dieſem Reſeript vor. Nach meiner Anficht 
iſt dieß allerdings der. Fall, allein ich habe gezeigt, daß 
über die Worte des Dienereids hinaus die Regierung in: die: 
ſem Reſcript behauptet habe, es ſei eine beſondere Eidespflicht 
der Staatsdiener, ſich ſo zu betragen, Daß durch ihre Aeu— 
herungen das Anſehen und die Würde der Regierung nicht 
gefaͤhrdet werde, daß ſie im: keine unangenehme Verwicklun⸗ 
gen gerathe. Dieſen Satz habe ich entſchieden widerſprochen, 
10. 
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und’ ſchon daraus: folgt, Daß ver. Abg. Föhren bach ſich im 
Irrthum befunden: hat, Abgefehen aber auch. Davon, fo giltes 
hier, Der Sache gewiß zu werten, da die Regierung noch keine 
Erklärung gegeben hat, Ob fie auch nicht für nothwendig 
gehalten. hat, ein ſolches Reſeript zu erlaflen, Darüber gilt. 
es, eine Antwort zu haben. Wir werden. aber doc) ‚nicht von 
der Regierung vorausfeßen, Daß fie etwas ganz Ueberflüſſiges 
hinaus giebt, wozu noch kommt, Taß eine  Andeutung ges 
ſchehen ift, Die nichts Anderes ift, als eine Drohung mit un- 
angenehmen Fölgen. Wo eine. folhe Drohung ift, ift auch, 
Einſchüchterung moͤglich, und dieſe müſſen wir um allen Preis 
vermeiden. 

Dieſes Wenige mag dazu dienen, den Abg. Fohrenbach 
zu widerlegen. 
| Meine. zweite Bemerkung betrifft den Abg. Duttling er, 
daß er nämlich deßwegen nicht auf die Berathung meines, 
Antrags eingehen möchte, weil er nicht, wie ich, Das Re 
feript als proviforifches Gefeß anfieht. Dieß ift aber nur Die. 
Folge. eines Mißverftändnifles, Denn der Abg. Duttlinger 
mag überhört haben, daß ich gefagt habe, Die Sache ftehe hier: 
auf einem Standpunkt. von einem proviſoriſchen Gefeg. Wenn, 
nämlich ein proviſoriſches Geſetz dadurch, Daß eine Einfprache, 
gejchieht, ſchon feine Wirkfamfeit verliert, : fo muß es auch, 
bei dieſem Refeript der Fall ſeyn. Sch habe dieſes Refcript 
für fein propiforifches Gefeß erklärt: und werde es auch.nicht, 
dafür. erflären, behaupte aber, * die Analogie dieſes Satzes 
hier anwendbar iſt. 

Endlich habe ich noch auf eine perfönliche Bemerkung des. 
Abg. Regenauer etwas zu eriviedern: es hat mir leid ger 
than, Daß er, Durch. ein: Bild aus derNaturgefchichte, aus der 
Klafie der unfhuldigen Amphibien, ſich verlegt fühlt. Es iſt 
meine Weiſe nicht, abfichtlich. zu. verlegen , aber Jedem ge= 
ſchieht es, Daß er, ohne Daran zu denken, in die Bruf eines 


XHI. Sitzung bom 17, Juni 1833. 149 


Andern flicht, der Dann die Sache aus feiner eigenen Stel: 
fung als Mißverſtänduiß anſieht. 
Regenauer: Ich habe nicht gewußt, daß der Herr Ab: 
geordnete geftochen bat, 
Aſchbach: Ich habe nicht gefagt, daß die Regierungs: 
commiſſäre Amphibien ſeien, ſondern erkläre vielmehr, daß 
diejenigen, die von der Regierung dazu aufgeſtellt, kein zwei— 
deutiges Weſen ſeien, denn fie find angewieſen, einer gewiſſen 
Inſtruction nachzugehen, und die Kammer weiß, woran ſie 
iſt; aber wenn den Staatsdienern zugemuthet wird, dieſes 
zu thun, ohne daß die Regierung es öffentlich erklärt hat, 
wenn Dieſer oder Jener blos ins Geheim dazu erklärt iſt, 
fo haben wir fo viele Regierungscommiffäre als Abgeordnete 
in der Kammer, und Derjenige kann fich nicht verlegt fühlen, 
den die Regierung die Ehre erzeigt, einen einzelnen Gegen— 
ftand in ihrem Intereſſe zu verfechten. Wenn fich alfo auch 
der Abg. Regenauer nicht geftochen gefühlt hat, fo wird 
er fich auch nicht verlegt fühlen Dürfen, Ich vereinige mich mit 
Denjenigen, die den Gegenftand für fo wichtig betrachtet haben, 
um ihn in die Abtheilungen zurreiflichen und ernften Berathung 
zu weifen, fogar im Antereffe der Regierung, die noch nicht 
Darüber gehört worden ift. Wir haben von der Regierung gehört, 
fie werde ihre Erklärung geben, und ich würde folglich feldft 
gegen dasjenige, was ich heilig verehre, und nach meiner Rich: 
terftellung gewohnt bin, zu thun, verftofien, wenn ich ohne 
diefe Erflärung ein Urtheil geben ſollte. Nichts würde mich mehr 
freuen, als wenn ich anerfennen könnte, daß ſich die Re— 
gierung immer auf dem Wege der Verfaffung bewege , und 
alle ihre Maßregeln einen geſetzlichen Grund haben. Wenn 
dann durch dieſe Erklärung die Kammer und das Volk beru— 
higt wird, dann bin ich zufrieden. Ich hätte auch gewünſcht, 
daß die Regierung im Stande geweſen wäre, dem Wunſch dee 
Abg. Fecht, ob er gleich nicht ganz angemeſſen ſchien, zu ent⸗ 
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fprechen; ea iſt aber nicht gefchehen, fondern ber Herr Yinanz- 
minifter hat vielmehr erklärt, die Regierung werde diefes Ne: 
feript handhaben, fomit alfo auch den Schluß, worin von den 
unangenehmen Folgen die Rede iſt; und num mache ich Ihnen 
zus heiligen Pflicht, die Rechte des Volks zu wahren und Die: 
jenige Klaffe zu fchirmen, die ſich bie jeßt als Abgeordnete 
unter Ihnen befand. 

Söhrenbach: Der Abg. Afchbach hat bemerkt, ich hätte 
irrig aufgefaßt, indem ich bemerkte, daß einem jeden Wb- 
geordneten auch das Anfehen, die Ehre und Die Würde der 
Regierung Heilig ſeyn müſſe; ih glaube mich hierin nicht ges 
iert zu haben. 

Der Abg. Afchbach hat die Tendenz des Regierungsrefcripts 
befonders herausgehoben und geglaubt, daß folche gefährlich fei. 
Sch will nicht widerfprechen, daß man dergleichen Daraus fol⸗ 
gern könnte, allein ich halte mich immer an die Sache, und bin 
kein Freund von Tendenzprozeſſen. 

Magg: Blos eine Aeußerung des Abg. Poffekt hat mich 
veranlaßt, das Wort zu nehmen, um fur; zu exflären, wobei 
gewiß alle Diejenigen beruhigt find, die mit mie Briefe von 
dem Herrn Minifterialchef erhalten haben, daß ich nicht glaube, 
daß die Regierung ung nicht auch fo viel Selbftftändigfeit zugetraus 
bat, als dem Abg. Poffelt. Auch wir Bürgerliche dürfen eben 
fo fehr an der Ehre Theil nehmen, im Jahre 1831 umfere 
Seldftftändigfeit an den Tag gelegt zu haben, wie alle übri⸗ 
gen Mitglieder jener Kammer (mehrere Stimmen: allerdings!) 
In der Hanptfache fchließe ich mich an diejenigen an, die glau⸗ 
ben, daß diefer Gegenftand jegt hinreichend erfchöpft ſeyn Dürfte, 
befonders wenn in einer künftigen Sigung eine Erklärung der 
Regierung erfolgen wird, wovon der Herr Finanzminifter ges 
fprochen hat. 

Finanzminifter v. Böckh: Sie werden mir glauben, daß 
ein hoher Grad von Zurückhaltung dazu gehört, auf fe viele 
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Vorwürfe, Die. uns gemacht wurden, nicht zu amtworten, uud 
zwar auf fo.viele Vorwürfe, die wir für ganz ungegründet hal⸗ 
ten. Wir haben es vermieden, ums auch nicht den Schein zu 
haben ‚als wollten wir der reiflichen Berathung dieſes Gegeu⸗ 
ftandes entgegen treten. Wir wollen in feiner Weife zu verhin⸗ 
dern. fuchen , daß die Sache in die Abtheilungen gehe, und 
Sommitfionsbericht darüber erflattet werde, Noch aus einer 
weiten Rückficht wollen wir uns nicht in die Discuffion ein⸗ 
laſſen, weil wir gfauben, es ſei nicht augemeflen, bei der Bor- 
frage, ob Die Sache in Berathung zu ziehen fei oder wicht, auf 
die Sache felbft näher einzugehen. 

Staatsrath Winter: Es würde von ung, die wir verpflich- 
tet. find, beſonders die Gefchäftserdnung aufrecht zu erhalten, 
felbf gefehlt geweſen feyn, wenn wir der Discuffion vorgegriffen 
haätten, die erſt noch ‚entfichen fol. Wir hätten dadurch ein 
Beifpiel ‚gegeben, das wir ‚nicht nachgeahnt wünfchen, und 
hieraus alfein müſſen Sie es erklären, daß wir auf alle Aeu— 
Berungen nicht geantwortet haben, Es find indeffen Doch einige 
Bemerkungen gefallen, die mich perſönlich treffen, und auf Diefe 
muß ich wenige Worte ertviedern. Es iſt vollfommen richtig, 
daß ich im Jahr 1849 hinſichtlich eines Punkts in der Oppo— 
fition geweſen bin, und Damals bemerkt habe, daß die Regie— 
‚zung durchaus irre geleitet jei. Ich habe früher und fpäter das 
Möglichite, gethan, um fie auf den vechten Weg zurüc zu brin- 
gen, und. mich dann noch auf eine Weife, Die mir binfichtlich 
‚der Form von: feiner Seite einen Vorwurf zugezogen hat, im 
die Oppoſition geſtellt, und. zwar im Intereſſe der Regierung, 
das übrigens. bei mir ftets Das Interefle des Volkes iſt. 

+ Sch, habe zum Voraus vermutben Fönnen, Daß man mir 
Dies; übel deuten werde, und es find auch Schritte gegen mich 
gefchehen.. Ich hätte aber nicht das Mindefte dagegen einzu— 
„wenden gehabt, wenn die Regierung von jedem ihrer Rechte 
gegen mich Gebrauch gemasht hätte, Ich hätte alles, wo 
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fegung und Penfionirung mit der größten Refignation ertragen, 
indem ich geglaubt hätte, Die Regierung thue nichts, als was 
in ihrem Berüf liege. Die Zeiten haben ſich indeffen - geändert, 
und Die Meinungen der Regierung auch, welch letztere vielleicht 
mir fpäter gedankt hat, Daß ich fo gehandelt habe. Dies bat 
aber darauf feinen Einfluß. Ich würde die Regierung nicht 
angefeindet, fondern geglaubt haben, es Fünne gegen Jemand, 
der in der offenbaren Oppofition, befonders in einer Frage, wie 
die damalige war, Alles vorgefehrt werden, fo Daß ich alfe 
Diefes ruhig ertragen, und mir gefagt ‚hätte, Die Regierung 
babe Recht. 
Der Abg. Duttlinger hat gefagt, das Nefeript fei ihm 
nicht zugefommen, wornach er hätte um Urlaub einfommen 
follen, ihm perfönlich allerdings nicht, aber der ihm zunächft 
vorgefeßten Stelle, und ob ihn dieſe Verfügung nicht: mehr 
erreicht hat, weiß ich nicht. Es Liegt alfo blos in einem Ver— 
fehen von mir, daß ich nicht beachtete, ob alle Urlaubsge— 
fuche eintamen. Da fie übrigens von allen Seiten einge= 
kommen find, fo glaubte ich, es fei auch Das Gefuch des Abg. 
Duttlinger eingekommen. 

Kröll: Ich bin überzeugt, daß die Regierung durch dieſe 
Mafregel die Staatsdiener in der Kammer: nicht einfchüchteen 
wollte, aber jedenfalls finde ich Diefen Schritt höchft bedauer⸗ 
lid. Da ich gegen die Verweiſung an die Abtheilungen ftimme, 
fo erlaube ich mir noch wenige Bemerkungen. Die Regierung 
konnte Feine Veranlaffung nehmen, von dem Landtage von 1831 
diefes Refcript an die Staatsdiener zu erlaffen, denn es if 
wahr, was der Abg. v. Rottec von dem Sandtage von 1831 
gefagt hat: es gibt Feine loyalere Kammer, als die badiſche 
Volkskammer von 1831. Die badiſchen Staatsdiener, Die jegt 
in Diefer Kammer fißen, werden auf dem Landtag von 1838 
mit eben der männlichen Unerſchrockenheit und Freimüthigteit 
die Rechte des Volks wahren, wie auf dem Landtage von 1831, 
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treu unferem theueren Fürſten, aber unerfchütterlich wandelnd, 
auf dem feften Boden unferer, freifinnigen Verfaſſung. Ich 
finde übrigens feinen Unterfchied zwifchen dem Dienfteid und 
dem Verfaſſungseid; ja wenn ich einen fände, fo würde der 
Verfaſſungseid höher ſtehen, denn der conftitutionelle Staats⸗ 
diener iſt gewiß gewiſſenhaft in ſeinem Amt. Der Staatsdiener 
in conſtitutionellen Staaten iſt in andern Verhältniſſen, als 
der in der abſoluten Monarchie. Dort iſt er dem unbeſchränkten 
Willen des Fürſten hingegeben, bier hat ex mit dem conſti⸗ 
tutionellen Fürſten und; der conſtitutionellen Regierung zu 
wachen, daß. die Verfaffung nicht verlegt werde, Jedenfalls 
‚wird die Regierung am fehnellften und glänzendften ihre Geg- 
ner fehlagen, wenn fie die Motion, die ein Mitglied auf dem 
Landtag. von 1831 über den Verfaffungseid ſtellte, als Ge— 
ſetzesentwurf uns vorlegte ; fie würde dadurch nicht allein den 
Beifall aller Gutgeſinnten erhalten, fondern fich in der Liebe 
und in dem Vertrauen. des Volks befeftigen. | 

u Merfin Die ‚Regierungscommiffion hat bemerkt, fie hätte 
deßwegen ihre Erklärung nicht abgegeben, um nicht Die Vers 
weifung der Motion an Die Abtheilungen zu verhindern. Es 
iſt aber darauf sangetragen, dieſe Motion micht zu berathen, 
fondern es bei der Erklärung zu laffen, Die in dem Antrag 
des Abg. Aſchbach liegt. Diefer Antrag ift auch vielfach unter: 
fügt worden, und daher fehr zweifelhaft, ob die Motion in 
die Abtheilungen gehen werde. Alsdanı würde aber die Er- 
Härung Der Regierungscommillion nicht mehr zur rechten Zeit 
fommen. Sodann dürfte aber auch diefelbe hei dem einen oder 
dem andern Mitglied Einfluß auf deffen Abſtimmung ausüben, 
wie ich denn ſelbſt noch zweifelhaft bin, weil es ſich blos um 
Grundfäge, blos um die Aufftellung eines. flaatsrechtlichen 
Verhältniffes handelt, in welchem der Abgeordnete, Der zu— 
gleich Beamter ift, in diefe Kammer kommen fol, kurz von 
einer ‚bloßen Erklärung, und feinem pofitiven Antrag über 
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etwas, was erſt regulirt werden ſoll. Sodann muß ich noch 
die Kammer hinſichtlich des Antrags auf Verweiſung an die 
Abtheilungen auf etwas aufmerkſam machen. Wenn die Motion 
diefen Weg geht, fo wird fie auch am die erſte Kammer ges 
fangen müffen (Nein! Nein!) Ich glaube auch, Daß es nicht 
nothwendig if, und habe blos darum der Sache erwähnt, 
damit, wenn Diefer Gegenftand in die Abtheilungen verwieſen 
wird, die betreffende Commiſſion fich zugleich über Diefes Ver 
hältniß vorbereite, und die Gründe darftelle, warum nicht 
dieſe Motion Den Weg in Die erſte Kammer zu. nehmen habe, 
indem fle nur einen Gegenfand betrifft, der diefe Sammer 
allein angeht. - | 
© Tſcheppe; Ich fehe das Regierungsrefeript wie Die be- 
kannten Bundesbefchlüffe an. Beide könnten nur dann gefähr- 
lich werden, wenn die Abgeordneten ihre Stellung mißlennen, 
‚und eg ihnen an Muth fehlte. Da ich nun vorausfege, daß 
diefes nicht der Fall tft, fo ſtimme ich für Die Tagesordnung, 
Finanzminifter v. Boͤckh: Wenn der Antrag auf die Za- 
geserdnung gemacht wird, fo könnte von einer Erflärung der 
Regierung allerdings vorher die Sprache ſeyn. Ich will fie 
kurz geben. Die Regierung glaubt nicht nur das Recht, fondern 
die Pflicht zu haben, Urlaub zu geben, und Urlaub zu ber⸗ 
weigern. Sie hat das Recht, Urlaub zu verweigern, weil fie 
zutvellen die Pflicht hat. Es Liegt in der Natur der Sache, 
daß die Regierung, welche die Verbindlichkeit hat, für den 
Staatsdienft zu forgen, nicht jedem-Diener freiftellen kam, 
feinen Poften nach Gefallen zu verlaffen. Sie hat von.ihm ein 
Begehren hierüber zu erivarten, und zu entfcheiden, ob Pie 
Berhältniffe es gefkatten, ihm Urlaub zu geben. Kein Falk, 
er mag feyn, welcher er will, berechtigt den Diener, ohne 
Stlaubniß der ihm vorgefegen Behörde feine Stelle zu vers 
laſſen, auch nicht feine Wahl zum Abgeordneten. Die Regie- 
zung „ fage ich, bat Tas Necht, weil fie Die Pflicht bat. Es 
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fönnte der Fall eintreten, daß z. B. das game Oberhefgericht 
in die Kammer gewählt würde. Wer miöchte wohl glauben, 
daß es Die Pflicht der Regierung erlaube, Das Oberhofgericht 
aller feiner Räthe berauben zu laffen, und interimiftifch mit 
Practicanten zu befegen. Die Profefforen einer Univerfität fönn; 
ten fämmtlich zu Abgeordneten gewählt werden; mer wird 
wohl glauben, daß es die Pflicht der Regierung geftattet, allen 
diefen Männern Urlaub zu geben, und die Lniverfität zu 
fehließen, damit den Unterricht von vielen Hundert Sünglingen 
zu unterbrechen, oder ihre Aeltern in die Lage zu ſetzen, fie auf 
andere Aniverfitäten fehicken zu müſſen ? Der Abg. Duttlin- 
ger hat eines andern Falles erwähnt. Ich will einer weitern 
angeben. Es fünnte ein Diplomat in die Kammer gewählt wer: 
den, gerade zu einer Zeit, wo die Regierung feiner Dienfte zu 
einer auswärtigen Verhandlung wefentlich bevürfte. Sch glaube, 
fie würde ihrer Pflicht nicht genügen, wenn fie ihm nicht bes 
fehlen würde, den Auftrag, den fie ihm gibt, ohne Weiteres 
zu vollziehen. Dies find die Gründe, warum die Regierung 
fordert, daß die Diener Urlaub begehren. Die Regierung hat 
aber nicht nur die Pflicht, Urlaub zu verweigern, fondern auch) 
die Pflicht, Urlaub zu geben. Sie hat die moralifche Verbindlich: 
keit, keinem Staatsdiener, der zum Abgeordneten gewählt wurde, 
den Urlaub zu verfagen, wenn nicht ein dringendes Intereffe 
des Dienftes, alſo des Landes felbft, eine folche Verweigerung 
motiviert. Die Verfaffung fagt, die Staatsdiener fönnen gewählt 
werden. Dies folk Fein leeres Wort fen, und die Regierung 
würde fehr unrecht handeln,wenn fie in einzelnen Fällen aus blos 
perfönlichen Rüchfichten irgend einem Diener die Annahme der 
Abgeordnnetenftelfe vertveigern wollte. Sie hat es bisher nicht 
gethan, und wird es auch in Zufunft nicht thun. 

Was den Inhalt des Referipts betrifft, fo war der Zweck der 
Regierung nur der, die Staatsdiener darauf aufmerkfan ku 
machen, daß fie Die Grenze der Schicklichteit in ihren Aeußerun— 


i 
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gen gegen die Regierung nicht verlegen follen , und ich glaube, 
Die. Regierung hat das. Recht, diefes zu fordern. Es dürfen 
feine feindfeligen Elemente unter den Organen der Regierung 
ſeyn, und wenn ſich dergleichen zeigen, ſo hat die Regierung 
die Pflicht, ihnen entgegen zu treten, ja ſolche Organe endlich 
ganz auszuſtoßen, denn feine Regierung kann beſtehen, wenn 
ein Widerſtand zwiſchen ihren Organen herrſcht. Die Staats⸗ 
regierung iſt ein Organismus, und ein Organismus kann keine 
feindſeligen Momente in ſich haben. Eine andere Deutung läßt 
ſich dieſem Reſcripte nicht geben, und wenn die Regierung 
ſich dazu veranlaßt ſah, ſo beruht es wohl darauf, daß unter 
vielen Staatsdienern ein gewiſſer Schwindel herrſcht, als ob 
ſie andere Perſonen ſeien, in der Geſchäftsſtube , und andere 
im gewöhnlichen. Leben. Sie werden mir Beifall geben, daß 
ſich der Menſch nicht" trennen läßt im verfchiedene Perfonen, 
er kann nicht im der einen Form fo, und in der andern anders 
handeln, Es würde dies-offenbar ein Widerfpruch in dem Mens 
fehen ſelbſt ſeyn, und folche ziveideutige — taugen zu 
Staatsdienern nichts. 

v. Seftein: Sch ſtimme nun wiederholt für Die Verweifung 
der Sache zur-Berathung in die Abtheilungen, weil der Herr 
Finanzminifter Namens der Regierung ein Recht fordert, Das 
ich meiner Ueberzeugung nad) in der Verfaffung nicht finde, 
ein Recht für die Regierung, das er zwar plaufibel hinſtellt, 
twelches aber , wie die Erfahrung und ein Blic auf. die an— 
dern deutfchen Ständeverfammlungen zeigt, auf Die gefährlichfte 
Art gebraucht werden kann, Das der Kammer alle Kraft nimmt 
und fie, ohne daß ich deßhalb den Bürgern zu nahe treten 
will, in manchem conftitutionellen Staate, wo Die Intelligenz 
noch) nicht fo weit ift, wie in Baden, zu flummen Werkzeugen 
machen würde. Darum handelt es fich hier um eine Frage, 
die das Lebensprinzip Der Verfafjung umd der Kammer aus: 
macht. Darum berathen-Sie diefelbe, und kaffen-Sie fich nicht 
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verkeiten, : ohne weitere ‚Prüfung über einen Gegenftand von 
folcher Wichtigkeit abzuftimmen. Der Here Finanzminifter gab 
dem Refeript in Beziehung auf den übrigen Inhalt deſſelben 
auch eine Deutung, die ebenfalls beruhigend erfcheinen würde, 
wenn ſonſt der Inhalt des Reſcripts nicht von einer andern 
Seite Tadel verdiente, nämlich hinſichtlich der Aeußerungen, 
die immerhin den Staatsdiener ſchrecken müſſen. Ich ſelbſt 
habe kein ſolches Reſcript erhalten. Der Herr Finanzminiſter 
ſpricht ferner davon, daß die Regierung darauf wachen müſſe, 
daß in den Reden die Grenzen des Anſtandes nicht überſchritten 
werden, ſpricht von Ausſtoßen ſolcher Männer, die ſich in 
ſolcher Weiſe äußern. Ich kenne aber nicht das Recht der Regie: 
rung, die Männer der Kammer, welche die Grenzen des Ant 
ſtandes überfchritten haben, auszuftoßen, die Kammer allein 
hat hier zu uetheilen, und nicht Die Regierung , und ich glaube 
auch nicht, daß der Herr Finanzıninifter diefes Recht der Kam⸗ 
mer nehmen will. (Mehrere Stimmen: Mißverftändniß! micht 
aus der Kammer; aus dem Staatsdienfte!) Ya ich glaube nicht 
einmal, Daß die Regierung das Recht hat, nur fo ohne Weiters 
aus dem Staatsdienſt auszuftoßen. - Wenn der Mann in der 
Kammer, swo er frei nach Ueberzeugung fprechen fol, etwa die 
Grenzen des Anftandes verlegen follte, wovon übrigeris bei ung 
fein Beifpiel war, und keines ſeyn wird, fo glaube ich nicht, 
daß die Regierung das Recht haben kann, den Abgeordneten für 
dasjenige, was. er hier gefprochen. hat, zur Rede zu ftelfen. 
Auch -diefe Behauptungen: find mir ein neuer-Örund, warum 
ich infländig bitte, die Sache in die Abtheilungen zu verweiſen 
Sollte dies. nicht gefchehen, fo erkläre ich dem Herrn Präfiden- 
ten, Daß. ich ‚die Gründe ‘für die. Sache, -Die mir nothwendig 
feheinen , nicht: vorgetragen ‚habe, weil ich glaubte, es’ twerde 
die Sache: vorher noch in den-Abtheilungen berathen twerden. 
% $inanjminifter v. Böckh: Der Abg. v. Itz ſt e in hat mich 
aus Mißverſtändniß ſagen laſſen, daß die Regierung ſolche 


158 Verhandlungen der IL, Rammer. 


Diener ansftoßen müffe , welche in ihren Reden in der Kammer 
die Grenzen der Schicklichkeit überfchreiten. Ach habe gefagt, Die 
Regierung müſſe feindfelige Elemente aus. dem Staats» umd 
Regierungsorganismus ausftoßen, und dieſes wiederhole ich. 
Allein Dazu gehört viel mehr, als eine Arußerung in der Kam 
mer, Die vielleicht Die Grenzen der Schicklishkeit von Seiten des 
Stantsdieners gegen die Regierung überfchreitet. So fireng- 
babe ich Die Sache nicht genommen. 

v. Rotted: Wenn der Herr Regierungscommiffär bei Ge⸗ 
legenheit diefer Discuffion Hier ein Princip ausgeſprochen Hätte, 
fo wüzde die Verweifung auf Die Tagesordnung unpräjudizielich 
gewefen feyn, denn Die Kammer hätte dadurch blos angezeigt 
daß fie das Refeript und Das, was factiſch geſchehen iſt, nicht 
als in der Abficht gefchehen anerkenne, die Verfaſſung abzu⸗ 
ändern. Da aber Die Regierung :ausdeudlich behauptet, Daß fie 
berechtigt fei, den Urlaub den Stantsdieneen zu verweigern, jo 
würde die Tagesordnung als eine ftillfchweigende Genehmigung; 
als ein ftillfchweigendes Anerkenntniß dieſes Prineips von Seiten 
der Kammer betrachtet werben , und diefes hielte ich für einen 
Zodesftoß der -Berfoflung. Das, was im Jahr 1820 von der 
Regierung anerkannt wurde, ift Diefem nicht gemäß. Der Her 
Regierungscommiffär hat zwar feine Grundfäge dadurch et⸗ 
läutert, was mit Danf.aufzunehmen iſt, daß er anerfannt und 
behauptet hat, Die Regierung fei nur da ſchuldig und berechtigt; 
den Urlaub zu verweigern, wo ein hochwichtiges Intereſſe des 
Staatsdienſtes vorliege, alſo eine Unentbehrlichkeit Des Dieners 
vorhanden ſei, nicht aber da, wo der Dienſt durch einen Andern 
erſetzt werden könnte. Ja, wenn wie die vollkommene Gewiß⸗ 
beit hätten, daß in dieſem Sinne überall werde gehandelt 
werben, dann wäre es fehon gut, allein das muß man doch 
Demjenigen, der auch nur ein wenig in der Welt hetum fich 
umfieht, oder etwas rüdblidt, nicht zumuthen, daß er ein fo 
Eindliches Vertrauen habe. Schon von einem früheren Jahre 
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habe ich die lebhafte Erinnerung, daß einem Abgeordneten, der 
Staatsdiener war, der Urlaub ertheilt wurde, und daß er ſegar 
in die Kammer hinein gefordert ward, ob er gleich felbt 
wiederholt erklärte, er ſei durchaus unentbehrlich, es würte 
eine hochwichtige Lehrkanzel Leer fteben, wenn er nicht an feiner 
Stelle verbliebe. Andererfetts wurde Abgeortneten der Urlaub 
verweigert, obgleich nachgeiwiefen war, Daß der Dienft gehörig 
verſehen werde, aljo fein Hindernif vorhanden fe, Es iſt alle 
möglich, und in anderen Staaten ift es leider mur zu haͤufig 
geicheben, daß man zweierlei Staatstiener hatte, Die einen, 
deren man den Urlaub gab, und Die andern, denen man ihn 
vertveigerte, allein der Grund des Unterſchieds berubte mich 
auf der abfoluten Nothiwendigkeit oder Nichtnothivendigfeit ihrer 
Dienſtführung, fondern es gefchah nach ihren Principien oder 
nach den Richtungen ihrer landftändifchen Wirtfamfeit. Darum 
unterftüße ich den Antrag Des Abg. v. Itz ſein aus ganzer 
Seele, Daß die Kammer doch ja nicht dieſe hochwichtige con- 
ftitutionelle Frage plößlich Durch einen improviſirten Beſchluß 
entfcheide, oder Durch ſtillſchweigendes Uebergehen zur Zages: 
ordnung einen Grundſatz anerkenne, der für ung ein Zodesftefi 
wäre. i 
Der Präfident fragt nunmehr die Kammer, ob fie ſich 
binveichend unterrichtet glaube, was bejaht, und fofert die 
Discuſſion gefchloffen wird. 
Nach einigen, blos formellen Bemerkungen über Die Art der 
Trageſtellung bringt ‚der Praͤſident folgende Fragen zur Ab⸗ 
ſtimmung: | 

4) Sol Die Motion auf fich beruhen bfeiben ? 

Dieſe Frage wird mit geoßer Stimmenmehrheit verneint. 

2) Soll die Motion in Berathung gezogen werden? 

3) Soll fie zur Berathung in die Abtheilung verwieſen werben? 
4) Soll die Motion dem Druck übergeben werden ? 

Die drei legten ragen werden yait überwiegender Stimmen, 
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mehrheit bejaht, und fofort auf: den weiteren Gegenſtand der 
Zagesordnung, nämlich. zur Discuffion: über den Commiſſionsbe⸗ 
richt, Das proviförifche Geſetz, die Functionsgehalte der Militär: 
diener betreffend, welcher Be in der. legten Sigung erflattet 
wurde, übergegangen. 

Duttlinger: Ich erkläre: * für den Gorminiffionndente 
ſchlag aus den im Bericht. angeführten Gründen, in ſo weit 
nämlich Die Rede von der Annahme des prosiforifchen Geſetzes 
ift, kann mich aber: für den zweiten Verfchlag-der. Gommiffion; 
nämlich denfelben Der Budgetscommiffien zur Aufnahme ins 
Finanzgefeß zuzuweiſen, nicht erklären, umd will nur- ganz 
frz meine Gründe Dafür-anführen.. Der Art 6, von dem hier 
Die Rede ift, iſt bekanntlich ein Beſtandtheil des Finanzgefeges 
von 1831 , und hat defhalb feine Wirkfamkeitiam 31. Mai 1888 
verloren. Nun fcheint mir, daß feit dem 31::Mai 1833 in diefer 

GBinſicht für die Militärperfonen kein Gefeg mehr vorhanden iſt, 
und darum halte ich von geoßer Wichtigkeit, das Geſetz nicht 
an die Budgetcommiffion zu verweifen, weil Dadurch’ diefer ge= 
feglofe Zuftand noch für eine lange Zeit hinaus fortbeftehen 
müßte, was nicht recht wäre. Wenn Dagegen dad Geſetz jetzt in die 
erfte Kammer kommt, fo entfteht wieder ein gefeglicher Zu⸗ 
ftand, woran dem Lande -viel gelegen ſehyn muß. Ich ſtimme 
alfo:wiederholt für die Annahme des Gefeßes, aber gegen! - 
Verweifung deſſelben an die Budgetcommilfton. | 
Welcker: Ich erfläre mich gegen das Gefeg. Als auf. dem 
vorigen Landtage das Budget berathen wurde, hat man eine 
ähnliche Beſtimmung auch in Beziehung auf die Civilſtaats⸗ 
Diener getroffen, umd ich würde inconfequent handeln, wenn 
ich, Da die gleichen Grundfäge bei beiden angewendet’ find; Fest 
diefe Beftimmung für die Militärdiener als die paffende er— 
Flären wollte. Ich glaube, daß nach unferem bisherigen Zuſtand 
in Beziehung auf die Eisildiener auch der frühere Satz, der 
im Budget ſtand, für ‘die jegige Finanzperiode erloſchen iR; Fund 


XIH. Sigung vom 17. Juni 1899. 161 


nur in fo fern wieder gültig werden Eönnte, als er durch eine, 
Aufnahme ins Budget aufs Neue fanctionirt würde. Der Grund 
aber, warum ich mich ſowohl bei den Civil- als Militärdienern 
gegen; diefe Beftimmung erkläre, ift der, weil dadurch in 
Der. Durch das verfaffungsmäßige Dienerediet für die Staats— 
Diener gegründeten Garantie eine wefentliche Befchränkung ein- 
treteu würde, denn es ift die Abficht, ihre Penſionen zu vers 
kürzen Glauben Sie aber ja nicht, Daß ich von dem Grundfag 
ausgehe, daß überall Für Die Diener zunächft ‚geforgt werden 
ſolle, nein, ich bin.von der lebhaften Weberzeugung durch⸗ 
Deungem,: daß Der Staat nicht für die Staatsdiener, fondern 
diefe für den ‚Staat. da find. Ich bin lebhaft überzeugt, daß 
jeder» Kreuzer, der den Staatsdinern anders gegeben wird, als 
aus ‚Gründen. des öffentlichen Wohle, fo fern nicht ſchon 
rechtliche Verpflichtungen eingegangen worden wären, unrecht 
feon „würde; ſie ſollen alſo feine höheren Penſionen haben, 
als: abſolut nothwendig iſt. Sch fehe Diefes Maß von Penfionen, 
das in ber Geſetzgebung beftimmt ift, blos als eine, ihnen 
gemachte «Verleihung: im Intereſſe Des Landes, des öffentlichen 
Dienſtes und des Volkes an. Man weiß, Daß man nur gute 
Diener haben, kann, wenn man: ihre Lage fichert, Wenn die 
Staatsdiener en canaille behandelt werden, fo werden fie. 
Canaillen, wenn fie ihren Hunger nicht flillen können, fo 
ftehlen fie, und machen Erpreffungen aller Art, darum hat, 
man in allen wohlgeordneten Staaten die Verhältniffe des 
Stastsdieners nicht kümmerlich, fondern anftändig und genügend 
beftimmt, rein im Intereſſe der Staatbürger, wie denn auch. 
unfer Staatsdienerediet die Garantie für die Staatsdiener bes, 
ſtimmt hat, Iegt aber vermiſſe ich bei dieſer Garantie des. 
Dieneredicts einen Riegel gegen das willtührliche Penſioniren; 
ich vermiffe eine Sicherheit für die Staatsdiener, daß fie nicht 
‚blos der Gunft oder der Ungunf wegen, ‚oder darum pen- 
fionirt werden, um eine Lücke zu mashen, die ein Anderer 
1688. IL. N. Yrot. 36 Hefl. ar 
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einnimmt, und daß fie nicht mehr aus der Reihe der Staats: 
Diener verfioßen werden fünnen. Wenn dieſe Garantien einmal 
gegeben feyn werden, dann wird es möglich feyn, die Staates 


diener in anderer Hinficht ftrenger zu halten; es wird möglih . 


feon, ihre Fehler, ihre Nachläßigkeiten durch ferengere Hand» 
habung der bisherigen Geſetze fehärfer zu beurtheilen , wie es 
dann auch möglich feyn wird, im Allgemeinen -die Summe, 
die man nothiwendig findet, um Das Loos der Staatsdiener 
zu garantiren, zu vermindern. So Lange ich aber jene Gatans 
tieen fehlen fehe, fo lange werde ich glauben, Daß die Staats» 
diener der Willkühr ausgefegt find, umd zwar nicht zum 
Nachtheil ihrer felbft, ſondern des öffentlichen Dienftes, Ich 
weiß zwar fehr wohl, daß, da einmal in Beziehung auf die 
Civildiener ſchon die Beftimmung angenommen worden, Diefer 


Grund. nicht ausreichen, fondern die Mehrheit Dagegen: ent⸗ 


feheiden wird. Aber ich halte nach dem, was ich gefagt habe, 


für zwecwidrig, eher an die Herabfegung der Penfionen zu 


gehen, als bis das willführliche Penſioniren ausgeſchloſſen iſt. 

Merk: Ich war im Jahr 1831, wie der Abg. Welder, 
in gewiffen Beziehungen gegen dieſes Gefeß, indem ich näm⸗ 
lich Davon ausgieng, daß Die Functionsgehalte nur bei den 
höhern Staatsdienern und bei den höher Befoldeten in Anz 
wendung kommen können, d. h. bei jenen, wo die Höhe der 
Stantöbefoldung auch darauf ruht, daß für Die Repräfentation, 
die dieſes Amt erfordert, Die Höhe der VBefoldung bemeffen 
if, und es dann billig fei, wenn dieſe Repräfentation oder 
die befondere Art des Aufwandes, der aus der Dienftfunction 
entfpringt, aufhört, auch das Dafür gegebene Geld als Func⸗ 


tionsgehalt anzufehen ifk, und demnach ebenfalls aufhört. Da 


num dieſe genauere Ausſcheidung das proniforifche Geſetz nicht 
enthält, fondern allgemein fpricht, fo kann ich damit nicht 


zufeieden ſeyn, fondern will Lieber der Vorlage eines neuen 


Befegel entgegen fehen. 


— —— 
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Belt: Die Eommiffion ftellt zwei Anträge: einmal, den 
Inhalt des Geſetzes zu genehmigen, und dann, daſſelbe der 
Budgetscommiffion zur Aufnahme in das Budget zuzuweiſen. 
Der Abg. Duttlinger hat dem erften Antrag beigefiimmt, 
dent zweiten aber feine Zuftimmung  verfagt. Ich möchte gerade 
den entgegengefegten Antrag machen, nämlich den erſten An⸗ 
trag zu verwerfen, und den ziveiten anzunehmen, im dem 
Sinn nämlich, Daß die Berathung über diefes ‚ganze Gefeg 
fo lang auf ſich beruhen bleibe, bis wir über die Functions⸗ 
gehalte der Civildiener: bei Vorlage des Budgets discutirt 
haben. Wir wiſſen zur Zeit noch gar nicht, was diefes Gefetz 
für einen Sinn haben fol. Wir follen ein Gefeg geben , wonach 
der Art. 6 des Finanzgefeges auch für die Militärdiener gelte, 
während Diefes Finanzgefeg von 1833 zur Zeit noch nicht 


exiſtirt, und dasjenige vom Jahr 1831 am 4. Mai 1838 feine 


Kraft verloren hat.) Darum, und weil ich überhaupt großes 
Bedenken Habe, den Sag allgemein auch denjenigen Staats: 
dienern, Die eine Eleine Befoldung beziehen, unbefchränft gelten 
zu laſſen, trage ich darauf an, Die Discuffion über dieſes Gefeg 
zu vertagen, bis bei Berathung des Budgets auch über die 
Functiönsgehalte der Givildiener berathen werden wird, wo 
dann die Eivil- und Militärdiener in demſelben $. gleich 
werden behandelt werden. | 

Selgäam: Das vorliegende proviſoriſche Geſetz wirkt bis 1. 


Juni 41833, ſo wiedie Beftimmung Des Art. 6 des Finansgefeßes 


von 1881. Für angemeffen ‘Halte ich aber gleichtvohl, die An- 
nahme dieſes proviſoriſchen Geſetzes beſonders auszuſprechen, 
indem das Militärperfonal vom- 1. Juni 1832 bis letzten Mai 
2.3, dem Art, 6: des Füngften Finanzgeſetzes doch wirklich 
mit geringer Ausnahme unterworfen war, und Das Proviſorium 
jedenfalls noch der förmlichen ſtändiſchen Genehmigung er- 
wiangelt: Man wird übrigens auch Füglich dem zweiten Gom- 

miffionssorfchlag beitreten können, weil die Sache nothwendig 

11" 
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wieder bei Tem neuen Finanzgefeg zur Sprache kommen wird, 
wenn nicht etwa früher auch über Die Functionsgehalte‘ ver 
Staatsdiener befondere gefegliche Beftimmung erfolgen follte 7 
Finanzminifter 9. Böckh: Der Antrag des Abg. Bert 
wird dem Zweck vollfommen entfprechen. Die Frage, ob der 
Functionsgehalt fortdauern folle, ift eine folche, die zugleich 
die Civil⸗ und Militärdiener angeht. Die Negierung wird einft- 
weilen bei den Gisil- und Militärdienern das Gefeg von 1831 
fortbeobachten Laffen, und wenn die Kammer jegt über das pro— 
viforifche Geſetz berathet, ſo iſt es ja ohnehin bis zum Schluffe 
des Landtages bei Kraft. Bei der Berathung des Auflagegeſetzes 
wird fie entfcheiden, ob fie ihre Zuftimmung zu jenem Artikel 
geben oder verweigern will, und an diefe Entfcheidung ſchließt 
ſich die — über den gegenwaͤrtigen Fall vollkom⸗ 
men an. ap Bind 
Sollten die Functionsgehalte für die Eivildiener nicht ſort⸗ 
dauern, fo können fie auch nicht wohl für die Militärdiener 
fortdauern, und in diefem Fall müßten Sie fich gegen die An: 
nahme des proviforifchen Gefeßes erklären. Sollten Sie fich für 
die Eivildiener erflären, fo werden Sie auch dieſes proviforifche 
Geſetz annehmen. A 
Schaaff: Als Mitglied der Commiffion hatte’ ich mich er⸗ 
hoben, um einigen Eintwürfen mehrerer Redner , die den Com⸗ 
miffionsantrag angegriffen haben, zu begegnen, allein‘ im Laufe 
der Discuffion hat mich der Antrag des Abg. Bekk wirklich 
überrafeht, und beftimmt mich felbft, gegen die Commiffion gu 
ſprechen. Es ift auf jeden Fall dadurch Zeit gewannen, und 
die Sache kommt auf folche Weife am beften ins Gleichge- 
wicht mit den Intereffen der Eivildiener. Der Fall, wobon 
‚der Abg. Duttlinger ſprach, daß nämlich inzwifchen ein 
ungeſetzlicher Zuſtand für die Militärdiener eintreten werde, 
findet nicht Statt, weil das prof Geſetz — bis 
ein definitives gemacht iſt. 
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Rettig on Ks: Die Öenehmigung des proviforifchen Gefeges, 
welches die Militärdiener und die Civilſtaatsdiener in der Haupt: 
ſache gleichſtellt, wird wohl feinen Anftand haben. Es Handelt 
fich nur davon, gewiſſermaßen rückwärts zu genehmigen, was 
bis zum letzten Mai 1833 eingetreten ift. Dagegen betrübt mich 

die Begriffsverwechslung Des zweiten Antrags, Daß man näm⸗ 
lich die ſtaatsrechtlichen Verhaͤltniſſe aller Staatsdiener von zwei 
zu zwei Jahren vom den Reſultaten des Budgets abhängig ma⸗ 
chen will. Ihre Stellung if. viel zu wichtig, als daß fie von 
eur, Besinnung, abhängen follten ‚und nur von dem Gefichts- 


‚ werden „könnte, von dem die Budgetcom⸗ 


miffion „auszugehen. hat. Ich will die Kammermitglieder am 
dasjenige erinnern, was ‚der Abg. Welcker bei der Begrün⸗ 
dung, feiner Motion mit. ſehr tiefer Einficht in den Staatshaus- 
halt gefprochen, und uns ans Herz gelegt hat, Wenn ich auch 


nicht,alle kräftigen, Ausdrüde, ‚die er brauchte, unterfchreibe, 
—— 























ich ſie doch der Sache nach, und nothwendig muß 
— auch dieſes Dienerverhältniß zur 


entſchieden werden, was Functionsge⸗ 


DE 25 Zar 


ale if Ich fh daher vor, diefen Bericht an die Commiſſion 
zu weiſen, Die zu egutachtung des Antrags Des Abg. Welder 


gewählt iſt. Ye mi? 
Soffman J ‚habe nicht geglaubt, daß wir heute An— 
fände gegen den Antrag. hören werden, die Militärdiener den 
Civildienern gleichzuftelfen, Die Gründe, die der Abg. Welder 
‚gegen Das willkührliche Penſioniren von Seiten der Regierung 
Jen. hat, waren ſchon früher, als das Finanzgeſetz im 
as zu Stande kam, auch die meinigen; ich will in 
nähere. Erwägung. derjelben jeßt. nicht eingehen, fondern 
—— im Allgemeinen ausſprechen, daß ich es 
——— auch dem willkührlichen Begehren von 
n der Diener geſetzliche Schranken zu ſetzen. 
a feine. Anträge gegen das willkührliche Penſioniren 
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von Seiten der Regierung volllommen, und wünfche, daß fie 
zum Gefeg erhoben werden, zugleich wünſche ich aber auch, daß 
gegen das willkührliche Begehren der Penflonen von Seiten der 
Diener eingefchritten wwerden möchte, was Durch das vorliegende 
Geſetz geſchehen wird. - Wenn wir den Bericht der Commiſſion 
für den Antrag des Abg. Welder, und die Gewährung des 
Antrags von Seiten der Regierung abwarten wollten, fo wäre 
dies wohl gut, aber wie würden auf Dem gegenwärtigen Landtage 
fein Gefeß darüber erhalten, wogegen wir, wenn wir - die 
Sache an die Budgetscommiffion weifen, wenigſtens den einen 
Punkt hinfichtlich. der Functionsgehalte dev Militär » und Eivils 
diener für die nächfte Budgetperiode erledigen können. Was 
übrigens den Antrag des Abg. Bekk betrifft, die ganze Sache 
zu vertagen, bis Das Budget vorkommt, fo babe ich — au 
bemerfen, wenn die Kammer darauf eingeht. 

- Bader: Sch bin mit dem Abg. Rettig von K. einvers 
Ronden, indem ich glaube, Daß die Beſtimmung über die 
Sunctionsgehalte in das Gefeß über die Rechtsverhältniffe der 
Staatsdiener gehöre, und nicht mit und Durch das Finanzgefeg 
gegeben werden follte. Denn, wenn Diefes gefchieht, fo kann 
- die Beftimmung über die Functionsgehalte alle zwei Jahre 
Abänderungen erleiden, und die Staatsdiener werden in Bezug 
auf die Penfionen auf die verfchtedenartigfte Weife behandelt, 
dann wird es in den meiften Budgetsperioden einen Zeitraum 
geben, für welchen wir in dieſer Beziehung gar Fein Gefeg 
haben. So ift es 3. B. gegenwärtig. Das legte Finanzgefeg 
bat mit dem erften Juni 1833 aufgehört, und wir befinden 
uns nun, bis ein neues gegeben wird, in einem gefeglofen 
Zuſtande. Ich wünſche daher, daß die Regierung die Bes 
fimmungen über die Functionsgehalte der Civil- und Militärs 
diener der Kammer in einem befonderen Geſetz vorlegen möchte, 
damit fodann eine befondere — on * a auf dem 

He 
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gewöhnlichen Weg berathe, und. darüber ein bleibendes Geſetz 
im verfaffungsmäßigen Wege zu Stande komme, 

Düttlinger: Ich wollte daſſelbe vorfchlagen,, daß näm- 
lich eine Adreffe an den Großherzog gelangen möchte, mit ver 
Bitte, diefe Beſtimmungen, die durchaus nicht zum Finanzgefeg, 
fondeen in den Kreis unferes Staatsrechts gehören, eben ſo 
wohl, als die übrigen Beftimmungen des Dieneredicts noch auf 
dem gegenwärtigen Landtage der Kammer in einem Geſetze 
sorzulegen,das den Inhalt wieder haben mag, den die Beſtim— 
mungen des Art: 6 bis 11 des Finanzgefeßes von 1831 hatten, 
nebjt dem prosiforifchen Gefege, Das den Gegenftand der heu— 
tigen Berathung ausmacht: 


Es haben verfchiedene Mitglieder der Kammer vorausgefeßt, daß 
jest noch dieſes Provtforium fortdauert, und bis zum Schluffe 
diefes Landtags ein gefeglicher Zuftand in Beziehung auf die Func- 
tionsgehalte der Militärdiener vorhanden fei. Sch halte aber 
diefe Anficht nicht für richtig ; das proviſoriſche Gefeg hat erklärt, 
daß jener Artikel des Finanzgefeges auch auf die Militärdiener 
angewendet werden folle, alfo erklärt, daß von der Zeit an, 
Ivo das alte Budget und das alte Finanzgefes In Wirffamfeit 
getreten find, bis zum 31. Mai 1833 darnach gehandelt werden 
fol, Diefe Zeit ift verfloffen, alfo leben wir in einem Zuftand 
der Gefeglofigkeit, 


Geheimer Kriegsrath v. Red: Den Gründen Des bg. 
Duttlinger, diefes Gefeg fo zu behandeln, muß ich noch 
den weiteren beifügen, daß. wenigftens der Schlußfaß des pro: 
biforifchen Geſetzes, wonach Die Gehalte der Premier» und 
Secondlieutenants dem Abzug der Functionsgehalte bei Ein- 
treten Der Penfionivung unterliegen, nicht als Finanzgefes 
erlafjen werden ſollte. Es ift fehr zu wünſchen, Daß die Exiſtenz 
der Subalternofficiere gefichert,, und fie nicht von Budgets: 
Periode zu Budgetsperiode immer wieder der Gefahr ausgefegt 
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werden, bei ihrem Rüdteitte einen fo bedeutenden Theil ihres 
gering zugemefjenen Gehalts zu verlieren, Die Commiſſion fpricht 
ferner. ihr Bedauern darüber aus, daß Das Geſetz in einer 
Faffung erlaffen worden fei, in welcher es auf die ſchon be— 
willigten Gehalte nicht anwendbar ſei ꝛc. Ih glaube aber, 
daß mit Grund der Militäradminiftration dieſer Vorwurf nicht 
gemacht werden kann. Bei den Verhandlungen des vorigen 
Landtags über die Functionsgehalte, welche das vorliegende 
proviforifche Gefeß gleichfalls behandelt, gieng man allgemein 
von der Anſicht aus, daß die Militärdiener mit den Eivildienem 
gleich zu behandeln ſeien. Der Art, 6 des Finanzgeſetzes vom 
vorigen Jahr fagt aber ausdrücklich, Daß der Abzug: der Func⸗ 
tionsgehalte nur. auf Diejenigen Beſoldungen der Civildiener 
anwendbar feien, Die am 4. Januar 1832 noch nicht beftanden 
haben, fo wie auf alle Zulagen, die feit der Erlaſſung dieſes 
Gefeßes reguliert worden find. Eine rückwirkende Kraft zum 
Nachtheil der Militärdiener konnte dem proviſoriſchen Geſetze 
gleichfalls nicht beigelegt werden, —X 
Mördes: Als Mitglied der Commiſſion will ichs nur 
auf die Einwendungen antworten, die ihr in Beziehung auf 
Begriffsverwechslungen gemacht wurden. Dieſes war keineswegs 
der Fall. Die Commiſſion hat wohl gefühlt, Daß es ſehr wün⸗ 
fehenswerth wäre, über diefen Gegenftand ein definitives Geſetz 
zu haben; fie hat aber daran gezweifelt, ob es ihr gelingen 
werde, ein folches zu erhalten, und war deßhalb Darauf bedacht, 
mittlerweile wenigſtens die Mißgriffe zu befeitigen, die Der 
Commiffionsbericht andeutet. Aus diefem Grunde hielt fie es 
räthlicher, den vorgefchlagenen Weg am betreten, um nicht 
länger die gewünſchten Beftimmungen zu entbehren. Eine Be— 
griffsverwechslung ift demnach, ich wiederhole es, nicht vor= 
handen; wir wollten für alle Diener des Staats das glei e 
Recht, und haben darauf einzig zu wirken gefucht. 
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Sinanzminifter d. Bockh: Der Vorfchlag des Abg. Bert 
verdient alle Berückſichtigung, und darum bitte ich Sie, den 
weitläufigen Weg der Adreſſe nicht einzufchlagen, 

Hoffmann hält auch für gut, Diefen Vorfchlag anzu— 
nehmen. | 

Generallteutenant v.:Schäffer: Auch ich fehließe mich der 
Anficht Des Herrn Finanzminifters und des Abg. Bekk au; wir 
haben Ducchaus Niemand bis jegt umd feit der Zeit, daß das 
Geſetz in dem Finanzgeſetz erfchien, zu penfioniren gehabt, auf 
den etiva der Fünctionsgehalt und der Abzug wäre anwendbar 
gewefen. Was die Bemerkung des Abg. Mördes betrifft, Daß 
Mißgriffe. zus beobachten geweſen, derem in der Commiſſions⸗ 
fisung erwähnt worden, fo weiß ich Davon nichts, umd muß 
mich auf. dasjenige. beziehen, was denmächft in dem Verzeich⸗ 
niß der: Penſionen vorgelegt werden wird, Daraus wird man 
erfehen, Daß kein einziger Mißgeiff Statt hatte, fondern Die 
Einrichtung getroffen ift, Daß, wenn irgend ein Militär um 
Penfion nachſucht, er nicht allein. durch feinen Regimentsarzt 
ein Zeugniß beibringen muß, daß er wirklich penfionsfähig und 
ganz untauglich fei, fondern auch in Karlsruhe zu erfcheinen 
bat, wo er abermals von einer Commiffion Aerzte und Of 
ficiere genau unterfucht wird, worauf fodann .erft der Vortrag 
an die oberfte Behörde, nämlich an den Regenten felbft, er 
ftottet wird. Diefer entſcheidet dann nad) Maßgabe deſſen, 
was von der begutachtenden Commiſſion .gefprochen worden 
it, und der Ausfpruch dieſer Commiſſion allein dient in 
rechtlicher Hinficht zur Nachweifung rückſichtlich unferes Be⸗ 
nehmens. Sollten Mißgriffe vorgefommen feyn, fo wäre es 
mir lieb, fie zu hören, denn folche für Die Zukunft zu ver: 
hindern, wäre Pflicht des Kriegsminifteriums. 

Mördes: Ich bin. nicht einen Augenblic verlegen, den 
angefochtenen Ausdruck zu rechtfertigen. Ich nenne Mißgriff 
die Herbeiführung eines folchen Zuftandes, Ter eine Abners 


| 
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mität. enthält von dem Verfahren, das man bei den Eivil: 
dienern beobachtet. Es wird ſchwerlich ein Widerfpruch dage⸗ 
gen erfolgen, daß, fo lange Die Ausficht befteht, mit vollem 
Gehalt penfionirt zu werden, auch die Verfuchung weit grö— 
fer ift, hienach zu ftreben, und wenn dieſes Mittel genom⸗ 
men iſt, auch die gedachten Mißgrirfe verhütet werden können, 

Generallieutenant v. Schäffer: Daraus würde folgen, 
daß ein Geſetz rückwirken follte, was nicht Statt finden kann, 
indem diejenigen, die penfionirt find, ihre Beſoldung feit 20 
Jahren beziehen. 

Mördes: Bon ver Richtigkeit dieſes Schluffes kaun e 
nich nicht überzeugen, 

v. Schäffer: Es wird fich ſpäter ſchon zeigen. 

Finanzminifter v. Böcdh: Die Sache iſt ganz einfach), das 
Geſetz wegen der Militärftaatsdiener kam fpäter, als dasjenige 
wegen der Givildiener. Wenn nun ein Militär. penfioniet 
worden waͤre, der in der Zwiſchenzeit erft eine neue Bejol- 
dungszulage erhalten hätte, fo würde allerdings Daraus ein 
Nachtheil entftanden feyn, denn der Functionsgehalt hätte bei 
der Penfionirung nicht. abgezogen werden können. Das Kriegs- 
minifterium verfichert aber, es fei in diefer Zeit Keiner pen— 
fionirt worden, der in der Ziwifchenzeit vom Landtag bis zu 
Erlaſſung des Gefeßes über die Militärdiener eine neue Be— 
foldung oder Zulage erhalten hätte. 

Mördes: Es mar nicht von Mißgriffen die Rede, die 
begangen worden find, fondern von folchen, die begangen 
werden fönnten, fo lange die jeßigen Verhältniffe beftehen. 

Merk: Sch Habe nur noch beifiigen wollen, zu welchen 
Vertviclungen es Anlaß giebt, wenn folche Gefebe mit dem 
Finanzgeſetz verfehmolzen werden. Es ift mir noch nicht recht 
deutlich, auf was es denn eigentlich anfommt, und meiner 
Anſicht nach follte nothiwendig unterfchieden werden in Bezie⸗ 
hung. auf die vorige Yinanzperiode, die mit dem legten Mai er- 


XI. Sigung vom 47. Juni 1889. Wr 


Lofchen iR. Hier iſt nur vom proviforifchen Geſetz die Rede, und 
hier muß beſchloſſen werden, ob es gültig ſei. Nun hat aber 
die Sommiffion Dadurch jegt wieder zu Vertvechslung des Begriffe 
einigen Anlaß gegeben, weil "fie im Allgemeinen in Antrag 
Bringt, daß das prostforifche Gefeg auf den Militärftand anzu 
wenden fei. Ein Grundfaß wäre alfo doch immer ausgefprochen: 
So lange es "beit den Givildienern beftehe, fo lange 
fol es bei dieſen beſtehen, und es müßte alfo über beides 
der Beſchluß der Kammer fich erftredfen, ob nämlich das 
proviſoriſche Gefeß über die letzte Budgetperiode gültig ſei, 
und zweitens, ob denn der Grundfag für immer aufrecht er— 
halten "werden folle, daß der Functionsgehalt, wie bei den 
Civildienern in Anwendung kommen folle. Es wäre demnach) 
am beſten/ wenn man den Antrag der Commiſſion ausgefegt 
fen \liege, bis über die Civildiener bei Gelegenheit des Budgets 
entſchieden oder ein "ganz allgemeines Gefeg vorgelegt werden 
wird. Darüber aber, ob für die legte Periode das proviforifche 
DE ⸗ fei oder uicht, wird man Bes 
ſchluß faſſen müffen. 

reiner Anficht nach wird die Gültigkeit eines 
probiſoriſchen Gefeges nicht Für Die Vergangenheit, fondern 
nur für die Zukunft in gweifel gezogen werden können, Ich 
glaube, nach der" Erklärung der Regierungscommiffton wird 
wohl die Vertagung am beften ſeyn, indem dann beim Budget 
die Sache berathen werden kann, wenn ein neues Gefeß noch 
nicht vorgelegt worden ift. Was das Bedauern betrifft, welches 
die Sommiffion darüber ausſprach, daß das Geſetz nicht früher 
erloffen worden tft, fo hat, wie ich glaube, der Herr Regie: 
rungseommiffär bemerkt, daß auch) ſchon vor der Militärdiener- 
'pragmatif die Beftimmung des Eivilvieneredicts- rückfichtlich"der 
‚Benfionirung der Militärdiener angemendet worden ſei. Ich 
‚glaube nicht, daß dieſes der Fall war, es hat vorher lediglich 
Willkũhr geherrſcht. Man konnte Penfionen geben, fojgroß 
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und fo Mein man mollte, weßhalb auch im Penflonsetat ſehr 
Kleine und fehr große vorfommen. Die Bemerkung, daß die 
_ Militärdiener bei der: Penfionieung mit den Civildienern gleich 
geftellt werden follen, ift richtig, allein bei einer Vergleichung 
muß man bedenken, daß der Militärdiener weit früher in den 
Staatsdienft tritt, als der Eivildiener, dem ,es in der Regel 
erft mit dem fünf und zwanzigften bis: dreißigften Jahre gelingt, 
während erftere in der Regel zwiſchen ſiebzehn bis zwanzig 
Jahren Officiere werden. Mir ſcheint natürlich, bei einem ſolchen 
proviforifchen Geſetz zuerft zu vergleichen, tie die. Militärbiener 
untereinander ftehen, und hier glaube ich, daß Das provifos 
riſche Gefeß gefehlt hat, indem es nur jene begünftigte, die 
gegenwärtig in hoher Befoldung ftehen. Diefe werden nun auch 
ohne Abzug der Functionsgehalte- penflonist, während Dieje« 
nigen, die früher penfionirt worden ſind, fo wie diejenigen, die 
erft in höhere Befoldungen einrücken, mit weit — Pens 
fionen ſich begnügen müſſen. us 
Geheimer Kriegsrath v. Red: Dieſe — Haben 
Bezug auf den Inhalt des Gefeßes felbft, während. meine - Bes 
merfung nur Darauf gerichtet war, Daß diefe Abzüge des Func⸗ 
tionsgehalts nicht fehon eingetreten find bei denjenigen Befol- 
dungen, die ſeit der Erlaſſung diefes Gefeges gegeben worden 
find, was wohl ganz in der Ordnung ſeyn wird. 
Generallieutenant v. Schäffer: Als wahr muß ich aller: 
dings zugeben, Daß der Militärbeamte früher in den. Dienft 
tritt, als der Civilbeamte. Aber welche Zeiten hat er, bis ex 
in Das vierzigfte Dienftjahr fommt? Hier fommen feine Feld» 
züge, feine Wunden und der hinfällige Körper in Betracht, 
der zuweilen fo fchlecht tft, Daß. es bei Manchem eine außeror- 
dentlich große Anftrengung gefoftet. hat, bis er. nur diefen Punkt 
erreicht hat. Daß es übrigens in der menfchlichen Natur Liegt, 
daß derjenige, der eine beſſere Ausficht hat, fich auch mancher 
Mühe unterwirft, will ich nicht twiderfprechen, -und es wird 
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fih wohl auch Riemant —— en ne 
zichtet⸗ WW 
Hoffmann: ‚2 — — BE se 
der Penſionirung doppelt in Anrechnung, fo daß bereits dar 
auf Rückſicht genommen tft, und beinahe * 
Militärdiener immer im Vorzug bleibt. 
Generallieutenant u. Schäffer: Ih bin zwar nn 
muß aber dem Abgeordneten Hoffmann entgegenfegen, daß 
Mahomed gefagt hat: eine Nacht unter den Waffen zugebradht, 
iſt beffer, "ala" drei‘ Zage und deei — beta un — 
faſten Erd Aula, di sdnalg aid Ian 
Es wird hierauf beſch —— — ſo ER zu 
vertagen, "bis Das Finanzgeſetz berathen np wenn nicht 
* die Regierung eine Vorlage macht. 
Sierauf wird "die Discuſſion über das ena⸗ PER 
hinſichtlich der Verminderung des Milttärmaßes in Bexiehung 
auf ven in der legten Sisung von dem Abgeordneten Hoffs 
mann! Nämens' der Commiffion darüber a Sa 
tes: Er eher ode 108 
"Mördes: Wir find in der Lage, vor Geöffnung Der Dies 
euffion den Heren Kriegeminifter fragen zu müſſen, welche 
Antwort er in Beziehung auf den von ver Commiſſion aue- 
gefprochenen Wunfch, die * des Militärmaßes be 
treffend erhalten habe 
MB Meralliewtenant v. Sitten: 36 muß auf diefe Frage 
erwiedern, Daß von der Regierung mir der Auftrag geworden 
ifb, Ihnen zu überlaffen, ob Sie das prosiforifche Gefeg ans 
nehmen oder verwerfen wollen; im erfteren Fall bleibt Ihmen 
aber unbenommen, in ‚gefegliggen at an die Regierung 
eine weitere Bitte zu ftellen. 
Moördes: Alsdann ziehen wir die Annahme des Geſetzes 
vor und betreten den Weg, den der Herr Praſident des 
Kriegeminiſteriums ſelbſt bezeichnet Hat, wobei ich jedoch hoffe, 
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daß unfere Gründe Eingang finden und dad Maß um einen 
halben Zoll werde herabgefegt werden. Ich bin ſelbſt ein Zög⸗ 
Ling einer Militärfchule, habe früher dem Militärſtand angehört, 
und alle die Gründe, die im früherer Discuffion über Diefen 
Gegenftand allerdings fehr fcharffinnig von dem Kriegaminiftes 
rium geltend gemacht wurden, ertvogen, und. felbft mit dem⸗ 
jenigen verglichen, was ich auf wifjenfchaftlichem Wege mir ans 
geeignet. habe, Ich fand aber immer noch Gegengründe, bie bie 
Regierung nicht unbeachtet laſſen wird. 

v. Itz ſt ein: Ich kann der Meinung des Abg. Moͤrde s, das 
proviſoriſche Geſetz anzunehmen und zugleich um eine Aenderung 
zu bitten, nicht ganz beitreten. Ich glaube, daß wir unſern 
Wunſch in dieſes proviſoriſche Geſetz als Verbeſſerungsvorſchlag 
ſetzen müſſen, und hoffe dann, daß die Regierung ihn an⸗ 
nimmt. Die Anſichten und die Grundfäge, Die ich vor eilf Jah⸗ 
ren über diefen Gegenftand, gegenüber von dem nämlichen Herrn 
Regierungsredner vertheidigt habe, find noch dieſelben. Daß 
die Commiſſion des Landtags von 1833, einer jüngern Gene: _ 
ration, meiner Meinung beitritt, ift ein Sieg der Wahrheit und 
der guten Sache, der niemals ausbleiben wird. Meine Erfah⸗ 
zungen haben mich in der Ueberzeugung beftärkt, daß die Größe 
des Mannes allein. nicht den guten Spldaten macht, und: bie 
Stärke der Armeen nicht davon abhängt, ob die Soldaten einige 
Zoll länger oder kürzer find. Ordnung, Dieciplin, Liebe zum 
Vaterland und Vertrauen in die gute Sache, für welche die Sok 
daten in den Kampf geführt werden, das find die mächtigften 
Hebel und die Zriebfeder, die zum Siege führt; die Soldaten 
von 5’ 2 werden aber nicht hinter denjenigen von 53” zurück⸗ 
bleiben, Die tägliche Erfahrung zeigt auch, daß ganz große 
Maſſen und Armeeen, wenn fie der Geift Der Ordnung, ‚der 
Disciplin und des Vertrauens verlaffen hat, zurückwichen vor 
Andern, Die der Größe und der Zahl nach verhältnigmäßig: 
kleiner, aber son Muth und Vaterlandsliebe begeiftert waren 
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Wenn nun Diefe Thatſachen : nicht beſtritten werden können , 
und auch ‚nicht bezweifelt werben kann, daß wir, befonders im 
der Gegend von Carlsruhe, Bezirke haben, die verhältnigmaßig 
Eleine Leute liefern, und darum nicht im Stande find, bei eiz 
nem großen Maß Das. ganze Sontingent zu ‚liefern, und wenn 
im Kriege Doch auf die Kleinen Leute gegriffen werden muß, fo 
wird die Folge: eines zu hohen Maßes ſeyn, daß Diejenigen 
Difteicte, wo ein größerer Schlag Menfchen zu Haufe if, 
unverhältnißmäßig hart mit einer Laſt beladen: werden, die 
unter) die größten gehört, nämlich die Pflicht der Eltern, ihre 
Söhne in Friedenszeit unter. das Militär zu ſchicken. Sie 
werden mir aber zugeben, daß. eime folche Ungleichheit aus 
dem Gefeß micht hervorgehen folle, und es ift dieß auch um 
fo weniger nöthig, als eine, Feine Herabfegung des Maßes 
dem Uebel feuert, ohne zugleich den Militärftand zu befchäs 
digen, / — taTıgl 

Daß die Eleinen Soldaten. eben fo tauglich find, wie die 
Andern, ift fchon vielfach ausgeführt worden. Es tritt aber 
bier noch ein von der Commiſſion angeführter wichtiger Grund 
hinzu, daß felbft die allgemeine Schwächlichkeit, wovon Die 
Regierung behauptet, daß die Kleinen Leute damit behaftet 
feien, nach dem Gefeg ein Grund für die Regierung ift, den 
wahrhaft Schwäclihen nicht zu nehmen. Es ift aber zu 
wünſchen, Daß dieſe Mafregel mit der größten Strenge an- 
gewendet werde, damitnicht, wie dieß leider häufig gefchteht, 
ganze Klaffen erfchöpft werden, bis der Bezirk das ihm aufs 
gelegte Eontingent ſtellt — eine Maßregel, die fehr häufig 
zu Mißmuth und Klagen Beranlaffung gegeben hat, weil 
man glaubte, der Dann werde nur darum für fchrwächlich 
erfannt, weil er Elein fei, weil die hohe Loosnummer oft 
nicht begreifen fonnte, warum der ihr als gefund befannte, 
freilich Eleine, aber nicht fo reiche. Mann, wie er, für uns 
tauglich gehalten wurde, während man ihn genommen bat. 
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Es iſt ferner auch der wichtige Umſtand nicht zu uͤberſehen, 
daß bei einer Herabſetzung des Maßes auf 5 Schub 2ıh 
Zoll doch gewiß nicht alfe unter die Waffen berufenen Leute 
Kein ſeyn werden, ja im Gegentheil. gewiß nur: die Kleinere 
Parthie, indem wir Bezirke haben, in welchen die Menfchen 
ſchlank aufwachfen, und faft gar Eeine Kleine Leute ſich be— 
finden, alfo immer nur große liefern, Wenn aber auch ein Eleiner 
darunter. ift oder einzelne Bezirke kleine liefern, fo fehießen fie, 
wenn fie gefumd find, im Kriege doch eben fo gut, wie die 
großen, und wenn es Friede ift, fo marfchiven und ſchild⸗ 
wachteln fie fo gut, wie die Andern. Darum wird die Regie- 
rung auf den Wunfch der Sommiffion eingehen, und ich wieder⸗ 
hole daher ‚meinen Vorfchlag, den Antrag der Commiſſion 
als Berbefferungsvorfehlag in das Geſetz aufzunehmen. 


Generallieutenant v. Schäffer: Es ift allerdings erwie— 
fen, daß die Bravour fich nicht nach Zollenmeffen läßt, und 
ich bin auch in der Hinficht mit dem Abgeordneten v. I8- 
fein ganz einverftanden, Daß es Gegenden im Großherzog: 
thum giebt, two fich befonders eine Eleine Zahl von Perfonen 
findet, die bis jeßt, wo tvir ein Maß von 5 Fuß, 1 Zoll 
theinifch hatten, zu hart angelegt waren, Zu wünſchen ift 
allerdings, daß, wenn der Mann Klein iſt, man nicht auf die 
Zolle, fondern auf das Gedrungene fehen möchte, denn ich 
erinnere mich gut, was vor eilf Jahren gefagt wurde, mo 
man über den Zoll, um den man im Jahre 1825 in die 
Höhe gieng, früher neun Sigungen gehabt hat, und ich 
möchte nicht dazu beitragen, daß die gegenwärtige Digcuffion 
verlängert werde. Das aber bemerke ih, daß ein gemiffes 
Größenmaß nothwendig ift, dabei aber es allerdings nicht 
auf einen Strich mehr oder weniger anfommt. Ich wiederhole, 
daß ich von der Regierung nur beauftragt bin, ed Ihnen zu 
überlaffen, ob das proviforifche Gefeg angenommen oder ver⸗ 
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worfen werden foll? In erfterem Fall fteht es Ihnen frei, im 
geſetzlichen Weg an die Regierung weitere Bitten zu ftelfen. 
EStaatsrath Winter: DerAbg. v. IKftein hat ein Wort 
fallen laſſen, das mir ſchwer in den Ohren geklungen ift, 
amd dadiefer Grgenftand gerade in mein Departement einfchlägt, 
fo Fann ich nicht mit" Stillſchweigen darüber weggehen. Er 
hat nämlich" gefagt , er habe gehört, daß Einzelne darüber 
geklagt Hätten, ihre Vormänner feien für umtauglich erklärt 
worden, weil fie Die Reicheren geivefen wären. Ich kann aber 
doch betheuern, daß mir noch nie auch nur der entferntefte 
Derdacht von irgend einer Seite deßhalb zugefommen ift, ob 
‚man ſich gleich wohl: denken kann, Daß nad einer beendigten 
Gonfeription eine unzählige Menfchenmenge auf alfe mögliche 
Weiſe ihre Söhne frei zu machen fucht, allein von feiner Seite 
iſt noch der mindeſte Verdacht ausgejprochen worden, daß ein 
pecuniãrer Einfluß bei der Ausiwahl Statt gefunden habe, was 
auch wohl kaum im Reich der Warfcheinlichkeit Liegt, Denn es 
find Militärchirurgen und Eivilchirurgen,, fo wie Militärärzte 
und Sivilärzte zugegen, fo Daß man vier bis fünf Perfonen 
beſtechen müßte, wenn der Reichere feinen NReichthum geltend 
‚machen: wollte, So lange auch die Gonfeription nach dem 
Geſetze von 48235 im Gang iſt, ift mir noch nie eine Klage 
aber Mangel an Legitimität zugefommen. 

werfen: Es feheint, der Herr Negierungscommiffär 
‚habe ı aus meinem Ausdruck, teil der Nachmann reicher ift, 
gefolgert, ich wolle darauf anfpielen, Daß man fein Geld dazu 
benutze, um eine Ausnahme durch Beftechung herbeizuführen. 
An einem ſolchen Vorwurf Dachte ich nicht, und es ift num Pflicht, 
dieſes Mißverſtãndniß aufzuklären, Daß ich aber eine folche Ans 
ſicht gar nicht gehabt Haben könne, ergiebt fich fehon aus dem⸗ 
jenigen/ was ich fagte, denn ich habe ausdrücklich bemerkt, 
der Mann mit der hohen Loosnummer twiffe oft nicht, mie es 
komme, daß der vor ihm ſtehende kleine Nachmann, der viel⸗ 
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deicht nicht fo”reich iſt, als er, gezogen werden iſt, umd.er 
Dagegen nicht. Nun if doch wohl begreiflich, Daß Liefer reis 
here Mann mit der hohen Nummer fein Geld und feine Bes 
ſtechung anwenden werde, um fi unter Das Militär zu brins 
gen. Ich habe dadurch blos fagen wollen, Daß unbegreiflich 
siele Leute fin untauglich erklärt werden, welche vie öffent 
liche Meinung für tauglich erflärt, und daß man fehr ‚gerne 
zeichere Leute nimmt, weil dieſe fich beffer in. der Cavallerie 
ausnehmen, indem fie fich Die weißen Hofen fhöner anfchaffen, 
die Stiefel öfter wechſeln können ıc. Weit entfernt war ich 
aber, fagen zu wollen, Daß ein Mißbrauch Liefer Art Statt 
gefunden habe, wovon Ai Herr Regierungscommiffär gefpros 
chen hat. 

Staatsrath Winter: Ich bin vollkommen damit zufrieden , 
allein wenn Einer fagt, er wilfe nicht, worum. Das Loos ihn 
getroffen babe, jo fagt er eine Unwahrheit, Denn er iſt jage 
genmwärtig. 

v. Itz ſte in: Schwächlichkeit eines Körpers iſt ein Aus— 
druck, der viele Willkühr zuläßt. 

Staatsrath Winter: Ich bin Damit einverftanden; wenn 
aber vier Perfonen beiftimmen, fo ift es etwas Anderes, 

v. Tſcheppe: Es find nit nur vier Perfonen dabei, fon 
dern es wohnt auch noch ein Ausſchuß aus den Bürgern an. 

Merk: Die Sonfeription felfte, wenn fie als wahre Natio- 
maleinvichtung-gelten folk, nicht mehr als Laſt betrachtet wer⸗ 
den, fondern als Bürgerpflicht, Die Jeder zu erfüllen hat, und 
Jeder aus Patriotismus erfüllen follte, Nur ein Staat hat 
feine Heereseinzichtung auf Diefe Grundlage ans. einer Zeit 
eines großen bereichen Aufſchwungs beibehalten; Die andern 
Sionten haben fich von einer. folden volkathümkichen Heeres⸗ 
Bildung eutfernt, und da hat auch die Conſeription etwas von 
der bloßen Aushebimg angenommen; fie unterſcheidet ſecch von 
Dem Werbſuſtem nicht fo bedeutend, und daher iſt es auch ge⸗ 
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fommen, daß man bei der Eonfcription auf die eine eder die 
andere Art die Einleitung zu treffen gefucht hat, um anfehns 
liche und große Leute zu erhalten, und Daß dieß auch bei, und 
Statt: fand, Das wird Jeder bejtätigen, der mit einer Com. 
feription je: zu thun hattte. Ich gebe zu, Daß. es hart md 
gewiſſermaßen grauſam wäre, ſchwächliche Leute: zum, Dienſt 
zu ziehen, und daß eine gewiſſe Größe. nothwendig iſt, aber 
welches iſt dieſe Größe? Man ſagt, daß: diejenigen meiſtens 
ſchwächlich ſeien, Die Das Maß nicht hätten, Tas von der Re 
gierung gefordert werde, allein! ich- wende Dagegen nicht nur 
Dasjenigesein ; was ſchon Dagegen bemerfo wurde, daß es names 
lich mehr auf: Die, Conſtruction ankomme, als auf Die Gräfe, 
und daß unterſetzte Eleine Leute mehr Ausdauer haben, als 
die. herangefchoffenen, ſondern ich halte ein Beiſpiel dagegen, 
wornach das ganze Armeecorps von Würtemberg feine: bedeu⸗ 
tendere Groͤße hat, als die von der Commiſſion beantragte, 
und man hat. Die Erfahrung nicht gemacht, daß dort eine be⸗ 
ſondere Schwächlichkeit der Leute; und ein großer Abgang zu 
bemerken ſei. Sodann giebt ja auch: Das, was der Abgeordnete 
v. Itzſtein bemerkt hat, bereits ‚ein Unfähigkeitscriterium, 
naͤmlich die Schwächlichkeit, und um dieſer ein Gegenwicht 
zu halten, daß es nicht ausgedehnt werde, halte ich für noth⸗ 
wendig, daß die Reduction nach dem Vorſchlag der Commiſſion 
eintrete. Ich gehe uͤberhaupt bei dieſem Gegenſtand von dem 
Dilemma aus: im Frieden find Leute gewiß tauglich genug, Die 
diefes Maß. haben ‚saußer. man wollte Paradeſoldaten halten, 
1008 im conſtitutionellen Staat) nicht angehen kann. Im Krieg 
aber ‚wird man bald auf Diefes Maß zurückgreifen und zurück ⸗ 
greifen muͤſſen, und dann chat die Erfahrung gezeigt, daß ge⸗ 
rade dieſe die Verwegenſten und Brauchbarſten ſind. Ich will 
hiar nur an die Revolutiongarmee und. auch an die Heere in ſpãätern 
Zeiten erinnern, welche alle Strapazen in den breunenden Ge⸗ 
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genden Spaniens ımd auf den Eisgefiften von Rußland: mitge: 
macht haben: 

© MWelder: Ich bin mit der Somiten — und 
will zu den Gründen, Die ſchon dargelegt worden find, nur Wer 
niges hinzufügen. Sch wünſche, Daß befonters bei ung Die Zahl 
derjenigen, auf welche Durch das Loos Vie verhältnißmäßig große 
kaſt des Militärdienftes vertheilt wird, möglichft wenig beſchränkt 
werde. Ich komme hier an unfere Methote, den Erfagmann zu 
ſtellen, die ich -im Allgemeinen nicht angreifen will, die aber 
bedeutend vwerfchieden ift von der Aut, wie in andern Staaten 
der Erfaßmann- geliefert wird. Dutch unfere Art, den Erfaßs 
mann zu ftelfen, ift die Militärlaft- eine verhältnißmäßig größere 
als in andern Staaten, wie z. B. in Heſſen, wo in Folge von 
Privatvereinen der Preis eines Erſatzmannes niederer ſteht. Je 
höher aber: der Preis Des Erſatzmannes ift, deſto größer wird 
die Laſt des Kriegsdienſtes, und dieſe muß möglichft erleichtert 
werden, damit der ſehr häufig im Lande verbreitete Glaube, 
als beſchraäͤnke man die Zahl der Einſtandsfähigen mehr, als der 
Buchftabe Des Geſetzes fordere, verſchwinde. Sch Habe hier wor 
mir eine Aufforderung eines ganzen Gemeinderaths. Liegen, die 
dahin gerichtet ift, eine Petition über Diefen Gegenftand einzubrins 
gen, und es iſt hier daffelbe gerügt, Daß nämlich zu viele Mannfchaft 
ausgefchloffen werde. Sch habe nicht Die Abficht, der Regierung einen 
Vorwurf deßhalb zu machen, denn es mag gefchehen, ohne Daß: fie 
Kenntniß davon hat, allein möglich ift es, Daß ein Offizier Freude 
daran hat, ‚größere und reichere Leute zu. erhalten, und tiefer 
Wunſch natürlich: auch feine Lnterftügung findet. Schon das 
übrigens, daß der Glaube an vielen Orten herrfcht, ift genug, 
um die Regierung darauf aufmerkſam zu machen, dieſem Miß- 
brauche forgfältig zu begegnen. Die befte Begegnung würde frei⸗ 
lich die fegn, wenn Das von dem Abg. v. Itz ſte in vorgeſchla⸗ 
gene Syſtem einer gefeglichen. Recrutenaushebung, das: auf dem 
vorigen Landtage die einftimmige Genehmigung der Kammer er⸗ 
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hielt, von der Regierung ebenfalls angenommen, und uns ein 
Gejegesentwurf vorgelegt würde. Dadurch könnte in Vezier 
hung auf die Art der Aushebung jenem Mißbrauch begegnet 
werden. Ich habe nicht Die Abficht, weder die. Offiziere, noch 
die Regierung anzuklagen, allein ihr wird es bekannt ſeyn, 
daß dieſer ⸗Glaube herrſcht, und dieſer Glaube erſchwert ſehr 
die Laſt für diejenigen, die eintreten ſollen, denn ſchon das 
Bewußtſeyn, daß Alles: ganz geſotzlich zugeht, wird die Laſt 
erleichtern helfen, und es iſt demnach von großer Wichtigkeit, 
daß im dieſer Hinſicht jeder mögliche Zweifel verſchwinde. Ich 
glaube übrigens, daß die Abänderung, die wir wünſchen, in 
dem probiſoriſchen Grjege Statt finden fan, und hoffe, daf 
die Regierungscommiſſion fpäter ermächtigt werde, ihre Zu: 
ſtimmung dazu zu geben, 
Generallieutenant ve Schäffer: Man hat bemerkt, daß in 
einigen Diſtricten dev Verdacht. herrfche, als. ob nicht geradezu 
ganz richtig verfahren werde. Es iſt auch nicht blos der Stabe- 
offizier‚ ſondern auch Die Militärärgte und mehrere Civil: 
perjonemDdabeiz, ſo daß, wenn Unterfehleife beftanden haben, 
die ganze Commiffion Theil Daran genommen haben müßte, 
denn ſo wie ein Fall ftreitig ift, muß die ganze Commiſſion 
darüber berichten/ und um ganz ſicher zu ſehn, iſt noch eine 
Superarbiteisungscommiffon, aus Militärärzten und Mitglie— 
dern der Sanitätscommiſſion beftchend, aufgeftellt. Was die 
‚Größe betrifft ſo giebt Darüber‘ Das. Maß, das Die gemein: 
ſchaftliche Commiſſton bei ſich Hat, den einfachen Anhalspunft. 
Die game Commiſſion bat den Mann vor Augen und kann 
jehen, ob von den anweſenden Offizieren ein LUnterfchleif ge: 
macht werden wollte, und diefe würden fich gewiß dagegen 
erklären, Da ſowohl die anmwefenden Givilperfonen, als die An- 
dern gemwiffenhaft ihre Pflicht erfüllen. Der Verdacht gründet 
fich vielleicht noch auf frühere Zeiten, two wir noch Gantous— 
ſtabsoffiziere Hatten , die in der Linie dienten; und von Denen 
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man glaubte, daß fie bei der Vertheilung ihr Regiment degüns- 
fligten. Diefes war jedoch nicht, und kann nicht mehr ſeyn, denn 
fie find unabhängig von dem Einfluß der Regimenter. 

Grimm: Ich freue mich, Daß die Reduction des früheren 
in Das neue badifche Maß den Anlaß gegeben hat, einen Gegen⸗ 
ftand zur Sprache zu bringen, der hier nicht fo bald zu einer 
Berathung aufgeftellt worden wäre, Es ift nämlich die Beſtim⸗ 
mung des Militärmaßes, wie es in das im Jahr 1825 gleich 
fan nur en bloc angenommene Eonferiptionsgefeg aufgenom⸗ 
men worden ift. So oft ich der Rekrutenaushebung vermöge 
meines Dienftes antwohnen mußte, habe ich immer beobachtet, 
Daß dieſes Maß, ob es gleich nicht übertrieben. erfcheint, den⸗ 
no zu groß genommen ift, denn häufig traten junge Leute 
unter das Maß mit einem ftarfen, wohlgebildeten, keruhaften, 
unterfegten Körperbau, wurden aber als dienflunfähig ausge 
ſtoßen, weil fie wenige Linien unter dem Maß blieben ; fie muß⸗ 
ten auch ausgeftoßen werden, teil die geſetzliche Beftimmung 
dafür fprach. Ich Hin aber überzeugt, daß Diefe Leute in wenigen 
Wochen in Folge der Waffenübungen und beffern Haltung das 
gefegliche Maß erreicht Hätten, und noch fefter bin ich überzeugt, 
daß diefe Leute eben fo Leicht Den Pflichten, die der Dienft iu 
der Garnifon ımd im Feld auflegt, eben fo gut und noch beffer 
hätten nachlommen föunen, als Andere, die bei einen hochauf⸗ 
gefchoffenen Körperbau etwas Schtwächliches in ihrer Conſtitu⸗ 
tion haben, aber doch nach dem Gefege aufgenommen werden 
mußten, Ich danke der Commiſſion, daß fie auf Herabſetzung 
des Maßes angetragen hat, und würde ihe noch mehr danken, 
wem fie die Herabfegung woch weiter ausgedehnt hätte, als 
fie wirklich gethan hat, nämlich auf fünf Fuß zwei Zoll, worauf 
id; hiemit antrage. 

Staatsrath Winter: Die Diseuſſion könnte vielleicht ganz 
kurz Dusch Die Bemertung befeitigt werden, daß wir ein Gefeg 
zur Öenehmigung vorgelegt haben, worin das Maß feſtgeſetzt 
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if. Das ganze Gejeg beruht auf dem Maß, und es iſt mar dar: 
um vorgelegt worden, weil es fich im Vergleichung des alten 
mit dem neuen Maße um eine Differenz von einigen Strichen 
handelt, ehne welches Vie Regierung das Geſetz gar nicht vors 
zulegen nöthig gehabt hätte, da die einfache Verwandlung des 
alten Maßes im das neue nichts als eine Vollziebung des allger 
meinen Gefeges über Maß und Gewicht gewefen wäre, vie 
man es Denn aud in allen andern Fällen betrachtet bat. Nun 
aber verbeffert die Kammer das Geſetz nicht, ſondern macht 
ein ganz neues Gejeß, indem fie ein gang anderes Maß bin: 
fellt, als wir eines vorgelegt haben. Wir haben Ihnen das 
Gefeg zur Genehmigung vorgelegt, und überlaffen Ihnen mım, 
0b Sie etwa eine Bitte an die Regierung bringen wollen. 
Es wird dort erwogen werden, auf welche Art und Weife dies 
her Bitte entfprochen werden kann. Sie bat befendere Gründe, 
Viefes zu wünſchen, und in jedem Fall iſt das Geſetz fo, daß 
ed Ihnen mehr giebt, als vorher. 

Selgam: Durch das und. vorgelegte proviſoriſche Geſetz 
vom 14. Jumi u if ſchon gegen das früher beilandene 
Militärmaß vom Jahr 1825 von 5 Fuß umd 1 Zoll ebeimifch 
vorläufig 2 Einien oder "/s Zoll nachgegeben. Das Eonferip- 
tionsgefeg von 4812 hatte nur 5 Zoll rheinifch oder 5 Fuß 
2 Zoll neu badifchen Maßes, oder eigentlich nach der wahren 
Parität 5 Fuß 2 Zell 3 Linien neu badifchen Maßes, wie 
ſolches 1822 in der Kammer auch felbft beſtimmt worden 
iR, Diefes Maß ift auch in das Ediet über die Kriegsdienft- 
pflicht vom 15: Mai 1808:$. 14 ımd im das erfte Conſcrip⸗ 
tionsgefegt vom 29. Septbr. 1808 aufgenommen. Welche twich- 
tige Feldzüge in: jene Periode gefallen find, und wie es fich 
beziehungsweiſe auch damals bewährte, daß dem Staate meht 
daran Liege, vontapfern, als von langen Streitern vertheldigt 
ju werden, drauche ich hier wohl nicht befonders anzufähren, 
Die verhältutßmäßig geringe -Intluen; ves durch das Ediet 
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vom Jahr 1825 etivas vorgerückten Pflichtigkeitsjahres ſcheint 
fo ziemlich nachgewieſen. Dem Edict vom Septbr. 1808: lag 
übrigens auch ſchon bei dem Normalmaß von 5 Fuß rheis 
nifch die gleiche Berechnungsmweife zu Grund, Denn es heißt 
Dort ausdrücklich beifpielweife: daß die im Jahr 1780 Ge— 
bornen zuerft 1801 in den Aufeuf fallen sc. Dazu war aber 
noch ſowohl Durch Diefes Edict von 1808, als durch jenes 
von 1812, $..3 u. 6 befonders verfügt: Daß über diejenigen, 
die das Normalmaß von 5. Fuß rheinifch nicht hätten, aber. 
font tauglich wären, eine eigene Lifte geführt werde, und 
daß dieſe befonders zu loſen hätten, und aus ihnen, was zum 
Train nothivendig, zu nehmen wäre, Daß Durch. Diefe Con— 
currenz gegen Dermalen, wo eine ſolche Diftinction nicht mehr: 
Statt findet, für fämmtliche Pflichtige eine weitere große 
Erleichterung eintreten mußte, ift an und für fich Far, Eine 
Abweichung hatte fich freilich auch ſchon das Großh. Kriegs» 
minifterium Durch feine Verordnung vom 22. Quli 1813 ers 
loubt, wonach die zu den NRegimentern und Corps beftimm- 
ten Rekruten nad) dem neuen Maß wenigftens 5 Fuß 2ule 
Zoll mefjen mußten. Ich glaube nun, daß, wenn wir Diefes 
Maß von 5 Fuß 2V2 Zoll für alle zu den Combattanten 
Gehörigen zu. Grund. legen, allen Rückſichten in: militaris 
jeher und technifcher Hinficht genügend Rechnung. getragen 
feyn wird, und theile Demnach Die Anſicht der Commiſſion; 
würde es aber auch mit Dank annehmen, wenn Das. Maf 
von 5 Fuß 2 Zoll, wie es urfprünglich im Edict von 1812 
geheißen hat, wieder allgemein feftgefegt würde, 
Generallieutenant v. Schäffer: Wir haben in den Jahren 
1822 und 1825 auf feine Erhöhung des Maßes wegen der 
Zolle und Linien angetragen, - fondern es leiteten die Negies 
rung dabei gewiſſe menfchliche Gefühle, indem die Erfahrung 
gezeigt hat, Daß aus Rußland nicht ein einziger Mann von 
5 Fuß zurückkam. Nur die geoßen haben fich durchgeſchlagen, 
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während die Eleinen auf der Brücke über Die Berecina zer⸗ 
treten oder von Ten Kanonenrädern zerquetfcht worden oder 
in : dem Eife von Rußland flecken geblieben find. Sch habe über 
dreihundert Diefer Leute, welche Penſionen beziehen, felbft 
gefehen, uud Tas Nämliche höre ich von der Commilfion, 
welche die Leute, die wirklich in Rußland waren, hat unter: 
fuchen müffen. Ferner muß ich bemerken: wir haben in den 
erften «fechs Monaten Des Jahrs 1822 die Leute gemeffen’ 
die im Jahr 1821 gezogen waren, und alle waren gewachſen 
bis auf einen Einzigen, Der auf dem gezogenen Maße ftehen 
blieb, Sodanı waren unter 178 Soldaten, die wir in einem 
halben. Jahre wegen Ilntauglichkeit entlaffen mußten, 134, 
die nur 5 Fuß bis 5 Fuß umd zwei Zoll hatten, "Wir ha— 
ben demnach. glauben müffen, nachdem wir die ärztliche Be— 
hörde gefragt hatten, Daß es gegen die Pflicht der Menfch- 
lichkeit: wäre, auf fein erhöhtes Maß anzutragen, und darin 
fag der Grund, warum wir dieß thaten. Nicht die Größe 
alfeim macht es aus, fondern die Gedrungenheit, und ich 
würde: gern einen: halben Zoll herabgehen, wenn wir nur Die 
Wahl hätten, Gedrungene zu nehmen, die auch die Strapa> 
zen aushalten können, Es geht aber nicht nach der Gedruns 
genheit, fondernnach den Zollen, weil Das Gefeg beftimmt, 
welche Groͤße Statt finden folle. 

Doffelt: Sch kann nur mein Bedauern ausfprechen, daß 
der Antrag, den auf dem legten Landtage der Abg. v. Isftein 
ſtellte, dahin gehend, das Conſcriptionsweſen im Wege des 
Geſetzes erledigen zu laſſen, jeweils ohne Erfolg blieb. Wir 
verſammeln uns alle zwei Jahre, um das Recht der Bewilli— 
gung der Geldſteuer auszuüben. Ein viel wichtigeres, alle 
Verhältniſſe vielmehr berührendes Steuerobject iſt aber die 
Menſchenſteuer, die daher auch nicht genug controlirt werden 
faun. Es iſt immer eine delicate Sache, näher Darauf einzu— 
gehen aber Jeder wird mir Necht’geben, wenn ich fage, Daft 
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hierin noch viele Wünfche unbefriedige Find. Weun Daher, wie 
sorauszufehen iſt, die Bitte um Die Herabſetzung des Maßes 
an die Regierung gebracht wird, fo wünfchte ich, Daß der 
Antrag. des Abg. v. Itzſte in damit. verbunden würde. 
Goll: Ich wünfche, daß das Maß von 5 Fuß 2 Zoll zum 
Einteitt in den Militärdienft genügen möge, und zwar Darum, 
weil dadurch die Zahl der Tauglichen bei Der conferiptiongs 
pflichtigen Mannfchaft bedeutend vermehrt wird., und der Fall; 
daß man, um zivanzig Recruten aus einem Bezirk zu erhalten, 
bis auf Nr. 90 bis Mr. 100 greifen muß, oder der Kal, 
daß in einem fo gefunden, und Durch. feinen Eräftigen Volkes 
ſtamm ausgezeichneten Land, wie Baden, ein ganzer Con: 
feriptionsbezirt Die verlangte Quote. gar nicht ſtellen kann, 
in Zufunft nicht mehr fo. oft eintreten wird. In der That, 
betrachtet man die Zufammenftellung, welche die zum Mili— 
tärdienft untauglich machenden Fehler enthält, die Anzahl 
diefer zum Theil ganz unbedeutenden Gebrechen,, fo erklärt 
fich freilich, daß jest fehon fo Hoch in Die Nummern gegriffen 
werden muß, um aus der großen, jedes Jahre conferiptiong« 
pflichtigen Maſſe des Volks das Bedürfniß des Militärs mit 
beiläufig 2000 Recruten zu decken; es wird einleuchtend, Daß 
jene. Beftimmungen nur im tiefften Frieden entftehen konnten, 
und zu einer Zeit, wo die Schönheit und Größe der Leute 
im Militäe allem amdern vorgezogen wurde, daß man aber 
eben deßhalb für den Fall eines Krieges Die Anforderungen 
ruͤckſichtlich der Förperlichen Beſchaffenheit und namentlich der 
Größe der Refruten, bedeutend herabftimmen. muß, um zu 
feinem Zwecke zu gelangen. Da ich nım aber jedes Gefeg 
für das Militär nur dann für zweckmäßig erkennen kann, nicht 
wenn es für den Frieden, fondern für den Krieg berechnet 
ift, und für dieſen als zweckmäßig erfcheint, fo erkläre. ich 
mich für jeden Vorſchlag, welcher wie der der Commiſſion, 
ſowohl im Intereſſe der Geſammtmaſſe der Eonferiptiongpfliche 
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tigen, als des Militärs gegründet ſeyn Türfte, und würde 
gerne noch einen Schritt weiter gehen, und nur 5 Fuß 2 Zoll 
als erforderliche Größe vorfchlagen, wenn mich nicht diefelbe 
Beſorgniß, welche auch die Commiſſion geäußert hat, Davon 
abhalten würde, daß nämlich Die Regierung twieder ganz auf 
die ‚alten Beftimmungen zurückgreifen möchte. 

Knapp: Wer glaubt, es fei nicht nothwendig, eine Ab- 
änderung indem Gonferiptionsgefeße vorzunehmen, : den ver- 
sweife ich auf Die legte Ziehung. Der Abg. v. Itzz ſte in iſt in 
der Gegend von Karlsruhe ftehen geblieben ; ich verweiſe aber 
auf andere Landestheile, wo die Stimmung gleichfalls dahin 
ging, daß eine Abänderung nöthig fei, denn jeßt fei es gleich. 
gültig, ob ein Mann die legte oder erfte Nummer ziehe. Sch 
babe mich erkundigt, was wohl daran Schuld ſeyn möge, daß 
ſich die Maſſe der -Pflichtigen follte fo ſchnell vermindert haben, 
und da hörte. ich zu meinem Erſtaunen, daß man die Leute 
größtentheilsinicht brauchen kann. Die Willtühr hat übrigens 
hieran ihren beſcheidenen Theil. Ich bitte den Herrn Präfidenten 
der Kanuner, Die Acten vom Amt Oberkirch und Achern kom 
men zu laſſen, und es wird ſich dann zeigen, daß ich. Recht 
habe. Man hat dort nicht einmal die erforderliche Menſchenzahl 
erhalten, obgleich bekannt ift, daß hier der befte Menfchen- 
fehlag fich befindet, worauf das Vaterland ftolz ift. Ich finde 
aber vielen Grund in unſerem Einſtandsweſen. Man hebe 
dieſes auf, und man wird Leute genug erhalten, die Luſt 
zum Militär haben. Unſere Gegend war mit öſterreichiſchen 
und pꝓpreußiſchen Werbern bedeckt; es iſt aber bekamnt, daß die 
Zahl der Menſchen vor dreißig und vierzig Jahren nicht fo 
groß war, als heut zu Tage, und doch hat es dieſen öſter⸗ 
reichiſchen und preußiſchen Werbern nie gefehlt, die Leute zu 
erhalten. Man überlaſſe Demjenigen, den das Loos trifft, einen 
Mann zu stellen, wo er will, fo wird es gut geben. Sch. 
weiß aber wirklich Fälle ‚ daß: taugliche Leute vorgefchlagen 
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wurden, allein es hat geheißen, man müffe vorher fehen, ob fein 
ausgedienter Unterofficier da fei. Der Militärpflichtige war hier 
nach nicht_in der Lage, frei einen Mann zu ftellen, fonderner war 
genöthigt, dieſen oder jenen zu nehmen, Ich unterftüße alfo 
den Gommiffionsantrag, und wünſche, Daß fich Die Regierung 
über dasjenige, was ich. gefagt, Aufklärung verfchaffen möge, 

Duttlinger: Ich erkläre mich für ten Vorfchlag der 
Sommiffion , nämlich alle Artikel unverändert anzunehmen, mit 
Ausnahme des Art. 2., Den auch ich fo verändert wünſche, 
wie die Commiſſion sorgejchlagen bat, Der Grund meiner Ab- 
fimmung ift der: Die Gonferiptionspflicht gehört unter- Dies 
jenigen £aften der Staatsbürger, die fih ihrer Natur, nach 
nicht. nach Ten Grundfäßen firenger Gwrechtigkeitserthoilen 
läßt, wo dann die Staatsbürger der Natur Der Anſtalt nach 
nicht nach Grundſätzen Der Gerechtigkeit betroffen werden. Es 
iſt deßhalb Aufgabe Der Geſetzgebung und der Negierumg, 
durch andere Beſtimmungen über dieſes Inſtitut dafür zu 
forgen, daß man ſich der Idee der Gerechtigkeit wengſtens 
nähert, fo zwar, daß von Diefer Laſt möglichſt viele Staates 
angehörige getroffen werden, Daß nicht nur feine Ausnahmen 
in Beziehung auf verfchiedene Stände beſtehen, ſondern auch, 
daß die Vertheilung in möglichft gerechtem Maße geſchehe. 
Sch babe nicht weiter hinzuzufügen, und klar zu machen, 
daß die Annahme eines niederern Maßes, wodurch. man auf 
diefer Bahn einen Schritt weiter vorgeht, ſehr wünſchenswerth 
fei. Es fragt fich nur, ob dieſer Zuftand auch ausführbar. fei, 
ohne dem Dienft zu fchaden, umd diefe Frage beantwortet ich 
mit. dem Beifpiel unferes Nuchbarftaates. Die Angehörigen 
unferes Großherzogtbums find nicht fehtwächer als die Wür- 
temberger, und dort hat man gefunden, Daß das von Der 
- Commiffion vorgefehlagene Maß unbefchadet des Dienftes aus⸗ 

veicht, weßhalb ich Den Vorſchlag Ver Commiffion unters 
ftüße. er | Ä — 
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Mordes: Ich babe. blos eventuell vorgefchlagen , daß man, 
weil der Herr Nogierungsconmiffär erklärte, man müffe das 
Geſetz nehmen oder verwerfen, ſolches annehmen möge, Wenn 
aber Die Kammer fich für Den Antrag Des Abg. v. Isftein 
ausfpriche ‚indem Gejege felbft ein Amendement zu machen, 
in dem Sinne, des Commiſſionsantrags, fo trete ich ohne alles 
Bedenken dieſem Antrage bei, und bemerfe weiter, daß ich 
das Mitglied in der Commiſſion war, welches Veranlaffung 
gab/ den Wunfch auszufprechen , es möge das Maß nicht nur 
auf 2’, fendern fogar auf 2 Zoll herabgeſetzt werben. Ich 
befönne, daß ich Die, Beobachtungen, auf welche Diefer Vor 
ſchlag ſich ſtützt, und die Behauptung der Fähigkeit folder 
Sonferibirten zum. Waffendienfte im Allgemeinen von einem 
andern) Staate entlehnt habe, es Freut mich daher um fo mehr, 
daß ſich in unferer Mitte "Stimmen erheben für die Anwend— 
barkeit der fraglichen Reduction in unferem Vaterlande, ohne 
Nachtheil für die militäriſchen Zwecke zu-beforgen. Abgefehen 
von allen den Mißbräuchen, Die bei der Conſcription entſtanden 
ſeyn mögen), und den bekannten Liebhabereien der Militärchefs, 
von denen jeder zu ſprechen weiß, der einmal ſelbſt die Uniform 
getragen/ und der Recrutenübernahme beigewohnt hat, wo die 
ſchlankern Leute ſtets Die willklommeneren find; abgeſehen von 
allein dem wird aber die Regierung nach den Motiven, die fie 
ſelbſt angegeben hat, nämlich Den Rückſichten der Menfchlichkeit, 
zufolge der Grundanficht des Ag. Duttlinger bei Auf 
legung einer Laft, die, wie keine andere, durchaus nur dem 
blinden Zufall unterworfen iſt, in den Puncten mindefteng, wo 
eine gerechtere Ausgleichung thunlich ift, eine folche eintreten 
laſſen müſſen. Sch glaube nicht, Daß die tactifchen Bewegungen 
amd) andere Momente, von denen früher Die Rede war, ein 
ſchlagender Grund gegen die Aufnahme von Leuten mit 5 Fuß. 
2Zoll finds Ein gewiſſes Maß gebört allerdings dazu, um die 
gehörig Handhaben zufönnen, wie ich defien noch fehr 
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gut aus der Waffenlehre mich erinnere, aber im Allgemeinen 
nimmt man fchon auf das Maß der Soldaten bei der Hecrein« 
theilung Rückficht. Man bildet aus ‘den Soldaten je nach der 
Größe Grenadiers, Schügen und Zraineompagnieen ıc., und 
einen fo erfahrnen Kriegsmann, wie der Herr General vom 
Schäffer, darf ich wohl nicht daran erinnern, wie ‚oft Eleine 
aber getvandte Leute, als Zirailleurs, der Savallerie mehr zus 
ſetzen, als unbeholfene , größere. - 

GSenerallieutenant v. Schäffer: Ein Jeder, ter brav iſt, 

wird ſich zu mehren wiſſen, und die. Gelenfigkeit gegen den 
Feind Ichrt Die Noth. Jeder muß fehen, Daß er ihm von dem 
geibe hält. Uebrigens habe ich meine Erklärung abgegeben, und 
feine andere Anficht auszufprechen. 
Kröoöll: Die Aeußerung des Abg. Welder muß id aus 
meiner Erfahrung beftätigen. Bei Der letzten Confeription konn⸗ 
ten von 240 Männern nicht 35 für tauglich erklärt werden, obs 
gleich feibft die Behörden und die: Einwohner unferer Stadt 
Diefelben für tauglich gefunden hatten, Die Einwohner Fonnten 
fich nicht überzeugen, warum Die Leute übergangen worden And: 
Dabei will ich durchaus nicht von Unterfchleifen reden, bitte 
aber das Rriegsminifterium, der Commiſſion aufzutragen, Doch 
nicht zu meit zu geben, indem fonft Die ebenen Gegenden ba: 
durch 'beunchtheiligt werden gegen Diejenigen, die im Gebirg 
liegen, wo meiftens die Eleineen und. gedrungeneren: Perfonen 
gefunden werden. 

Staotsrath Winter: Es if mir unerklaͤrlich, wie man mir 
ſagen konn, die Behörde habe etwas nicht gewußt. Die Cams 
miſſion befieht aus Dem Cantonsoffieier, aus einem Abgeord⸗ 
neten Der Regierung, aus einem Beamten, ans Aerzten und 
and allen Vorgeſetzten des Bezirks. Es kann Keiner. entlaffen 
wesden, ohne daß es in Gegenwart Aller gefchteht, und wie 
häufig Streit darüber entfteht, ob Einer tauglich: ift oder nicht, 
das haben wir heute erfahren, Die. Veten müflen hierher 
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geſchickt, umd son einer gemiſchten Commiſſion geprüft werden, 
und dann erleben wir chen fo viele Fälle, daß Einer für 
untauglich evklärt wird, als für tauglich, und da die Bürger 
meifter Des Bezirks und alle Uebrigen perfönlich Dabei betheiligt 
find, jo weiß ich mir gar nicht zu erklären, mie man von 
Unwiſſenheit fprechen kann. Das ift aber wahr, daß es in 
gewiſſen Gegenden des Landes eine zahllofe Menge von Ans 
tauglichen ‚gibt, Die durch ihr Geſchaͤft Dazu gebracht werden, 
denn kein Lebensberuf if ſo beſchwerlich, und hat einen ſolchen 
Einfluß auf den Körperbau, als der Weinbau, 

Schaaff: Alm den Satz zu rechtfertigen, daß Heinere Leute 
wenigen brauchbar: jeien, als große, hat fich der Herr Kriegs. 
minifter auf die Erfahrung berufen. Ich will nun auch Das 
Buch der Erfahrung auffchlagen, um damit meine Meinung 
zus begründen, Daß Eleinere Leute für den Kriegsdienſt in der 
Regelvbefler paſſen, als große. Der Soldat muß fo gebaut 
fein baß er unter allen Aınftänden Gepäd und Waffen tragen, 
und von letzteren Gebrauch machen kann. Da find aber nicht 
Fuß 8 Zoll nothivendig, fondern ich ‚glaube behaupten zu 
dürfen, daß ein Mann ‚von 5 Fuß 2./a Zoll Alles leiſten 
kann was im Kriege von ihm verlangt wird. Ich habe diefe 
Erfahrung als Militär gemacht, und als Beamter bei der 
&onjeription beobachtet, Taß gerade deßhalb in vielen Bezirken 
nicht einmal das Quantum geſtellt werden kann, das dem 
Bezirk zugetheikt ift, weil Das Maß zu hoch if. Sch kenne 
einen. Bezirk, wo fechs Jahre hintereinander niemals das Quan⸗ 
tum Ia nicht einmal die Haͤlfte deſſelben geftellt werben konnte, 
wo im Jahr 1834 unter 108 Conſcriptionspflichtigen nur 11 
taugliche herausgefimden werben konnten, nachdem, dieſer Be- 
irt es ſtellen sollte: Es wird auch nicht. felten bei der Aus⸗ 
Hebung von dem Recrutirungsoffieier das Bedauern ausge 
ſyrochen/ einen ſonſt tauglichen Mann. nicht ‚nehmen zu dürfen, 
weile einen halben Zoll Lleiner iſt. Sehr oft habe: ich gehört, 
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daß der Officier fagte, es iſt Jammerſchade, daß wir dieſen Mann 
nicht nehmen Türfen, weil er einige Linien unter dem Maß 
fteht‘; cr könnte einen Zoll Heiner feyn, und ich würde ibn 
allen Andern vorziehen, Eine weitere Erfahrung habe ich erſt 
im vorigen Jahre gemacht, Die jene meutvalifirt, welche der 
Kriegsminifter ans dem ruffifchen Feldzug entlehnt hat. 

Zur Eiquidirung ihrer Penfionsanfprüche mußten nämlich die 
Invaliden des fpanifchen Feldzugs perfönlich bei den Aemtern 
erfcheinen. Ich habe aber unter etiva 30 Männern , die zu mis 
kamen, kaum die Hälfte gefunden, die größer waren, als viel⸗ 
leicht 5 Fuß 2 Zoll. Ia fie werden faum diefes Maß gehabt . 
haben, diefe Eeinen Männer find glücklich zurüc gekommen, 
ohne daß fie den Strapazen und dem-Klima unterlegen: wären 
Auf Die Bemerkung des Abg. Knapp, „daß man ich, um 
einen Mann zu ftellen, an ein Einftandsbureau wenden müffe,“ 
muß ich bemerken, ‚daß dieß, wenn es irgendwo wirklich fo ges 
halten wurde, ein Mißbrauch ift. Das Gefeg geftättet Jedem, 
feinen Einfteher zu nehmen, woher er will, wenn er nur ger 
wife vorgefchriebene Qualitäten beſitzt. 

Sch komme jet auf Die Bemerkung des Abg. v. Aires 
zurück, daß man hie und da Mißtrauen hege, als ob es bei dem 
Conſcriptionsweſen nicht ganz richtig zugehe, teil man nicht 
begreifen fönne, wie Diefer oder Jener tauglich fei, den man 
für untauglich hätte halten follen, und umgefehet. Ich muß 
dies im Allgemeinen beftätigen, jedoch mit dem Anfügen, Daß 
mir fein Fall befannt ift, wo man pecuniären Einfluß vers 
muthet, wohl aber folche, wo man.der Meinung Raum gab, 
daß die Behörde von einer gewiſſen Liebhaberei für ſchoͤne Leite 
beftochen worden fei. Wenn übrigens Willkühr son Selten der 
Militärbehörde vielleicht hie umd da ausgeübt werden wollte, 
fo koͤnnte dies nicht gefchehen, wenn die anweſenden Civilper⸗ 
fonen ihre Schuldigkeit thun, wenn namentlich der Bezirksbe⸗ 
amte ein Mann ift, mie er fenn foll, wenn er den Muth hat, 
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dem Officier zu bemerken, Das oder Jenes ftehe nicht im Geſetz. 
Allein diefer Muth mag freilich hie und da fehlen! 

9. Dürrheimb: Ich habe ſchon oft das beftätigt gefunden, 
was der Abg. Grimm bemerkt hat, daß nämlich) junge Män- 
net, die heute noch ımter dem Maße fanden, fn kurzer Zeit 
nicht ſowohl Das gefegliche Maß erreicht, fondern überfchritten 
haben, was in Anfehung der jungen Leute jener Gegenden 
der Fall ift, wo die Jugend it ihrem erflen Aufkeimen zu 
harten Arbeiten angehalten wird, ind dabei keine Fräftigen 
Nahrungsmittel geniest, wogegen fie, wenn fie in die Reihen 
des Militärs kommt, bald ihren gehörigen Ausbau erhält. Sch habe 
auch wirklich folkhe junge Männer nad) kurzer Dienfkzeit zu: 
tücktommen fehen, die mir ganz aus den Augen gemwachfen 
find, umd die ich für ganz andere Perfonen gehalten habe. 
Sch unterftüge deßhalb den Antrag des Abg. Grimm. 

Völker: Ich habe der legten Affentirung der jungen Leute 
mit der größten Aufmerkfamkeit beigewohnt, und ich muß offen 
befennen, daß mit der größten Gewiffenhaftigfeit Dabei ver- 
Fahren worden ift, Linfere Beamten, die dabei waren, find mit 
inte in Erſtaunen gefeßt worden. 287 Leute haben miteinander 
gefpielt, wovon nur 51 zur &onfeription zu ſtellen waren. 
Es war nicht möglich, folche Herauszufinden, denm es fehlten 
I Daran, | 

Staatsrath Winter: Glauben Ste wohl, daß der halbe 
Zoll einen großen Einfluß auf die Zahl der Zauglichen öder 
Untauglichen gehabt haben werde? 

Bölfer: Durchaus nicht, denn.es war und ſelbſt auf- 
fallend, wie 18 junge eute, die ganz rüftig Daftanden, für 
untauglich erklärt wutden, wo oft nur eine Kleinigkeit fehlte: 
Daraus geht klar hervor, wie nothivendig es tft, das Maß 
üm Weniged zurückzufeßen. 

Geh: Kriegsrath von Ned: Darüber iſt man einig, daß 
Leute: von einem zu geringen Maß zim — nicht 

1833, IL K. rot 38 Heft, 
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tauglich find, Mit Gemwißheit läßt ſich allerdings nichts Dar: 
über fagen, ob eine Linie mehr oder weniger den Ausfchlag 
geben kann, und. am allerwenigſten läßt ſich behaupten, daß 
bier ein Beweis mit apodictifcher Gewißheit geführt werden 


fönnte. Wenn nun Die Regierung überzeugt ift, Daß ein _ 


Mann von einer Größe unter 5 Fuß 3 Zoll den Forderungen, ' 


die der Kriegsdienft an den Soldaten macht, nicht entiprechen 
könne, daß im Gegentheil Leute von folchem Körperbau als 
fruchtlofe Opfer den Fatifen unterliegen werden, fo faun ver 
Vorſchlag der Sommiffion, wenn er zum Kammerbejchluß er: 
hoben werden follte, nur die Folge haben, Daß dann die Re: 
gierung den von der Kammer angenommenen Vorfchlag nicht 
zu genehmigen vermöchte, daß alſo Die geringere Herabjegung 
des Maßes nicht eintreten könnte, weil es nicht ausführbar 
war, Die größere Herabfegung zu erzielen, 

Wetz el IL: Ich möchte für den Antrag noch einen weitern 
Umſtand anführen. Zum Train braucht man keine großen Leute, 
und reichen daher 5 Fuß 2 Zoll für die Muskete nicht hin, 
ſo nehme man ſie unter das genannte Corps. Ich ſelbſt habe 
vielleicht hundert Perſonen zum Train geſtellt, und was das 
mals zu brauchen war, wird jeßt auch noch gut feyn. Sodann 
muß ich noch auf einen befonderen Mißſtand aufmerkſam ma— 
chen: das Maß von 2 Zoll oder weniger Linien ifi fehr ſchwierig 
berauszubringen, denn wer die Recrutirungen mitgemacht hat, 
weiß, wie leicht es einem gewandten jungen Menſchen iſt, fich 
zwei Linien tiefer unter das Maß zu ftellen, wodurch er dann 
feine Freiheit bewirkt. 

Magg: Bei allen Recrutirungen, Venen ich antvohnte, 
habe ich diejenigen Conſcribirten, die eine hohe Loosnummer 
hatten, und hoffen durften, frei zu werden, den Wunfch aus- 
Iprechen hören: „Wenn ich nur Nr. 1 hätte, dann würde ich 
eher frei, denn bier nimmt man es nicht fo genau, teil man 
hofft, es kommen noch größere.” Diefe Bemerkung dient auch 
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dazu, dasjenige zu beflätigen, was unſere Redner in Diefer 
Beziehung äußerten. Ich habe aber gerade bei der leiten Re: 
erutirung einen Zuſatz biezu gehört, der jo lautete: „Ich war 
im vorigen Sahr in Karlsrube, wo ich junge Beute in Mil. 
tärtracht herum gehen fab, Die das Maß bei weitem nicht 
haben, und die in Vergleichung mit Andern im Vortheil fit, 
da fie allein Das Recht zum Avanciren haben, was der Art. 9 
unferer Verfaſſung nicht zugibt, indem er mir gleiche Rechte 
mit Jenen einräumt. Warum ſieht man bier nicht auf das 
Maß, und warum bei mir, der ich das Unglück babe, für 
einen Andern, der das Maß nicht hat, eintreten und Jene mir 
sorgefeßt fehen zu müſſen.“ Diefe Bemerkung ift factifch und 
wahr, und ich geftehe, daß ich zum Zheil mit ihr einver: 
fanden tar. 

Hoffmann: Die Negerungscoemmilfion bat das Bedenken 
aufgemworfen, Daß, wenn wir das proviforifche Geſetz nicht 
annehmen, vielleicht Die "ganze Sache beim Alten bleibe. Ich 
möchte Dies nicht, Denn die Regierung wird entiweder Den 
vorgetragenen Gründen nachgeben, und das Mafi herabfegen, 
oder wenn dies nicht der Fall ift, fo ift mir eine fo unbe- 
deutende Herabfegung, wie fie die Regierung wuͤnſcht, zu 
geringfügig, als daß wir ein neues Gefeß deßhalb machen 
follten. Wenn wir aber ein neues Gefeß machen, fo wird ein 
zweites nicht nachkommen, und darum follten tote dieſes Gefeg 
Lieber gar nicht annehmen. Ich möchte bei dieſer Gelegenheit 
den Herrn Regierungscommiffär fragen, um tie viel Leute 
wohl die Zahl der Zauglichen vermehrt werden würde, wenn 
man das Maß von 3 Zell: annehme, und ob dies fo bedeutend 
ift, daß man nicht noch weiter zu gehen braucht. 

Generallieutenant v. Schäffer: Dies it ſchwer zu be- 
ftimmen, denn nichts iſt veränderlicher, als dieſes. Es kann 
aber unmöglich viel ausmachen, und es wird ſich höchſtens 
um eine Differenz son 217 Mann handeln, Dem Abg. Magg 


SB 13. 
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möchte ich bemerken, Daß der Mann, der nad) Karlsruhe kam, 
wahrſcheinlich einen Tanibour gefehen hat. 

Magg: Nein, er hat einen Cadetten gefehen. 

— MWenerallieutenant v. Schäffer: Es find Dies junge Leute, 
Die ſich ganz Tem Mifttärftend widmen, die fich ſelbſt verpfle- 
gen, und vom Staat nichts erhalten. 

Hoffmann: Wenn eine und Yıo Linien 200 Mann aus: 
machen, fo wird der weitere halbe Zoll hoch ſchon non bedeu⸗ 
tendem Einfluß ſeyn, follte aber Dies der Herr Regierungscom⸗ 
miſſär nicht glauben, fo würde id) Dem Abg. Grimm bei— 
ftimmen. 

Gerbel: Ich habe in der Discuffion von einem Mißbrauch 
gehört, der mich zu einer Frage veranlaft. Es hat nämlich 
geheißen, Daß gediente geute bei dem Einftehen vorgezogen 
würden; 98 fragt fich, ob Die Hidre, worauf es beruht, noch 
beſteht. 

Generallieutenant v. Schäffer: Dergleichen mag früher 
der Fall geweſen feyn, allein jeßt fagt das Geſetz Dad Grgen: 
teil. Wenn Das Kriegsminifterium davon Kenntniß erhält, fo 
wird ſtrenge nach Dem Gefege gehandelt, Es kam ein Mann 
hierher, ex wurde fehr genaugemeffen, var aber unter Dem Maß. 

Walchner; Die Gründe, die gegen Die Herabfegung bes 
Maßes vorgebracht wurden, fügen fih auf Erfahrung und 
Humanität. Was die uns entgegen gehaltene Erfahrung betrifft, 
fo fteht ihr Das Beifpiel von Würtemberg Dinmetraliter gegeu- 

über, Was aber die Humanität beteifft, fo wird meit- mehr 
iene Gleichheit in der Vertheilung einer ſchweren Laſt zu Stande 
kommen, wenn das Maß noch etwas herabgefegt wird, Denn 
der Herr Präftpent des Sriegsminifteriums bemerkte felbft, es 
würde dann eine ungleich größere Anzahl zum Kriegsdlenſt taug: 
lich gefunden werden; wenn auch von diefen wieder 445 entlaffen, 
werden müßten, fo würden Damit Doch. nicht alle vom kleinſten 
Maße entlaflen feon, und man. wärbe fich dann zwar immer 
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noch genöthigt fehen, ats andern Gantonen, die größere Beute 
haben, Die Abgehenden zu erfegen, es dürfte aber doch nicht 
die ganze Zahl Eleiner Leute aus dem Cantone, Die einen grö- 
ßeren Menfchenfchlag haben, nachgezogen werden. 

Generallieutenant v. Schäffer: Nur der Umſtand iſt auf: 
fallend und höchft merfivürdig, Daß von 173 Mann 134 Eleine 
Leute für untauglich erfunden tverden. 

Rutfhmann: Dieß ift um fo mehr Veranlaſſung, Die 
Sache nunmehr der Erfahrung der jüngern Zeit anzupaffen. 

Die Discuffion wird hierauf gefchloffen, und der Antrag des 
Ag. Grimm, daß das Maß der zum Kriegsdienft pflichtigen 
geute auf 5 Fuß 2 Zoll neu badifchen Maßes feſtgeſetzt werden 
folle, zur Abftimmung gebracht und angenommen, mit welcher 
Aenderung fodann auch das vorliegende Gefeß die Genehmigung 
der Kammer erhält. 

-Daffelbe lautet nun alfo: 

Art. 1. 

„Der $. 14 des Gonferiptionsgefeßes vom 14 Mai 1825 ift 
„aufgehoben * 

Art, 2. 

„Das Maß der zum Kriegsdienfte pflichtigen jungen Leute 
„wird auf 5 Fuß 2 ZoU des neuen badifchen Maßes feſtgeſetzt.“ 

Art. 8. | 

„Die Militärbehörde ift nicht fehuldig, unter dieſem Maße 
„einen Pflichtigen anzunehmen.“ 

Nach der Abſtimmung entſpann fich eine neue Debatte, Die 
Staatsrath Winter mit der Bemerkung eröffnete, Daß die 
Kammer ja nichts verliere, fondern nur gewinne, wenn fie das 
Gefeß, fo wie es vorgelegt fei, annehme. Die Regierung könne 
fich nicht gefallen laſſen, daß man ihr gewiſſermaßen die Piftole 
auf die Bruft fege. Die Kammer wolle jest das Gefeß ganz 
abändern, während es beffer gemwefen wäre, fie hätte den bes 
zeichneten Weg eingefchlagen. 
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v. Igftein: Wir haben erklärt, daß wir feinen Werth dass 
auf legen, ob eine Linie mehr oder weniger da ift, allein wir 
glauben Das Vertrauen in die Regierung ſetzen zu dürfen, fie 
werde da, wo fichs darum handelt, fo ſchwere Laften, wie der 
Kriegsdienft it, gleich zu vertheilen, nachgeben. Vebrigens hat 
fie num Das Recht, zu thun, was fie will. 

Staatsratd Winter: Die Regierung kann ja auch noch 

andere Anfichten hören wollen, 
9 Isfein: Allerdings, denn unfere Abftimmung macht 
_ die Sache noch zu feinem Gefeß. 

- $inanzminifter v. Böch: Der Herr Präfldent des Kriegs: 
minifteriums hat nicht umfonft gefagt, daß, wenn die Kammer 
das Geſetz annehme, ihr Der Weg offen bleibe, die Regierung 
zu bitten, das Maß auf 5 Fuß 24a Zoll herabzuſetzen. | 

Aſchbach: Der Befchluß der Kammer wird nicht zurückger 
nommen werten fönnen, 

Staatsrath Winter: Die Kammer tft fouverain, und fann 
jeden Augenblick ihre Befchlüffe zurücknehmen. 

Aſchbach: Jede Abftimmung wäre in der That nichtig, wenn 
die Regierungscommiffion immer twieder eine neue Debatte er— 
öffnete. 

Staatsrat Winter: Es ift ein möglicher Fall, Doß manche 
Mitglieder in dieſem Augenbli die Folgen nicht voraus bedacht 
haben, welche Statt finden Fönnen. 

v. Ieftein: Wir haben ja erklärt, daß es uns nicht auf 
eine Linie anfommen könne. 

Rettig v. 8.: Die Kammer hat den Gefegesentiourf ver⸗ 
worfen, d. h. ſich dahin ausgeſprochen, ſie trete ihm nur bei, 
wenn das Maß auf 2 Zoll beſtimmt werde. Dadurch iſt die Res 
gierung nicht an dieſes Maß gebunden, wenn ſie in Ermang— 
[ung eines Geſetzes einen neuen Geſetzesvorſchlag auf 2"/2 * 
in die Kammer bringen will. 
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Präfident: Um fo mehr hat die Kammer feine Urfache, 
noch einmal abzuftimmen. 

Winter v. H.: Ich kann mich nicht entfinnen, da der 
Kammer ein ©efeß vorgelegt wurde, mit den Worten, fie habe 
die Wahl, diefes Gefeß anzunehmen oder zu. verwerfen. Mag 
man nun der Wirkfamfeit der Kammer eine Bedeutung beilegen, 
welche man will, fo weiß ich nicht, ob dieſes als Norm für 
uns gelten kann. Sch habe das Vertrauen zu dem humanen 
Geift der Regierung, daß man nicht länger eine fo twichtige 
große Steuerlaft auf die gegenwärtige Art erheben läßt. Yür- 
wahr, es gibt Feine größere Steuer, als wenn man feine 
Kinder zum Kriegsdienft abgeben muß, nachdem man fchon 
ſo viel auf fie verwendet hat, mag man nun die Söhne felbft 
hergeben, oder Einfteher ftellen. Sch erwarte alfo von der Re: 
gterung, daß man nicht länger eine folche ungeheuere Steuer» 
laſt nach dem Maß einer größern oder geringern Liebhaberei 
vertheilt, und man mag auch darüber nachlefen, wo man till, 
fo findet man, daß man von Jahr zu Jahr immer mehr in 
Der Keiegsroiffenfeaft davon abfommt ‚daß die Soldaten groß 
feyn müffen, 

Staatsrath Winter: Das Maß ift Elein, und ich fehe nicht 
‚ein, wie man von einer Größe deffelben fprechen kann. 

Der Präſident fchließt hierauf die Sigung, und ver- 
fündet die Tagesordnung für die nächfte. 


Zur 3 eurfundung 
der am 43. Juli Nachmittags 4 Uhr gefchehenen Vorlefung 


Der erſte Vicepräfident: Der Secretär: 
Dr. Duttlinger, Rutfhmann. 


XIV. Deffentlihe Sitzung. 


Verhandelt in dem Sigungsfanle der ziweiten Kammer der 
Ständeverfommlung. 


Karlsruhe, 20. Juni 1838: 


In Gegenwart. der Herren Regierungsceommifläre:, Minifterial:, 
chef Staatsrath Winter, Geheimerrath v. Weiler und Mini: 
ſterialrath Goß weiler, fodann fämmtlicher Mitglieder der zweiten 
Kammer, mit Ausnahme der Abg. Föhrenbach, Müller und 
Poffelt. 


Unter dem VBorfig des Bräfidenten Mittermaier. 


Der Präfident macht zwei Mittheilungen der erften Kam⸗ 
mer befannt, wonach diefelbe | 

erftens den Gefegesentwurf in Betreff des Verbots ſchwaͤr⸗ 
merifcher Secten zur Berathung der zweiten Kammer über: 
giebt; | 

Beil, Nr: k ’ 

und, zweitens; dem Geſetze über: Entrichtung der Etappen: 
gelder, für beurlaubte Yinterofficiere und Soldaten. gleichfalls 
beigetreten ift. 


Das Secretariat macht hierauf die neuen Eingaben befannt : 
1) Bitte des Georg Gebr aus Obergloterthal, Amts Wald- 
kirch, um Beranlaffung einer nochmaligen Lnterfuhung in 
feiner Beſchwerdeſache wegen des Verkaufs feines Hofguts; 


XIV. Sigung vom 20. Juni 1833. 201 


2) Bitte der Geſchwiſter Jorger von. Gengenbach und Rei⸗ 
chenbach ‚ Anfprühe an den. Gengenbacher Spitalfond be— 
treffend. 

Ferner iverden folgende Petitionen übergeben, und zwar 

von dem Abg. Speyerer: 

3) Befchwerde mehrerer Bürgermeifter in: den Aemtern Schwe⸗ 
zingen. und Heidelberg ıc,, ihre Stellung zu den Staatsftel- 
len betreffend; 

von. dem Abg. v. Rotted: 

«). die Bitte des Pfarrers Brehm von Helmsheim, Ten 
Blutzehnten der Pfarrei Helmsheim betreffend; 

von dem Abg. Merk: 

5) die Bitte des penſ, Kreisſeeretairs Hall in. Engen, 
MWiederanftellung betreffend ;. 

son dem Abg. Rindefhwender: 

6) die Bitte der Gemeinde Bühlerthal, Benugung des 

Bürgerabgabholzesi betreffend; 
von dem Abg. Winter von. Heidelberg: 

7)ı die. Bitte der. Schullehrer von Sinsheim, Eppingen, 
Breiten, Nedarbifchoffsheim, Mosbach, Wiesloch, Pforzheim: 
und Durlach, das Schulwefen, insbefondere: die Befoldungs- 
verhältniffe Der Lehrer: betreffend; 

Dur) den Abg: Herr: 

8) Die. Bitte: des. Pfarrers Roos von ER die welt: 

liche. Feier der Sonntage betreffend. 
Der: Abg. Duttlinger übergiebt 

9) eine Petition. des Amtsrevifors Sonntag in Gerne: 
bach, die Verbefferung des Amtsresiforatsivefens betreffend, 
und: bemerkt dabei: 

Dev: Petitionäe ifk:ein Stantsbeamter, der. mit gründlichen. 
theoretiſchem Studium des Fachs, über. das er hier. fehreibt, 
Die. Erfahrungen: eines: Vierteljahthunderts verbindet, Vie: er: 
als, tHätigen: Ausüber eben. diefes Faches ſich ſammelte, der 
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fich überdieß befanntlich als denkender, verdienftvoller Schrift: 
fteller über daffelbe Fach feit langer Zeit auszeichnet. Er berührt 
bier ein Inftitut, das, wie man feit 1819 anerfannt hat, fo 
mangelhaft ift, daß wohl eine Verbefferung oder Umgeftaltung 
deffelben nicht Länger verfchoben werden darf — eine völlige AUm- 
geftaltung in der Weife, tie bier der Petitionär vorfchlägt,, 
d. h. nicht Abfchaffung der Amtsreviforen, wie man in frü- 
herer Zeit auch begehrt hat, fondern das Gegentheil: nämlich 
Vermehrung und Verdoppelung diefer Reviforen, indem diefes 
der einzige Weg ift, auf welchem der Zweck einer Verbefferung 
gründlich erreicht werden kann, die hier der Petitionär vor⸗ 
gefcehlagen bat. Sch habe eben dieſen Vorſchlag bei einer frü⸗ 
heren Gelegenheit, auf dem Landtage von 1831 angedeutet, 
und bitte unter dieſen Umſtaͤnden die Petitionscommiſſion, den 
Bericht über Diefen wichtigen Gegenftand fo viel als immer 
möglich zu befchleunigen, weil ich Die Abficht hatte, bei dem 
gegenwärtigen Landtage die nämlichen Vorfchläge zu machen, 
die von dem Petenten der Kammer gemacht worden find;, und 
es noch thun würde, wenn ich mich nicht der Hoffnung übers 
ließe, daß Die Petitionscommiffion meiner Bitte entjprechen 
werde. Es hat Der Petent mir ferner übergeben laffen, fünf 
Exemplare einer Drudfchrift vom Jahre 1832, Abfchaffung 
der Tagsgebühren bei Rechtspolizeigefchäften und die Emanei- 
pation der Theilungscommiffäre betreffend, um folche den Ab⸗ 
theilungen der Kammer zu übergeben , und ich bitte deshalb 
dos Secretariat, Dafür zu forgen, daß je ein Eremplar in 
den Sälen der Abtheilungen niedergelegt twerde. 
Welcker übergiebt 

10) eine Beſchwerde der Bürgermeifter und Wahlmänner 
des Amts Achern, die Verhinderung einer Ffreundfchaftlichen 
Zufammenfunft von Seiten der Obrigkeit betreffend , und be- 
merft Dabei, Daß er_den befondern Auftrag erhalten habe, einen 
achtbaren Beamten vor einem, feiner Ehre nachtheiligen Miß— 


XIV. Sigung vom 20. Juni 1833. 203 


verftändniffe zu fehügen. Die Veranlaffung zu Diefer Petition 
fei nämlich folgende: die Bürgermeifter und Wahlmänner des 
genannten Wahlbezirks hätten fih) mit ihrem Abgeordneten, 
den man in ter Kammer mit Vergnügen fehe, verabredet, 
in Achern ein freundfchaftliches Mahl zu halten, um fi 
dort zugleich über die Angelegenheiten des Landes mit Bezies 
hung auf den nächften Landtag zu befprechen, und ihre Ans 
fichten und Wünfche gegenfeitig mitzutheilen, Als aber dieſe 
Wahlmänner und VBürgermeifter an Drt und Stelle gekoms» 
men, feien fie plöglich aufgefordert worden, ſich durchaus 
jeden politifchen Geſprächs, jeder Inftructionsertheilung am 
ihren Abgeordneten zu enthalten, und ohne allen Verzug den 
Saal zu verlaffen, wo diefes vorgehen follte, mit dem Bei⸗ 
fügen, daß das Bezirksamt angemiefen fei, die Verfammlung 
als eine ungefegliche fogleich aufzulöfen und aus einander 
zu treiben. Darüber befchtveren ſich nun diefe Wahlmänner, und 
werden wohl nicht Unrecht haben, wenn fie glauben, daß 
der $. 48 der Verfaſſung, derdie liberale Beftimmung enthält, 
daß die Abgeordneten nicht von der Inftruction ihrer Wahl: 
männer abhängen follen, nicht dahin ausgelegt werden dürfe, 
daß die Abgeordneten mit den Bürgermeiftern und Wahl 
männern ihres Bezirks nicht über Landesangelegenheiten fprechen 
follen. So ift er aber interpretirt worden, und es würde 
aus diefer Interpretation, wie Diefe Männer richtig fagen, 
folgen, daß kein Abgeordneter mehr mit den Wahlmännern 
feines Bezirks über die Bedürfniffe und Wünfche deilelben 
forechen dürfte, ja es würden die achtharften und für 
die Ruhe am meiften intereffirten Bürger des ganzen Diftricts 
nicht mehr über vaterländifche Angelegenheiten fprechen Dürfen, 
wenn die getroffene Verfügung gegründet wäre. 


- Der Präſident erinnert den Redner daran, daß er all 
dieß bei der Discuffton hätte vorbringen können, und daß es 
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gut fehn werde‘, fich lediglich. darım zu halten, die Petitionen 
zu übergeben. | 

Welcker: Ich bitte, zu bedenken, daß ich den befondern 
Auftrag erhalten habe, einen Beamten vor einem feiner Ehre 
nachtheiligen Mißverftändnig zu fehügen, und daß ein anderes 
Mitglied viel länger für eine Petition gefprochen hat als ich. 
Sch will übrigens nun nur noch der Thatſache erwähnen, daß 
dieſe Wahlmänner und Bürgermeifter erklären, daß fie mit 
Unrecht Dem Ant Achern den Vorwurf gemacht hätten‘, indem 
fie durch einen ihnen mitgethetlten Bericht umterrichtet worden, 
daß die Sache nicht von dem, ihnen als würdig und achtbar 
bekannten Beamten‘ des Amts Achern , fondern von dem Vor- 
flande des Amts Bühl ausgegangen fei, 


Staatsratb Winter: Sch habe ven Suhalt der Petition 
nicht gehört, weil ich abwefend war, fondern habe blos ver: 
nommen, daß von einem Vorgang in Achern die Rede tft, 
wovon ich jedoch nichts weiß, und ich trete daher der Ber 
merfung des Heren Präfidenten bei, Alles, was noch zu 
fügen wäre, auf Die Discuffion zu verfchieben, indem durch 
ſolche vorläufige Bewmerfungen die öffentliche Meinung doch 
immer präoccupirt wird. 


Buhl berichtet hierauf über den Gefeßesentwurf, die Herab- 
feßung des Salzpreifes, Aufhebung oder Verminderung Der 
Ausgangszölle und Erhöhung verfchiedener Eingangszölle betr, ꝛtc. 

Beil. Rr. 2. (Erſtes Beilagenheft 8. 80. ff.) 
betreffend, und bemerft dabei, daß er über denjenigen Theil 
deffelben, der von der Aufhebung der Ausgangszölle handle, 
erſt in der. nächften Sigung berichten könne, weil er bis jeßt 
durch Unpäßlichkeit abgehalten worden fei, den Bericht über 
diefen Gegenftand zu verfaffen. 

Der Druck des Vortrags wird befchloffen. 

Der Abgeordnete Herr berichtet fodann über die Adreſſe 
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umd des Prälaten daſelbſt in Fällen ihrer Verhinderung. 

Beil, Ar. 3. (Erftes Beilagenheft S. 73 — 79.) 


Auch bier befchließt die Kammer Den Drud des Vortrags 
und die Vornahme der Discuffion am nächften Samftag. 


Damit wird Die heutige Sitzung gefehloffen und die nächſte 
auf Samftag anberaumt. 


Zur Beurkundung 
der, in der öffentl. Nachmittagsfißung vom 17. Juli 1833 
erfolgten Borlefung 


der Präfident: | der Gecretär; 
Mittermaier. Dr; Mördes, 





Beilage Nr. 1 


zum Protocoll der vierzehnten öffentlichen Sitzung v. 20, Juni 
1833. 





Leopold, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 

Sir finden Uns bewogen, mit Zuſtimmung Unſerer ges 
treuen Stände zu verordnen, wie folgt: 
| ie $. 1. | 

Ale Verbindungen. von Schwärmern , welche 
a) Lehren. aufftelen, vermöge welcher fie in. irgend einer 
Beziehung den Gefegen des Staats Feine Folge — 
zu ſeyn behaupten, und 


— 
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b) welche in Folge folcher Lehren die Erfülluug faatsbür- 

gerlicher Werbindlichkeiten beharrlich verweigern, 
find verboten, und werden an den GStiftern und an folchen, 
welche Anhänger werben, mit Arbeitshaus von fechs Monaten 
bis zwei Sahren, und an den übrigen Theilnehmern mit Ges 
fängniß bis auf zwei Monate beftraft, vorbehaltlich Der weis 
tern Strafe, welche fie etiva Durch Dabei concurrivende andere 
beftimmte Verbrechen verwirkt haben mögen. 


| 8. 2. 

Die Strafe wird von den Hofgerichten erfannt. Sie hat 
nur gegen diejenigen Statt, gegen welche vorber Die Polizeis 
bebörde ſchon zweimal polizeiliche Strafen als Beſſerungsver— 
fuche erkannt hat, und welche deſſen ungeachtet von ihrer“ 
Verbindung nicht abftehen, oder den Staatsgeſetzen nodh)- fer 
nerhin Die Anerkennung und Folgeleiftung verfagen. 

Die Einleitung der gerichtlichen Unterfuchung , zum Zmede 
der Aburtheilung Durch die Hofgerichte, erfolgt nur auf Res 
quifition der betreffenden Kreisregierung. 


$. 3. 


Bei denjenigen, welche fchon vor der Verkündung‘ diefes 
©efeges eine, wenn auch bereits wiederholte polizeiliche Zus 
vechtweifung ($. 2) erhalten haben, muß gleichwohl noch ein 
einmaliger derartiger Befferungsverfuch vorausgehen, ehe die 
im $. 1 beftimmte Strafe gegen fie ausgefprochen werden kann. 


| S. 4. 

Gegen diejenigen, welche, nachdem die im $. 1 feftgefegte 
Strafe ſchon einmal gegen fie erfannt war, fich eines Rüd: 
fallsin das nämliche Vergehen ſchuldig machen, kann in einem 
folhen, fo wie in einem teitern Wiederholungsfalle , wenn 
auch nur einer der im $. 2 erwähnten Befferungsverfuche 
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gegen fie vorgenommen ift , die im $. 1 beftimmte Strafe 
auf Das Neue erfannnt und bis zum Doppelten erhöht 
werden. 


Unfere Minifterien des Innern und der Juſtiz find mit 
dem Vollzuge dieſes Gefeges beauftragt. 


Gegeben ıc. 


Die zweite Kammer nimmt vorfiehenden Geſetzentwurf an. 
Karlsruhe den 18. Juni 1833. 


XV. Deffentlihe Sitzung. 


Verhandelt in dem Sitzungsſaale der zweiten Kammer Der 
Ständeverfammlung. 


Rarlörube, 22. Juni 1833. 


Sn Gegenwart der Herrn Regierungscommilfäre, Staatsräthe 
Winter und Solly, und Geheimer Referendär Ziegler; ſodann 
fämmtliher Mitglieder der Kammer, mit Ausnahme der Abg. 
Ddrr, Knapp, Mördes, Müller und Poffelt. 


Unter dem Vorfig des Präfidenten Mittermaier, 


Das Secretariat macht folgende neue Eingaben bekannt: 

1) Dankfagung der Gemeinde Greßgen, Amts Schopfheim, 
wegen freierer Bewirthfchaftung der Privatiwaldungen ; 

2) Vorftellung des Krappfabrifanten Sievert und Comp. 
in Mühlburg, wegen Aufhebung des Ausgangszollse vom_ 
rohen Krapp; | 

3) Vorftellung des Regierungsfecretärs Heunifch in Mann- 
heim, wegen der Dienftverhältniffe zwifchen Affefforen, Prac- 
tifanten und Secretären ; 

4) Bittedes Johann Franz Berberich in Buchen, um Rechts 
hülfe zu feiner Forderung für Lieferungen an fremde Truppen ; 

5) Bitte des Heinrih Mößner von Grözingen, um Rechte- 
hilfe wegen der Anſprüche an ein Zeftament des Hofraths 
Loscant; 
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6) Bitte der Gemeinde Billigheim, Amts Mosbach, um 

Ablöfung der Grundgülten, Zinfe und des Zehnten. 
Der Abg. Herr legt vor: 

7) Vorftellung des Gemeinderaths und Bürgerausfchuffes 
zu Baden, um. Regulirung der Bürgereinfaufsgelder für 
nicht jährlich wiederkehrende Bürgernugungen ; 

8) Vorftellung von denfelben, um Zumweifung der Forſt⸗ 
frevelfttafen an Die Gemeinden; 

Der Abg. Kröll zeigt an: 

9) Bitte des Webermeifters Georg Zimmermann und Eonf. 
son Lahr, Forderung an die Salineninfpection Rappenau, für 
gelieferte Salzſäcke; 

Der Abg. Aſchbach übergiebt: 

10) Bitte der Gäcilia Siegel, Dienfimagd zu Baden, um 

Belaſſung einer Unterftügung aus dem Maria - Victoriafond; 
Der Abg. v. Tſcheppe übergiebt: 

11) eine Petition der Gemeinde Schoͤnach im Bezirksamt 
Ueberlingen, Eehensverhältniffe betreffend, und bemerkt: 

Die Gemeinde bittet, die hohe Kammer wolle, in Verfolgung 
der beim legten Landtag gemachten Anregung, ein Geſetz er⸗ 
wirken, wodurch die Rechtsverhältuiffe der Schupflehenleute 
geregelt, und die Gemeinden vor dem drohenden Zerfall ger 
ſchützt werden. 

Sie führt einen ganz neuerlichen Fall an, da die Stadt 
Ueberlingen ein folches Schupflehen auf den Tod des Lehen⸗ 
manned eingezogen, das Haus, tworauf der Lehenmann fein _ 
Vermögen verivendet,. verkauft, Die Felder verpachtet hat, 
und die zehn Hinterlaffenen Kinder nunmehr der Gemeinde zur 
Laſt Liegen, der diefe Loft um fo unerträglicher wird, als alle 
Bauerngüter Schupflehen find, denen gleiches Schickſal droht, 
und die Eigenthümer nur aus wenig bemittelten Söfdnern 
und Zaglöhnern beftehen. Es wurde zwar bei legtem Landtag 
der Wunfch geäußert, daß bis das in Kmregung — und 
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auf gögenwärtigen Landtag ausgeſetzte Gefetz m das Leben 
trete , Die gegenwärtigen Verhaͤltniſſe beibehalten werden möchten, 

Es fuchen aber Stantes= und Grimdherten, Stiftungen und 
Estporutionon ef ſolches Geſetz im Voraus zu veroiteln, ihdem 
fie auf manchorlei Wegen den Beſtimmungen deſſalben vorzu— 
kommen trachten, wodurch meine Bitte an die Petitionscom⸗ 
näfften gerechtfertigt wird, dieſen für die obern Landesgegenden 
höchſt wichtigen Gegenſtand bald in ernſte Erwägung zu ſiehen, 
wobei ich mir Doch zu bemerken erlaube, daß wir dem Ber: 
nohmen nach die Vorlage eines Geſetzesentwurfs hierüber don 
der hohen Regierung zu erwarten haben, die sc um .. 
Realifirung Dringend bitte, 

Der Abg. Buhl erſtatter hierauf ven Stu des * 
über. das Geſetz, die Herabſetzung der Salzpreiſe, Erhbhung 
mehrerer Giugangs ölle und Minderung ee = 
zölle betreffend. 

(Erſtes Beilagenheft S. 80 bie 1). 

‚Des Druck des Berichts wird beſchloſſen, und die —— 
or eine der naͤchſten Sitzentgen feitgefakt: 

—Gerbel bitter um das Wert, und fragt die mReglerunge⸗ 
conmiſſaͤre, ob er auf diejenigen Fragen, die er in einer der 
letzten Sitzungen an dieſelben geſtellt, m Antwort er⸗ 
balten föünne. 

Geh. Mefetenvar Jiegler⸗ Ich habe Die Ehre;, * in der 
zehnten Bretten Sitzung gemachte Zuficherung guretfüllen, 
inbens- ich auf die von dem Hoerrn Abg. G arbet geſtellke An⸗ 
frage ertlarer die Goſetggebungscommiſſion wird zur Berathung 
des Eutwurfs Dis: Sirafgeſetzes und des Gefetzes über das 
Berfahren Im Srroffachen einberufen tworden, ſobald der groͤß⸗ 
tentheils ausgearbeiteto Einwurf des das Berfahren en. 
Geſetzes ganzlich vorgelegt ſeyn wird, 

Disr Gerichteverfaſſung betroffend, iſt ein. aufn —— 
der ZTreuuuug dev‘ Duff von dor Adminiſtrarlon gebanter inte 
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wurf ausgearbeitet, der gegenwärtig zur Berathung einer aus 
Mitgliedern der Minifterien der Juſtiz und des Innern, ſodann 
der Gefeßgebungscommilfion ernannten Commiſſion übergeben if. 

Die große Wichtigkeit dieſer Arbeiten und die Nothivendig- 
keit deren forgfältigiten Prüfung machen es unthunlich, fie 
früher als bis zur künftigen Landtagsperiode zu vollenden. 

Hiezu kommt noch eine wichtige Rücficht, gegründet auf 
unfere finanziellen WBerhältniffe, Die eintretenden Veränderun- 
gen im Steuerfoftem erfordern nämlich, Daß die nächfte Land⸗ 
tagsperiode abgemwartet werde, ehe neue, mit bedeutenden 
Koften und fortwährender Erhöhung des Staatsaufivandes 
verbundene Eineichtungen getroffen werden dürfen. 

Gerbel: Ich glaube im Sinne der Kammer zu fprechen, 
wenn ich fage, daß diefe Antwort fehr ungenügend iſt. Es 
wurde auf dem letzten Eandtage der Befchluß gefaßt, daß die 
Adminiſtration von Der Juſtiz getrennt, und Gollegialität in 
erfter Inſtanz eingeführt werden folle, fo zwar, Daß gar kein 
Aunſtand obtaltete, Die Regierung wuͤrde auf: dem nächften 
Landtage die entfprechende Vorlage deßhalb machen, Es wäre 
zu mwünfchen geweſen, wenu dieſes Geſetz felbft proviforifch in 
Wirkſamkeit getreten wäre; nun ift aber durchaus nichts ges 
fehehen, es ift die Zeit von einem Landtag zum andern, fo 
zu fagen, verloren gegangen, und wir haben gar nichts, als 
1008 wir mit der Prozeßordnung erlangt haben, Es iſt zwar 
sichtig, Daß die Gefeßgebungscommiffion nicht verfammelt 
wurde, ob man gleich den Grund davon nicht kennt, allein 
es iſt ‚hier blos davon Die Rede, eine Vorlage über die Tren- 
nung der Juſtiz von der Adminiſtration und die Sollegialität 
in erfter Inſtanz zu erhalten, Dies tft ein Gefegesentwurf 
son einigen Paragraphen, wozu man feiner Gefeßgebungscom- 
miffton bedarf, umd gerade, weil diefe nicht verfammelt war, 
hätten Die Mitglieder des Juſtizminiſteriums um fo mehr Zeit 
gehabt, Den fraglichen Entwurf ausquarbeiten. (6 taßt ſich 
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vielleicht der Bitte. entiprechen, daß dieſe Vorlage noch auf 
diefem Landtage gefchehen mlöchte, um wenigſtens nach Vers | 
lauf einiger Zeit die Regierung in Den Stand zu. fegen, die 
Trennung der Adminiftration von Der Juſtiz einzuführen ; denn, _ 
gefchieht. gar nichts, fo if} man in Der Gefahr, das Wenige, 
was man hat, wieder zu verlieren. Ich ſtelle daher. Diefe Bitte, 
und erwarte von der Kammer, 6b fie derfelben beiftimmt. 

- Sodann erlaube ich mir noch einige Fragen zu ſtellen, muß 
jedoch mein abermaliges Bedauern voranjchicen, daß der Chef 
des Juſtizminiſteriums nicht anweſend it. Es find fo viele wohl⸗ 
gegründete Mängel und Mißbräuche dieſes Miniſteriums zur 
Sprache zu bringen, wozu ung Vie Verfaffung Das Recht gibt; 
allein Diefe :önnen nur gegenüber, Dem verantwortlichen Mis 
nifterialchef vorgebracht werden, 

Nach Der Verfaffung der Minifterien wird —— 
verfahren, wobei Manches gefchieht, wovon das Collegium 
nichts weiß. Der Chef ift Daher verpflichtet, über das Rebe 
zu ſtehen, was in der. Kammer in diefem Betreffe vorgebracht 
wird. Es liegt darin einiges Surrrogat für den großen Mangel 
in unferem-confitutionellen Leben, daß wir nämlich fein Gefeg 
über die Verantwortlichkeit Der Minifter haben, oder wenigfteng 
nur eines, Das feinem gleichlieht. Bei diefem Mangel ift die 
Redefreiheit und, Die Deffentlichfeit in dieſem Saale ‚ein koſt⸗ 
bares Surrogat des Verantwortlichkeitsgeſetzes. Der betreffende 
verantwortliche Minifter ift verpflichtet, Rede zu ſtehen, 
über Gebrechen und Mißhräuche feiner Dienftführung, und er 
kann fish nicht dem Verdacht entziehen, Daß er, wenn er feine. 
Aufklärung ertheilen will, ſich über feine Handlungsweiſe nicht 
zu verantworten vermöge.. Ich wirderhole nun hier die Bitte, 
daß das erwähnte Gefeß noch auf dieſem Landtage vorgelegt 
werde, weil daſſelbe wenig Arbeit srfordert. Würde auf Diefem 
Landtage folches nicht mehr erfcheinen , fo müßte ich an dem 
guten Willen verzweifein, und, cin hemmendes Princip vermuthen, 
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das die Regierung nicht aus dem Wege räumen will. Ich komme 
nun an die oben angekündigte Frage, ob über die Reviſion des 
Amtsreviſoratsweſens eine Vorlage zu erwarten iſt. Es iſt dieß 
ein Gegenſtand, der ſchon vierzehn Jahre lang in allen 
Kammern laut und deutlich beſprochen worden iſt. Im Jahre 
1819 geſchah die feierliche Zuſage von dem Staatsminiſter 
v. Fiſcher, daß die Regierung, von der Nothwendigkeit einer 
neuen geſetzlichen Beſtimmung überzeugt, die erforderlichen 
Vorarbeiten machen werde. Im Jahr 1822 wurde eine ähn⸗ 
liche Motion geftellt, diefelbe durch und durch discutirt -und 
von der Regierungscommiffion erklärt, es feie zu wünſchen ges 
weſen, Daß Durch diefe Discuffion die Kammer ihre Anfichten 
ausfpreche, Damit darauf Das Geſetz gegründet werden fönne. 
Es ift aber ebenfalls bis jegt nichts gefchehen, und Doch ift es 
ein höchft wichtiger Gegenftand, der von feiner andern Behörde 
erledigt werden kann, als von diefem Minifterium. Sch ftelfe 
Diefe einzige Frage, weil andere meiner Collegen noch mehrere 
daran reihen werden. Ich bitte diejenigen, die in der Sache 
noch das Wort nehmen wollen ‚ Sich auszufprechen, ob meme 
Anſicht im Allgemeinen von Ihnen getheilt werde. Ich ertvarte 
- meine Frage von dem Herrn Chef des SYuftizminifteriums bes 
antwortet ; wiirde übrigens eine definitive Erklärung erfolgen, 
dag er nicht erfcheinen wolle, fo behalte ich meine weitere Er⸗ 
klärung vor. 


Schaaf: Ich theile Die Anſicht des Redners vor mir im Als 
gemeinen, was die Vorlage der Gefege betrifft, bin aber ab- 
weichender Anficht in einem andern Punkt, Ich glaube nämlich, 
es feie nicht durchaus nothivendig, Taf Der Chef des Juſtizmi— 
nifteriums in der Kammer erfheine, indem es genügt, fobalt 
dieſes Minifterium hier vepräfentirt ift, fei es nun Durch welches 
Mitglied Diefer Branche es geſchehe. 


Eine weitere Frage aber erlaube ich, mi⸗ on das Juſtizmini⸗ 


’ 


214 Brerhandlungen der II, Kammer. 
fterium, ob wir nicht ein Gefeß. zu erwarten haben’, das das 


Verfahren in Ehefcheidungsfachen regulirt. 


Wir haben in diefer Beziehung die Eheordnung von 1807, 


“wir haben das neue Landrecht,, wir haben zivei Einführungs- 


edicte; es befteht eine erläuternde Verordnung von 1812, und 
dazu fommt noch die Proceßordnung, in Beziehung auf melche 
die Anfichten verfchieden find, ob fie in diefem oder jenem Theil 
auf Die Ehefcheidungsprozeffe Anwendung findet oder nicht. Ich 
glaube, es ift an der Zeit, daß eine Revifion diefer verfchiedenen 
Beftimmungen Statt finde, daß fie in ein genaues Geſetz zuſam⸗ 
mengefaßt werden, damit die Sonfufion wegfällt, die bisher 
in den Ehefcheidungsprozeffen Statt gefunden bat, 

Geheimer Referendär Ziegler: Was Die Anfrage des Abg. 
Schaaff betrifft, fo muß ich bemerfen, daß bis jeßt noch Feine 
Beſchwerde von irgend einer Behörde zur Kenntniß des Juſtizmi⸗ 
niftertums darüber gekommen ift, daß es mit dem Verfahren 
in Ehefcheidungsfachen befehwerlicher gehe, als früher, oder daß 
überhaupt Verbefferungen in diefer Hinficht nothivendig feien, 
&s ift aber natürlich, Daß wenn eine neue Gerichtsverfaffung 
eingeführt und Sollegialität in erfter Inftanz Damit verbunden 
wird, eine Veränderung nothivendig vorgehen muß, nämlich 
die, daß die durch unfere befonderen Verfügungen eingetretenen 
Aenderungen des Landrechts, wonach jegt der Ehefcheidungs- 
prozeß als Polizeifache betrachtet. und im Unterſuchungsweg 


- verhandelt wird, aufhört, und im Allgemeinen die Verhand- 


lung, wie fie das Landrecht felbft beftimmt, eintritt, wobei 
im Uebrigen die Prozeßordnung anwendbar ift, foweit fie für 
jede Art des Verfahrens gilt. DerAbg. Schaaff wird aud) 
wiffen, daß in der franzöfifchen Procedurordnung nichts über 
das Verfahren bei Ehefcheidungen befonders beftimmt ift; 
fondern die in dem bürgerlichen Geſetzbuch beftimmten Formen 
werden angewendet. Diefes Gefegbuh iſt unfer Landrecht, 
und wird ganz hergeftellt werden, ſobald Collegialität in erfter 
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JZuſtanz beftept. Ich muß auch noch auf eine FFrage des Abg 
Serbel antworten, ob ich gleich im übrigen ebenfalls wars 
ten will, bis Die übrigen Mitglieder, Die fih erhoben haben, 
geſprochen haben werden, wohin auch Die Frage gehört, welche 
die Verhindlicpfeit, Rede zu ſtehen betrifft. Hierüber erſt num 
Dies: Das Fragerecht if kein Recht, und Die Antworten bez 
Regierung ‚erfolgen blos aus Grfälligkeit, Das, was man Recht 
nennen kann, ‚bezieht fich bios auf Motionen ; allein gerne wird 
Die, Regierungscommiffien antworten, wo fir zu gnttporten im 
Stande if. 

‚Die Frage, Das Anitsrebiſoratsweſen betreffend, fo iſt es aud) 
eine Yufgabe Der Geſetzgebungscommiſſion, einen Eutwurf 
porzulegen, wodurch Die Verivaltung der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit regulirt wird, Die Geſetzgebungscommiſſion if iu ih⸗ 
ren Anfichten kaum zweifelhaft gewefen, Daß man Motarinte 
errichten jolle, daß, men ber Theilungseommiſſäre wo möglich 
nicht mehr bedürfe, fondern jeder tüchtige Arbeiter ſelbſt⸗ 
ſtaͤndig ſeyn folle. Es können aber nicht 20 Mitglieder in 
der Geſetzgebungscommiſſion ſeyn; es ſiad ur. wenige, von 
denen Die meiſten aus) noch mit andern Gefshäften fchr ber 
baftet find, und damı kann man auch nicht auf einmal Alles 
neu machen, | 

Gerbel: Ich kenne auch Fein Definitives uud gegründetes 
Necht, zu fragen, weiß aber, daß es Paris iſt, und wem 
wir die Zweckmäßigkeit ins Auge faſſen, fo iſt Diefes Frage—⸗ 
recht ein fehr nügliches Recht, denn wie viele Motioney 
müßte ich machen, um alle Die Dinge, Die bei dem Juſtiz— 
miniſterium fehlen, ing geben zu xufen. Die Regierung muß 
mit Den Ständen wünſchen, daß Motionen unterbleiben, und 
dieß geſchieht, wenn die Geſetze zur wechten Zeit vargelegt 
werden. 

Treefurtz Ich unterſtütze die Aufrage des Ubg. Gerbel, 
und will blos in Beziehung auf Die page des Abgeordneten 
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Schaaff bemerken, daß nicht blos in Beziehung auf die 
Ehefcheidungsprozeffe , fondern in Beziehung auf das ganze 
Landrecht zu münfchen wäre, daß eine Revifion deffelben vor⸗ 
genommen werde. Webrigens erlaube ich mir noch Die weitere 
Frage, ob man noch keine Hoffnung haben kann, über Das 
Tor: und Sportelmefen eine genügende Gefeßgebung zu er- 
halten, stwovon der Abg. Rettig v. Schopfheim auf dem 
Landtage von 1831 die Gründe Dringend aus einander gefeßt hat. 

Schaaff: Ih will keine Discuffion über den von mir 
berührten Gegenftand herbei führen, erlaube mir aber, nur 
auf einige Artikel in unferer Prozeßordnung aufmerkfam zu 
machen, um meine Anſicht Darauf zu begründen, daß es 
zweifelhaft ift, ob die Prozeßordnung in Chefcheidungsfachen 
auch gelte? Die Anficht, welche ich Habe, haben übrigens An⸗ 
dere auch. 

Präſident (unterbrechend): Die Andeutung von Gebres 
hen wird mohl Sache einer befondern Motion fepn. 

Schaaff: Es wird aber erlaubt feyn, mich darüber zu 
rechtfertigen, Daß ich nicht ohne Grund fragte, und meine 
Behauptung , daß eine Sonfufion in den Ehefcheidungsprozeffen 
Statt finde und dieſe Durch Die nene Prozeßordnung auf das 
höchfte gefteigert werde, richtig fei. 

Präfident (unterbrechend): Die muß bei einer andern 
Gelegenheit discutirt werden, weil der Gegenſtand von Bes 
deutung if. Es war die Frage, ob nicht die Prozefordnung 
zu einer Revifion fich eigne. 

Sander: Ich muß die Fragen, die wegen unferer Ges 
feßgebung geftellt wurden , unterflüßen, indem ich fie aus 
eigener Erfahrung als dringend und richtig anerfenne. Dabei 
muß ich abernoch zwei weitere anfügen: esift eine bekannte That⸗ 
fache, daß beider Einführung der Prozeßordnung auf Dem vorigen 
Landtage diefe einer Revifion auf dem jegigen Landtage aus- 
gelegt werden folle. Nach der Thronrede zu fehließen, feheint 
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aber diefe Revifion nicht vorgenommen werden zu wollen, und 
ich glaube auch ſelbſt, Daß es nicht an der Zeit ift, eine 
durchgreifende Revifion zu veranftalten; allein es befteht doch 
der Beſchluß der Kammer, daß die Prozegordnung auf diefem 
Sandtage revidiert werden folle, umd es fann der Kammer nicht 
gleichgültig feyn, die Gründe zu erfahren, warum die Revifion 
nicht gefchieht. Ueberdieß haben fich im Verlauf diefes Jahres 
Boch ſchon einige Paragraphen heransgeftellt, deren Einfluß 
auf den Gang der Prozeßordnung ſehr hemmend und fehr 
Förend> ift. Diefe Paragraphen ſtehen fo ziemlich allein, und 
Fönnten berausgehoben werden, und es befinden ſich auch Darüber 
in dem Händen des Juſtizminiſteriums Gutachten von den 
Gerichtshöfen. Ich erlaube mir Daher die erfte Frage an den 
Herrn Regierungscommiffär , ob nicht eine Vorlage von dem 
Suftigminifterium dießfalls werde gemacht werden, da hierin 
baldige Abhülfe Noth thut. 


Die zweite Fraͤge leitet ſich auch aus der Prozeßordnung ab: 
die Regierung hat zu Vollziehung der Prozeßordnung eine In— 
ftructivverordnung erlaffen, die fi) in manchen Punkten als 
böchft unvollftändig und zuweilen als ftörend zeigt. Auch dar⸗ 
über liegen Gutachten in den Hänten des Juftizminifteriums. 
Es find auch auf diefem Landtage Richter und Advofaten von 
allen Gerichtshöfen verfammelt, die am beften wiſſen müffen, 
wo die Sache zu verbeffern fei. Ich glaube, daß dieſe Erfah. 
zungen benußt werden könnten; denn eine Reviſion diefer Js 
ſtructibberordnung wird einzig und allein zu einer guten Res 
viſion der Prozeßordnung felbft führen, wenn man dieſe nicht 
ind Unendliche verzögern will, Es wäre gut, wenn man jegt 
mit der Revifion der Inftructivverordnung anfienge, und Das 
Gutachten der Gerichtshöfe und die Erfahrungen mehrerer 
Kammermitglieder felbft benützte. Ich ftelle alfo die ziveite 
Frage dahin, ob man.nicht von Seiten des Juſtizminiſteriums 
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bald eine Reviſion der Inftructivverordnung, Die auch manches 
Legislatorifche in fich enthält, zu erwarten habe. 

Geheimer Referendär Ziegler: Es find alle Gerichtshoͤfe 
zum Bericht aufgefordert worden, über Diejenigen. Abänderuns 
gen, Die nad) der Erfahrung etwa in der Prozeßordnung 
nothwendig fegn möchten, Die Berichte find erftattet worden, 
mit Ausnahme eines einzigen; allein was ich ans Diefen Berich- 
ten entnommen habe, fehien mir Das Nefultat zu liefern, daß 
mon nicht einig ift, ob Diefer oder jener Artifel einer Abäude⸗ 
sung unterworfen werden folle. 

Es giebt gewiſſe Artifel,. bei denen Ras eine Hofgericht 
wünſcht, Daß eine Abänderung vorgehen möchte, Das audere 
aber Das Gegentheil verlangt. Eine dDurchgreifende Reviſion, 
fo daß man fagen könnte, das Gefeg bleibe auf eine lange Reihe 
non Sahren ftehen, ift auf Diefem Fandtage nicht möglich; denn 
die Erfahrungen find noch zu kurz, als daß man etwas Eis 
heres darauf bauen fönnte. Wenn es einzelne Artikel gebenfollte, 
die dringend eine Abänderung erfordern, fo war, daß noch 
auf diefem Landtage eine Vorlage nothwendig twäre, fo wird 
jedenfalls dieſe Sache erft dann in Berathung genommen werden 
fönnen, wenn der Gerichtshof, der noch mit feinem Bericht 
zurück if, folchen eingefchteft haben wird, was in den nächften 
Tagen gefchehen dürfte. Was die Abänderung der Inſtructib⸗ 
verordnung betrifft, fo ift dieſe auf leichtem Wege zu bewerk⸗ 
ſtelligen, allein ich weiß nicht, daß die Gerichtshöfe Br 
lungen gegen diefelbe gemacht haben. 

Sander: In dem Gutachten des Gerichtshofes von Raftatt 
ift über diefe Abänderung allerdings etwas gefagt. 

Geheimer Referendär Ziegler: Dieß könnte im 
Wege der Verordnung verbeffert werden; allein Die Be— 
griffe darüber, mas Geſetzgebungsgegenſtände ſeien, find 
fehr ſchwankend; Denn es giebt Leute, welche behaupten, #6 
Rebe der Regierung nicht einmal zn, auch nur die Advokaten⸗ 
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tare zu verändern, fo daß am Ende die Memung entfliehen 
möchte, auch die Eeinfte Veränderung einer Einrichtung könne 
bios im Wege der Gefeßgebung gemacht werden, und da würde 
man der Vorlage in Sachen Der Gefeßgebung fein Ende fehen; 

Welcker: Ich unterfüge im Wefentlichen Das, was 
ver Abg. Gerbel gejagt hat, umd bitte Die Herren Regie 
rungscommiſſäre, Die ſchon geftellte Frage zu beantworten, 
ob die auf dem vorigen Landtage durch beide Kammern ge⸗ 
gangene Motion über Das Sportelweſen in fo weit ihre Ers 
ledigung finden werde, daß die Regierung noch auf diefem 
Landtage ein Gefeß darüber vorlege. 

Geheimer Referendär Ziegler: Es ift ein Vorfchlag hierüber 
gemacht - worden und auch in der Bearbeitung ziemlich weit 
gefommen, nämlich Alles auf Den Stempel zu legen, und Nies 
mand wird diefen Vorfcehlag für unausführbar halten, Ob er 
noch auf Diefem Landtage als Geſetz vorgelegt werden kann, 
iſt mir unbefannt. Ich will es aber übernehmen, über deu 
Stand Ddiefer Sache nähere Auskunft zu ertbeilen, 

Welcker: Ich Danfe dem Heren Regierungscommiffär für 
diefe Antwort, umd freue mich fehr, zu hören, daß Die Au⸗ 
ficht, Die ich für die befte halte, den Beifall der Regierung 
fand, wünſche aber, wenn es irgend möglich it, daß diefes 
Geſetz noch auf Diefem Landtage vorgelegt werden möchte, 
um einem dringenden Bedürfniß abzuhelfen. 

Was den Punkt der Sriminalgefeggebung betrifft, jo kann 
gewiß Niemand im Lande fein Bedauern darüber unterdrücden, 
daß die Gefeßgebungscommiffion nicht zufammengerufen wurde. 
Wie ich äußerlich hörte, ift Der Entwurf einer &riminals 
peozeßordnung ſchon lange bearbeitet, und hätte vielleicht dieſem 
Landtag vorgelegt werden können; ich will aber Dabei der Re 
gierung und den Ständen doch zur Erwägung anheimgeben, ob, 
wenn wirklich ein Geſetzesentwurf über das Eriminalverfahren — 
gewiß das twichtigfte Bedürfniß unſerer ganzen Juftizeinrichtung 
— ſchon aräfitentheils bearbeitet ift, nicht fehr zu bedauern 
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wäre, wenn die Vorlage noch zwei ganze Jahre verſchoben 
würde. Ferner möchte ich zu erwägen geben, ob es wohl nicht 
zweckmaäßig ſeyn würde, einen fo wichtigen Gefeßesentwurf nicht 
unter den andern Arbeiten des Landtages zur Berathung vor⸗ 
zulegen, damit es mit Demfelben nicht geht, wie mit der Civil- 
prozeßordnung, Die im Galop durchgegangen und gar nicht 
einmal diskutiert wurde. Ich glaube, daß für ein fo wichtiges 
Gefeg, wie in den Niederlanden und in Baiern, entweder ein 
befonderer Landtag zufammengerufen, oder eine zu ernennende 
ſtändiſche Gefeggebungscommifften die Sache, wenn aud 
nur vorbereitend einleite; denn fonft würden wir noch einige 
Jahre warten müffen, bis wir diefes Gefeß erhalten, und wir 
würden entweder nur illuforifch unfer Geſetzgebungsrecht aus⸗ 

üben können, oder auf eine Weife lange beifammen’bleiben 
müſſen, die weder für den Gefchäftsgang der Regierung noch 
der Stände vortheilhaft iſt. Blos diefen Gedanten habe ich 
ausfprechen wollen, und unterftüße jeßt noch den dringenden 
Wunfch des Abg. Gerbel, Daß, wenn es befonders fo wichtige 
Fragen betrifft, der Chef des Juftizminifteriums nicht anftehen 
möchte, in der Kammer felbft fich über feinen Verwaltungszweig 
zu verfkändigen. Die Gründe des Abg. Gerbel Liegen fo nahe, 
find fo Far und beftimmt, daß fie feiner weitern Unterſtützung 
bedürfen; wenn diefer Wunfch im Allgemeinen gegründet ift, 
fo muß er es Doppelt ſeyn in Beziehung auf einen Verwaltungs 
zweig, in welchem fehon Durch Das Wenige, was fa eben vorge 
tragen worden ift, fich fo viele Mängel und Bedürfniffe heraus 
geftellt haben. in folcher Verwaltungszweig bedarf eines 
Chefs, der nach allen Seiten Eräftig und thätig in der Wirk⸗ 
famfeit fich zeigen, und demnach auch diejenige Thätigfeit-umd 
Wirkjamkeit, fi mit den Ständen über die Begürfniffe zu ver» 
ftändigen, nicht verfchmähen follte. 

Aſchbach: Auf dem vorigen Landtage ift befotdens bei Be⸗ 
rathung der Prozeßordnung als tringendes Bedürfniß anerfannt 
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worden, daß das Adookatenweſen auf eine andere yetgemäßeer 
Weife regulirt, und den Männern dieſes ebrenwertben Sxzuten, 
den wahren Schüßern der Rechte für diejenigen, vier Ih m 
Rechte gefrinkft glauben, eine würderellere Etrliung gegeben 
werde, wodurch es ihnen allein möglich if, ıbren ſchören Eurz' 
zum wahren Heil der Rechtsbetürftigen au. erfüllen. Sie hehe 
Regierung ſchien auch von der Dringlichkeit ter Sache innigt 
‚ überzeugt zu ſeyn, Denn alsbald gingen Aufträage won Geiten 

tes Juſtizminiſteriums an die Hefgerichte, cmen Aushkbuf son 
Arofaten zu bilten, um ven dirſen Verſchläge zu Hören uber 

Die zweckmäßigſte Art und Weiſe, wie tie Sache wegulirt werben 

fönnte. Auch Die Gerichtshöte ſelbſt wurden aufgefordert, ſich 

gutächtlich zu äußern, und es find aud, fc ziel ich weiß, dirl⸗ 

Vorfchläge und Berichte eingeſendet werten, Tie das Beturfeig 

nach allen. Seiten beleuchten. Ich fann audy nicht zweifeln, 

daß all dieſes von Seiten ver Regierung inzwiſchen vielfeitig 
gewürdigt :wurde, und dieſe im ber Sage ik, nech auf Diefem 
Sandtage einen Entwurf ;über die Regulizung: diefer wichtigen 
Angelegenheit. vorzulegen.» Meiner Ueberzeugung nach lann 

eine. gute Juſtiz, eine ordentliche Rechtspflege nie geübt werben, 

wenn. nicht der Stand der Advekaten diejenige Stellung eins 

nimnıt, die er haben muß, um feinen jchönen Beruf gehörig un? 
wohlthätig zu erfüllen. Ich ſtelle daber an ven Herm Re 
gierumgscommifjär ‚ Der das Juſtizfach vertritt , Die Frage: ob 
man auf Diefem Landtage einer Vorlage: über den bezeichneten 
Gegenftand entgegenjehen oder Darüber in Bälte eine Anord⸗ 

nung erwarten dürfe. 

Staatsrath Winter: Ich antworte zudorderſt — 
| wage. ‚eb nämlich. ein. Regierungscommiffär fchuldig fei, zu 
antworten, wenn er gefragt wird. Sch jage: jeder Abgeerdnete 
hat Das Recht, zu fragen, und der Regierungscommiflär hat 
das Recht, nicht zu antworten. Er wird dieß aber nicht 
thun, feonderngefällige Erläuterung geben , wenn ihm nicht auf 
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einmal Fragen von folcher Ausdehnung auf dem Leib geworfen 
werden, daß er gar nicht im Stande ift, im Augenblick voll 
ftändige Auskunft zu geben, Sch habe daher ſchon oft gebeten, 
wenn Mitglieder Fragen an mich ftellen wollen, mich einige 
Zeit vorher davon in Kenntniß feßen zu wollen, damit ich dar⸗ 
über nachdenken kann, was ich zu antworten babe. Die 
Mitglieder der Kammer fönnen in diefer Hinficht fprechen, 
was ihnen gefällig iſt; in diefer glücklichen Cage bin ich nicht, 
denn meine Antworten müffen beftimmt feyn und Zufiches 
zungen oder Vertveigerungen enthalten. Alle Mitgliever in 
der Kammer werden aber fo billig ſeyn, einzuräumen, Daß 
ein Regierungscommiffär für feine Perfon nicht jedesmal: die 
beftimmte:Verficherung oder Vertveigerung ausiprechen kann, 
wie denn auch fehon einigemal mehrere Mitglieder fo gerecht 
gemwefen find, Ddiefes zu billigen. Die zweite Frage betzifft 
das Verlangen, daß jedesmal der Vorſtand der Stelle, Die 
ee zu verwalten hat, hier antwefend fei. Darüber: befteht 
zwar feine Verordnung und fein Gefeß; Denn es iſt bios 
von NRegierungscommiffären Die Rede, Man fanıı Ties auch 
in der Allgemeinheit nicht einmal verlangen ‚denn es kann 
Jemand ein ganz trefflicher Vorſtand einer Stelle, ein fehr 
guter und fleifiger Arbeiter ſeyn, er befigt aber -die Gabe 
der. öffentlichen Rede nicht, weil er in feiner Jugend nicht 
darin geübt worden if Wie kann man ihm alfo zumuthen, 
daß er hier öffentlich auftrete und mit ftotternder Stimme, 
mit unterbrochenen Worten eine Erklärung geben fol, Die 
ihn nur compromitticen würde. Es foll jedesmal ein Ne⸗ 
gierungscommiffär da ſeyn, der Ihnen Antwort giebt; von 
dem anweſenden Regierungscommiffär ift anzunehmen, daß 
er den Auftrag habe, die erforderlichen Grläuterungen bei 
den Verhandlungen zu geben und die Gefege der Reglermig 
. vertheidigen. 
Was num :die Vorlage der Gejege beruft, die heute ge 
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"fordert morden find, fo muß ich Sie doch bitten, auf den 
Stand Der Dinge, wie er ift, und wie er der Natur nach 
feyn kann, einige Rückſicht zu nehmen. 

Denn Sie fordern, daß in dem Zeitraum von einem Landtag 
zum andern Die Geſetze in der Fülle bearbeitet werden, wo— 
von heute die Rede war, ſo müſſen Sie nothwendig eine eigene 
Geſetzgebungscommiſſion bezahlen - und ganz unabhängige 
Männer. aufftelen, Die fonft gar nichts zu thum haben, als 
Gefege zu machen. Alsdann fünnen Sie fordern, daß folche 
Perfonen im Jahr Drei Geſetze mehr ausarbeiten, als wir 
vorzulegen im Stande find, Der Landtag if am letzten 
Dezbr. 1834 gefchloffen worden, und ich glaube dreißig 
Gefese wurden auf dem. leßten Landtage vorgelegt, gench- 
migt und befannt gemacht, Zum Vollzug Diefer Gefege war 
auch Zeit nothwendig, die Inſtructionen mußten entworfen 
und von Märmern ausgearbeitet werden, die ſämmtlich Lie 
kaufenden Geſchäfte noch Daneben beforgen, und diejen können 
Sie dach nicht zumuthen, Daß fie auch noch eine Menge von 
Geſetzen hätten bearbeiten ſollen. Ferner muß ich darauf 
aufmerkffam machen, es kann Einer ein ganz treffliches Col—⸗ 
legialmitglied feya, und Die Gefege mit allem Scharffinn und 
aller Gewiſſenhaftigkeit anzuwenden wiffen, er ift aber nicht 
dazu gemacht,. Geſetze ſelbſt zu entwerfen; er bat den fchafs 
fenden Genius nicht erhalten, der dazu gehört, um ein Gefeg 
ſelbſt zu entwerfen, kurz ex. beißt fein Productionspermögen. 
Es giebt hiernach gewöhnlich bei einer Stelle nur eines oder 
zwei Mitglieder, weiche Die Gabe haben, zu ſchaffen uud 
besvorzubringen. Die Bemerkung eines Mitglieds der Kammer 
finde ich ſehr gegründet, indem auch ich glaube, daß größere 
Geſetze auf einem gewöhnlichen Landtag nicht erledigt werden 
können, wenn fie. nicht übereilt werden follen; Darum. bin ich 
auch der Meinung, daß, wenn Gefeße von größerem Umfange 
ans Vorlage reif find ein befonderer Landtag einberufen werden 
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muß. in weiterer Grund aber, warum wir nicht mehr Ges, 
feße vorlegen, ift der, weil wir nicht alle 2 Jahre einen Landtag 
von 6 Monaten haben können, indem fonft die ganze Staats- 
verwaltung ins Stocden geräth, was Sie Alle fo billig feyn 
werden, nicht zu verlangen. Man legt fo viel Gefege vor, 
daß man glaubt, es werden 3 Monate zu deren Erledigung 
gebraucht werden, und fo viel Zeit haben wir für jeden Landtag 
gerechnet. Der Billigerdenfende wird mir hierin ganz ober 
doch theilweife beiftimmen. 

Was nun die einzelnen Gefege betrifft, ſ iſt beſonders der 
Trennung der Juſtiz von der Adminiſtration erwähnt worden. 
Dieß ift aber einer der tief eingreifendften Gegenftände, die 
je in einem Lande vorfommen können, weßhalb jede Regierung, 
und befonders eine Regierung wie die unfrige, die zwar nach 
und nach fortfchreitet, aber befonnen und ruhig ihren Weg 
geht, Die nicht gern etivas auf die Spiße ftellen und wo 
möglich Die Erfahrung anderer Länder benugen möchte, fehr 
sorfichtig zu Werke gehen muß. Es ift zwar wahr, daß diefer 
Gegenftand auf mehreren Landtagen zur Sprache kam, und Die 
Mehrheit der Kammer, fo lange die Frage allgemein war, beis 
geftimmt bat. Wir haben aber die Erfahrung mehrmals ges 
macht, daß, wenn auch folche allgemeine Befchlüffe gefaßt 
worden find, und nachher ein Gefeg in diefem Sinne vorgelegt 
twurde, alsdann, wo jedes Mitglied genauer gefehen hat, worauf 
ed anfommt, die Anfichten ganz verfchieden ausgefallen find. 
Dieſer Fall würde gerade bei der Trennung der Juſtiz von der 
Aominiftration eintreten, denn diefe greift fo tief in Die Local⸗ 
verhältniffe ein, fie hängt fo fehr mit örtlichen, befonders öco» 
nomifchen Verhältniffen zufammen, daß ich zum Voraus fehe, 
daß, wenn ein folches Gefeß vorgelegt wird, faft möchte ich 
fagen, der Apfel der Zweitracht in die Kammer getvorfen würde. 
Damit will ich aber nicht gefagt haben, daß ein folches Gefeg 
nicht fo früh als möglich vorgelegt werden müffe, fondeen will 
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nur die Folgerung daraus ziehen, daß Sie es der Regierung 
nicht übel nehmen mögen, wenn fie fich vorher wohl befinnt, 
da die nämlichen Ziveifel, die in diefer Kammer entftehen 
werden, wenn das Gefeg vorgelegt wird, auch bei der Ne: 
gierung obmwalten, und fie felbft noch zweifelhaft if. Man 
tann die Sache auf Diefe oder jene Weife einrichten, allein 
wir find nicht gewiß, wie fie ausfällt, wenn mir fle auf diefe 
oder jene MWeife machen, und befonders, Da jährlich über 
100,000 fl. mehr erfordert werden, fo wird ein großer Theil 
von Ihnen fo billig feyn, der Regierung nicht zu verdenfen, 
wenn fie ſich Zeit dazu nimmt, Was die Amtsreviforate 
betrifft, fo ift eigentlich bei der ganzen Einrichtung blos ein 
Bunct, der dem Landmann Diefelben verhaßt macht, nicht die 
Errichtung derfelben, felbft nicht Die Theilungscommiffäre an 
und für fich, fondern Ver Gulden, der in die Staatskaſſe 
bezahlt werden muß; und wenn es möglich tft, bier eine 
Abänderung eintreten zu Laffen, fo will ich es darauf anfomınen 
laffen, ob noch viele Klagen eingehen werden. Man hat in 
einem“ Nachbarftaate Die Amtsſchreibereien aufgehoben, und 
Rotariate Dafür aufgeftellt; allein ich fage Ihnen aus be— 
ftimmten Erfahrungen, Daß die Klagen noch viel größer 
find, :als vorher. Wenn man nun folche Klagen hört, fo 
kann man nicht auf Theorien bin, mie die Sache ſeyn fünnte, 
bauen, ſondern man fommt zurück und fragt: ob das Alte, 
das wir haben, und am das Jedermann gewöhnt ft, nicht 
befier fei als das Neue, deffen Erfolg Niemand vorausfehen 
fann. Was das Sportelweſen betrifft, fo habe ich fehon auf 
dem vorigen Landtage bemerkt, daß das Minifterium des Innern 
zwei: Entwürfe, deren Bearbeitung viele Zeit Eoftete, Dem 
Staatsminifterium vorlegte; man hat fie aber nicht für zweck— 
mäßig gefunden und man fonnte im Augenblic® nicht einen 
andern Entwurf bearbeiten, Nun ift auch eine Veränderung 
eingetreten, indem das Amtscaffentvefen als ein Theil der in- 
1833, n. R. Yrot. 38 Heli. 15 
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Directen Steuerverwaltung zum Finanzminiſterium kommt. 
Taren und Sporteln find ein Gegenftand der Steuer, und es 
wird ‚nun diefer Stelle überlaſſen bleiben, ob fie einen beffern 
Borfchlag machen kann als wir. Darüber werden Ihnen 
auf dem nächſten Landtage Vorfchläge gemacht werden. So 
nun glaube ich alle vorgelegten Fragen auf eine gemügende 
Weife beantwortet zu haben. 

Aſchbach: Ich bin ohne Antwort geblieben auf meine 
Frage wegen des Advofatenmwefens, und wünſchte mwenigftens 
zu wiſſen, ob fie vielleicht im einer der nächften Sitzungen 
ertheilt werden will. Mir ift undenkbar, wie in einer guten 
Juſtizpflege, befonders an dem Leitfaden einer neuen Prozeß— 
ordnung mwohlthätig fol gemirkt werden fünnen, ohne einen 
verbeſſerten Advofatenftand. Es mird zur großen Beruhigung 
Aller dienen, wenn fie hören, daß in Diefem wichtigen Fache 
die Regierung underweilt die Sache einer definitiven Argulmung 
unterivirft. 

Gerbel: Die Tendenz bei allen unfern Fragen ging. eis 
gentlich blos dahin, die Antwort in Der nächften ni zu 
erhalten. 

Geheimer Referendar Ziegler: Ich kann — fpäter 
darauf antworten, muß aber doch darauf aufmerffam machen, 
wie ſchwer es ſeyn mag, eine veränderte Advofatenordnung zu 
machen, jo lange nicht die Gerichtsverfaflung im Ganzen defis- 
nitiv feftgeftellt iſt. | 

Aſchbach: Ich kann demnach erwarten, daß in Beziehung 
auf meine Frage in einer der nächften Sigungen Eröffnungen 
gefchehen werden. 

Bader: Ich wollte auch die Frage ftellen, ob wir bald eine 
Advokatenordnung zu erwarten haben, und will dabei nur noch 
bemerken, daß fehon der legten Kammer auf eine deshalb ge- 
machte Anfrage eine zufagende Erklärung gegeben wurde. 
Eine andere Frage, die ich ſtellen wollte, will ich im Intereffe . 


XV. Sißung vom 22. Juni 1833, 227 


der Zeiterjparniß nicht ftellen, ſondern folche vorher dem Chef 
des Minifteriums des Innern mittheilen, und nur noch hei 
fügen, daß ich die von dem Abg. Gerbel ausgefprochenen 
Anfichten vollfommen theile. 

v. Rotted: Ich habe mich blos darum erhoben, um mit 
einigen Worten meine vollfommene Zuftimmung zu dem Vor— 
trag des Abg. Gerbel auszufprechen. Ganz befonders fchließe 
ich mich aber an feine Behauptung an, daß, die Kammer mit 
Recht verlange, daß Die Vorftände der Minifterien, wenn nicht 
immer, doch mitunter, in unferer Mitte erfcheinen. Ich dehne 
aber diefes Verlangen nicht blos auf die Vorftände befonderer 
Minifterien, fondern auch auf den Vorftand des gefammten 
Minifteriums, d. h. auf den Prinzipalminifter aus. Es iſt dies 
zwar nicht aus dem Buchſtaben der Verfaffung, wohl aber aus 
dem Geift und der Natur der Verhältniffe zu entnehmen, wie 
denn auch dieſem Verlangen fonft überall, wo Berfaffungen 
beftehen, entfprochen wird. Ganz befonders ftimme ich mit der 
Bemerfung überein, daß bei dem bisherigen Verfäumniß der 
Regierung, das ung fehon in der Verfaffung verheißene Gefeg 
über die Verantivortlichfeit der Minifter den Kammern voll- 
ftändig vorzulegen, wir um fo nachdrücklicher auf dem Wunfche 
beftehen müffen, die Minifter und Departementsvorftände, und 
alfo auch den Prinzipalminifter, mitunter in unferer Mitte zu 
fehen. Es ift dies fehr nothiwendig, indem Doch die Erwägung, 
dag man am fünftigen Landtag gegenüber den Volksvertretern 
erfcheinen werde, auf Das, was in der Zivifchenzeit von einem 
Landtage zum andern gefchieht oder nicht gefchieht, von Einfluß 
fegn fann, und auch wir aus der unmittelbaren Erklärung 
eines Minifters den Beweggrund entnehmen fönnen, von einer 
Motion oder einem Antrage abzuftehen, was auf den Gefchäfts: 
gang wohlthätig wirft. Was die Urſache betrifft, welche die 
Verzögerung der Vorlage. der fraglichen Geſetze herbeigeführt 
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jene Urſachen eigentlich zu viel, mithin im Ganzen nichts bes 
weifen; denn daß Schwierigkeiten und Hinderniffe vorhanden 
find, mag anerkannt werden, allein mit denfelben Gründen, 
mit denen man die Verzögerung der Vorlage von Gefegen, die 
fehon feit Jahrzehnten als nothwendig anerkannt wurden, rechts 
fertigen will, fann man fie noch weitere Jahrzehende hindurch 
rechtfertigen. Es ift übrigens zwiſchen Geſetz und Gefeg 
wohl zu unterfcheiden. Das Eine mag eme Verzögerung 
erleiden können und wegen befonderer Schwierigkeiten und Bes 
denklichkeiten, Die fich entgegenftellen, allerdings erſt fpäter 
vorgelegt tverden, Andere aber find von fo dringender Natur, | 
daß ihre Vorlage nicht verfäumt werden kann, und darunter 
gehören befonders Diejenigen, Die zur Abhilfe Der Mängel 
und Gebrechen in der Juſtizverfaſſung nothwendig find, weil 
gerade dieſes Fach der erfte und heiligfte Zweck des Staats 
if, und weil gerade in andern Zweigen der Adminiftration 
Fortfchritte gefchehen find, fällt es um fo mehr auf, daß gerade 
in der Juſtiz, wo die Mängel am größten find, beinahe. nichts 
gefchieht. Ich wiederhole daher bei diefer Gelegenheit den 
Wunfch, den ich ſchon aus Veranlaffung der Motion des Abg. 
Merk ftellte, daß die Criminaljuſtiz, d. h. die Mängel und 
Gebrechen, die gerade bier am auffallendften und fchreiendfter 
find, unverzüglich oder Doch jo ſchnell als möglich verbeffert 
werden, indem fonft die öffentliche Meinung entweder eine 
Geringfchägung deſſen, was dem Bürger das Koftbarfte und 
Wichtigſte feyn muß, oder gar noch etwas Schlimmeres darin 
erkennen würde : Ä 

Merk: Weil das Wünfchen und Fragen an der Tages 
ordnung ift, jo will auch ich mein Scherflein noch Dazu beis 
tragen. Es haben fi) in Beziehung auf die Anwendung des 
Ehrenkränkungsgeſetzes mehrere Anftände erhoben, deren Lö— 
fung hoͤchſt wichtig iſt, wie ich aus Erfahrung gelernt habe. 
Wenn diefe Löſung noch nicht erfolgt ift, fo folkte dieß bald 
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geſchehen. Binfichtli Der Einwendungen, die gegen bie 
Trennung der Juſtiz bon der Adminiftration gemacht wurden, 
bin ich in Verwunderung gerathen, weil wir eine Prozefi- 
ordnung haben, die ganz Darauf berechnet ift, folglich Diefe 
Frage nicht mehr fo ganz zweifelhaft zu feyn fcheint. Wenig- 
ſtens hätte man nicht vorher ein Gefeß geben follen, das auf 
diefer ganzen Bafis beruht, 

Gerbel: Ich habe auch ſchon früher bemerkt, daß ich Das 
Geſetz über die Zrennung der Juſtiz von der Ahminiftration 
wicht fo fehr weit umfaffend finde; denn wenn nicht die Orts— 
beftimmungen, fondern nur die Diftanzenverhältniffe darin bes 
zeichnet find, fo weiß ich nicht, welche große Mühe dadurch 
für die Kammer verurfacht werden follte. 

Staatsrath Winter: Sch babe von andern Verhältniffen 
geſprochen. | 

Gerdel: Der Herr Regierungscommiffär behauptete ferner, 
die Inftructipverordnung enthalte nichts Legislatorifches. Ich 
habe fie zwar nicht vor mir, erinnere mich aber, daß drei Säge 
darin enthalten find, die durchaus nur auf dem Wege der 
Gefeßgebung erledigt werden können, fo wie auch Abände- 
rungen der Prozeßordnung auf den Weg der Gefeßgebung 
gehören, es wäre denn, Daß die Regierung fich bewogen fände, 
wegen obwaltender Verhältniffe proviforifche Anordnungen zu 
treffen. Einmal ift in Diefer Verordnung beftimmt, daß der 
Borftand die erſte Stimme bei der Abftimmung haben folle, 
Man glaubt, es feie Dies gleichgültig; allein die Praris hat 
gelehrt, daß es befonders bei politischen Vergehen fehr wichtig 
ift, ob dieſer zuerſt oder zuleßt ſiimmt. < Die zweite Beftims 
mung, die nur auf legislatorifchem Wege zu erledigen-ift, gebt 
dahin, Daß die Entfcheidungsgründe auch ſpäter und nicht 
gleich mit der Bekanntmachung des Urtheils mitgetheilt werden 
ſollen. Dies ift von wefentlichem Einfluß auf die Fatalien. 

Die Dritte Beſtimmung ift Die, Daß Jeder, der ſich in Dee 
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Gerichtefigung vergißt, mit drei Tagen Gefängniß beſtraft 
werden könne, Dies ift ebenfalls eine Vorſchrift, die nur auf 
legislatorifchem Wege zu behandeln iſt. Das Merkwürdige bei 
diefer Vorſchrift it aber, Daß Der Recurs ohne Suspenfiofraft 
vorbehalten if. Hier weiß ich gar nicht, wie man zu dieſer 
Beftimmung gekommen if. Endlich bemerkte der Herr Re— 
gierungscommiffär, die Beſtimmung der Advofatentare greife 
nicht in die Gefeßgebung ein. Wenn dem fo wäre, fo könnte 
die Tax- und Sportelordnung auch auf dem Wege der Ver: 
ordnung gegeben werden; allein das tft ein Punct, der am 
tiefften in das Eigenthum der Staatsbürger eingreift, und ich 
glaube, daß die Inftructivverordnung durchaus vorgelegt werden 
muß, wenn fie nicht Durch eine Motion angegriffen werden foll. 

Geheimer Referendär Ziegler: Allerdings ift der Weg ter 
Motion allein der geeignete; Denn ich kann auf die genannten 
drei Punete, von denen Feiner bieher gehört, jegt nicht ant: 
mworten: . 

Föhrenbach: Ich habe eigentlich Feine Frage zu flellen, 
fühle aber den Beruf zu haben, auch meine Anfichten über die 
bezeichneten Gegenftände der Gefeßgebung auszufprechen. Die 
Mitglieder, welche die verfchiedenen Fragen ftellten, haben dies 
wohl befonders nur in der Ahſicht gethan, um dieſe egenftände 
wieder in Erinnerung zu bringen; denn es ift Doch jedem Sach: 
verftändigen begreiflih, Daß die Regierung nicht auf jedem 
Landtage ein Gefegbuch vorlegen kann. Wer die Gefchichte 
der Gefeßbücher fennt, weiß, tie viel Zeit es koſtet, folche zu 
Stande zu bringen. Ich habe den entgegengefeßten Wunfch 
und möchte bitten, in dieſer Sache nichts zu übereilen, denn 
wir haben fehon mit Organifationen und Berfuchen in der Ge— 
feßgebung Erperimente genug gemacht, die gar nicht glücklich 
ausgefallen find. | 

v. Itzſtein: Ih will Das Regifter der Fragen, die dem 
HerenRegierungscommiffär des JZuftizminifteriums heute vorgelegt 
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worden find, nicht vermehren, fie zeigen, Daß in Beziehung auf 
die Juſtiz, Tas höchſte Gut des Volks, noch gar manche Mängel 
sorhanden ſind. Sch, will fie nicht vermehren, weil ich be- 
merke, Daß die Fragen Den Herren Regierungscommiſſarien bes 
ſchwerlich fallen, und befchränfe mich daher blos Tarauf, ein 
tiefes Bedauern Darüber auszudrüden, daß das Juftizminiftertum 
noch nicht der Mühe werth gefunden, auf einen tichtigen, 
wahrſcheinlich von allen Bürgern getheiften Wunfch einzugehen, 
worüber ich fehon im Jahr 1822 einen. eigenen Antrag geftellt, 
und der die Zuftimmung der ganzen Kammer erhalten hat, daß 
nämlich ein Geſetz reguliren möge das Verhältniß in Recurfen 
von den Urtheilen der Hofgerichte in Straffachen an Das Ober: 
hofgericht. Dort muß nämlich, wenn ein Bürger Durch ein 
bofgerichtliches Urtheil geftraft if, und den Recurs an das 
Dberhofgericht nehmen will, weil er fich Durch Die Strafe, als 
zu hoch gegriffen, beſchwert findet, der Mann beweifen, daß er 
söllig unfhuldig ſei. Er darf fich z. B. nicht befchweren, 
wenn er glaubt, 10 Jahre Zuchthausftrafe feien für ihn zu hart, 
und e8 dürften zwei Sabre für feinen Fehler genügen. 

Er muß beweifen, daß er ganz frei von dem ihm angeſchul— 
digten Vergehen ift, während Doch gewiß eine eben fo gerechte 
Befchtwerde darin befteht, wenn der Bürger zu hart geftraft 
worden if. Wenn er eine Strafe erhielt, Die fein ganzes Le— 
bensyerhältniß‘ und feine Ehre für immer. vernichtet, fo ift ev 
genöthigt, fih an die Gnade zu werten. Mit einer reinen 
Juſtiz iſt dieß nicht vereinbarlich. Faſſe ich. überhaupt alle Die 
Mängel, Wünfche, Bedürfniffe und Fragen zufammen, die 
heute an das Juſtizminiſterium geftellt worden, fo ift mir nicht 
zu verargen, wenn ich auf den Gedanken fomme, das Quftiz« 
minifterium fei bis jeßt nicht die Stelle geweſen, die den For: 
derungen der öffentlichen Meinung und der Zeit zu entfprechen 
vermag. Es ſchreitet nicht wie Die andern Minifterien in dem 
Geifte fort, den. Die jeßige. Zeit gebietet. Es Scheint min alfo 
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dies Minifterium ein hinderndes Prinzip für Die Verbeflerung 
der Juſtiz zu ſeyn. Allein gerade in dem, was dem Bürger 
das Heiligfte ift, follte demjenigen entfprochen werden, was 
die Zeit gebieterifch fordert. | 

Geheimer Referendär Ziegler: Mun kann folche wichtige 
Gegenftände Doch nicht immer abgefondert behandeln. Man 
hat erwarten dürfen, daß im Ganzen das Gefeß über den 
Stiminalprozeß zu Stande fomme, und ift dieß der Fall, fo 
wird der von dem Abg. v. Itzſtein berührte Mißſtand, Daß 
wenn man von den Alrtheilen Des Hofgerichtes den Recurs an 
das Oberhofgericht ergreife, Der Beweis der vollfommenen 
Unſchuld geführt werden müffe, aufhören, bis dahin aber darf 
ich Doch immer die Frage ftellen, ob Jemand im Lande fei, 
der swirklich fagen kann, man babe, Da er zu hart geftraft 
geweſen, Doch das Urtheil gegen ihn im feiner Strenge voll- 
zogen? Es bedarf nur eines Recurfes zur Gnade, wo dann 
immer eine Milderung eintritt. Ferner darf ich binfichtlich 
der Abänderungen Des Verfahrens bei den Verhaftungen die 
Frage ftellen, ob Jemand im Lande auch nur mit Unrecht 
verhaftet worden ſei? 

v. Itzſtein:; Ich will nur kurz eriviedern, daß der Herr 
Regierungscommiffär felbft zugiebt, daß die Verfügung in Be 
ziehbung auf die Recurfe eine Abänderung erleiden follte, daß 
aber dieſes feit 13 Jahren nicht gefchehen ift, und 13 Jahre 
nicht bingereicht haben, etwas ins Werk zu feßen, was längſt 
für nothwendig erfannt worden ift, muß ich tief beflagen. 

Geheimer Referendär Zieg ler: &s ift aber gleichwohl feit 
13 Jahren Niemanden Unrecht gefchehen. 

dv. Rotteck: Es ift keine Gnade, wenn Einem ein fehrei« 
endes Unrecht nicht mwiderfährt, und ob nur folche angebliche 
Gnade jedesmal eintrete, ift höchft zweifelhaft. Wir Alle im 
diefem Saale find nicht ficher, daß auch uns ſolches Unrecht 
geſchehe, weil man nicht Die WUebergeugung haben kann, Daß 
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jedesmal Dur) Gnade das Anrecht aufgehoben wird. Es 
kann im Gegentheil gar leicht etivas Anderes gefchehen. 

Die Tagesordnung führt nunmehr auf die Discuffion über 
die Adreffe der erften Kammer, die Vertretung des Erzbifchofs 
und des proteftantifchen Prälaten in Verhinderungsfällen der- 
felben betreffend. | 

Merk: Die Commiſſion war der Meinung, die fie in dem 
Bericht nur angedeutet, nicht eigentlich beftimmt ausgefprochen 
hat, Daß die Anficht irrig war, daß Die zwei Mitglieder des 
geiftlichen Standes, die vermöge ihrer Würde Durch Die Ver— 
faffung in die erfte Kammer als Mitglieder berufen find, als 
wirkliche Repräfentanten des Clerus anzufehen feien, denn Die 
Verfaſſung kennt Feine Repräfentation der Stände, fondern nur 
eine Volfsrepräfentation, Die Durch Die beiden Kammern ge- 
fehieht. Wenn auch in der erften Kammer ftändige Elemente 
der Ariftofratie vorhanden ſeyn müffen, fo geſchieht Diefes nicht, 
um den Stand des höheren oder niederen Adels im eigentlichen 
Sinne zu repräfentiren, fondern es gefchieht aus einem großen 
Prinzip, nämlich um dem in der zweiten Kammer natürlich 
vorherrfchenden demofratifchen Brinzip ein Gegengewicht zu 
geben, und eine Ausgleichung herzuftellen, das zivifchen den 
zwei Prinzipien, der Ariftofratie und Demokratie, fich natürlich 
in Beziehung auf die Verfaffung ergeben muß. Es könnte au) 
Durchaus aus feinem Grunde von einer geiftlichen Repräfentation 
die Nede ſeyn, denn ſowohl der Bifchof als aud) der evans 
gelifche Prälat gehen nicht aus der Wahl des Clerus hervor, 
dem liberhaupt Leider Fein Antheil an der Verwaltung geijtlicher 
Angelegenheiten zukommt. Die Hierarchie hat ihn Davon aus⸗ 
gejchloffen, und die einzige Verbefferung, dir darin eintreten 
könnte, Die Diöceſanſhnoden, feheinen gar nicht ins Leben treten 
zu wollen. Ob es nun fihon aus dem Stande der geiftlichen 
Repräfentation nicht nothivendig wäre, daß die”geiftlichen Mit 
glieder hier immmer umd ohne Lnterbrechung da fenen, fo halte 
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ich Doch die Motion in der erften Kammer für höchſt nutzlich 
und ſehr gegründet; denn da häufig wichtige Angelegenheiten 
des geiſtlichen Standes zur Sprache kommen fönnen, fo iſt 
nothivendig, Daß nicht nur eine allgemeine Intelligenz zu Deren 
Beurtheilung vorhanden fei, fondern aud Männer von Sach- 
fenntniß und vom Fach da feyen, von denen man vermöge Der 
Erfahrungen, Die fie haben, vorausfegen fann, daß fie jene 
befondern Kenntniffe und Liebe zur Wahrheit und zum Recht 
haben, die Dazu erforderlich find. In Hinficht des Landes⸗ 
bifchofs hat der Erſatz felbft feine Schwierigfeit. Ganz anders 
verhält es fich hinfichtlich Des evangelifchen Prälaten. Bier 
bat die erfte Kammer vorgefchlagen, daß weil er natürlicd) von 
der Wahl des Negenten abhänge und dieſer nicht auf. der 
Stelle erfegen könne, in der Zwifchenzeit eine Ernennung des 
Regenten geſchehe, — eine Anficht, auf Die Die Commiffion 
nicht eingegangen ift, und zwar wie ich glaube mit Recht, 
indem es zuverläffig der Verfaffung nicht gemäß und dem 
ganzen Gonftitutionsfoftem der erften Kammer entgegen ift. 
Die erfte Kammer befteht aus drei Hauptklaffen: aus den 
Prinzen des Haufes, den Standesherren, den zivei Dignitarien 
der Kirche; alfo aus folchen Perfonen, die durch Geburt umd 
Dignität Dazu beftimmt find. Die ziveite Claſſe befteht aus 
den Grundherren, Die rein aus der Wahl felbft hervorgegangen 
find, und weiteren Mitgliedern, die von dem Negenten felbft 
ernannt werden. Kein Mitglied diefer Elaffen darf zu einer 
andern übergehen und das Ernennungsrecht ift ſtreng an Diefe 
acht gefnüpft. 

Es ift zwar eingemwendet worden, Daß der Regent den Prär 
Iaten ernenne, es alſo gleichgültig fei, ob er auch die Abge- 
ordneten, die zu dem Erfaß dienen, ernenne. Allein der Un— 
terfchied ift auffallend; er erhebt allerdings ven Prälaten zu 
feiner Wirde, aber nicht zu der Stelle eines Abgeordneten. 
Das Recht feines Eintritts if ein Attribut feiner Würde, 
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und vermöge deffen hat er in die Kammer zu gehen; man 
kann es Daher nicht auf eine dritte Perfon anwenden. Darum 
glaubte die Sommiffion an der Dignität fefthalten und den 
betreffenden Saß anders vorfchlagen zu müfjen, wodurch be— 
flimmt wird, daß die Stellvertretung ohne alle Unterbrechung 
gefchieht. Es ift in dem Berichte der erſten Kammer ein Wi: 
derfpruch zwiſchen dem Antrag und den Motiven, Inden Motiven 
wird gefagt, es ſeie nothwendig, daß die Abordnung der geiftlichen 
Mitglieder ohne Unterbrechung Statt. finden folle, was ich auch 
für gut halte; allein fobald die Stellvertretung auf die Er— 
nennungsgemwalt des Negenten ausgefeßt bleibt; fo ift fehr 
zweifelhaft, ob nicht dieſe Unterbrechung erfolgt, Sie wird 
fogar in dem Fall erfolgen, wenn die Erledigung während 
eines Landtags gefchieht, indem man nicht wegen einer kurzen 
Zeit einen Stellvertreter ernennen würde, falls Die Wahl des 
Prälaten felbft in der Nähe wäre. Ich empfehle Daher die 
Annahme des Gefeßes nach der Anficht der Commiſſion. 
Grimm: Ich ftimme für den Commiffionsantrag, fo fern 
er fich auf die Stellvertretung des Landesbifchofs bezieht; Da 
ich aber überzeugt bin, daß man bei Erläuterung der Ges 
fege fich fo nahe als möglich an die Worte derfelben halten 
ſoll, fo jchlage ich eine abgeänderte Faffung vor, die zivar 
ganz das Nämliche fagt, was die Commiffion fagen will, 
aber die Worte, die der $. 30 enthält, mwiedergiebt. Sie laus 
tet fo, „daß bei einer, von der erften Kammer anerfannten 
und nicht zur Urlaubsertheilung fich eignenden Verhinderung 
des Landesbifchofs, der jeweilige vorfigende Generalvicar und 
in Ermanglung des Bifchofs der Bisthumsvertvefer (jeweils 
ertvählte Capitelsvicar 2c.). Gegen den zweiten Antrag habe ich 
wei Einwendungen zu machen: bei der Wahl des Landes- 
bifchofs ift es nämlich nicht nur möglich , fondern höchſt 
wahrfcheinlih, ja gewiß, Daß jedesmal eine etivas längere 
oder fürzere Verzögerung eintreten wird, weil die Ernennung 
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deſſelben nicht von einer Perſon, fondern von mehreren Po- 
tenzen abhängt, und weil Verbindungen und Berhältniffe Statt 
finden, die Diefe Verzögerung nothwendig herbeiführen müffen. 
Für diefen Fall ift narürlich, falls ein Landtag zufanımen fommt, 
ein Stellvertreter des Bifchofs nothivendig, und die Verfaffung 
‚hat auch im $. 30 für diefen Fall geforgt. Ganz anders vers 
hält es fich mit dem Prälaten; feine Ernennung hängt von dem 
Willen des Großherzogs ab, und in der nämlichen Zeit, wo 
der Großherzog einen Stellvertreter für den Prälaten ernennt, 
kann erden Prälaten felbft ernennen, Darum fchlage ich vor, 
die Worte „oder bei deffen Ermanglung“ zu ftreichen. Weiter 
fchlägt die Commiſſion vor, der Defan eines von Der Regie- 
rung für immer zu bezeichnenden proteftantifchen Dekanats⸗ 
bezirks ıc. Gegen diefen Vorſchlag habe ich großes Bedenfen, 
Unfere Verfaffung nennt in dem $. 27 die Mitglieder der erſten 
Kammer, und führt unter diefen sub Nr. 3. „einen, von dem 
Großherzog lebenslänglich ernannten proteftantifchen Geiftlichen. 
mit dem Nange eines Prälaten“ auf, Ich glaube, es gehört 
zu den Grundbeftimmungen der Verfaffung Die Art und Weife, 
in welcher die Mitglieder einer Kammer zu derfelben berufen 
tverden, und man würde Durch Die Annahme Des von der Coms 
miffton gemachten Vorfchlags eine wirkliche Berfaffungsabändes 
rung befchließen. Der Großherzog ernennt lediglich den Präla— 
ten, warum foll ihm nun, im Fall ein Stelfvertreter eintreten 
joll, das Recht genommen fesn, diefen auch zu ernennen? Ich 
trage Daher darauf an, Diefe Stelle nach dem Vorſchlag Der 
erjten Kammer anzunehmen, wonach ein jedesmal von dem Groß: 
berzog zu bezeichnender proteftantifcher Geiftlicher in der erften 
Kammer an der Stelle des Prälaten figen darf. 

Schaaff unterſtützt den Antrag. 

Welcker: Jh erlaube mir zuerft, einige allgemeine Be— 
merkungen zu machen, Meiner Anficht nach handelt es fich hier 
nicht blos von einer einfachen Erläuterung, fondern von einer 
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wefentlichen Ergänzung der Verfaffung, und es muß dabei ganz 
der Weg eingehalten werden, der für eine authentifche Inter 
pretation oder Abänderung der Verfaffung vorgefchrieben ift. Ein 
anderer Punkt betrifft einige Formen, Es heißt nämlich im Ents 
wurf ter Commiſſion: den Großherzog in einer Adreffe um ein 
Geſetz unterthänigft zu bitten zc. ꝛc. In der Faſſung der erften 
Kammer heißt es aber: „an den Stufen des Thrones die Bitte 
niederzulegen“, welchen Ausdruck ich nicht ala einen, für die 
gejeßgebende Corporation angemefjenen , würdigen Sprachge: 
brauch halte. Gin anderer Punkt wird in unferer Adreffe auch 
richt fo zu fallen feyn, wie ihn die Commiſſion faßte, welche 
fagt: den Großherzog zu bitten, Daß es ihm gefällig feyn möge, 
durch ein Geſetz Tie $$. 27 und 30 der Verfaffung dahin zu 
erläutern ꝛc. Ich glaube nicht, Daß der Großherzog die Vers 
faffung zu erläutern habe, fundern blos der Großherzog in Ber: 
bindung mit beiden Kammern, und alfo auch der Antrag fo ges 
faßt ſeyn muß, Daß nämlich die beiden Kammern dazu beiſtim— 
men. Die Sanction ift das Vorzugsrecht, Das dem Fürften nächft 
der Initiative zufteht. Was ſodann die Hauptfache betrifft, fo 
bin ich aud) entfchieden der Anficht, Daß nicht der Grundfag als 
gültig anerkannt tverden darf, der theild in der Motion, theils 
in der Discuffion der erften Kammer aufgeftellt worden ift, Daß 
nämlich diefebeiden geiftlichen Herren Repräfentanten der Kirche 
feien. Es verfteht fich von felbft, daß die Verfaffung ein Interz 
eſſe hatte, auch aus dem geiftlichen Staute Männer in die erfte 
Kammer zu fegen ; allein fie find feine Repräfentanten der Kirche, 
fondern ſchwören, des ganzen Landes allgemeines Wohl ohne 
Rückficht auf befondere Klaffen zu vertreten. Anlangend den ka— 
tholiſchen Geiftlichen,, fo habe ich im Wefentlichen nichts vorzus 
ſchlagen, wodurch hier eine Aenderung eintreten könnte, und ich 
ſtimme daher für den Antrag der Commiſſion, ohne die Gründe 
dafür zu twiederholen. Was dagegen die Stellvertretung des pro⸗ 

teftantifchen Geiftlichen betrifft, fo iſt dieß an ſich ein Punkt, 
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der von geringerer Wichtigkeit ift, Da Der proteftantifche Prälat 
in der Regel feinen Sitz hier Hat, und fich nicht fo leicht, wie 
bei dem fatholifchen Landesbiſchof, die Nothivendigfeit einer 
Ergänzung ergeben wird. Wenn aber eine Ergänzung noth- 
wendig ift, fo möchte ich aus den Gründen, die der Redner 
vor mir ausgeführt hat, geradezu zu einem entgegengefeßten 
Refultate kommen. Ich bin auch Der Meinung, daß jede Er- 
(äuterung oder Ergänzung der Verfaffungsbeftimmungen ſich 
fo wenig als möglich von dem Beftehenden entfernen foll, 
aber eben deßhalb wünſche ich nicht, daß der Großherzog al- 
fein den Sitz des Defanats beſtimme, jondern daß dieß ein 
fürallemal im Wege der Gefesgebung beftimmt werde, gleich: 
wie auch durch Die Verfaffungsbeftimmung feſt fteht, wer. in 
der Regel der proteftantifehe Geiftliche in der Kammer ſeyn 
folle. Es ernennt nicht der Großherzog jedesmal einen Prä- 
Iaten für jede Kammerſitzung, ſondern er hat das Recht über: 
haupt, einen Prälaten zu ernennen, welcher der regelmäßige, 
durch Die Verfafjung felbft in der erfien Kammer ericheinende 
proteftantifche Geiftliche ift, und eben fo hat der Großherzog Das 
Recht, einen Stellvertreter, fei es der Dekan in Pforzheim” oder 
Kork zu ernennen. Das beftimmte Defanat aber ſoll, meiner Ueber: 
zeugung nach, Durch Das Geſetz zur Stellvertretung berufen ſeyn. 
Sonft weichen wir von dem bisherigen Rechte ab, und geben 
der Regierung das Recht, einen neunten beliebigen Mann für 
diefe gegenwärtige Sitzung zu ernennen, Es hat zwar an fich 
fein großes Bedenken, daß die Regierung Diefes Recht bat; 
allein ich glaube nur, daß. es eine wefentliche Abmweichung 
son der beftehenden Verfaffungsbeftimmung fei, und fchlage 
vor, den Satz fo zu faflen : daß es dem Großherzog gefallen 
möge, mit den Kammern gemeinfchaftlich ein beftimmtes Des 
kanat feftzufegen, von dem. dann der jeweilige Inhaber der 
regelmäßige Stellvertreter fei. 

Secht: Der Herr Berichterfkatter erklärt, daß, fo fhön 
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auch die Gelegenheit hier wäre, über die Verhältniffe zwifchen 
Staat und Kirche zu fprechen er dieſes umgehen werde. Ich 
glaude aber, es kann nicht ganz mit Stillſchweigen umgan— 
gen werden, wenn man feine Stimme, Die man in dieſer 
Sache geben will, gebörig motiviren Yol. In dem Berichte 
der erſten Kammer finde ich einen abermaligen Beleg von den 
aufferordentlichen Verwirrungen der Begriffe, welche über das 
Verhältnig und zwar beider Kirchen gegen den Staat herr: 
fehen. | | | 

Diefe Verwirrungen find jo groß, und fo viele, daß ich | 
nur einige der auffalendften bezeichnen will. Wer wird, tie 
jener Bericht, behaupten, daß die Kirchen Abgeordnete auf 
den Landtag ſchicken? wohin würde Diefes führen, und wo 
fpricht fich Die Staatsverfaffung und die Kirchenverfaffung da⸗ 
bin aus? Ein Abgeordneter muß gewählt werden, denn 
fonft enthält ja Tas Wort fehon einen Widerfpruch. Die Ber 
ftimmung unferer Verfoffung nach ihrem fehönen Geift: Daß 
zur. Belehrung über Kirchen und Schulfachen aus beiden Kirs 
chen je ein von dem Großherzog ernannter Geiftlicher Da fei, 
ift weiſe; allein jo wie wir dieſe als Abgeordnete der Kirche 


betrachten wollen, fo verwickeln wir ung in unzählige Schwies 


rigkeiten und Widerfprüche. Ja, wir würden felbft diefen fo 
genannten Abgeordneten eine ſchwere Verantwortlichfeit auf 
laden. Wir haben von Seiten der evangelifchen Kirche eine 
Kirchenverfaſſung, die im Jahr 1821 feierlich ertheilt wurde, 
Diefe Kirchenverfaffung gewährt der Kirche beilige Rechte, 
und iſt auf zwei vereinte Syſteme, nämlich das Presbpterial- 
foftem und das Episcopalfsftem gebaut. Letzteres aber hat felbft 
in den früheren Zeiten. nie die Ausdehnung, daß es wie in 
andern Ländern zur Cäſareopagie herabgefunfen wäre. Diefe 
zwei Spfteme wurden ſchön in der Verfaſſung vereinigt, und 
dadurch der Grund zu den herrlichften Hoffnungen für das 
erneute :Gedeihen der Kirche erregt. Allein bald wurde diefe 
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Kirchenverfaffung factifch angegriffen, die fogenannten Abgeord- 
neten der Kirche hätten in Diefem Fall pflichtmäßig auftreten 
müffen um die Rechte der Kirche zu wahren, Aber die Ab— 
geordneten der Kirche ſchwiegen, und blos die. Gemeinden 
und Geiftlichen mußten feit zwölf Jahren um ihre heiligen 
Rechte ringen. Wie traurig und zernichtend wäre es nun ge— 
weſen, wenn man uns hätte entgegenrufen fönnen: „ihr müßt 
ſchweigen, denn bier find eure Abgeordnete!” Ich rede bier 
keineswegs von etwas Perfönlichem, fondern halte mich blos 
an die große Sache. Einer der Männer, welcher ſchwieg, wo 
er hätte reden follen, war einer meiner beften Freunde. Auch 
die andern Geiftlichen , welche hätten reden jollen, als Die 
Regierung ihr Wort, eine Generalſynode zufammen zu rufen, 
fo lange nicht löste, achte ich in manchen andern Beziehungen, 
allein bier felbft mit um diefer bittern Erfahrungen willen, 
muß ich beftimmt und feierlich erklären, Daß wir nie diefe beiden 
geiftl. Herren als Repräfentanten der Kirche anerkennen werden. 
Oft wird etwas unvermuthet gleichfam erfchlichen und am Ende, 
wenn es oft gebraucht wird, Denft Mancher, es müſſe Doch 
etivas an der Sache ſehyn. Prineipiis obsta! rufe ich.auch 
in diefem Fall, deßwegen werde ich wegen der befonderen 
Verhältniſſe der katholischen Kirche Hinfichtlich des erften Punkts 
dem Bericht der Commiffion beitreten, aber um alle Conſe— 
quenzen für Die Zufunft zu vermeiden, und um .nicht beide 
Spfieme zu verwechſeln, hinfichtlich Des zweiten Punkts mit 
dem Bericht der erften Kammer ftimmen. Wählte das Volf 
Geiftliche wie in Dänemarf, wo ein Drittel des dortigen Stor— 
things aus Geiftlichen befteht, die dieſer Berfammlung Ehre 
machen, fo würden auch Ddiefe in der Kammer für das Wohl 
der Kirche, fo wie für das Wohl des Volks fprechen, allein Das, 
was im Bericht der J. Kammer angeregt ift, das Beiſpiel anderer 
Länder, wo der Geiftliche von Standes wegen als Schein⸗ 
tepräfentant aufgenommen ift, kannn uns nicht ermuntern, nach 
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dem illiberolen Benehmen fo mancher Geiftlichen den kleinſten 
Schritt zu thun, noch Mehreren diefen Standes den Weg 
in vie- Kammern zu öffnen. Nach dieſer un und nad 
Diefer Weberzeugung werde ich ſtimmen. 

Seltzam: Vor allem muß ich erflären, daß auch ich mit 
den bisherigen Auseinanderfegungen, wonach nicht die Kirche 
in der erften Kammer repräfentirt wird, vollfommen einvers 
fanden bin, Was die Anträge der Commiſſion betrifft, fo theile 
ich folche fowohl im erften als im zweiten Abfchnitt. Eine Abs 
weichung in dem Antrag der Commiſſion der zweiten Kammer 
gegen den Antrag der erſten Kammer liegt darin, daß dort 
für jeden Fall nur der Generalvikar genannt iſt. Der General⸗ 
vikar ſoll Stellvertreter ſeyn, wenn eine unwillkührliche Vers 
hinderung des Biſchofs eingetreten iſt. Es können aber der 
Generalvicarien auch mehrere ſeyn. Und dann ſcheint damit 
nicht zugleich beſtimmt für den Fall geſorgt zu ſeyn, wenn 
der Biſchof mit Tod abgeht. Nach Abgang des Biſchofs tritt 
nämlich die Verwaltung des Bisſsthums nach dem canoniſchen 
Recht auf das Kapitel über, und in diefer Abficht foll auch 
das Kapitel innerhalb 8 Zagen nach der ausdrücklichen Bes 
flimmung des Kirchenraths zu Zrident einen befondern Vicar 
wählen, der mwenigftens Doktor oder Lizentiat des canonifchen 
Rechtes oder fonft geeignet ſeyn fol, oder aber es foll Ver 
bisherige Generalvikar beftätigt werden (vergl. Sess.26. C. 16, 
Cone. Trid.). Anders fieht man freilich die Sache in Rom 
an, wo durchaus verlangt wird, daß bei Erledigung eines 
Bisthums ein apoftolifcher Vikar aufgeftellt werde, meil 
man glaubt, daß die bifchöfliche Gewalt, als blos delegirt, 
mit Abgang des Bifchofs erlofchen jet. Wir werden bei dem 
canonifchen Rechte ftehen bleiben, und den vom Kapitel beftäs 
tigten oder neuerwählten Generalvifar als Stellvertreter Rei, 
Bischofs anerkennen; mie ich denn auch glaube, daß wi 
General(Eapitels-)sitar füglich mit dem Prädikat „Bi 
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verweſer“ fortwaͤhrend — treu dem Ausdruck unferer Verfaffungs- 
urkunde — befleiden können, ohne uns in flaatsrechtliche Dif- 
ferenzen zu verwickeln, wie der Herr Berichterftatter fürchtet. 
Sch will ihn deßhalb nur noch guf eine neuefte Bekanntmachung 
im Großh. heffifchen Regierungsblatt, Nr. 40 d. J., in Bezie⸗ 
hung auf ‚das Bisthum Mainz, verweilen. Auch hier hat Das 
Domcapitel demnach für Die interimiftifche Verwaltung der Diör 
cefen, den Landes- und Kirchengeſetzen gemäß, in 
der Art Vorforge getroffen, Daß es feinen Domdechant sum 
Bisthumsverwefer wählte. 

Sch ſtimme eben fo für den zweiten Theil des Commiſſions⸗ 
antrags. Es wurde dagegen eingewendet, daß man auf dieſe 
Art vielleicht von der Beſtimmung der Verfaſſung ſelbſt abweiche, 
weil hier von einem, von dem Großherzog lebenslänglich ers 
nannten proteftantifchen Geiftlichen Die Nede fei, demnach Die 
Ernennung des Stellvertreters durch Den Größherzog näher bes 
gründet feheine, — In entfernterer Beziehung gefchieht dieſes 
doch auch Durch den Vorfchlag der Commiſſion. Es fol darnach 
nur nicht immer in jedem eintretenden Fall eine fpezielle Erz 
nennung erfolgen; wir intendiren Damit etwas objectiv Beſtimm⸗ 
tes, wodurch mir nun allerdings auch mehr dem Stabilitäte: 
princip huldigen, was aber gerade, wenn auch fonft nicht über: 
all, Hier Vorzug verdienen dürfte. Es ift dieß auch fo ziemlich 
analog mit Beftimmungen anderer Berfaffungsurfunden , z. B. 
der koͤnigl. fächftfchen, wo es namentlich heißt, daß der Super: 
intendent zu Leipzig in der erften Kammer fißen jolle, 
alfo ebenfalls ohne Rückficht auf die Perfon. Es ift dieß auch) 
felbft analog mit einer allgemeinen Anordnung in Preußen; 
wornach fogar die Superintendentenftellen an beftimmte 
Pfarreien geknüpft find. 

Was den Anftand Des Abg. Welcker betrifft, es möchte nach 
der von der Sommiffion vorgefchlagenen Faſſung der Adreffe 
ſcheinen, als ob der Regierung allein heimgegeben fepn folle, 
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die Verfaffung zu erläutern, fo. mache ich nur aufmerffam, daß 
ausdrücklich zugleich Dabei fteht: Durch einen Gefegesent 
wurf. 

Duttliuger: Jch erkläre mich. zunörderft für den An— 
trag, den der Herr Pröfident nicht zur Discuffion ausgefeßt hat, 
nämlich der Adreſſe der erften Kammer, und zwar unveräns 
dert beijuftimmen, und mache Den ferneren Vorſchlag, daß 
die abweichenden Anfichten, welche Diefe Kammer hat, nur in 
der Form von Beſchlüſſen zu Protocol niedergelegt, nicht: aber 
ale Abänderungen in Die Adreſſe feld aufgenommen werden 
follen. Ich baue Tiefen meinen Antrag auf das Intereſſe der 
Beichleunigung ;denn wir wünſchen nicht nur eine Ergänzung der 
Berfaffung für die Zufunft, fondern noch für den gegen«- 
wärtigen Landtag zu erhalten, weil der Verhinderungsfall 
für den Erzbifchof wirklich vorhanden ift. Wenn wir Die Ber 
fehlüffe in der Form von Abanderungen der Adreſſe der erſten 
Kammer faffen würden, fo müßte fie dorthin zurückgehen, und 
fo würde Dadurch eine folche Verzögerung in den Gang, diefer 
Angelegenheit gebracht, Daß nicht mehr zu hoffen ift, auf dem 
gegenwärtigen Landtage noch zu einem, Gefeße, viel weniger 
noch. zu der Vollziehung deffelben zu:gelangen. 

Mas die, in Bezug auf den Erzbifchof von der Adreffe der 
erften Kammer abweichenden Anfichten betrifft, fo erfläre ich 
mich für den Antrag der Commiffion, mit der von dem Abg. 
Grimm vorgefchlagenen Aenderung; indem ich nämlich dafür 
bin, daß die Kammer ausfpreche, ed möge dem Großherzog 
gefällig feyn, einen. Gefeßesentwurf zur Erläuterung der Pa- 
ragraphen 27 und 30 der Verfaſſung der Kammer vorlegen 
zu laffen, daß bei einer, von der erſten Kammer anerkannten 
umd fich nicht zu einer. Lrlaubsertheilung eignenden Verbin» 
derung Des Landesbifchofs.der jeweils vorfigende Generalvicar, 
und in Ermanglung des Landesbifchofs der Bisthumsperiefer 
(Sapitelsvicar) in der erften Kammer Sig zu nehmen berechs 
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tige fei. Ich würde, wenn es erlaubt ift, von Formen zu fpres 
hen, das Wort „refpective” weglaffen, denn es ift nicht noth⸗ 
wendig, umd würde die fehöne correcte Sprache unferer Vers 
faſſungsurkunde entftellen. Die Beibehaltung des Worts : „Bis- 
thumsverweſer“ würde ich. aus demſelben Grunde wünſchen, 
der von dem Herrn Antragſteller angegeben worden iſt, weil 
dieſer Ausdruck der verfaſſungsmäßige iſt, indem ich 
ſonſt die Meinung des Herrn Berichterſtatters theile, daß 
nach dem Tode des Erzbiſchofs nicht ein Verweſer des Biſchofs, 
ſondern ein Vicar des Kapitels von dieſem gewählt werden kann. 

Was ſodann die weitere abweichende Anficht in Beziebung 
auf den evangelifchen Prälaten und feinen Stellvertreter betrifft, 
fo theile ich die Dieinung Desjenigen , die da glauben, daß ein 
Stellvertreter auf Lebenszeit zu ernennen fei, daß wir 
nicht das Princip serlaffen dürfen, auf dem die Veſtimmung 
der Verfaffung in diefer Beziehung beruhe. Wir follten uns 
nicht täuſchen. Es ift zwifchen der Stellung eines Mitglieds 
des erften Sammer, das auf Lebenszeit ernannt if, und der 
Stellung desjenigen, dad nur für einen Fall, nur für einen 
Landtag gewählt wird, ein großer Unterfchied, Die Stellung 
des Erftern gewinnt twefentlich an Unabhängigkeit und Selbſt⸗ 
fländigfeit, und von eben diefer Anficht if. die Verfaſſungsur⸗ 
kunde ausgegangen , da fie den Landesbifchof und ten auf 
Lebenslang ernannten evangelifchen Prälaten zu Mitgliedern Der 
eriten Kammer berufen hat. Sch wünfchte deshalb, daß Die Kammer 
fich in Beziehung.auf die Stellvertretung des evangelifchen Präla- 
ten fo ausfprechen möge: „bei Berhinderung des Prälaten aber ein 
für allemal auf Lebeng;zeit zu beftimmender Stelfvertreter in ber 
erften Sammer figen folle.” In Beziehung auf die Frage, ob 
die Beiden geiflichen Mitglieder in der erften Kammer die beiden 
heiftlichen Kirchen repräfentiren, fann ich nur der verneinenden 
Meinung beiftimmen, Sie, wie alle Mitglieder der erfin Kam⸗ 
ner, haben Durchaus die nämlichen Iutereffen zu: repräfentiren, 
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wie wir; find eben fo, wie die Mitglieder der zweiten Kammer, 
Repräfentanten Des badifchen Landes, wie der Eid beweist, den 
fie beim Eintritt ſchwoͤrten, wie wir, nad) der nämlichen,, im 
Art. 69 der Verfaffungsurfunde vorgefehriebenen Formel: 
„Treue dem Großherzog, Gehorfam dem Geſetz, Beob- 
achtung umd Aufrechthaltung der Staatsverfaffung, und in der 
Ständeyerfanunlung nur Des ganzen Landes Wohl und Beftes 
ohne Rücdficht auf befondere Stände oder Klaffen zu berathen.“ 

Bader: Der Bifchof hat Das Necht, einen, zwei oder 
mehrere Generalvicarien zu wählen, und Damit num durch 
Das Geſetz beſtimmt werde, welcher Vicar fein Stellvertreter 
fei, hat die Sommiffion den Antrag der ‚erften Kammer dahin 
abgeändert, Daß der vorfißende Generalvicar der Stellvertreter 
in der Ständeverfammlung feyn folte, Der Landesbifchof kann 
aber auch gar keinen Generalvicar haben, was wir aus Erfah- 
- rung wiffen, indem der gegenwärtige Erzbifchof einige Jahre 
ang feinen gehabt hat, und in diefem Fall märe demnach 
wieder eine Lücke im Gefeß. 

Herr: Der Erzbifchof hatte gleich von Anfang einen Ge 
neralvifar, fobald nämlich das Kapitel conftituirt war, 

Bader fragt, ob er einen haben müffe. 

Herr verneint dieß. 

Bader: Darauf gründet fi) meine Bemerkung und der 
Antrag, daß nach dem Worte „Generalvikar“ oder in Ermang- 
Lung deffelben gefegt werde: „Der erſte Dignitar des Bis— 
thums.“ 

Was den zweiten Antrag in — auf Die Stellvertre⸗ 
tung des proteftontifchen Prälaten betrifft, fo will ich nur bes 
merfen, daß das Wort „ein“ in dem Commiſſionsantrag als Druck⸗ 
fehler ſtreichen ift. Ich wollte die Anficht des Abg. Grimm wider: 
legen; wenn ich den Abg. Welcker aber recht verflanden 
habe, fo ift es ſchon Durch ihm gefchehen. Bei der Berathung 
der Sache in der Sommiffion giengen wir auch davon aus, 
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uns von der Beftimmung des $. 27 fo wenig als möglich 
zu entfernen, gelangten aber dadurch auf ein ganz anderes 
Refultat, als der Abg. Grimm, nämlich darauf, Daß auch 
der Stellvertreter ein für allemal bezeichnet werden foll, Man 
war Anfangs der Meinung, ein befonderes Individuum dafür 
zu bezeichnen, allein es waren darum Stimmen in der Com- 
miffion Dagegen, weil man fürchtete, es möchte auf diefe 
Weiſe wieder eine Würde gefchaffen werden, die am Ende 
wieder eine weitere Befoldung nach fich zöge Man zog es 
alfo vor, Daß der Desan eines gewiſſen Bezirks als Stellvers 
treter ein für allemal bezeichnet werden folle , — man 
zunächſt bei dem $. 27 ſtehen bleibt, 

Schließlich erkläre ich mich übrigens für den Berseferunge 
vorfchlag Des Abg. Duttlinger. 

Kröll: Was den erften Antrag betrifft, ſo trete ich dem 
Vorſchlag der Commiſſion ganz bei; anlangend den zweiten, 
ſo glaube ich nicht, daß der Decanatsbezirk ſollte beſtimmt 
werden, deſſen Dekan den Prälaten in der erſten Kammer vers 
treten ſolle. Ich trete hier dem Antrag der erſten Kammer 
bei, Daß ein evangel. proteftantifcher Geiftlicher. von dem Groß⸗ 
herzog ernannt werden folle. Die Unabhängigkeit wird wohl 
nicht Darunter leiden, ob er auf Lebenszeit oder auf Die Dauer 
des Landtags oder für die Verhinderungszeit des Prälaten 
ernannt wird. 

Was den Antrag des Abg. Grimm betrifft, daß die Worte 
„bei deſſen Ermanglung“ weggeſtrichen werden ſollen, ſo finde 
ich ſolche nicht ganz zweckmäßig, indem ſonſt vorkommen könnte, 
daß während eines ganzen Landtags kein Prälat in der erſten 
Kammer ſäße. Es iſt beſſer, wenn man dafür ſorgt, daß, im 
Fall die Regierung einen Prälaten nicht ernennen würde, in 
deffen Ermanglung ein proteftantifcher Geiftlicher in der erften 
Kammer ſitzt. 

Schaaff: Ich bin mit dem Abg. Grimm —— 
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und will nur, was Die zweite Frage betrifft, darauf aufınerk« 
fom machen, daß, wenn der Antrag der Commiſſion ange- 
nommen wird, leicht Der Fall eintreten könnte , Daß weder 
der Prälat, noch fein Stellvertreter in der Kammer erfchiene, 
Wenn nämlich ein für allemal ein geivilfer Decanatsbezirf 
als derjenige bezeichnet wird, der den Stellvertreter liefert, 
fo könnte ja gerade -Diefer Decan zu derfelben Zeit, wo der 
Prälat verhindert ift, auch verhindert feyn, und Dann wäre 
die Sache beim Alten, Weberhanpt glaube ih, Daß es ein 
Eingriff in die Rechte des Großherzogs it, in feiner dop« 
pelten Eigenſchaft, einmal als Souverain und dann als ober- 
fter Landesbifchof der evangelifchen Kirche. Es find hier beide 
Eigenſchaften vereinigt, und wäre es nicht der Fall, ſo würde 
twahrfcheinlich Der oberfte Landesbifchof Der evangelifchen Kirche 
in der erften Kammer Sig nehmen, und er würde dann eben 
fo gut berechtigt ſeyn, feinen Stellvertreter zu bezeichnen, tie 
man jest Diefes Recht dem katholiſchen Bifchof nicht freitig 
macht, denn darüber ift man einig, daß der von ihm ernannte 
Generalvifar als fein Stellvertreter in die Kammer eintreten 
fol. Für den Fall nun, daß der Antrag des Ag. Grimm, 
den ich unterftügt habe, nicht durchgeht, fchlage ich vor, daß 
dann die Faffung fo lauten möge: 
„Bei Verhinderung des Prälaten aber deſſen, Durch den 
Großherzog auf Lebenszeit zu ernennender Stellvertreter.“ 
Alsdann könnte der Großherzog doch Jemand ernennen, 
son dem vorausfichtlich anzunehmen ift, er werde nicht ver- 
bindert feyn, wenn der Prälat verhindert iſt; es würde z. B. 
fein Mann, der älter und gebrechlicher ift, als der Prälat, 
zum Stellvertreter Des legtern defignirt werden. 
Mohr: Aus den Gründen), die für den Erfaß oder die 
Ergänzung des Biſchofs in deffen Verhinderungsfall, fo wie 
auch Des evangelifchen Prälaten vorgetragen wurden, habe 
ich. mich nicht überzeugen können, daf die Nothwendigkeit 
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und Zuläßigfeit diefer Ergänzung in der Verfaffung durchaus 
gegründet fei. Wir dürfen nicht überfehen, Daß Die Geſetzge— 
bung, indem fie den Ständemitgliedern Rechte nnd Pflichten 
gegeben hat, die Zeit und Verhältniffe wohl erwog, unter 
denen der $. 30 feine Entftehung erhielt. Diefer fagt: „in 
Srmanglung des Bifchofs tritt der Bisthumsverwefer in Die 
Ständeverfammlung.” Der Artikel wurde zu einer Zeit ver- 
faßt, wo wir noch feinen Bifchof hatten, und flatt deffen oder 
wegen deffen Ermanglung der Bisthumsverwefer zum Eine 
tritt berechtigt feyn mußte. Der Gefeßgeber mußte deßhalb 
für den Landesbifchof, der einft in die Kammer treten follte, 
Vorforge treffen, in der Art, daß Jemand da iſt, der in 
diefer Beziehung in deſſen Rechte eintritt. Nehmen wir Diefes 
nisht an, fo müſſen wir zugeben, Daß der Gefeßgeber über- 
haupt den bier feicht erfennbaren Fall überfehen habe, daß 
eine Verhinderung durch) Krankheit oder andere Zufälle eins 
treten könne, und überhaupt von allen denjenigen, Die Mit: 
glieder der erften Kammer ſeyn follen, rücfichtlich dieſes Punkts 
feine Notiz genommen habe, Denn fo gut der Biſchof über 
die allgemeinen Iutereffen Des Staats zu berathen hat, fo 
find alle Mitglieder der erſten Kammer auf gleiche Yıt berech⸗ 
tigt und berufen, die gleichen Intereffen zu vertheidigen, Würde 
num bier dem !Prälaten aus befondern Gründen ein Vorzugs— 
recht eingeräumt werden müffen, fo würden auch die Prinzen 
des Haufes, die Häupter der ftandesherrlichen Familien, die 
Abgeordneten des grundherrl. Adels daffelbe Recht in Anſpruch 
nehmen dürfen, aus denfelben Gründen, die wir hier geltend 
machen, um einen Repräfentanten für den Bifchof in der Kam⸗ 
mer zu haben, Habe ich aber die Ueberzeugung, daß hier, wo 
allgemeine Intereſſen vertreten werden, das Geſetz feinen 
Stellvertreter im Fall der Verhinderung des Einzelnen eintreten 
laſſen wollte, fo glaube ich auch nicht, daß die Motion von ung 
angenommen werden können, und trage deßhalb auf deren 
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Verwerfung an, um es bei der Beflimmung der Berfaffung 
Lediglich zu laffen. Meine Herren! wir dürfen nicht die Nei⸗ 
gung zu erfennen geben, an der Verfaffung in einer Zeit zu 
rütteln, wo wir uns bemühen müffen, die vielen Angriffe zu 
unterdrüden, die gegen diefelbe gemacht werden. 

Aſchbach. Wenn ſich davon handelte, in der vorliegenden 
Beziehung Die Verfaſſung zu erläutern, fo würde ich ganz 
mit den Anfichten des Abg. Mohr übereinftimmen. Eines 
Theils ift es der $. 30, der für den Fall der Ermang 
lung des Bifchofs den Bisthumsverwefer ald Stellvertreter 
bezeichnet, alfo nur für den Fall der Ermanglung 
etwas verordnet. Dieß dient zum Merkmal, daß die Ver 
faffung im Fall der Verhinderung nicht fo wichtig bes 
teachtet hat, daß Die Anordnung eines Stellvertreters noth» 
wendig wäre. Andererſeits fagt aber auch der $. 28, daß 
während Der Minderjährigkeit Des Beſitzers einer Standes⸗ 
herrſchaft deſſen Stimme ruht. Diefer Satz deutet an, daß 
die Berfaffung es nicht für fo wichtig hielt, daß alle ver 
foffungsmäßigen Stimmführer in der Kammer, fei es durch 
ihre eigene Perfon oder durch Stellvertreter, nothwendig res 
präfentirt ſeyn müſſen. 

Da der Geſetzgeber an die Verhinderung durch Minders 
jährigfeit gedacht hat, fo mußte er auch auf den Gedanken 
kommen, der Landesbifchof könne in den Fall der Verhindes 
zung. fommen, und weil er Dennoch mit Stillfehweigen Darüber 
weggieng, fo folgere ich Daraus, Daß er feinen Werth Darauf 
legte. Die Frage ift aber, ob die Berfaffung ergänzt zu 
werden verdient, und ob nicht Gründe vorhanden find, die es 
als zwechmäßig empfehlen, dem Landesbifchof und dem Prä« 
daten, die doch Männer find, welche die Intereffen der Kirche, 
wenn fie zur Sprache kommen, aus dem Kreife ihrer Er- 
fahrungen und ihrer Stellung wahren follen, einen Stell⸗ 
vertreter nach beftimmten Regeln zu geben. Ich bejahe dieſe 
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Frage, damit die Intelligenz. und die: befondere Erfahrung 
in der erſten Kammer . durch dieſe Perfonen wie auch. Ducd) 
ihre. Stellvertreter. vepräfentirt werde. Don diefem Gefichts- 
punkt auägehend, ftimme ich dem Gommiffionsantrag bei, und 
wünſche nur, daß in der Redaction wenige Veränderungen 
gemacht werden möchten, die zum Theil von frühern Rednern 
bezeichnet wurden, ‚Sch fehe aber das Yedürfniß nicht für 
fo deingend an, als der Abg. Duttlinger, der Das Drineip 
der Dringlichkeit obenan ftellt, und deßhalb Darauf anträgt, 
dem Antrag der erften Kammer beizuftimmen.. Wir haben 
anerkannt, es handle fich hier um die Ausfühlung ‚einer Lücke 
in der Gefeßgebung; füllen wir fie daher ganz aus und nicht 
halb! das kann aber nicht geläugnet werden, daß Der Antrag 
der erften Kammer nicht alle. Fälle vorfieht, und daß Der 
Antrag der Commiſſion mehr die verfchiedenen Fälle vorge— 
fehen hat, und Durch mehrere Beftimmungen bat vorforgen 
wollen, daß die zweifelhaften Fragen, die nach der Geftalt 
des einen oder andern Falls entftehen fünnen, zum Voraus 
entfchieden find. Sch flimme daher ebenfalls Dafür, daß mwir 
nicht die Sache oberflächlich, fondern mit forgfältigem Hinblick 
auf die Zukunft fo reguliven, daß nicht mwieder neue Lücken 
entftehen, und dieſer Gegenftand wiederholt zur Sprache ges 
bracht werden muß. Was den Antrag des Abg. Duttlinger 
in Beziehung auf die Stellvertretung des Peälaten betrifft, fo 
kann ich mich damit nicht einverftanden erklären. Es wurde 
nämlich behauptet, es fet aus dem Gefihtspunft einer größeren 
Selbftftändigkeit rathſam, Daß gleichfam ein Viceprälat auf 
Lebenszeit ernannt werde; diefen Grund kann ich nicht aners 
kennen, fondern es feheint mir vielmehr, daß wenn ein folcher 
Bieeprälat auf Lebenszeit ernannt wird, dieſe Stellung feine 
gute Uebung zur Selbftfländigfeit wäre; denn Ddiefer würde 
verfucht werden, Darauf auszugehen, daß er feiner Zeit zum 
definitiven Prälaten erwählt würde. Ich glaube auch nicht, 
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daß die Beftimmung, wig fie Die Commiffion vorlegte, ein Eins 
geiff in die verfaffungsmäßigen Rechte des Großherzogs fei, 
denn die Verfaffung fagt weiter nichts , ald Daß der Prälat 
derjenige Geiftliche ſeyn folle, Der von dem Großherzog auf 
Lebenszeit zum Prälaten ernannt wird. Wir bleiben dabei 
ſtehen, und für den Fall einer bloßen zeitweifen Stellvertretung 
forgt eine folche Vorkehr, wo nur ein augenblickliches Bedürfniß 
befriedigt werden foll, und es fann fich nicht darum handeln, 
daß einem folchen Rechte Eintrag gefchehe. Es wird übrigens 
nothwendig feyn, den Antrag fo zu faffen, daß nicht ein eins 
zelner beftimmter Bezirk den Stellvertreter Liefert, fondern 
auch andere Bezirke nahmhaft gemacht werden für den Fall; 
Daß auch der Stellvertreter des erften Bezirks verhindert ſeyn 
follte; denn Das, was der Abg. Schaaff vortrug, daß folche 
Berhinderungsmöglichkeiten bei dem Stellvertreter Dadurch 
befeitigt werden könnten, daß auf einen gefunden und jungen 
Mann Rückſicht genommen werden folle, ift gar feine Garantie, 
weil die befte Gefundheit Fein Freibrief gegen Krankheit ift, 
Sch ſtimme Daher für die Annahme des Vorfchlags Der Coms 
miſſion, und bemerke nur noch, daß im Antrage der Ausdruck: 
„zu erläutern“ mit dem Worte: „ergänzen“ vertaufcht, 
und daß im zweiten Saße das Wort: „gefeßlich” an die 
Stelle des Ausdeuds: „von der Regierung“ geſetzt werde, 

Bekk: Was den erften Antrag wegen des Landesbifchofs 
betrifft, fo habe ich nichts mehr zu bemerfen, als daß ich dem 
Vorfchlag des Abg. Bader beiftimme. Wenn man nämlich 
einmal von der Anflcht ausgeht, eine Beftimmung zu geben, 
wie fie bier für den Fall der Verhinderung des Erzbifchofs 
gegeben werden foll, fo muß man fie auch vollftändig geben, 
alfo auch für den Fall, wo fein Generalvicar da if. Was 
den ziveiten Antrag betrifft, namlich den Fall der Verhinderung 
des Prälaten, fo ſtimme ich für die Faffung, die von der erften 
Kammer befihloffen worden (ft, nämlich in der Art, daß der 
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jeweilige Stellvertreter des Prälaten in dem einzelnen Fall 
von dem Großherzog ernannt werde. Die Gründe, die gegen 
diefen Antrag vorgebracht wurden, Daß nämlich Die erſte 
Kammer mehr das Prinzip der Stabilität bewahren müſſe, 
möchte eher in der erſten Kammer Eingang gefunden haben, 
als bei uns. Die acht Mitglieder, die von der Regierung in 
die erfte Kammer ernannt werden, werden auch nicht auf Le— 
bengzeit gewählt, und jenes’ Prinzip ift alfo in der erften 
Kammer fhon darum nicht confequent durchgeführt, Ich bin 
auch überzeugt, daß es im Intereſſe der zweiten Kammer und 
alfo im Intereffe des Volks Liegt, daß die Regierung Durch 
die jetveilige Wahl diefer Mitglieder auf Die erſte Kammer 
einen größeren Einfluß habe, und es wäre gewiß nicht vor« 
theilhaft, wenn die Regierung ihre acht Mitglieder definitiv 
und lebenslänglich zu ernennen hätte, ſtatt Daß fie foldhe bei 
jedem Landtag neu zu ernennen hat. Diefelben Gründe, die 
dafür fprechen, Daß die Regierung diefe acht Mitglieder nicht 
lebenslänglich, fondern nur für einen einzigen Landtag ernenne, 
fprechen auch dafür, ihr Das Recht zugeben, den Stellvers 
treter Des Prälaten nur für einen einzelnen Fall zu ernennen. 
Wenn aber diefer Antrag nicht angenommen wird, und man 
bon einem beftimmt zu bezeichnenden Stellvertreter ausginge, 
fo möchte ich Doch dem Antrag nicht beiftimmen, daß gerade 
ein beftimmter Decanatsfiß gewählt merden möchte; denn es 
liegt Tarin etwas fo Sonderbares, daß ein Bezirk im Lande 
in diefer Beziehung ein Prisilegium haben foll, daß gerade 
fein Decan als Stellvertreter des Prälaten in der erften 
Kammer zu fißen Das Recht Habe. Diefes ähnelt fehr den 
englifchen Baroughs und darum glaube ich, daß wenn der 
Antrag der erften Kammer nicht unbedingt angenommen werden 
follte, der Antrag des Abg. Grimm anzunehmen wäre, daß 
der Stellvertreter von der Regierung unbedingt und ohne 
Rüdficht auf feinen Wohnfig ernannt werde. 
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v. Itzſtein: Ich vereinige mich mit den Anſichten des 
Abg. Mohr, und halte, wie er, den Stellvertreter in den an« 
geführten Fällen für überflüffig, weil überhaupt Der Verfaffung 
das Element Ter Stellvertretung ganz fremd if, und bin 
deshalb fo wie er der Meinung, der Motion feine Folge zu 
geben. Wenn nicht verfannt werden kann, daß alle fraft Rech 
tens und kraft der Verfaſſung in der erfien Kammer figenden 
Mitglieder diefelbe Pflicht haben, wie Jeder, der im die Kammer 
gewählt if, wie wir, fo wird aud) klar feyu, daß ein Stell- 
vertreter wegen einer zeitlichen Verhinderung, z. B. für den 
Fall der Krankheit, nicht nothwendig if. Der Fall würde 
dennoch nur eintreten bei einer Ermanglung des Bifchofs oder 
Prälaten, und für dieſen Fall beruhige ich mich im Hinblick 
auf die Fürforge der Regierung, die Pläge bald wieder zu 
befegen, und auf den Wunfch vieler Leute, Bifchof oder Prälat 
zu werden. Es wird alfo nie lange dauern, bis die Stelle 
wieder befegt iſt. Ich bringe aber mit meiner Anficht und 
jener des Abg. Mohr noch einen Antifel Der Verfaffung in 
Verbindung, der in mir Bedenken erregt, und mir zeigt, daß 
wenn derfelbe überfehen würde, wir Durch ven Antrag, den 
die Sommiffion machte, einen ganz neuen Satz in die Ver— 
faffung beingen würden. Es ift der $. 47 der Berfaffung, 
swelcher fagt: „Die Mitglieder beider Kammern können ihr 
Stimmrecht nicht anders als in Perfon ausüben * Nun if 
der Biſchof und der Prälat Mitglied der erſten Kammer; er 
muß alfo fein Stimmrecht, wenn er lebt, und nur Durch 
Krankheit x. verhindert ift, in Perfon ausüben; es wird Fein 
Stellvertreter für ihn nothwendig. Denn wer erſetzt auch den 
Fürſten von Löwenſtein, von Salm ꝛc.? Niemand; ſondern die 
übrigen Mitglieder der erften Kammer übernehmen: kraft ihrer 
Pflichten Das Recht, nach ihrer Ueberzeugung zu ſtimmen, wenn 
auch jene Männer nicht da find. Eben fo bei dem Bifchof 
und dem Prälaten, wenn fie abivejend find. Ich wiederhole 
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daher. den Antrag, der Motion Feine Folge zu geben. . Wird 
diefer von mir unterflüßte Antrag des Abg. Mohr von der 
Kammer nicht angenommen, fo müßte ich mich auf jeden Fall 
mit den von dem Abg. Merk angeführten Anfichten vereinigen, 
damit der Negent nicht ein größeres Recht Durch Die Ernennung 
eines GStellvertreters erhalte, als die Verfaffung ihm giebt, daß | 
die Grenzen genau eingehalten werden, welche die Verfaffung 
hierüber vorzeichnet. Keinesivegs aber kann ich mich in Be: 
ziehung auf die Form, die wir heute beobachten follen, den 
Anfichten Des Abg. Duttlinger beiftimmen, der mir zur 
muthen will, ich fol den Antrag der erſten Kammer annehmen, 
und Doch zu Protokoll Anfichten niederlegen, die Diefem ganz 
zumider find. Ich kann Dies nicht; wenn ich fühle, daß ich 
mit etwas nicht .einverftanden feyn kann, fo fage ich es einfach. 
Denn ich will nicht der Regierung und dem Großherzog fagen, 
ich fei mit etiwas einverftanden, und Doch zu Protofoll er: 
klären, daß ichs nicht fei. 

- DButtlinger: Ich muthe Dies dem Abg. v. Itzſtein 
nicht zu, ſondern habe eine Bahn vorgeſchlagen, die der Abg. 
v. Itz ſt ein und die übrigen Mitglieder der Kammer i im Jahr 
1831 mehr wie einmal betreten haben, 

v. Itzſſtein: Allerdings, aber nur. dann, wenn wir in den 
Hauptprinzipien nicht uneinig waren, fondeen blos Nebenwünfche 
zu Protokoll legen wollten, 

Staatsrath Winter: Der Abg. v. Itz ſte in fagt, der $. 47 
verlange, Daß Jeder in Perfon auf dem Langtage zu erfcheinen 
babe. Das heißt fo viel, als es wird ihm nicht erlaubt, will: 
kührlich einen Stellvertreter für fich zu ſchicken, feine Stelle 
einem Andern in der Kammer zu übertragen, der nun Nas 
mens feiner eigenen Perſon und im Namen deffen, der ihm 
feine Stimme übertragen hätte, abftimmen würde. Davon 
ift aber hier nicht die Rede; es handelt fich nicht darum, daß 
der Bifchof oder der Prälat willführlich einen Stellvertreter 
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ſchicke, fondern es iſt Davon die Rede, daß diefes gefeglich 
beftimmt werden foll, was einen wefentlichen Unterſchied 
ausmacht. | | 

Sander: Nach dem, was der. Abg. v. Itz ſtein gefagt hat, 
bleibt mir nicht mehr viel zu fagen übrig. Ich fehließe mich 
feiner Anficht an, und will nur noch darauf aufmerffam machen, 
wie man die Frage zu beurtheilen hat, ob man irgend einem, 
der ein Amt oder eine Pflicht zu üben hat, einen Stellvertreter 
zu ernennen das Recht geben folle? Es muß zuerft unterfucht 
werden, ob dies nur eine Pflicht ift, und aus welchem Recht 
und in welchem Umfang er es übt. Der Stellvertreter muß 
unter derfelben Bedingung und in demfelben Umfang es üben, 
denn fonft ift er nicht fein Stellvertreter, fondern eine neue 
für fich beſtehende Perſon. Davun ausgegangen iſt zu er— 
twägen, was die beiden Dignitarien der Landeskirchen find, die 
in der erfien Kammer figen? Die Kirche felbft iſt nicht re— 
präfentirt, tie hier gefagt wurde. Sch nehme. Dies an, und 
verftehe mich auch als Late nicht fo gut auf dieſe Sache. Von 
einem anderen Abgeordneten ift bemerkt worden, daß dieſe 
‚beiden Dignitarien ald eine Art Gegengewicht gegen Die über: 
wiegende Ariftofratie in die erfte Kammer -gefegt ſeyen, was 
wohl auch die richtige Anficht iſt. Davon ausgegangen, follten, 
‚wie nun freilich in der zweiten Kammer uns nicht widerſetzen, 
wenn wir einen Geſetzesentwurf erhielten, Der Diefe beiden 
Perſonen zu jeder Zeit und unter jeder Bedingung in Die erſte 
Kammer ſetzt. Es find. aber fo viele Verhäaͤltniſſe entgegen: 
und die Art des Erſatzes ift fo wichtig, daß ich für meinen. 
Theil nicht darauf eingehen kann. Die Art der Ernennung. 
ver beiden Dignitarien felbft hängt. wohl fo ziemlich von der 
Regierung ab. Wenigſtens wird auch auf die erzbifchöfliche. 
Genennung eine unmittelbare Einwirkung von Seiten Der Re: 
gierung gefchehen, d. 5. gegen ihren. Willen fann Niemand: 
Erzbifchof werden. Wenn nun alfo die Regierung im. Sinne 
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hat, das axiftofratifche Prinzip in der erfien Kammer zu neus 
tralifiven, fo wird fie einen folchen wählen, auf den fie in dieſer 
Beziehung zählen kann. Würde aber diefem Erzbifchof ganz 
unbedingt Das Recht gegeben, für fich einem. Stellvertreter zu 
ernennen, fo twäre der Regierung die unmittelbare Einwirkung 
auf den Stellvertreter entzogen, denn nicht die Regierung 
ernennt ihn dann, fondern der Erzbifchof ernennt ihn, und ob 
er ihn unter den Bedingungen und: in der Abficht ernennt, aus 
der man überhaupt in der erfien Kammer einen Erzbifchof haben 
will, weiß Niemand. Er ift alſo nicht Stellvertreter des Erz 
Bifchofs hinfichtlih Deffen Ernennung duch die Regierung, 
fondern er ift eben Derjenige, der dazu vom Erzbifchof ernannt: 
wird, fo Daß. diefer Das Recht erhält, einen Abgeordneten in die 
erſte Kammer zu ſchicken. Wann er diefes für nothwendig 
haͤlt, hängt von ihm ab; er kann Durch Krankheit oder andere: 
Hinderniffe fi dazu veranlaßt. fehen. Bon Seiten des Prä— 
laten walten der Bedenklichkeiten nicht fo viele ob, denn er wird- 
von der Regierung ernannt, und gleich wie Die Regierung un⸗ 
bedingt Das Recht hat, ihn zu ernennen, fo wird ihr auch das 
Recht zuftehen, unbedingt den Vertreter deffelben zu ernennen. 
Allein es ift ein Grundfag der Verfaffung verlegt, wonach 
Keiner im der Geftalt eines Stelfvertreters in der Kammer 
erfcheinen, und Keiner im Ramen eines Andern flimmen fann, 
fontern felbft ſtimmen muß. Es ift der Orundfag der Stell⸗ 
verteetung überhaupt hineingelegt umd diefes kann ansgedehnt 
tverden. Man kann alsdanın dem Herrn Fürften v. Fürſten⸗ 
berg. nicht mehr vertveigern, einen Stellvertreter zu ernennen, 
wenn er Krankheit oder andere Hinderniffe anführt, was beides 
möglich il. Der Grundfag der Stellvertretung. ift: bis jetzt 
in unferer Berfaffungsurfunde nicht angenommen, er würde 
aber damit angenommen, und es ift befannt, wohin er ander⸗ 
wärts führte. » Es if} eine Abänderung des Grundſatzes der 
Berfaffung hinſichtlich der Repräfentation des Volle, und in 
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diefer Hinficht kann ich nicht für die Motion oder den —n 
der erften Kammer ſtimmen. 

Merk: Gegen den Antrag des Abg. Mohr, habe ich nur 
Einiges zu bemerfen. Es fcheint mir, daß man den Begriff 
etwas vertwechfelt. Die zwei Abgeordneten des geiftlichen 
Standes find meiner Anficht nad) nicht vermöge eines perſön⸗ 
lichen Berhältniffes in Diefer Kammer, fondern vermöge ihrer 
Dignität, die von ununterbrochener Fortdauer ift, fchon vermöge 
ihrer Eigenheit, die fie felbft bat. Der Begriff der gewöhn- 
lichen Stelfvertretung findet demnach hier nicht Statt, und 
man fann nicht fagen, Daß Die Verfaffung felbft, die die Stell 
vertretung bei rein perfönlichen Verhältniffen nicht feſtſetzt, 
abgeändert fei. Wollte man diefen Begriff nicht annehmen, 
fo würde ich dem Abg. Mohr beitreten; denn es würden alle 
Gründe wegfallen, warum bier eine Ausnahme eintreten foll; 
allein vermöge der Natur und der wirklichen Firchlichen Be: 
fchaffenheit der Würde, wonach Derjenige, der als Stellvertreter 
erfcheint, gleichfam fdentifeh mit der Perfon und: der Würde 
zu nehmen ift, und demnach als folcher einzutreten hat, er: 
ſcheint die Motion von Geiten der erſten Kammer nicht ‚als - 
verwerflich. 

Mohr: Wenn ich einem Geſetz zutrauen darf, daß es All- 
gemeinheiten enthalten folle, fo kann ich auch behaupten, daß 
die Prinzen des Haufes, die Häupter der ftandesherrlichen Fa⸗ 
milien, die Abgeordneten der grundherrlichen Familien, die auf 
gleiche Art vermöge ihres Standes in der erften Kammer find, 
fo wie auch Die Abgeordneten der Univerfitäten in Verhinderungs⸗ 
fällen fordern können, Stellvertreter zu ſchicken, und dann haben 
wir den Grundſatz der Stellvertretung in die Verfaffung ein- 
geführt, und unfer ganzes Verhältniß der rein perfönlichen 
Vertretung verändert. 

v. Rotteck: Wenn ich für den Antrag der Commiſſion im 
Allgemeinen ftimme, fo halte ich für Pflicht, = eis 
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zu bezeichnen, von welchem aus, ich diefe Sache betrachte. Es 
wurde bemerkt, daß die Abgeordneten der Geiftlichfeit nicht 
Repräfentanten der Kirche feyen, und zwar auf den Grund der 
Beftimmung der Verfaffung, wonach blos Die allgemeinen In— 
tereffen, und nicht die der befonderen Stände von den Landtags: 
gliedern verfochten werden follen. Das tft aber meiner Anficht 
nach ein bloßer Wortftreit; denn ich glaube allerdings, daß 
neben dieſen allgemeinen Intereffen Des ganzen Landes auch 
noch Die befonderen Sntereffen son Klaffen, Städten und Ber 
zirken vepräfentirt werden müjfen und auch repräfentirt werden. 
“Das liegt in der Natur der Dinge und kann durch keinen 
Buchſtaben, wenn er Dagegen fpräche, jemals verwifcht werden. 
Seder Bezirk hat feinen Bertveter, und neben den allgemeinen 
Landesintereffen kommen auch noch die befonderen des Bezirks 
zur Sprache, und die Verfaffung hat auch dafür geforgt, indem 
aus allen Gegenden Repräfentanten auf dem Landtage er: 
feheinen. Darum glaube ich allerdings, Daß der Bifchof und 
der Prälat natürliche, wenn auch nicht Durch den Buchſtaben 
der Berfaffung wirkliche Repräfentanten der Kirche find, Ob 
folche Repräfentation hinreichend ift, ift eine andere Frage; 
allein fie find die natürlichen Wortführer für die Kirche, Eine 
andere Bemerfung wurde gemacht, Die dahin ging, in der erften 
Kammer fegen Dreierlei Mitglieder, twonon nämlich die Einen 
durch Geburt und Würde, die Andern durch die Ernennung 
des Fürften, und die Dritten durch Wahl berufen werden. 
Das ift aber nicht der swefentlichfte Linterfchied, den ich zwiſchen 
den verfchiedenen Mitgliedern der erften Kammer erkenne, fondern 
ich glaube, daß bei der Zufammenfegung unferer erften Kammer 
ein ganz eigenthümliches Prinzip beobachtet oder eine ganz bes 
fondere Idee ausgeführt wurde, daß nämlich dort das ariftos. 
kratiſche Prinzip nicht allein herrfche oder vorherrfche. Daß 
- fonft diefes in der Adelsfammer naturgemäß gefchehe, ift Klar; 

. aber. unfere Berfaffung hat eben diefes micht gewollt, fondern 
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fie hat folches Durch zwei andere Prinzipien zu mildern gefusht, 
denen es naturgemäße Repräfentanten und Wortführer gab, 
Das erſte diefer Principien ift das monarchiſche oder pipf- 
mehr Das Intereffe ter Regierung. Das monarchifche 
Prineip nämlich ift vielfacher, ſchwankender und seiterer Aus- 
legungen fähig, Das Negierungsintereffe Dagegen nichtz und 
diefes nun ift wirklich vepräfentirt, Durch die von dem Fürften 
für jeden einzelnen Landtag ernannten Mitglieder, wenn auch 
der Buchſtabe der Verfaſſung es nicht ausdrüdlich gefagt hat, 
Sodann ift aber noch ein Intereffe in der Kammer naturgemäß 
pertzeten, nämlich das demokratiſche, und dies gefchieht 
durch, Die Vertreter der Kirche und Schule, Die Kirche und 
die Wiffenfchaft nämlich ift nicht ariftofratifch; beide huldigen 
der Gleichheit, alfo der Demokratie, Ich glaube in diefer Zu- 
fammenjegung der erfien Kammer liegt die Realifirung deffen, 
was ich eben gejagt habe, und wenn dies wahr ift, fo trage 
ich. großes Bedenken, an dem, was die Verfaffung hier feftfegt, 
etwas zu ändern, oder wenn eine Aenderung Statt finden foll, 
fo muß fie wenigftens in dem Sinn und Geift gefchehen, der 
das Ganze durchweht. Sch glaube nun in Beziehung auf dass 
jenige, was ich wegen der Repräfentation der Kirche fagte, Daß 
es gllerdings dem Geift der Verfaffung gemäß ift, Daß diefe 
Repräfentation niemals aufhöre, daß alfo bei Verhinderung 
und bei Ermanglung des zuerft berufenen Repräfentanten ein 
Anderer eintsete, bin aber dann der Meinung, daß diefe Stell- 
yertretung, wenn man fie fo nennen will, in der Art zu ges 
ſchehen babe, daß fie jener natürlichen Art Der Repräfentation 
möglihf nahe kommt, die bei dem Bifchof und dem Prälaten 
Statt findet, alfo nicht fo, daß der Großherzog ihn bei jedem 
einzelnen Landtag ernennt, indem fonft neum Mitglieder, und 
nieht nur acht von ihn ermannt würden, wovon unfere Ver: 
faſſung nichts weiß, Freilich ift der Prälat aus). von dem 
Fürſten ernannt, aber nicht als Abgeordneter, fondern als 


17T” 


260 Verhandlungen der II. Kammer. 


Prälat, und zwar Iebenslänglich, was einen großen Unterſchied 
macht. Die Selbftftändigfeit Der Stellung und der Stimmung 
wird Dadurch naturgemäß geficherter, und nur Davon if bier 
überoll Die Rede, ohne Daß Teshalb die Selbftftändigfeit irgend 
einer andern Klaffe von Mitgliedern Dadurch angefochten werden 
wollte. Diefe Selbftftändigfeit it aber bei Einem, der Durch 
das Gefeg für lebenslang das Wert erhalten hat, geficherter, 
ale bei Demjenigen, der nur für jeden einzelnen Landtag 
ernannt wird. Sedenfalls gefchieht folche jedesmalige Er- 
nennung natürlich nur aus der Klaffe Derjenigen, von welchen 
man vorausfegt, daß fie die nämliche Richtung und Anficht 
wie die Regierung haben werden. Wahr ift es freilich, Daß, 
je nachdem die Verhältniffe find, es für das allgemeine Beſte 
fehr zuträglich fegn fann, wenn die Anzahl der von ter Re— 
gierung oder dem Fürften zu ernennenden Mitglieder größer 
ift, da fich allerdings Fälle denken laffen, wo es für die Ges 
fammtheit als wünſchenswerth erfcheint, Daß diefes Element 
in der erften Kammer die Oberhand habe. Das ift aber 
nicht allgemein der all, und wenn er wirklich eintritt, fo 
werden ohne Zweifel auch die Abgeordneten der Schulen unt 
Kirchen, aus felbiteigener Weberzeugung, aus naturgemäßen 
Sntereffen mit Denjenigen ftimmen, die von der Regierung 
feldft ernannt wurden. Wenn aber diefer Fall nicht vorhanden 
ift, fo ift e8 gut, daß die Anzahl diefer fraglichen Stimmen 
nicht vermehrt wird, weil auch möglicherweife ein ganz anderer 
Tall eintreten und fehr Leicht geſchehen kann, Daß es wüns 
ſchenswerth ift, daß die Stimmen der von der Regierung 
ernannten Mitglieder, die alfo diefelben Intereffen vertreten, 
nicht Die ftärfften in der Kammer find. Es laſſen fich Lagen 
denken, und man darf nur auf das Jahr 1825 zurückgehen, 
wo durch Wahlbeherifchung die zweite Kammer nicht als eine 
natürliche und lautere Repräfentation des Volks erfcheinen, nicht 
deffen Gefinnungen ausfprechen, alfo auch nicht deffen Intereffen 
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wahren konnte. In einem folhen Fall kann noch durch die 
möglicher Weife gute Richtung Ter andern Kammer ein dro— 
bendes Uebel abgemwendet, zumal etwa eine Abjchaffung oder 
Abänderung der Verfaffung verhindert werden, was freilich 
im Jahr 1825 nicht der Fall geweſen ift. Diefe Hoffnung 
jedoch) im Allgemeinen kann beftehen, und es ift etwas Aehn— 
liches in einem großen Nachbarlande gefchehen, wo die von 
der zweiten Kammer aufgegebene oder verrathene Freiheit Des 
Volks, namentlich Freiheit der Preffe, Durch eine edle Oppos 
fition in der erften Kammer gerettet wurde. Aus diefen Be: 
trachtungen geht hervor, daß im Allgemeinen der Commiffiong: 
antrag anzunehmen ift, befonders auch der zweite Theil, in fo 
fern dadurch auch eine Lebenslängliche Ernennung ausgefprochen 
werden foll. 

Da übrigens der Decan eines Bezirks nicht für [ebenslänglich 
ernannt ift, indem er auf einen andern Boften verfeßt werden 
fönnte, fo follte eher feftgefegt werden, daß neben dem Prälaten 
noch ein Anderer von dem Landesherrn für die Stellvertretung 
auf lebenslang ernannt werde; denn dadurch tird. die 
Selbſtſtändigkeit erhöht, und Das hier befragte Intereffe eher 
gewahrt werden können. Der Abg. Sander hat zwar Die 
Stellvertretung etwas bedenklich gefunden, indem fie alsdann 
auch allgemein angewendet werden Fönnte, und wahr ifts, wenn 
wir das Prinzip der Stellvertretung allgemein machen wollten, 
jo wäre es nicht gut; allein in dem befondern Verhältniß, 
wovon die Rede ift, erfcheint Die Stellvertretung ungefährlich 
und felbft heilbringend, und man fann es daher anwenden. 
Dean kann hier eine Stellvertretung einführen, ohne daß diefe 
deshalb als Regel gälte. In der zweiten Kammer ift es anders; 
wenn bier ein Abgeordneter mangelt oder gehindert ift, fo wird 
fich deshalb Doch im Allgemeinen die Richtung der Kammer 
nicht verändern, wogegen in der erſten Kammer alles genau 
auf die Zahl berechnet ift und jede Alterirung fehon eine Verr 
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änderung des Geiftes und der Richtung herbeiführen kann. 
Sch wünfchte deßhalb auch, daß der Saß: „bei einer von Der 
erften Kammer anerkannten und ſich nicht zu einer Urlaubs— 
ertheilung eignenden Verhinderung ꝛc.“, der mir ſchwankend 
vorkommt, beſtimmter gefaßt werde; denn was ſoll dieſe Be— 
ſtimmung heißen ? es ift eine willkührliche Entfcheidung heraus: 
gefordert, das, was man fagen will, iſt nicht hinreichend gefagt. 
Sch fehlage vor, zu fegen: „jede Verhinderung, die über vier 
Wochen dauert.“ — Ich glaube felbft, Daß wenn ein Abgeord— 
neter eines Wahlbezirks zu erfcheinen gehindert ift, und er 
vorausficht, Daß das Hinderniß wahrfcheinlid lange dauern 
werde, er fich verpflichtet fühlen wird, feine Stelle nieder zu 
legen, damit die Wahl eines andern Abgeordneten vorgenommen 
werden kann; und wenn alfo ein Bifchof da ift, Der vorausfieht, 
dag das Hinderniß ihn vier Wochen abhalten werde, fo ift es 
feine Schuldigfeit, feine Würde nicht geradezu aufzugeben, 
fondern nach dem Gefeg zu erflären, daß man einen Stell: 
vertreter für ihn wählen möge. Wenn ein tniverfitätsabges 
ordneter vorausfieht, er werde länger als vier Wochen von 
feinem Eintritt in die Kammer abgehalten feyn, fo ift es wirklich 
eine Art Pflicht von ihm, Die Stelle nieder zu legen, Es iſt 
daſſelbe, was dem Abgeordneten der Univerſität Heidelberg im 
Jahr 1820 geſchehen, dem zwar keineswegs der Urlaub ver— 
weigert wurde, der aber deßwegen, weil man ihn gleichwohl 
in die Kammer zog, ungeachtet er bewies, daß er höͤchſt nöthig 
an der Alniverfität fei, feine Stelle nieverlegte, worauf ein Anz 
derer ernannt wurde. Sch trage daher darauf an, die Faſſung 
nad) meinem Vorfchlag zu ändern. 

Sander: Der Abg. v. Rottec hat nicht umhin können, 
anzuerkennen, daß die Motion eine Abänderung der Verfaſſung 
involvire; mag man dieſe nun eine Modification oder eine Er— 
läuterung oder eine kleine Wortverfegung nennen, fo bleibt es 
doch gewiß, daß es eine Abänderung der Verfaffung if, Denn 
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der Grumdfag der Stellvertretung wird dadurch Hineingebracht. 
Der Herr Abg. von Stühlingen glaubt zwar dieſes nicht, und 
berief fich Darauf, Daß hier eine Dignität vorhanden fei, aus 
der Das Recht abftrahirt werden fünne, in der erften Kammer 
zu erjcheinen, Er fagt, wenn ihm etivas zur Widerlegung 
diefer Anficht entgegen gehalten werde, daß er fih Dem Abg. 
Mohr anfhließen wolle. Ich glaube aber, daß hier nicht 
fowohl die Dignität, als folche in der erftien Kammer ihren 
Sitz hat, fondern daß fie von einer beftimmten Perfon ausgeübt 
wird; wenn fie nun in einer Perfon ausgeübt werden foll, fo 
kann nach dem Vorfchlag, der ung zur Annahme vorliegt, der 
Fall eintreten, Daß die Dignität auf der beftimmten Perfon 
bleibt, und eine andere erfcheint, die fie ausübt, während der 
erſte Dignitär Doc) Diefelbe fort befißt. Der Erzbifchof kann 
vielleicht zu jeder Zeit Eoınmenz er kann im März Eranf und 
im Mat gefund werden und fofort in der Kammer erfcheinen, 
&s würde fonach auf zwei Perfonen eine Dignität ruhen, Die 
nur auf einer ruhen folle. Es ift übrigens diefe Dignität von 
der Art, daß fie auf einer großen Zahl von Mitgliedern in der 
erften Kammer in gleichem Maß beruht, Die Prinzen Des 
Haufes haben Tie größte Dignität, denn fie grenzt an die 
Majeftät, und fie haben alfo ein größeres Necht, einen Stell 
vertreter zu fordern, als ein Abgeordneter von Seiten der 
Kirche. | 

Das, was ddr Abg. v. Rotted fagt, daß nämlich durch eine 
Befchränkung des Grundfaßes auf die Kirche Allem vorgebeugt 
werden fönne, ift möglich, allein man wird dies nicht ins Gefeg 
feßen fönnen oder wollen, daß Die Stellvertretung nur auf dieſe 
beide Perſonen ſich beziehe. 

Wir haben allerdings dadurch, daß wir die Stellvertretung 
der Kirche gegeben haben, ſolche nicht auf Andere ausgedehnt, 
allein wir haben den Grundſatz der Stellvertretung denn doch 
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der Sache nach damit anerkannt. Der Abg. v. Rotteck fagteneus 
ih: principiis obsta, ich fage: principis obsto! und 
ſtimme gegen den Vorſchlag. 

Rettig v. K.: Ich unterflüge den Antrag des Abgeords 
neten Mohr, und theile Die Empfindungen des Abg. v. Jiz⸗ 
fein, indem auch ich wünſche, wir möchten nicht bei jeder 
Gelegenheit, two unfere Berfaffungsurfunde angewendet wird, 
jeden möglichen Zufaß fogleih zum Geſetz machen, Es ift 
nicht zu verfennen, daß unfere Verfaffung mit weifem Vor— 
bedacht und großer Sorgfältigkeit verfaßt ift, und vie furze 
Faſſung des $. 30 läßt uns wohl annehmen, daß der Ges 
feßgeber abfichtlich feinen Stellvertreter haben wolle für den 
Fall der Verhinderung des Bifchofs oder der Abwefenheit des 
Prälaten; ich glaube auch wirklich, Daß der fchnelle Erſatz 
von beiden nicht fo nothwendig fei. Schon der Abg. Fecht 
bat uns zugegeben, fie feien feine Stellvertreter der Kirche, 
und der Gedanfe, Daß etwa Semand da feyn müffe, der wer 
nigftens über die Verhältniffe der Kirche in der erſten Kam» 
mer Auskunft geben fönne, erregt feine große Beforgniß 
weil es ſchon in den Händen der Regierung liegt, im Fall 
einer von diefen Prälaten wegen feines vorgerücten Alters 
befürchten läßt, daß er nicht erfcheinen fönne, unter Dieje- 
nigen, die fie in die erſte Kammer wählt, irgend Jemand 
aufzunehmen, der folhe Verhältniffe kennt, abgefehen davon, 
Daß es auch in den Händen der Abgeordneten des Adels liegt, 
ein Mitglied zu wählen, das zu dem Stande der Geiftlichen 
gehört. Wir haben auf dem Landtag von 1831 eine fehr 
willkommene Erfahrung gemacht; fogar die Univerfitäten find 
nicht verhindert, bei Ver Wahl ihres Abgeordneten auch Diefe 
Gattung von Intelligenz zu berücfichtigen. Vom Repräfentiren 
ift feine Rede, und zur Ausfunftertfjeilung werden mehrere 
Mitglieder in der erſten Kammer ſtets hinreichend inftruirt 
fepn. 


XV. Sitzung vom 22. Juni 1833. 265 


- Unter folchen zweifelhaften Verhältniffen iſt es am beften, 
die Verfaffung unangetaftet, und das Gefeß fallen zu 
laffen. 

Aſchbach: Wenn ich früher für den Antrag der Commiffion 
ftimmte, fo gefchah es blos deßwegen, weil ich es für fehr 
nüßlich hielt, daß der Repräfentation der intellectuellen Inter: 
effen und des demofratifchen Princips in der erften Kammer fo 
wenig ald möglich Eintrag gefchehe, Es hat mich indeffen die 
Ausführung der Abg. v. Itz ſtein und Sander aufmerkfam 
gemacht; daß Die Einführung eines unferer Verfaffung fremden 
Principe, nämlich Des Principe der Stellvertretung zu einer 
gefährlichen Sonfequenz führen könnte, befonders in Beziehung 
auf Die Prinzen- des Haufes und die Standesheren. Stellen 
wir aber ein Princip auf, fo haben wir es nicht mehr in der 
Hand, welchen Gebrauch eine kräftige Kammer davon machen 
wird. Sch erkenne darin eine Gefährlichkeit für die Reinhaltung 
der Berfaffung, und Diefe Gefährlichkeit wiegt mir die Nüglich- 
keit auf, Die ich vorhin anerkannte. Sch halte ohnehin für pro— 
blematifch, ob die Nüslichfeit jener geiftlichen Stellvertretung 
fih auf jedem Landtag bewähren werde — eine Anficht, Die 
auch fehon von Mitgliedern aus dem geiftlichen Stande ausge: 
fprochen worden ift. Diefes beftimmt mich, mein Votum zurück⸗ 
zunehmen und mich mit dem Antvag ' der Abg. Mohr und 
Kettig zu vereinigen, 

Herr: Als Berichterftatter habe ich nur noch Weniges zu 
bemerken: man hat mir, wie es ſcheint, den indirecten Vors 
wurf machen wollen, als hätte ich den Bericht zu kurz gefaßt. 

Das Kurzfaffen war immer meine Sache; tvenn ich alles 
hätte anführen mollen, was dazu gehört, und was damit in 
Berbindung gefeßt werten kann, tie fo manche Mitglieder zu 
thun pflegen, wenn von flaatsrechtlichen Fragen die Rede ift, 
jo wäre mein Bericht zu einem ganzen Folianten angeſchwollen- 
den ich in Drei Tagen nicht hätte fehreiben können. Ich hatte 
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über nichts zu berichten, als was die Commiffion mir aufge⸗ 
tragen hat, und wozu die Motion zunächſt Veranlaſſung gab. 


Auf die frühere Frage, ob der Erzbiſchof einen General— 
vikar haben müſſe, antworte ich mit Nein; allein bei der 
Ausdehnung des Erzbisthums wird er wohl welche haben 
müſſen, beſonders da er, ſo viel ich weiß, wenigſtens zwei noth— 
wendig hat, nämlich einen Generalvikar in spiritualibus, 
und einen in pontificalibus, um in der ganzen Didcefe das 
beforgen zu fönnen, was zu beforgen ift, Wollte man e8 Tem 
ihm zu nächft ftehenden Dignitär übertragen, fo wüßte ich nicht, 
wie dieß anzufangen wäre; Denn er müßte dann aus Dem Kreiſe 
des Ordinariats heraus und in den Kreis des Kapitels treten. 
Dort figt einer, der Decan ift, und es kann der Fall ſeyn, 
daß er mit der Leitung des Bisthums nichts zu fehaffen hat; er 
ift zwar darin, weil das Kapitel fo kurz zufammengedrängt ift, 
daß nicht viel vafante Pläge Da find. Ueberhaupt hat'man ung 
feit 1802 manchen Weg abgefchnitten , indem man uns durch 
die Eecularifation in Die nicht zu beneidende Armuth gefeßt hat. 
Was den Antrag betrifft, das Gefeß ganz fallen zu laffen, weil 
es eine fo große Abänderung in der Verfaffung bewirfe, fo 
muß ich dagegen bemerken, dag ja felbft in der Verfaffungs- 
urfunde bereits für einen Fall Vorforge getroffen ift, indem 
„in Ermanglung eines Erzbiſchofs der Bisthumsvermwefer 
alsdann eintreten fol.” Der Bifchef kann aber auf 
ztveierlet Art verhindert ſeyn, enttweder temporär oder durch den 
Tod. Sch gebe übrigens — Ermeſſen anheim, was Sie be— 
ſchließen wollen. 


Wegen des Worts „Bisthumsverweſer“ habe ich Der Com— 
miffion meine Anfichten vorgetragen; ich habe gegen dieſes 
Wort nichts zu erinnern, fo lang es deutſch bleibt, Leberfegt 
man es aber, wie es gefchehen ift, in die lateinifchen Worte: 
Vicarius capituli oder Administrator dieceseos, fo find 
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es noch feine 100 Jahre, daß es uns in große Verwicklungen 
hinein führte, die von den unangenehmſten Folgen waren. 
Vorhin hat ein Mitglied bemerkt, daß von dem geiſtlichen Stande 
Einer eingeſchoben werden fönnte, wie Denn auch auf dent vo— 
rigen Sandtage ein vorzügliher Mann erfchienen fei. Das 
kathokifche Prälatenweſen hat ein Ende, und fünftig giebt es 
nichts mehr als einen Bifchof, ein paar Gapitulare und einige 
arme Pfarrer. Endlich muß ich noch einer dritten Anficht er: 
wähnen , die von einem Mitglied Ter Kammer ausgegangen 
ift, Daß man nämlich aus Der Generalfynode einen Geiftlichen 
wählen fönnte, Ich glaubte, mit Erlaubniß meiner Collegen 
in der Commiffion, diefen Vorfchlag aufnehmen zu müffen, 
weil er von dem Abg. Fecht Fam, deſſen er aber nicht mehr 
erwähnt hat, und alfo Darauf verzichtet zu haben ſcheint. Da 
übrigens auch die Commiffionsmitglieder ſolche Gründe !vor- 
gebracht haben, die mich überzeugten, fo habe auch ich mich 
denfelben angefchloffen, und überlaffe nun der Kammer, was 
fie befchließen till. 

Fecht: Ih mollte nicht mehr fprechen, allein auf Die 
Bemerkung Des Abg. Herr muß ich es thun. Allerdings 
babe ich ihm privatim eine folche Idee geäußert, weil 
ich von der Anficht ausgieng, Daß, ehe der Regent einen fol 
chen Verweſer ernenne, ihm auch befonders daran liegen müſſe, 
fi) zu überzeugen, zu welchem Manne nicht nur die Geift- 
lichkeit, fondern die Gefammtftimme der evangelifchen Kirche, 
jene Stimme, die ſich in der Generalfynode ausfprechen wird, 
ein befonderes Vertrauen habe, zu einem Mann, der nicht 
blos ein geiftliches Amt verwaltet, fondern auch die Verhälts 
nijfe im Lande, den Geift des Volks und die Gefeße kennt; 
ih aber fürchtete,, Daß man mir diefes mißdeuten umd das 
Princip der Wahl und das Princip des Berufs (Durch die Regies 
rung) vertvechfeln möchte, fo ließ ich fpäter Die Idee fallen, und 
brachte fie nicht wieder in Anregung, wie ich denn überhaupt 
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getvohnt bin, meine Ueberzeugung ——— „wenn man 
mich eines Beſſern belehrt. 

Der Präſident ſchließt nunmehr die Discuſſion, — 
die darin geſtellten Anträge und bringt ſolche, nach der 
Zeitfolge, wie ſie geſtellt worden, zur Abſtimmung, und zwar 
zuerſt den Antrag der Abg. Mohr undv. Sen ein: dieMos 
tton fallen zu laffen, 

Nachdem diefer Antrag mit 23 gegen 24 Stimmenverworfen 
war, wurden die übrigen Anträge zur Abflimmung gebracht, und 
zwar über den erften Theil des Antrags der Commiſſion. 

Hier wurde, nachdem mehrere Verbefferungsvorfchläge ver: 
tworfen worden, der Antrag der Commiſſion mit großer 
Stimmenmehrheit angenommen 

Der Bräfident leitet nun die Abftimmung auf die verſchie⸗ 
denen Berbefferungsvorfchläge zum zweiten Theil des Com— 
miffionsantrags, welche nach einander eben fo, wie der Com— 

mifjionsantrag felbft, mit 27 gegen 24 Stimmen von der 
_ Kammer verworfen wurden. Es ließen ſich nach diefen Be: 
fchlüffen alsbald mehrere Stimmen, unter Andern Dutt- 
linger, hören, welche bemerften , daß nunmehr blos eine 
Kirche repräfentirt, Die andere aber hintangefeßt wäre, unter 
welchen Umſtänden fie lieber die ganze Adreffe verwerfen möch⸗ 
ten, worauf der Präfident die Frage zur Abſtimmung bringt: 
ob die ganze Adreſſe verworfen werden folle? welche mit über: 
twiegender Stimmenmehrheit bejaht und fofort Die Tages 
ordnung für die nächfte Sitzung verkündet wird. 

Nachdem dies gefchehen, bemerkt der Präfident, daß der 
Bericht über die Eröffnungen der Regierung, das Preßgeſetz 
betreffend, fertig fei und zum Vortrag bereit liege, die Eom- 
miſſion aber einftimmig nach dem $. 45 der Gefchäftsord: 
nung befchloffen habe, daß der Bericht öffentlich vorgetragen 
werden folle. Es fünnte alfo nad) der Gefchäftsordnung der 
Bericht zwar auf die Tagesordnung kommen, allein er fei in 
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einem Schreiben des Herrn Präfldenten des Staatsminifte: 
riums vom 24. Juni aufgefordert worden, ehe er den Gegens 
ftand auf die Tagesordnung bringe,im Namen der Regierung 
eine geheime Sitzung zu veranlaffen. Er thue dieß jegt, und 
erkläre daher die öffentliche Sigung für gefihloffen, 


Zur Beurkundung 
der, in der öffentl. Nachmittagsfigung vom 17. Yuli 1833 
gefchehenen Borlefung 


der Präfident: der Gecretär: 
Mittermaier. Schinzinger. 


XVI. Oeffentliche Sißung. 


Verhandelt in dem Sitzungsſaale der zweiten Kammer der 
Ständeverſammlung. 


Karlsruhe, 25. Juni 1838. 


Sn Gegenwart der Herren Regierungscommiſſäre: Miniſterial— 
chef Staatsrath Winter, Geheimerrath v. Weiler und Geh. 
Referendär Ziegler, fodann ſämmtlicher Mitglieder der jweiten 
Kammer, mit Ausnahme der Abg. Knapp und Müller. 


Unter dem Vorfig des Präfidenten Mittermaier. 


Der Präfident eröffnet der Kammer, daß der für den 
Wahlbezirk Wertheim und Walldürn gewählte Hofgerichte- 
Director Wolff in Meersburg feinen Plag in der Kammer 
eingenommen babe nnd ihm nun die angenehme Pflicht ob— 
liege, denfelben in Die Mitte der Kammer einzuführen und zu 
beeidigen. Nachdem der Abg. Wolff den in.der Verfaffungs- 
urfunde vorgefehriebenen Eid abgelegt hatte, wird eine Mit- _ 
theilung der erften Kammer befannt gemacht, wornach ©. 8. 9. 
der Großherzog um die Vorlage eines Geſetzesentwurfs gebeten 
werden fol, wodurch Die über die $$. 25, 27, 75 und 79 
der Wahlordnung obwaltenden Zweifel befeitigt werden. 

Beil. Nr. 1. - 
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Dieſe Mittheilung wird an die Abtheilungen vertiefen. 

Alsdann werden von dem Secretariat folgende neue Ein— 
gaben befannt gemacht: 

1) Bitte Ter Bierbrauer in Wertheim, Verwandlung der 
Acciſe und Des Ohmgeldes in Averfen betreffend; 

2) des Michael Wagner und Conſorten in Wöflingen, 
Rechtsftreit wegen Verkürzung durch einen Ehevertrag be- 
treffend; 

3) der Zoffbereiter Bleymanns Wittive in Aſſamſtadt, Be⸗ 
ſoldungsguthaben an den Herrn Fürſten v. Salm⸗Krautheim 
betreffend. 

Der Abg. Trefurt zeigt an: 

4) Eingabe der Wahlmänner in Odenheim, Herſtellung der 
Vicinalſtraße über Den Eichelberg und den Stifterhof be— 
reffend; 

Der Abg. Marget übergibt: 
5) Bitte der Gemeinderäthe in Schopfheim, Doffenbach und 
Schwörftätt , die Vrrbindungsftraße zwifchen Dem ur 
und Rheinthal betreffend; 

Der Abg. v. Rotteck legt vor: 

6) Bitte der Rheinfchiffer in Niederhaufen und Weisweil, 
um Abhülfe wegen Belaftung ter Schiffahrt auf dem Ober- 
thein Durch die neue Schiffahrtsordnung. 

Mördes: Ermuthigt Durd) einen vorausgegangenen Be— 
ſchluß der Kammer, wonach die Bedürfniffe der Volksfchulen 
durchgreifend ermittelt werden follen,. erlaube ich mir, 

7) im Namen von 34 Lehrern im Decanatsbezirf Buchen 
eine Petition um Befferftellung zu überreichen. Neben einer 
wahrheitgetreuen Darftellung ihrer troftlofen Rerhältniffe, 
wonach fie, rückfichtlich Des Gehaltes, hinter der Lage eines 
Gensd’armen und fogar hinter der eines Straßenwärters zurüd: 
fiehen, zeigen die Petenten auf anfpruchsiofe Weife die Mittel 
zur Abhilfe, und mweifen befonders auf die Errichtung eines 
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Schullehrerwittwenfonds hin. Ich müßte mich in Wiederhos 
lungen des Längft beffer Gefagten verlieren, wenn ich Ihnen 
dieß Gefuch mehr ans Herz legen wollte, als gefchehen ift. 
Sch bitte daher nur, die Petition Ihrer beſendern Aufmerk⸗ 
ſamkeit würdigen zu wollen. 

Der Tagesordnung zu Folge begründet der Abg. Magg 
ſeine Motion auf Errichtung eines zweiten Schullehrerſeminars 
für den katholiſchen Landestheil, und zwar im Seekreiſe. 

Beil, Nr. 2 (im 1. Beil. Heft, ©. 124 — 141). 

Walchner: Ich unterſtütze den Antrag des Abg. Magg, 
denn es iſt erwieſen, daß das beſtehende Seminarium dem 
Zweck nicht entſpricht; es iſt bewieſen, daß dem Zweck der Leh: 
rerbildung nicht entſprochen wird, und ſolchergeſtalt kann 
alſo auch nicht dem Zweck der Volksbildung entſprochen wer⸗ 
den. Jene Volksbildung aber halte ich mit dem Abg. Buhl 
für eine der beſten Garantieen der Verfaſſung: denn aus guten 
Volksſchulen werden die moraliſch gebildeten tüchtigen Bürger 
hervorgehen. Die Volksbildung iſt ein hoher Zweck des Staats, 
in braven Bürgern erkenne ich die feſteſte Säule der Verfaſſung, 
und die edelſten Wächter für Freiheit, Geſetz und Ordnung. 
Alles Uebrige behalte ich mir auf die Discuſſion vor, und trage 
blos noch darauf an, daß die Motion gedruckt werde. 

Rettig v. K.: Auch ich unterſtütze den Antrag, denn er 
kommt einem längſt und tief gefühlten Bedürfniß entgegen; 
er iſt von Intereſſe für das ganze Land, weil er zugleich die 
Mittel darbieten wird, der bereits beſtehenden Anftalt in man⸗ 
cher Hinficht eine beffere Einrichtung zu geben. Im Augenblick 
iſt zwar theilweife durch edle und uneigennügige Beftrebungen 
des, von dem Antragfteller fehon genannten Dekans Straßer 
abgeholfen, allein diefe Abhilfe ift nur zeitweife, und in feinem 
Fall wird der Staat fordern, daß der Patriotismus des ein 
zelnen Mannes die Verpflichtung für die Dauer auf fich nehme, 
die auf dem ganzen Staat liegt. Nur einen Wunſch möchte ich 
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bei-diefer Gelegenheit ausfprechen, nämlich den, es möchte der 
Kammer gefällig ſeyn, den Antrag, den wir gehört haben, nicht 
an Die. fchon beftehende Commiſſion für Tie- Lehranftelten, 
fondern an eine befondere Commiſſion zu weißen, nicht als 
ob ich glaubte, Die Sache ftehe damit nicht im Zufammen: 
bang, noch weniger aus Mißtrauen gegen die Thätigkeit diefer 
Sommiffien , fondern weil ich einen befondern Werth darauf 
lege, daß dieſer Gegenftand moͤglichſt bald zur Berathung 
fommen und der erfien Kammer zur Befchlußnahme mitges 
theilt werden könne, Damit er, wo möglich, noch vor Bears 
beitung des Budgets erledigt. wird. 

Trefurt unterflüßt ebenfalls den Antrag. 

Winter v. H.: Ich danke dem verehrten Antragfteller, daß 
er diefen hochwichtigen Gegenftand für die geiftige Befferftel- 
lung, für die Bildung der Schullehrer in Antrag gebracht hat. 
Sch unterflüge, obgleich ich nicht in allen Theilen- feinen Mo— 
tiven beitreten fann, mit Freuden feine Bitte um eine gründ- 
liche Prüfung feines Antrags. Neben vielen andern Gründen, 
die mich hiezu veranlaffen, will ich nur kurz Dem anführen, 
daß in öffentlichen Blättern der Commiſſion von 1831 bes 
fanntlich der Vorwurf gemacht worden ift, daß fie nicht meht 
Aufmerkfamkeit diefem Gegenftand zugewendet und eine beffere 
Schilderung Des Zuftandes und der Wirkſamkeit unferer &es 
minarien mit in den Bericht aufgenommen habe. Die Kammer 
weiß aber, daß Damals die Commiſſion feinen Auftrag diefer 
Art hatte umd fich alfo nicht weiter in die nähere Prüfung 
diefer Anftalten einlaffen- fonnte, als Damals flüchtig gefchehen 
iſt. Ich wiederhole Daher meine Empfehlung zu einer gründ⸗ 
lichen Prüfung. | 

Fecht: Wer, wie ich, nach feinem Beruf fo oft Gelegen- 
heit hat, zu bemerken, wie durch ungebildete Lehrer, Die 
nicht Arbeiter , fondern Häder in dem jungen Weinberg 
Gottes ſind, der Geiſt und das Gemüth der Kinder verfrüßpen- 
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wird, Daß in der Folge alle Bemühungen der Lehrer, Diefes 
nachzuholen , was ein folcher Lehrer verfäumt hat, feheitern 
müffen — wer diefe betrübte Erfahrung gemacht bat, kann 
nicht anders, er muß eine Motion unterfügen, die Darauf 
hinarbeitet,, daß noch mehr, und zivar in Dem entfern- 
teren Gegenden des Landes, wo es doppelt nothwendig ift, 
dergleichen Anftalten errichtet werden, die diefem Bedürfniß 
abhelfen. Ich bin daher genöthigt, dieſe Motion mit ‚aller 
Kraft zu unterftügen, 

Duttlinger: Ich unterflüge den Vorſchlag in der Haupt: 
fache auch von ganzem Herzen. Unter Hauptfache. verftehe ich 
ven Vorfchlag über Errichtung eines zweiten Seminariums, 
enthalte mich zur Zeit aber alles Urtheils über Die vorge: 
fchlagene Einrichtung der Anftalt, wovon der Herr Antrag» 
fteller ebenfalls gefprochen hat. Ich theile den Wunfch des 
Abg. Rettig v. K., daß die Erledigung diefer Motion mög 
lichft befchleunigt werden möchte, und theile auch deßhalb 
feinen Wunſch, daß diefe Motion nicht an Die Unterrichts⸗ 
commiſſion, ſondern, ganz der Geſchäftsordnung gemäß, an Die 
Abtheilungen verwieſen werde, damit dieſe eine beſondere 
Commiſſion ernennen, die ſich lediglich auf die Berathung 
der Frage beſchränkt, ob ein Bedürfniß der Errichtung eines 
zweiten katholiſchen Schullehrerſeminariums in den oberen Lanz 
destheilen erfannt werde oder nicht, fich aber aller weitern 
Borfchläge über die innere Einrichtung enthalte, indem ich 
meine, daß die Berathung diefer Vorfchläge allerdings an die 
allgemeine Commiffion zu weiſen fei. Den Gründen, die der 
Herr Antragfteller und andere Mitglieder einftweilen für Die 
Motion aufgeftellt haben, werde ich einen weitern beifügen, 
wenn die Berathung felbft Statt findet, und noch einige flaate- 
wirthſchaftliche Gründe, fo wie auch einen befondern Grund, 
den ich von der Anftalt in Raftadt hernehme, daß nämlich durch 
diefe zweite Anftalt die Anftalt in Raftadt beffer werden wird, 
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als fie ik Die Monopeie taugen a ver: Hegel hrs, Durc 
dieſe Bemerfung will ıch :ibrigens dem Ruhm mb “en Ber 
dienen Liefer Anſtait nicht zu mabe een, umb Seiniawess 
fagen, daß fie nichts tauge. 

Seltzam: Ueber die Bichtigferz des (Segenikundes nen 
ling einig; es handelt ich um Beförderung des Bolksunter- 
richts umd ſemit Des Bolfswohis; ıchımıll uud Daher ur ms 
jenigen anfchliefen, was zur Unterifügung Ser Meriom ihen 
dellſtãadig gemig getagt worden it. 

Begel I: Shen im Fahr 1931 habe mich mebrmals 
üßer die Nothwendigtert Ver Bolksbiltung Zur Yolksicmien 
aus geſprochen, die nur Durch zuie Schrer bessueckt werten "an. 
Ich ſtimme alte allem demjenigen ber, was :u Gun 2er 
Motien angeführt worden ik. 

s Zihepnpe: Da der Abg. Rerrigs 8. meinen Yuni 
bereits ausgeſprochen Jar, Jah lie Sache mer tagen Gom- 
miſſien überwieſen werden mochte, und nefer chen mrerikust 
wurde, je habe ah los noch den Wunich Seriuftigen, Sa 
die Metien gedruft werden möchte. 

Aſchbach: Ich bin mir den Anũchten Des Abgeerdneten 
Baldner, der ih auf jene des Abg. Buhl veruien sat, 
gan; einverſtanden. 6 fehe im Diefer Motion als \ie Dauer 
ſache die Berselliommmung Tee Semumarien m, Deriemgen 
Anſtalten nãmlich, ie ung nichtige Letzrer liefern 'ellen, mt 
in ſe fern als dieſe Motion den Anlaß giebt, für sine deſſer⸗ Ir 
ganiſatien dieſer Anſtalten beſergt zu ſeun, unterſtutze ch ie 
son ganzem Herzen. In fo fern aber, als dieſe Motion Ye Er⸗ 
richtung eines zweiten Saminariums für das Oberland Feabtlih- 
tigt, kann ich mich mühe entſchliegen, ſie zu unterſtützen, 
ſendern muß mich ihr stelmehe wideretzen, derm u wurd? 
darin eine Ungleichheit ser allen Lingen gegen das Unter ard 
erlennen. 


Sellte der Geund Anerkennung Äinter, Tag die Gutferaung 
13. 
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der Dberländer von Raftadt ihnen, zur befferen Bequemlichkeit, 
eine Anftalt diefer Art nothwendig mache, fo tritt Daffelbe ein, 
in Beziehung auf den Tauberkreis und den Necarkreis. Aber 
auch abgefehen davon, wird es nicht von Vortheil feyn, wenn 
zu viele Anſtalten diefer Art beftehen. Wir mögen machen, was 
wir wollen, fo wird fich Der Lauf der Zeit in jeder Anftalt eine 
andere Art und Weife des Unterrichts bilden, was alsdann die fo 
wohlthätige Einheit in der Bildung dieſer Lehrer fört und nach- 
theilig auf den ganzen Unterricht wirkt. Diefer hohe und fehöne 
Zweck läßt ſich Dadurch erreichen, daß wir eine Anftalt in der 
Mitte des Landes haben, die Durch ihre Lage Allen gleich zu— 
gänglich ift, es mag nun für die Einen und die Andern bequem 
oder unbequem ſeyn. Wenn alsdann dieſe gehörig ausgeftattet 
würde, fo würde fie dem Bedürfniß ohne Zweifel genügen. 
Es fommt aber nun noch der finanzielle Gefichtspuuft Dazu. 
tim eine neue Anftalt zu gründen, braucht man natürlich mehr 
Mittel als zur Vervollfommmung der alten. Die Zahl von 140 
Zöglingen iſt auch nicht fo groß, daß nicht mit Hinzufügung 
einiger Profefforen der Zweck erreicht werden könnte, Der Abg. 
Buttlinger bat von einem Monopol gefprochen , ich Fann 
aber nicht begreifen, wie diefes Prädicat von einer Staatsan- 
ftalt gebraucht werden kann. Wenn Privaten ein ansfchließe 
liches Recht gegeben würde, dann würden fie es allerdings bes 
nüßen, aber bei öffentlichen Anftalten ift diefes nicht der Fall. 
Jeder muß thun, mas feine Pflicht iſt; er iſt beauffichtigt, 
und muß über fein Wirken öffentliche Rechenfchaft ablegen, 
Es ift ferner in meiner Nähe im Stillen bemerkt worden, 
daß wenn man diefem confequent nachgehen, d. h. eine folche 
Anftalt nicht allein beftehen laſſen, fondern immer eine ziveite 
errichten wollte, fo müßten wir auch für ein ziveites evangeli- 
fehes Seminar ftimmen, das an einem andern Ort zu errich 
ten wäre, um auch dasjenige in Garlsruhe zu ermuntern. 
Dieß find- die Geünde, warum ich den einen Theil des 
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Antrags nicht unterflüge, in anderer Hinficht aber demfelben 
vollfommen beitrete. Ich glaube übrigens, daß diefe Motion 
ganz füglich der Unterrichtscommiffion überwieſen werden fan, 
denn diefe Commiffion betrachtet das Unterrihtewefen aus 
einem größern Geſichtspunkt, und fie hat ſchon im Sahr 
1831 anerkannt, daß wenn in das Anterrichtsiwefen ein Ge- 
deihen kommen folle, es durchgreifend und nach einer bes 
ſtimmten Richtung organiſirt werden müffe, d. h. feine Zer— 
ſplitterung hinein kommen dürfe. Wir werden daher dieſer 
Commiſſion vertrauen können, denn es ſi itzen Männer darin, 
die unfer Vertrauen ertvorben haben, 

Wolff: Es freut mich, meine parlamentarifche Laufbahn 
mit der Unterſtützung einer Motion beginnen zu fönnen, die 
jo großen Einfluß auf die Förderung der Volksbildung hat, 
Sch glaube um fo mehr viefes thun zu müffen, als von 
einem Landestheil die Rede ift, der in Diefer, wie in mans 
der andern Hinficht weniger begünftigt ift, als andere, Ich 
befehränfe mich auf dieſe Bemerkung, und will nur erivies 
dern, daß ich unter Unterricht niemals das verftehen kann, 
womit man denfelben fo oft, d. 5. in zu engen Gränzen be: 
‚zeichnet, 

Föhrenbach: Ich will nur den Antrag des Abg. Dutt- 
linger unterftügen, daß dieſe Motion, die übrigens wegen 
ihres hohen Intereffes Feiner befondern Anterftüßung mehr 
bedarf, an eine eigene Commiffion getwiefen werde. 

Welcker unterftügt ebenfalls Die Motion, . 
, Staatsrat Winter: Sch muß eine Bemerkung beifügen, 
die weder in der Motionsbegründung, twelche ich übrigens für 
ſehr gelungen halte, noch auch in den Aeußerungen der ein: 
jelnen Mitglieder liegt. Es kommt nämlich auf die Frage 
an, ob die Zöglinge in einem Haus beifammen gehalten und 
darin Wohnung und Koſt bekommen follen, welche Iegtere 
theils auf ihre Koften, theils auf öffentliche Koften, 
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theils ganz unentgeldlich, theild zur Hälfte, theils zu 
einem Drittel gefchteht. Dean kann wohl denken, daß dieß 
einen bedeutenden Unterſchied hinfichtlich der Koften macht. Der 
Abg. Magg hat blos angeführt, was die Lehrer etiva foften 
fönnten, allein die weitere Frage hat er nicht berührt, worauf 
die Commiſſion befondere Rückficht zu nehmen haben wird, ob 
die Anftalt fo eingerichtet werden folle, daß die Zöglinge vereint 
in einem Haufe zufammen wohnen , oder daß nur die Lehrer 
angeftellt werden und jedem Cinzelnen überlaffen wird, das 
Snftitut zu befuchen, feine Wohnung ‚aber in der Stadt, wo 
das Seminarium errichtet wird, zu nehmen. Hier bei dem pro= 
teftantifchen Seminarium befteht die Einrichtung, daß ſämmt⸗ 
liche Zöglinge in einem Haufe beifammen wohnen, was auch 
in einer größern Stadt durchaus nothwendig iſt. Wir haben 
nämlich ſchon über 50 Jahre lang Seminarien gehabt, allein 
die früheren waren anders eingerichtet, Die Zöglinge haben in 
der Stadt gewohnt, allein die Folge war, Daß man endlich 
das Seminarium aufheben und ein ganz neues gründen mußte, 
Es ift vielleicht möglich, daß in einem Eleinen Orte, wo nicht 
fo viele Gelegenheit zur Verführung auf Abwege vorhanden ift, 
eher zugegeben werden fönnte, daß die Zöglinge im Ort ſelbſt 
wohnen, allein dieß iſt in einer etwas größern Stadt nicht räth- 
lich. Man muß nämlich bedenken, daß diefe Zöglinge von Dör- 
fern fommen, daß es großen Theils wieder Söhne von Lehrern 
find, die noch nicht Reife genug haben, um den Verführungen 
in einer größern Stadt zu widerfteheu, dabei aber auch das Ver: 
mögen nicht befigen, fich an beffere Gefellfchaften zu halten, 
fondern fich eben in niederen Wirthshäufern herumtreiben müffen, 
wo fie nichts Gutes lernen. | 
Buhl: Ich unterflüße den Antrag, widerfege mich aber 
dem des Abg. Rettig v. K. Der Abgeordnete Walchner 
bat gefagt, daß die Einrichtung des Seminariums nicht ganz 
fo fei, wie man fie wünfchen könnte, und es follen daher Vers 
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beiferungen darin Statt finden, und ich feße hinzu, es müffen 
Statt finden. Es ift fonach Die Frage, in wie weit diefe Vers 
befferungen eintreten werden. Da ich num überzeugt bin, dafı 
leßteres der Fall ift, wenn die von der Kammer ernannte 
Schulcommiffion fich mit der Regierung darüber ins Beneh— 
men feßen wird, fo trete ich Diefem Antrag bei. Ehe die Ge: 
wißheit vorhanden ift, Daß dieſe Verbefferung eintritt, wird 
wohl die Kammer nicht geneigt ſeyn, weitere Summen zu be: 
willigen. | 

Magg: Ich theile den Grundfag, den der Herr Regie: 
rungscommiffär ausgefprochen hat, habe aber nicht geglaubt, 
daß es zum Zweck meiner Motion gehöre, dieſen fehr um— 
faffenden Gegenftand , der die öfonomifche Einrichtung des 
Seminars betrifft, in Diefelbe aufzunehmen, weil fonft die 
Begründung noch viel weitläufiger getworden wäre, und weil 
ich mit Vertrauen der Commiſſion überlaffe, dieſen höchſt 
wichtigen Gegenftand zu berathen, über den ich mir vorbe- 
halte, bei der Fünftigen Discuffion meine Anfichten auszu: 
fprechen. | 

Herr: Ich muß die Motion des Abg. Magg im Ganzen 
unterflüßen; was aber die einzelnen Theile betrifft, fo muß 
ich offen befennen, daß ich mich zu den Details, die er an: 
gegeben hat, nie verftehen kann. Das, was der Herr Regies 
rungscommiſſär bemerft bat, feheint dahin zu deuten, daß er 
der Meinung ift, daß ein ſolches Seminarium nad) demjes 
nigen, was man fonft „in commune viventes” nannte, 
errichtet werden Eonnte, allein Die neueften Ereigniffe bei dem 
Seminarium zu Raftadt fcheinen der Anficht geradezu zu mis 
Derfprechen , indem dort Diejenigen, die aus den Stiftungen 
und auf Staatsfoften in commune viventes waren, erft 
vor zwei Monaten aus einander gejagt wurden, und dieſe 
Einrichtung aufgehoben worden ift. | 

Staatsrath Winter: Der Grund davon war nicht der, 
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daß es nicht müßlich fei, fondern daß feine Mittel da waren. 
Sch bin immer dafür, wenn es fich thun läßt, indem ich es 
fir weit zweckmäßiger halte, wenn die Leute zwei Jahre Lang, 
verfteht fih unter der gehörigen Aufficht, zufammen leben, 
wo fie die erforderliche Freiheit haben, und nicht in einem Zus 
ſtande fich befinden, wovon ein Mitglied gefprochen hat, und 
den ich nicht wiederholen will, Taß fie aber Daneben nicht die 
öffentlichen Wirthshäufer suillführlich befuchen können, 

Herr: Ich freue mich über dieſe Anficht, denn fie ift auch 
die meinige, und ich würde dem Bande ſehr Glück wünſchen, 
wenn fie ausgeführt werten fönnte, ohne zu große Laften auf 
das gemeinfehaftliche Vaterland zu legen. Jusbeſondere bedaure 
ich, ſchon zu alt zu ſeyn, als Daß ich vielleicht noch als Direc⸗ 
tor Diefes Inftituts angeftellt werden könnte, welchem Durch 
die Motion des Abg. Magg die fchönften Ausfichten in der 
Welt eröffuet wurden. 

Aſchbach: Was den Zuftend des Raſtadter Convicts ‚be; 
teifft, fo war es. nicht der Mangel an Mitteln, der Die Auflös 
fung veranlaßte, fondern die Leberzeugung, Daß es weniger 
zweckmäßig ſei; Denn denfelben Präparanden wird eine Unter⸗ 
ftüßung gegeben, daß fie anderwärts Ichen fünnen, Demnach 
der Fond vorhanden ift. 

Winter v. H.: Da der Antrag in der Kammer’ geſtellt 
wurde, eine beſondere Commiſſion zu Begutachtung dieſer Mo⸗ 
tion zu ernennen, und ihre Prüfung nicht etwa der allgemeinen, 
fhon ernannten Schuleommiffion zu überlaffen,, ſo muß ich 
meine frühere Bitte wiederholen, die mir jedoch Damals nicht 
bewilligt wurde, daß es der Kammer gefällig feyn möchte, die 
fhon bdeftehende Schulcommiffion mit Demjenigen Mitgliede 
zu. vermehren, das nach) mir Die meiften Stimmen hatte. Bei 


diefer Gelegenheit muß ich bemerken, Daß es in der Landtags⸗ 
zeitung heißt, die Kammer möge mit diefe Laft abnehmen. Ich 


habe aber blos gefagt, fie möchte mich diefer Stelle entheben, 
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und ich bitte nun dasjenige Mitglied, das Einfluß auf dieſes 
Blatt hat, dieſen Irrthum zu berichtigen. 

Es wird hierauf der Befchluß gefaßt, die Motion in Bes 
rathung zu ziehen, diefelbe an die für die Prüfung des Schul- 
wejens beftehende Commiſſion zu ersneien und dem Drucd 
zu übergeben. | 
Rettig v. Sch. berichtet hierauf Namens der Petitiong: 
commifjion. über die Bitte des Georg Biegel von Kleinfteinbach, 
Heimathsverhältniffe betreffend. 

Beilage Nr. 3. 

Befhluß: Zur Tagesordnung. 

v. Rotted berichtet über die Petition des Lehrers Knappe 
in Ramfpach, die Veranftaltung eines jährlichen ——— 
feſtes betreffend. 

Beilage Nr. 4. 

Aſchbach: Bei dieſer Veranlaſſung möchte ich doch die Re- 
gierungsceommilfton fragen, ob wir erwarten dürfen, Daß dem 
Antrag, den ic) im Jahr 1831 in Diefer Kammer ftellte, und 
der fo glüdlih war, allgemeine Unterftüßung zu finden, nämlich 
auf.die Einführung eines Verfaffungseides, von der Regierung 
in der Art werde fhattgegeben werden, Daß wir auf diefem 
Landtage Darüber eine Borlage erwarten dürfen. Ich bemerfe 
dabei, Daß ich glaube, Der größte Anftand, der in Diefer Bes 
jiehung hätte beftehen können, nämlich Die Zweckmäßigkeit 
eines VBerfaffuugseides bei dem Militär, durchaus nicht im Wege 
ftehen kann, weil mein Antrag getrennt war und zunächft blos 
dahin gieng, den Berfaffungseid für Die Staatsbürger bei dem 
Antritt ihres Bürgerrechts zu veguliven, und hiermach auch den 
Dienereid zu ftellen, fo daß der Verfaſſungseid mit dem Hul⸗ 
digumgseid verbunden wäre. Die Trage, ob Der Verfalfungss 
eid auch von dem Militär geleiftet werden fol, fönnte vor der 
Hand unbeantwortet bleiben, allein der andere dürfte, meiner 
Auſicht nach, ein dringendes Bedürfniß ſeyn. 
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Staatsrath Winter: Ich bin in der unglüdlichen Lage, 
heute von dem Rechte Gebrauch zu machen, das ich mir neulich 
vorbehalten habe, auf eine Frage feine Antwort zu geben. 

Aſchbach: Ach glaube nicht zu irren, wenn ich die Ant 
sort des Herrn Regierungscommiffärs Dabin auslege, Daß wir 
vielleicht in einer der nächften Sitzungen oder in einer nicht 
fehr entfernten Zeit Auskunft erwarten, tie Dies auch ges 
wöhnlich geſchehen ift, und ich glaube Doch, Daß bei einer fo 
großen und wichtigen Angelegenheit eine beruhigende Anttvort 
am Plag wäre. 

9. Rotted: Keine Antwort ift auch eine Antwort. 

Fecht: Sch glaube, wenn der Abg. Afchbach die in Eng: 
land herrſchende Sitte nachgeahmt, und den Herrn Regierungs- 
commiffär vorher unterrichtet hätte, daß er Diefe Frage ftellen 
wolle, fo würde er auch eine Antwort erhalten haben. 

Aſchbach: Das Stillfehweigen des Herrn Regierungs- 
commiffärs deutet auf eine verneinende Antwort und darum 
erkläre ich, Daß ich meine Motion erneuere. 

Merk: Es wird unter den gegenwärtigen Zeitumfländen 
freilich nichts Anderes übrig bleiben, als dem &ommiffiones 
antrag über Diefe Petition beizuftimmen. Allein ich kann 
nicht längnen, Daß es traurig ift, Daß man die Zeit fo ge— 
ftaltet findet, Daß man einen Tag, wie derjenige, der ung die 
Verfaſſung gab, nicht als einen Tag der Weihe und der Er: 
innerung Durch die Veranlaffung eines Volksfeſtes feiern kann. 
Hierin verftanden es die Alten beffer. Sie waren fehr bes 
fliffen, Die Tage großer Ereigniffe Durch Stiftungen von Feften 
zu bereivigen, und das Andenken an große Thaten zu erhalten, 
wodurch auch bei dem Volk ftets ein lebhaftes Gefühl rege 
blieb. Seßt, in einer Zeit der bloßen Vernunft und der falten 
Berechnung twill man nicht mehr durch Das Gefühl wirken, 
das Gefeg allein foll den ftrengen Maßftab geben. Das Gefühl 
fol todt bleiben und die Moral zu Feiner Richtfchnur dienen, 
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obgleich durch diefe oft mehr gewirkt werden fann, ala durch 
das Gefeg. Hat man fogar in diefer Zeit Das Beifpiel er: 
leben müffen, daß felbft der Schuljugend die Feier des erften 
Mai unter dem Vorwand des Verbots der Volksverfammlungen 
unterfagt wurde. Man will alfo fehon in diefen zarten Ge: 
müthern den Sinn der Fröhlichkeit unterdrüden. Was wird 
aber diefes für Bürger geben, die fehon in der Jugend fo 
verfnöchert werden. Sch hatte im Jahr 1831 eine Motion 
angefündigt, wonach an dem Tage, wo unfere Verfaffung ge: 
geben wurde, der Grund zu einem großen Nationaldenktmal 
zur Erinnerung an denfelben gelegt werden folle, habe aber 
diefe Motion aus befondern Gründen nicht vorgetragen, und 
halte fie auch jegt nicht an der Zeit, hoffe übrigens, daß bald 
Zeiten fommen werden, to ein * Antrag von ie 
Saale ausgehen wird. 

Welcker: Ich unterftüge auch den Antrag der Petitions— 
commiffion, jedoch nicht aus Dem von ihr zunächft angegebenen 
Grunde wegen des betrübenden Verbots der Bolksverfamms 
lungen und der Reden an Das Volf, Das, wie ich glaube, nach 
diefem Eandtage feine Gültigkeit mehr haben wird. Sch muß 
aber freilich den Antrag unterftüßen, weil, wenn felbft auch 
diefe, ganz dem Geift des conftitutionellen Lebens widerfprechende 
Verfügung aufhört, Doch noch fo Vieles übrig bleibt, was ge: 
eignet tft, für dieſen Augenblick die Freude an der Verfaffung 
zu ſchmälern. Ich Hoffe aber auch, wie der Abg. Merk, daß 
befjere Zeiten kommen werden, und wünfche Daß fie bald kommen 
möchten, wo man dann mit Freude einen folchen Antrag unters 
ſtützen kann, über den man jet mit traurigem Gefühl zur 
Tagesordnung übergehen muß. 

Feht: Im Jahr 1819 habe ich einen ähnlichen Antrag an 
die Kammer geftellt, und gieng damals von der Anficht aus, 
daß, fo wohlthätig auch Verfaffungsfefte find, fie leicht, wenn 
fie nicht weife angemwendet werden, was bei der damaligen 
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Neuheit "der Sache eher möglich geweſen wäre, leicht ein 
Mißverſtändniß zwiſchen Regierung und Volk entſtehen fönnte, 
befonders werm die Perfönlichkeit Des Regeuten und nicht blos 
die Regierung felbft in Betracht fommt, Diefem wollte ich 
zuvor kommen und Darum ein Berfaffungsfeft mit Tem Ge— 
burtsfeft Des Regenten vereinigen, Wie e8 aber oft gebt, Daß 
Zwiſchenvorfälle Den fehönften, zeinften Ideen hemmend ent: 
gegen treten, fo ‚wurde auch befonders Durch ein Damaliges 
unglückliches Zeitereigniß meine Idee nicht ausgeführt, und 
ftatt Daß num ein folches Volksfeſt gefeiert wird, wie zu Karl 
Friedrichs Zeiten, wo auf den Oberländer Bergen 8 bis 
10,000 Menfshen vereinigt waren, wo die Scheidewand zwiſchen 
den Stänten in dieſem fehönen Augenblick niederfiel, wo Alles 
fich glücflich fühlte und die Freude Das Herz zum Guten öff— 
nete — denn nie ift der Menfch herrlicher, als wenn die Freude 
fein Herz öffnet — wurde von den beiden Kirchenbehörden ein 
Decret erlaffen, wonach nicht nur jedes Jahr das Geburtsfeft, 
fondern auch das Namensfeft des Regenten gefeiert werden 
follte, wogegen man an ein Feſt der Geburt der Verfaſſung 
nicht dachte. Die Staatsdiener mußten in die Kirche, und 
fpeisten, Das Volk aber, Das alle Anoddnungen diefer Art 
gering fchägt, wenn man nicht weiß fein Gemüth zu ergreifen, 
nahm feinen Antheil, Das, was zu einer Erhebung werden 
follte, die den bürgerlihen Bund gleihfam an ten Himmel 
Enüpft, wurde geringfcehäßend behandelt. Im Augenblid glaube 
ich auch, Daß manches Freudenfeft dDiefer Art, wäre es auch zu 
noch fo ſchönen Zwecken eingeführt, vielleicht zu einem Trauer: 
feft werden würde, und flimme daher für den Commiffionss 
antrag. 

Duttlinger: Indem ich mich ebenfalls für den Com: 
miffionsanteag erkläre, bemerfe ich zugleich, daß ich einen andern 
Wunſch, den der Petent ausgefprochen bat, von ganzem Herzen 
theile, nämlich Den, daß dem bochherzigen Gründer unferer 
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Verfaſſung, dem Großherzog Karl, zu Griesbach, wo er die 
Urkunde unterſchrieben hat, ein Denkmal errichtet werden möge, 
und ich kenne in der That die Gründe nicht, warum die Com: 
miffion fich nicht auf diefen Wunfch eingelaffen hat. 

v. Rotteck: Es iſt nicht eigentlich feine Bitte, fondern er 
hat blos bei der Ausführung feiner Anträge gelegenheitlich aud) 
von dieſem Wunfche gefprochen. | 

Staatsrath Winter: Der Abg. Merk bedauert, daß fich 
die Zeit fo geftaltet habe, wie fie if: Auch ich bedaure es, 
und die Geftaltung diefer Zeit hat mir fehon viele Sorgen 
gemacht. Wir müffen aber die Zeiten nehmen, wie fie find, 
wir find ihre Kinder und müffen uns des Guten, das fie uns 
giebt, erfreuen, das Böfe bedauern und, fo viel möglich, ver- 
‚hindern. Sch glaube, Daß wir auch hier, fo wie in fo vielen 
Fällen des Lebens, mit Tem ehrlichen Bruder aus Leffings 
„Nathan der Weife“ bona fide fagen müſſen: wenn etwas Gutes 
gar zu nahe an etwas Schlimmes grenzt, fo thue ich das 
Gute lieber nicht, weil ich Das Schlimme erhalte, felten aber 
das Gute. | 
Es wird hierauf befchloffen, unter den gegenwärtigen Zeit⸗ 
verhältniſſen zur Tagesordnung überzugehen. 

Bader berichtet hierauf über die Petition der Gemeinde 
Unterwangen, um Befreiung vom der auf ihr laſtenden unent- 
geldlichen Abgabe des für die dortige Mühle erforberlichen 
Bauholzes. 

| Beilage Nr. 5. 

Beſchluß: zur Tagesordnung. 

Derfelbe berichtet über die Borftellung der Jörger’fchen Kinder 
in Gengenbach, Anfpruch am den dortigen Spitalfond, megen 
einer Srbſchaft betreffend. — 

Beilage Nr. 6. 
Beſchluß: zur Tagesordnung. 
Derfelde berichtet: über die Bitte- des: Handelsmanns vi: 
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minik Dietler in Greiburg, Befchränkung des Haufichandels 
betreffend. 
Beilage Nr. 7. 

Bölfer: Ich bin hier mit dem Antrag der Commiſſion nicht 
‚einverftanden. Noch auf allen Landtagen find von allen Seiten 
des Landes über dieſen Gegenftand Klagen erflungen, Denen 
bis auf heute noch nicht abgeholfen if. Durch das Gefeg von 
1815 find durchaus nicht die gehörigen Schranken gefegt, und 
ich bin überzeugt, Daß auch auf den künftigen Landtagen immer 
diefelben Klagen werden erhoben werden, wenn man diefem 
Webelftand nicht abzuhelfen fucht, was nur dadurch auf eine 
zweckmäßige Weife gefchehen fann, wenn man fagt, aller 
Haufirhandel hört auf. Ich fehlage Daher vor, die eingefoms 
mene Petition an die Abtheilungen zuverweifen, Damit von diefen 
eine befondere Commiſſion gewählt werde, Die Das Gefeß von | 
4815 unterfucht, und fo weit es mangelhaft gefunden wird, der 
Kammer die nöthigen Anträge vorlegt. 

Welder: Ich glaube nicht, daß eine Abänderung des Ge: 
feßes nothivendig ſeyn wird. Da indeffen die Commiffion feldft 
fagt, fie babe fich überzeugt, Daß Diefes Geſetz nicht überall 
mit der erforderlichen Feftigfeit gehandhabt werde, da auch 
die Anträge, Die der Petent ftellt, ob fie gleich Feine fpeciellen 
Gravamina ausführen, fich Doch darauf beziehen, daß die Ver: 
ordnung nicht gehörig gehandhabt werde, fo fehe ich nicht ein, 
warum man nicht in diefem Falle die Petition der hohen Re— 
gierung empfehlen kann, daß fie Dafür beforgt ſeyn möge, daß 
das Gefeß genügend gehanthabt werde, denn es ift ja im In- 
teveffe der Regierung felbft, wenn fie Kenntniß davon nimmt, 
gleichwie auch Die Petitionscommiffion Kenntniß davon ge— 
nommen hat. - 

Rettig von Sch.: Der häufige Mißbrauch, der mit dem 
Haufichandel getrieben wird, tft fehon oft bezeichnet worden, 
deſſen ungeachtet kann ich dem Abg. Völker nicht beiftimmen, 
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denm gerade der Bericht und der Antrag der Sommiffion deutet 
darauf hin, daß Durch eine zweckmäßige Handhabung des fehon 
beftehenden Geſetzes diefer Mißbrauch befeitigt werden Fönne, 
und ich ftimme deßhalb ihrem Antrag bei, wobei ich nur noch 
bemerfe, daß eine wiederholte Ginfchärfung des beftehenden 
Gefeßes eintreten könnte, 

Duttlinger: Sch widerfege mich dem Vorfchlag des Abg. 
Voͤlker, denn dag, was er wünfcht, ift auf allen Landtagen 
geſchehen. 

Auf allen Landtagen iſt dieſes Geſetz unterſucht worden, und 
das Reſultat der vielen Prüfungen und Discuſſionen über dieſe 
Frage beftand immer darin, daß an dem Gefeg nichts fehle, 
daß es ganz trefflich fei und die ftets erneuerten Klagen nur 
von der Mangelbaftigfeit der Vollziehung deſſelben herfommen. 
Sch ſchlage daher vor, die Petition an das Staatsminifterium 
mit dem Anhang zu vermweifen, Daß es demfelben gefällig ſeyn 
möge, aufs Neue die genaue Beobachtung der beftehenden Ver: 
ordnung über den Hauſirhandel einzufchärfen. 

Martin: Sch wollte auch gegen den Antrag des Abg. 
Bölker fprechen. Da dieß aber fchon von mehreren Seiten 
ber geſchehen ift, fo halte ich für unnöthig, etwas Weiteres 
darüber zu fagen, und will daher blos bemerken, daß ich im 
Jahr 1822 fchon gegen den Haufichandel gefprochen,, feit elf 
Sahren aber die Erfahrung gemacht habe, Daß der Haufichandel, 
in meiner Gegend wenigftens, fehr abgenommen bat. Die 
Verordnung, welche denfelben befchränft, wird zwar nicht immer 
gehörig gehandhabt, hat aber dennoch fo viel bewirkt, daß 
man tvenig mehr von dem früher Statt gehabten Unfug bemerkt. 

v. Rotteck: Wenn man alles dasjenige fammelte, was auf 
allen unfern Sandtagen und in beiden Kammern über den Haus 
firhandel gefprochen wurde, fo würde es einige dicke Bände 
füllen. Das Refultat aller diefer Verhandlungen war, daß 
man fich überzeugte, Die beftehende Verordnung fei ſtreng genug, 
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ja. fie fei nur zu ſtreng in Beziehung. auf diejenigen Intereffen, 
die man gegen diefe Verordnung gewöhnlich geltend zu machen 
fucht, nämlich weit ftrenger, als man im Inteveffe der Kauf: 
leute anzuordnen fich beftimmt gefunden hätte, indem allerdings 
das Intereffe Der Gemwerbefreiheit an ſich ein weniger be— 
ſchränktes Recht des Haufichandels in Anſpruch nimmt, umd 
nur, die polizeiliche Rückficht jene Beſchränkungen forderte, die 
man eingeführt hat. Ich weiß zwar: wohl und gebe dem 
Adg. Völker durhaus Recht, wenn Er fagt, daß für und für 
auf allen Sandtagen neue Befchwerden oder Petitionen gegen 
den Haufirhandel einfommen werten. Sie werden allerdings 
fo lange einfommen, fo lange nicht Vie Haufirer geradezu todt 
gefchlagen. fmd. Das kann mich aber nicht beftimmen, von 
derjenigen Anſicht abzumeichen, Die ich auch fehon bei allen 
früheren Verhandlungen, befonders im Jahr 1822 in Ter erften 
Kammer, als damaliger Berichterftatter über dieſen Gegenftand, 
ausgefprochen habe, ‘und ich bin deßhalb überzeugt, Daß der 
Sommiffionsantrag alles dasjenige enthält, was zu verfügen if, 
nämlich zur Zagesordnung zu gehen. Es ift gar fein Grund 
vorhanden, die ſtrengere Beobachtung der Verordnung auch nur 
einzufhärfen, oder zu diefem Zwed die Petition ans Staats: 
minifterium zu geben, denn wir finden in derfelben nichts ans 
deres, als die allgemeine Klage, durchaus aber fein befonderes 
Factum, Das uns überzeugen fönnte, es fei die Verordnung 
nicht ftreng genug vollzogen worden, und das, was der Abg. 
Martin. bemerkte, muß ein neuer Grund ſeyn und zu über: 
zeugen, daß es gar nicht Noth thut, Die Verordnung neuerdings 
einzufchärfen. 

Kröll: Seit 1819 find fo viele Petitionen in diefer Hinficht 
eingefommen, daß Manche glauben möchten, die darüber be— 
ftehende Verordnung fei unzulänglih. Ich unterftüge daher 
die Anficht des Abg. Völker und glaube, daß: man, wenn 
‚man die Nachtheile und Wortheile des Hauſirhandels affe 
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zufammen ftellt, den Gegenftand allerdings dem Staatsminiftes 
rium empfehlen kann. 

Bader: Im Jahr 1831 find ungefähr 40 Petitionen über 
und gegen den Haufichandel eingefommen und mit Dem Antrag 
ans Staatsminifterium übergeben worden, Dafjelbe möge von - 
den darin bezeichneten Mißbräuchen Kenntniß nehmen und den« 
felben Durch einen fachgemäßen Vollzug ter beftchenten Vers 
ordnungen Abhülfe verfchaffen. In der vorliegenden, von einem 
einzigen Handelsmann eingegebenen Petition, die auf Beweg— 
gründen des eigenen Dandelsintereffe beruhen fann, find eine 
Thatfachen bezeichnet, wonach diefe Verordnung irgentivo nicht 
gehanchabt worden wäre, und die Commiſſion glaubte daher 
nicht, jetzt ſchon wieder Anlaß daraus uehmen zu fönnen, die 
Sache wiederholt dem Staatsminifterium zu übergeben. 

Voͤlker: Den Petenten leitet fein eigenes Intereſſe durchaus 
nicht, und gegen den Abg. Martin habe ich zu bemerken, 
daß es mir fehr erwünfcht wäre, wenn der Haufichandel ab- 
genommen hätte, allein nach den von mir gemachten Erfah: 
rungen und den mir zugefommenen Nachrichten kann ich ver= 
fichern, Daß gerade Das Gegentheil Statt findet. 

Seramin: Sch muß die Bemerkung des Abg. Volker 
beſtätigen, denn ich weiß aus eigener Erfahrung, daß der Haus 
firhandel eher zu als abgenommen hat. 

Körner: Dem Abg. Martin muß ich beiftimmen, wenn 
er fagt, daß der Haufichandel befchränft worden, muß mich 
daher dent Abg. Völker toiderfegen. Allerdings werden auf 
alfen Landtagen wegen dieſes Haufichandels Bitten an vie 
Kammer fommen, allein fie müffen fommen, weil man den 
Hauſirhandel Durchaus abgefchafft haben will, was bei uns 
nicht zuläßig ift, inden ganze Eandestheile Dadurch in eine üble 
Lage kämen. 

Staatsrath Winter: Das, was der Abg. v. Rotteck ber 
merkte, ift vollfommen wahr, und ich erinnere mich, daß ich 
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feloft im Jahr 1820 über Diefen Gegenftand ausführlich ges 
"fprochen und das Intereſſe Der Dandelsleute, Das dahin gebt, 
allen Haufichandel zu verbieten, und Das Intereſſe Des Publis 
fums und der Gewerbe, welche möglichite Handelsfreiheit 
verlangen, gegen einander abgewogen und zu beweifen gefucht 
habe, daß das beftehende Gefeg vollfommen genüge, ja daß es 
in mancher Hinficht wirklich zu ſtreng fei. 

Was Die Klagen betrifft, jo find uns nicht nur von der 
Kammer, fondern auch von andern Seiten welche zugefommen, 
und ich habe Gelegenheit gehabt, einzelne Beamte, aus deren 
Bezirken Die Befchwerden einfamen, zu fragen, wacum fie denn 
dem Mißbrauch des Haufirhandels nicht fteuern? und ich erbielt 
zue Antwort, Daß ihnen noch feine Klage zugefommen fei, 
Auf meine weitere Frage, worin denn der Grund liege? ante 
fvorteten fie mir, daß die Kaufleute felbft Daran Schuld feien, 
die es viel bequemer fänden, im Allgemeinen Klage zu erheben, 
als Die einzelnen Fälle zur Anzeige zu bringen, weil fie fich, 
wie gefagt wird, ſchämen, als Denuncianten aufzutreten. 
Wo fein Kläger ift, ift auch überall fein Richter. Es ift zwar 
der Polizei aufgegeben, felbft ohne Kläger nachzufehen, ob 
der Haufirer gerade mit denjenigen Artikeln handelt, die er 
anbieten darf, allein wir haben fein fo großes Polizeiperfonal, 
Daß nicht, befonders in Waldgegenden, hie und da fich Einer 
mit andern Artikeln einfchleiht und dieſe zum Kauf anbietet. 
Die Krämer wiſſen dies fehr gut, allein das Klagen ift ihrer 
Bequemlichkeit entgegen, indem fie zugleich fürchten, fie müßten 
mit dem Haufirer vor Amt vorftehen und Damit ihre Zeit vers 
fäumen. Sofern die Kaufleute uns die einzelnen Fälle zur 
Anzeige bringen, wird der Haufirhandel noch viel mehr be’ 
ſchraͤnkt werden, 

Duttlinger: Auf diefe Erklärung nehme ich meinen Vor: 
fehlag zurück, denn wenn jene im Lande bekannt wird, fo werden 
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fich die Handelsleute zu helfen wiſſen, oder fie müffen es fich 
ſelbſt zufchreiben, wenn nicht abgeholfen wird, 

Seramin: Jch weiß, daß Manche im Einzelnen geflagt 
haben, aber nicht geholfen wurde. 

Staatsratd Winter: Für diefe Krankheit weiß ich Fein 
Mittel. Wenn der Unterbeamte feine Schuldigfeit nicht thut, 
fo mag man fich befchiveren, aber immer einzelne Fälle zur 
Anzeige bringen, da mit allgemeinen Beſchwerden nichts aus« 
zurichten if. 

Martin: Wir follten uns hüten, mit unfern Empfehlungen 
ans Staatsminifterium zu freigebig zu fepn, Damit fie an ihrem 
Werth nicht verlieren. Am allerwenigften aber in diefem 
Falle, wo das Gegentheil fehr zu wünfchen ift, wäre eine 
Empfehlung an ihrem Plage, 

Der Antragrdes Abg. Völker wird fofort verworfen und 
der Sommiffionsantrag auf Tagesordnung angenommen, 
"Bader: Ih habe nunmehr über eine Petition zu berichten, 
die zivar nicht auf Der Tagesordnung fteht, deffen ungeachtet 
aber wohl wird vorfommen können, weil die Betitionscommilffion 
fih auf den ‚materiellen Gehalt der Vorftellung nicht einläßt, 
ſondern Lediglich Darauf anträgt, fie an die Commiffion für die 
Prüfung des Forfigefeges zu verweifen. Es ift nämlich Die 
Borftelung der Gemeinte Bühlerthal, die Benugung ihres 
Dürgergabholzes betreffend. 

Sie befchwert fih, daß dieſes Holz zuerft von dem Förfter 
ausgezeichnet, nachdem aber Taffelbe gefällt, wieder von 
dem Förfter abgemeffen werden müffe, ehe es an die Ge 
meindeglieder vertheilt werden dürfe. Diefe neue Anordnung 
habe die Folge, daß der Gemeinde bedeutende Koften ver: 
urfacht würden, und die Gemeindebürger , Die ihre Hol; 
gewöhnlich zu Rebſtöcken benugen wollen , daſſelbe erft zu 
einer Zeit benigen fönnten, two es nicht mehr zu dem ber 
abfichtigten Zweck veriwendet werden könne. Ich wiederhofe 
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den Sommiffionsantrag, die Petition der Forftgefegceommiffion 
zur geeigneten Berückfichtigung zu übergeben. 

Der Commiffionsantrag wird ohne Widerſpruch angenommen, 
nachdem noch vorher der Abg. Rettig v. 8. Das Präfidium 
gebeten hatte, die Forftgefegcommiffion zur Wahl eines Bes 
tichterftatters zu veranlaffen, Damit Diefes wichtige Gefeg bald 
möglich zur Berathung komme, 

Martin berichtet über mehrere Petitionen, die Beibehaltung 
des Landesgeftüts betreffend. 

Beilage Nr. 8, 

Beſchluß: Diefelben nach tem Gommiffionsantrage an 
die Budgetscommifftion zu verweiſen. 

Grimm berichtet über die Bitte des Schiffers Köhler 
in Heidelberg, Erſatz wegen entzogener Penſion BERNER), 

Beilage Nr. 9. 

Martin: Das Unglück diefes Mannes ift fo ausgezeichnet 
groß, Daß ich mich ſchon in der Petitionscommiſſion veranlaft 
gefehen habe, mich für fein Schieffal zu intereffiren. Diefer 
Mann lebt in einem von mir entfernten Landestheile‘, ich kenne 
ihn nicht, ich kann daher um fo unpartheitfcher für ihn in die 
Schranken treten. 

Diefer Schiffer Köhler bat fein ganzes Leben mit der 
Flußſchifffahrt zugebracht; fein ganzes Beſitzthum beftand 'in 
feinen Schiffen, twie es bei dem Landfuhrmann in Wagen und 
Pferden und bei dem Landmann in Gütern befteht. Auf diefen 
gebrechlichen Brettern hat Diefer fühne Mann eine lange Reihe 
son Jahren gegen Stürme und Wetter gekämpft; am Ende 
‚aber wurde er felbft vom Sturme des Schiefals zertrümmert, 
In den 1790er Jahren mußte er alle feine Schiffe dem öfter: 
reichiſchen Kriegsheere opfern, es war ein großes Unglück, er 
bat fih aber durch feinen Muth und feine Thätigfeit im 
Verlauf von vielen Jahren fo wert wieder erholt, Daß er noch— 
mals in den Befig mehrerer Schiffe gelangte. Da famen im 
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Sahr 1813 die Ruſſen, fie fchlugen eine Brücke über dem 
Rhein, fie nahmen ihm feine Schiffe weg, blos zu den Zweck, 
um die Feinde unferes Väterlandes zu bekämpfen. Durd) dieſes 
doppelte Unglück kam nun endlich der Petent fo fehr in feinen 
Bermögensumftänden herab, daß die Schiffergilte in Mainz, 
deren Mitglied Köhler war, in Anbetracht, daß derfelbe 
ohne alles Verfehulden fo gränzenlos unglücklich geworden . 
war, fich bewogen fand, ihm eine monatliche Penfion von 
25 Franken auszuwerfen. Mit diefem kleinen Subfiftenzgehalt. 
bat er nun feit langer Zeit Fümmerlich gelebt, die Schiffer: 
gilde ward im Jahr 1832 aufgelöst, und ſomit hörte auch 
dieſe Benfion auf, Köhlers legter Nothanfer verfanf, fo daß 
diefer Mann noch am Rande des Grabes vom Unglück verfolgt‘ 
und erreicht wurde. Er weiß nun nicht ferner fein Leben zu 
friften und ſtreckt uns noch vor feinem Tode den Bettelftab 
entgegen, jene Hülfe fuchend, Die Sie, meine Herren, ihm 
gewiß nicht veriveigern tverden. Das Unglück diefes Mannes 
begann eigentlich ſchon in feiner Wiege, Tenn wäre er nicht 
als Deutfcher geboren, wäre er ein Engländer oder Franzofe 
gewefen, und hätte er dort feine Schiffe und fomit fein Vers 
mögen zum Beften tes Landes geopfert, er würde wahrlich. 
nicht um eine fo arnfelige Unterſtützung jetzt flehen müſſen. 
In Deutfchland aber, in unferem Vaterlande, ift nirgend Ge: 
meingeift, feine Nationalität zu treffen, denn woher follten 
diefe Tugenden bei uns im getheilten Vaterlande kommen ? 
Ich trage darauf an, die Petition an das Staatsminifterium 
empfehlend zu verweifen. 

Poffelt: Wenn, wie der Commiffionsbericht fagt, dieſem 
armen, ohne fein Verfehulden in fo großem Elend feufzenden 
Greiſe auch nicht abfolute Rechtsgründe zur Seite ftehen, 
was denn Doch noch eine Frage wäre, fo fprechen Doch. Die 
Gründe der größten Billigfeit für ihn. Er kam in feine hülfs 
loſe Lage nicht wie im Bericht gefagt wird, etwa gleich einem 
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Kutfcher, der durch andere Einrichtungen in feinem Gewerbe 
niedergedrückt wird, fondern er ift ein Opfer unabweisbarer 
Gefahren und Kriegsdrangfale gewefen, und felbft dad legte 
Ereigniß, nämlich die Aufhebung der Schiffergilte, ift eine 
Folge anderer Staatseinrichtungen, Die in einem höheren Ins 
tereffe nothivendig waren, jo Daß es gewiß eine heilige Pflicht 
für den Staat ift, wenigſtens feinerfeits Tasjenige zu thun, 
was die Schiffergilde thut, die nicht einmal eine Verpflichtung 
gegen ihn hatte, weil der Verluft feines Vermögens nicht Durch 
die Schifffahrt erfolgte, fondern durch höhere Gewalt herbei 
geführt wurde. Ich fimme Daher fehr gerne für Die Ber 
weiſung der Bitte an das Staatsminifterium und hoffe, Daß 
diefe höchfte Landesſtelle diefen, über alle Befchreibung befla- 
genswürdigen Mann in feinem fehe hohen Alter nicht werte 
vergeben laſſen. 

Winter v. H.: Diefer Mann hat allerdings fein eigent= 
liches juridifches Recht zu einem Anfpruch an die Staatskaſſe. 
Ich weiß von der ganzen Eache nur fo viel, Daß er auf feine 
Eingaben an die Regierung immer an die Gemeinde Heidelberg 
gewieſen worden ift, die auch, fo viel mir befannt ift, fehon 
etwas gethan hat, worüber der Abg. Speyerer, als Bürger: 
meifter von Heidelberg nähere Auskunft geben kann. 

Speyerer: Der arme Schiffer Köhler bat früher vom der 
Gildekaſſe in Mainz eine Unterſtützung genoffen. Als aber die 
Rheinfchifffahrt Frei gegeben wurde, hörte diefe Kaffe auf. Der 
Staat hat alfo Dadurch, Daß er eine Veränderung in der Ge— 
feßgebung zu machen für nöthig erachtet, Diefen armen Mann 
um feine Penfion gebracht, und wird demnach auch billig ver- 
pflichtet feon, ihm dafür wenigftens eine Entfchädigung zu 
geben, mas er um fo leichter kann, als diefe Penſion blos in 
25 Franken monatlich beftand. Sch unterftüge aus Diefen 
Gründen den Antrag, Diefe Petition an das hohe Staatsmi⸗ 
nifterium mit dringender Empfehlung zu überweifen. 
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Buhl: Ich muß mic diefem Antrag widerfegen, denn 
meiner Ueberzeugung nach liegen feine Gründe für Ten Staat 
vor, die ihm zur Pflicht machen, dem Mann eine Unterſtützung 
zu geben. Die Aufhebung der Schiffergilte fommt nicht in 
Betracht, Denn wenn einft Die Gewerbefreibeit und noch fo viele 
andere Dinge, die nicht ausbleiben werden, eingeführt wird, 
fo würde der Staat die Verpflichtung erhalten, allen Hands 
werksgenoſſen diejenige Unterſtützung zu geben, die die Zünfte 
bis jegt an ihre Dürftigen Collegen geben. Die Schiffergilde 
ift nichts anderes, als eine Zunft, Die den Köhler als dürf— 
tigen Collegen unterftüßt hat, allein ich bin überzeugt, daß 
alle diefe Unterftügungen von den Gemeinden gegeben werden 
müfjen, weil im andern Fall auf die Staatskaffe eine zu große 
Saft fallen würde, da man -weit lieber Dazu kommt, aus der 
allgemeinen Eaffe, als aus feiner eigenen zu geben. 

Speyerer: Die Stadt thut was fie thun kann, weil fie 
aber feine Rückficht auf den Stand des Mannes nehmen kann. 
fo veicht ihre Unterftüßung nicht aus, um billige Anfprüche 
deffelben zu befriedigen, Uebrigens bitte ich zu bedenken, daß 
derſelbe bereits im wirklichen Befige einer Penfion aus der 
Gildekaſſe war, und daß ein billiger Anſpruch Dadurch begründet 
ift, fo wie ich ebenfo bei ettvaiger Aufhebung von Zünften für 
ſchon beſtehende Unterſtützungen eine billige Entſchädigung 
anzuerkennen kein Bedenken trage, um ſo mehr, als ich glaube, 
daß ſie nicht bedeutend ſind. 

Rettig v. Sch.: Ich ſtimme für den Commiſſionsantrag, 
weil, von der rechtlichen Seite betrachtet, wie ſchon auseinander 
geſetzt wurde, dem Staat durchaus keine Pflicht obliegen kann, 
hier eine Entſchädigung zu leiſten. Was die Billigkeitsgründe 
betrifft, die angeführt werden, ſo können dieſe nur zu der Folge 
führen, den Mann nicht bei dem Staatsminiſterium, ſondern 
überhaupt irgend einer milden Anftalt zu empfehlen, die aber 
nicht von Der Staatsregierung ausgehen kann. Hat er wirklich 
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durch die Wegnahme feiner Schiffe Durch ruſſiſche Zruppen 
einen Verluft erlitten, fo eignet fich feine Entjehädigung eis 
gentlich auf jene Kaffe, die für allgemeine Kriegserlittenheiten 
befteht. Wenn dort der Petent leer ausgeht, fo bleibt nichts 
anderes übrig, als ihn am feine Gemeinde anzumweifen, die für 
ihre Armen forgen muß, | 

Rettig v. K.: ES giebt zweierlei Staatsdienfte, einen 
befoldeten und einen unbefoldeten. Der befoldete Staatsdienft 
bildet Die Regel für die ruhigeren und befferen Zeiten, allein 
in den Zeiten Ver Noth und Gefahr reicht Diefer befolvete 
Staatsdienſt nicht mehr aus, fondern der Staat fucht feine Hülfe 
auch bei dem unbefoldeten Staatsdiener, und dieſer unbefoldete 
Staatsdienft ift allerdings derjenige, der am meiften unfere 
Berückfichtigung und Beachtung, verdient, gerade Deswegen, 
weil er unbefoldet iſt. In dieſem Falle fiheint der Petent 
zu ſeyn; er ift in den ruhigen Zeiten feinem Gewerbe nach» 
gegangen, und hat fih und feine Familie ernährt, Nun bat 
ihn aber die Zeit der Noth zum unbefoldeten Dienft aufgerufen, 
er hat ihn geleiftet, er fam ins Unglück und der Lohn Dafür 
ift Armuth. Ich müßte mich wirklich als hochdefoldeter Staats; 
diener ſchämen, wenn ich nicht das Wort für ihn reden wollte. 
Er ift in der Lage gemwefen, feinen Mitbürgern ein Beifpiel 
der Aufopferung für das Vaterland zu geben, und ich twünfchte 
nicht, Daß er feinen Nachkommen ein Beifpiel von dem Lohn 
gäbe, der folhem Opfer zu Theil wird. Unverſchuldet ift es 
nah dem Anerkenntniß feiner Gemwerbsgenoffen, wir wollen 
diefe Schuld, die feine Collegen nicht mehr bezahlen Eönnen, 
mit Freuden auf die Staatsfaffe übernehmen, und ich ftimme 
daher für die Verweifung an das Staatsminifterium mit ' 
Empfehlung. 

Buhl fragt, ob Köhler für den Verluft feiner Schiffe Ent» 
ſchädigung erhalten habe, 

Mohr: Als die Rufen ihren Lebergang in . Mannheim 
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hatten, waren alle Schiffe hiezu erforderlich, und es ift auch) 
Entfchädigung dafür geleiftet worden, allein für die dem Köhler 
ſpäter abgenommenen Schiffe hat er nichts erhalten, denn man 
wußte nicht, ob fie für den Freund oder für den Feind ge 
nommen waren, indem Baden damals nicht entfchieden tar, 
welche Parthei es ergreifen foll, 

Körner: Er ift für den Verluft der Schiffe nicht entfchädigt 
worden, und wenn auch, fo ift es bei dem Schiffer Köhler nicht 
in dem Maaß gefchehen, in welchem er Verluſt erlitt. Sch 
kenne ihn als redlichen Bürger, Der allerdings Die Achtung aller 
Derjenigen verdient, Die ihn fennen. Daß er durch den Krieg 
fein Vermögen verlor, ift befannt, und er iſt blos ein unglück— 
licher Manı darum, weil ihm gar feine Hülfe mehr geleiftet 
wurde, Der Mann ift nun am Rande des Grabes und befindet 
fi in Noth und Kummer, und ich ſtimme ebenfalls gern für 
die Verweifung an's Staatsminiftertum. 

Staatsrath Winter: Ich weiß zwar feinen Fond, worauf 
Köhler einen rechtlichen Anfpruch machen könnte, allein bei den 
deingend vorgeftellten Gründen, glaube ich eine Ausnahme 
machen zu können, und ihm eine nterftügung aus irgend einem 
Fond antveifen zu dürfen, Damit der Mann in man hoben 
Alter nicht darbt. 

Marget: Jch wünſchte, Daß in Beziehung auf Heidelberg 
rückſichtlich des vorliegenden Gegenftandes Daffelbe Verfahren 
beobachtet würde, das bei der Stadt Schopfheim angewendet 
wurde, wo die arme Wittive des Amtsdieners Pfeifer ebenfalls 
zur Verforgung an die Stadtkaffe geiviefen worden ift. 

Grimm: Ich freue mich der Erklärung des Herrn Regie: 
rungscommiſſärs, denn e8 fiel mir fehiver,den Antrag zu ftellen, 
den ich im Namen der Commiffton ftelfen mußte. 

Es wird hierauf befchloffen, die; Petition an das Staats-— 
minifterium mit Empfehlung zu überweifen. | 
. Der Präfident zeigt Der Kammer an: 
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daß der Abg. Aſchbach eine fchriftlihe Erklärung einge: 
reicht habe, wonach er feine Motion auf Einführung -eines Vers 
foffungseids wiederholt begründen wolle. 

Ferner babe der Abg. Müller um einen Urlaub auf 
unbeftimmte Zeit angehalten, welches Gefuch von der Kammer 
ohne Widerfpruch bewilligt wird. 

Zum Schluß werden nod) folgende Commiſſionen angezeigt. 

Es befteht hiernach Die Eommiffion zu Prüfung der Motion 
des Abg. Welcker auf Abänderung der Staatsdienerpragmatif 
aus den Abg. Hoffmann, Selkam, Herr, Rettig v. 8, 
und 9, Rotteck. Ä | 

Die Commiffion zu Begutachtung des Abg. Merk, den Unter⸗ 
fuchungsarreft betreffend , aus den Abg. Gerbel, Föhrens 
bach, Regenauer, Rindeſchwender und Sander. 

Die Commiffion zur Prüfung der Motion des Abg. Aſch— 
bach, in Beziehung auf Die an Die zu Abgeordneten gewählten 
Staatsdiener erlaffenen Minifterialreferipte aus den Abg. Gerbel, 
Schaaff, Rutfhmann, Fecht und  Seftein. 

Zur Begutachtung Des Gefeßesentwurfs über Tas Verbot 
fehtwärmerifcher Seften, aus den Abg. Bader, Kröll, Re 
genauer, Merf und Welder. 

Die öffentliche Sißung wird bierauf gefchloffen und in eine 
geheime verwandelt, 

Zur Beurfundung 
der in der Nachmittagsfigung vom 26. Juli 1833 erfolgten 
Borlefung. | 
Der Bicepräfident. Der Secretär. 
Merk. Mördes. 
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Beilage Nr. 1. 
zum Protokoll der fechszehnten öffentlichen Sitzung vom 
25. Juni 1833, 





Durhlaudtigftier Großherzog! 
Gnädigfter Fürft und Herr! 

Die Vorfehriften, welche Tie Wahlordnung in den $$. 25 
und 27 für die Wahl der Abgeordneten beider Lantesumntverfis 
täten und gleichlautend in F. 75 und 79 für Vie Wahl von 
Deputirten der Städte und Yemter aufftellt, find nicht blos 
einer ztveifachen Auslegung fähig, fondern haben Tiefelbe auch 
fchon wirklich gefunden. Die Erwägung der Echtwierigfeiten 
und Nachtheile, welche aus der Unbeſtimmtheit jener Gefeß- 
ftellen fowohl in Bezug auf Das Verhaften Der Wählenden und 
der Wahlcommiffäre, als auch in Hinficht auf den Erfolg der 
Wahlen entfpringen müffen, und ter Wunſch, Daß für Die 
Wahlen in beide Kammern, infofern fie unter gleichen gefeß> 
lichen Beftimmungen ftehen, eine fefte, jeden Zweifel aus: 
fchließende, Regel vorhanden feyn möge, haben die erfte Kammer 
Höhft Ihrer getreuen Stände, nach dem Vorfchlage eines 
ihrer Mitglieder, in der zwölften öffentlichen Sitzung vom 21. 
d. M. bewogen, an Eure Königliche Hoheit Vie unter: 
thänigfte Bitte zu richten: 

daß Höchftdiefelben gnädigft geruhen möchten, einen Geſetz— 
vorfchlag vorlegen zu laſſen, welcher die, über die SS. 25, 
27, 75 und 79 der Wahlortnung obwaltenden Zweifel 
befeitige. 

Karlsruhe, den 21. Juni 1833. 

Sm Namen der unterthänigft treu gehorfamften erften Kammer 
der Ständeverfammlung. 

Der Präfident: Die Secretäre: 
Wilhelm, Markgraf v. Baden. Frhr, v. Gölen Zeit. 


— — ⸗) 
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Beilage Nr. 3 
sum Protokoll der fechszehnten öffentlichen Sitzung vom 
25. Juni 1833. 





Commifjionsberiht zur Bitte des Georg Biegel von 
Kleinſteinbach, Oberamts Durlad), um Feſtſetzung 
feiner Heimathsverhältniffe. Erftattet von dem Aba. 
Rettig von Schopfheim. 





Meine Herren! 


Sn einer von Georg Biegel von Kleinſteinbach, Oberamts 
Durlach, , eingereichten Vorftellung fehildert dieſer Petent Die 
traurige Lage, in welche er Durch Fortweifung aus feinem ans 
geblichen Geburtsort Kleinſteinbach verfegt worden fei. 

Er führt unter Anderm an: 

Seine Mutter, Karoline Blind, aus dem Würtembergifchen 
gebürtig, halte ſich ſchon feit 55 Jahren im Badifchen auf, 
nämlich in Kleinfteindbah, Wößingen, Zöhlingen und Berg: 
haufen, wo fie fih mit Lumpenſammeln zu ernähren gefucht. 

Er ſelbſt fei in Kleinfteinbach unehelich geboren, bereits 
36 Sahre alt, und feinem Berdienft als Maulwurffänger und 
Kräuterfanmler nachgegangen. j 

Ob nun gleich fein Geburtsort Durch Tauffchein nachgewieſen, 
und obgleich frühere Aufenthaltsgenehmigung ertheilt worden 
fei, fo habe ihm dennoch Das Oberamt Durlach ausgewiefen, 
wovon die Folge gewefen, Daß er mehrmals sufgerangen umd 

} eingefeßt tworden. 

Er bittet fchlieglih um Abhülfe in dieſer für ihn und feine 
noch Lebende fehr hülfsbedürftige Mutter höchſt traurigen Lage. 

Auf dieſe Darftellung hat fich Petent befchränft, ohne im 
tebrigen zu erwähnen, ob fein Heimathgrecht von der Ge- 
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meinde Kleinfteinbach beſtritten worden und aus twelchem 
Grund, ob ihm irgendivo ein anderer Heimathsort angewiefen 
‚worden, oder ob über eine folche Ausmittlung zwifchen einzelnen 
Gemeinden des In- oder Auslandes noch ein unentfchiedener 
Streit vorliege. 

Eben fo läßt Petent ganz 4 unberüßet ‚ daß er fih um Ab: 
hülfe feiner Beſchwerde an die geeigneten Landesftellen, und 
zulegt an das Großherzogliche Staatsminifterium gemendet, und 
da fomit feine, Enthörung nachgetviefen, alfo fein Grund zur 
Empfehlung des Gefuches vorhanden ift, fo wird von Shrer 
Commiſſion vorgefehlagen, die Tagesordnung zu befchließen. 

Karlsruhe, den 9, Juni 1833. 


Beilage Nr. 4. Ä 
zum DEINEN der fechszehnten öffentlichen Sigung vom 
25. Inni 1833, 





Bericht der Petitionscommifjion über den Antrag des 
Filiallehrers Knapps in Ramſpach, dahin gehend 
a) daß der 22. Auguft, ald der Zag, an dem uns 
die Verfaffung in Griesbad) gegeben ward, zu 
einem allgemeinen Volksfeſttag erhoben werde; 
b) daß alddanı an Diefem Fefte die neu eintretenden 
Gemeindebürger den Conftitutionseid in der 
Kirche abzulegen hätten, und 
c) dafelbit Die Verfaſſungsurkunde verlefen werden 
folle ; 
erftattet von dem Abg. v. Rotteck. 


Schon am vorigen Landtag iſt von demſelben Schullehrer 
Knapps eine Petition verwandten Inhalts eingekommen, nämlich 
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ein Antrag auf Anfhaffung der Landtagsprotofolle für Vie 
Schulen und auf jährliche Vorlefung der Verfaffungsurktunde 
in den Sonntagsfchulen. Die Kammer glaubte jedoch, über 
diefe Anträge zur Zagesordnung fchreiten zu müffen, weil 


bereits die Anfıhaffung der Protofolle für die Gemeinden 


veranlagt worden, und weil die damals der Discuffion nahe 
Motion des Abg. Afıhbach wegen Einführung des Ber: 
faffungseides für alle Bürgerklaffen auch einen dem Eid 
vorangehenden Unterricht über die Verfaſſung in fich zu 
fchliegen fihien. Gegenwärtig hat Der patriotifche Petent feinen 
Antrag modificirt, fo wie die eben verlefene Rubrik befagt. 

Ihre Commiſſion, meine Herren, erkennt in diefer Petition 
nicht blos eine individuelle, der Verfaffung mit Liebe zuges 
wandte, Gefinnung, fondern vielmehr die Aeußerung eines 
weit im Volke verbreiteten und mit tiefgehenden Wur— 
zeln in fein Gemüth gedrungenen Gefühls, deifen Wahrnehs 
mung uns nur erfreuen und als ein hoffnungsreiches Zeichen 
der Zeit erfcheinen kann. 

Defjen ungeachtet glaubt fie, in Erwägung der gegenwär— 
tigen Zeitumftände, daß Den Anträgen des Petenten feine Folge 


gegeben werden fünne, Mit dem Verbote der Volksverfamm- 


lungen und der Reden an’s Volf, überhaupt mit den wohl 
befannten „Maßregeln zur Aufrechterhaltung der gefeglichen 
Ordnung und Ruhe“ erfcheint die Erfüllung der in der Pe— 
tition ausgefprochenen Wiünfche als unvereinbarlih und die 
bisherige Nichtbeachtung des von der Kammer von 1831 eins 
fimmig angenommenen Antrags des Abg. Afhbach auf 
allgemeine Einführung des DVerfaffungseives Täßt uns feine 
Hoffnung, daß für den vorliegenden Damit verwandten Antrag 
ein günftigerer Erfolg zu erringen fei. 
Hiernach trägt Ihre Commiffion auf die Tagesordnung an. 


— 
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Beilage NE.5 


zum Protololl Der fechszehnten öffentl. Sitzung vom 25. Juni 
1833. 





Bericht der Petitiondcommiffion über die Bitte der 
Gemeinde Unterwangen um Befreiung von der auf 
ihr laſtenden unentgeldlichen Abgabe des zur dortigen 
Mühle erforderlichen Bauholzes. Erjtattet von dem 
Abg. Bader. 





— 


Die Gemeinde Anterwangen, Bezirksamts GStühlingen, 
feheint bis dahin aus ihren Grmeindswaldungen das erforder: 
liche Bauholz zur dortigen Mühle abgegeben zu haben, und 
wünfcht nun durch die Kanımer eine Befreiung von dieſer, 
von dem Mühleninhaber gegen fie behaupteten Verpflichtung 
zu erhalten. In der Vorftelung, Der es an Klarheit über: 
haupt fehlt, ift nicht gefagt, worauf Diefe Verpflichtung beru— 
ben foll; es ift nicht gefagt, Taf die Sache einmal an die 
höheren Verwaltungsftellen zur Entfcheidung gebracht, oder 
irgend von einem Gerichte die Nechtshülfe verweigert worden 
fei. Ihre Commiffion weiß Demnach feinen Grund zu einem 
Einfchreiten dee Kammer darin aufzufinden, und fehlägt Ihnen 
die Tagesordnung vor, 


Karlsruhe, 20. Juni 1833. 
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Beilage Nr. 6. 
zum Protocol der fechszehnten öffentl. Sigung v. 25. Juni 
| 1833. | 





Bericht der Vetitionscommiffion über die Vorftellung 
der Jörgerſchen Kinder in Gengenbad), Anſprüche 
an den dortigen Spitalfond wegen einer Erbſchaft. 
Erftattet von dem Abg. Bader. 


Aus der vorliegenden, fehr undeutlichen und unvollfländigen 
Vorftellung ift nur zu entnehmen, daß Walburga und Barbara 
Sörger von Gengenbach, fodann Martin Yörger von Reichen: 
bach in Folge einer öffentlichen Kundmachung und eines ihnen 
verfündeten Zeftaments eine Erbſchaft gemacht zu haben glaus 
ben, und den Spitalfond in Gengenbach deßwegen in Anfpruch 
nehmen, Ob fie ihre Anfprüche bereits auf gerichtlihem Wege 
verfolgt haben oder nicht, ift darin nicht gefagt, fondern blos 
bemerkt, daß fie ſchon viele Vorftellungen bei allen hohen Stel- 
len eingereicht, und fehon viele Gänge wegen ihrer Sache nach 
Karlsruhe gemacht haben, daß fie aber immer von einer Stelle 
jur andern getviefen tverden. Diefes veranlaffe fie, die Stände: 
verfammlung zu bitten, zu betirfen, daß ihnen ihr Exbe auf 
den Spitalfond in Gengenbach angewieſen werde, 

Daß auf diefe Angaben hin irgend ein Einfchreiten der Kam- 
mer nicht Statt finden könne, ift klar, und Ihre Commiffien 
muß Ihnen Demnach Die Zagesordnung vorfchlagen. 
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- Beilage Nr. 7. 


zum Protocol der fechszehnten öffentl. Sitzung dv. 25. Juni 
| 1833. 


Beriht der Wetitionscommiffion über die Bitte des 
Handeldömannd Dominif Dietler in Freiburg, um 
Abfchaffung des Haufirhandeld. Erftattet von dem 
Abg. Bader. 


Der Petent theilt feinen Vortrag in vier Abfchnitte. 

Sn dem erften ftellt er Die Nachtheile dar, welche aus dem 

Haufirhandel für den Kleinhandel hervorgehen, nämlich, daß 
. die Haufirer gewöhnlich fchlechte, geringe Waaren führen, 
diefelben um niedrige Preife, ja häufig unter dem Fabrif- 
preiſe verfaufen, mit welchen fomit der ordentliche Kleinhänd— 
ler nicht concurriren Fönne. 
Der zweite Abfchnitt enthält eine Characteriftit der Haufir- 
handel treibenden Klaffe. Es wird gefagt, daß gewöhnlich 
arbeitsfcheue , tief gefunfene Menſchen fich dieſem Erwerbs: 
zweige twidmen, oder wenn fie beim Beginnen ihres Gemerbs 
auch noch unverdorben feien, Durch Deifen Betrieb verdorben 
werden. * | 

Der dritte Abfchnitt befchreibt wiederholt Das Schlechte 
der Waaren, welche der Haufirer gewöhnlich führt, und 

der vierte ftellt die Nachtheile des Haufirbandels im All— 
gemeinen dar, Die ſchon oft vernommenen Klagen, Daß der 
anfäßige Handels: und Gewerbsmann , welcher wegen des 
Betriebs feines Gemwerbs Steuern bezahlen müffe, wegen des 
Haufichandels feinen Abſatz habe, Daß durch eine große Zahl 
von Ausländern das Land mit auswärtigen Waaren über: 
ſchwemmt werde, und die inländifchen Fabriken deßwegen 
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ſtill ftehen u, dgl. m. werden bier neuerlich aufgetifcht. Leber: 
haupt wird in dieſer Petition nichts vorgetragen , was nicht 
in von Dem Handelsftande herrührenden Petitionen früher 
fchon zehnmal vorgebradht worden täre. 

Einzelne Thatfachen über Mifbräuche oder Zuwiderhand— 
fungen gegen die beftehenden Vorfchriften werden in der Vor: 
ftellung nicht aufgeführt. . 

Shre Commiffion adoptirt ganz die Grundfäße, welche 
durch Die Petitionscommiffion der Stände vom Jahr 1831 in 
ihrem Berichte über dieſen Gegenftand ausgefprochen und Der 
Kammer vorgetragen wurden. Sie will ſich deßhalb Lediglich 
auf jenen Bericht beziehen und hier nur abermals bemerken, 
daß die Klagen, welche gegen den Hauſirhandel und ſeine 
Folgen immer vorgebracht werden, nicht in der Geſetzgebung 
oder im Mangel an Geſetzen, ſondern in Mißbräuchen ihren 
Grund haben, welche gegen das Geſetz und mit Hintanſetzung 
ſeiner Vorſchriften Statt finden. 

Das Geſetz oder die Verordnung vom 21. Septbr. 1815, 
deffen erſter Artikel lautet: 

„alles Haufiren ift der Regel nad) sur, das ftrengfte 

verboten“ “· 
enthält fchon, was immer begehrt wird , nämlich ein und 
zwar firenges Verbot Des Haufirhandels. Der Ausnahmen, 
welche diefe Verordnung von dem als Regel aufgeftellten 
Verbote zuläßt,, find es nur wenige, und entiveder im In— 
tereffe der Abnehmer, alfo der Gefammtheit, oder zur Auf: 
munterung der häuslichen Induftrie , insbefondere für folche 
Segenden gegeben, denen es an Erwerbs- oder Nahrungs: 
zweigen anderer Art gebricht. 

Wollte man auch diefe Ausnahmen noch aufheben, wollte 
man 5. B. den Verkauf der gewöhnlichen Landesproducte ale 
Marktvictualien u. dgl. weiter beſchraͤnken, oder den Hauſir⸗ 
verkauf gewiſſer ——— Artikel auch da nicht zulaſſen, 
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wo dieſe Artifel- von anſäßigen Krämern gar nicht gehalten 
werden, fo würde man dem Grundfage einer vernünftigen 
Sreiheit Des Verkehrs gewiß ganz entgegen handeln und fehr 
bald auf Seite Des Publikums häufigere und weit mehr ges 
gründete Beſchwerden, ald die aus Der Mitte der anfäßigen 
Kaufleute und Krämer bis dahin hervorgegangen find, here 
sorrufen. Auch dafür, daß der ausnahmsweiſe geftattete Hau- 
firbandel nicht zum Vorwande der Landftreicherei benützt und 
diefee Handel überhaupt nicht an folche überlaffen werde, von 
welchen Das Publikum eine befondere Gefährdung oder Beläfti- 
gung zu befürchten hätte, forgt Die beftehende Verordnung, 
indem fie durch den Art. 9 verordnet, Daß der Haufichandel 
immer nur folden Perfonen geftattet werden follte, welche ſich 
über ihre Heimath, ihre Handels: und Ertwerbsbefugniffe und 
ihren. Leumund gehörig auszumelfen vermögen, 

Idhre Commiſſion glaubt demnach, in der Leberzeugung, daß 
durch eine firenge Handhabung der beftehenden Verordnungen 
den vielen Klagen über den Haufirhandel, in fo weit fie ger 
gründet find, abgeholfen werden könne, nicht auf weitere Be: 
fhränfungen oder eine Abänderung diefer Verordnungen an- 
tragen zu können, und fchlägt Ihnen die Tagesordnung vor. 


Karlsruhe, 20. Juni 1838. 
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Beilage Nr. 8. 


zum Protocoll der fechszehnten öffentl. Sitzung d. 25. Juni 
1833. 





Bericht der Vetitiondcommiffion über die Bitten der 
Gemeinden ded Bezirksamts Philippsburg und der 
Dberämter Raftadt und Offenburg um Beibehaltung 
der Landesgeftütdanftalt. Erffattet von dem Abgeord- 
neten Martin. 


Meine Herren! 


In der vierten, fünften und neunten öffentlichen Eißung un- 
ferer Kammer find drei Petitionen , bedeckt mit den Unterfchrif- 
ten fänmtlicher Vorftände der Landgemeinden drei größer Amts» 
bezirfe, nämlich: der Oberämter Offenburg und Raftadt, und 
des Bezirksamts Philippsburg um Beibehaltung der Landesge— 
ftütsanftalt eingefonmen. 

Da diefe Bittfchriften nach ein und demfelben Ziele ftreben, 
und zu defjen Erreichung beinahe die gleichen Motive vorbringen, 
fo glaubte die Petitionscommiffion ihre Anfichten Darüber zu: 
fammen faffen und in einem“ einzigen Berichte Ihnen felbe 
vorlegen zu können. 

Die Petenten fagen in ihren Vorftellungen, fie hätten mit 
Betrübniß aus den landftändifchen PBrotocollen vom Jahr 1831 
entnommen, Daß in der 156. Sitzung Die, von der Regierung 
zur Aufrechthaltung der, für die Veredlung der Pferdezucht fo 
nothivendigen Anftalt geforderte Summe von 69,000 fl. nicht 
vertvilligt und jogar mehrfeitig der Antrag gemacht worden fei, 
das Landesgeftüt gänzlich aufzuheben, — fie ftellen vor, wie 
viele Mühe fich der Landwirth in ihrer Gegend gebe, die ver- 
edelte Zucht der Pferde von Tag zu Tag mehr in Aufnahme 
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zu bringen; tie guten Erfolg diefes Streben auch feit Dreizehn 
Sahren gehabt habe, umd wie fehr der MWohlftand in ihren Ges 
meinden Dadurch befördert worden fei; fie führen aus, welchen 
wohlthätigen Einfluß Das Emporbringen diefes landwirthfchaft: 
lichen Induſtriezweiges auf das ganze Vaterland gehabt habe, 
indem, anftatt daß früher eine große Summe Geld zum Anz 
kauf von Pferden ins Ausland gewandert, nunmehr der unge: 
fehrte Fall eingetreten fei, und .jeßt ein bedeutender Activ— 
handel nach Frankreich und andern Ländern vieles Geld ins 
Land einbringen. 

Die bittftellenden Gemeinden Darauf aufmerffam, Daß 
feineswegs eine Commune, noch viel weniger der einzelne Land: 
wirth, fondern nur der Staat ein Intereffe dabei habe, Zucht: 
hengſte von edler Race herbei zu fehaffen und in brauchbarem 
Zuftande zu erhalten. Sie geftehben, daß fle das Beſtreben der 
Stände, in allen Verwaltungsziveigen die möglichfte Erfparnis 
eintreten laffen zu wollen, mit innigftem Dangefübl anerfens 
fennen , allein fie glauben auch, Daß auf der andern Seite "ein 
fümmerliches Fortbeftehen oder gar ein urplößliches Aufhören 
des Geftütswefens, dem ganzen Lande, befonders aber jenen 
Gegenden, von welchen die Petitionen ausgegangen find, einen 
zu nachtheiligen Stoß verfegen würde, als Daß fie fich nicht 
gedrungen fühlten, die hohe Ständeverfammlung um den Ans 
trag auf Fortbeftand der Anftalt und um Bewilligung der 
dazu erforderlichen Gelder zu bitten, 

Shre Commiſſion, meine Herren! findet es fehr erfreulich, 
daß der Verſuch und der damit verbunden geivefene Koftenauf: 
wand, twelchen der Staat zur Emporbringung und Veredlung 
der Pferdezucht feit mehreren Jahren gemacht hat, nicht nußlos 
gemwefen fei, fondern vielmehr in verfchiedenen bedeutenden 
Sandestheilen den erwünfchteften Erfolg gehabt habe, fie 
nimmt mit Vergnügen wahr, daß troß der allzährlichen Ver 
minderung der Weiden, dennoch die Pferdezucht zunehme, der 
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befte Beleg dafür, daß diefe auch bei der Stallfürterung gut 
beſtehen könne, und nicht ausfchließlih an einen arcadiſchen 
Zuſtand des Bodens gebunden ſei. 
Obwohl demnach Ihre Petitionscommiſſion in Dem ver— 
mehrten Anklange, welchen dieſer Zweig der Landwirtſchaft in 
verſchiedenen Gegenden bei dem Landmanne findet, den Beweis 
für deſſen Gemeinnützigkeit zu erblicken glaubt; ſo will ſie dem— 
ohngeachtet derjenigen Commiſſion, welche Sie über die Ver⸗ 
wendung und Bewilligung der Staatsgelder niedergeſetzt haben, 
nicht vorgreifen, ſondern ſchlägt Ihnen, in Anbetracht, daß 
es ſich hier um eine nicht HNDEIEOD ENDE Ausgabepofition ban- 
delt, vor: 

„Die fraglichen drei Petitionen an die Budgetcommiſſion zu 

gehöriger Berückſichtigung zu überweiſen.“ 


Beilage Nr. 9. 


zum Protocol der fechszehnten öffentl. Sigung vom 25. Juni 
1833. 





Bericht der Petitionscommiffion über die Bitte des 
Andread Köhler von Heidelberg um Erſatz für die 
ihm durd) Auflöfung der Schiffergilde in Mainz ent: 
zogene Penfion. Erftattet durch den Abgeordneten 
A. L. Grimm. 


Meine Herren! 


In Ihrer dritten Sitzung vom 23. Mai d. J. haben Sie 
die Eingabe des Andreas Köhler von Heidelberg der 
Petitionscommiffion überwiefen; ich habe die Ehre, Ihnen 
. Namens derfelben Bericht Darüber zu erftatten. 
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Der Bittfteller war früher ein Rheinfchiffer, ein wohlftehen- 
der Mann, der durch Fleiß und Thätigkeit in feinem Gefchäfte 
immer fo viel erwarb, daß er mit feiner Familie ein forgen- 
(ofes Ausfommen hatte. | 

Die Kriegsereigniffe in den 1790er Jahren, fo wie fpäter 
im Sahr 1813 legten ihm indeffen als Damaligem Innungs- 
meifter Der Schifferfchaft manche Leiftungen auf, Die theils fein 
Leben gefährdeten und feine Gefundheit ſchwächten, theilg feinen 
Wohlftand untergruben. Er mußte namentlich in den 1790er 
Sahren als Obmann mit 24 Nachen bei Neclarhaufen für Die 
Deftreicher eine Brücke über den Necdar fehlagen und diefe in 
der Folge mit 24 Refervenachen nach Mannheim transportiren; 
ebenfo mußte er im Jahre 1813 den Uebergang der Alliierten 
über den Rhein bei Mannheim mit feinen Fahrzeugen beför- 
dern helfen, Bei Ddiefer und andern Gelegenheiten verlor er 
feine Fahrzeuge, umd erlitt andere Verlufte, für welche er kei- 
nen Erſatz erhielt. Durch dieſe Verlufte und die Folgen feiner 
förperlichen Anftrengungen in feinem Berufe ift er bei feinem 
vorgerückten Alter nun fehon längere Zeit ertverbsunfähig und 
unterflügungsbedürftig. 

Die Schiffergilde zu Mainz hat ihm daher, in Erwägung 
der Dienfte, die er Ramens der Schifferfchaft geleiftet, und der 
Berlufte, Ducch welche er in unverfchuldete Armuth gerathen, 
eine monatliche Penſion von 25 Franken aus ihrer Kaffe verwils 
ligt, die ihm auch bis zum Jahre 1832. pünflich ausbezahlt 
wurde. Als aber in Folge der Herftellung der freien Schifffahrt - 
auf dem Rheine ſich die Mainzer Schiffergilde auflöste, hörte 
auch die bisherige Unterſtützung auf. 

Köhler wandte ſich nun mit der Bitte um Erfaß für die ver: 
lorene Penfion an das Hochpreisliche Staatsminifterium, und 
boffte um fo mehr auf Erhörung, weil aud) der Großherzogl. 
badiſche Bevollmächtigte bei der Rheinfchiffahrtscommifften fich 
empfeblend für ihm verwendet hatte. — Er wurde jedoch mit 
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feinem Gefuche anf die Localmittel feiner Heimathsgemeinde, 
der Stadt Heidelberg, vertiefen, Dort erhält er auch gegen: 
wärtig Die gewöhnliche Armenunterftügung, die aber natürlich 
fehr fpärlich zugemeffen ift. 

In dem drücdenden Gefühle feiner unverfcehuldeten Armuth 
wendet fich der 74jährige Greis in der Hoffnung und mit dem 
Vertrauen an die Kammer, daß diefe ihm helfen werde. Recht 
und Billigkeit, glaubt er, fprächen für ihn. Er habe, fagt er, 
alle jene Opfer an Zeit, Vermögen und körperlichen Anftren- 
gungen öffentlichen Zwecken gebracht; er habe dafür eine mä- 
Bige Unterftüßung gehabt; diefe fei ihm in Folge der Ueberein— 
funft der Uferſtaaten des Rheins entzogen worden; Verluſte, 
die Durch) Staatsverträge dem Einzelnen zugefügt würden, 
müßten auch Durch Den Staat erfeßt werden. 

Einen Rechtsgrund aber, der die Staatsfalfe verpflichtete, 
Schaden und Verlufte, welche als Folge höherer, allgemeiner 
Maßregeln den Einzelnen treffen, zu erfegen und zu vergüten, 
kann Ihre Commiſſion nicht finden. Es würden, folchen Rechts: 
grundfägen gemäß, fonft auch Die Schiffer wegen Errichtung 
der Dampfichiffahrte, die Cohnkutfcher wegen Errichtung des 
Eilwagencurſes und Andere wegen anderer Staatseinrichtungen 
auf Entjchädigung Flagen können, 

In Diefer Erwägung und in Erwägung , daß Die Staate- 
mittel nur anvertrautes Gut find, mit welchem nicht willkühr— 
lich Akte der Großmuth und Wohlthätigkeit geübt werden dür— 
fen; daß es das Beftreben der Kammer ſeyn muß, die ohnehin 
ſchon verhaͤltnißmäßig große Laft der Penfionen von Tag zu Tag 
lieber zu mindern als zu vermehren, fann ihre Commiſſion nur 
den Antrag ftellen: 

„wegen des Gefuches des Andreas Köhler um Erfaß der 
ihm in Folge der Befreiung der Rheinfchifffahrt entzogenen 
Penfion zur Tagesordnung überzugehen,“ 
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XV. Oeffentliche Sigung. 


Verhandelt in dem Sißungsfaal ber zweiten Kammer ber 
Ständeverfammlung. 


Karlörube, 28. Zuni 1833. 


: Sn Gegenwart der Herren Regierungscommiſſäre Finanzminifter 
v. Böockh, Minifterialhef Staatsrat Winter, Gtaatörath 
Mebenius und Minifterialraty Goßmweyler, fodann fämmt: 
liher Mitglieder der Kammer mit Ausnahme der Abgeordneten 
Aſchbach, Srimm, Herr und Martin. 


Unter dem Borfiß des Präfidenten Mittermaier. 


Der Präfident bringt zwei Mittheilungen ber J. Kammer 
zur Kenntniß, wonach lebtere, 
4) den Gefeßentwurf wegen der Zollprivilegien mit zwei 
- Abänderungen, 
Beilage Nr. 1. 

und 2) den Gefehentwurf über das Verbot ber Er- 
richtung von Vereinen ohne vorherige Einholung ber 
Staatsgenehmigung, ebenfalld mit Modiftcationen 

Beilage.Nır. 2. 

angenommen bat. 

Die Erftere wird an die beftehende Commiſſion, und bie 
- Andere an die Abtheilungen verwiefen. 


1888, 11, . rot, 46 Heft. 4 — 


— — 


2 Verhandlungen der II. Kammer. 


Ferner bemerkt der Präjident, daß der Kammer eine 
anonyme Drucfchrift unter der Auffchrift „Bitte um Ab; 
fchaffung der Tagsgebühren bei Rechtspolizeigefchäften, 
und die Emancipation der Theilungscommiffäre” zugefendet 
worden fei, wovon aber nach der bis jetzt beobachteten 
Prarid fein Gebrauch gemacht werden fünne. 

Das — macht nun folgende neue Eingaben 
befannt: un‘ ur 


* Des her Hirt und Gemeinderath 
er in Gutmadingen in Ver Baar: Gemeinde⸗ 
ordnung, insbeſondere Almendgenuß und Gemeinde— 
umlagen betr.z 


29). ber. Gemeinde Donauefchingen und Nüfingen: Vollzug 


des Geſetzes wegen Aufhebung alter Abgaben betr,; 


5) der Jacob Hauberiſchen Eheleute von Dürrn, Ans 


"Pforzheim, um Rechtshulfe; | — 
4) der Schullehrer des Amtsbezirks Mosbach, das 
Volksſchulweſen betr. ; arsch 
5) des Sonnenwirths Martin Frey in Oberfcheflenz: 
Gewerbiteuer und Obmgeld von der eigentlichen Wein; 
couſumtion betr. U Wi 
6) des Freiherrn von Weſſſe nberg in Conſtanz zuin 


. Betreff der Maria⸗Victoria⸗Stiftung 179 db 


Der Abgeordnete Better ubergiebt folgende Petiticnen: 


‚ N der Gemeinden des Amtsbezirk! Hufingen: Erleich—⸗ 


erung der Gültaußlöfungen betr; : .; ce. Warn 
48 derſelben Gemeinden in Betreff guthabenden. Kring- 
koſtenausgleichungsgelder; | ern ru 


Muebenderfelben,, Abſchaffuug der Fiscigebuhren von 
Thellungscommiſſariatsgeſchaften und Verpflichtung 


⸗der Weiſtande betreffend; au are 


10) derfelben um-Liufhebung des Confſcriptionsgeſetzes; 


Rn u u 


“ 


XVIL Sitzung 9.28. Juni 4838. 8 
Der Abgeordnete Fecht legt vor: | 
Ay eine Bitte des Effigfabricanten Ehrhard in Krk: 
Brandweintefjelgeld betr. 
v. Ittz ſt e in übergibt 12) eine Petition von vier Gemeinden 
feines Wahlbezirks, nämlich Ober- und Rheinhaufen, Amts 


Philippsburg, Alt und Neulusheim, Amts Schwetzingen, und 


bemerkt dabei, daß dieſe Petition einen in der Gegend diefer 
Gemeinden anzulegenden Rheindurchfchnitt betreffe, von dem 
fie behaupten, daß er ihr Intereſſe ſehr gefährde, und wo- 
von fogar Nheinhaufen behauptet, daß er die Eriftenz des 
Orts bedrohe. Es iſt, fährt der Redner fort , diefer Petition 
‚ein, meiner Anſicht nach genauer, Riß beigefügt, and fie ift 
von ‚allen Gemeinderäthen: und Ansfchußmitgliedern unter 
ſchrieben. Es haben dieſe Gemeinden in einer Vorſtellung an 
Das Staatsminifterium das Gefährliche dieſes Durchfchnitts 


fur ſie ausgeführt, worin fie fich unter Anderem auf den 


$. 48 der Berfaffung berufen und erklären, daß fie eben dep» 
halb gegen bie Ausführung dieſes Nheindurchfchnitts fo 
lange proteftiren und den Weg Rechtens ergreifen müßten, 
bis ihre Entfchädigung auf gehörige Weife ausgemittelt fer. 
Diefe Borftellung Tegen fie nun in Abſchrift bei, nicht. ale 
‚eine Befchwerde gegen 'die Regierung, vonder fie erwarten, 
daß ſie Die Wichtigkeit Diefer Sache prüfen, und darüber zu 
ihren Gunften entfcheiden ‚werde. Siertragen aber in»diefer 
Petition Fragen: nor, die won hoher Wichtigkeit für die 
‚Kammer ſelbſt find, indem fie nämlich der Kammer zu be 
denken geben, ob nicht die Anlage neuer Rheindurchſchnitte, 
wie auch Sträaßenanlagen, won der Kammer geprüftiund bes 


willigt werden müffen, ob diefer Gegenftand überhaupt nicht 


zu den Nechtöbefugniffen der Kammer gehöre, indem ſich 

hier auch befonders darum handle, Antheile des badifchen 

Territoriums abzutreten, und ıbaierifches Territorium am 

ſich zu brittgen ‚große "Eingriffe in das Eigenthum der 
a 1. 
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Bürger zu machen, und bedeutende Summen bed Staats⸗ 
vermögens zu vermindern. Die Petitiouscommiffion wird 
daher zuverläßig diefe Sache genau: prüfen, 

Trefurt: Ich habe. der Kammer eine Druckfchrift des . 

Pfarrers Welte in: Steinbach, 13) „Beurtheilung des 
Welteſchen Lehrganges in der Schule zu Steinbach Bei 
Bühl“ mit der Bitte zu übergeben, daß fie der. Schul, 
commiſſion mitgetheilt werde. E8 handelt. fich, hier davon, 
wie eine neue angebliche beſſere Methode in den Schul⸗ 
‚unterricht gebracht werden fol, 
‚Der Pfarrer Welte in Steinbach hat viel hierin ge; 
-eiftet, und man ift von Seite der Regierung der Meinung, 
daß diefe Methode die Schule in Steinbach fo. blühend 
‚gemacht habe; es zeigt fich aber, daß nicht dieſe Methode, 
‚fondern der Eifer diefes Mannes es bewirkt hat, und es 
wird gut feyn, wenn die Regierung dieſe ausgezeichnete 
Schrift berücdfihtigt, da, wie man hört, ein Schüler 
des Pfarrers Welte wirklich zum Director des Schul- 
‚Iehrerfeminars zu Raſtatt beftimmt feyn fol, indem bie 
‚dortige Methode uns mit Rückſchritten bedroht hat. 

Ziegler: Der Berfafler diefer Schrift fol fich nennen. 

Winter» H.: Ic kenne den Berfaffer dieſer Schrift 
als einen unſerer erſten Schulmänner, was ich zu be— 
merken für nothwendig halte, damit nicht auch biefe 
Scyift für eine anonyme ‚angefehen wird, 

Schaaff übergiebt 14) eine Petition der Gemeinden 
Auerbach, Rittersbach, Ober⸗, Mittel» und Unterfchefflenz, 
die Schäfereiübertriebögerechtfame betr., und bemerkt: die 
Nachtheile eines folchen Uebertriebs für die Randwirthichaft 
-anerfennend, ‚hat die Regierung ſchon im Jahr 1848 ein 
Geſetz erlaffen, dad die gänzliche Abfchaffung diefer Be⸗ 
rechtigung. ‚vorbereiten und den Loskauf möglich madjen 
fol. Dieſes Geſetz aber hat eine große Lücke, inbem es 
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den Maasſtab nicht. beftimint, wonach  biefer Abkauf zu 
gefchehen hat. Es haben daher ſchon auf dem vorigen 
Landtage mehrere Gemeinden des 26ften Wahlbezirks eine 
Petition in dieſem nämlichen Betreff eingebracht. Die 
Sache wurde von der Kammer erwogen und mit Em⸗ 
pfehlung an das Staatsminiſterium übergeben, die Em— 
pfehlung hatte aber feinen Erfolg, und es wird, fich daher 
die Petitionscommiffien aufgefordert fühlen, recht bald 
Bericht über die vorgelegte Petition zu erflatten, um der 
Hoffnung diefer Gemeinden zu entfprechen, der Hoffnung, 
daß noch auf dieſem Randtage der Kammer ein ent⸗ 
ſprechender Geſetzentwurf vorgelegt werde. 

Körner meint, man ſollte dieſe Petition im Motions⸗ 
weg an die Abtheilungen derweifen, ‚ da ber Gegenftand. 
von’ großer Wichtigkeit ſei. 

Mördes übergibt von den ſämmtlichen Gemeinden des 
Bezirfsamts Adeldheim folgende acht Petitionen: 

15) um Aufhebung alter Abgaben, insbeſondere Hand⸗ 

lohn, Sterbfall, Gülten und — | 

16) wegen Ausfertigung der Kaufbriefe ; 

17) wegen Yunbetaren; 

18) um Einführung einer Gapitalienfteuer ; 

19) in Betreff der Kriegskoſtenausgleichung; 

20) Theilungscommiffariate und Aufhebung ber Fiscis 

gebühren von ihren Gefchäften betr. ; 

21) um Anordnung zur Gontrolirung der Amtesführung 
der Beamten; 

22) um Zehntablöfung ; 
und "bemerkt. Dabei: Um die heutige Ligtebidnung nicht 
aufzuhalten, beſchränke er ſich auf die einfache Uebergabe 
derſelben, und behalte ſich vor, bei Gelegenheit der Be— 
richtserſtattung ſeine Meinung über die darin berührten 
Gegenſtaͤnde Außjuforechen. 
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Merk: Ich ſehe mic veranlaßt, einen Irrthum in der 
Karlsruher Zeitung zu berichtigen.) Bei Veranlaſſung der. 
Unterſtützung der Petition des Schullehrers Knapps über 
die Veranſtaltung eines Conſtitutionsfeſtes habe ich unter 
Anderem geſagt, daß in dem Orte eines benachbarten 
Landes der Schuljugend die Feyer des erſten Mais unter⸗ 
fagt worden ſei. Nun hat aber. gerabe. die. Karlsruher 
Zeitung die Worte „benachbarten Landes“ weggelaffen, ſo 
baf es jet dem Schein haben: könnte, als ſei dieſes Ver⸗ 
bot in Baden ſelbſt geſchehen. Da ich nun nicht den Anlaß 
zu der Vermuthung geben will, als fände in Baden ſo 
etwas Statt, ſo bemerke ich dieß mit dem Wunſche, daß 
doch ein Blatt, das halb offiziell genannt: werden: kann, 
jolche faktiſche Bemerkungen nicht verfliimmeln möchte, 

Die Tagesordnung führt nun auf die Berathung des Ges 
feßentwurfs, die Herabjegung des Salzpreifes, Aufhebung 
der Ausgangszölle und Erhöhung der —— vn 
mehreren. Artifeln der Eihfuhr betreffend, im 

Welker als eingefchriebener Redner berritt — 
bühne, und hält folgenden mündlichen Bortrags 

Der Ihnen vorgelegte Kleine Geſetz⸗ Coder fehlägt Ihnen 
drei und mittelbar fünf Hauptveränderungen in uhferm 
bisherigen Steuerſyſtem vor, | 

Es fol : 

4) die bisherige Salzſteuer herabgefegt, “ 
2) ein großer Theil der Ausfuhrzölfe auf gehoben 

werden ; 


3) eine Erhöhung mehrerer Eingangszölle, Statt 
finden ; - all Ar 
4) wird in Ausficht  geftellt, baß die 300 8. die auf 
dem vorigen Landtage an dem Steuerceapital 
für den perfönlihen Verdienſt den Einzelnen 
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abgeſchrieben — — — ⸗ 
werden ſollen; und. mv⸗ 

» wird die Ausftcht: — daß in — — 
auf die Zehntablöfung eine Erhähuiig der directen 
Steuer eintreten ſolle. 

Für die bei den erſten Punkte ſtimme ich, — 
wie ſie Alle, aus voller Seele, nämlich für die Herabſetzung 
des Salzpreiſes und die Aufhebung der Ausgangszölle; 
erlaube mir aber nicht ein einziges Wort des Zuſatzes zu 
den klar und geiſtreich entwickelten Gründen des Herrn 
Finanzminiſters und. unſeres trefflichen Herrn Berichters 
ſtatters. Was aber die drei letzten Punkte betrifft, ſo kann 
ich meine Zuſtimmung nicht geben; ich übergehe hier natürs 
lidy die Erhöhung: des Steuercapitald von perfünlichem 
Berdienft, und felbftvon dem perfönlichen Berdienft der armen 
500 fiir Männer „und die Erhöhung der directen Steuer, 
weil es nicht zur heutigen Tagesordnung unmittelbar ges 
hört: Sie Alle würden gewiß mit mir das tiefe Bedauern 
theilen, wenn win wirffich genöthigt wären, auch folche, ans 
erkannt ſchon hart befteuerten, und mit Steuern gedrückten 
Mitbürgern mit: neuen Steuern zu belegen, wenn wir in 
der Mothwendigfeit. wäre, Die Freude. der verjprochenen 
materiellen Erleichterung zu vereiteln oder. diefe Erleichterung 
in ein leeres Wort zu verwandeln. Ein ähnliches Bedauern 
aber theilt auch felbft der Herr Finaugminifter und unfer 
Berichterftatter in Beziehung auf die vorgeſchlagene Zolls 
erhoͤhung Beide können nicht bergen, daß fie nur fehr 
ungern zu Diefer Erhöhung fchritten, und gewiß mit Recht, 
denn auch dieſe Erhöhung hat vielfache Nachtheile gezeigt. 
Der serfte ifk dev fchon bemerkte, daß für unfere Mitbürger 
dadurch eine Bereitlung. der Freude über ben herabgefeßten 
Salzpreisı entfieht, ja es konnte fich diefe Freude für Viele 
in Betrübniß verwandlen, die bei Diefer Veränderung, ſtatt 


8 Verhandlungen ber. II. Kammer. 


erleichtert, vielmehr härter gedrückt werben. Wir haben 
auf dem Fetten Landtage die 300 fl. von der Steuer abge⸗ 
fchrieben, indem diefes ein vollfommener Erfaß für die Er- 
leichterung: im Salzpreis fei. Diefe legen: wir nun wieder 
auf, fügen aber noch die neue Laft hinzu, die durch die er⸗ 
höhten Zullfäße auch wohl die Armeren treffen wird, indem 
ich keineswegs die Meinung: theilen kann, Daß dieſe Zoll⸗ 
erhöhung nicht den Aemeren treffen werde, wie man uns 
zwar etwas unbeſtimmt, aber doch im Allgemeinen zur 
Beruhigung ſagte. Zu den Aermern unſerer Mitbürger rechne 
ich aber beſonders die Klaſſe, deren möglichſte Erleichterung 
ſchon aus richtigen ſtaatswirthſchaftlichen und finanziellen 
Gründen ganz beſonders geboten ift. Ich meine namlich nicht: 
die fchon hülfsbedürftig gewordenen, ſondern jene große 
Klaffe von Familienvätern, die noch ein erträgliches Aus 
fommen und eben noch fo viel haben, daß ſie mit Frende 
und Luft Fräftig arbeiten können, in der Hoffnung, bie 
Früchte ihres Fleißed zu ärnten und einen einigermaßen 
erträglichen Zuftand ihrer Familien zu gründen. Sch. meine 
diejenige große Klaffe, die noch nicht verzweifelt an einer 
anftändigen Ernährung und Verforgung ihrer Familien, 
Sch meine nicht die Klaffe der Trägen, ihren Mitbürgern 
zur Laft fallenden, und oft fich verfchlechternden Bettler, 
Hüten wir und vor Allem, jene erfte Klaffe zu drücken und 
fie über die Grenzlinie, die zwifchen ihr und den Hülfsbe⸗ 
bürftigen aufgeftellt ift, hinüber zu ſtoßen; — eilen wir 
vielmehr, auf jede nur mögliche Weife ihre Laften zw 
erleichtern. Die Klaffe ift wahrlich nicht Klein in unferm: 
Lande, worüber ich mich auf die Kenntniß von Ihnen Allen: 
berufe. Es ift diejenige Klaſſe, aus deren Mitte in unſern 
Tagen ganze Schaaren in Verzweiflung das von Gott: ger 
jegnete Vaterland verlaffen,, um in einem fernen Welttheife 
die Erhaltung. der Ießten Trümmer ihrer Habe zu ſuchen, 
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und um dort dieſe kleine Habe und ihre perſonlichen Kräfte 
zur anftändigen Verſorgung ihrer Familien anzulegen, Es 
würde gewiß fehr irrig feyn, wenn wir glaubten, dieſe 
Klaſſe werde nicht von den Zollerhöhungen getvoffenz denn 
irrig halten Sie e8 gewiß mit mir und höchſt gefährlich, ſich 
damit zu tröften, diefe Zollerhöhung fey nicht fehr bedeutend, 
denn mit diefent Argument fonnten wir heute auch die Grund» 
ftener um 100,000 fl. vermehren, und fagen, daß es ja 
nicht fehr bedeutend anf die Einzelnen drücke. Wir fünnten 
aber ‘folchergeftalt fehr bald zu einer völlig erdrückenden 
Steuerlaft fommen. Es ift aber aud) gewiß, meine Herren, 
daß 3. Br Kaffee, Zucer, Reif, alle Arten von Seeftfche, 
Häringe, Stocfifche, die Leßteren 5. B. in Fatholifchen 
Städten, Baumwolle, Wolle, Leinen » und Seidenwaaren, 
bie die Armften Bürger« und Bauerstöchtern bei ihren 
Bändern und feidenen Tüchern nicht entbehren; es ift gewiß, 
fage ich, daß durch Erhöhung dieſer Gegenftände jene 
große Klaſſe von Famlien fehr ftarf und drückender, wie 
die Neichen getroffen wird. Die Surrogate, von denen 
man Spricht, find theils, wie manche Surrogate des für Viele 
zum  Lebensbedürfniß gewordenen Kaffee's ungenügend, 
theils werden fie auch weder in der bisherigen Güte noch 
Wohlfeilheit geliefert. Es wird zwar von dem Herrn Bericht 
erftatter geſagt, daß ganz Leicht durc; Surrogate aus dem 
Inland geholfen werden könne, allein, läßt fich denn wohl 
mit Sicherheit behaupten, daß bei allen diefen Gegenftänden 
der Preis im Inland nicht fleigen wird, wenn die Gon- 
eurrenz in Beziehung auf das Ausland befchränft oder 
erhöht worden it? Wenn diefe Waaren, z. B. Baummollens 
waaren, in einem höhern Preife zu ung fommen, haben wir 
eine fo große Goncurrenz von Seidenwaarenfabrifen, daß 
wir jagen könnten, die innere Concurrenz werde die Kabris 
fanten zwingen, auf einent niederen Preife zu bleiben ? Nein! 


— 
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die Preife werden in die Höhe gehen, und der arme Bürger 
und die Banerstochter werden, ba fie diefer Waaren ber 
dürfen, Steuer; zahlen müffen.: Es trifft: alfo gewiß durch 
die: Summirung dev-verjchiedenen. an. fich: ganzı Fleinen: Ers 
höhungen eine bedeutende Stenererhöhnng, auch jene große 
Kaſſe von Familien. Der größte Nachtheil der Zoller⸗ 
höhung befteht nicht; in der: Erhöhung dev Steuer, ſondern 
es fommt noch Der zweite Nachtheil dazu, Der, wenn auch 
etwas verichleiert, doch in Wahrheit in den Motiven Des 
Herrn Finanzminiſters und in Dem. Berichte unſers treff⸗ 
lichen: Berichtserſtatters bereits. ausgeſprochen iſt, mäm⸗ 
lich die unvermeidliche Vermehrung. des. Schmuggels.. 
Zwar ſagt man, die Erhöhung ſei ſo unbedeutend, daß der 
Schmuggel nicht ſehr werde vermehrt werden, daß nicht 
Viele als neue Schmuggler auftreten, kurz daß nicht Biele 
einen vermehrten Reiz darin ſinden werden. Der Herr 
Finanzminiſter ſelbſt bringt aber ſchon bedeutende Koſten 
in Aurechnung, um dem Schmuggel zu begegnen, und es 
iſt wohl keine Frage, daß auf dieſe Weiſe ſogar durch die 
Erhebungskoſten und den Schmuggel ſelbſt ein Theil der 
auf unſere Mitbürger gelegten Abgaben für die Staatskaſſe 
verloren gehe: Was laßt ſich aber wohl irgend moralifch, 
oͤlonomiſch und: politiſch Berberblicheres denken, als ein 
gefleigerten Schmuggel. Ohne bie äußerften Grunde würde 
ich: daher auch nie mein Gewiffen mit dem. Borwurf: ber 
(den, zu einer Vermehrung des Schmuggels und dew 
Schmuggler beizutragen, Ganz heſonders aber: it es eine 
Folge des britten Grundes, die das Ungern des Dermm 
Finanzminiſters und des Herrn Berichterſtatters für mich 
zu einem ſehr großen Unger gemacht hat. Die Ver⸗ 
haͤltniſſe bringen es nämlich mit ſich, daß. bald. eine neue 
Aufforderung an aus werde gemacht werden, mit Aufe 
gebung unſers ganzen bisherigen Zollſyſtems uns am ein 
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Zollſyſtem mit ſehr erhöhten Zollſatzen anzuſchließen/ Sch 
firchte, daß die gegenwärtige Maßregel — abſichtlich oder 
nicht: abſichtlich — nicht blos eine Vorbereitung zu dieſem 
Schritt, ſondern eine Vorbereitung dazu feyn möchte, daß 
diefer Schritt “unter nachtheiligen Bedingungen wird ges 
than werden. Ich bin, und muß dieß zu Verhütung von 
Mißbraͤuchen fagen, Feineswegs jener andern Maßregel 
unbedingt feindfelig entgegen ; nein, ich weiß vielmehr bie 
großen und ftarfen Gründe zu ehren, die für einen möglichit 
ausgedehnten Zoll⸗ und Handelsverein mit andern deutfchen 
Staaten fprechen. Ich weiß aber meinen deutfchen Patrio— 
tismus fo weit in den Hintergrund zu ftellen, daß ich uns 
ſerem lieben badifchen Baterlande feine unverhältnißmäßig 
große Opfer auflegen möchte, Ich wünſche vor Allen und. 
zunächſt in Beziehung auf die vorgeſchlagene Maßregel der 
gegenwärtigen Zollerhoͤhung, daß unſere Lage zur Zeit jenes 
Beitrittd, wenn er ung zugemuthet wird, ſo vollkommen 
günſtig, frei und felbititändig fei, daß wir die günftigften Be- 
dingungen und verfchaffen können, Die durch unſere ganz 
befondere eigenthümliche Lage, an der Grenze von Frankreich 
nud der Schweiz, fir ums unerläßlich find, wenn wir nicht. 
bedeutend im Nachtheil fegn foller Zu einem folchen freien 
jelbftftändigen Standtpunfte aber gehört es doch wohl ge— 
wiß, daß bei und die Zollſätze möglichft nieder find, daß 
zugleich die Zufriedenheit der Bürger mit dem Zollſyſtem 
moͤglichſt groß iſt/ daß der Schmuggel wenigftens gering ift, 
und was wir beachten müffen , in Beziehung auf benachbarte 
Zollverhältniffe, unfere bisherige Lage ung vortheilhaft ift, für 
dieſe Nachbarn aber ohne unjere Schuld und unfern Willen ein 
Nachtheil begrimdet wird. Diefes Alles wird nun durch die 
vorgefchlagene Zolferhöbung weſentlich alterirt. Zwar nähern 
fh was ich wohl weiß, unfere Zollſatze auch mit diefer 
vorgefchlagenen Erhoͤhung noch lange nicht den bekannter 
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preußifchen Zollſätzen; allein e8 wird unſer bisheriges 
Spftem, die Zufriedenheit mit demfelben, jo wie das Ber: 
hältniß des Schmuggelns verändert, und ein weniger gün— 
ftiger Standpunkt gegrimder, das heißt, ein folcher, wo 
wir leicht auf der betreffenden Bahn weiter gehen, und uns 
verleiten laffen fünnen, das zu tbun, was von fo vielen 
Seiten gewünfcht wird, kurz daß wir den an ung ergebenden 
Zumnthungen fehwerer werden widerftchen können. Bleiben 
wir, fo lang e8 nur immer möglich ift, im unſerer gegeits 
wärtigen glitflichen und befriedigenden Lage, bis die drin- 
gendften Gründe ung zu einer Abänderung auffordern. Helfen 
wir nicht, unferem verehrten Herrn Finanzminifter fein eigenes: 
erprobtes glückliches Kunftwerf auch nur theilweife zu zers 
ſtören; wagen wir e8 nicht, aus einem folchen zuſammen⸗ 
hängenden Syitem einzelne Poften berauszureißen und an 
denfelben zw rütteln, fürchten wir vielmehr alsdann den 
baldigen Einfturz. 

Aber wie, fo werden Sie mich ungeduldig — 
möglich machen, die Herabſetzung des Salzpreiſes, die = 
hebung ber Ausgangszölle und fpäter die Zehntablöfung zw 
realifiven, ohne daß jene dreifache Steuererhöhung, die ich. 
bezeichnet habe, Statt findet? Ich könnte Ihnen antworten, 
daß wenigftend einige Hauptpunfte in dem ung vorgelegten 
Budget eine foldye Möglichkeit. der Erfparniß darbieten, fo 
daß fchon Dadurch der befte und vortrefflichfte Erfag für die 
aufzubhebende Steuer gefunden werden fünnte, allein ich 
weiß.nicht, ob in diefer Beziehung unfere Anficht eine. ge: 
meinjchaftliche ſeyn wird; wenigſtens ift ed noch. uns 
gewiß. Dagegen giebt es ein ficheres vortreffliches Auss: 
kunftsmittel, das, was fehr zu beachten ift, an fich fchon der. 
Gerechtigkeit und der wahren Staatsweisheit eutfpricht, Das 
an ſich ſchon mehr ein Gut als ein Uebel ift. Sch meine 
nämlich eine mäßige wohleingerichtete Befteuerung bes bie 
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jetst noch nicht beftenerten Bermögend; hunderttauſendfach 
in allen Theilen des Landes und nachdrücklich auf allen Land, 
tagen im einer großen Reihe von Petitionen, aud) auf diejem 
Landtage wieder, und zwar in einer Petition, deren Rubrit 
wir vorbin haben verlefen hören, iſt die Volksſtimme laut ge 
worden, daß wir endlich dem conjtitutionellen Grundfaß, der 
Freiheit aller Staatsbürger in der Befteuerung gemäß, nicht 
blos einen Theil der Bürger mit directen Steuern beiaftem, 
fondern vor Allem eine große Klaffe von Reichen zu den 
directen: Steuern beiziehen mögen; damit dieſe Klaffe nicht 
ſchwelgeriſch genieße, und vielleicht durch Die Zinfe von der 
Staatsfchuld täglich new erwerbe, und dabei von aller 
Laft frei bleibe, während ein anderer Theil der Bürger 
von Steuern erdrückt werde. Diefe Forderung ſprach fich 
in vielen Petitionen in Beziehung auf die Einführung einer 
Kapitalienftener und auch in Beziehung auf die Einführung 
einer Lurusftener aus. Beide Steuern haben aber: für 
fich etwas fo Nachtheiliges, daß man fchwer für fie allein 
ftiimmen fann. Die Klapitalienftener beftraft nämlich durch 
die dem Kapitaliften aufgelegte Steuer dafür, daß er 
fein Geld zum Nuben feiner Mitbürger, zum Nuten armer 
Landleute ausleiht, und fpart, während die ſchreckliche Un- 
gleichheit bleibt, daß der farge und träge Geldbefiger, der 
das Geld in feiner Kifte verjchließt, oder derjenige, ber fein 
Geld in Lurus ſteckt, vonder doppelten Abgabe frei bleibt, ja 
daß vollends vielleicht gar derjenige, der ftatt das Geld 
feinen Mitbürgern und der inländifchen Cirkulation zu 
gönnen, auswärtige Staatöpapiere Fauft, ebenfalls von 
der Steuer frei bleibt. Sie hat auch die fernere Bedentlich- 
keit, daß fie bei unferen zum Theil unauffündbaren, unter 
der Verficherung beftimmter Zinſen angewiefenen Staats⸗ 
schulden mit Verlegung des Ereditd und mit der Verletzung 
‚der Verpflichtungen von Seiten des Staats die Staatsgläu⸗ 
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biger treffen wurde. Die Luxusſteuer hat Außer vielem 
Andern den Nachtheil, daß ſie die Gewerbe trifft, daß an 
die Stelle eines beſteuerten Gegenſtandes ſogleich ein anderer 
Nichtbeftewerterstritt" Alle: dieſe Nachtheile fällen nun weg, 
und die gewünfchten Vortheile beider Steuern treten ein 
und vermehren ſich bei der Ihnen von mir vorzufchlagenden 
Steuer, oder mit andern Worten, bei der durch die Gerech- 
tigfeit gebotenen Beftenerung alles bis jeßt nicht beftenerten 
Vermögens; wobei ich natürlich abziehe die Gegenſtände 
der Häuſer- und Gewerbſteuer, der Grundſteuer und alles 
dasjenige, was Gegenſtand der Klaſſenſteuer iſt, kurz das 
jenige, was durch die gegenwärtigen directen Steuern ge⸗ 
troffen wird. Dagegen ziehe ich alles Andere herbei, es 
mag mn im Kaften liegen oder: ausgeliehen ſeyn, es man 
‚ftch im: Ju⸗ oder Auslande befinden, in Geld oder in Edel⸗ 
-fteinen, in Kutfihen oder Pferden oder: im koſtbaren Mo⸗ 
bilien beftehen, Alles dieß folk nach meinem Antrag getroffen 
werben, nicht darum, als follte ein Rapital:beftenert werden, 
weil es an hülfsbedürftige Bürger ausgelichen, ſondern 
weil es noch nicht Direct beſteuert iſt, und entweder ums 
mittelbar oder wie bei den ins Ausland geliehenen Gelderu, 
durch den Aufwand für Die auswärtigen Angelegenheiten 
mittelbar wen Staatsſchutz in Anſpruch nimmt, und weil 
es im! ſich eine Kraft trägt, zu den Staatslaſten beizu⸗ 
tragen Nicht blos Darum, weil Jemand ſein Geld in Luxus⸗ 
gegenſtände ſteckt, ſoll er beſteuert werden, ſondern weil 
auch dieſes, fo weit ed Vermoͤgen iſt, den Staatsſchutz for⸗ 
dert, und in ſich Die Möglichfeie eines Beitrags zur Staats⸗ 
laſt enthält. Am wenigſten aber würde ich das Bedenken 
- »theilen, das Vermögen dürfe deßwegen nicht beſteuert werden, 
weil der Eigenthümer, ſtatt es nutzbar zu machen und ſtatt 
EGeldrenten zu ziehen, Die Rente in das Vergnügen, Lurus 
:gu treiben, oder ſein Geld im Kaſten zu zaͤhlen, ſetzen 
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würde. ' Fordert denn nicht auch diefer Genuß. den Staats⸗ 
Schuß, und iſt nicht auch bei diefem Vermoͤgen noch ‚eine 
‚Kraft vorhanden, zur Staatslaft fir dieſen Schuß -beizn- ' 
tragen? Daß ſich allmählig diejes Geld verzehrt „das 
macht «mich ‚richt im mindeften irre, denn iſt es wicht eine 
Sanerfahnte- und wahre Grundlage aller ‚erprobten Staate- 
wirthſchaft, daß das Princip feftgehalten werde, der träge 
Genießer und Schweiger-müjfe-almählig ſein Kapital ver: 
‚ehren, wodurch es aber nicht -fürıden Staat zu Grunde 
‚geht, ſondern uur in andere Hände fomme,. woährend-um: 
‚gelehrt der fleißige »tüchtige und. ſparſame Arbeiter, ‚zum 
vLohn ſeiner Arbeit, zum Lohn für die-Bortheile, die er dem 
allgemeinen Staatswohl bringt, fein Bermögen vermehren 
muß. Ich als Laie in der Finanzwiſſenſchaft will am we⸗ 
nigſten in die finanziellen Widerlegungen eingehen, die gegen 
dieſe Steuern gemacht wurden. Sie find meiner Ueberzeugung 
nach won den allergründlichſten Staatsmännern widerlegt 

worden, z. Beton Craig, deſſen Grundſätze der berühmte 
engliſche Finanzminiſter Hus ki ſfo n, ſelbſt als die richtigen 
erklaärte. Der Kapitaliſt ſagt man z. B. werde ja mittel⸗ 
ba auch beſteuert, durch · die Steuer auf die Aecker Cacre) 

und umgelehrt, würde die Steuer, die fein Kapital träfe, 
wieder den Ackerbauer treffen, dem er das Geld ausleiht. 
Alle »diefe aus den bekannten einſeitigen Syſtemen der Nas 
tionaldconomie. hergenommenen Gründe zerſtören ſich durch 
folgende zwei Hauptargumente: es kommt darauf an, wer 
unmittelbar und zunächſt den Vorſchuß machen muß? Der⸗ 
jenige Vorſchuß, den der Gutsbeſitzer für den Kapitaliſten 
„macht, wird in dieſer ſublunariſchen Welt nicht vollkom— 
men vergütet, weil ſich hier die geſellſchaftlichen Verhält⸗ 
miſſe nicht nach mathematiſchen Linien entwickeln, weil hier 
tauſend unberechenbare Kräfte einwirken So; könnte man 
nicht mit Sicherheit. ſagen, der Ackerbauer werde die Pro⸗ 
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ducte wieder um höheren Preis abnehmen: Er kann mit 
feinem Borfchuß zu Grunde gehen, ja oft gar nichts heraus⸗ 
befommen, und befannt tft, daß eine ſolche Theorie: höch- 
ftend nur für eine ifolirte Infel paffen winde, wo wicht 
"die hochbefteuerten Producte von außen wohlfeil eingeführt 
‚werben. Auf zwei andere Einwendungen aber, bie. mir 
wahrfcheinlich Viele von ihnen entgegenfeßen werben, muß 
ich antworten: Sie werben fagen, biefe Art der Beftenes 
‘rung bes biöher unbefteuerten Vermögens ſei veratorifchen 
Mapregeln ausgeſetzt, und werbe Gelegenheit zu großen 
Unterfchleifen geben, alfo nicht ausführbar feyu. : Dahin 
‚deutet auch der Herr Berichterftatter. Sein ehrliches Ge 
wiſſen wahrt ihn, ftatt der, wie ich glaube, ungerechten und 
politiſch verberblichen Zollerhöhung an eine WBermögend- 
ſteuer zu denken; er erwähnt aber diefer Bermögengfteuer 
nur mit dem fehr fehonen Anerfenntniß, daß ed im Allge- 
meinen freilich die allein vernimftige und gerechte Steuer 
fei; er glaubt aber, daß man damit warten müffe, bie 
eine reine allgemeine Bermögensfteuer in der öffentlichen - 
Meinung gereift fei. Hier habe ich die verwundbarfte oder 
ſchwächſte Stelle in dem Bericht zu finden geglaubt. Weil 
wir alfo das Ganze nicht vollfommen haben können, follen 
wir auch das Stüf, dad wir zu erringen vermögen, nicht 
erftreben ? Sch glaube, der Fehler diefer Art von Befteues 
‚rung, bad, was fie unausführbar macht, liegt darin, wenn 
alle Steuern ald eine directe VBermögensftener erhoben 
werben follen. Das würde nur möglich feyn in Zeiten, die 
die fich der Unfchuld näherten. In Staaten, bie ben 
hundertften Theil von demjenigen brauchen, was wir bes 
dürfen, bei und aber muß die Steuer alle Theile des Bers 
mögend und des Erwerb8 an ber frifchen Quelle pader, 
damit fie das Genügenbe erhalten und darum follen fie 
‚auch die genamiten Thelle des Vermögens faffen. Ich 
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glaube," daß bei diefem Auffaffen die Nachtheile, bie 
Schwierigkeiten, die ich bezeichnet habe, verſchwinden. Eine 
reine Vermogensſteuer iſt meiner Anſicht nach unmöglich 
und unmnöthig, aber eine theilweiſe Vermögensſteuer ift 
möglichiund durch Die Gerechtigkeit geboten. Schon zweimal, 
in den Jahren 14808 und 1815, hatte der badifche Staat 
eine freilich anerkannt nicht ſehr glücklich ausgebildete Vers 
möoͤgens⸗und Kapitalienfteuer; beivemale erinnerte er, 
wie ber Eingang der betreffenden Verordnungen zeigt, an 
bie, Forderungen der Gerechtigkeit und Gleichheit, Es 
erinnerte dieſes an den großen Grundfag: Noth macht 
fromm aber wie die Noth aufhörte, vergaß man ben 
Grundſatz der Gleichheit und der Gerechtigkeit. Doch nein, 
der Herr Finanzminifter hat auf den. edeln Antrieb der 
Kammer won 4819 einen ausführlichen Plan über eine 
Bermögendftener ausgearbeitet, und ſchon allein durch fein 
Zeugniß den Beweis geliefert, daß fie nicht allein der Ges 
rechtigkeit entſpreche, fondern auch ausführbar fei, und 
eine geiftreiche und kenntnißreiche Schrift von Matthy hat 
diefe Grundzüge auf eine eigenthümliche Weife weiter 
ausgeführt. Um aber eine theilweiſe Nealifirung der Fors 
derungen der Gerechtigkeit noch Leicjter zu machen — da auch 
eine unvollkommene Realifirung der Gerechtigfeit beffer ift, 
als gar keine habe ic; ſchon gewagt, in einer der erften 
Sitsungen des vorigen Landtags den Vorfchlag ſo zu mar 
chen, wie ich ihn jet wieder erneuert: habe, e8 möge nämlich 
nicht wie ich in jenen beiden Vorgängen oben bemerkt habe, die 
Vermögensſteuer zur Hauptftener gemacht, und darum das 
ſchon verſteuerte Vermögen im felbe hineingezugen, und das 
ganze übrige Steuerſyſtem alterirt werden. "Vielmehr möchte 
ich daß ohne alle ſolche Veränderung des bisherigen Steuer 
ſyſtems dieſe Ergänzung hinzütrete: Sch möchte zweitens, daß 
durch Faffionen, gut controlirt, durch ER zufammens- 
1833, II. KR. Brot. 48 Heft. 
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geſetzte Steuerdeputationen aus Mitgliedern der Bürgerſchaft 
undder Regierung mit Zuziehung der Amtöreviforate und unter 
Mitwirkung der Strafdrohung für Verheimlichung, die Bes 
ftandtheife des bis jeßt unbejteuerten Vermögens nach einem 
Murimum und Minimum in Klaffen abgefchäßt, und daß 
dritteng bi8 auf eine beftimmte Summe hin, 3. B. einige 
hundert Gulden des Vermögens daſſelbe ganz frei bliebe. 
Bei einer. folchen Einrichtung, meine Herren! find Unter: 
fchleife und veratorifche Maßregeln, befonders bei der Ers 
hebung der Steuer gewiß eben fo gut zu vermeiden, als 
bei unfern gegenwärtigen Steuerdeputationen zu Ausmitt⸗ 
fung des Betriebscapitald der Gewerbsleute und des Aders 
baues, ald bei unfern Fafftonen des zur Klaſſenſteuer ges 
hörigen Vermögens, als bei unfern Accis- und Zollerhe> 
bungen. Wollen Sie gar feine Möglichkeit von Lnters 
fchleifen, gar feine Plage durch die Steuer haben, danır 
müffen Sie alle Steuern aufheben. Die Kraft aller Ein- 
wendungen verfchmindet, wenn man die Bergleichung ans 
ftellt zwiſchen diefer Art der Verfteuerung mit unferer bis⸗ 
herigen Steuer , und hinweist auf befannte Ausführungen, 
von denen ich hier nur bie in der lebten Ständeverfanms 
fung von dem Abgeoröneten v. Rotteck in Beziehung auf 
die Sapitalienfteuer gegebene anführen will. Statt jeder weis 
teren Ausführung zur Befeitigung der Einwendungen, die 
mir von Ihnen oder dem Herrn Finanzminifter entgegens 
gefeßt werden möchten, will ich mich auf. eine fichere, uns 
verwerfliche Inſtanz berufen. Sch berufe mic nämlich auf 
defielben Herrn Finanzminiftere bemwundertes und bewuns 
derungsmwiürdiges Talent. Befchließen Sie zu Dedung des 
Ausfalls in unfern Steuern und zur Realifirung der drin, 
genden Forderung der Gerechtigkeit eine folche Ergaͤnzungs⸗ 
feuer, ich bin gewiß, fie wird fo trefflich ind Leben ge⸗ 
zufen werben, daß wir und Alle wundern. Durch Ihre 
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eigenen patriotifchen Gefinnungen aber wird endlich ein 
Einwand wohl entfernt werden, den mir ein weltfundiger 
Mann gegen meinen Borfchlag machte. Er meint nämlich, 
diefe Bejteuerung, Die vorzugsweife Viele bis jet nicht 
direkt beftenerte reiche Leute treffen werde, die ungefähr 
zum Juste milieu gehörten, diefe Leute nun würden das 
durch gegen die Verfaffung unfreundlic) gefinnt werden. 
Wahr ift es freilich, daß die heutigen Modelehren, welche 
unbegreiflicyer Weiſe noch fo viele Negierungsmänner als 
das politifche Evangelium verfünden — ich will fagen, daß 
der große Ruf: berüdfihtigt nur die materiel- 
en Snterefjen, in Wahrheit zum Materialismus und 
Egoismus führt, und den Menfchen von Tugend und 
Recht abzieht. Wahr ift e8 eben deßwegen, daß in einer 
befannten Juste milieu- Kammer alle Forderungen einer 
gerechten Beſteuerung zur Erleichterung der Aermern und zur 
Beiziehung der Neichen unbarmherzig gefcheitert find. 
Doch auch abgefehen von der Geringfügigfeit der von 
mir vorgefchlagenen Steuer für die Reichen würde ein 
folder Grund in diefer Kammer feine Kraft und feinen 
Nachdruck haben, denn hier finden fich folche in dieſem 
Sinne tabelnswerthe Juste milieu - Gefinnungen nicht, 
und ein Antrag auf Beiziehung der Reichen zur Erleidy 
terung unferer armen, gebrücdten Mitbürger wird hier 
immer Anklang finden. Aber die durch die Verfaſſung Art. 
7 und 8 Elar gebotene Gerechtigkeit einer gleichen Berthei- 
lung, der. Laften unter alle Bürger, dieſe Forderung, die 
für mich jedes finanzielle Bedenken durchaus überwiegt, 
und die. mic) ale Laie in dem Finanzfach allein beftimmen 
konnte, mich auf dieſes Fady einzulaffen, kann nicht mehr 
vergeblich laut werden; lauter aber wird ſie immer werden, 
bis ſie xealiſirt wird. Dieſe Forderung kann vollends nicht 
laͤnger vergeblich ertönen, wenn in Zeiten, wie bie unſrige, 
2. 
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auch die Politik dringend dazu auffordert, den mit Steuern 
hart gedrückten Staatsbürgern, welchen die große Mehrheit 
des Staats ausmachen, die Beruhigung und das ftärfende 
Bertranen zu geben, daß fie nicht ungerecht und in verfafs 
fungswidriger Ungleichheit befteuert werden, daß nicht der 
Reiche fich der Steuerlaft für die Staatsbedürfniſſe und 
Staatsanftalten, welche ihm zunächft zu gut fommen, ent⸗ 
ziehe, daß der Reiche, ftatt im Wohlleben von dem Haube 
feiner armen Mitbürger zu zehren, vielmehr denfelben nach 
den Grundfägen der Gleichheit an die Hand gehe. 
Finanzminifter v. Boch: Ich erlaube mir, Ihnen über 
diefen wichtigen Gegenſtand einige allgemeine Bemers 
fungen vorzutragen, wobei ich zuerfi von den tharfädy 
kichen Berhältuiffen fprechen will, die dem gegenwärtig 
in. der Discuſſion befindlichen Gefeß zu Grund Iiegen, for 
dann von dem Platte, den die Regierung it dieſem Geſetz 
im Allgemeinen bat, und endlich von ber Hauptfrage, bie 
noch zu erörtern ſeyn möchte. Was num den erften Punkt 
betrifft , fo erlaube ich mir, Sie darauf aufmerffam zu 
machen, daß die Stände auf demvorigen Landtage Seine 
Königl. Hoheit den. Großherzog gebeten haben, die Salz⸗ 
feuer um einen Kreuzer herabzufegen. Ich erfaube mir 
ferner, daran zu erinnern, Daß die Reglerung über dieſen 
Punkt mit der Kammer. einig gewefen, unter der Voraus⸗ 
fegung gewiffer Berhältniffe, daß nämlich ähnliche Maps 
regeln don den dentjchen Nachbarfinaten getroffen würden. 
Die ‚Regierung war für diefen Punkt fogar ermächtigt, 
auch zwischen einem Landtage die Salzſteuer Herabjufegen, 
und Die wegen det. richt eingetretenen Herabſetzung dieſer 
Steuer auf dem vorigen Landtage befchlöffene Verminde⸗ 
rung des perfönlichen Steuercapitals wieder aufzuheben 
Die Regierung hat die Ueberzeugung, daß die Ausgangs⸗ 
zölle mit wenigen Ausnahmen uidyt ferner beftehen ſollen, 
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weil die Grunde, die dem Ausgangszolktarif überhaupt zum 
Fundamente gedient, im Lauf der Zeit ihre Wirkung vers 
Ioren haben. Der Zweck, warum man diefen Ausgaugss 
zolltarif im Jahre 4827 aufftellte, iſt erreicht. 

ch erlaube mir noch ferner, darauf aufmerkſam zu machen, 
daß die Stände den Großherzog gebeten haben, ein Gefek 
über die. Ablöfung des Zehnten den Kammern vorlegen zu 
lafjen, worin ausgefprochen ſeyn ſolle, daß der Staat einen 
gewiffen Beitrag zur Ablöfung des Zehnten leifte. Das 
Geſetz ift vorgelegt und dadurch den Wünfchen der Kammer 
entfprochen worden. - Diefes Geſetz fpricht aus, daß Die 
Staatsfaffe den fünften Theil des Ablöſungskapitals übers 
nehmen folle. 

Aus den Vorlagen über das Budget. ift Ihnen befamut, 
daß fih im Durchfchnitt von beiden Jahren ein Ueberfchuß 
von 120,000 fl. ergiebt; der Steuerausfall, der durch die 
Herabſetzung der Salzſteuer enifteht, beträgt ungefähr 
366,000 fl.; der Steuerausfall, der durch Die Aufhebung ber 
Ausgangszölle entjteht, 46,000 fl., alſo zufammen . eine 
Syuume von 412,000 fl. Der Betrag, der zur Zehnt⸗ 
ablöfung nothwendig ift, macht eine Verftärfung der Do⸗ 
tation der Amortifationgfaffe im Betrage von 352,000 fl. 
Burchaus nothwendig. Wenn alfo dieſe drei Vorfchläge auf 
dem gegenwärtigen Landtage durchgehen, fo ergiebt ſich eine 
Mindereiunahme und eine Mehransgabe von 764,000 |. 
Zw ihrer Dedung haben wir Die 202,000 fl. von Dem 
herabgefeßten ‚perfönlichen Steuercapitaf und ben Meber- 
ſchnß won 120,000 fl., im Ganzen alfo 322,000 fl., fo daß 
Hoch zu. decken wären 442,000 fl. Daran follen 240,000 fl 
durch Die Erhöhung der Eingangszölle gedeckt werden, ſo 
daß am Eude noc 232,000 fl. nothwendig waͤren. Dief 
Sind thatfächliche Berhältniffe, von denen Sie bei Bene 
theilung des Geſetzes nothwendig ausgehen mäffen. 
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Was ift nunder Plan der Regierung im Allgemeinen ? 
Sie will 

erftend der Bitte der Stände um Herabfeßung des Salz 
preifes um einen Kreuzer entfprechen 5 fie will 

zweitens die Ausgangszölle fogleich aufheben und 

dritteng den hierdurch entftehenden Ausfall von 412,000 fl. 
durch erhöhte Eingangszölle zum Theil, nämlich mit210,000 fl. 
zu decken ſuchen; ſie will endlich 

viertens den Etatsüberſchuß von 120,000 fl. einſtweilen 
zur Dedung der Zehentablöfung oder vielmehr Dotirung 
der Amortifationgfaffe vorbehalten und Ihnen, wenn das 
Geſetz über die Zehentablöfung durchgegangen ift, und das 
Budget feine Erledigung erhalten hat, weitere Vorfchläge 
machen, wie alddann der weitere Bedarf von 232,000 fl. 
zu decken feyn möchte. 
- Sch komme nun zu dem dritten Punkt, nämlich welche 
Hauptfragen bei der gegenwärtigen Discufflon zu erörtern 
feyn möchten, und ich will zuerft von denjenigen handeln, 
die wahrfcheinlich aufgeftellt werden möchten, von denen ich 
aber in der That glaube, daß fie feiner weitern Erörterung 
bedürfen. Die erfte Frage, die vielleicht aufgeftellt werben 
möchte, ift die, ob die Salzſteuer herabgeſetzt werben folle, 
allein diefe Frage ift auf dem vorigen Landtage gründlich 
erörtert worden, und eine nochmalige Discuffion derfelben 
wäre nichts als eine Wiederholung des Gefagten. Eine 
große Stimmenmehrheit in beiden Kammern hat fih für 
die Herabfeßung des Salzpreifes entfchieden, und die Res 
gierung war mit Ihnen einverftanden für den Fall, daß 
Aehnliches in unfern Nachbarftaaten gefchehen follte. Nun 
ift befannt, daßdie Regierungen von Heffen und Würtemberg 
ihren Ständen ebenfalld die Herabfeßung der Salzſteuer 
vorgefchlagen haben, und es fann die Frage entftehen, ob 
wohl die Stände diefen Vorfchlag ihrer Regierungen ana 
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nehmen werden. Ich glaube, meine Herren, die Stände 
diefer Ränder befinden: fich in der Lage wie Sie; bie Hef 
fifchen und Mirtembergifchen Stände habem ihre Negies 
rungen mehr als einmal gebeten, es möchte doch die drük— 
fende Salzfteuer einmal herabgefebt werden. Glauben Sie, 
meine Herren! daß diefe Stände jeßt von der Hand werfen 
werben, was Ihnen die Regierung bietet? Glauben Sie, 
daß fie fid4 dem Vorwurf der Inconſequenz und jenem 
Borwurf ausfeßen werden, daß man ihnen nur darbringen 
dürfe, was fie begehren, um fie zu. veranlaffen, von: ihrer 
Bitte zurückzugeben, als ob es gefährlich fer, auch ein 
Gefchenf von der Regierung anzunehmen? ch muß Ihnen 
überlaſſen, ob Sie auf diefe Frage nochmals zurüdgeben 
wollen. 

Die zweite Frage, welche aufgeftellt werden Fönnte, 
ift die, ob das Zehentablöfungsgefeß zu Stande komme, 
und der Zufchuß für die Amortifationsfaffe nothwendig 
feyn werde. ch wünfche aber mit der Regierung, daß das 
Geſetz, welches die Kammer mit Eifer begehrt hat, auch 
zu Stande fommen möge, und id) würde es für eine traus 
rige Borbedeutung halten, wenn in dieſer Kammer ber 
Zweifel, ob ein folches Gefeß zu. Stade komme, ſich feft- 
feßen follte. 

Die dritte Frage, welche aufgeftellt werden fünnte, iſt 
die, ob die Ausgangszölle aufgehoben werden follen. Sch 
glaube aber, diefer Vorſchlag der Regierung ift fo fehr im 
den Agriculturs und induftriellen Berhältniffen unferes Landes 
gegründet, daß er in dDiefer Berfammlung durchaus Feine 
Anfechtung finden: wird. 

Eine weitere Frage könnte feyn, ob denn der Ausfall 
durch die Salzfteuer und der Ausfall durch die anfzubhes 
benden Ausgangszölle fo viel betragen werde, als bie 
Regierung berechnet hat, ob nicht die Erhöhung der Eine 
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gangszoͤlle mehr einbringen werde, ald man voranſchlagt 
hat? Sch geſtehe Ihnen offen, daß ich nücht im Stande 
bin, das Reſultat dieſer Veränderung auf.30 , 40 oder 
50,000 fl. zu berechnen. Man kann bei jolchen Berechnun⸗ 
gen nur von beftimmten ftatiftifchen Notizen ausgehenz 
allein gerade Veränderungen im Steuerſyſtem andern auch 
wieber das Verhältuiß felbft, und man muß fich mit wahrr 
fcheinlichen Refultaten begnügen. Auf eine Genauigfeit im 
der ‚Berechnung kommt es alfo gar nicht an; ja ich glaube, 
ed ift bier zumächft gar nicht die Frage hievon; Das Re⸗ 
fultat wird bei der Abfaffung des Budgets zur Sprache 
kommen, Dort werben wir erörtern, um wie wiel die Eims 
nahmten- auf der einen Seite herabzuſetzen und, auf der am 
dern zu erhöhen feyn dürften. Ic glaube demnach, daß 
ed zwecklos wäre, fich über diefe Berechnung. hier in weit—⸗ 
länfige Grörterungen einzulaffen ‚die ohnehin zu keinem 
Ziel führen dürften, denn in der Kammer laßt fi nicht 
gut rechnen, nur in der Commiſſion kann bieß mit Erfolg 
Statt finden. Dir ſcheint daher die Hauptfrage: iſt die 
Erhöhung der Eingangszölle von den Colonialproducten 
und den Geweben ein guter Tauſch gegen bie. Herab⸗ 
feßung des Salzpreifes und gegen die Aufhebung der Aus 
gangszölle; ift diefe Veränderung unferes Steuerſyſtems 
ald zweckmäßig anzuerkennen oder nicht? Ich glaube, meine 
Herren! dieß ift fo Har wie der Tag; ich glaube, Sie 
haben fich davon fchon vor vier Wochen überzeugt, indem 
Sie andernfalls den Art, 4 des Geſetzes über die Eingangs» 
zölle, obgleich nur eventuell nicht angenommen habenwürben, 
Sch glaude, auch die öffentliche Meinung hat fich für Diefe 
Steuerveränderung ausgefprochen; fchon daraus, daß ger 
geneine folche wichtige Veränderung in unferem Steuerſyſtem 
weder bei der Regierung, noch beider Kammer eine einzige Ber 
clamation vorgefommen ift, läßt fich dieß fihließen. Ich 


weiß zwar wohl ‚ daß mit diefer Abänderung nicht Alles zufrie⸗ 
den ift, ich weiß wohl, daß es befonders die Klaſſe der Handels 
leute unmoglich ſeyn kann, allein daraus, daß auch dieſe nicht 
reclamirt haben, ſchließe ich, daß es aus Beſorgniß, ſie 
möchten dadurch der öffentlichen Meinung entgegen treten, 
unterblieben ift, Sch muß eilen, Ihnen zu fagen, was nad 
meiner  Anficht näher zu erörtern ſeyn möchte, damit ich 
mich nicht dem Vorwurf ausfeße, ald ob id) fügen wollte, 
es fei gar nichts mehr zu discutiren, es wäre Alles ent» 

fchieden, theils durch die Bejchlüffe der Kammer auf dem 
vorigen Landtage, theild durch den Beſchluß auf dent gegen 
wärfigen. Nein, meine Herren! dieß ift nicht meine Mei 
nung; ich glaube, es iſt noch Wichtiges zu discutiren, 
nämlich die Abaͤnderungen des Eingangszoll⸗, und die Abs 
änderungen des Ansgangszolltarifs. Bei der Abänderung 
des Eingangszolltarifs werden zwei Fragen zu erörtern 
feyn, nämlich diefe, ob wir in der Wahl der Gegenftände, 
wopon der Eingangszoll erhöht werden fol, glücklich waren 
oder nicht, ob wir nicht Gegenftände weggelaffen haben, 
die vielleicht noch beſſer oder wenigftend eben fo gut höher 
befteuert werben könnten, als diejenigen, die in den Ge 
jeßesentwurf aufgenommen find. Sodann, glaube ich , wird 
es ein wichtiger Gegenftand der Discuffion ſeyn, zu bes 
ſtimmen, ob wir in dem Maß der Erhöhung zwedmäßig 
verfahren ſind, ob die Erhöhung nicht zu bedeutend, ober 
auch in einzelnen Fällen zu unbedentend-fei. Bei dem Aus—⸗ 
gangszolltarif wird fich eben fo fragen, ob wir alle Ges 
genftände, die aus befondern Grimden noch einer Befteites 
rung unterworfen ſeyn follten , aufgenommen haben, oder 
ob nicht: unter denjenigen, die wir aufgenommen haben, 
noch manche find, die man auch ganz ftenerfrei ausgehen 
laſſen sollte, und die weitere Frage, ob die Zölle, die nun 
erhoben werden follen, ihrer Größe nach den Verhältniffen 
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angemejfen find? Darüber, meine Herren! hätte ich Ihnen 
noch Manches im Allgemeinen zu fagen; ich werde aber 
davon durch den Bericht der Commiſſion abgehalten, der 
alle Berhältniffe jo forgfältig erwogen, von allen Seiten 
fo gründlidy beleuchtet, ihre Anfichten darüber jo überzeus 
gend dargeftellt hat, daß ich fürchten müßte, Sie durch eine 
weitere Ausführung über den einen und den andern Punkt 
zu ermüben. 

Ihre Sommiffion hat aber nicht allein unfern Borjchlägen 

ihren Beifall gezollt, fondern auch Abänderungen vorge, 
fchlagen, oder nach der parlamentariihen Sprache Ber: 
befferungsvorfchläge gemacht. 
. Richt immer find Berbefferungsvorichläge um parlamens 
tarifchen Sinn aud) wirklich Berbefferungsvorjchläge, von 
denjenigen aber, welche die Commiſſion gemacht bat, muß 
ich dieß behaupten. Sch habe mich überzeugt, daß fie wirk— 
liche Berbefferungsvorfchläge find, und bin ermächtigt, zu 
allen die Zuftimmung der Negierung zu geben. 

Merk: Unter vorläufiger Dankerftattung an den Herrn 
Finanzminifter über dad Anerfennen der öffentlichen. Mei 
nung und daß derfelbe zur Discuffion und noch etwas übrig 
gelafien hat, will ich mich zuerft über die Art der Vorlage 
bed Geſetzes ausfprechen, daß nämlich die Herabfegung des 
Salgpreifes in directer Verbindung mit der Erhöhung einer 
andern Abgabe vorgelegt wurde. Man hat im Jahr 1834 
die Herabjeßnng des Salzpreifes eigentlich nur in der Vor— 
ausſetzung gewünjcht, daß die Dedung des Ausfalld aus 
ben Erfparniffen bergenommen werden könnte. Wird nun 
jeßt Diefer Vorſchlag an die beftimmte Bedingung ges 
fnüpft, daß eine andere Steuer. erhöht werden ſolle, und 
wird die Nothwendigkeit der Herabjeßung des Salzpreiſes 
wirflich fo bargeftellt wie es gefchehen ift, fo ift Damit zur 
gleich, auch die Unausmweichlichkeit der Erhöhung der Steuer 
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durch eine Art von Praͤoccupation damit verbunden worden, 
und der That nach Tieße fich die allgemeine Beurtheilung 
über diefe Notwendigkeit nur aus dem Nefultat der Prüfung 
des ganzen Staatshaushalts abftrahiren. Nun geftehe ich, 
daß ich es eigentlich für Fein großes Meifterftück der Finanz⸗ 
wiffenfchaft anfehe, auf der einen Seite eine Steuer herab» 
zufegen, zugleich aber wieder eine andere zu erhöhen. Auf 
diefe Art, ich weiß es wohl, treibt fidy die Finanzkunſt ſeit 
langer Zeit in Europa im Zirfel herum, und ich fehe auch 
ein, daß fie fich noch lange fo herumtreiben muß, fo Tange 
nämlich, ald man Alles von dem Kriege her, und auf den 
Krieg berechnet. Diefe Berechnung ift gegenwärtig beſonders 
die Aufgabe der größern Mächte und die Fleinern Staaten 
müffen darin nachfolgen, mit dem Unterſchied jedoch, daß 
ihnen die für diefen Zuftand erforderlichen Mittel viel fchmes 
rer umd läftiger find. Diefer Zuftand, den man Frieden zu 
nennen beliebt, der aber nichts Anderes ift, ald die unge 
heuerſte Vorbereitung zum Kriege, muß doc, auch natürlich 
alle fteuerpflichtigen Kräfte zum Boraus erfchöpfen, und 
er ift offenbar die Haupturfache, daß die Höhe der Steuern 
gleich groß und größer ift, als ehemals während der Tang- 
wierigſten Kriege der Staaten. So lange alfo diefer Zuftand 
in Europa dauern wird, wird e8 freilich den Finanzmännern 
nicht gelingen, eine große Erleichterung in dem Abgaben; 
foitem herbeizuführen. Man befchränft fich deßhalb auf die 
fo genannte Peräquationsmethode, auf die gleichere Ber- 
theifung, und glaubt, damit fehr viel bewirken zu fönnen, ob 
man gleich dabei fehr häufig von Unterftellungen ausgeht, 
die dann nicht eintreffen, von Unterftellungen, daß diefe 
Steuer mehr den Neicheren als den Aermeren treffe, daß fich 
38. ausländifche Producte durch inländifche erfegen laſſen, 
daß die inländifche Induftrie gehoben werde ꝛc. Bei ſolchen 
Borfchlägen macht man dann immer alle diefe Peräquar 
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tionsfäße geltend, ftellt fie Fünftlich einander gegenüber, 
wiegt ab und zu, und am Ende zeigt die Erfahrung bee 
Tages, daß fie meiftens in der Luft hängen. So gab es 
eine Zeit, wo man 3, B. glaubte, auf die Colonialwaaren 
einen großen und jihweren Zoll legen zu müffen, um deu 
Verbrauch verfelben zu vermindern, Damit nicht alles baare 
Geld aus dem Lande hinausgehe; und ich erinnere mich 
wohl noch ber ungeheuern Berechnungen über den Paſſiv⸗ und 
Activhandel von Europa, wodurch gezeigt werden wollte, 
daß in 40 Jahren fein Kreuzer Geld mehr in Europa feyn 
müſſe. Die, Erfahrung hat auch dieſe Berechnung zu 
Schanden gemacht. Gegenwärtig will man nun Die höhere 
Beftenerung der Colonialwaaren aud dem Gefichtöpunft 
einer Conſumtionsſteuer betrachten, die Dann auch mehr dem 
Reichern als den Aermern treffen ſolle. Von der Salzſteuer 
will man das Gegentheil behaupten, und in der Herab⸗ 
ſetzung des Salzpreiſes, in Verbindung mit der Erhöhung 
der Eingangezölle von folchen Artikeln, wie fie vorgejchlas 
gen find, eine Art Ausgleichung zum Vortheil der gedruckten 
ärmeren Klaffe finden, ch halte aber die Sache nicht für 
fü ausgemacht, ald fie dargeftellt ift; wenn man bedenkt, 
daß die Fabrikation fehr viel Salz erfordert, daß unter 
den Sonfumenten eine große Zahl von Dieuftleuten veicher 
Perfonen begriffen ift, daß große Landwirthe fehr viel Sala 
bedürfen, und noch viele andere Berhältniffe- hier eintreten, 
die fchou im Jahr 1831 entwickelt worden find, fo fragt 
ſichs, ob im Gauzen genommen wirklich eine Exleichterung 
für den ärmern Theil entfteht. Es wird dieß um fo zwei⸗ 
felhafter, in Verbindung damit, daß jebt der Zufchlag bed 
abgefchriebenen Steuerfapitald von 300 fl. und eine Erhir 
hung der. Eingangszöfe für Artikel kommen ſoll, unter 
denen fich auch Bedürfniffe befinden. Es iſt nämlich nicht zu 
läuguen, daß nach dem jegigen Stande ber Dinge Kaffee 
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ind Zucker zu den Bedürfniffen gehören, denn die Gewohn—⸗ 
heit, welche die andere Natur der Menfchen ift, hat fie 
dazu gemacht, ind man hat auch ſelbſt gefehen, daß fie 
zu einem eigentlichen Nahrungsitoff dienen, in welcher Bes 
ziehung ich mich nur auf die Hungerjahre von 1846 und 
4817 berufe, wo viele Menfchen fich damit ernährt haben. 
Wollte man aber jagen, daß man es durd hohe Zölle das 
hin bringen wolle, dieſe Bedürfniffe fich abzugewöhnen, fo 
fage ich, daß dieß eine Ungerechtigfeit und Verfehrtheit wäre, 
mit denen ber Staat zu Werk ginge. Man kann alsbald eine 
Berechnung aufftelen, welche darftellt, daß diefe Ausgleis 
hung nicht jo verhanden ift, als man annehmen will, Eine 
gewöhnliche Familie von A Perfonen wird nicht mehr als 
56 Pfund Salz bedürfen, vergleicht man damit den Zus 
ſchlag zu dem Steuerfapitäl von 300 fl. zu 4 fl. 9 fr. und 
daß fie 30 fr. an dem Eingangszoll für Zucker und Kaffee 
trägt, jo fieht man, daß bier eigentlich von Erleichterung 
nicht die Rede ſeyn kann. Wollte man aber davon aus: 
gehen, daß bei dieſen beiden Artikeln eine Fleinere Zoller- 
hoͤhung anzunehmen feyn werde, fo fehe ich ein, daß als— 
dann biefe Erhöhung des Zolls nicht die himveichenden 
Dedungsmittel für ven Ausfall, der die Herabfekung des 
Salzpreiſes herbeifühet, Tiefern wide. Non einer Hebung 
. der inländischen Induſtrie durch dieſe Zollerhöhung wird 
man im Ernſt Nicht ſprechen wollen, und ich halte dieß 
auch nicht durch den Satz gerechtfertigt, daß, weil durch 
die Grundſteuern die Producte des Bodens und der In— 
duſtrie beſteuert feien, man Auch etwas höhere Zoͤlle auf 
die auswartigen Produete legen könne. Das ift ein Satz, 
der gefahrlich werden könnte, denn man könnte ihm Leicht 
eitie Ausdehnung Heben, die dem Handel den Todesſtoß 
brachte "Die Begimftigung des Handels aber durch niedere 
Elhigdligszötte chat fidy bei uns Auf die wohlthätigite und 
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für das Land fruchtbarfte Art bewährt, und man kann auch 
nicht fagen, es fei nur eine Kleine Zollerhöhung im Bors 
fchlag und darım ein Nachtheil nicht fo fehr zu fürchten. 
Das Marimum der Größe der Zollerhöhung ohne beforgs 
lichen Nachtheil iſt nicht fo Leicht erfennbar, und auch eine 
fleine Erhöhung kann eine große Störung herbeiführen. 
Eine weitere Bedenflichfeit fcheint noch in diefer ganzen 
Dperation zu liegen, ob nämlich wirklich der Ausfall, 
der durch die Herabfegung des Salzpreifes entfteht, Durch 
die vorgefchlagenen Mittel gedeckt wird; Denn wäre dieß 
nicht der Fall, fo würde dadurch für die vorhabende Zehnt- 
ablöfung eine größere Schwierigkeit entftehen. | 
Bon allen diefen berechneten Gründen hat feiner Die Ueber: 
zeugung mir abgewinnen fonnen, und es iſt blos noch einer 
übrig, der mich beftimmen könnte, für Das Gefeg zu flimmen, 
fobald nämlich gewiß ift, daß in den Nachbarftaaten der 
Salzpreis auch herabgefeßt wird; denn alddann hätten wir 
feine andere Wahl mehr, als denfelben auch herabzufeßent. 
Ich will nich an die großen Nachtheile erinnern, die bei einem 
erhöhten Salzpreis bei ung hinfichtlich der Moralität ent- 
ftehen Fonnten, fondern auch an die Gefahren, die für die. 
öffentliche Ordnung entftünden, und an das große Scandal, 
das an der Grenze verurfacht würde, aufmerffam machen. 
Sodann glaube ich auch, daß diefer Eleinere Grund ber 
fo finftlichen Abwägung vor der großen Rückſicht vers 
ſchwindet, die dafür fpricht. Aus den Eröffnungen des 
Herrn Finanzminifterd fcheint hervorzugehen,, daß dieß 
nun fchon jo viel als gewiß fei, wie denn aud) wahr ift, 
daß die Stände von Würtemberg darauf angetragen haben, 
und es wahrjcheinlich auch annehmen werden, weil, fo viel 
ich weiß, ihnen diefe Wohlthat ohne irgend eine andere 
Erhöhung von Abgaben gegeben wird, was doc; einen 
Unterfchied in der Sache macht. In diefer Hinficht ift alfo 
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meine Meinung Tediglich durch dieſes Verhaͤltniß bedingt 
und ich möchte deßhalb wünſchen, meine Zuftimmung nur 
an eine Ermächtigung der Regierung binden zu können, wo⸗ 
nach nämlich diefelbe zu Bornahme der ganzen Operation 
nur dann ermächtigt ſeyn follte, fobald Die andern Staaten 
auch dazu fchreiten. Wenn ich A fage, fo fehe ich nicht ein, 
daß ich auch B fagen, nämlich in die Erhöhung der vorges 
ſchlagenen andern Abgaben einwilligen muß. Sch bin fein 
Finanzıninifter und’ befige den Speculationggeift nicht, um 
etwa andere Mittel ausfindig machen zu können; gegen die 
Einführung einer ganz andern und nenen Steuer aber müßte 
ich. mich beitimmt erflären; denn davon kann jetzt nicht die 
Rede ſeyn, in unſerem Steuerſyſtem eine völlige Reform 
und eine neue ganz andere, befonderd in der Erhebung 
fchwierige Abgabenart einzuführen. E8 würde nicht nur eine 
Störung und eine Ungleichheit in dem bisherigen Steuers 
foftem herbeiführen, fondern es hat immer auch die Erfahs 
rung gezeigt, daß die Einführung neuer Steuern die alten 
nicht vermindert, fondern, wenn man fich bereichern wollte, 
die Ausgabe nur vermehre. Meine Abftimmung ift alfo an 
bie, obige Bedingung gefnüpft, ob ich gleich einfehe, daß es 
gerade fchwierig wäre, die Regierung nur allein zu ermäd)- 
tigen, und daß die Sache auf diefe Art in der Ausführung 
nicht ganz zu machen wäre, die alfo auf dem Punkt der Ents 
ſcheidung fteht. 

Indem ich ed hiernach dem Gemiffen der Regierung und 
des Herrn Finanzminifters übergebe, diefe Operation nicht 
vorzunehmen, wenn man nicht mit Gewißheit voraugfehen 
kann, daß die Herabfegung des Salzpreifes auch in andern 
Staaten erfolgt, jo erkläre ich mid), ob gleich ich im Jahr 
4831 auf derjenigen Seite fland, die gegen die Herabjegung 
des Salzpreifes war, im Allgemeinen und vorbehaltlich der 
nähern Modificationen für das Geſetz. 
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9. Dürrheimb: So ftarf als irgend Einer bin auch ich 
von dem Wunſche befeelt, daß Minderungen in den Abgaben 
herbeigeführt werden, wo ed nur immer thunlich iſt dem⸗ 
ungeachtet Beftimmt mich Doch gerade diefer Wunſch, gegen 
das vorgeſchlagene Gefeß oder beſonders gegen den Ark 
zu ſtimmen. Diefer Artikel hat große Beforgnifleimmirers 
regt und erregt fie noch mehr, nachdem ich den Herrn Finanz: 
miniſter prechen gehört babe. Sein Bortrag bat mir'geyeigt, 
Baß die Bortheile, die nach dieſem Geſetz uns zufließen 
‚ follen, nicht von der überwiegenden Kraft find daß ſie die 
Nachtheile überwiegen, die fich auf der andern Seite Jeigen 
Man reicht mit der einen Hand einen Krenzer und dierandere 
Hand aber öffnet man, um fich zwei Kreuzer in’ diefelbe 
fegen zu laſſen. Diefes gebietet mir Vorficht, und ich glaube 
deßhalb, daß man eher mieder zu dem Beſchluß greifen 
follte, den die Kammer im Sahr 1831 im der 170, Situng 
gefaßt hat, und der dahin geht, daß 300 fl. ar den Per⸗ 
fonafftenerfapital frei gegeben werden follen, ald Surrogat 
für die Minderung der Salzfteuer, und der Regierung bie 
Ermächtigung gegeben werde, für den Fall, daß es nothe 
wendig werde, zu einer Maßregel zu greifen, bie mir jeßf 
noch nicht nothwendig zu ſeyn fcheint, nämlich jene 300 fl; 
wieder zu beftenern und den Preis des Salzes herunterzu⸗ 
feßen. Die Motive, die zur jener Zeit die Rantmer bewogen 
bat, diefen Befchluß zu faffen, leben noch in ihrer‘ wollen 
Wirffamfeit, und die Motive, die Damals die Regierung 
beftimmten, der Kammer das zu verweigern, was bie 
Motion des Abg. Duttlinger zit bewirken fuchte, ſcheinen 
auch noch nicht alterirt worden zur feyn. Die Motive, bie 
die Kammer hatte, waren Feine andern, als die große Ope⸗ 
ration der Zehentablöfung, die Trennung der Juſtiz von 
der Adminiftration, und die bamit verbundene Orgattifatiort 
in der Gerichtsverfaffung. Wir werden, wie ich höre, in 
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einigen Tagen der Geſetzesentwurf über die Zehentablöfung 
vor uns haben und dann bedeutende Summen brauchen, 
um dem Landmann, "den wir überall unterftüßen wollen, 
kräftig unter die Arme zu greifen. Dieſes beftimmt mich, 
auf eine Herabſetzung des Salzpreiſes nicht einzugehen, 
um fo mehr, als in den Motiven zu dem in der Berathung 
ſtehenden Gefeße auf die Erhöhung einer directen Steuer 
hingewiefen ift. Die Erhöhung der directen Steuer wird 
aber eine allgemeine Senfation erregen, befonders bei dem 
gewerbetreibenden Theile, bei den Städten, die ohnehin 
fo. viel zur Erleichterung des Landmanns gethan haben, 
wobei ich nur an die Entfchädigung für die aufgehobenen 
alten Abgaben erinnere, Sc, bin: auch der Meinung, daß 
eine: ſchon angewohnte Steuer. leichter bezahlt wird, als 
eine-neuss Wir follten daher bei der gegenwärtigen Salz: 
ſteuer bleiben, und wenn Die Noth es erfordert, Tieber zu 
einer Zollerhöhung'greifen , wie fie vorgefchlagen ift, Anderers 
ſeits wird zwar gefagt, die würtembergifche und die darm⸗ 
ftädtifche Regierung werden die Salzpreiſe herabfeßen und 
ausführen; allein ich zweifle noch fehr daran, ob dieß ge« 
fchehen wird. Wahrfcheinlich werden die Volksrepräſen— 
tanten dieſer beiden Staaten: ebenfalld® auf Punkte ftoßen, 
die für fie ſchwer zw befeitigen feyn werden; d. h. e8 werden 
ebenfalls Surrogate für: das Gold, Silber und Kupfer, 
das aus den Salzquellen in die Staatsfaffe fließt, aufge⸗ 
fucht ‚werben müſſen, um den nothwendigen Staatsbedarf 
zu decken. Ich trage alfo großes Bedenken, ob dort diefe 
Operation fo geradezu: durchgehen werde, und es wäre 
alſo ein gewagter Schritt, jetst ein Dictat auszufprechen, 
das jene, Kammerm beſtimmen müßte, ebenfalls den Salz 
preis herabzufegen. Wir werden jene in eine unangenehme 
Lage und ung in feine. beffere. feßen. ts 

Seramin: Auch ich wünſchte, daß der Saigon im 
1833, II, K. Vrot. 43 Seft. 

Ve 
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immer. nur möglichen Falle herabgefegt: werben könnte; 

bin aber fo frei, auf, einige Umſtaͤnde aufmerkſam zu mache: 
H Sehe ich den bisherigen Salzpreis als eine: Stener 
an, ‚bie, mit feinen Berationen verbunden, leicht zu erheben 
ift, und beinahe ohne alle Koſten in die Staatskaſſe fließt; 

a würde, ‚meiner Anſicht nach durch die: Herabſetzung 
des. Salzpreifes nur der Reiche und nicht, _— u. 
gunftigt, ! 

3) ‚frage ich, ob der. bebeutende Ausfall, der — bie 
Herabſetzung des Salzpreiſes entſteht, "nicht etwa ‚auf ‚eine 
andere mehr drückende Art gededt gu: werben braucht; denn 
in Folge der. häufig geforderten Erleichterungen und: pres 
jectirten Zuweifungen auf die Staatöfaffe, z. B. Zehnten; 
Sporteln, Accife u. dgl., deren Abfchaffung fo nothwendig 
iſt, und. von unfern Mitbitegern fo Dringeub geforbert wird; ' 
müßte vielleicht fpäter, der Salzpveis wieber hinauf. gefegt 
werden; ich bitte deßhalb die Kammer, genau zu überlegen, 
in. welcher Summe die Erleichterungen: Statt haben follen, 
und: foldye dann auf Gegenſtände zu erſtrecken, die im der 
Erhebungsart ſehr drückend find, und daher vor allen andern 
abgeichafft werden ſollten. 

Kuapp: Wenn ich. auch: wirflidy die Meinnng — 
hätte, dem Geſetze meine Zuſtimmung zu geben, ſo würde 
ich durch den Vortrag des Herrn Finanzminiſters eines 
andern Sinnes geworben ſeyn; denn dieſer Vortrag iſt 
von. der Art, daß er und auf 700,000 fl. hinweist, die 
gedeckt werben ‚follen.. Gebe neue Steuer, mag ſie heißen, 
wie fie will, hat immer etwas Unangenehmes. Es iſt zuges 
geben, daß es fich bier bei dem Salz. um: rine Nettoein⸗ 
nahme von 366,000 fl, handelt, und da bitte ich; zu be⸗ 
denfen, Daßy wenn wir Diefe Summe auf eine ndrre Art herz 
beifchaffen wollten, die Erhebungsteften vieleicht 100,000fl, 
ausmachen wurden, fo Daß am Ende feine Herabſetzung, 
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ſondern eine Erhöhung ber Steuer herandfäme. Man ſagt, 
die Salzſteuer fer für den Armen drüdend. Ich gebe Dies 
gewiffermäaßen zu, und Niemand nimmt mehr Antheil an 
dem Schickſal des Armen als ich, allein dieſer Du Ai 
nicht ſo groß; — denn er bezahlt jede Woche 17% Fr. und 
es vertheilt fich in '52 Wochen auf eine unmerkliche Weife. 
Erläßt man ihm aber an dem Stenerfapttal’3 bis 4100 fi., 
jo ermeist man ihm eine größere Wohltbat ſchon darum, 
weit ihm dieſe Erleichterimg "auf? einmal Ju gut Femme. 
Man hat geſagt, daß durch die höheren Zölle ein Theil 
des Ausfalls werde gedeckt werben; allein ich glaube dieß 
nicht denn die Erfahrung lehrt, daß bei niederen Zöllen 
das Einkommen bedeutender ft Auch bin ich der Ueber⸗ 
zeugung/ daß wir auf dem nächſten Landtage nicht von einem 
Zolleinnahmenüberſchuß bon 70,000 fii, ſondern von einem 
Deficit werden zu ſprechen haben. Ueberhaupt find hohe Zölle 
und Begünftigung des Tranfithandbels mir einanderim Wider⸗ 
fpruh Schon lange wollte man auch im Elſaß den Tranſit 
erleichtern, aber immer wurde es von der franzöſiſchen Ne: 
gierung aus dem Grunde verworfen, weil dadurch zugleich 
der Schmuggel begünſtigt würde. Sie Haben ſich fiir die 
Erleichterung des Tranſitzolls ausgeſprochen, und wenn 
Sie heüte höhere Zölle annehmen, ſo werden Site den 
Schmuggel begunſtigen. Ich gebe auch zu, daß der Zoll 
eine Bruttoeinnahme ertraägt; dieſes Brutto wird aber eine 
bedeutende Tara erfordern; denn es wird eine große Maſſe 
von Leuten nothwendig werden nd dieſe Tara wird ſpäter 
zur Laſt fallen; die Nettoeinnahme wird bedeutend geſchwaͤcht 
werden und wenn ich Alles dieß zuſammen betrachte, jo 
ſehe ich durch dieſe Herabſetzung des Salzpreiſes von vier 
anf drei. Kreuzer keine Begünſtigung für den Landmann 
und den Armen, ſondern eine höhere Abgabe auf andere 
Waaren; wohl aber eine Begünſtigung für die Fabrikanten ıc.; 
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‚ich kann daher blos ‚für; die Verwerfung des ganzen Gr 
jeßes ſtimmen. | 

Sinanzminifter v. Böckh: Ich glaube zwar, daß bie 
Behauptung des Abg. Knapp, daß 366,000 fl. auf eine 
andere Weiſe erhoben, 400,000 fl. Berwaltungsfoften vers 
urfachen: Fonnten, . auf Sie, hochgeehrte Herren, feinen 
Eindruck gemacht haben wird, ‚allein ich halte. dennoch für 
nothwendig, ſolche außerordentliche Uebertreibungen, zu 
rügen. Sch war ſchon oft, im Fall, dem Abg. Knapp bes 
merfen zu muſſen, daß er in feinen: Berechnungen unglücklich 
ſei, und hier ift er es wieder; ‚denn die Erhebung ‚der 
366,000. fl. wird, weil es ſich um Feine neue teuer 
ſondern nur um eine Erhöhung der bisherigen Steuern. han⸗ 
delt, wenig neue Ausgaben und eigentlich ‚gar. feine verurs 
jachen, außer den Tantiemen, die ſich bekanntlich auf feine 
5 p6&t. belaufen. 

Es wird wegen dieſer Erhöhung feine einzige neue Anſtei⸗ 
nothwendig ſeyn, und auch die Behauptung, daß die 
Zölle, die wir vorſchlagen, hohe Zölle ſeien, iſt unrichtig; 
denn ſie ſind niedrig, und wir überſchreiten damit nicht die 
Grenzen unſers Syſtems. Wenn von den Zollſätzen ſelbſt 
die Rede ſeyn wird; dann werden Sie hören, was hohe Zölle 
ſind, und wie ſich unſere vorgeſchlagenen Zölle noch vor denen 
aller andern Staaten unterſcheiden, ſo daß ſie diejenigen eines 
kleinern Staats als das Großherzogthum, der unſerem Syſtem 
in jeder Hinſicht beigethan iſt, nicht einmal überſchreiten. 

Fecht: Ich habe die vielen Gründe. nicht vergeſſen, bie 
damals, als zum erftenmal.der jehnliche Wunfc des Volks 
nach Herabfebung des Salzpreifeg, theild unmittelbar aus der 
Wohlfahrt des Volks und feiner Gefundheit, theild mittelbar 
aus den Sntereffen der Viehzucht und des Ackerbaues abgeleitet 
wurde, Sch weiß zugleich, daß die Gewährung dieſes 
Wunſches, wie Alles in der Welt, feine unvolltommene Seite 
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hat; ich weiß, daß wir mit der Annahme des vorliegenden 
Geſetzes manchen reicher Mann in den Stand‘ feßen, 
feine’ Abgaben blos von diefem nacıgelaffenen Kreuzer zu ent- 
richten, felbft wenn er eine große Summe bis jegt bezahlt 
hätte, "Alles dieß macht mich aber nicht irre; denn wir haben 
früher ven Herrn Finanzminifter gebeten, er möchte, fobald 
andere Staaten in diefe Maßregel einſtimmen, fie auch ein- 
treten laffen. Das will er nun, und nun fönnen wir obne 
inconfequeitt zu ſeyn, jedoch unter gewiſſen Borausfeßungen, 
die ich mir Vorbehalte, unmöglich feinem Antrag wieder; 
ſtehen. Es gibt ein Wort, meine Herren, welches das 
Höchfte bezeichnet, was wir mit Recht hochachten, und eines 
Volkes höchfte Zierde ift, nämlich die Sittlichfeit. Wenn 
wir aber diefen höhern Salzpreis laſſen, und andere Staaten 
ihn herabſetzen, fo wird nicht blos, wie bt andern Gegen: 
ftänden des Handels, wo jedoch der Rhein einen Damm 
bildet, zwifchen einzelnen Perfonen, fondern zwifchen den 
einzelnen deutſchen Völkerſtämmen wegen des Salzes ein 
wahrer Krieg entftehen. Haben wir nicht früher ſchon Erfah- 
rungen in diefem Fache gemacht, ift nicht Bürgerblut um 
diefes Produktes Willen — ein Gottesgeſchenk — vergoffen 
worden? Und wir wollten uns nun in eine ähnliche Lage 
feßen und eine fo ſchwere Verſuchung für die ärmere Klaffe 
herbeiführen? Dazır vermag ich meine Stimme nicht zu geben, 
die aber deſſen ungeachtet bedingt ift. Damald Fam der 
Herr Finanzminiſter felbjt mit einem Vorfchlage, woraus ich 
fah, wie fehr diefe Kammer Erleichterung fir die bedrückte 
Klaſſe der Untertanen wollte, wohlwollend uns entgegen. 
Von ihr gieng der Aırtrag wegen der bewußten 300 fl: aus, 
und diefe 300 fl. umflammere icy nun, wie Einer, der im 
Waſſer verſinken will, die Baumwurzel; denn diefe Haben 
wohl 'gethan und Zufriedenheit im Volke hergeftellt. Diefe 
haben’ bewirkt, daß Mancher nicht auswanderte, weil er 
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darin einen rührenden Beweid erfannte, daß die Regierung, 
auch den Armen helfen wolle. Darum bitte. ich auf das 
dringendſte und wünfchte, daß das Finanzminiſterium ein 
Mittel, fei ed welches es wolle, finden möchte, woburdh, 
biefe Wohlthat den unterdrückten Klaffen des Volks erhalten 
wird, jener. Klaffe „ die feinen bejondern Vertreter in die 
Berfammlung fickt, die wir. aber ſaͤmmtlich vertreten wollen, 
Es kommt. die ‚Zeit, und: id) ſehe fie Fommen, mit mix noch, 
Mancher , der tiefer in, die Grundlage aller: dieſer Berhälts 
niffe fieht,, wo fein Kampf mehr ſeyn wird, zwiſchen monar« 
chiſchen, ariftofratifchen und bemofratifchen Prinzipien, ſon⸗ 
dern eine Zeit, die uud Die Gefchichte Roms ſchon dauſtellt, 
wo ein Kampf ſeyn wird, zwifchen denen, bie etwas haben; 
und denen, bie nichts habem Diefe arme Klaſſe nicht vers 
ſiuken zu Laffen, ift die Aufgabe jeder Staatsregierung, und 
jeder Kammer. Allmofen geben‘, ift etwas Schönes, aber 
Armuth verhüten, etwas Großes, dazu führt Die fragliche 
Maßregel. Wenn fchon der Abg. Knapp bemerkt hat, es 
falle dem, Armen nicht fo fchwer, wochenweife etwas zu. bes 
zahlen, fo habe ich, der ich. in, feiner Nähe auch. unter. bei 
Armen .lebe, andere Erfahrungen; er weiß oft feinen Kreuzer 
für das Salz aufzutreiben, ja es find. mir Fälle bekannt, 
wo arme Mütter Eier verkauften, aber dringend. baten, mas 
möge ihnen einftweilen dad Geld geben, bis dad letzte gelegt 
fei,. Ich ſtimme daher theilg für den Regierungsantrag, theils 
aber auch dafür, Daß die 300 fl. dem Armen erhalten werde, 
Die Armen ziehen nicht fort, denn fie haben nichts. Selbit die 
Biene weiß nad) ihrem Inſtinkt, daß fie beim, Schwärmen; al$; 
Auswandernde etwas mitnehmen müſſe. Unfere Armen find 
alfo gleichſam an den Boden’gefeffelt. Nur diejenigen gehen, 
die etwas haben und nehmen, wie die ſchwaͤrmenden Bienom 
den Honig — das. Geld. — mit, fie werden aber oft weniger. 
durch die Noth ald durch die leeren Blätter in deu Zeitungen 
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fortgetsieben werben, fie feben ihre Erwartungen und Hoff 
nungen nicht befriedigt, fie ahnen, was die. Neactionsparthei 
nach dem traurigen Anfang noch gegen das herrliche Gonfti- 
tutionsſyſtem unternehmen wird; fie ſehen alles Widerwär—⸗ 
tige vor ſich, und ſuchen dann lieber ein anderes Vaterland, 
als daß fie im auifgeregten, mit Beforgniffen erfüllten Deutſch⸗ 
land bleiben: "Ich behalte mir vor, wenn über dad Budget 
überhaupt abgeftinmmt wird, und man michts findet, um die 
Intereſſen auszugleichen, meine Stimme und Gewiffen noch 
forgfältig zu prüfen ‚ehe ich das Budget im Ganzen bewil: 
— helfe. 


Finanzminiſter v. Böockh: Ich kann dem Reduer um 
Trofte fagen, daß wenn die Salzfteuer um A fr. herabgeſetzt 
wird, der ärmere Mann beſſer daran iſt, als bei Herabſetzung 
des perſoͤnlichen Verdienſtkapitals. Die Rechnung iſt einfach. 
Auch die ärmſte Klaſſe braucht ein gewiſſes Quantum Salz, 
und man kann unter 16 Pfund per Kopf nicht annehmen. Wenn 
man alfo eine Familie von nur 5 Perfonen nimmt — und, 
e3 it befannt, daß die ärmften Leute gewöhnlich die meiften, 
Kinder haben — fo werden diefe 16 Pfund für 5 Perfonen 
4 fl. 20 fr. ausmachen, um welche der Arme auf jeden Fall 
erleichtert wird. Beides. (die Minderung.der Salsfteuer und 
des perfönlichen Verdienftfapitals) kann nicht zugleich gefche- 
benz allein unfere Armen find auch nicht gebrüdt. in 
Mann, der fein Haus und Eein Gut hat,. der nur von feiner 
Handarbeit Iebt, hat monatlich 10 Er. zu bezahlen. Sagen 
Sie mir einen Staat, wo er fo wenig zu bezahlen hat. 
Gehen Sie in die hochgepriefenen goldenen Zeiten zurück uud 
Sie werden finden, daf die Taglöhner weit mehr bezahlen, 
und felbft in der Markfgrafichaft Baden jährlich 5 fl. 30 fr. 
entrichten mußten. 


Fecht: ‚Sie: durften: aber teine fo hohen inbirecten Ab⸗ 
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gaben bezahlen und nicht jeden Schopyen Wein- verfteitern 
wie jeßt. 

Finanzminifter v. Bo ckh: Wenn fi die Weinabgabe: unter 
die drückenden rechnen, dann habe ich nichts mehr zu fagen. 

Poffelt: Ich fehe mich veranlaßt, gegen die Annahme 
bed vorgelegten Geſetzes, ſowohl was Die Herabfeßung des 
Salzpreifes, als die Erhöhung der Eingangszölle betrifft, 
mich. auszufprechen, und werde meine Gründe ganz kurz 
zufammenfaffen, Ich glaube mich einer Inconſequenz nicht 
ſchuldig zu machen, wenn ich auf.dem Landtage von 1833 
anders ftimme, als ich auf dem Landtag von 1834 flimmte, 
wo wir von ganz andern Borausfeßungen ausgiengen, in⸗ 
dem und damals die Möglichkeit einer Herabfeßung des 
Salzpreiſes aus den damals vorhandenen Ueberfchüffen vor: 
leuchtete, während es jeßt blos durch die Auflegung einer 
anderen drückenderen Laft möglich gemacht werden fol. 
Die Hauptgrimde, die mich veranlaflen, gegen die Herab» 
fegung des Salzpreifes zu flimmen, find in der Kürze 
folgende: Man fagt, die Salzſteuer fei eine Kopffteuter ; 
und fie ſei als folche, weil fie den Armen wie den Reis 
chen 'gleichheitlich treffe, verwerflich. ch widerfpeche diefer 
Behauptung, mwenigftens ift fie e8 nicht in dem Maß, mie 
behauptet wird. Der Arme mit 5 Kindern bezahlt zwar 
wohl aus feiner Tafıhe die Steuer, die auf dem Salz 
ruht; der Reiche aber mit feinem größern Haushalt, mit 
feinem dem Einfommen angemeffenen größeren Dienftpers 
fonal, bezahlt aus feiner Tafche die Steuer ded Salzes, 
das eine Menge anderer Köpfe verzehrt. 

Man fagt, die Steuer drücke den Landwirth; fie drückt 
allerdings, wie manche andere Laſt, wie manche, unter denen 
die Landwirthſchaft feufzet, und deren Abnahme fo ſehr 
zu wünfchen ift, wie 3. B. der Zehnte, die Liegenfchafts- 
astife ꝛc. Auch bei der Lanbwirtbichaft vertheilt ſich diefe 
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Salsfteuer nach dem Mapftabe des Vermögens. Der ärmere 
Landmann, der eine oder zwei Kühe hat, bezahlt nur nach 
Maßgabe jenes Vermögens, während der Reiche mit einem 
größeren Biehftande, was bei dem Landmann in Beziehung 
auf die Maſtung, damit verbundene Brennereien und der 
gleichen oft als ein wahres Gewerbe zu betrachten if, 
ebenfalls nur nach Maßgabe feines Vermögens diefe Steuer 
bezahlt, und wenn dieſe Steuer aufhört, er mit demjes 
nigen, was er dadurch fpart , allerdings einen großen Theil 
feiner directen Steuer zu decken im Stande ſeyn würde, 
Mar ſagt, die Salzſteuer drücte die Gewerbe, fie hemme 
die &emwerböthätigfeit; diefer Vorwurf wird, näher beleuchtet, 
in ſich zerfallen," Der Gerber, der Seifenfieder und ans 
bere Gewerbe; die das Salz in großer Duantität ges 
brauchen; fchießt das Geld für das Salz nur vor, und erhält 
ed wieder won den Gonfumenten feines Fabrifats zurücker— 
ſtattet, die. ebenfalls wieder großen Theils zu den Reicheren 
und Wohlhabendern gehören werden. Man könnte der neuen 
Einrichtung eben fo wohl zum Vorwurf machen, daß 5. ®* 
fin die Folge die Zuckerbäcker übel daran feiern, denn fie 
müßten eine dreifache Steuer bezahlen, weil der Zucker 
num höher befteuert wirrde, und daffelbe fünnte man von 
ben Mezgern, Wirthen und Brauern anführen, die eben- 
falls die Gonfumtiondfteuer nur vorfchießen. Man weist auf 
bie öffentliche Meinung hin, allein auch diefe ift, wenn es ſich 
um eine Steuer handelt, nicht fo fehr in Betracht zu ziehen. 
Diesöffentliche Meinung fpricht fich, wie Jeder zugeben wird, 
gerne dafür aus, wenn eine Steuererleichterung eintreten 
folb wenn die öffentliche Meinung aber auf geeignete 
Weiſe durch öffentliche Blätter, Volkskalender und vergl. 
über: die «wahren: Berhältniffe der Sache) belehrt wird, fo 
wird fie ſich bald verändern , weil alsdann die Leute ers 
fahren, daß durch die Herabfegung der Salzfteuer eigents 
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lich, nicht der Armere, Mann, ſondern verhältnismäßig mehr 
ber. Neichere. erkeichtert wird „daß dieſer Nachlaß nothwen⸗ 
dig die. Auflegung. anderer, vielleicht drückenderer Laſten 
herbeiführt, und die Ummöglichkeit anderer längſt und ſehn⸗ 
lichſt erwarteten Erleichterungen und Staatseinrichtungen 
nach ſich zieht. Der laute Ruf nach einer Herabſetzung 
diefer Steuer wird alsdann bald: verftummen.. Wenn ich 
nun aber gar auf die, Mittel: binfche,, die augewendet 
werden jollen, um ben Ausfall zu decken, ſo werde ich in 
meiner. verneinender Stimme noch viel mehr beſtärkt. Ich 
babe wohl nicht zu bemerfen, daß Zucer und Kaffee feine 
Lurusartifel mehr find; fie ſind nicht mehr (allein ein Ge⸗ 
nußgegenftand der Wohlbabendern, ſondern ein hohes Le⸗ 
bensbebürfniß ‚aller Klaffen geworden; was ſich in den 
Hungerjahren von 4816 und 1817, befondersubei der ärme⸗ 
ren Klaffe der, Städtebewohner, als wohlthätig ‚bewährt 
hat. Einige Worte muß ich noch darüber ſagen, was wir 
durch die Steigerung unferer Zollfäge gewinnen. Die Er⸗ 
höhung der Zollfäße, einmal begonnen; wird verderblich 


um fich greifen, und wird fich wiederholen, die Gontrok) . 


maßregeln werben fich verftärfen, und in deren Gefolg alle 
Placdereien und Schmuggeleien, kurz Unglück aller! Artı 
ind, Land gebracht: Die Demoralifationw des Volks, auf 
welche ſchon oft hingewiefen: wurde, wird nicht ausbleiben 
Könnten wir. eine Herabſetzung des Salzpreiſes erhalten, 
obne Verzicht zu Teiften auf andere und näher! liegende Er⸗ 
leichterungen: und ohne neue in ihrer Folge ſo ſchwer uns 
brüdende Laften, fo würde ich mit Freuden beiſtimmen, 
wenn ich aber darauf: hinfehe, daß wir die Liegenſchafts⸗ 
aeeife beibehalten, die hohe Sportelordnung (nicht ver⸗ 
ündert „ uud Die ‚große Mafregel der Zehntablöſung 
nicht ausgeführt ſehen füllen „ ‚baun. faun ich nicht andere 
als Nein fagen.. Es hat: und noch vor weuigen Tagen 
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ein Regierungscommiffär eröffuet, daß die fo dringend gebo⸗ 
tene, fo lang und fehnlic; erwartete Maßvegel der Treu⸗ 
nung, ber. Zuftiz von der Adminiftvation darum bis auf dem 
nächften Landtag verfchoben werden müſſe, weil man nice 
wiſſe, welche Folgen die vorgefchlagene Abänderung in, 
dem Finanzfoftem nach fich ziehen werde. Durch das Abs 
fchreiben jener 300 fl. haben wir der ärmern Klaffe, die 
wir zunächſt im Auge haben müfjen, gewiß eine viel grö— 
Bere Wohlthat und. gleichere Erleichterung. zufließen laſſen. 
69 Kreuzer hat der reichſte wie der aͤrmſte Maun gewon« 
nen, und iſt es einmal eruſt, dem ärmern Mann Fräftig, 
su. helfen, fo würde ich eher vorſchlagen, jeuen ſogenannten 
500 f.- Männer, überhaupt allen. den Staatsangehörige, 
die kein, größeres Kapital als 500 fl. verfteuern, 400 fl. 
von ihrem fteuerbaren Kapital abzuſchreiben, allen andern 
Steuerpflichtigen, aber das ganze Stenerfapital zur. Laſt 
zu laffen: : Alsdann wirde die Armuth wahrhaft erleich« 
tert. Sollte freilich in Würtemberg oder Heſſendarmſtadt 
bie Herabſetzung des Salzpreiſes Statt finden, dann vers 
fteht fich von ſelbſt, daß wir leider, ich fage leider, dieſem 
Beifpiel folgen. müffen. Wir. find in unferer Berathung 
weiter vorgeſchritten als jene Berfammlungen; die Stimmen, 
die hier. erfchallen,, werden dort gehört werben, die Gründe, 
die für uns fprechen, ſprechen gewiß auch für jene Länder, 
und ich; zweifle daran, ob es fo ausgemacht ift, Daß biefe 
Kammern ihre Zuftimmung fo ſchnell zu einer Herabſetzung 
des. Salzpreifes geben werden, wenn fie alle Verhältniſſe 
in veifliche Erwägung ziehen. Nur in dieſem Fall alſo 
ſtimme ich für eine Ermächtigung der Regierung, fogleich 
der Herabfeßung des Salzpreifes beizutreten, ſpreche mich 
aber, in allem. übrigen. Beziehungen verneinend aus. 
Birlker; Die Saljftener kann dem Urtheil, Ba. fie. 
eing wirkliche Kopfſteuer fei, nicht entgehen und muß alfa. ur 
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Rücficdht der armen Klaffen in jedem Fall herabgefett 
werden. Wenn mir aber dadurch die ärmere Volksklaſſe er 
feichtern wollen, fo müffen wir auch auf die Mittel denken; 
auf der andern Seite wieder zu helfen. Diejenigen, die vor 
mir fprachen, haben einen fo großen Abfcheu vor der in Anz 
trag gebrachten kleinen Zollerhöhung, daß ich mich fehr 
wundern muß. Die Zölle, die man auflegen will, find bei 
weitem nicht fo groß, als man fie dargeftellt hat; denn, 
wenn man annimmt, daß es oft in einer Woche dahin 
fommt, daß ein Auffchlag von 6 fl. Statt findet, und eben 
fo ein Abſchlag eintreten Fan, fo wird man finden, daß 
im Kleinverfauf auf denjenigen Auffchlag, der durdy die 
Zölle herbeigeführt werden fünnte, durchaus Feine Rückſicht 
zu nehmen ift. Wenn wir die ärmere Klaffe, wenn wir den 
Landmann umd die Viehzucht md Auge faffen, jo können wir 
nicht zaudern, den Antrag der Regierung anzunehmen, durch 
deffen Realifirung ich dem Lande eine große MWohlthat zu 
ermweifen glaube. | 
Minifterialratb Goßweiler: Sch bin überrafcht, fo 
viele Stimmen gegen den Artikel 4 des Geſetzentwurfs und 
befonderd gegen die innere Zweckmäßigkeit der Herabfeßung 
der Salzſteuer, zu hören. Dieſe Zweckmäßigkeit glaube ich 
demungeachtet nicht vertheidigen zu müſſen, denn ſie findet 
ihre Vertheidigung zuverläßig in der Kammer ſelbſt, und 
befonders in den Vorgängen des Landtags von 1831, wo— 
die Kammer die Frage über Herabfeßung des Salzpreiſes 
ſo eifrig auffaßte, daß fie nicht einmal den Antrag genehmigte, 
die finanzielle Ausführbarfeit durch die Budgetcommiffion 
prüfen zu laſſen, fondern fogleich den Antrag auf die Herab⸗ 
jegung an die Regierung befchloß. Namentlich it audy das 
mals in-der Kammer das Berhäftniß des Großberzogthums 
zu den Nacjbarftaaten, in Beziehung auf die Salzſtener er: 
örtert worden, und man hat ausdrücklich die Negierumg auf— 
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gefordert, Die Initiative zu ergreifen, d. h. nicht zuzuwarten, 
bis Die Rachbarftaaten, mit diejer Maßregel vorangegangen 
ſeyn werben. Der Herr Finanzminiſter hat nun, mie ich 
glaube,. Gründe. angegeben, die überzeugend, genug find, 
um annehmen zu können, daß Würtemberg und Darmftadt 
diefe Herabſetzung des Salzpreifes werden. eintreten laffen ; 
es haben nicht and die Stände diejer Staaten Darum gebeten, 
ſondern es hat insbeſondere auch der König von, Würtem⸗ 
berg in der Thronrede dieſe Salzpreisherabſetzung ſeinem 
Volke zugeſichert, ſo daß es alſo kaum denkbar iſt, daß dieſes 
Verſprechen, nicht, werde gelöst werden. Abſolute Gewißheit 
it. aber natürlich Darüber ‚nicht möglich, allein die Wahr⸗ 
jcheinlichkeit iſt ſo groß, daß ſie der abſoluten Gewißheit 
moͤglichſt nahe kommt. Da, wir übrigens feine abſolute Ger 
wißheit beſitzen, ſo haben einige Redner ſich für bedinguugs- 
weiſe Sarabſebung des Salzpreiſes erklärt. Eine ſolche even⸗ 
tuelle Ermächtigung aber zu einer fo ſtarken Steuerherabſetzung 
konnte die Regierung, nicht annehmen, wenn ſie nicht zugleich 
auch eine eventuelle Ermächtigung zu Deckung des Ausfalls 
erhielte. Eine ſolche nur eventuelle Ermächtigung würde aber 
über die Frage: ob die Deckungsmittel durch Erhöhung der 
Eingangszölle ‚bleibend herbeigejchafft werden ſollen, den 
Handelsſtand des Landes in einer langen Ungewißheit lafjen, 
und. diefer Zuftand würde ſo nachtheilig ſeyn, als irgend 
eine andere nachtheilige Folge, welche von, dev Erhöhung 
der Eingangszölle,beforgt wird, eine Sorge, bie id) übrigens 
nicht theilen kann. Sch möchte ſagen: ſchon bis jetzt Dauert 
die Ungewißheit, für,den Handelsftand zu lange, und, es ift 
nothwendig , daß ‚einmal entjchieden wird, ob die Zoller— 
höhungen, wie ſie vorgeſchlagen ſi ſind, eintreten ſollen oder 
nicht. Ich ‚glaube. deßhalb, daß es ſich nicht mehr Darum 
handeln kann, die Regierung eventuell zu ermächtigen, fonbern 
daß, die, Kammer entſchieden ausfprechen „muß, entweber, 
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fie genehimige die Herabfegung, ober nicht. Die Nothwendig⸗ 
keit iſt aber meiner Anficht nach vorhanden, die Herabfeßung 
der Salzſteuer zu genehmigen, und dann wird natürkich auch 
die Frage wegen der Deckung des Ausfalls nothwendig 
definitiv gelöst werden müffen. 

Duttlinger: Sie werden von mir nicht erwarten, baß 
ich gegen die Herabfegung der Salzſteuer fpreche, ſondern 
meine Freude darüber ausdrüce, daß ein Wunſch, den ich 
im Jahr 1831 Shen vorgelegt habe, auf dem Punkt fieht, 
vealifirt zu werden. Es freut mich, daß der Herr Finanz⸗ 


minifter fich entfchloffen hat, einen bedentenden Theil einer 


Steuer aufzugeben, die für jeden Finanzminifter, für jeden 
Finanzkünfkfer den größten Reiz hat und äußerft verführerifch 
iſt. Die Salzſteuer hat für den Finanzfünftler die angenehme 
Eigenfchaft, die ich fchen anf dem vorigen Landtage anzır 
führen Gelegenheit hatte, daß fie in Meinen Theilen, alſo 
nur almählig und ganz unbemerkt erhoben wird; Matt 
nimmt dem armen Mann feine Kreuzer und Grofchen nad) 
und nach ab, fo daß er es im Augenblick felbft kaum bemerkt. 
Diefe Steuer erfordert ferner nicht die Arbeit, nicht Die Koften 
der Umlegung auf die Provinzen, Aemter, Gemeinden und 
Individuen, fie legt fi; von ſelbſt um. Sie regt nicht bie 
verfchtedenen Privatintereffen der Bezirke oder Gemeinden 
oder Individuen auf; die Zahlung, welcher ver Eine aus⸗ 
weicht, fällt feinem Andern zur Laft. Es entfteht feine Feind _ 
ſchaft unter den Bewohnern der verfchievenen Orte, teine 
Befchwerde über ungleiche Bertheilung ; Executionen find 
and, nicht nöthig und — was für den Herrn Finanzmimifter 
eine Hauptfache ift — 68 giebt Feine Rückſtaͤnde. Dieß find 
aber auc die einzigen guten Eigenfchaften, die diefe, in 
jeder andern Beziehung fchlechtefte Steuergattung an fich 
trägt. Sie ift fihlecht, weil fie dem erften Grundſatz der Ges 
rechtigkeit in der Steuergeſetzgebung, dem Verfaſſungsgrund⸗ 
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ſatz der Rechtögleichheit in Tragung aller öffentlichen Laften 
wiberfpricht. Sie ift auch ſchlecht, weil fie den anerkannten 
Grumdbfäßen! der Staatewirthfchaft und der Finanzwiffens 
fchaft entgegen tritt. Es ift heute zu meinem Erftaunen 
behauptet worden, es fei die Salzſteuer Feine Kopfftener; 
ich; gebe: diefe Behauptung in Beziehung auf einen kleinen 
Theil Diefer Steuer: zu, nämlich auf denjenigen, der von 
jenem Salz bezahlt "wird, den man als Stoff bei Ges 
werben oder Fabriken verbracht, Hier ift fie eine Ger 
werbftewer;, aber eben deßhalb ebenfalls verwerflich und 
ungerecht nach unferen Steuerſyſtem, weil fie ba, wo fie 
in biefer Form auftritt, den Gewerbsmann doppelt bes 
fieuert, d.h, den Mann, der fchon feine Gewerbfteuer 
bezahlt, nochmals mit einer Gewerbftener befegt, In allen 
andern Fällen oder Beziehungen aber ift fie durchaus eine 
Kopfiteuer, weil fie auf das nothwendigfte Lebens⸗ 
bedürfniß der Perſonen, nicht aber auf das Ber 
mögenoderdas Einkommen gelegt ift. Derjenige, der50,000fl. 
Einfünfter har, ißt nicht HBOmal mehr Salz ald derjenige, 
ber nur 2000 fl. hat. Man hat heute ferner bemerkt, fir die 
Gewerbe konne diefe Steuer nie drückend ſeyn, weil der 
Gewerbsmann hier nur die Borauslage mache, und ſich 
biefe Steuer von dem Abnehmer ferner Waaren zurück bes 
zahlen laſſe⸗ Ich gebe auch dieſe Behauptung wieder bis 
zu einem gewiſſen Punkte zu, d. h. für alle Diejenigen 
Fabrikate, die im Lande verkauft werden, in alleiniger 
Concurrenz mit dem Inlande, beſtreite fie aber durchaus, 
in ſo Fern unſere Gewerbsleute mit dent Auslande in 
Eoncurrenz zu treten haben. Denn bei der Conkurrenz mit 
dem Auslande kann er den Preis nicht nach der Steuer 
einrichten, er mit den Gewerben concurrirt, die 
nicht auf die gleiche Weiſe ebenfalls beſteuert ſind. Man 
hat ſich dagegen erklärt, daß der Ausfall, der hier entſtehe, 
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wenn die Salzftener vermindert werde, durch‘ erhöhte Zölle 
gedeckt werben folle, die ebenfalls auf nothwendige Lebens⸗ 
bevürfuiffe, wie 3. B. Zuder und Kaffee gelegt! würdem 
Hierauf antworte ich: ich kann die Wahrheit oder Unrich⸗ 
tigfeit der, Behauptung, daß Diefe Produfte. allgemein zu 
nothwendigen Lebensbedürfniffen geworden feien, 
nicht ‚geradezu -Tängnen, weil ich mir nicht zutraäuen barf, 
daß: ich im dieſer Beziehung die Verhältuiffe des Landes 
und feiner Bewohner. vollftändig kenne zaber ich zweifle 
gar. fehr ander Wahrheit und Richtigkeit, wenn von den 
Armen auf dem: Lande die Rede iſt AEs mag wahr 
feyn in Beziehung auf die Armen in den Städten, 
abernicht: wahr, wenn: von den Armen auf dem'tande, 
namentlich: im, Oberkande. die Rede iſt. Man hat geſagt, 
daß es viel nothwendiger ſeyn würde, zuerſt im Sportel⸗ 
weſen Erleichterungen zu beſchließen, ehe man hier Er⸗ 
leichterungen eintreten laſſe. Darauf wiederhole ich eine 
Bemerkung, die ich im Jahr 4831, als der Abge Welcker 
feine Motion über das Sportelweſen in die Kammer ge⸗ 
bracht, gemacht habe. Es iſt nämlich richtig, daß die Sporteln 
im Badiſchen, wenn man die Totalſumme in Anſchlag 
bringt, durchaus nicht ſo hoch ſind, ſondern das Uebel 
nur in der Ungleichheit liegt, in welcher die Sportel⸗ 
anſätze gemacht werden; in der Unordnung uud Verwirrung/ 
die in der Sportelordnung herrſcht, und ſie zur 
Sportelunordnung macht! Sie hat nämlich Mängel; 
die in die Kathegorie derjenigen gehören, die in der Zoll⸗ 
ordnung. von 4842 vorgefommen find, wo der Zoll von 
Caſtanien mit C gefchrieben ein anderer ift, als der Zoll 

von. Kaſtanien mit KR gefchrieben.. Ganz gleiche . Fehler 
kommen in unſerer Sportelordnung vor, indem z. B. „Ber 
fehle“ unter dem Wort „Decret“ anders ſportulirt werden, 
als „Befcheide“ oder „Decrete.“ — „Mandate 7 
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vBerfügungen“ u. j. w., während dieſe Worte für 
fynonim betrachtet werben. In einem Nachbarftaate beträgt 
die Totalſumme der Zaren, Sporteln und Stempelge— 
bübren verhältnifmäßig bedeutend mehr als bei ung. Wenn 
ich nicht irre, fo betragen die Einnahmen unferer Gerichts- 
kaſſen ſo viel, daß beiläuftg drei Achtel der Summe, die 
auf die Gerichte verwendet werden muß, damit beftritten 
werben kann, und die übrigen fünf Achtel aus der Staate- 
kaffe bezahlt werben, während in dem Großherzogthum 
Deffendarmjtadt die Gerichtsgebühren gerade fo viel 
ausmachen ald der ganze Staatsaufwand für Die Gerichte, 
nachdem Zeugniß eines verdienſtvollen Schriftitellers (Linde), 
der zugleich Mitglied des Minifteriums in Darmftadt ift. 
Man kann daher hier nicht davon forechen, daß man zu> 
erſt Sporteländerungen eintreten Taffen möge, ebe man 
die Salzfteuer herabjeße. Man hat von der Liegenſchafts— 
accifegefprocen, und gefagt, daß dieſe zuerft abgefchafft 
werden: jollte: Sch habe denjelben Borfchlag im Jahr 
4831 zu machen für Prlicht gehalten, folchen aber auf 
den gegenwärtigen Landtage aus zwei Gründen nicht wieder- 
holt, 4) weil die Gründe fir und gegen im Jahr 1831 
ſo gründlich ‘erörtert worden find, daß ich vorausſetzen 
darf, man habe fie nicht wieder vergeffen, und weil idy 
2) bezweifelt habe, ob jeßt bei dem gegenwärtigen Stande 
der: Firtangen es möglich fegn werde, auf einem einzigen 
Landtage zwei ſo große Schritte zur Herabfeßung der Salz: 
preife und Aufhebung der Liegenfchaftsaccife zur Verbefferung 
unſeres Finanzfpftemd auf einmal zu machen. Was die in 
dem Entwurf vorgefchlagenen Zollerhöhungen betrifft, fo 
betrachte ich Diefelben als eim nothwendiges Uebel. Daß 
fiereim Ue bel find, ift gewiß; "daß fie aber ein moth- 
wendiges Mebel find, hat der Herr Berichtserftatter ganz 
klar bewieſen. Sch erkläre mich daher im ——— für den 
idos. U. 8. Prot. 48 Heft. 
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Geſetzesentwurf der Regierung, mit den von der Commiſſion 
gemachten Verbeſſerungsvorſchlägen. KETTE? 

Witzenmann: Seit den wir bas Glück haben, Sal 
im eigenen Lande zu fabriziren, haben ſich auf allen Land⸗ 
tagen Stimmen fir den vorliegenden Gejebegentwurf er⸗ 
hoben, und ich hoffe deßhalb, daß heute Diefem gerechten 
Wunſche werde entfprochen werden. Es ift ſchmerzlich, zu 
hören, daß unfere Landslente an den Grenzen der Schweiz 
veranlaßt find, das Salz dort zu holen, weil ſie das 
eigene Landesproduct in Der Schweiz bedeutend woehlfeiler 
erhälten, als im Vaterlande felbft. Was die Zölle betrifft, 
fo habe ich als Kaufmann zu meinem eigenen: Nachtheil 
für die Erhöhung derſelben geftimmt , weil ich überzeugt 
bin ‚daß da, wo das Wohl des Baterlandes in Anſpruch 
genommen ‚wird, das Privatintereffe fchweigen muß: ch 
ſtimme alfo für den Commiſſionsantrag 

v. Tſcheppe: Schon auf dem letzten Landtage habe 
ich, mich Tebhaft für die Herabjegung des Salzpreiſes aus⸗ 
geſprochen. Ohne mich auf die Grunde einzulaſſen, die 
damals zur Genüge ausgeführt und jetzt von dem Abg · 
Duttlinger wiederholt wurden, ſtimme ich dem Geſetzes⸗ 
entwurf in feinem ganzen Umfange bei, mit dem Borbes 
halt der Modifteationen, die ich bei den einzelnen Zoll⸗ 
ſätzen vortragen werde: Das Salz iſt ein unentbehrliches 
Beduͤrfniß, wogegen die Laſt, die auf den Zucker und 
Kaffee und einige Fabrikationsprodukte gelegt werden joll, 
nicht entgegengefetst werben kann, indem dieſe Gegenftände 
an ſich fo. außerordentlich gering beftenert find, daß der 
kleine Auffchlag in gar keine Berechnung kommen Kann, 
Salz ift unentbehrlich, Zucer und Kaffee dagegen wohl 
entbehrfidy; ıman kann daher and; nicht fagen, daß ber 
Arme Darunter leide und: diefe Artikel ihm auch zum Bes 
dürfniß geworben feien, Mit Recht bat der Abg. Dutt⸗ 
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linger bezweifelt, ob dieß Bebürfniß bei den medern 
Klaffen richtig fei. Allerdings waren die Arnen gezwungen, 
Kaffee oder deffen Surrogate einer Suppe oder Habermus 
vorzuziehen, weil fie das Salz zu letzterer nicht aufbringen 
konnten. Das war der Grund, warım fie ein erfchlaffendes 
Getränk einem gefunden und nährenden vorgezogen haben. 
Man hat entgegen gehalten, daß die 300 fl., die an der 
perfönlichen Gewerbfteuer abgefchrieben wurden, eine größere 
Erfeichterung feien, als die Herabſetzung ded Salzpreiſes. 
Sch muß dieß nicht nur in Bezug auf die von dem Hr. 
Finanzminifter vorgetragenen Berechnungen widerfprechen, 
jondern behaupte, daß diefe Ansgleichung Feine Gleichheit 
iſt, weil fie nicht Alle trifft, weil Mehrere von der Steuer 
theils durch Alter und Dienftverhäftniffe, theils durch 
andere Umſtände ausgefchloffen find, und ſelbſt Landleute 
mit großem Umtrieb diefe Steuer zu bezahlen haben. 
Mas man von der Demoralifation in Folge der Zoller- 
höhung gefagt hat, glaube ich nicht, denn wer nicht für 
50 fr. feine Moral verlegt, wird fie auch für 3 fl. nicht 
verlegen. Die Einwendung, daß die Salzſteuer fo leicht 
zu erheben fei, kann Fein leitender Grundfaß ſeyn, denn 
fonft würde ich fagen, man fol das Pfund um 30 Er. 
verfaufen und die andern Steuern aufheben. Es wurde 
ferner vorgeſchlagen, die Entfchließung fo fang in Suspenso 
zwibelaffen, bis man gewiß wiſſe, ob die Nachbarftaaten 
dafjelbe thun werden. Sch zweifle nicht daran, daß die 
dortigen Stände mit Freuden dafür ftimmen werden, den 
fhon auf dem Teßten Landtage ift der Wunſch ausge— 
fprochen worden, daß wir damit anfangen follen, 

u Rotteck: Ich will mic in feine mweitläufige Erör—⸗ 
terung über Bortheil oder Nachtheil diefer Steuer oder in 
eine weitläufige Vergleichung derfelben mit andern Steuertt 
einlaffen, deren Abfchaffiing ebenfalls ſchon in Anregung 

4. 
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gebracht wurde. Die Sache iſt durch die Berhandiungen 
des vorigen Landtags mehr als erfchöpft, und ich glaube, 
daß in Gemäßheit diefer Verhandlungen Die Frage, ob 
nach dem Antrag ber Negierung die Salzſteuer herabge- 
fest werben joll, bejaht werden muß, wenn fich nicht Die 
Mehrheit der Kammer eines Widerſpruchs ober einer In⸗ 
eonfequenz ſchuldig machen will. Ja es iſt noch mehr als 
eine Inconfequenz , weil ed in ber That etwas Seltſames 
ift, wenn eine Kammer um Herabſetzung einer Steuer ſich 
bemüht, deshalb eine Bitte an Die Regierung: ſtellt, und 
wenn das Willfahren eintritt, daffelbe zurüdweist.. Sch 
fage die Wilffahrung, nidyt aber das Geſchenk, wie der 
Herr Finanzminifter dieſe Willfahrung genannt hat „weil 
ich überhaupt bei feiner Steuerherabfeßung oder: Aufhe- 
bung den Begriff einer Schenkung von der Regierung aus 
erkennen kann, und am wenigiten in diefem Ball, wo ftatt 
einer herabgefegten Steuer eine andere, die eben jo viel 
einträgt, eingeführt wird. Ich fage aber, daß Die Kammer, 
als Ganzes betrachtet , ſich eines Widerfpruchs mit fich 
ſelbſt fchuldig machen würde, wenn fie die Willfahrung. 
jeßt zurücwiefe, obgleich ich allerdings geftehen muß, daß 
die Bitte eine unbebingte war, ‚und die Willfahrung eine 
bedingte ift, alfo bei der DVergleichung der Laft, Die durch 
bie Bedingung aufgelegt wird, mit den Bortheilen, die die 
Wilfahrung gewährt, von manchen Seiten einige Bebenf- 
lichkeit eintreten kann. Ob ich num gleich bei. dem vorigen 
Landtage für die Herabfegung des Salzpreifed darum nicht 
ſtimmte, wet ich die Ablöfung des Zehenten im Auge 
hatte, fo ſtimme ich doc; jeßt für die Annahme dieſer Will 
fahrung; einmal, um nicht felbft Theil zu nehmen, ober 
um nicht beizutragen zu dem etwa ber Kammer ald Ganzem 
zu machenden Borwurf, nnd zweitens in Anerfennung 
unferer Schu‘digfeit, überall da, wo nicht ein Rechtsbe⸗ 
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denken oder ein mit Klarheit eingeſehenes Intereſſe des 
Gemeinwohls entgegen ſteht, das zu thun, was wirklich 
die große Mehrheit des Volks wünſcht oder verlangt, denn 
wem in der Welt ſollte die öffentliche Meinung: mehr Geſetz 
ſeyn, als uns, deren natürliche Vollmacht dahin geht „Die 
öffentliche Meinung, fo fern ſie nicht unverſtändig iſt, 
und ich glaube kaum, daß dieß bei einem verſtändigen 
Volk jemals der Kal ſeyn kann — ſo weit es unſere Ver— 
haͤltniſſe erlauben, zu achten. Sch ſtimme alſo für die Aus 
nahme des erſten Artikels, und eben fo für die Bedingun— 
gen, die uns dafür geſetzt find, weil man bier Feine freie 
Wahl hat, und es eine Zurücknahme der Bewilligung wäre, 
wenn man nicht auch den Bedingungen beiträte. Ich thue 
es freilich nicht ſehr gerne, und habe großes. Bedenken da⸗ 
bei⸗ indem ich wünſchte, ſtatt ber uns geſetzten Bedingun⸗ 
gen andere zu erhalten. Die Erhöhung. der Eingangszölle 
für Die genanuten Waaren, welche großen Theils Conſum⸗ 
tionsartikel ſind, unterliegt allen den Borwinrfen uund Be 
denklichkeiten die man überhaupt den indirecten Steuern 
machen kann; denn ich bin noch immer derjenigen Meinung, 
die. ſelbſt ein öſtreichiſcher Schriftſteller öffentlich ‚ausge: 
ſprochen hat, obgleich ich von ‚manchen feiner übrigen: An— 
ſichten nicht wunſchte, daß fie in die Praxis übergiengen; 
allein darin bin ich mit ihm einverſtanden, wenn er den 
Wunſch ausſpricht, daß die öſterreichiſche Monarchie von 
den Zoͤllen durchaus keinen Kreuzer Einnahme ziehen möchte. 
Dieſe nämliche Anſicht iſt auch bis jetzt das Syſtem un: 
ſerer eigenen Regierung geweſen, weil ſie das Syſtem ber 
niedern Zölle dem ber: hohen Zölle, Die ſonſt überall herr⸗ 
ſchen entgegengeſetzt hat und; wofür ihr: auch allerdings 
das Anerkenntniß aller Verſtändigen und Wohldenkenden 
geworden iſt. Jetzt aber tritt eine Colliſion ein, nämlich 
einerſeits ein Zwang, einem Theil der Salzſteuer aufzu⸗ 
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heben , weldyed unabweisliche Gebot die abfolute Nothwen⸗ 
digkeit der Deckung durch andere Einnahmen herbeiführt. 
Die, Erhöhung der Zölle hat freilich alles dasjenige gegen 
ſich, was der. Abg. Welcker mit vielem Scharfſinn und 
Klarheit entwickelt hat, doch, obſchon ich mit ihm hierin 
faſt volllommen einverſtanden bin, jo kann ich mich doch 
nicht beſtimmt fühlen, für die unbedingte Berwerfung des 
und gemachten Antrags zu ſtimmen. Ich anerkenne, daß 
aus der Erhöhung. des Eingangszolls im Ganzen nichts 
Gutes für die Mittelklaſſe und ärmere Klaſſe hervorgeht, 
und anerkeme ferner, daß überhaupt folche indirecte 
Steuern ins Blaue. hinein ſind, berechnet, auf den 
Grundſatz des Habhaftwerdens oder Packens, wie ich auch 
in öffentlichen Schriften mich auszudrücken mir die Freiheit 
nahm. Sein Grundſatz der ‚Gerechtigkeit iſt hier vorherr⸗ 
ſchend, und was: immer fur geſchickteſte und ſcharfſinnigſte 
Vergleiche man zu Gunſten ber einen oder der andern ſol⸗ 
cher Steuerarten anftelle, man wird überall anerfennen 
müffen, daß jede am Eude dahin führe, Taufenden umb 
aber Tauſenden Unrecht zu. thun. Ein Eleineres Unrecht muß 
inbeffen einem größeren noch vorgezogen werben, :und ber 
- Grundfag ber indirecten Steuern ift fo tief in das yrac- 
tifche Finanzſyſtem und in die Meinung von Bielen einge 
brungen, daß ed Bermefjenheit wäre, füch gegemmärtig 
fchon auf die Aufhebung oder Ueberwindung dieſes Bor- 
urtheils oder diefer Anficht eine Hoffnung zu. machen. Am 
wichtigften ift für mich die auch von dem Abg. Weider 
angeregte Idee, daß durch die Erhöhung bes Zolls eme 
Art von Annäherung an ein befauntes Zollfoftem bewirkt 
würde, was uns nothweudig erjchreden müßte, Wenn wir 
benfen fünnten, daß eine noch, größere Annäherung viel 
leicht gar Anfchließung an jenes Syitem die Folge davon 
feyn fünnte, dann würde ich ficher jagen, daß Die Salz 
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feuer fortbeftehen foll; daun würde idy glauben, daß, wenn 
man auch den dadurch am meiften Gedruckten nur einiger 
maßen die Verhältniſſe klar machte, aus denen die von 
mir geaußerte Beſorgniß fließt, ſie lieber eine doppelt ſo 
hohe Salzſtener bezahlen als eine Annäherung: zu einem 
Syſtem wünſchen wurden, das ein Auſchließen am vieih 
noch weiter reichendes allgemeines Syſtem hervorbringen 
konnte, das ich für das größte. Unglück halten würde. In 
noch weiterem Siun alſo, als der Abg. Welcker, achte 
ich dieſe Beſorgniß für wichtig „boffe aber, daß die einſt⸗ 
weilen nur mäßige Erhöhung. des Zolls doch noch kein 
Verlaſſen unſeres bisherigen Syſtems und keine Annahme 
des andern Syſtems namlich jenes der hohen Zölle iſt, 
und überlaſſe mich ferner wer Betrachtung, daß das: A 
nähern oder Anſchließen an das allgemeine Syſtem jenes 
Staats durch ıganzı andere, größere und mächtigere Mittel 
herbeigeführt oder befördert, aber auch durch weit mach⸗ 
tigere Mittel abgeſtoßen und: zurückgeftoßen wird, als die⸗ 
jenigen ſind, die in dem bloſen Zollſyſtem liegen. Ich will 
ſagen die Erhöhung des: Zolls von Zucker und Kaffer 
wird in dieſem Kampfe der großen Intereſſen, die ſich au⸗ 
ziehen und abſtoßendie Entjcheibung nicht. geben. Ich 
wiederhole alſo meine vorhin ausgeſprochene Anſicht, «bar 
ich ungeachtet der hier gemachten Bedingungen doch meine 
Zuftininmng zum Geſetzvorſchlag gebe. Eine Kapitalſtener 
wäre mir allerdings lieber als eine Zollerhöhung, aus den 
Grunden, die ich auf⸗ den vorigen Kandtage in meineni 
Bericht ausgeſprochen habe, und die noch nicht widerlegt 
worden ſind, wogegen ich aber jene allgemeine Beſteuerung 
alles bis jetzt noch nicht beſtenerten Vermögens, bie der 
Abg. Welcker vorgeſchlagen bat, nicht wunſche, aus 
Gründen, deren Entwicklung bier zu weitläufig ware, aus 
Gründen; die mich dahin fuhren, oder dahin abzielen, daß 
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ich, dem Hexen Berichterftatter hierin volllommen beipflich⸗ 
tend, diefe Steuer nur dann für gut: halten fünntezi wenn 
ed wirklich zu einer einzigen und Aallgemeinem Einkommens⸗ 
und Vermögensſteuer käme, Neben: unſerm jetzt beſtehenden 
Steuerſyſtem aber fünnte die von Welſcke r vorgeichlagene 
Steuer nicht eingeführt werden ; fie würde: Don fchlimmen 
Folgen begleitet feyn. Wir haben. für: jetzt mur zu begeh⸗ 
ven, daß. wenigftens der bisher noch unbeſteuerte Haupt⸗ 
factor. des Nationalvermögens, nämlich die Activfapitale, 
die. vielleicht ein Drittheil des Nationaltapitals bilden, 
nicht außer der Steuer feien. Hier lohnt es ſich der Mühe, 
eine: Steuer: anzulegen. Da wird ein ſchreiendes Unrecht 
aufgehoben „und dem Prinzip, daß Einer zahlen ſoll⸗ 
ine: Verhältniß als er zahlen kann,  gehuldigt Die Vor⸗ 
urtheile gegen die Kapitalienſteuer ſind aber ſo tief gewurzelt 
und ſo weit verbreitet, beſonders an jenen Stellen von 
wo aus die Heilung kommen soll, daß ich mir gar keine 
Hoffnung mache, meinen Autrag genehmigt zu ſehen Ich 
wiederhole daher meine Erklaͤrung, daß ich dem Geſetz 
meine Zuſtimmung gebe, und: wünſche zugleich⸗ daß das 
was den Nachlaß von 300 fl. an dem perſönlichen Steuer⸗ 
fapital betrifft, nicht jeßt, fondern bei der allgemeinen Bes 
vathung ded Budgets erwogen werbe, inbem.fich dort die 
beſte Gelegenheit zeigen wird, von biefem ala a 
Punkte zu fprechen. 


Fnanzminifter v. Boch: Sch danke dem. Abgeordneten 
v. Rotted für fein praftifches Bertrauen. Es b& 
frembet mic; übrigens nicht, . daß er zugleich für eine Stener 
das Wort nahm, die. und der Abg: Weider empfohlen 
hat. Sch bin überzeugt, daß dieß lediglich Darauf beruht, 
weil er eine Steuer diefer Art fir gerecht hält. Ich glaube 
- aber, er würde dieſe Meinung verändern, wenn er füch 
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einmal ‚überzeugen könnte, daß eine folche Steuer in der 
Ausführung Die inngerechtefte iſt. 

Das engliſche Volk ift ohne Zweifel: im dieſer Materie 
praktiſch und man wird ſich erinnern, daß das reformirte 
Parlament von dem: Miniſterium veranlaßt worden iſt, 
ſeine Abſtimmung zurückzunehmen, aus Furcht es möchte 
eine Einkommensſteuer erhalten. 

Dub fe Beinahe alle die Grimde, Die für und wider: die 
Salzſteuer angefuhrt worden ſind, hat die Commiſſion in 
ihrem Bericht aufgenommen, und ich glaube daher kurz 
darauf autworten zu können. Sch beginne mit der Erwie 
derung auf den Vortrag des Abg. Wel cker welcher fagte, 
wir haͤtten, ſo wie die Regierung, nur ungern die Zoller⸗ 
höhung vorgeſchlagen, und glaubte, daß er durch dieſes 
nugerne in ſeinen Gründen beſtärkt worden fer. Aller—⸗ 
dings hat die Commiſſion ungern dieſe Zollerhöhungen vor— 
geſchlagen; allein das ganze Motiv ihres ungern beſtand 
darin, daß ſie es immer fir: etwas Unangenehmes hält, 
Steuern erhͤhen zu müſſen, ſie mögen Namen Haben, 
welche ſie wollen.· Die Commiſſion hat auch ſelbſt auf eine 
Kapitalienſteuer hingewieſen, aber die Ausführung, ſo lange 
das jetzige Steuerſyſtem beibehalten iſt, nicht thuulich ge⸗ 
funden Der Abgeordnete Welder wird feine Idee in 
ber Einkommens⸗ oder Vermögensſtener der. Commiſſion un⸗ 
gefähr wieder finden. 

Eine derartige Steuer wäre weiters nicht ausführbar, 
weil die Herabſetzung des Salzpreiſes gleich’ eintreten müßte. 
Die Vorbereitungen zu Erhebung einer solchen Steuer 
wären auf dieſem Landtage gar nicht möglich zu vollenden, 
und ſie könnte daher auch nicht: in Wirkſamkeit treten, 
wenn es auch blos auf eine Kapitalienſteuer abgeſehen wäre. 
Die Steuer, welche der Abgeordnete Welcker vorſchlägt, 
und ſehr ausführlich beleuchtete, hat ubrigens doch einiges 
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ar fh, was gegen fie fpricht. So, will er 3. B. Den⸗ 
jenigen beftenern, der fein Geld in Luxus ſteckt. Sch glaube 
aber, in Hinficht auf ein finanzielles Abgabenſyſtem könnte 
man fogar den Satz aufſtellen: daß man Demjenigen;sber 
fein Geld in: Lurus verwendet, ftatt ihn mit einer Taxe 
zu. belaften, eine Prämie bewilligen ſollte, denner belebt 
die Gewerbe und zahlt indirecte Steuern; denn wenn die 
Zölle eingeführt find, . fo gibt es bekanntlich keinen auslän- 
diſchen Lurusartifel, der. nicht davon getroffen wird, und 
es kommt ferner nur darauf an, den Luxus ſo zu leiten, 
daß er inländifche. Producte verbraucht, Der Abgeordnete 
Welcker will ferner alle Mobilien beſteuern er gibt 
aber gewiß zu, daß jede Steuer tobt wäre, die das Kapi⸗ 
tal angreift. Eine Steuer auf Mobilien greift aber nicht 
nur das Kapital an, fondern fie frißt das ganze Kapital 
weg, denn, wenn die Möbel fortdauern, ſo würde der 
ganze. Werth am Ende in die Steuerkaſſe fallen „Diefe 
Steuern wären alfo offenbar . eine ungerechte,, denn eine 
gerechte Conſumtionsſteuer kann nur ein für allemal treffen: 
Der Abg. Welcker glaubt ferner, auch die Nenten des 
Bergnügens müſſen befteuert werben; es gibt «aber ſolche, 
die mit dem Steuerarm nicht zu faſſen ſind; die andern 
Renten des Vergnügens ‘aber würde: ich aus bemfelben 
Grunde wie den- eigentlichen Lurus nicht beftenern. Es iſt, 
glaube ich, in dem Gang der Natur ſchon vorgeſchrieben, 
Daß die Bermöglichen, wenigſtens dee größern Zahl nach, 
mehr. für Vergnügen bingeben, worin das allein. mögliche 
Mittel der Compenſation liegt, welches verhindert, daß 
das Vermögen fi) in Maffen aufhäuftz in der Nichter⸗ 
ſchwerung des. Verbrauchs für Bergnitgen Liegt die Hoffnung 
der ärmeren Klafie, auch zu Vermögen zu gelangen. 
Pas: Die Bedenkflichfeiten wegen. der Zollerhöhungen bes 
trifft, fo beruhen fie darauf, daß das moralifche:Berderben 
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daburch befördert: werben konnte. Es ift allerdings wahr, 
daß wenn bei dem alten Zolle geſchmuggelt wird, dieſes 
Uebel noch mehr Statt findet, wenn der Zoll auf das 
Doppelte erhöht wird: 

Die Commiſſion iſt aber davon ausgegangen/ daß es 
ſich hier hauptſaächlich darum handle, ob der Salzpreis 
auswärts herabgeſetzt wird; denn alsdann verlieren ſich 
alle Bedenklichkeiten, die ſich auf das Schmuggeln im Fall 
der Zollerhöhung beziehen. Dasjenige Verderbniß nämlich, 
welches dadurch herbeigeführt würde, wenn das Salz bei 
uns theurer waͤre als. im Ausland, würde die andern 
Nachtheile unendlich überſteigen. Hier braucht man blos 
auf die Salztordons zurückzuweiſen, und unter allen Me 
tiven, die der Bericht enthaͤlt, ft) wird Dürfen es wohl 
geftehen die Herabſetzung des Salzpreiſes von Außen, welche 
ſich vorausſehen laͤßt/ das Hauptſaͤchlichſte; weßhalb noth⸗ 
wendig iſt, daß wir dieſe nicht abwarten, beſonders bei 
der Natur der Deckungsmittel, die wir annehmen wollen, 
denn wenn dieſe durch die Zölle geſchaffen werden ſollen, 
fo) kann man mit der Maßregel nicht > auf das Ungefähr 
hin warten, bis in Würtemberg oder Heſſen der Salz⸗ 
preis herabgeſetzt wird, indem man ſonſt alle Conſu⸗ 
menten bis zu dieſem Augenblick hin einer doppelten Steiter 
ausſetzt / denn der Zoll würde erhöht und die Salzſteuer 
würde fortbezogen bis zu dieſem Zeitpunkt. 

Die Bemerkung des Abg. Poſſeht, daß die Stener 
nicht ſo ganz eigentlich ungleich ſei, weil’ fie nach dem’ 

Vermögen gehe, hat die Commiſſion ebenfalls gemacht. 
Wer einen größern Viehſtand hat, zahlt allerdings mehr, 
Allein der Abg. Poſſelt hat anch geſagt, die Gewerbs— 
beſitzer, die das Salz verbrauchen, ſchlagen den Werth 
auf ihre Produete. Wenn ſie aber dieſes gethan, und die 
Steuer hört nun auf, fo wird eg den Conſumenten zu amt 
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fonımen. Es fommt aljo die Herabfegung des Salzpreiſes 
großentheild den Confumenten und nicht den Gewerbsbe⸗ 
figern zu gut. 

Was ſodann den Viehſtand betrifft, fo betrachte: ich dem 
Salzverbrauch als Productionslaſt, da das Salz gleich 
bem Futter zur Erbaltung des Viehes anfgewendet wird, 
Se mehr Laften darauf liegen, deſto theuerer muß verkauft 
werden. Beſteht diejer Zuftand im Ausland nicht, fo kann 
der Landmann mit demjelben nicht concurriren, Es. liegen 
Petitionen vor, worum gejagt it, daß jo viel Vieh aus 
dem Ausland hereingebracht werde, dieſes würde aber noch 
mehr. der Fall ſeyn, wein die Laft auf die Viehzucht noch 
größer wire, und wodurch unfere Viehzucht die Eoncurrenz 
nicht mehr halten konnte. Eben fo verhält es ſich bei den 
Gewerben. Hier handelt es fich nicht von einer Steuer, bir 
als Gewerböfteuer darauf laftet, fondern es iſt eine Con⸗ 
jumtionsfteuer, die auf den Fabriferzengniffen liegt; fie er; 
fehwert die Fabrifation dadurch, und jo lauge ihr Die Con⸗ 
urrenz von Außen entgegenſteht, drückt man die eigene: Ju⸗ 
duſtrie durch diefe Steuer. Das waren die Nückfichten, die 
die Sommiffion dabei hatte, und welche fie, wie man finden 
wird, auch in dem Commiſſionsbericht auseinander gefeßt 
hat. Sch glaube, daß, fo bald. anerfaunt wirb, daß wir im 
Fall einer Herabfeßung des Salzpreifes in den Nachbar, 
finaten nachgeben müffen, und auch jeßt nicht wohl etwas 
Anderes übrig bleiben und es beffer ſeyn wird, wenn wir die 
Snitiative ergreifen, denn das ift unzweifelhaft, daß bie 
Annahme der Herabjeßung in den genannten Ländern. um ſo 
wahrfjcheislicher ift, da dort biefe Wohlthat nicht gegen: eine 
andere indirecte Steuer eingetaufcht werben muß, indem Dort 
die finanziellen Berhältniffe wirklich Erleichterungen erlauben. 

Rutfhmann: Als Berichterfiatter im Jahr 1831 über 
benfelben Gegenſtand erlaube ich mir nun: wenige Worte: 
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Populäre Mapregeln find leider ın unferer gegemwärtigen Zeit 
nicht an der Tagesordnung: Heute hat man aber in der 
That einen foldyen Antrag auf Die Tagesordnung gebracht. 
Lieber allen Zweifel erhaben ift es, daß ein populärer Antrag 
Ihnen vorliegt. Ich freue mich von Herzen über die Herab- 
ſetzung des Salzpreiſes und bin verfichert, Daß meine Freude 
von dem Lara we unferer Mitbürger getheilt werden 
wird. 

Winter v. H Nach der reiflichiten Prüfung des vor 
liegenden Geſetzes kann ich. nur für deſſen Annahme flimmen, 
und zwar ans Gründen, bie ich ganz kurz ausſprechen werde. 

Ich muß mich wundern, daß auf dieſem Landtage Stimmen 
in der Kammer gegen dieſes Geſetz laut wurden, nachdem 
die Kammern von 1831 mit fo großer Mehrheit den Wunſch 
an die Regierung brachten , uns ein folches Gefeß vorzulegen, 
oder vielmehr in einem gewiflen Fall die Sache auszuführen. 
ch fehe in dieſem Geſetz nur eine weitere theilweife Ausfühs 
rung des großen Grundſatzes des $. 8 unferer Verfaſſungs⸗ 
wefunde, daß alle Babener ohne: Unterſchied zu allen öffent- 
lichen Laſten beitragen, und alle Befreiungen aufgehoben 
ſeyn jollten. Ich hätte’ nur gewünfcht,, daß es dem Herrn 
Finanzminifter gefällig gerwefen wäre, zu Dedung des Aus⸗ 
falls noch eine Stener zu beantragen, die und nicht in die 
Noth geſetzt hätte, gerade diejenigen, die wir erleichtern wol: 
len, ‚wieder mit einer andern Laft zu belegen, mag fie mın 
einige: Pfund ſchwerer ober leichter feyn, was ich nicht ent- 
ſcheiden kann. Ich habe auch außerdem, daß ich in der 
Borlage dieſes Gefeßes eine weitere Ausführung des großen 
Grundfaßes unferer Verfaſſung erkannte, mit Vergnügen 
erfehen, daß die Regierung und befonders das Finanzmini⸗ 
ſterium nach den abgegebenen Motiven in diefer Syinficht we⸗ 
nigftend auf Die öffentliche Meinung Rüchficht genommen hat, 
die ſich ſchon feit einigen Sahren vielfältig über die ſen Gegen 
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ſtand fund gab. Wenn man nun von Erleichterung der Laſten 
fpricht, ſo meine ich follten dieſe nur bei denen Statt finden, 
welche zu viel, oder im Verhaältniß zu Andern zu viel tragen: 

Hier hätte ich gewünfcht „. daß die. Regierung in der Aus⸗ 
führung jenes ‚großen Grundfaßes noc um einen Schritt, 
den ich anbeuten werde, weiter: gegangen wäre, geberaber 
die Hoffnung nicht, auf, daß es noch gefchehenwerde, wo⸗ 
durch denn die einzige bedeutende Bedenklichkeit, die ich noch 
bei dem Antrag auf die: Annahme dieſes Geſetzes habe ‚mir 
vom Herzen: genommen ſeyn würde: Alle übrigen weniger 
bedeutenden Bedenklichkeiten, die ſich mir aufdrangen, hat 
der aus der Feder eines Mannes gefloſſene Commiſſionsbe⸗ 
richt beſeitigt, von dem wir Alle überzeugt ſind, daß er ſich 
nicht fo leicht von dieſer oder jener Seite beftimmenläßt, von 
feiner eigenen gründlichen Meinung: und. Anſicht abzugehen 
Inden ich alſo für Die Annahme: der-$6s Lund» 2 ſtimme, 
habe ich, auch noch meine Meinung: dahin auszuſprechen für 
nöthig gefunden, daß ich, glaube, die: ungefähre-Deching 
bes Ausfalls für. die ‚Aufhebung der: Ausgaitgszölfenund 
Herabſetzung des Salzpreifes werde Durch die) Zollerhöhung 
auf eine Weiſe bewerfftelligt , die nicht: einmal fühlbar ſeyn 
könne, indem ſich wohl Niemand im Ernſt über die Erhöhung 
des geringen Zolled auf. Colonialwaaren, — m 
Zuder und Kaffee beſchweren wird, 

Ein Rebner hat: zwar auch für dad Gefeg wegen Herabr 
ſetzung des Salzpreiſes jedoch nur unter der Bedingung ge⸗ 
ſtimmt, daß vorerſt in andern Ländern uns damit vorangegan⸗ 
gen werde. Dieſen Antrag könnte ich nicht unterſtützen, weil 
man die Regierung in. Verlegenheit feßen würde, falls man 
ihr bie Ermächtigung ertheilte, ben Salzpreis zwar herabzu⸗ 
jegen, nicht aber audy die Dedfungsmittel andeuten wollte, die 
Doch nothwendigerweiſe in jedem Fallbewilligt werben mußten; 
denn, wenn in jeber benachbarten Kammer auch ein folcher 
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Wunſch 'oder eine folche Bedingung ausgeſprochen würde, 
fo würde man alsdann weder in der unfrigen noch in einer 
ander Kammer zum Ziel kommen, d. h. den Salzpreis 
wirklich herabzufegen, und der Stimme des Publifume und 
unſerer eigenen früheren Bitte zu entfprechen, 

Der Abg. Poſſebt hat unter andern Gründen dagegen 
auch den angeführt, die öffentliche Meinung wäre nicht 
immer fo zu beachten, wie bier behauptet würde; denn 
wenn. von der Abſchaffung jener Steuer die Rede fei, 
ſo ſtimme fie bekanntlich und im der Regel dafür, ' Die 
öffentliche Meinung hat aber nicht nur dafür geftimmt, den 
Salzpreis herabzuſetzen, fondern fie hat auch noch für 
etwas fich oft und laut ausgefprochen, was ich Ihnen das 
durch audeuten will, daß ich mir einen Wunfch auszufprechen 
erlaube ‚der uns vielleicht zugleich ans der fchlimmen Alters 
native wegen des Wiederzufchreibens des perfünlichen Steuers 
kapitals von 300f: retten wird. Ich habe fchon im Jahr 
1819 und jedesmal, ſo oft idy die Ehre hatte, bier im der 
Kammer zu ſeyn, immer die Anficht ausgefprochen, daß es 
eine Ungleichheit und verfaffungswidrig fei, daß eine gewiffe 
Klaffe von Staatsbürgern wenigftens von einem großen 
Theil ihres Vermögens gar feine Steuer bezahle, nämlich 
die Kapitaliſten. Sch glaube, daß wenn die Kammer ſich 
num auch dafür ausfpricht und die Regierung endlich dahin 
lommt, auch hierin den gerechteften Wünfchen des Publi— 
fums entgegenzufommen, der weitere Schritt zur Ausfüh— 
rung jenes großen Grundfaßes der Berfaffung gethan werden 
wird. Auch hierhat die öffentliche Meinung im Gegenſatz 
von dem, was der Abg. Poffelt gefagt hat, laut ausge 
fprochen, daß man’ endlich auch; einmal diefe Klaffe von 
Staatsbürger zu den Staatslaften beiziehen möge. Würde 
diefes gefchehen , ſo hätte ich auch nicht das mindefte Bes 
denken mehr, für das ganze Geſetz zu ſtimmen, glanbe aber, 
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daß der Gegenjtand durch die an Die Kammer eingefommmenen 
Petitionen fpäter wieder zur Sprache und Berathung fommen 
wird, Schließlich kann ich blos meine Freude nochmals 
wieberhofen, daß die Regierung felbft erflärt hat, fie hätte 
audy auf die öffentliche Stimme des Publicums Rückſicht 
genommen, und will nur noch den Wunſch beifügen, daß 
dieß auch von den andern Minifterien in andern — 
geſchehen möchte. 

Goll: Sch freue mic vor Allem, daß wir heute, die 
Abſtimmung über den in Frage liegenden Gegeuſtand mag 
ausfallen wie fie will, aus dem fchlimmen proviforifchen 
Zuftande in Beziehung auf den Handel, herauskommen. 
Diefer Zuftand iſt drückend, wie mir ber Herr Finanz» 
minifter gewiß felbft zugeben wird, weil es fich Darum hans 
deit, ob die Waaren mit 3-fl. 20 kr. oder 1 fl. 20 fr. ver: 
zollt werben follen. In Beziehung auf den erften Artikel will 
ich mich nicht weiter verbreiten, fondern bloß zu meinem Ber 
dauern bemerfen, wie ich mich aus den bis jeßt gehaltenen 
Reden nicht überzeugen fonnte, daß wir gerade diejenige 
Klaſſe erleichtern, die wir zu erleichtern beabfichtigen. Mehrere 
Redner vor mir haben von Fabrifanten und Gewerbsleuten, 
von großen Deconomen gefprochen, denen befonders der 
Vortheil diefer Erleichterung zu ftatten Fame. Wenn es aber 
Ihre Abſicht iſt, diejenige Klaffe zu erleichtern, Die Sie 
wirklich erleichtern wollen, fo wäre die Regierung zu bitten, 
dieſes auf eine Art zu bewerfftelligen, wodurch der Zuftand 
des Landmanns in dieſer Hinſicht wirflich erleichtert würde. 
Was die Zollerhöhung betrifft, fo gebe ich dem Abgeordneten 
Winter ve Di zu, daß in Beziehung auf die Conſumenten 
diefe Erhöhung nicht drückend ift, allein in Beziehung auf 
ben Handel: ift fie fehr drückend, und wir haben zu-befürchten, 
daß unſer Zwifchenhandel, der ohnehin in ueueren Zeiten 
jehr gelitten hat, fich nach und nach in die Schweiz giebt, 
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wo gar fein Zoll Statt findet, und wo man hinfichtlich des 
niedern Geldwerthes weit billiger handeln fann, als bei uns. 
Wenn ic) fpäter von der Derabfeßung des Salzpreifes eine 
befjere Ueberzeugung erhalte, fo werde ich mit Freuden 
meine Zuftimmung dazu geben; allein die Gründe müſſen 
beſſer etwickelt werden, als es bis jeßt gefchehen iſt. 

Sollte das Geſetz durchgehen, ſo wünfche ich wenigfteng, 
daß der Negierung gefällig feyn möchte, da fie ohnehin bis 
zu diefem Augenblid den Preis des Salzes auf 4 fr. hat 
beftehen laſſen, auf diejenigen Kaufleute Rückficht zu nehmen, 
die am 28. Mai ihre Waaren verzollt haben; denn ein Gefet 
kann doch nicht eher ausgeführt werden , als bis es gemacht 
iſt; daß ich nicht ale Cicero pro domo ſpreche, dafür 
bürgt. mir das Verzeichniß, das der Herr Finanzminifter 
vor 4 Wochen in Händen hatte, denn ich habe damals nichts 
zu verzollen gehabt. Von dem Herrn Berichterftatter wünſche 
ich nur noch eine Feine'Erläuterung in Beziehung auf den 
Etat der Salinenabminiftration. Sch wünſche nämlich zu 
wiffen, woher die Differenz fomme, daß bei einem Preiſe 
von 31/2 fr. 260,000 fl., und bei einem Preife von 2": fr. 
276,700 fl. materieller Aufwand angenommen find ? 

Sinanzmifter von Bö dh: Diefe Differenz läßt fich Teicht 
erklären, went ich bemerfe, daß wegen der Herabjeßung bes 
Preifes eine Erhöhung der Confumtion, alfo auch eine Vers 
mehrung der Kabrication angenommen worden ift. 

Minifterialr. Goßmeiler: Was die Beforgniß des Abg. 
Goll in Beziehung auf das fünftige Beftehen des Zwifchen- 
handels wegen der. erhöhten Zölle betrifft, fo will ich nur 
bemerfen, daß diefer Handel von den Zollerhöhungen gar 
nicht. berührt wird. Unfer Zwifchenhandel findet durch die 
Lagerhäufer Statt, und es iſt darum. für denfelben gleidy 
gültig ‚ob. unfere Eingangszölle hoch oder nieder find. Wie 
alſo fchon in den Motiven der Regierung aeiogt wird, fo 
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haben bie Zollerhöhungen auf den Zwifchenhandel im wach» 
ren Sinne des Wort feinen Einfluß; wogegen aller, 
dings ein anderer Zwifchenhandel an Bedeutung etwas abs 
nehmen kann. Auf diefen Handel kann aber feine Rückſicht 
genommen werden. 

Goll: Die Lagerhäufer find eine privilegirte Berfors 
gungsanftalt für den Schmuggel. 


Serbel: Ich war im Jahr 1831 bei der Berathung über 
die Herabfegung des Salzpreifed in der Minoritär, unb 
muß befenuen, daß ich materiell noch Feine andern Gründe 
aufftellen gehört habe. Sc, bin immer überzeugt, daß die 
Salzfteller eine Steuer it, die am leichteften erhoben werben 
fann, daß fie am wenigften Erhebungsfoften erfordert, und 
daß fie nicht fomwohl den Armen, als vielmehr die Reichen 
oder größern Gewerbsleute befchwert. Sch fage materiell fönnte 
ich mich nicht beftimmen, ber Herabjegung der Salzſteuer 
meine Stimme zu geben; allein hier liegt ein formeller Grund 
vor, der alle weitern Bedenflichfeiten ausfchließt. Es hat 
der König von Würtemberg und der Großherzog von Heffen 
den Ständen in der Thronrede zugefagt, den Salzpreis 
herabzufegen, und die Stände haben diefe Zufage ange 
nommen, fo daß man nicht zweifeln kann, e8 werde ber 
Bertrag zu Stande fommen; ich trage aber darauf an, daß 
eine eventuelle Ermächtigung nicht Statt finde, fondern eine 
alsbaldige Herabjeßung des Salzpreifes eintrete. Es hat 
nämlich die badifche Negierung im Jahr 1831 die billige 
Rückſicht ausgefprochen, daß die Regierung auf eine Preis» 
herabfegung nicht eingehen könne, ehe man nicht mit Wins 
‚temberg und Darınftadt fic) benommen habe. 

Man hat alfo damals die billige Rückſicht gegen beide 
Staaten eintreten lajjen. Nun tritt aber Würtemberg und 
Darmſtadt auf, verfündigt bie Herabfegung des Salzpreiſes, 
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und uberfäßt und das Uebrige. Wir Fonnten alfo die Herab⸗ 
fegung des Preifes fogleich einführen und ung in den Fall 
feßen , daß andere Staaten auch von ung abhängig werden, 
während wir bis jeßt ein zu großes Abhängigfeitöverhältniß 
zu fühlen haben; dabei muB ic) den Satz des Abgeordneten 
Fecht unterflügen, daß feiner Zeit auf Die fraglichen 
300 fl. möge Rückficht genommen werden, indem ich durch 
diefe Maßregel allein den Armen nicht erleichtert fehe, weil 
die hierdurch entftehende Erleichterung der Zölle auf der 
andern Seite wiederum aufgehoben wird. Es träte fomit die 
auf dem vorigen Landtage befchloffene Erleichterung für die 
Armen wieder außer Wirfung, während es fo fehr zu 
wiünfchen wäre, daß fie wieder ind vorige Leben trete, Es 
iſt dieß freilich Fein Gegenftand, der hierher gehört, wohl 
aber in der Budgetcommiffion in Verbindung mit dem Finanz- 
miniſterium berisckfichtigt werden fonnte. Ich habe ferner 
gehört, daß Einige darum nicht für Die Herabſetzung des 
Salzpreiſes geftimmt find, weil fie hörten, man fünne Die 
Fuftiz von der Adminiftration nicht trennen, wozu viel Geld 
nothwendig fei, und weßhalb fein Steuernachlaß Statt finden 
fonne. Diefes habe ich aber nur ald Vorwand angefehen, 
weil das Geſetz nicht fertig werden konnte. Wenn eine Ma$- 
regel nothwendig ift, fo kommt ed nicht mehr auf das Geld 
an, und man kann ed füglich der Budgetcommijjion über: 
laſſen, die nöthigen Mittel zu verfchaffen. | 
Finanzminiſter vu, Böckh: Man hat gefagt, es fer auf 
dem vorigen Landtage erflärt worden, wir könnten und nicht 
ın eine Herabfeßung des Salzpreifes einlaffen, ohne uns 
mit Würtemberg benommen zu haben. Dieſes wurde nicht 
erklärt, fondern ich habe bei der Discuffion der Kammer zu 
bedenfen gegeben, daß, mern ein Zollverein zu Stande 
fomme, wovon Damals die Rede war, eine unzeitige Herab⸗ 
ſetzung der Salzſteuer den großen Nachtheil haben würde, 
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daß die Zollbarrieren an der Grenze nicht aufgehoben werden 
fünnten. 

Gerbel: Der Herr Finanzminifter mag zwar dieſes nicht 
erklärt haben; allein gefagt wurde, man müſſe warten, bis 
ein anderer Staat voran gehe. Test ift Würtemberg voran; 
gegangen, und wir müffen nun nachfolgen. 

Finanzminifter v. Böckh: Auch diefes habe ich nicht 
erklärt. 

Schinzinger: Ich ſtimme mit großer Freude für bie 
Berminderung des Salzpreifes, fo wie für die. Aufhebung 
der Ausgangszölle, für die Erhöhung der Eingangszölle 
jedoch nicht in dem Betrage, den die Regierung vorgejchlagen 
hat. ch wünfche fehr, daß der Antrag des Abgeordneten: 
Fecht noch mehr Unterftügung erhalte, daß nämlich die 
Steuer von einem yperfünlichen Steuercapital per 300 fl. 
anch ferner nicht möchte erhoben werden. | 

Wenn, wie der Abgeordnete Pofjelt bemerkt hat, nur 
joldhye von der erwähnten Beftimmung befreit würden, Die 
im Ganzen ein perſönliches Steuercapital von 800 oder 
4000 fl. befigen, fo würde ſich der Ausfall, den Die Regierung 
auf 366,000 fl. angenommen hat, bedeutend vermindern, 

Schon auf dem legtenLandtage wurde bei der befchloffenen 
Herabfegung des Salzpreifes eine Mehrconfumtion von 
60,000 fl. angenommen, die auch ſehr wahrfcheinlich in 
einem noch größern Betrage eintreten dürfte. Was ben 
weitern möglichen Ausfall, wegen der Zehentablöfung betrifft, 
jo flimme ich ganz den wohlbegründeten Anficyten des Abg. 
Welcker bei. Der oberfte und erfte Grundfag einer gerechten 
Finanzgefeßgebung ift die verhältnißmäßige Gleichheit des 
Beitrags eines Jeden zu den üffentlichen Laften, nad 
dem Maß feiner Theilnahme an den Wohlthaten und dem 
Schutz des Staatövereind. Auf Diefes Prinzip fügt. fich der 
jchöne Entwurf, welchen dev Herr Finanzminifter ſchon auf 
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einem früheren Landtage vorzulegen beabjichtigte. Wenn es 
ung nicht möglich ift, das Vollkommene zu erreichen, fo 
müſſen wir und wenigſtens demfelben anzunähern fuchen, 
und darum fchlage ich die Einführung einer Gapitalienfteuer 
vor, die fchon auf dem Testen Landtage in fo vielen Pe— 
titionen verlangt, und worüber auch ein umfaffender Be 
richt von der Petitionscommiffion, und fpäter, nach veiflicher. 
Berathung in den Abtheilungen, von einer befondern Com⸗ 
miffion erſtattet worden ift; die Discuffion konnte aber nur 
darum nicht mehr Statt finden, weil die Zeit zu Furz 
und Der Gegenftand zu wichtig war. E8 wurde bie Vertagung 
befchloffen, gegen welche damals Viele geftimmt haben; id) 
bitte daher den Herrn Präffdenten, die Discuffion über 
Diefen Bericht auf eine der nächften] Tagesordnungen zu 
feßen. 

- Körner: Sch beabfichtige nicht, für die Bermwerfung dieſes 
Gefetes mich auszufprechen ; im Gegentheil, ich erfläre mich 
für deffen Annahme, fo wie e8 von der Regierung vorgelegt 
und von der Sommiffion abgeändert worden ift, aus dem ein- 
fachen Grunde, weil es den Bebürfniffen der Zeit und ber 
öffentlichen Meinung entfpricht. Sch habe mich zwar im Jahr 
1831 gegen die Herabfegung des Salzpreifes erklärt, weil 
ich die große Maßregel der Zehntablöfung im Auge hatte. 
Jetzt find aber die Verhältniffe anderd geworden, bie Aus⸗ 
ſichten ſind nicht ſo erfreulich und günſtig als wir gehofft 
haben, daß ſie nach der Anſicht der Regierung vom Jahr 
4831 erſcheinen werden. Sch. glaube daher, daß ber hohe 
Betrag zur Dotation der Amortifationskaffe nicht fo noths 
wendig ift, und daher auch der Salzpreis herabgefeßt werben 
kann, wofür ich hiermit flimme, indem es durchaus noth» 
wendig ift, daß wir gleichen Schritt mit den Nachbarftaaten 
gehen, wo ohne allen Zweifel der Salzpreis herabgefett 
werden wird. | 
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Was die Zollerhöhungen betrifft, fo ſtimme ich auch dafür, 
und glaube nicht, daß fie den Armen drücken werden, inbem 
nur der Wohlhbabende die füßen Genüffe hat, und für den 
Aermeren die faueren beftimmt find, an die er auch längſt 
gewohnt ift. Sein Lebensbedürfniß befteht in Kartoffeln, 
wozu er Sulz und feinen Zuder braudıt. Was ſodann Die 

300 fl. Gewerbfteuercapital betrifft, jo meine ich doch, daß 
wir der Gerechtigkeit fchuldig find, dieſe wieder hinzuzu⸗ 
fchlagen, denn nur unter diefer Bedingung haben wir bie 
300 fl. abgezogen ,-weil die Herabfegung des Salzpreiſes 
im Sahr 1834 nicht gefchehen konnte. Es wurde bemerkt, 
daß in einer frühern Zeit, wo dieſe Klaffe des Volks mit 
Staatslaften ſchwerer beiegt geweſen, auch die inbirecten 
Steuern nicht fo bedeutend gewefen feier. Das muß ich 
widerfprechen, denn man bedenfe nur, was feit dem Beftehen 
des conftitutionellen Lebens für diefe Klaffe ſchon für Bor: 
theile errungen worden find. Man denfe nur an die Herren⸗ 
frohnden, die Straßenfrohnden , die Sagdfrohnden, bie 
Beeten 2c. Zur einem gewiffen Beitrag follten wir ſie alſo 
boch jeßt noch verpflichtet halten; ic wieberhole . 
meinen Antrag. 

Gläß: Was die 300 fl. Gewerbfteuercapital betrifft ‚ 6 
fanır ich Darüber einige Erläuterungen geben. Sch habe als 
Gefchäftsmann außer der Kammer 235 Catafter und eben 
fo viele Regifter zu durchgehen gehabt, und mit Wehmuth 
gefunden, daß das Abfchreiben viefer 300 fl. Gewerbſteuer⸗ 
capital viele Ungleichheiten herbeigeführt hat. Der Reduer 
führt Beifpiefe an, und fchließt mit der Bemerfung, daß 
wenn auch die Herabfegung des Salzpreifes nicht durchgehen 
jollte, er nie darauf antragen würde, wegen ber großen Uns 
gleichheit zwifchen den Steuerpflichtigen ſelbſt dieſe 300-fl. 
abzufchreiben, fondern lieber den Vorfchlag: machen würde, 
etwas an der Grund», Häufer- und Gemwerbftener herab⸗ 
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zufegen, damit bie Wohlthat wenigſtens allen Stenerpflich- 
tigen zu gut komme. 

Der Präfident fchließt nunmehr bie allgemeine Diseuffion, 
und leitet bie Berathung auf dem Artikel 4 des Geſetzent⸗ 
wurfs. 

Winter v. H.: Mit Recht bat die badiſche Kammer in 
ganz Deutſchland die Anerkennung dafür gefunden, daß fie 
für die materiellen und geiftigen großen Dinge ſtets gleidy 
fehr warm gefprochen hat. Sch bin zwar ein geborner Wür⸗ 
temberger, man hat mir-aber fchon zur Laſt gelegt, ich wäre 
jet ein eingefleifchter Babenfer geworden. Als folcher will ich 
nur noch den Wunſch ausfprechen, Daß auch in vorliegendem 
Gegenftand bie badiſche Kammer mit dem Beifpiel vorans 
gehen, und vor andern Kammern zuerft für dieſe Volks— 
erleichterung flimmen möchte. 

v. Dürrheimb: Hinſichtlich dieſes Artikels fcheint nody 
ein Zuſatz nothwendig zu ſeyn. Es iſt nur hinſichtlich des 
Kochſalzes das Maximum des Preiſes fetzgeſetzt, hinſichtlich 
des Viehſalzes dagegen nicht, was dahin führen könnte, 
daß das Viehſalz um jeden Preis verkauft werden dürfte. 
Ich ſchlage daher vor, auch hinſichtlich des Viehſalzes ein 
Maximum feſtzuſetzen, und dieſes auf 2 fr. zu beſtimmen. 

Buhl: Die Commiffion wollte denfelben Antrag machen, 
erhielt aber von ber Negierungscommiffion die Erflärung, 
daß ein Marimum für das Viehfalz darım nicht feflgefegt 
werben könnte, weil die Salinen nicht fo viel Viehfalz 
beroorbrädhten, als zum Bebürfniß nothwendig wäre. Das 
Biehfalz ift nämlich nichts anderes als Abgang, uud 
wenn bie Fabrieation fich verbeffert, fo wird auch der 
Abgang fich vermindern. Das Viehſalz wird Niemand 
kaufen, wenn ber Händler zu viel fordert, intem man 
dann Lieber reines Salz für 3 fr. fauft. 

Finanzminiſter v. Böckh wünſcht, daß ber. dritte Satz 
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des Artifeld weggelaffen werbe. Er fei zwar von ber Re 
gierung felbft ausgegangen, allein er gebe die Berficherung, 
daß der Vollzug fobald ald möglich eintreten werde. Er 
hoffe damit eben fo zu überrafchen, wie mit Dem Geſetz 
über die Erhöhung der Eingangszölfe. 

Ziegler: Der Borfchlag der Regierung wegen Herab- 
feßung des Salzpreifes, oder vielmehr der Salzſteuer hat mich 
mit wahrer Freude erfüllt, weil ich in ihm die Befrtedigung 
eines Wunſches erblickte, der im ganzen Lande fchon feit 
vielen Sahren laut geworden ift. Die Beftenerung, und 
befonders die hohe Beftenerung eined durchaus nothwen⸗ 
digen Lebensbedürfniſſes wie das Salz, erfcheint als 
veriwverflich, weil fie von dem Prinzip abweicht, daß Doch 
eigentlic, jeder Staatöbürger nur nad) dem Maß feines 
Einfommensd zur Dedfung der Staatöbedürfniffe beigezogen 
werben follte. Indem wir eine Kopffteuer, wie die Salz: 
ftener, mindern oder beinahe ganz aufheben, huldigen wir 
dem Prinzip der Einfommensbeftenerung; — ich ſtimme 
daher mit der Commiſſion für die Annahme des Geſetzes⸗ 
vorſchlags. 

Seltzam: Ich ſtimme für den Commiſſionsantrag. 
Die Gründe dafür find ſchon früher wie heute mehr als 
genügend entwickelt worden; ich glaube, daß id) damit 
zugleich einen der Hauptwünfche meiner Gomittenten ers 
füle, und nicht minder der öffentlichen Meinung die ges 
bührende Huldigung darbringe. 

Knapp flellt den Antrag, daß die Regierung gebeten 
werben möchte, die Anftalt zu treffen, daß das Viehſalz 
im ganzen Lande zu demfelben Preife abgegeben werde. 

Sonntag unterflügt den Antrag, weil die Viehzucht 
begünftigt werben müſſe. 

‘ Dörr ebenfalls, weil fonft die von den Salinen ent- 
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ferntern Landestheile an biefer Wohlthat nicht partieipiren 
fonnten. 

Körner: Der BVortheil wird nicht fo groß ſeyn; denn 
dieſes Salz wird gewöhnlich mit Ajche und anderen Theilen 
vermifcht , jo daß man beffer thut, anderes zu Fanfen. 

Marget: So wie der Antrag des Abgeordneten Knapp 
geftellt ift, wird nicht darüber abgeftimmt werden fünnen, 
indem er auch noch auf das Kochfalz ausgedehnt werben 
müßte, 

Rutſchmann: Ed wird nur fo viel Viehſalz verfauft, 

als gelegenheitlicy der übrigen Fabrication fabrieirt werden 
darf. Es wird ferner vom Biehfalz Feine Frachtvergütung 
bezahlt, während die Frachtvergütung alleim die Vers 
waltung in die Lage ſetzt, überall gleiche Salzpreife ein; 
treten zu laffeı. 
Der Antrag ded Abgeordneten Knapp wird hierauf 
verworfen, der Artikel felbjt aber nach der von dem Finanz- 
minifter vorgefchlagenen Keinen Nenderung, mit Ausnahme 
von 5 Stunmen. Gekk, v. Dürrheimb, Knapp, Poſ— 
felt, Seramin) angenommen. 

Schaaff verlangt die Bemerfung im Protocol, daß 
er für die Annahme des Artikels geftimmt habe. 

& 2 
nebſt dem dazu gehörigen Zolltarif. 

Poffelt: Wir haben’ neuerlich bei der Annahme des 
Artifeld 4 ausgefprochen, daß die Eingangszölle, die 
erhöht werben, eventuell bezeichnet werden, und, wenn das 
ganze Geſetz angenommen fei, dann in Einnahme er 
fcheinen. Ich bitte daher den Herrn Finanzminifter, auch 
bei den Ausgangszöllen, wenigſtens bei einzelnen bedeu⸗ 
tenden Gegenftänden daffelbe eintreten zu laſſen. Ich weife 
auf einen Gegenftand hin, deſſen der Abg. Körner 
hat erwähnen wollen, ver aber auf die Discuſſion 
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einzelnen $$. vermwiefen wurde; nämlich den Ansganszoll 
vom Tabak. Dadurd; wird ein Product, das im Große 
herzogthum eines der bedeutendften ift, hart belaftet. Sch 
fpreche hier von der Zeit vom 28. Mai bis heute), und 
habe für Pflicht gehalten, diefen Antrag gu ftellen. 

Finanzminifter v. Boch: Im Allgemeinen ift ber 
Antrag unausführbar, denn man müßte einige taufend 
Poften in höchſt unbedeutenden Beträgen zurückbezahlen 
Für Einzelne Ausnahmen zu machen, geht nicht an. Sch 
fann übrigens dem Abgeordneten. Poſſelt zum Troſte 
fagen, daß Diejenigen, die bedeutende Quantitääten aus⸗ 
führen wollten, bis jet damit gewartet haben. Sch habe 
deßhalb Briefe erhalten, worin Die Dandelsleute ſich beklagt 
haben, daß fie gegenwärtig den Tabak nicht ausführen 
fonnten, weil fie jeden Tag die Erledigung dieſes Geſetzes 
erwarteten. Es hat mir einer gefchrieben, er babe 1000 
Sentner da liegen, die aus dieſem Grund nicht bezogen 
würden. Auch bei diefem Artikel möchte ich übrigens bitten, 
bie Beftimmung wegen der Zeit bed Bollzugs, die Ihre Som 
miffion vorgefchlagen hat, wegzulaffen, weil ich Ihnen Die 
Berficherung geben fanır, daß, fo wie bie Sache bei der 
erften Kammer erledigt ift, die in auf der Stelle 
erfolgen wird. 

Körner: Sch bedauere, daß durch diefe 8 fr. Zoll ein 
Kaufmann fic abhalten läßt, eine nothwendige Senbung 
zu machen. 

v. Tſcheppe ſchlagt vor, den Zoll für Holzaſche von 
24 fr. auf 50 fr. zu erhöhen, da fie für Potafchefieder, Glas⸗ 
macher und Bleicher, alfo lauter inkänbifche Gewerbe, noth⸗ 
wendiz fe. 

Völker bemerkt Dagegen, daß ein Zoll von 24 fr, bereits 
dem Werthe des Gegenftands felbft gleichfomme. _ 

 Finanzminifter v. Böckh: Der vorliegende Zoll iſt ſchon 
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ein hinveichendes Berhinderungemittel. Würtemberg hat 
zwar einen Zoll von 50 fr, er fcheint min aber zwi hoch zu 
ſeyn, indem in einem Zoll von 24 fr fchen eur hinläng- 
liches Motiv liegt, den Gegenftand im Inland zu verfaufen. 

Bölker ftellt den Antrag, den Zoll von Rinden auf 12Fr, 
zu erhöhen, da fie für Die Gerbereien ein nothwendiges Be: 
dürfniß feien, und befonders im Oberland nicht immer das 
erforderliche Quantum erhalten werden fonnte, 

Kröll unterftüßt den Antrag; denn bleibe der Ausgangs— 
zoll’ fo nieder, fo könnten unfere Gerbereien nicht mehr mit 
dem Ausland concurriven. Die Ninden gehen inegefammt 
ins Ausland und ein jehr bedeutender Gewerbszweig leide 
Darumter, 

Finanzminifter v. Böckh: Sechs Kreuzer find ein Zoll 
von 10 Proz. Wir wollen die inlfändifche Snduftrie begün— 
ſtigen, dabei aber bedenken, daß Diejenigen, die Rinden ver 
Faufen wollen, auch Staatsbürger find. 

v. Tſcheppe: Ach wünfche den Zoll vom Brennholz 
auf das doppelte erhöht, denn das Bedürfniß im Lande 
fteigt mit der wachfenden Bevölkerung und drr-im gleichen 
Berhältniß abuehmenden Waldungen. Wenn übrigens diefem 
nicht entfprochen wird, fo finde ich doch bei Bauholz, 
Stämmen, Klögen, Balfen ꝛc., die Herabfegung des Zolls 
auf die Hälfte viel zu weit gegriffen, und trage darauf an, 
ben alten Zollfa beizubehalten. Was ſodann die Holzabfälle 
betrifft, fo follen fie in Folge des Tarifs nad) dem Werthe 
des nicht buchenen Scheiterholzes;, alſo nad) einem fingirten 
Mapftab verzollt werben. Es ift ein großer Unterfchied zwifchen 
den Scheiterholsgattungen , die nicht buchen find; fie haben 
verjchiebene Preife, die fich nach der Localität verändern. 

Was den Rindenzoll betrifft, fo unterftüße ich dem geftellten 
Antrag auf Erhöhung, weil die Eichen beit uns allmählig 
jelten werden, und es wenige Bezirke im Lande geben wird, 
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wo die Eigenthümer der Waldungen nicht Gelegenheit genug 
haben im Inland die Rinden zu verfaufen. Ferner fchlage 
ich vor, den Zoll für Eicheln auf 42 Er. zu ſetzen, weil diefe 
zur Mäftung im Lande nothmwendig find. Laub aber wünfchte 
ich, was die Ausfuhr betrifft, ganz verboten. Es wird ja 
den Unterthanen felbft fchon fchwer gemacht, Laub zu fammeln, 
felbft wenn fie einen hundertjährigen Beſitz fir fich habeır, 
und hier foll ed num gegen eine Kleinigkeit ausgeführt werden 
dürfen. Bei der Ausfuhr der Befen trage ich auf den bis— 
herigen Zollfaß von 1 fr. vom Stüd an. Wenn, wie in 
neueren Petitionen vorgefommen ift, durch Diefen hoben 
Zollfaß in einigen Gegenden den armen Leuten ein Vers 
dienft, den Waldungen unfchädlich, entzogen wurbe, würbe 
in folchen Fällen das Staatsminifterrum Ermäßigung eins 
treten laffen. 

Der Präfident bringt nunmehr Artikel für Artikel zur Has 
rathung. 

3u 1 bis 5 
wird nichts bemerft und zu Nr. 6 der Antrag des Abg von 
Tſcheppe verworfen. * 
Zu Nr. 7. —J 

Marget: Ich finde dieſen Zoll fehr hart und es find 
auch deßhalb ſchon mehrere Klagen und Bitten an das 
Finanzminifterium gefommen. Ich foreche hier von den Ge 
genden an der Schweizergrenze, wo das Holz mit 1 fl. 36 fr. 
per Klafter verzollt wird, und glaube micht, daß es im 
Sinn der Regierung oder Kammer liegen wird, daß bie 
Arbeitslöhne und Fuhrlöhne fo hoch verzollt werden follen, 
denn darauf liegt eigentlich der Zoll und nicht auf dem Holz, 
umd ich wünfche deßhalb, daß ver Zoll für jene Gegend 
yerabgefett werde. 

Finanzminifter v. Boch: Wir werden ben Tarif einer 
Reviſion unterwerfen laffen, allein diefe kann natürfich nicht 
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gegen das Geſetz gehen. Wir können nicht unterjcheiden, 
was in dem Preije Fuhrlohn oder Stodlofung ift, fondern 
müſſen eben den Preis annehmen, wie er ift, und es ges 
fchieht dadurch dem Waldbeſitzer offenbar Fein Nachtheil; 
denn er kann diefed Holz im Lande felbit und befonders 
in.ber obern Gegend zu recht ordentlichen Preiſen verfaufen; 
allein es iſt möglich, daß gegenwärtig der jchon vor mehreren 
Sahren regulirte Preis des Localtarifs zu hoch ift, und wir 
haben deßhalb jchon der Divection der Forfte und Bergwerfe 
aufgetragen, ihn einer Reviſion zu. unterwerfen und da, 
wo er zu hoch fteht, herabzufeßen. So wie id) die erfors 
derlichen Notizen babe, wird dieſe Beſchwerde erledigt 
werden. 

Grether: Sch muß die Bemerkung des Abg. Marget 
vollfommen beftätigen, denn offenbar wird der Fleiß und 
die Mühe hierdurch verzollt. 

Rettig u KR: Ich unterftüge ebenfalls die Auficht des 
Abg. Marget, und glaube nicht, daß die Zufage des 
Herrn Finanzminifters feinen Zweifel hebt. Wenn der Preis 
an der Ausfuhrftation regulirt wird, jo folgt Daraus noth⸗ 
wendig, daß derjenige, deſſen Waldung weiter rückwärts 
liegt, der fich alfo hinfichtlich des Verfaufs im Nachtheil 
befindet, höher befteuert wird, als derjenige, defien Wald 
günftiger liegt. Der Entferntere, der ohnehin große Schwierig> 
Feiten hat, mit dem Näheren zu concurriren, foll auch noch 
höhere Steuer bezahlen. Es fommt aber noch eine öfong- 
mijche Rückficht hier zur Sprache. In den entfernten Wald- 
gegenden wird nämlich noch zur Zeit fehr unökonomiſch 
mit dem Holze umgegangen. Die reinen fchönen Spälter 
werden mweggeführt und das fogenannte Abfallholz, das in 
andern Gegenden fehr gefchäßt wird, bleibt wegen der mit 
der Ausfuhr verbundenen Laften unbenugt liegen, d. h. 
e8 verfault im Wald, Wenn nun die Ausfuhr des Scheiter- 
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holzes leichter wird, und die Waldbefiger mehr Intereſſe 
haben, ſämmtliches Holz diefer Gattung ind Ausland zu 
führen, fo haben fie einen Reiz, das Abfallholz im Rande 
zu benußen. Sch betrachte deshalb diefes Spälterholz Feineßs 
wegs als reines Rohprodukt, denn es hat jenen Zuſtand 
unter unſerer Hand erlangt, den wir ſeine Kabrifätion 
nennen können, und der Abfall ift dasjenige," was Roh— 
produkt ift, was wir für und benußen Fonmen, Es it 
daher fehr im Intereſſe der Holzkultur und ber Holsbes 
nußung, daß diejenigen Waldbefiter, die in der Lage find, 
Spälterholz ind Ausland zu bringen, einen neuen Reiz 
erhalten, das Eine auszuführen und das Andere für ſich 
zu benußen. Da wir nun feinen andern Artifel haben, der 
fo hoch beſteuert iſt, als das Brennholz, fo trage ich 
darauf an, - daß der Ausfuhrzoll auf 3 fr. ftatt 6 fr. ger 
fest werde. 

Knapp: Man wirb überall hören, daß man das Holz 
wegen feines hohen Preiſes faft nicht Faufen kann, fo daß 
es alfo gut ift, wenn viel im Land bleibt. Man muß 
ferner bedenfen, daß die Waldgegenden nicht nach Vers 
hältniß der übrigen Steuerfapitalien beſteuert find, indem 
der Zehnten fo unbedeutend ift, daß er gar nicht in Bes 
tracht kommt. ch finde daher fehr in der Ordnung, daß 
hier eine Fleine Steuer von ihnen erhoben wird, 

Marget: Gerade nach der Anficht des Abg. Knapp 
geht mehr Holz ald auf dem andern Wege ins Ausland, 
denn wenn ein Bürger nothgedrungen 100 fl. braucht, fo 
muß er gerabe den zehnten Theil Holz mehr ausführen, 
um feinen Zweck zu erreichen, und diefeg drückt die Markt— 
preife herab, zum Nachtheil des Verkäufers. Sch beruhige 
mich bei ber Erklärung des Hrn. Finanzminifters, daß 
diefer Gegenftand einer Nevifion unterworfen werbe: 

Finanzminiſter v. Boch: Wir wollen die Ausfuhr des 
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Holzes erfchweren und folches für die Induſtrie und den 
nothwendigen Bebarf der Haushaltungen erhalten. 

Duttlinger: Ich unterſtütze den Antrag des Abger 
ordueten Marget, wie ihn der Abg. Rettig näher bes 
‚zeichnet hat. Es find auch mehrere Petitionen aus jenen Ge 
genden an die Kammer gefommen, worin gebeten wird, 
den Ausgangszoll vom Holz möglichit herabzuſetzen. 

Bölter: Wenn unfere Nachbarn nicht unfer Holz ges 
brauchten, jo würden fie Dies ung gewiß dadurch zeigen, daß 
ſie weniger kauften; allein e8 wird immer verfauft, auch bei 
einem Zoll von 6 fr.; ich ftimme daher für die Belafjung 
beffelben auf dem im Tarif angegebenen Betrage. ki 

Finanzminifterv. Boch: Wir follten auf eine Aenderung 
nicht eingehen, denn ich bin verfichert, daß wenn man 
heute eine folche macht, e8 werben in furzer Zeit viele Petis 
tionen einfommen, dahin gehend, den Vorſchlag der Re 
gierung wieder herzuftellen, 

v. Tſcheppe: Sch bin ganz damit einverftanden. Denken 
wir an den großen Holzverbrauc im Lande durch Die Dampf: 
fchiffahrt, die Eifenwerfe und die Salinen. Dadurch, daß 
wir die Ausfuhr begünftigen, feßen wir die Bürger in Ges 
fahr, das benöthigte Holz nicht mehr zu erhalten. Daher 
fommen auch die großen Holzfrevel, und ich würde deshalb 
eher für eine Erhöhung als Herabfeßung des Zolls ſtimmen. 

v. Rot teck: Ichunterftüge den Antrag des Abg.Marget. 
Wenn übrigens der Zehnten wirklich allgemein ald Steuer 
anerkannt wäre, fo würde ich fagen, man folle auch auf dies 
jenigen Dinge, die bis jetst feinen Zehnten bezahlen, folche 
Steuer legen, Da aber diefes nicht der Fall ift, fo hat auch 
das Argument des Abg. Knapp feinen Einfluß und es 
treten die allgemeinen Rückſichten ein, daß man hier feinen 
300 auflegen folle, der ven — in dieſer Höhe aller⸗ 
dings ſehr beläftigen würde. 
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Buhl: Die Commiſſion hat die Petitionen, die vorliegen; 
berückſichtigt, aber gefunden, daß es nicht möglich ift, durch 
eine Herabfekung des Zolls im Allgemeinen zu helfen; weil 
dadurd) dem Lande weit mehr Schaden zugehen würde. Denn 
es müßte, da das Holz ſchon jetzt fehr hoch im Preiſe ift, 
durch die Begünftigung der Ausfuhr die Laft noch drüdender 
und befonders der Mittelftand noch mehr befäftigt werden. 
Wenn wirklich die Schilderung , wie fie gemacht wurde, mir 
aber etwas zu fcharf vorkommt, wahr ift, fo fönnte man 
höchftens durch ein Zolfprivilegium helfen, daß namlich in 
der fraglichen Gegend der Tarif. von der Regierung etwas 
nieberer geftellt wird. Im Allgemeinen aber würde es gegen 
das Intereſſe des Landes ſeyn und ich würde. e8 in finanzieller 
Hinſicht eine Verjchwendung heißen, da der Zoll und nicht 
zur Laft fommt. 

Rutſchmann: Wir befinden und in dem glücklichen Bes 
fiße eined Monopols, und gegenüber dem Auslande, das von 
uns abhängig ift. 

Der Antrag des Abg.Marget wird hierauf verworfen, 
und der Sat der Commiffion angenommen. 

Bei dem folgenden Artikel wiederholt v. X fcheppe feinen 
früher geftellten Antrag, der aber ebenfalld verworfen wird. 

Bei dem Artifel Stangenholz kommt v. Tfcheppe 
ebenfalls auf feinen früheren Antrag zurück. 

Finanzminifter v. Boch: Für die Erhebung des Holy 
zolls beftehen Localtarife, wodurch beftimmt ift, zu welchem 
Werthe das Klafter Holz an der Grenze angenommen wird, 
und von dem Gulden Werth foll bei Holzabfällen ftatt 6 Fr. 
nur 4'/2 genommen werden, weil klar ift, daß folche Holzes 
abfälle nicht ven Werth des Scheiterholzes haben. 

Rutſchmann wünfcht, daß nach dem Artifel „Holz⸗ 
kohlen“ Torf hinzugefegt werde, wofür, wie bisher, auch 
fünftig 40 Prozent Zoll entrichtet werden follten. Was 
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für die Erſchwerung der Ausfuhr des Holzes ſpricht, fpricht 
auch gegen die Erfchwerung der Ausfuhr — Artikels. 
(Unterſtützt). 


Rettig v. K.: Wir haben einen unerſchöpflichen Reich— 
thum von Torf im Land; es iſt eine neue Fundgrube, 
die wir entdeckten, eine neue Quelle von Taglöhnen für 
arme Leute. Ich bitte Sie, diefen Leuten die Gelegenheit 
nicht zu nehmen, einen neuen Zweig ber Induſtrie zu ent 
wiceln. Wir fünnen gewiß noch viele Jahre fortgraben 
und erfchöpfen diefen Reichthum doch nicht. Sch glaube, 
wir follten vor der Hand den Torf frei ausgehen Iaffen. 

Waldner: Wenn diefes Statt fände, würde der See- 
gegend ein bebeutender Nachtheil zugefügt werben. 

Finanzminifter v. Bd dh: Wir haben dieſen Zollſatz nicht 
ohne Grund weggelaffen. Wir haben Torflager, von denen 
man wirflich fagen kann, daß fie unerfchöpflich find, und 
wir fonnen ihn ruhig ohne alle Abgabe ausführen Laffen. 


Rutſchmann: Sch habe meinen Antrag übereinftimmend 
mit dem Gommiffionsbericht im Intereſſe der Salinen ger 
ftelt und nehme ihn jeßt zurück. 

Bei dem Artifel Rinde wiederholt Volker feinen Antrag. 

Regenauer: Der hier ftehende Zollſatz ift höher als 
der preußifche, und befanntlich thut Preußen fo viel für 
feine Induſtrie, wie Fein anderes Land. Wir follten daher 
den Zoll nicht erhöhen. 

Rutſchmann tritt dem Abg. Speyerer bei. Wenn 
die Rinde nicht zufällig auch Brennmaterial wäre, fo würde 
man einen folchen hohen Ausgangszoll nicht haben. 

Schaaff: Es ift ruhmlich, daß der Abg. Speyerer 
hier gegen fein eigenes Intereſſe ſpricht. 

Der Antrag des Abg. Völker wird hierauf verworfer 
1883. I, R. Brot, 48 Heft. | 6 
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Dei dem Artikel Laub 
trägt v. Ticheppe darauf an, bie Ausſuhr ganz zu vers 
bieten. 

Finanzminifter v. Boͤckh: Es kann höchſtens im Grenz 
verfehr vorfommen, daß Einer einen Wagen Laub hinaus: 
führt uud man kann biefen wohl frei laſſen. 

Bei dem Artifel Stroh trägt v. Tſcheppe darauf an, 
den Ausfuhrzoll auf das Doppelte zu erhöhen. Futter und 
Stroh find Artifel, die zur Vichzucht fehr nothwendig find, 
theils als Düngungsmittel, theild zu den Neben in den 
oberen Gegenden. Gehen dieſe Artikel durch, eine erleichterte 
Ausfuhr in die Schweiz, fo wird das Inland Mangel daran 
feiden. Ich wiederhofe alfo meinen Antrag in Beziehung auf 
Futter md Stroh: 

Finanzminiſter » Bochh: Wir haben. in dieſer Beziehung 
noch Feine Roth. gelitten und. für manche Gegend ift es von 
Interoſſe, daß: kein zu hoher Zoll Statt: findet, weil fie font 
ihr Sutter nicht abſetzen könnte, fo. daß man bort ſagen kann, 
der Verkauf ſei vortheilhafter, als bie eigene Benutzung. 

Völtker trägt darauf an, dieſen Zoll ganz zu ſtreichen. 
Im Kinzigkreis fei die Ausfuhr von. Heu und Stroh von 
großer Wichtigkeit, und man müſſe fich glücklich fchägen, 
daß man diefe Artifel ins Ausland verfaufen fünne. Er fehe 
Daher nicht: ein, warım man: mit einem Ausfuhrzoll einen 
Artikel belegen wolle, der. den- Staatsangehörigen manchen 
Gewinn verichaffe. 

Knapp unterftügt den Antrag des Abg: Bölte r 

Der Autrag wird jeboch ohne: weitere Erinnerung wer: 
marfen. 

Bei dem Mtitel Haute trägt Pla darauf an, ben: Anfaß 
Der. Regierung, beizubehalten., 

Buhl meint, man ſollte den Hauten noch beifügen: Fr lile 
weil Kalbshäute Kalbsfelle genannt werben, 
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Finanzminifter v. Böckh: Sehen Sie hier den Antrag 
der Sommiffion als einen Regierungsantrag an. 

Sch bin überzeugt, daß dasjenige, was die Commiſſton 
vorgefchlagen hat, eine Verbefferung ift, denn es haben ſich 
in dieſem Zweige bedeutende Veränderungen ergeben. 

Der Antrag des Abg. Plas wurde nicht unterftügt und 
fofort der Art. 2 ded Gefeßedentwurfd mit dem dazu gehörigen 
Tarife einftimmig angenommen. 

Art. 3 nebft dem Tarif. 

Welcker: Sch ftelle hier den Antrag, die Entfcheidung 
über diefen Artikel bis zur Discuffion über das Budget auds 
sufeßen, d. h. alfo, den Antrag der Budgetcommiffion zu 
übergeben. Ich glaube, daß dafür fehr wichtige Gründe 
fprechen, indem durch eine andere Entfcheidung dem viels 
- feitig ausgefprochenen Wünfchen mehrere Kammermitglieder 
und vielen Wünfchen des Landes, die hier in der Sitzung 
unmöglich reiflich diseutirt werben Fonnten, ſchon zum voraus 
das Todesurtheil gefprochen wurde, mas mir durchaus nicht 
angemeffen zu feyn fcheint. Es wurde der Wunfch ausge 
fprochen, daß eine Kapitalienftener eingeführt werden möchte, 
weil fie die Gerechtigkeit gebiete. Wenn diefer Antrag das 
Glück haben follte, nach einer reiflichen Discuffion die Zu: 
ſtimmung zu erhalten, fo hätte man jebt eine anerkannt 
fatale Erhöhung von Abgaben befchloffen, ohne, daß man 
zuvor gewußt hätte, ob fie nothimendig war. Auf der andern 
Seite ift der fehr dringende Wunfch geäußert worden, die 
300 fl. Stenerfapital möchten nicht wieder zugefchrieben 
werden und man weiß alfo nicht, ob, wenn fich die Mehr; 
heit der Kammer dafür entfcheidet, die vorgefchlagene Art 
der Dedung ausreicht. Sch habe aus diefem Grunde meine 
Meinung als eine Forderung der Gerechtigkeit entwickelt, 
wobei ich himmelweit von dem Gedanken entfernt war, Daß per 
Bauſch und Bogen über eine folche Frage abgeftimmt werden 
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folle. Sch habe deßhalb auch unterlaffen, auf verſchiedene 
Einwendungen gegen meine Anficht zu antworten, und will 
deßhalb nur das Einzige bemerken, daß ich Feine Einwendung 
gehört habe, welche ich nicht felbft erwähnt, und folche 
widerlegt zu haben glaube, Wenn aber einerfeits fehr wichtige 
. Gründe dafür fprechen, daß die Sache ausgefeßt werde, 

fo fpricht auf der andern Seite nichts bedeutendes dagegen ; 
Denn davon ift der Herr Finanzminifter fo gut, wie wir 
Alle, überzeugt, daß, wenn, nachdem nun der Salzpreis 
berabgefeßt worden ift, fich Fein anderes Decungsmittel 
finden follte, das vorgefchlagene angenommen wird. Ohnes 
hin-ift die Summe nicht fo ungeheuer, daß nicht Hoffnung 
vorhanden wäre, auf irgend eine Weife die Decfungsmittel 
zu erhalten, fobald ſich nur die Kammer entfcheidet, daß 
die Deckung gefchehen folle. Sch bitte alfo die Kammer, 
nicht zu ſchnell auf dieſe wirklich in vieler Hinficht fehr 
fatale Zollerhöhung einzugehen, denn eine Zollerhöhung 
über die Hälfte des bisherigen Saßes zane kann zu allem 
Möglichen führen, 

Finanzminifter v. Böckh: Die Discuſſion über Die ein⸗ 
zelnen Artikel wird zeigen, wie wett der Abg. Welcker 
Recht hat. Jedenfalls kann er fich dabei beruhigen, daß 
fein. Antrag auf eine andere Steuer bei der Deckung Des 
Bedarfs fir ven Zehnten noch N zur Sprache 
kommen Fanıt. 

Buhl: Sch will den Abg. Welder nur darauf auf 
merfjam machen, daß es höchſt nothwendig ift, zu ent— 
ſcheiden, ob dieſe Zölle eintreten werden, denn jede Stunde 
Berzug iſt beis agb nachtheilig geweſen. Wenn man beute 
eine Bertagung aı Arm jo jegt man die ganze Handelswelt 
in neuen Zweit was nur neue Nachtheile bringen könnte. 

Welcker: Absdann perwandle ich meinen Antrag in Die 
Erklärung, daß ich nicht beiſtimme. 
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Golf: Sch zweirle leider jett nicht mehr daraı, daß 
die Erhöhung der Zölle angenommen wird-, und- bitte den 
Herrn Finanzmeinifter wiederholt, nur dafür zu forgen, daß 
diejenigen Kaufleute, die ihre Zölle redlich entrichten, vor 
den andern geſchützt werden, Die weniger gewiffenhaft zu 
Werke gehen. Snsbefondere wünſche ich, daß auf die Lagers 
häuſer Rückſicht genommen, und die Waaren, die ing 
Ausland beftimmt find und mit einem andern Frachtbriefe 
im Sander bleiben könnten, einer Plombage uuterworfen 
werden möchten, 

Finanzminiſter v. Böckh: Wie ift 8 aber, wenn: fie 
mit der Plombage im Lande bleiben ? 

Gnll: Das kann nicht gefchehen, fobald Semand. bei 
dem. Abladen auweſend ift., 

Finanzminiſter v. Böckh: Wir haben dießfalls ſchou 
Anordnungen getroffen. 

Soll: Allerdings! aber fie find nicht hinreichend. Aud) 
jollte das. Auffichtsperfonal au den Zolftationen von Zeit 
zu Zeit gewechjelt werden und auch von Zeit zu Zeit eine 
Viſitation der Frachtfuhren Statt finden. 

Finanzminifter v. Böckh: Ich werde die Handelskammer 
hierüber vernehmen. 

Kröll: Der Zul trifft hier nicht. blos die Waare, fondern 
auch Die Berpadung. In Holland, Frankreich und England 
wird aber das Gewicht der Verpackung abgezogen und eg 
wäre mwenigftens für den Handelsmann im Dberlande 
wunſchenswerth, wenn diefe Begänftigung auch bei ung 
eingeführt wide. Der Kaufmanı von Mannheim und 
Schröck Fann bei der Verlaͤdung gegenwärtig ſeyn und 
ſich vor Schaden ſichern, während der Oberländer Kauf— 
mann durch theure Verpackung feine Güter beziehen muß, 
und es ſollten ihm daher 40 Pro: ent Tara in Abzug ge: 
bracht werden. 
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Minifterialratt GoBweiler: Wenn man diefen Antrag 
annehmen wollte, fo würde bei den gegenwärtigen Zoll 
fügen ein bedeutender Ausfall entiiehen. Um ihn auszu⸗ 
gleichen, müßten diefe nothwendig um 10 Prozent erhöht 
werben. Solche Abzüge bei der Verzollung find blos in 
denjenigen Ländern eingeführt, wo fehr hohe Zölle beftehen; 
bei unfern niedern Zollfägen aber ift ein folcher Abzug 
nicht nothwendig. 

Kröll: Sch finde eben eine Ungleichheit hierin, zwiſchen 
dem Oberland und Unterland. | 
Finanzminifter v. Böckh: Kaffee und Zuder wird ing 
Dberland und Unterland in Fäffern verfchiekt. 


Bölfer: Ich unterftüge den Antrag im Intereſſe jener 
Großhändler, die mit Zucker handeln. Es ift fehr richtig, 
baß früher wenigftens viele den Zucker haben offen kommen 
laffen, wo fie feine Kara zu bezahlen hatten. Diefed 
gefchieht zumeilen jeßt noch, wodurch eine Ungleichheit 
entfteht und es wäre daher fehr wefentlich, daß die Tara 
fünftig nach einem beftimmten Fuß aufgelegt würde und 
wenn man im Ganzen dafür jedesmal 10 Proz. rechnete, 
fo bin ich überzeugt, daß die Staatöfaffe wenig verlieren 
würde und dabei würde die Sache wenigfteng regulirt feyn. 
Auch dürfte bei dem jetzt erhöhten Zoll dem Antrag wohl 
Statt gegeben werden, da in allen andern Staaten hierauf 
Rückficht genommen wird. 

Finanzminifter v. Böckh: Der Zoll vom Zuder und Kaffee 
iſt ſchon auf 5 fl. geftanden und man hat diefe Rückficht nicht 
genommen. Der Fall, den der Abg. Völker anführte, 
ift allerdings vorgefommen, allein hier wurde die Tara 
hinzu gefchlagen, aus bem einfachen Grunde, weil das 
Zollgefeß auf die Waaren mit der Verpackung berechnet ift. 

Völker: Man fonnte es aber doch in Beziehung auf 
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jene Waaren geftatten, die man and dem Auslande bezieht, 
und frei hereingehen ohne Verpadung. 

Miniſterialrath Goßweiler: Ich zweifle, ob Eofonial- 
waren unverpackt aus dem Auslande hereingehen. 

Voltker: Allerdings, und ich kenne felbft Häuſer, Pie 
500 Gentner Zuder an einem Tag aus Franfreich ganz 
offen bezogen und wahrfcheinlich Feine. Kara zu bezahlen 
gehabt haben. 

Finanzgminifter ». Böcdh: In einem ſolchen Fall wird 
die Tara hinzugefchlagent. ; 

Seramin: Ich habe gehört, daß in Mannheim der 
Zuder in Fäfern außerhalb ber Grenze ausgepadt und 
Netto verzolft wird. 

Minifterialrath Goß weiler: Diefer Verſuch wurde wohl 
einmal gemacht, findet aber nicht mehr Statt. 

Selkam: Ich bin and, mit diefen Artikel vollkommen 
eittberftanden, und glaube, daß mern auch fonft Mittel. 
im Budget übrig bleiben, wir ſolche zu verwenden wiffeh 
werden, da wir noch manche höheren Intereſſen zu berück⸗ 
fichtigen haben. „ 

Mas bie, wie mir ſcheint, auch hier noch einfchlägige Be- 
merkung des Abg. Doffelt in der allgemeinen Discuſſion 
betrifft, daß er im Jahr 4831 darum für die Herabfegung 
des Salzpreifes geftimmt habe, weil fie unbedingt verlangt 
worden fei, während Diefe Herabſetzung jeßt nur gegen eine 
anbermweite Belaftung gereicht werden wolle; jo will ich nur 
baranf noch kurz erwiedern, daß auch ſchon damals eine 
Erhöhung verfchiedener Eingangszölle in Ausſicht gefteltt, 
und wir fogar tod) auf weit höhere Tariffäße gefaßt waren. 

Mohr: Ich bin nicht der Meinung des Abg. Werder, 
daß wir die Berathung dieſes Artikels ausſetzen folten, 
weil dadurch dir Herabfesung der Salzſteuer fetbft ausge⸗ 
ſetzt wide, bin aber auch damit einverſtauden, daß biefe 
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Herabfegung nur dann erfolgen fanı, wenn: die Deckungs⸗ 
mittel genehmigt werden. Wir haben bei der frühern Be; 
rathung im Jahr 1831, ald Hauptmotiv unfered Antrags, 
den ungleid) harten Druck, der auf der ärmeren Klaffe 
kaftet, geltend gemacht. Wenn wir nun vermöge dieſer 
Kückficht auf Herabfegung diefer Steuergattung antrügen, 
jo würden wir unferm ehemaligen Grundſatze entgegen 
handeln, indem wir Artifel mit einem höhern Zoll.belegten, 
wodurch auf Die ärmere Klaffe abermals zurückgewirkt würde. 
Wenn wir den Zucker und den Kaffee, der in neuern Zeiten 
auch für die ärmere Klaffe ein wefentliches Bedürfuiß ift, 
ſo wie aud) den Reif, deffen die Kranfen bedürfen, höher 
beftenern, und nebenbei noch darauf antragen, das früher 
frei gegebene Steuerfapital wieder anzulegen, ‚fo. würden 
wir ausfprechen, daß die ärmere Klaffe jebt noch mehr 
belaftet werben folle, als fie früher belaftet war; “Bd 
ſchlage daher vor, flatt die Mittel zur Decung des Aus— 
falls, hier zu beftimmen, Diefes, bis zur erfulgenden Ber 
vathung über das Budget, auszufeßen, Die der ärmern Klaſſe 
frei gegebene Steuerfumme fortan frei zu laffen, den Zucker, 
Kaffee und Reif von der Erhöhung der Eingangszölle aus- 
zunehmen und diefe Erhöhung nur für die übrigen vorge— 
ſchlagenen Artikel eintreten zu laffen. Dadurch will ich nicht 
verhindern, daß jet fchon die Herabfeßung der Salzſteuer 
ausgefprochen werden folle, aber aud) nicht Dem Antrag bed 
Abg. Welcker beitreten, die Sachezu verichieben, fondern vor: 
fchlagen, die Mittel der Deckung aus denen für die Ablöfung 
des Zehnten beftunmten Mitteln zu entnehmen, weil die Abs 
löfung des Zehnten noch nicht ausgefprochen ift, und unfere 
Staatskaſſe keines Vorrathskapitals bedarf, um folche Zwecke 
dereinft auszuführen; auch die Staatskaſſe hinreichenden 
Sredit hat,um bad Geld, deſſen fie bedarf, aufzubringen, und 
nöthigenfalls das Fehlende dereinft durch Umlagen beigebracht 
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werben kann. Sch wiederhole daher meinen Antrag dahin, 
der Herabfeßung der Salzfteuer unbedingt beizuftimmen, 
dagegen aber ftatt der Erhöhung der Eingangszölle von 
Zucker, Kaffee und Reif das Mangelnde aus der VBorrathss 
faffe fur den Zehnten zu enthehmen. 

Lauer: Sch muß auf den Wunfch des Abg. Go ll zurück 
fommen und den Herrn Finanzminifter bitten, darauf feine 
Rückſicht zunehmen. Die neue Mafregel des Plombirens 
würde ich jehr beflagen, weil fie den Speditionshandel fehr 
befchränfen würde, Eine größere Eontrole bei der Ausftellung 
ber Frachtbriefe „Handel im Lande” würde dem Zweck noch 
eher entfprechen, denn diefe werben, ſcheint e8, zu Leicht 
ausgefertigt. | 

Bölfer erklärt fi mit dem Abg. Lauer einverftanden, 
und wünfcht, daß doch Feine Plombage eingeführt werden 
möchte, 

Es wird. hierauf die Frage zur Abftimmung gebracht, ob 
bei Colonialwaaren 10 Prozent Tara des Bruttoges 
wichtd in Abzug gebracht werden follen, welche verneint 
wird. Ä 

Zu bem Artikel Reiß fpricht Goll den Wunſch aus, daß 
ber bisherige Eingangszoll vom Neiß bleiben möchte. Der 
Herr Finanzminifter habe in feinen gemachten Mittheilungen 
von einer Reißeinfuhr von 3250 Gentnern im Jahr 1831 bis 
4832 und von einem folchen von 8570 Gentnern im Jahr 
1832 bis 4833 gefprochen. Diefe größere Einfuhr komme 
aber davon her, weil diefer Artikel damals ein Gegenſtand 
der abfoluten Nothwendigkeit und auch der Speculation ge 
wefen, welch leßtere auf einen Krieg zwifchen Holland und 
Belgien bafirt gewefen fei. Im Intereſſe der Conſummenten 
wunſche ich), Daß es mit dem Reiß daffelbe Bewenden haben 
möchte, wie mit der Gerſte, denn ic) ſehe gar nicht ein, warum 
gerade der Reiß auf das Doppelte erhöht werden folle, beſonders 
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da die Landleute ebenfalls fehr häufigen Gebrauch von dieſen 
Rahrumgsmitteln machen. 

Schinzinger: Ich unterftüge den Autrag und kann die 
Kammer verfichern, daß in dem vorigen Sahre, wo bie 
Kruchtpreife fo hoch ſtanden, ein großer Theil der Armeır 
ſich vom Reif genährt hat: 

Finanzminifter v. Böckh: Wenn die Fruchtpreife hoch 
ftehen, fo kann die Regierung ausnahmsweife und proviforifch 
den Zollfaß herabfegen. 

Uebrigens hat Naffau 4 fl. 40 fr., Heffen 5 fl: 40 fr. 4 

Würtemberg 4 fl. 40 fr. darauf gelegt. 

Sander: Ich unterſtütze den Antrag des Abg. Soll; 
denn es ift ganz gewiß, daß der Reif hauptfächlich auch von 
den Kranken und zwar von den armen Kranken, genoffen 
wird; denn die Reichen effen Sage, ber gar nicht im Tarif 
fteht, und ich fehe nicht ein, warum die Reicheren ihre 
Krankenkoſt nicht auch verftenern follen. Man follte es daher 
entweber bei dem alten Sat laffen, oder aber den Sago, 
der wohl zu den Colonialwaaren gehört und blos von dem 
Reichern gebraucht wird, in den Tarif aufnehmen. 

Finanzminiſter v. Boch: Wir haben den Sage darum 
weggelaffen, weil blos einige Gentner des Jahre hereinkommen. 

v. Tſche ppe unterftügtebenfalls den Antrag des Abg. Gofk 

Sonntag: Indem auch ich den Antrag des Abg. Goll 
unterſtütze, will ich nur noch beifügen, daß darum ſo viel 
Reiß eingeführt wurde, weil bei der durch den Mißwachs 
ſelbſt in den beften Gegenden entftandenen großen Noth im 
Jahr 4831 und 4832 die obrigkeitlichen Befehle, den Ge⸗ 
meinden gegeben wurden, Reiß kommen zu Taffen, Suppen 
anftalten zu errichten und die Armen damit zu unterſtützen, 
woraus alfo hervorgeht, daß durchaus keine Handelöfpeen- 
fation, fondern blos, wie ſchon gefagt, ber ra 
4834 dabei zu Grund lag. 
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FKinangminifter v. Bo ch: In folchen Zeiten, wie die an- 
„geführten , werden wir den Zoll ganz aufheben. 

Es wird hierauf der Antrag bes Abg. Golbl, daß der 
Reiß mit dem bisherigen Zoll belegt werben foll, zur Abs 
ſtimmung gebradyt und angenommen, 

Bei dem Artikel „Seeftiche “trägt v. Tfcheppe darauf an, 
diefe, fo wie die Häringe und Stocfifche, die nur auf den 
Tifch des Neichen fommen, mit einem höhern Zolle zu ber 
legen, die Südfrüchte dagegen auf den alten Zoll zurück zu 
feßen, weil fie blos für die Kranfen dienten und für bie 
Liqueurfabrifanten und Sonditoreien ald Material zum Betrieb 
des Gewerbs gebraucht werben. 

Der Antrag wegen ber Fifche wird nicht unterftüßt. 

Den andern Antrag wegen der Südfrüchte unterftütt 
Welder, da fie von ben Kranken genoffen und befonders 
durch den Transport häufig verborben würden, eine Zoller- 
höhung alfo ungeeignet feyn dürfte. 

Der Antrag wird verworfen. 

Zu dem Artikel „Auftern“ 2c., bemerft Welder, ich muß 
mich der Aufteri und anderer Gefchöpfe, die von bem Herrn 
Berichterflatter genannt wurden, doc, annehmen , weil diefe 
Waaren durch den Poftwagen verfendet werden und fchon da⸗ 
burd) eine bedeutende Abgabe an den Staat entrichtet wird. 

Finanzminifter v. Böckh: Man kann die Gansleber⸗ 
pafteten audy auf dem Gutwagen kommen Laffen. 

Buhl: Wir haben auch das hohe Porto ind Auge gefaßt, 
allein es ift möglich, daß man Waaren dann, um feinen 
Zoll bezahlen zu müſſen, von der Rheinfchanze nach Mann 
heim und von Straßburg nach Kehl auf dem Poftwagen 
fommen läßt. 

Golhl: Denjenigen Artikeln, die mit 10 fl. belegt find, follte 
man noch Eifen, Blechwaaren, Waffen und Schwertfegers 
waaren, Mefferfchmidtarbeiten, Meflingwaaren ıc. beifügen. 
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Der Antrag wird unterftüßt. 

Buhl: Nenn man diefe Artifel aufnehmen will, fe 
geht: man zu demjenigen über, was man vermeiden will, 
nämlich zu dem Antritt eines Weges, der dem Prohibitivs 
foftem näher führt. Die Commifjion hat Alles beachtet; fie 
glaubte aber, daß es bei diefem Gefeße nicht möglich fei, 
darauf. einzugehen. Sch müßte fonfl darauf antragen, das 
Ganze an die Commiffion zurück zu geben, und das Zollge⸗ 
fetz überhaupt revidiren zu laffen. Der Abg. Goll hat viele 
Artikel genannt; ich will ihm aber noch viel mehr neunen, Die 
mit demfelben Rechte darauf Anfpruch machen Fonnem Hier 
aber hat die Regierung nur die Erhöhung von denjenigen 
Waaren vorgefchlagen, die ganz vollendet: “find, die im 
Lande gemacht werden fünnen und bie in einer großen Maffe 
ind Land eingeführt werden, fo daß man mit weniger Bes 
(äftigung zu vielem Geld kommen kann. 

Goll: Der Abg. Buhl ift ein großer Freund und Ber 
förderer der inländifchen Induftrie, und er wird mir deß⸗ 
halb auch zugeben, daß alle diefe Fabrifate bei und ganz 
beſonders gut bearbeitet werden und daher in Beziehung 
auf die inländifche Induſtrie Be Unterftüßung be 
binfen. or 

Buhl: Sch will fogar eine Motion im Sutereffe ber 
Induſtrie machen, wenn es nöthig ift, aber in dieſem Augens 
blick nicht. - 

Goll nimmt feinen Antrag zurück. 

Rutſchmann: Der Umftand, daß diefe jo ſehr bes 
herzigenswerthen Vorſchläge zu jpät fommen, und es nicht 
angehen winde, hierin etwas zu improvifiven, veranlaßt 
mich zu dem Wunfche, die auf Seite 31 des Gommiffione: 
berichts aufgeführte Bemerkung zu einem förmlichen Antrage 
zu erheben und ins Protocol! nieder zu legen, damit. Die 
Regierung Veranlaffung nehmen möge, von diefem Antrag, 
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Gebrauch zu machen, Es find feit-der Erlaſſung des Zoll- 
tarifs vom. 18237 eine Menge Defiderien an die Kammer 
gebracht worden, die nur zu einem ganz Kleinen Theil 
durch. die heutigen Befchlüffe Berücfichtigung gefunden 
haben, und darum wird ed an der Zeit ſeyn, auch diefe 
verfchiedenen Defiderien zu prüfen, und auf dem nächften 
Landtage oder im Weg der Proviforien, worauf ich aber 
nicht antragen möchte, zu berückjichtigen. 

Walckhner: unterftüßt den Antrag und bemerft, daß 
bei einer Statt habenden Nevifion der Zolfäge, wenn auf 
diefe genannten Gegenftände geeignete Rückficht genommen 
werde , ver vaterländifchen Induſtrie bedeutend aufgeholfen 
werden fünnte. 

Körner: Sch unterftüße den Antrag des Abg. Rutfdy 
mann auch wegen des Eingangszolld von überſeeiſchem 
Tabak. Mit Bedauern fehe id; eine Summe von 18,000 
Gentnern rohem Tabaf, von 4000 Centnern inländischen 
Tabaf und 1900 Eentnern fabricirtem Tabak in unfer Land 
eingehen. Die traurigen Berhältniffe in dem Unterlande 
wegen der unerfchwinglichen Eingangszölfe werben genügend 
beweifen, in welcher beffagenswürdigen Lage diefer Landes⸗ 
theil ift. Sch will zwar wohl annehmen, daß eine Summe 
von 40,000 Gentnern Tabaf wieder ing Ausland geht, allein 
unter fehr vielem von. diefem Taback befindet ſich aus— 
fändifcher, der blog mit unferem Landesproduct vermifcht 
it. Ob ich num gleich auch wünfche, daß die Induſtrie 
dadurch befördert werde, weil man behaupten will, es fei 
diejer ausländische Tabak abſolut nothwendig, um den 
Abſatz des inländifchen Tabaks zu befördern, fo weiß ich 
doch auch aus Erfahrung, Daß. eine große Menge aus— 
ländiſcher Tabak nicht der Fabrication wegen ins Land 
kommt, fondern die Hälfte in bloßen Tabaksrippen befteht, 
die zu gar feiner Fabrication dienen und in folchen niederen 
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Preifen eingeführt werden, daß fie unfer inlaͤndiſches Pro⸗ 
duct im Werthe herabdrücken. Ich trage deshalb darauf 
an, daß wmwenigftend die Tabafsrippen und Stiele mit 
einem Eingangszoll belegt würden, was ebenfalls bei der 
Revifion des Zolltarifs berückſichtigt werden könnte. 

Buhl: Die Eommiffion wollte den Xabaf berückfich- 
tigen, allein gerade die Lifte, deren der Abg. Körner 
erwähnte, hat und wieder davon zurückgebracht. Es if 
allerdings fo viel Tabaf eingegangen, als der Abgeordnete 
Körner bemerfte, allein ed gingen auch 24,000 Gentner 
fabrizirter, und 23,837 Gentner unverarbeiteter Tabad 
and. Wir glaubten ſonach, daß, wenn wir eine Auflage 
auf die überfeeifchen Tabaksblätter gelegt hätten, der 
Pfalzer Tabaksbau in Gefahr gefeßt worden wäre; Denn 
dieſer Tabaf hat, wenn er nad) dem jeßigen Gefchniad 
ber Leute ſeyn ſoll, Vermifchung nothwendig. Es wird 
alfo diefer Gegend durch diefe Einfuhr geholfen; ja eine 
noch größere Einfuhr wäre noch erfreulichen, weil man 
barans den Schluß ziehen fünnte, daß mehr hinand ge⸗ 
führt werben würde. 

Körner: Wenn ich die Einfuhr von demjenigen ab- 
ziehe, was ausgeführt wird, fo bleibt gar zu wenig übrig, 
was der inländifche Tabak gewinnt. Ich nehme alfo an, 
daß der größte Theil von dieſem ausländifchen Tabad 
bei und confumirt wird, und blos deßwegen, weil man ben 
unfrigen nicht fo fehr lobt. Sch bitte die Regierung, das 
traurige Schickfal unferes Landestheils zu Herzen zu nehmen: 
Er hat ſchon mehrmals darum gebeten, und würde in feinem 
Steuercapital ungleich höher hinauffommen, wenn ihm ge: 
holfen würde. 

Finanzminifter v. Boch: Sch wünfche sehr, daß wir bie 
Mittel hätten, die Ausfuhr unferes inländifchen Tabaks zu 
befördern, Die Einfuhr der Blätter ift hoch belegt, denn der 
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Gentner foftet 1 fl. Die Einfuhr der überfeeifchen Blätter 
noch mehr zu erfehweren, würde unſerer inländifchen Zar 
"bafsinduftrie einen harten Stoß verfeßen, demm bie über 
feeifchen Tabafsblätter bleiben nicht alle in unferm Laube, 

v. Rotteck. Ich wünfche nicht, daß man die Bitte um 
eine Revifion des Tarifs improvifire, ſondern fich zuerft 
über die Grundfäße verftändige, nach denen eine ſolche Re 
vifion Statt finden ſolle, und dieß wird gefchehen, wenn ber 
Abgeordnete Buhl den Gegenftand im Wege einer Motion 
zur Sprache bringt. Bis jebt hat man eine Erhöhung von 
Eingangszöllen gefordert. Vielleicht wird fpäter das Gegem 
theil zur Sprache gebracht werden. Das Wort Reviſion 
überhaupt und ohne nähere Beftimmung des Sinnes , worin 
fie gefchehen ſolle, hat hier gar feine Bedeutung, dem fie 
faun auch die entgegengejeßte Richtung vom derjenigen 
nehmen, die vielleicht in der Kammer herrfcht oder herrfchen 

. wird. Sch wiederhole demnach meinen Wunſch. 

Es wird hierauf der Art. Inebft dem Eingangszolltarif 
mit der einzigen, im Bezug auf den Reiß befchloffenen Aende⸗ 
rung, und ſodann aud) der Art. 4 des Entwurfs von der 
Kammer mitgroßer Stimmenmehrheit angenommen. 

v. Dürrheimb: Ic habe gegen den erften Artikel ge 
ſtimmt, werde nun aber für Das ganze Gefet ſtimmen. Gegen 
jenen Artifel war ich Deswegen, um die Gefahr abzuwenden, 
die das direete Steuercapital zu bedrohen fcheint, und aus 
demfelben Grunde habe ich auch für dem dritten Artifel ges 
ſtimmt. Um das zu erhalten, was ber Artifel darbieter, 

muß ich nun für das ganze Gefeß ſtimmen. 

Mit Ausnahme von ſechs Stimmen Bekt, Goll, Pot 
felt, Knapp, Rindefchwender und Melder) wird 
nunmehr das ganze Geſetz in der Faffung nach 

Beilage Ar 3 
vom der Kammer angenommen, In Beziehung auf den fetten 
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Antrag im Commiffiondbericht, Eingangszoll von Getreide 
betreffend, bemerkt der Herr Finanzminiſter, es werde 
dieß geſchehen, wenn die übrigen Vorlagen wegen des Zoll: 
tarifs gemacht würden. 

Endlich wird noch der Antrag des Abgeordneten Rutſch⸗ 
mann, wornacd um eine Reviſion des Zolltarifö gebeten 
werden fol, angenommen, und nachdem noch dem Abo. 
Herr, wegen Unpäßlichkeit auf 14 Tage Urlaub ertheilt 
worden, die heutige Sigung um halb vier Uhr gefchloffen, 
und die Tagesordnung auf die nächfte verfündigt. 

Zur Deurfundung 
der in öffentlicher Sitzung am 19. Juli 1833, Nachmittags 
4 Uhr gejchehenen Borlefung. 
- Der Präffdent, Der Secretär, 
Mittermaier. | . 9. Schinzinger. 


Beilage Nr. 1 


sum Protofoll der 17. öffentlichen Sikung vom 28. Juni 
1833. 





Zum Entwurf des Geſetzes über die Zolk 
privilegien. 
Nach den Befchlüffen Der erften Kammer. 


Die hier nicht erwähnten Artikel werden nach den Be: 
fchlüffen der zweiten Kammer unverändert angenommen. 
Art. 3 

Die Dauer eines Privilegiums darf fechs Sahre nicht 
überfchreiten, kann aber nach Ablauf deffelben auf weitere 
ſechs Jahre und fofort erneuert werden, fofern nicht vor- 
her. beide Kammern Einfprache dagegen erhöben haben. 


XV. Sitzung v. 28. Juni 4833. 97 


Art.6. 
Wie im Entwirfe, nur bleiben im dritten Abſatz die 
Worte: 
„in der für Finanzgeſetze vorgefchriebenen Weiſe“ 
weg. Ä 
Zur Beurfundung: 
Karlsruhe, den 26. Juni 1833. 
Der Präffdent der erften Kammer der Ständeverfanmlung: 
Wilhelm, Markgraf zu Baden. 


2 Die Secretäre: 
Frhr. v. Göler. 
Zell. 


Beilage Ar. 2 


zum Protocol der 17. öffentlichen Sitzung vom 28. Juni 
1833. 





Leopold, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 


Wir verordnen hiermit unter Zuftimmung Unferer ge 
treuen Stände, wie folgt: 

Art. 1. 

Alle Bereine, welche politifche Zwecke haben, oder unter 
anderem Namen zu politifchen Zwecken benützt werben, 
find verboten. 

Alle andern, bereits errichteten ober Fünftig zu — 

1833, U. K. Prot. 46 Heft. 
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Vereine, welche nicht ſchon beftehenden Geſetzen unterliegen, 
koͤnnen jederzeit don der Staatsregierung aufgelöst werden, 
in fo fern fie nicht die Genehmigung der Bezirkspolizei— 
behörde nachgeſucht und erhalten haben, 

Die Bezirfspolizeibehörde kann jederzeit Die Vorlage der 
Statuten der beftehenden Vereine, fo wie bie er 
der Mitglieder derſelben verlangen. 

Art 2. 

Jeder, der einen verbotenen Verein errichtet, oder daran 
Theil nimmt, fo wie Seder, welcher dem Gebot der Aufs 
löſung eined Vereins nicht unverzüglich Folge leiftet, 
endlich Seder, der eine Ankundigung eines verbotenen oder 
des Fortbeſtehens eined aufgelösten Vereins in ein Öffent- 
liches Blatt aufnimmt, verfällt in eine Strafe von fünf- 
zehn bis fünfundzwanzig Gulden, oder vierzehntägigem 
bis vierwöchentlichem bürgerlicyem Gefängnip. 

Art. 3. 

In eine gleiche Strafe verfallen Diejenigen, welche an aus» 
wärtigen Vereinen, die von der betreffenden, fo wie von Der 
dieffeitigen Staatsregierung verboten find oder werden, auf 
irgend eine Weife Theil nehmen, vorbehaltlid, einer höhern 
Strafe in den Fällen diefes Artifeld, fo wie der des Artifels 
2, wenn der Zwec des Vereins als — Vergehen 
oder Verbrechen erfcheiht. - 

Art. 4. 

Alles öffentliche Tragen von Abzeichen in Bändern, Co— 
carden oder dergleichen, bie nicht in dem Lande, deſſen Ange: 
höriger der iſt, welcher ſie trägt, zu tragen erlaubt ſind, 
ferner dag nicht autoriſirte Aufſtecken von Fahnen iſt unter: 
fagt: 

Wer ein an anderes Abzeichen, als das erlaubte ſeines 
Landes öffentlich trägt, fo wie der, welcher eigenmächtig 
eine Fahne auffterft, die nicht die badifchen Landesfarben 
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trägt, ober durch Herklommen, fo wie befondere Verordnungen 
autorifirt ift, verfällt, fo oft er zur Anzeige kommt und 
überwiejen wird, in eine polizeiliche Strafe von fünf Gulden, 
vorbehaltlich einer höhern Strafe, wenn die That: ale be- 
fonderes Bergehen oder Verbrechen erfcheint. 
Gegeben ıc. 
Die erſte Kammer nimmt den vorftehenden Gefeßesent- 
wurf an. 
Karlsruhe, den 24, Juni 1833, 
Sm Namen der unterthänigft treu gehorfamften erften 
Kammer der Ständeverfammlung. 
Der Präfibent ; 
Wilhelm, Markgraf von Baden, 
Die Segretäre : 
Frhr, v. Goͤler. 
Bell, 


Beila g e Nr. 3 
zum Protocoll ber 47, öffentlichen Sitzung vom 28. Juni 
1833. 





Leopold, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 


Wir haben mit Zuftimmung Unferer getreuen Stände 
beichloffen und verordnen wie folgt: 
Art. 1. — 
Der Preis des Kochſalzes iſt auf zwei und einen halben 
Kreuzer, der Preis des Viehſalzes auf einen und einen 
halben Kreuzer für das Pfund beim Einkauf auf den 


Salinen des Landes herabgeſetzt. 
di 
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‚Der Preid bed Kochſalzes im Kleinverkauf darf drei 
Kreuzer für das Pfund an feinem Ort überfteigen. 

Den zum Salzverfauf im Großen und im ‚Kleinen be 
rechtigten Salzhändlern wird auf jedes Pfund ihres Vor: 
rath8 vom Kochjalz an dem Tag, an welchem bad Serrt 
n Wirffamfeit tritt, ein Kreuzer vergütet. 

Art. 2. 

Der bisherige Ausgangszolltarif ift aufgehoben, an feine 

Stelle tritt der in der Beilage I. erfichtliche. 
Art. 2. 

Zu theilweifer Deckung der Ausfälle, die ſich in Folge 
der vorhergehenden Artikel ergeben, werden von den in 
der Beilage IT. bezeichneten Waaren, ftatt der bisherigen, 
die beigefeßten höhern Eingangszölle erhoben. 

Gegeben ıc. 

Die zweite Kammer nimmt vorftehenden - Geſetzesent⸗ 
wurf an. 

Karlsruhe, den 28. Juni 1833. 


Im Namen der unterthänigft treu gehorſamſten zweiten 
Kammer der Ständeverfammlung ꝛc. 
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Beilage L 
Ausgangszolltarif. 

— Benennung der Waaren Eindeit — 
«IR. 
II, Glasſcherben......... Gentr. — 50 
IV: SONNE En „ —8 
Hammerfchlag und Feilfpäne » — 4 
Altes Eifen ..... . nn — 38 
Altes Kupfer, Meffing, Zi. „ —-3% 
%., „" —-4 
VI. Brennholz, Scheiterhofz . .Afl.Werth — 6 


Bauholz, Stämme,Rlöge,Bal- 

fen, behauen und unbehanen ; 

Sägmwaaren, Dielen, Bretter, 5 
Pfoften, Rahmfchenfel, Lat: | 
ten; Werkholz, zubereitete — 
Holz für. Gewerbe als: Faß- 

dauben, Kübelftäbe, Felgen, 
Brunnenteichel, Sewehrfchäf: 

te, Holz zu Siebmacherarbei- 

ten, Pfähle, Schindeln, Far 


ckeln, Lichtfpäne: —4 

| lat — 27 
vn En... 
„ Nadelholz ...,.. Roa — 2 


Kubikfuß — 
— Roßlaſt 1 20 

» Ruß: u. Kirfchbaumholz Kubituß— 2%. 
„nicht genammten Holzar- Roßlaſt — 24 

BES Kubikfuß — 24 
Stangenholz ohne Unterſchied Roßlaſt — 40 


Reife, Floß⸗, Korb: u. Flecht⸗ 


meiden eo tr 4 er — 50 
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Zarifdabtheilung | 


R nn Benennung der Waaren Einheit Tarifjag 


fl. Er. 
olzabfälle, Wellen —— 
is, Späne —— 1 fl. Werth 
des nicht 
buchenen 
Scheiter- 
holzes — Alla 
HOolzkohlen ————— 1fl.Wertb— 6 
Rinde, welche zum Gerben bes j 


nußt werden kann, ganz, in 
Stücken, geftampft, genahlen — 6 
N ‚per Mitr.— 5 
et Roßlaſt — 4 
X. _ Futter getrocknetes, als den 
getrockneter Klee ie... Centr. — 2 
Stroh irn Fr — 2 
XIX. Häute und Felle, rohe, Fiie u» —350° 
rn nn getrocknete nn „1% 


2 „ ” von Hirfchen, 
—— — —F 
Altthieren . „40 
„ „ Sirfanfäfbern 4 
und Rehen [7 — 40 
XX. Haſenfelle, im verpackten Zu: * 
Apps — — 
Haſenfelle, unverpackte . . . 4 Stüd— 1 
XXI Roßhaare (Maͤhnen⸗ u. Schweif⸗ 


haare) rohe‘ "ee Gentr. 1 40° 
Kühhaare und andere ähnliche | 
N, lead FA A FE „ 6 


Babe. 1... — 173 1 44 
AXIL Knuochen, unverarbeitete, Leims 
h leder und andere Abfälle zur 
Leimfabrication 2... .. »„ —5 
XXVI Lumpen, Papierteig und altes 
DR ee Ansfubr verbot. 


\ 
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Beilage I. 
bear im Eingangszolltarif 
Bennenung der Maaren Einheit Eingangszoll 
" fl. fr. 


Seefifche, frifch, getrocknet, geſalzen, ge- 
— Centr. 140 
Südfrüchte, friſch, getrocknet, Citronen, | 
Pomeranzen ıc. Zuder und Kaffee . 
Gewürz, gemeine, Ingwer, Pfeffer,‘ 7’ 
SIEREHL nn. ne 
Sonbitoreimaaren, —— und uber Ä 
veitete Specereien. «ur 00000. „ # 40 
kederfabrieate......... cn | 
Leinwand und leinene — Spiben 
Wachstuch. NEE 
Baumwollewaaren —— 
Wollenwaaren und alles Gewebe yon | 
andern Thierhaaren ...... Zu 10 — 
Seidenwaaren ıc. Floret und Safe 
den, Wachstaffent . 
Kleidungsſtücke, Meißzeug, * um 
Modewaaren. » : acer 
Aufden Pofvägen eingeführte llBanren— 
4) Bücher und Drudfchriften aller Art, 
Mufifalien, Rupferftiche, Landkarten . per Pfund - —/4 
2) Seefifche, Auſtern und andere Cum 
fumtibilien- 2020er nie 4 — 2 
3) Alle übrigen —* und uicht dec⸗ 
larirten Waaren » .. ... — »„: = 8 


3 20 


XVIII. Oeffentliche Sitzung 


Verhandelt in dem Sitzungsſaal der zweiten Kammer der 
Ständeverfammlung. 


Karlsruhe, den 2. Juli 1833. 


Sn Gegenwart der Herren Regierungscommiffire Staatöminifter 
Frhr. v. Türkheim, Minifterialbef Staatsrath Winter und 
Geh. Referendär Ziegler, fodann fümmtliher Mitglieder der 
zweiten Kammer mit Ausnahme der Abgeordneten Aſchbach, 
Föhrenbach, Gerbel, Herr, v. Ipftein, Körner, Lauer, 
Martin, Rindefhwender und Trefurt. 


Unter dem Borfiß des Präfidenten Mittermaier., 





Das Secretariat macht folgende neue Eingaben befannt: 

4) des Profeffors Nies, großberzogl. hefjifchen Directors 
am Schullehrerfeminarium zu Bensheim, mit einer Druck: 
fchrift „über die Errichtung und den Fortgang des Schul; 
lehrerfeminarg 5" 

2) des Alt Schullehrers Sohann Matt zu Strittmatt, 
um Aufnahme unter die Zahl der penfionirten Schullehrer ; 

3) des Schullehrers Hagift in Wambach, Amts 
Schopfheim, um Berbefferung des dortigen geringen Schuls 
bienftes durch Ankauf einiger Güterſtücke; 

4) der. Stadtgemeinde Wertheim, um Bewirfung Des 
Anfchluffes unfers Landes an ein ganz Deutfchland um⸗ 
faffendes Zollſyſtem. 


Der Abgeordnete v. Tſcheppe übergibt 
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5) eine Petition der Gemeinden Leibertingen, Kraͤhen— 
heinftetten, Reuthe ıc., um Aufhebung der Bann s und 
Zwangmüblen, und bemerkt: ſchon auf dem legten Landtage 
wurde die Nothwendigfeit, diefe Laft abzunehmen, ausge 
ſprochen, und von der Regierung auch Einfeitungen dazu 
getroffen, von denen ich aber nicht weiß, wie weit ſie ge— 
diehen find. Wahrfcheinlich haben Uebertreibungen auf ber 
einen Seite und Mißverſtändniſſe auf der andern Seite 
die Sache nicht fehr befördert, und ich bitte deßhalb 
die. Petitionscommiffion, hierauf Rückſicht zu nehmen, und 
weil doch der Gegenftand fo großen Einfluß auf das 
Staatswohl hat, denfelben bald zu erledigen. 

Seramin übergiebt 
6) .eine Petition ‚der ſaͤmmtlichen Landgemeinden und 
Theilungscommiffäre des Amtsbezirks Breiſach, um Ber 
wandlung der Amtsrevijorate in unabhängige Notariate, 
und um Abfchaffung. der Tagsgebühren der Theilungs- 
commiffäre, und bemerkt dabei, daß er den Verfaſſer 
genau kenne und. wife, daß er ein eben fozrechtlicher als 
im Theilungsfach gefchicfter Mann fei. 

Der Abgevrdnete B eff übergiebt 

7) eine, Bitte der Gemeinde Brigad), Amts Hornberg, 
um Aufhebung der Bannrechte; 

8) die Bitte mehrerer Bürgermeifter ded Amts Salem, 
Namens’ der Salem’fchen Lehenleute, in Betreff ihrer 
. Kehensverhältniffe; 

9 die Bitte der Wirthe des Amtsbezirks Heiligenberg, 
um Bermandlung der Weinaccife und des Ohmgeldes in 
Averfen. 

Der Abgeordnete Trötfchler: 

10) die Bitte der Schullehrer des Kirchfpiels Rickenbach, 
Amts Sädingen, um Befoldungsverbefferung. 

Schaaff übergiebt folgende Petitionen: 
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44) Bitte der Gemeinden Strümpfelbront, Katzenbach, 
Dielbach und einiger anderer Orte ded Amts Eberbady, 
um Aufhebung alter Abgaben an die marfgräflich. badifche 
Standesherrfchaft Zwingenberg ; 


12) Bitte der Gemeinden Ober⸗, Mittel und Unter⸗ 
fcheflenz um Aufhebung des Heerbrechtgeldeg ; 


13) Bitte derfelben Gemeinde um Aufhebung des großen 
und kleinen Zehnten; 


14) Bitte ebenderfelben um Einführung einer Sapitaliens 
ftener; und bemerkt: was die Sapitalfteuer betreffe, fo 
werde ber Gegenftand vielleicht noch vorkommen; die Zehent: 
frage fei von der Regierung bereits in die Kammer gebracht, 
und mas das Gefuch um Befreiung von einigen alten Abs 
gabe betreffe, fo fei Diefer Gegenftand fchon auf Dem vorigen 
Landtage vorgefommen, die Sache fei mit Empfehlung an bie 
Regierung gegeben worden, bis jetzt aber noch nichts darauf 
erfolgt, und die Petitionscommiffion werde daher in der 
Lage feyn, diefem Gegenftand befondere Aufmerkſamkeit 
fchenfen zu müffen. 


Sonntag übergibt 


15) eine Petition der Gemeinden Prechtbal, Oberwinden 
und Niederwinden, die Abgabe des Bürgergab- und Baus 
holzes auf dem Stamm betreffend; wobei er bemerkt: bie 
Gemeinden haben das; Recht gehabt, das Holz auf dem 
Stamm nad) Haufe zu führen, wenn es von dem Forſtmeiſter 
angewiefen worden war. Nach einer Verordnung vom Monat 
Auguſt aber iftihnen dieß unterfagt, indem fie Das Holz klafter⸗ 
weife aufmachen follen, falls folches auch zu Bauten benußt 
wird. Sie befchweren ſich nun darüber, und bitten um Ab⸗ 
hülfe. Die Forficommifjion, an bie ich Die Sache ‚verwiefen 
wünfche, wird Die geeignete Rücficht Darauf nebmen, _ 
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v. Rotteck übergibt zwei Petitionen, nämlich 

16) der Elifabethba und Johanna Orthner zu Bühl, 
um Unterflügung aus dem Maria-Biftoria-Stiftungsfond ; 

47) des Hinterfaßen Melchior Scheidel zu Bühl, in 
bemfelben Betreff. 

Völker übergibt 

48) eine Petition der Bürgermeifter der Gemeinden des 
Amtsbezirks Lahr, und bemerkt: Die Bittfteller empfehlen 
darin befonders. die. Beibehaltung des Landgeftüts, und 
führen aus, wie wichtig und nothwendig dieſes Juftitut für 
unfer Land fer. Sch empfehle dieſe Petition der Petitionscomzs 
miffion dahin, daß fie der Budgerscommiffion übergeben 
werde, um von dieſer feiner Zeit Bericht Darüber zu hören, 
denn auch fchon Die übrigen Petitionen in dieſem Betreff wie 
biefe, werben in dem Sinne und Wunfche des ganzen Landes 
ſeyn. | 

Fecht legt 

19) eine Petition der Schullehrer des Amtsbezirks Tryberg 
vor um Beſſerſtellung der Volks ſchullehrer, und äußert dabei, 
ich wartete abfichtlicdy mit der Ankündigung diefer Vorftellung 
bis ich dad Vergnügen haben würde, Jemand auf den Sigen 
ber Regierungscommiffion zu fehen, denn an dieſe Vorftel- 
lung möchte ich gerne ‚die Bitte fnüpfen, ed möchten und 
von der Regierung die Materialien mitgetheilt werden, Die 
von den untergeordneten Stellen eingefendet wurden, um 
einmal diefe fo wichtige Sache der Befferftellung der Schul; 
lehrer auf eine gründliche und umfaffende Weife zu erledigen. 
ch bitte Daher die Regierung, diefen Wunfch, den ich ale 
Heltefter der Schulcommiffion mir erlauben darf, zu be 
rückſichtigen. 

Präſident: Es bedarf nichts weitet, als daß die Com⸗ 
miſiion ſelbſt die 'erforderlichen Vorlagen von der Regierung 
verlangt, und hat fie einen Zweifel, fo bitte ich fie, ſich an 
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mich zu wenden, inbem alsdann die Borlage veranlaffen 
werde. 


v. Rotteck: Ehe mit den wichtigen Gegenftänden der 
Tagesordnung begonnen wird, möchte ich an die Kammer die 
Frage ftellen, ob die zu Abfchließfung des Contrakts über den 
Druc der ftändifchen Protocolle niedergefeßten Commiſſion 
auch zugleich den Auftrag erhaltenhabe, den Verleger zu beauf: 
fichtigen, und die Vollziehung des Contracts zu controlirei. 
Wenn dieß der Fall nicht ift, fo wünfche ich, daß die Com— 
miffion den Auftrag erhalte, indem fonft der Wunfch der 
Kammer und der ganze Zweck jener Veranftaltung vereitelt 
würde, die im Intereſſe der Befchleunigung des Drucks ge 
troffen wurde. Wir find nun fchon feit fechd Wochen bei: 
fammen, und noch ift Fein Bogen von den Verhandlungen 
ausgegeben. Sollten Hinderniffe in diefer Hinficht vorhanden 
ſeyn, jo müßten diefe mit dem größten Eifer aus dem Wege 
geräumt werden, weil fonft aud) die finanziellen Opfer, Die 
wir brachten, um ein möglichft zahlreiches Publikum mit 
dem Inhalt der Verhandlungen recht bald befannt zu machen, 
vergeblich gebracht worden wären. Sch wiederhofe alfo 
meinen Antrag, die gedachte Commiſſion zu beauftragen, 
die Vollziehung dieſes Vertrags zu beauffichtigen und mög» 
lichſt Fraftig und nachdrücklich dafür zu forgen, daß fie ohne 
alfen weitern Anftand Statt finde, 


Buhl: Die Commiffion war nicht damit beauftragt, 
‚allein weil ich denſelben Mangel fühlte, habe ich dasjenige 
aus eigenem Antrieb gethan, was der Abg. v. Notte d 
wünfcht. Sch habe übrigens erfahren, daß Niemand Die 
Berfendung bogenweife verlangte. Neunzehn Bogen waren 
in ber letzten Woche bereits -gedruct , und ed wird demnach 
in den nächften Tagen ein Heft erfcheinen. Uebrigend wünſche 
ich felbft, daß die Commiſſion beauftragt werde, für die 
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fireugs: Erfüllung des ebenfalls fehr ireng gemiächten Vers 
trags zu forgen. 

v. Rotteck: Die Hefte follten nicht fo ſtark werden, 
denn auf die Protokolle der ſtaͤndiſchen Verhandlungen haben 
die: Bundesbefchlüffe keinen Einfluß und es können ohne allen 
Anſtand auch Hefte von zehn Bogen ausgegeben werden. 

Buhl: Daß die Hefte größer gemacht werden, ift. eine 
kleine Defonontie, weil jeber Umfchlag befanntlich 6 Krenzer 
koſtet. 

v. Rotteck: Schnelligkeit der Verbreitung iſt die Haupt: 
macſicht. 

"Mördes: Ohne einen beſondern Auftrag abzuwarten, 
hatte das Secretariat geglaubt, die Befchleunigung bed 
Drucks in den Kreis feiner Pflichten ziehen zu müffen; allein 
wir fünnen darım nicht mahnen, weil die Berlefung der 
Protokolle jo langſam vor fich geht. Es liegen gegen 10 uns 
verlefene Brotofolle auf dem Secretariat, welche, fobald folche 
die Kammer angehört hat, an den Berleger abgegeben werden 
konnen. 

Präſident: Es fehlt nicht an Materialien und ber Ar- 
chivar führt ein eigenes Negifter darüber, zu welcher Stunde 
die Gorrecturen eingefendet werden. Demnach befteht. eine 
gehörige Sontrole. Willman die Sache dem Secretariat über- 
Jaffen, fo wird diefes gewiß den Wünfchen der Kammer ent; 
fprechen. 

v. Rotted: Allerdings wird ed am beiten ſeyn wenn 
das wohllöbliche Secretariat noch neben feinen übrigen 
Arbeiten diefes übernehmen will. Ich habe auch nicht Davon 
geiprochen, daß wegen der Berlefung der Protofolle oder 
durd; das Secretariat Stillftand entitehe, fondern nur ge⸗ 
winfcht, daß gegenuber dem un alle Hinderniffe ber 
feitigt werben. 

Mördes: Die beiden übrigen Secretäre werben, gleich 
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mir, mit Vergnügen den Auftrag übernehmen, und jeßt, 
wo Materialien zum Drudf genug vorhanden: find, über 
firenge Vollziehung ded Vertrags wachen. 

Duttlinger zieht ebenfalls das Secretariat zu dieſem 
- Gefchäft vor, weil eine Commiſſion zu Ichwerfällig fei, und 
das Secretariat allein die Notizen befise, die dazu gehörten, 
um über die Sache zu urtheilen. 

Der Präfident bemerkt, daß er ſelbſt die Dberanfficht.änber 
die Vollziehung führen werde. 

Winter v. H.: Was die Bemerkung betrifft. daß Nies 
mand die bogenmweife Berfendung verlange, fo habe ich erſt 
fürzlich in Heidelberg mit großer Betrübniß erfahren daß 
diejenigen, welche bogenweiſe Ablieferung verlangte, doch 
noch feinen Bogen erhalten hätten. 

Speyerer berichtet hierauf über die Nachweiſungen der 
Amortifationscaffe für die Jahre 1830 und 4834 ,, vejps über 
- die Berichte des ftändifchen Ausſchuſſes. 

Beil. Nr. 1. 
(18 Beilagenheft, ©. 142 — 157.) 

Walchner erftattet weiteren (den zweiten) Bericht über 
den Gefegesentwurf, den Verkauf der ärariichen Eiſenwerke 
betreffend. Beil. Ar. 2. 

(18 Beilagenheft, Seite 158 — 179.) 

Der Drud beider Berichte wird befchloffen. 

Rutfchmann berichtet über ben Antrag der eriten Kammer, 
die Abänderung einiger SS. der Wahlordnung betreffend, 
und trägt Namens der Commiſſion auf abgekürgte. Form der 
Berathung an. 

Beil. Nr. 3. 

v. Rotteck erklärt ſich dagegen, da eine authentiſche Er⸗ 
klaͤrung eines 8. der Verfaſſungsurkunde eine fo. wichtige 
Sache ſei, daß man ſie nicht improviſiren ſollte. Auch ſei er 
durch das flüchtige Verleſen des Berichts noch nicht genügend 
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unterrichtet, um mit vollfommener Weberzeugung fogleic) 
darüber -abzuftimmen, und wenn er auch gleicy feinen Vor⸗ 
ſchlag zu machen gedenfe, und auch die Commiſſion keinen 
beſtimmten Vorfchlag gemacht habe, fo Fünnte man doch 
fpäter, wenn die NRegierungsvorlage erfcheint, zu einem 
Berbefferungsvorfchlag Veranlaſſung haben, welcher ver: 
mieden werden fünnte durch vorläufiges Ausfprechen unferer 

Anſicht. Es ift daher richtig, ſich näher darüber auszus 
fprechen, und es muß auch der Regierung felbft für den 
Fall, daß fie ung ein Gefeß vorlegen wollte, erwünfcht feyn. 
Ich wiederhofe daher meinen Antrag. 

Bader: Ich bin fonft auch dafür, daß die abgefürzte 
Form in Sachen, wo es fich um eine gefeßliche Beftimmung 
handelt, nicht gewählt werde, Allein diefer Gegenftand, der 
Schon im Jahr 4831 fo weitläufig erörtert wurde und wobei 
man blos die Regierung um eine fchon zum voraus fir nothe 
wendig erfannte Erfänterung bittet, wird alsbald abgerhan 
werden können. Wenn in der Folge eines oder das andere 
Mitglied im Materiellen eine abweichende Anficht hat, 
wenn die Kammer fich ſelbſt für etwas Anderes als die An— 
ſicht der Regierung entfcheiden wollte, fo kann es immer 
noch gefchehen. 

Schanff: Ich ſtimme nicht fir die alsbaldige Berathung. 
Die Sache ift zwar an und für ſich einfady, und kaum zu 
zweifeln, Daß die Kammer dem Vorfchlag der Commiſſion 
am Ende beitreten wird, allein e8 handelt fich bier um die 
Abänderımg eines Grundgeſetzes in unferem conftitwtionellen 
Weſen und hier dürfen wir niemals den Schein haben, als 
fei etwas übereilt worden. Ich unterſtütze daher den Antrag 
des Abg. v. Rotteck. 

Motte Nach den Motiven mit denen der Abg. 
Bader den Antrag unterſtützt hat, die Sache abgekürzt zu 
behandeln , Scheint es, als ob die Meinung der Kammer vom 
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Jahr 4834 gewiſſermaßen als diejenige betrachtet wird, bie 
fie jetzt noch hat, indem der Abg. Bader auf die Verhand⸗ 
lungen der Kammer im Jahr 4834 hinwied. Wenn wirklich 
die Kammer diefe Meinung noch hat, fo würde ich nicht auf 
einer weiteren Berathung beharren, und wäre, was meine 
eigene Anficht betrifft, volllommen zuirieden: Wenn aber 
ans der Berathung in abgefürzter Form eine moͤglichſt ein⸗ 
fache Uebergabe der Sache in dem Sinne hervorgiengeyrdaß 
die Kammer die von ben beiderfeitigen: Commiſſionen ange 
deuteten Anfichtenitheilte, wonad) in einem „dem. Bejchluf 
von 4831 entgegengefegten Sinne, die Auslegung gemacht 
werben follte, fo würde dieß etwas ganz Anderes ſeyn und 
da jedenfalls darüber ein Zweifel obwalten mag, fo wieders 
hofe ich; meinen Antrag. 

Wetzel J.: Im Intereffe der Zeiterfparniß, und weil 
alle Mitglieder der Kammer wiffen, was fie zu thun 
haben, ftimme ich für die alsbaldige Berathung. Es ift noth⸗ 
wendig, daß hier eine Beftimmung eintritt, damit nicht die 
Wähler den fubjectiven Anfichten der Kammer, rückfichtlich 
des Vertrauens auf den Gemwählten, fo vielfad) unterworfen 
werden. 

Mohr: Sch unterſtütze den Antrag des Abg. v. Rotteck 
noch aus dem weiteren Grunde, weil mehrere Mitglieder in 
der Ueberzeugung, daß heute Feine Berathung Statt finden 
werde, auögeblieben find, und es nicht in der Ordnung feyn 
würde, unerwartet über einen Gegenftand abzuftimmen, Der 
eine Abänderung der Berfaffung in fich begreift. 

Mordes: Sch unterftüge den Antrag bed Abgeorbneten 
v. Rotteck aus dem Grunde, weil ich von dem Abg. Bader 
die Behauptung gehört zu haben glaube, daß die Kammer 
von 1834 über diefen, an fich wohl nicht fchwierigen, Gegen 
fand ihre Meinung fo entfchieden ausgefprochen habe, daß 
ed einer befonderen Erdrterung desfalls nicht weiter bebürfe. 
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Es handelt jidy bier aber auch) um die Rechte der neuen Mit: 
glieder, ‚unter die ich zu gehören die Ehre habe, und darım 
kann man fich wohl nicht fo unbedingt auf eine Meinung der 
Kammer von 18341 berufen. 

Bader: Ich habe mich nicht auf die Anficht oder den 
Ausſpruch der Kammer von 1831, fondern auf die damaligen 
Erörterungen überhaupt berufen, die genügend ſeyn werden, 
um uns. in den Stand zu jeßen, die vorliegende Frage jeßt 
gleich zu beantworten. | 

Merk: Jedenfalls verwahre ich mic, dagegen, daß Die 
Abwefenheit einiger Mitglieder den mindeften Einfluß auf 
unfere Berhandlungen haben fünne, indem die Ramnter, for 
bald fie gehörig) conftituirt tft, alle und jede Beſchlüſſe faſſen 
kann. | 

0: Tſcheppe: Eshandelt fich hier blos darum, unnöthige 
Koften wiederholter Wahlen und einen zweifelhaften Zuftand 
zu entfernen, ich ftimme daher für alebaldige Berathung. 

E83. wird hierauf befchloffen, fogleich zur Discuſſion zu 
fchreiten. | 

Duttlinger äußert nach eröffneter Discuſſion: ich er; 
kläre mich für die Adreffe, wie fie die erfte Kammer ber 
zweiten mitgetheilt hat. Was aber die Frage betrifft, in 
welchem Sinne die Artikel der Wahlordnung, von denen 
bie Rede ift, erläutert werben follen, fo theile. ich bie 
Meinung. derjenigen, welche glauben, baß bei ungleicher 
Zahl der. Wähler Derjenige, der gewählt ſeyn folle, brei 
Stimmen mehr haben. müffe, als der Andere, wogegen bei 
gexaber Zahl der Wähler, der Gewählte nur zwei Stimmen 
mehr haben fol. Bei dieſer Einrichtung iſt dafür geforgt, 
daß Fein Wähler. fidy felbft zum Abgeordneten. machen Fanıt. 
Wenn aber die Zahl der Wähler in 31 befteht und wir 
wollen beitimmen, was jebt im Borfchlag ift, daß nämlich 
abfolute Mehrheit. auch hier entfcheiten ei, fo treffen 
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wir die Einrichtung, daß ſich ein Mitglied des Wahl⸗ 
collegiums jelbft zum Abgeordneten machen kann, weil, 
wenn fünfzehn auf, der einen Seite and fünfzehn auf der 
andern Seite ftehen, derjenige der ſelbſt Mitglied. des Wahl: 
collegiums iſt, feine Stimme hinzufügen kann und dann 
Abgeordneter ift. Sch halte übrigeng für atgemeffen, Die 
Anficht, wonach man. die Erläuterung begehren foll, nicht 
in die Adroffe aufzunehmen, ‚fondern blos in der Kammer 
auszufprechen und unbedingt der Adreffe der erſten Kammer 
beizutreteit. | | 

Schaaff: Der Ag. Duttlinger führe als emgigen 
Grund für feine Meinung an, daß Einer fich ſelbſt zum 
Abgeordneten machen Tonne. Diejes kann er aber auch 
nach dem Borfchlag des Abg. Duttlinger und es iſt 
wahrlich: auch nirgends verboten. (Mit. Heiterkeit) die 
Wahlordnung jagt, der Wahlmaun ſoll demjenigen bie 
Stimme geben, den er in jeder. Beziehung für den Tüch—⸗ 
tigften halte; wenn. min ein Wahlmann ſich felbft für den 
Tüchtigften hält, fo ift er nicht nur berechtigt, - fondern 
durch fein Gelübde verpflichtet , fich. jelbft die Stimme zu 
‚geben! ! Ä 

9Rotted: Sch theife die. Meinung, Die ‘der Abg. 
Duttlinger vorgetragen :hat, indem andy: ich glaube, 
daß die fraglichen "SS: der. Berfaffung. in dem von ibm 
angegebenen . Sinne gedeutet ‘werben. müſſen. Außer dem 
Grunde, den er felbft vorgebracht hat, umd ‚der: richtig iſt, 
iſt anch dasjenige zu berückſichtigen, wad im Jahr 4831 
gefagt wurde. Weit übrigens Die Adreſſe der erſten Kammer 
einſtweilen nur darauf gebt, überhaupt einen Vorſchlag 
zu einer Auslegung zu erhalten, ſo iſt es nicht nothwendig, 
in Beziehung auf das Materielle ſich hier in eine beſondere 
Discuſſion einzulaſſen, denn die Regierung wird theils 
aus: demjenigen, was in der erſten Kammer uud unſerem 
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Sommifftousbericht,, theils aus demjenigen, was in der 
zweiten Kammer im Sahr 1834 darüber 'gefagt worden 
ift, die. Andeutungen entnehmen, die fie beftimmen mögen, 
den Entwurf einer autentifchen Interpretation in einem 
oder dem andern Sinne vorzulegen. 

—Fecht: Sch flimme für das Einfache, weil * das 
Volk liebt, deſſen Anſicht am beſten entſprochen wird, wenn 
wir ſagen, daß eine Stimme über die Hälfte ſo entſcheide, 
daß wer z. B. 81 Stimmen gegen 30 hat, Deputirter iſt. 

Bader: Ich habe im Jahr 1831 mit Denjenigen ge: 
fiimmt, die dafür hielten, daß bei ungerader Zahl eine 
Stimme mehr als die’ Hälfte nothwendig fei, "und habe 
mic damals ganz an die wörtliche Beftimmung ber vor 
mir liegenden Wahlordnung gehalten. Wenn ich num aber 
die Sache vom Standpunkt des Gefeßgeberd betrachte und 
mich frage, welche Beſtimmungen für. die Folge gegeben 
werben follen, fo glaube ich, daß man am beften mit dem 
Begriff der abſoluten Stimmenmehrheit in Webereinftimmung 
bleibt, wenn man beftimmt, daß mehr ald die Hälfte (es 
mag mm eine: halbe oder ganze’ Stimme feyn) bie Ent: 
ſcheidung geben fol. Auch in der Gemeindeordnung haben 
mir die gleiche. Beftimmung gegeben. Wenn man biefe-Be: 
Timmung annimmt, fo fommen wir auch mit dem 8. 80 
in Ueberemftimmung, welcher fagt, daß, wenn nun zwei 
Perſonen vorgefchlagen werben, derem jede die Hälfte aller 
Stimmen 'erhälte, ſchon nach. der erften Stimmgebung zur 
Ent ſcheidung durch das Loos geſchritten werde; Ach wieder: 
hole daher meinen Antrag, auf Behandlung der Gem int 
abgefürzter Form. Ä 

Welcker: Sch bin im. dahr 48341: auch wie der Abg 
Bader, von der Anſicht ausgegangen, daß, wenn von 
Wahlmannern 46 auf der einen und 15 auf der andern 
Seite ſtehen, die Wahl alsdann gültig ſei, — habe mir 
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nicht gedacht, daß der Geſetzgeber jo grauſam geweſen jei, 
ſich den Fall zu denfen, daß einer von diefen Menfchen in 
Stüce gefchnitten werden müffe. Ich glaube auch nicht, daß 
ein Grund vorhanden ift, von der allgemeinen Regel ber 
abfoluten Mehrheit hier abzugehen und die abfolute Mehrheit 
ift vorhanden, wein fechszehn gegen fünfzehn ftehen. Sch will die 
Gründe nicht weiter entwickeln, die ich früher angeführt habe, 
fondern nur noch bemerken, daß ich in diefem einzigen Fall es 
für geeignet halte, in der Adreffe jelbft unfern Wunfch in Bes 
ziehung auf die Art der Auslegung nicht auszufprechen, wos 
gegen ich ed aber fonft bei einer Bitte, um die Erläuterung 
eines Geſetzes für Regel halte, daß die Kammer ihren — 
in der Adreſſe ſelbſt ausſpricht. 

Wetzel J.: Ich huldige bei Geſetzen den Begriffen des 
gemeinen Sprachgebrauchs und darum trete ich dem Eom⸗ 
miffionsantrag bei, den ich fchon in der Commiſſion ange⸗ 
nommen babe, weil das Bolf am beften begreifen wirb, was 
darunter zu verftehen ift, wenn es heißt, es müffe Einer 
mehr als die Hälfte der Stimmen haben. IM 

Buhl: Ich bin mit dem Abg. Duttlinger ganz aus 
denfelben Gründen einverftanden, die er felbft aus einander 
gefeßt hat. Der Hauptgrund für mich ift Der, daß nicht eine 
Perfon fich durch ihre eigene Stimme zum Deputirten machen 
fann, indem ich die eberzeugung des Abg. Schaaff nicht 
theife, daß man in der Meinung, man fei der Beſte, ſich 
felbft die Stimme geben folle. Sch halte die Weberzeugung, 
daß man ber Tauglichfte unter allen Staatsbürger im 
Großherzogthum fei, für eine etwas fehr ftarfe Ueberzengung, 
denn diefe Anficht würde man wirklich haben, weil alle 
Staatsbürger im Großherzogthum zu Deputirten wählten 
find. | * 
Poſſelt: Der Abg. Schaaff hat wahrſcheinlich nur 
ben Fall im Auge gehabt, wenn der Mitconcurrent nach 
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dem .$::80 der Wahlordnung, da wo anf jeden ber beibent 
Gandidaten die Hälfte der Stimmen fällt, das Loos zu 
entfcheiden, und feine neue Wahl einzutreten. Es kann 
demnach Einer mit der Hälfte Stimmen Abgeorbneter werden, 
wenn ihm noch das Roos dazu hilft. Wenn er nun gar 
noch eine Stimme mehr hat, als die Hälfte, fo follte man 
glauben, daß er um fo eher als legitimirt erſchiene. Ach 
bin deßhalb mit der Commiſſion einverftanden. 

Knapp: Ich halte die. Anficht des Abg. Duttlinger 
für die richtige, denn der Gefeßgeber fordert eine Stimme 
wenigftend über die Hälfte. Nun. ift es aber zur Genüge 
bewieſen, daß die. halbe. Stimme nicht gültig, ‚Daher ein 
anderes Ausfunftsmittel nöthig: ift. 

Fecht: Es. wird ein fo großer Werth darauf — 
daß der Abgeordnete ſelbſt einen großen Einfluß auf ſeine 
Wahl erhalte. Wir Deutſche haben in dieſer Hinſicht eine 
außerordentliche Züchtigkeit. In England tritt der Wahlcan- 
didat frei auf, er fpricht feine Anfichten und. Grundfüge aus, 
und hält es für Ehvenfache, anzufündigen, er winfche zum 
Abgeoröneten gewählt zu werden. Den Einfluß durd) Briefe, 
durch Bermittlung ‚von. Freunden fünnen ‘wir andy bei uns 
in feinem Fall verhigidern, ich bleibe daher bei der Anficht 
Des Abg. Schaaff ftehen. 

Poffelt: Da der Herr Regierungscommiffär die Anficht 
der Kammer zu hören gewünfcht hat, und die Gründe ſchon 
vor zwei Sahren ausfirhrfich erörtert wurden, ſo fünnte es 
vielleicht die Discuſſion abfchneiden, wenn man durch vor- 
laufige Abftimmung die Meinung der Kammer hierüber hörte. 

Präfident: Die Regierung bat nur gemimfcht, bie 
verschiedenen Anfichtender Mitglieder der Kammer kennen zu 
lernen, Damit die: Eegiteung an die zweckmäßigſte Weiſe 
wählen kann. 

Poſſelt: Daraus habe ich blos geſchloſſen, daß die 
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Regierung ſich überzeugen — „wie bie Bu ber 
Kammer geſinnt iſt. | 

Dittlinger: Der. Grund * den der Abg. —** 
zurück weist, hat in der That: ſich auf etwas ganz Anderes 
bezogen, als quf dasjenige, wovon heute die Rede iſt. Da⸗ 
mals war allein Die MRede von der Interpretation eines bes 
ſtehenden Geſetzes und heute iſt die Rede von dem Erſchaffen 
einer neuen Beſtim mung. Damals hat man den Grund aus 
dem Buchſtaben des Geſetzes hergenommen und heute von 
dem Geiſt wovon Das: Geſetz ausgehen ſolle. Ich! bin 
uͤbrigens mit dem Abgeordneten Poſſelt ganz einver⸗ 
ſtanden, daß über die Frage, in welchem Sinn die Kammer 
die Erlaͤuterung oder die Faſſung der Artikel für Die Zu⸗ 
kunft wunſcht, eine Abſtimmung Statt finde. Auf dag, 
was) der Abg Sch waff gegen mich erinnerte, habe ich 
blos das zu erwiedern, daß ich ed allerdings auch für ein 
Recht vder mit! ihm fin eine Pflicht anſehe, die den einzelnen 
Mitgliedern der Wahleollegien zukommt, ſich ſelbſt die 
Stimme zu geben, wenn man nämlich überzeugt iſt, daß 
man der Mann ſei der dem Vaterlande mit. feinem Maaß 
von Kraften und ſeiner loyalen Geſinnung die beſten Dienſte 
leiſten werde "Bow dieſem Rechte aber in der Art Gebrauch 
zu madyen,; daß nur allein von dem Gebrauch deſſelben die 
- Wahl des Abgeordneten im einzelnen Fall abhängen . fol, 
dazu möchte ich niemals rathen, weil wir Alle, wie wir 
bier fißen; leicht geneigt find, unfern Werth zu. überfchägen. 

Schaagffe Ich wiederhofe, daß fich immerhin Einer zum 
Deputirten machenkann, und wenn wir auch. die Zahl ber 
erforderlichen Stimmen auf zwei Drittheile ſetzen, meil e8’ja 
unter allen Berhältniffen möglich ift, daß von einer einzigen 
Stimme die Gültigkeit der Wahl-abhängt. Der.angeführte 
Grund iſt alſo durchaus micht fchlagend und —— — 
die Anſicht der Eommiſſion zw widerlegen. » | 
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Duttlinger: Ich will nicht Täugnen, daß die Stimme, 
die ein Mitglied des Wahlcollegiums ſich felbit gibt, in allen 
Faͤllen Einfluß auf feine Wahl hat, allein in allen Fällen 
hängt von feiner Stimme allein feine Wahl nicht ab, und im 
andern Fall muß er nicht nur eben fo viel Stimmen für fich 
haben, als der Mitconcnrrirende, fondern noch die Stimme 
eines weitern Wahlmanns, | 

9. Rotteck wiederholt die Gründe, die der Gefeßgeber 
hat, um bie in Frage befindliche weitere Stimme zu fordern 
und bemerkt, daß die Wahlcollegien aus einer ungleichen Stim⸗ 
menzahl bejtehen,. und auf beiden Seiten eine vollfommene 
Stimmengleichheit herrfche, ein Einzelner mit feiner ſich felbft 
gegebenen Stimme: den: Ausjchlag geben und Abgeorbneter 
werben würde, ohne daß fid eine Mehrheit unbefangener 
Männer für ihn erklärt hätte. Diefed folle durch die frage 
lichen SS. verhütet werben. 

Geheimer Referendär. Zieler: Es müßte dann aber auch 
eine weitere Maaßregel getroffen werden, wodurd; verhütet 
würde, daß man nicht überhaupt ohne ein Nefultat bliebe, 
wenn dad Wahlcollegium fortwährend auf derfelben Abftims 
mung beharrte. 

v. Rotted: Für diefen Fall hat das Geſetz bereits 
geſorgt. 

Es wird hierauf beſchloſſen, der Adreſſe der erſten Kammer 
beizutreten. 

Als der Präfident die weitere Frage ſtellen wollte, ob bie 
Kammer ſich durch einen Befchluß darüber ausfprechen wolle, 
welcher einzelnen Anficht fie beitrete, bemerkt 

v. Rotted: Sch flimme dagegen, weil fonft bie Rammer 
in Gefahr kommen könnte, ſich in kurzer Zeit felbft zu wider⸗ 
fprechen, Es find viele Mitglieder nicht gegenwärtig, bie 
vielleicht eine andere Anficht haben möchten, als die heutige 
Mehrheit, und es koͤnnte dann, wenn bie Regierung ein 
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Sefe im Sinne ber heutigen Mehrheit vorlegte, ſolches 
fpäter dennoch verworfen werben. 

Präfident: Die Regierung wird jebenfalld bie vers 
ſchiedenen Stimmen zu würbigen wiffen. 

Bader berichtet hierauf Namens der Petitiondcommiffion 
über die Bitte des Dr. Heinrich, um Entfhädigung wegen 
- unerlaubter Gefangenhaltung. 

Beilage Nr. 4. 

Staagatsrath Winter: Ich hätte gewinfcht, daß bie 
Sommiffion und diefe Bitte mitgetheilt, oder wenigftend einen 
Auszug aus den Acten verlangt hätte. Ich würde ihr dieſen 
gegeben haben und bin auch jetzt erbötig, ihr alle Acten mits 
zutheilen, woraus fie erfehen kann, was es für einetBewanbniß 
mit der Sache hat. E liegt weder in meinem Beruf, noch 
in meinem Character, über einzelne Perfonen mich öffent 
lich zu äußern, und ich wünfche Daher, daß die Commiſſion 
die Acten durchgehen möchte. Es wurde allerdings in der 
Form anfänglich gegen diefen Mann gefehlt, allein diejenigen, 
die diefe Form überfchritten haben, find alle fort. Später 
wurde fir den Petenten geforgt, fo. weit man forgen zu 
müſſen ſich verbunden glaubte. Etwas mehr zu thun, als 
man ihm anbot, kann man nicht, und was man ihm_anbot, 
fann man aus den Acten evjehen. 

Bader: Die Petitionscommiffton hat von der großherzog⸗ 
lichen Regierung die Acten verlangt, folche aber nicht erhalten. 

Duttlinger: Ich habe der Kammer die in Frage lies 
gende Petition übergeben, und befenne, daß ich bei dem 
Durchlefen derfelben in der That in Erftaunen darüber ges 
rieth, daß fie von Vorgängen in Baden handle, die ich 
in unferm Lande nimmermehr für möglich gehalten hätte, 
Ich freue mich, dap die Petitionscommiffion alle Verhaͤlt⸗ 

niffe, dieder Petent bezeichnete, mit fo großer Klarheit und 
Genauigkeit in den Bericht aufgenommen, allein, eben ber 
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Umſtand, daß diefer Bericht jetzt in unſere Protocolle abge: 
druckt wird, wird nothwendig machen, daß die Sache noch» 
mals an die Commiſſion zurückgehe, damit der große Form⸗ 
fehler näher aufgeklärt werde und man im großen Publicum 
nicht die Meinung habe, es gehe in Baden zuweilen auf eine 
Weiſe zu, wie ed kaum in der Türkei zugehen kann. 

Staatsrath Winter: Es ifb allerdings keine ſormliche 
Unterſuchung vorangegangen, allein aus den Acten wird 
erhellen, was der Grund der Arretirung warn Der Petent 
wurde nicht als Gorrectionär in dad Correctionshaus ge⸗ 
bracht , fondern aus andern Grimden, und bättem wir ein 
Arbeitshaus gehabt, fo wäre er dorthin gefommen: = "r 

Duttlinger: Ich wünfche, daß die Augelegenheit noch⸗ 
mals. an eine Sommiflion zuricfgegeben werde, und zwar im 
Sntereffe der Ehre unfered Landes und der Achtung vor den 
Geſetzen. 

Mördes unterſtützt den Antrag. 

Merk: Ich bin ebenfalls für dieſen Antrag. Man fieht, 
daß hier fehr Arges gefchehen ift, allein man kann nicht 
ganz Flug aus der Sache werden und man muß rrft aud den 
Acten erfehen, wo wirflich gefehlt worden ift. 

Winterv. H.: Ich unterftüge fchon —* den Antrag 
des Abg. Duttlinger, weil die Leute, die bei dieſem 
Vorgang waren, nicht alle todt ſind. 

Welcker erklärt ſich ebenfalls für den Antrag und: will 
feine Anfichten über diefen Borfall zurückhalten bis durch 
die Aeten nähere Aufklärung gegeben ſey, obgleich er ſich 
wohl erinnere, daß dieſelbe Geſchichte ſchon auf dem vorigen 
Landtag vorgekommen ſey, ohne daß die al aa ‚habe 
widerlegt werden fünnen. 

Fecht: Sch war im Sahr 1834 Berichterſtatter un fand 
aud) ohne Actenvorlagen in einer trefflichen Vertheidigungs⸗ 
fehrift, ‚die mir übergeben. wurde, daß unbeftteitbarr ſehr 
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gefehlt worden iſt. ch forderte insbefondere darüber die 

Acten, auf weffen Befehl und warum diefer Berfolgte ins 

Gefaͤngniß fam, konnte aber folche nicht erhalten, weil es 

hieß, e8 feyen über diefe Hauptfache Feine Acten vorhanden. 

Wenn der Herr Negierungscommiffär bemerkte, daß Heinrich 

nicht als Sorrectionär, fondern aus andern Gründen in das 

Correctionshaus gekommen \fey ; ſo will ich nur bemerken⸗ 

daß es für einen Mann von Ehre ſchon etwas Erſchreckliches 

ift, wenn er fich nicht zur Strafe, fondern bloß um ihn in 

Sicherheit zu bringen, in eine foiche Anftalt verſetzt fühlt. 

‘ch unterftüge übrigens auch den Antrag, die Sache zur 

nochmaligen Prüfung an die ie zurück⸗ 

zuweiſen. Zu 

Staatsrath Winter: Ich wiederhole, daß es nicht im 
meinem Character liegt, mich öffentlich zu erklären und in 
das Detaik der Sache einzugehen, obgleich der Petent ben 
Weg der Deffentlichkeit betreten hat. 

Es wird hierauf einftimmig befchloffen, die Sache zur 
Einficht ver Miniſterialacten an die Commiſſion zurückzu⸗ 
weiſen. 

v. Rotteck berichtet ſodann über die Bitte der Mutter 
des Joſeph Garnier von Raſtadt, um Beſchleunigung der 
gegen ihren Sohn anhaͤngigen Unterſuchung. 

Beilage Nr. 5. | 

- Beh: Referendär Ziegler: Ich kann nur mean, daß 

ed der Commiſſion nicht gefällig war, Auskunft darüber 

zu verlangen, was das Juſtizminiſterium geantwortet hat, 
und ich erbitte mir. Darüber eine Antwort, warum es nicht 
gefchehen ift. 

Staaterath Winter: Sie wollte feine Auskunft. 

v. Rotteck: Darum nicht, weil das, was vorliegt, hints 

reicht, um einen wefentlichen Fehler und ein Gebrechen ber 

Gefeggebungin ein klares Licht zu feßen und den Formfehler, 
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den dad Hofgericyt begangen hat, und worauf ſich ber. Bes 
richt bezieht, vor Augen zu fielen. Mögen die Acten ſagen, 
was fie wollen, wir haben nicht über den concreten Fall zu 
entfcheiden. Ein weiteres Einfchreiten von unjerer Seite 
wegen einer materiellen Kränfuug fanı nur dann Statt 
finden, wenn alle Inſtanzen von den Petenten burdhgegangen 
find. Hier aber haben mir auf eine Elare und überzeugende 
Weiſe Kenntniß von einem -begangenen höchft bevamerlichen 
Formfehler, von einem verwahrlosten Recht ber Staates 
bürger und einer Entfchlagung des möglichen Einſchreitens 
von Seiten des Hofgerichts erhalten, das die Sache lediglich 
zur hochgefälligen Verfügung des Juſtizminiſteriums übers 
geben hat. Sch zweifle nicht, daß von dem Juſtizminiſterium 
eine befriedigende Entfcheidung gegeben werden wird, allein 
darauf fommt ed nicht an, fondern bloß auf ben Schritt bes 
Hofgerihtd, und darauf, ob ein Stantöbürger drei Mos 
nate oder länger in-einem Gefängniß bleiben kann, ohne daß 
ihm felbft, oder feinen Angehörigen, das Recht zuſtehe, bei 
ber eigentlichen Richterftelle um Abwendung ber vermeinten 
Suftizverzögerung überall um ein wohlthätiges Einfchreiten 
zu bitten, und darauf bezieht fich der Bericht. 

Geheimer Referendär Ziegler: Alles was hier vorges 
tragen worden ift, enthält nichts, was zur Sache gebört. 
Hier ift nicht die Rede davon, allgemeine Anträge zu ftellen, 
fondern wenn aus diefem einzelnen Fall ein allgemeiner Ans 
trag abſtrahirt werden fol, fo muß es im Wege einer Mos 
tion gefchehen. 
 - Sodann läßt fich der. Bericht der Petitionscommiſſion auf 

einen Beſchluß des Hofgerichts ein, allein von dieſem etwas 
zu ſagen, liegt außer ihrer Competenz. Dieſe Beſchwerde 
hat nur bei dem Juſtizminiſterium ſtatt, kann aber keinen 
Gegenſtand der Discuſſion in der Kammer abgeben. Dabei 
kann ich nicht unterlaſſen zu bemerken, daß das Hofgericht 
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in Raftadt angeführt hat, es fey ihm nicht befannt, ob, 
und unter welchen Grunde Garnier in Unterſuchung fei, und 
darauf ward die Antwort ertheilt, es möge bei dem Stabt- 
amt, hinfichtlich des Fortgangs der Uinterfuchung, das Ges 
eignete verfügen. Hätte die Commiſſion irgend eine Anfrage 
an die Regierungscommiffion ergehen laffen, fo hätte man 
ihr fogleich darauf geantwortet. Was den jeßigen Stand 
der Sache betrifft, fo höre ich, daß die Acten des Stadtamts 
fchon dem Hofgericht vorgelegt, und mit einer Inſtructiv— 
verfügung wieder an das Stadtamt zurückgegangen feien, 
welche beiden Punfte ich aber nicht verbürgen, wohl aber in 
einer der nächiten Sitzungen darüber beftimmte Auskunft 
geben fann. 

v. Rotted: Alles was feit der Einbringung der Petition 
weiter gefchehen ift, ändert an dem Factum, wovon bie 
Petition fpricht, gar nichts, und es ift mirNichten anerfannt, 
daß die Rammer gar feine Beſchwerde oder feine Anzeige von 
einem Mangel oder Gebrechen zur Notiz nehmen darf, der bei 
einer Behörde fich bemerflich gemacht hat, fondern daß der 
Betheiligte ſich zuvor an die höhere Sinftanz zu menden 
habe. Dieß würde der Fall feyn, wenn es ſich um eine ems 
pfehlende Liebergabe der Petition an das Staatsminifterium 
handelte, allein die Sommiffion hat ihren Antrag nicht dar⸗ 
anf geftellt , fondern den $. 67 der Berfaffung beachtet. 
Wenn diefe Petition auch nicht vorläge, fondern bie Kam⸗ 
mer auf einem andern Wege Kenntniß von der vörliegenden 
Berweigerung der Juſtiz erhalten hätte, fo würde fie das 
Recht gehabt haben, nadı dem S. 67 der Berfaflung biefen 
Mipbrauc der Zuftizverwaltung der Regierung anzu⸗ 
zeigen. 

Merk: Es ſteht naturlichder Kammer nicht zu, fich in das 
Materielle der Sache einzulaflen, d. h. ob hier ein Unrecht 
geichehen fey oder nicht. Es mögen hinreichende Gründe vor⸗ 
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handen geweſen ſeyn, Die Verhaftung zu erkennen und die 
Unterfuchung anzuordnen, allein. id) muß erftaunen ; daß 
man die Competenz der Kammer in der Hinſicht beanſtanden 
will, daß fie eine Anzeige an die Regierung zu machen beab: 
fihtigt, über einen Borgang, der die Beſchwerde einer 
Mutter betrifft, daß der Verhaft, oder die Unterſuchumg 
nicht auf diejenige Art erledigt worden fei, wie ſie glaubt, 
daß fie hätte erledigt werden. follen. Diefe Competenz wir 
nicht bezweifelt werden können, und es iſt nothwendig "in 
diefer Beziehung einen Blick anf die Verfügung des Dofges 
richtd zu werfen und ſich daranf zu beſchränken was in 
biefer Hinficht gefchehen fei. Ich geftehe , daß ich dieſe Ber> 
fügung mit den allgemeinen Grundfähen des Eriminafser 
fahrend und der Gerichtsprarig, wie fie bei ung: befteht, 
nicht recht in Einklang bringen kann, denn es iſt doch um: 
beftreibar, daß jeder: Verhaftete fich über feinen Berhaft, 
nämlich darüber beſchweren kann, ob die Verhaftung nicht 
zu willführlich, zu ungeeignet, und mit zu wenig Grund 
verhängt worden fei. Eben fo unzmeifelhaft ift «8, daß das 
Hofgericht über diefe Beſchwerde zu erkennen hat. Nun mag 
die Befchwerde, welche die Mutter von’ Garnier einreichte, 
nicht ganz nach der Form verfaßt gewefen feyır, allein 
fo viel Wird doch daraus zu erfehen gewefen ſeyn, daß fie 
ſich über die Dauer des Verhafts und die Verzögerung des⸗ 
ſelben befchtverte. Diefer Verhaft hat überdieß noch eineran- 
dere Aufmerffamfeit erregt, da ‘gerade diefe Befchwerde am 
Anfang des Quartals, an deſſen Ende die Griminaftabellen 
eingefandt werden follen, übergeben wurde, ſo wäre es nicht 
zit viel gerwefen, wenn das Hofgericht fich Darüber näher er⸗ 
fundigt, nämlich die Acten eingefordert, und über die Bes 
ſchwerde wirklich erfantt, oder aber wenn diefe nicht deutlich 
genug abgefaßt war, ſolche mit der Weiſung zurückgegeben 
hätte, Elarer zu bezeichnen, was gefördert werde. Damit 
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aber bloß die Petentin abzuweifen, daß man fagte, man 
ferne die Sache nicht, ſcheint wirklich nicht in der Ordnung 
geweſen zu feyn, und e8 muß bie Aufmerkſamkeit der Kammer 
allerdings dadurch erregt werden, daß in dieſer Verfügung da⸗ 
vongefprochen wird, man fönne Sich deßhalb nicht fo Darum 
kuümmern, weil e8 auf. Maaßregeln einer höhern .Behörbe 
beruhe. Eine höhere Behörde hat allerdings mit Recht auch 
amedrisdliche Veranlaffung geben: fünnen,. daß ber Berhaft 
geſchah, eine. höhere politifche Behörde hat dem Richter bie 
Anzeige von dem Stand der Sache machen fonnen, um den 
Berhaft anzuordnen. Allein nur dem ordentlichen Richter 
fteht: die. Entfcheiduing darüber. zu, ob der Berhaft zu vers 
fügen und fortzufegen fei. 

Mam kennt keine politifche Behörbe, die über einen Arreſt 
zu verfügen hätte;  felbft der Polizeiarreft. fteht unter der 
Aufſicht dev, Serichtebehörde, obgleich hier von einem Poli- 
zeiarreft gar nicht die Rede ift, der auch nicht fo lange 
fich hinfchleppen fonnte. Es mußte ferner die Aufmerkffamfeit 
ver Kammer erregen, ‚Daß gejagt ift, die Sache fey dem Su; 


ſtizminiſterium zur Erledigung gugegangen. Ueber eine folche 


Beſchwerde kann das Juſtizminiſterium nicht erkennen, fon, 


dern es hätte daſſelbe etwa nur in dem Falle eintreten. kön⸗ 


nen, wenn das Hofgericht erkannt hätte, der Arreſt ſei auf⸗ 
gehoben, und das Juſtizminiſterium der Meinung geweſen 
ware, es ſei kein hinreichender Grund hiezu vorhanden, und 


es würde eine Verletzung des Geſetzes Statt finden; Alsdann 


wäre es Sache des Juſtizminiſteriums geweſen, den Gegen⸗ 
ſtand aus Oberhofgericht gelangen. zu Kaſſen, weil dem Sur 


ſtizminiſterium nach einer nicht angemeſſenen Einrichtung 


die·Staatsanwaltſchaft darüber übertragen iſt, ob in Cri⸗ 
minalſachen hach den Geſetz gerichtet worden ſei. In dieſer 
Hinſcht alſo iſt die Beſchwerde nicht recht erhört worden 
Es mag allerdings der Fall ſeyn, daß von Seiten des Ju⸗ 


> 
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ftigminifteriums daüber die geeignete Verfügung ergangen if, 
was das Hofgericht zu hun hat, und ich zweifle auch nicht, daß 
die Sache jest in Drbnung fommt, allein das war im Aus 
genblick nicyt befannt, als die Bejchwerde hierher kam. Ich 
hätte übrigens gewünfcht, daß man vorher die Acten ge⸗ 
fordert hätte, um jeßt den Stand der Sache, ganz wie er iſt, 
beurtbeilen zu fünnen. Auf der andern Seite aber bleibt 
doch diefe Befchwerde gegen eine Verfügung des Hofgerichts, 
in foweit ald ich die Sache auseinander geſetzt habe, gu 
gründet, was aud das Juſtizminiſterium immer -verfügt 
haben mag, undsich wünfche Daher, daß bei biefer Petition 
ed gehalten werden möchte, wie bei der vorigen, daß nam⸗ 
lich die Sache an die Commifflon zurüctgewiefen, und von 
diefer nach Einficht der an fie fommenden Erläuterungen der 
Regierung ein nachträglicher Bericht erftattet werben möchte, 
um ganz darüber ind Klare zu fommen, was — 
gen iſt. 

Staatsrath Winter: Dieſe Aufklärung kann man Ihnen 
gleich geben: Garnier iſt von der hieſigen Polizei auf hin⸗ 
reichende Anzeigen arretirt worden; er wurde vernommen, 
und gleich den andern Tag an das Criminalamt zur Unter⸗ 
ſuchung abgegeben. Von dieſem Augenblick an hatte die 
Polizei nichts mehr damit zu thun, und auch mich gieng die 
Sache nichts weiter mehr an. Die Unterſuchung iſt gepflo⸗ 
gen, und die Acten des Hofgerichts ſind eingeſchickt. Das 
Großherzogl. Hofgericht hat den Bericht an das Juſtizmini⸗ 
ſterium abgegeben und Letzteres darauf verfügt, was es ver⸗ 
fügen mnfte,, d. h. es habe ſich bei dem Stadtamt nach ber 
Lage der Sache zu erkundigen. 

Wolff: Ob ein Mißgriff von einer Behörde in dieſer 
Sache gejchehen fei, darüber muß ich mein Urtheil billig 
fuspendiren, weil die Sache noch nicht gehörig aufgeflärt 
if. Nur die Bermuthung will ich ausfprechen, baß wahr» 
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fcheinlich das Hofgericht in Raſtadt die Sache deßwegen an 
das Iaftizminifterium gegeben haben mag, weil ed aus 
der Borflellung felbit bemerken mochte, daß hier von keiner 
wegen eined peinlichen Bergehend gefchehenen Verhaftung, 
fondern bloß von einem polizeilichen Gegenftand die Rebe 


Aſey, und in biefer Hinficht mußte das Hofgericht feinen Be: 


richt an die unmittelbar vorgefeßte Behörde geben. Es find 
übrigens im Commiſſionsbericht mehrere Aeußerungen ent- 
halten, die auf die Gerichtsverfaffung einen Schatten 
werfen fönnen, und darum muß ich bemerfen, wie es rück 
fichtlich der Unterfuchung und der Verhaftung gehalten zu 
werden pflegt. Es werben befanntlic, alle Bierteljahre bie 
Tabellen über die zur Unterfuchung gefommenen Vergehen 
und Verbrechen vorgelegt, bie über den Stand ber Sache 
fo wie über den Gegenftand der Unterfuchung bie erforber- 
liche Auskunft geben. Sieht das Hofgericht, daß eine Unter: 
fuchung noch nicht erledigt fey, fo wird dem Amt ein kurzer 
Termin zur Vorlage der Sache oder zur Berichterftattung 
gegeben, auch bei allenfallfiger Saumfeligkeit des betreffen- 
den Amtes die erforderlichen Maaßregeln gegen daffelbe er- 
lafjen, und bei der Strenge, die von dem Hofgericht babei 
beobachtet wird, läßt fich nicht wohl denken, daß Jemand 
längere Zeit unverfchuldet im Verhaft gehalten wird. Was 
den Sommiffionsantrag felbft betrifft, fo kann ich ihm vor 
ber Hand nicht beitreten, fondern wünfche mit dem Abg. 
Mert, daß die Sache an die Sommifflon zurüdgehe. 
Welder: Sch enthalte mich um fo mehr, ein ſchlimmes 
Urtheil über den vorgefallenen Formfehler zu fällen, weil 
ich glaube, daß der unterftügte Antrag angenommen wird, 
und meil ich aus demjenigen , was ich bis jeßt ver- 
nommen, nicht genügend unterrichtet bin. Die Anficht des 
Ag. Merk über einen Formfehler muß ich vorläufig 
vollkommen theilen,, kann aber auch nicht umhin, über 
1833, IL, 8. Prot. 48 Heft. I 
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haupt von ganzer Seeledem Bedauern und dein Wunſche mic, 
anzufchließen,, die in dem Commiſſionsbericht ausgeſprochen 
worden find. Es ift ſchon fehrbedauerlich,, daß ein Mann ein 
Bierteljahr lang figen fann, "ohne daß feine nächſten Anz 
gehörigen, ohne daß feine Eltern das Recht haben, mit 
ihm zu fprechen. Sn England, wo man doch ſehr bedenk⸗ 
liche und große politifche Verbrechen zu unterfuchen hat, 
viel mehr ale im Großherzugtbum Baden, wäre dieß etwas 
ganz Undenkbared, Es könnte Fälle der äußerſten Art 
geben, wo die Furcht vor Solluffion vielleicht fo etmas 
nur fcheinbar rechtfertigte, alein felbft da würde es in 
England nicht eintreten. Hier aber ift diefe Beſorgniß nicht 
‚ anwendbar. Leber die Schuld oder Unſchuld des Verhaf— 
teten wage ich noch weniger ein Urtheil zu fällen. Dem alb 
gemein menfchlichen Gange nah, und nady den Aeußerum 
gen, die ich hörte, bin ich freilidy veranlaßt, zu glauben, daß 
er freigefprochen werde. Ich habe aber auch andere Gründe 
zu glauben, daß ed wohl möglich ift, ein Vierteljahr lang 
bei und verhaftet zu ſeyn, ohne daß irgend eine Schuld vor⸗ 
liegt. Ich bemerfe dieß, um zur Unterftügung des Commiß 
fionsantragß, das Juſtizminiſterium darauf aufmerffam zu 
machen, daß es in einer Unterfuchung, die vor einiger Zeit 
hier im Lande geführt wurde, Wichtige Motive erhalten 
fann, den Wunſch der Petitionscommiffion zu erfüllen. sch 
weine die Unterfuchung, die von dem Amtmann Miegel 
geführt wurde, welcher von einer Gentralftele den Auftrag 
erhielt, eine ganze Reihe, angäblich demagogifcher, oder pos 
Kitifcher, oder hochverrätherifcher Gefchichten zu unterfuchen. 
Sch habe die Acten, fo weit fie einen der Betheiligten betreffen, 
gefehen und mich überzeugt, "daß der ganze Grund.der Ber: 
haftung ein bei bem andern Berhafteten weggenommtener 
Brief war. Diefer Brief war deutlich gefchrieben und. ent⸗ 
hielt, wie fidy zeigte, fo gut wie nichts. Am Schluſſe der 


XVII. Sitzung u. 2. Juli 4833. - 134 


Unterfuchung fagte der Unterfuchungscommiffär im Weſent⸗ 
lichen ungefähr, e8 fei zwar das nicht herausgefommen, 
was er erwartet habe, aber es fei gut, daß diefe politifche 
Parthei die Macht der Regierung fennen gelernt habe. In 
den Acten fand fich eine Snftruction zur Erfenntniß deffen, 
was eigentlich der Character der Revolutinaͤrs fei, wie es 
fihien,, von einer höhern Stelle gefommen, aber ohne Nas 
mensunterfchrift. Hier werben alfo die Revolutionäre has 
racterifirt, auf die man Durch Verhaftungen Papierbefchlag: 
nahme ꝛc. fahnden müffe. Mehrere diefer Characterifiifen ' 
waren ganz eigener Art, denn es wird unter Anderem ale 
Hanptzeichen, der Revolutionäre angegeben, es feien Leute 
die den Grundfag aufſtellen, Alles fei erlaubt, was nicht 
verboten ift. Aehnliche Characteriftifen finden Mehrere, und 
es ift damals eine große Reihe von Berhaftungen und Pa- 
pierbeſchlagnahmen theils erfolgt, theild in Antrag gebracht 
worden. Der Unterfuhungsrichter hat mehrere VBerhaftungen 
gewünfcht, zügerte aber, auf dem Ssuftigweg vorzufchreiten, 
und bemerkte, es fünnten ja von ber Polizeiftelle diefe Leute 
arsetirt werben, was auch gefchehen ift. Man hat auf dieſe 
Weiſe fortgefahren; mehrere Amtleute haben fehr würdig 
und vollfommen juriftifch gegründet e8 abgelehnt; Andere hat 
es gegeben, die gegen fehr achtbare und hochgeachtete Männer 
den Befehl vollzogen. Das Zuftizminifterium wird, wenn ee 
ſich dieſe Acten vorlegen läßt, wichtige Gründe finden, um 
Fürforge zu treffen, daß folche Mißgriffe nicht mehr -ges 
fchehen. Eine Verhaftung, wie fie hier bei einem jungen. 
Mann Statt fand, längere Zeit ohne Licht, ift feine Kleinig- 
feit, und dergleichen zu verhäten, iſt im Intereffe des Staats 
und der Regierung von der größten Wichtigkeit. Ä 
Staatsrath Winter: Ich weiß nicht, wen ber Abgeords 
nete Weider meint, nur fo viel ift mir befannt, daß zwei 
von biefen Leuten von dem Gerichtöhof ind Correctionshaus 
9. 
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verurtheilt worden find, fo daß alfo doch nicht fo oberflädy- 
lich verfahren worden feyn muß. Daß vielleicht Andere mit 
hinein verwickelt gewefen find, denen man die Sache nicht 
fo genau beweifen konnte, ift leicht möglich, aber daß fie 

damit in Verbindung ftanden glaube ich. Sch habe neuerlich 

ſchon bemerkt, daß die politifchen Vergehen nicht mit grober 
Hand fo greifbar find, fondern daß man recht auf dem Fuße 

nachgehen muß. Man kann mit nichts anfangen, wenn man 

nicht den gegründetften Berdacht und die erforderlichen In— 

dicien hat. 

Merk: Smmer aber auf geſetzlichem Wege. 

Staatsraty Winter: BVerfteht ſich. Uebrigens kenne ich 
die Sache recht gut, und es ift nicht nothwendig, daß man 
fie hier an den Tag bringt. 

Welder: Es ift einer der früher Verhafteten auf freiem 
Fuße und in Staaisgefchäften thätig. Das Juſtizminiſte⸗ 
rium wird ſich vollfommen überzeugen, daß hier weder drin⸗ 
gender Verdacht noch der Verdacht eines verfchwörerifchen 
Zufammenhangs mit andern Leuten war, fofern man diefen 
Verdacht nicht bloß darauf gründete, daß z. B. der Eine an 
den Andern fchrieb, diefen mußt du fennen fernen, daß ift 
ein tüchtiger Mann. 

Duttlinger: Der Gommifflondbericht hat einen dop⸗ 
pelten Inhalt: ed wird darin zuerft der Mangel unferer ges 
richtlichen Einrichtungen dargeftellt, fo weit von Strafrechts⸗ 
pflege die Rebe ift, und auf diefe Darftellung der Wunſch 
gebaut, daß dem Mangel in möglichiter Bälde abgeholfen 
werde. Sch theile die Anfi ichten, welche die Commiſſion in 
diefer Hinficht angeführt hat, bis zu einem gewiffen Punkt 
bin vollfommen, bin aber doch der Meinung, daß einige 
Rügen darin vorfommen, bie feinen hinreichenden Grund 
haben werden. Es find einige Einrichtungen hier gerügt 
worden, die ich immer für fehr zwedmäßige Einrichtungers 
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angefehen habe, und von denen idy die Erfahrung machte, 
daß fie wirflicdy eine wahre Schugmwehr für Diejenigen biks 
den, die im Unterfuchung fommen. sch zähle hierher die fs 
genannten Gefangenentabellen, oder die vierteljährigen Vers 
zeichniffe, die jedem Gerichtähof vorgelegt werden müffen, 
von allen denjenigen Untergerichten, die im Sprengel fid, bes 
finden. Man hat gefagt, diefe Berzeichniffe werden nur fo 
obenhin angefehen, von denjenigen Mitgliedern der Hofge- 
sichte zu deren Dienfizweig das Nefpiciat dieſer Sache 
gehöre. Wenn dieß allgemein der Fall wäre, fo wäre es zu 

beffagen, allein die Schuld läge dann nicht in unfern Eins 
"richtungen, fondern in einzelnen Männern, die pflichtver- 
geffen wären. Sc habe aber nie erfahren, daß die Refpis 
eienten über diefen Theil der gerichtlichen Gefchäfte nach» 
fäffig gewefen wären, fondern bei einem Gerichtähof, bei 
dem ich ſelbſt mehrere Jahre thätig war, gefehen, daß diefe 
Sache in den Händen von Mitgliedern war, die ſich für die; 
fen Zweig der Rechtspflege am meiften interreffirten, und 
daß ed möglich ift, durch diefe Tabellen die fchärffte Eon» 
trole über die Thätigfeit der Beamten zu führen. Ssch möchte 
daher lieber den Mangel in etwas Anderem finden, naͤmlich 
darin, daß bie Ssuftiz noch immer nicht von der Adminiſtra⸗ 
tion getrennt ift, woher ed fommt, daß wir Stantsbeamte 
haben, die Griminalunterfuchungen führen müffen, wozu fie 
gar fein Geſchick haben, non omnia possumus omnces, 
Weil diefe Trennung noch nicht gefchehen, fo ift e8 auch gar 
nicht möglich, daß das Suftizminifterium eine vollftändige 
Controle über feine Gerichte führt, und ein Bezirksamt dar- 
. über zur Verantwortung zieht, daß eine Unterfuchung lange 
verzögert wird, weil ed zur Antwort erhält, es feyen andere 
Gejchäfte abzumachen geweſen, z. B. das Minifterium des 
Innern babe feine Thätigkeit in Anſpruch genommen. So 
dann können wir doch nicht fagen, daß ſolches Verzügern 
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einer Sriminalunterfuchung blos von der Laune eines Bezirks⸗ 
beamten abhänge. Ich glaube kaum, daß in unferem großen 
Nachbarſtaat, wo die Schutzwehren für perfünliche Freiheit 
cumulirt find, fo viele Anftalten fich befinden, wie bei ung, 
um ein träges Gericht in Bewegung zu feßen, Es fleht nämlich 
Demjenigen, der über Verzögerung zu Flagen hat, der Weg 
der Befchwerde offen, bei unferer Kreisregierung, bei den 
Hofgerichten und zugleich bei dem Juſtizminiſterium, ja fos 
gar zugleich bei unferem Großherzog felbft, der bekanntlich 
in jeder Woche einen Tag dazu verwendet, um den leßten 
Bettler eben fo zu hören, wie die erften Standesheren. 

Der zweite Theil des Berichts befpricht den concreten 
Fall, nämlich den Formfehler bei dem Hofgericht in Raſtadt 
und baut darauf den Antrag, eine Anzeige wegen wahrge 
nommenen Mißbrauchs in der Verwaltung bei dem Staats: 
miniſterium zu machen. Sch habe den Muth nicht, für dieſen 
Antrag heute fehon zu ſtimmen, jondern theile in diefer Hin- 
ficht die Anficht des Abg. Merk, und flimme feinem Ber: 
ſchlag bei, ehe die Kammer über diefen Antrag definitiv ab: 
flimmt, die Sache nochmals an die Commiffion zu geben. 
Die Anzeige eines Mißbrauchs bei dem Staatsminifteriunt, 
gegen den Gerichtshof in Raftadt, ift ein Strafurtheil über 
diefen Gerichtshof, welches wir nicht fällen koͤnnen, weil 
wir nicht genügend unterrichtet find. Wir fennen die Ber 
ſchwerde oder die Vorftelung, welche die Wittive Garnier 
bei dem Hofgericht eingegeben hat, nicht und Fünnen daher 
auch nicht mit vollftändiger Sicherheit darüber urtheifen, ob 
der Beichluß, den das Hofgericht auf den Grund diefer Vor: 
ſtellung faßte, der Ordnung gemäß fei oder nicht. Wir 
würden aber jegt ſchon ausfprechen, es fei der Orbnung 
nicht gemäß, fondern das Hofgericht habe einen Mißbrauch 
begangen, wenn wir jeßt fchon den Sommiffionsantrag an- 
nehmen würden. Sch glaube nicht, daß die Ehre der Kammer 
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geftattet, ſich der Gefahr auszufegen, durch einen ſolchen“ 
Beſchluß einem Gerichtshof des Landes unrecht zu thun, oder 
ber Ehre deffelben zu nahe zu treten. So viel ift mir freilic) 
fchon Far, daß das Hofgericht der Ordnung nach etwas zu 
thun gehabt hätte, was es nicht gethan hat. Sch kann aber 
auch bier nur von „wahrfcheinlich“ fprechen, denn wahr: 
ſcheinlich ift hinreichender Grund in diefer Borftellung für das 
Hofgericht gelegen, zu verfügen, das Stadtamt habe fchnell 
über den Stand der Sache Bericht zu erftatten, damit mau 
im Stande fei, das Weitere zu verfügen. Wenn hinreichender 
Grund zu einem foichen Befchluß vorgelegen hat, fo muß 
ich, das Unterlaffen eines folchen Bejchluffes für einen Fehler 
anfehen, getraute mir aber jet nicht, von einem Fehler von 
folcher Wichtigfeit zu fprechen, daß wir über einen Miß- 
b rauch bei dem Staatsminifterium Flagen follten, fondern 
möchte, glauben, Daß die Rügen, die ın Diefer Verfammlung 
vor unſern Mitbürgern öffentlich ausgefprochen werden, eine 
hinreichende Rüge für den Gerichtshof wegen eines folchen 
Formfehlers wäre, und fchließe damit ,. daß ich dem Antrag 
des Abg. Merk beitrete, 

Sander: Es find hier zwei Anträge zu — —— 
nämlich der des Abg. Merk und der der Commiſſion; der 
erſte geht darauf hin, die Acten einzufordern, die aber nicht 
näher befchrieben find, Die Unterfuchungsacten gegen Garnier 
werden wohl nicht darunter verſtanden feyn, fondern blos 
Die Bejchwerde, die von der Mutter veffelben bei Dem Ge- 
richtshof eingegeben worden ift und der darauf ergaugene 
Beſchluß; beide Acte find und aber bekannt, nämlich der 
Beſchluß des Hofgerichts, der auf diefe Eingabe ihr ertheilt 
worden ift und verlefen wurde, und eben fo hat auch der 
Herr Regierungscommiſſär Ziegler ung die Antwort ‚des 
Suftizminifteriumgs an das Hofgericht verlefen. | 
;» Öeheimerreferendär Ziegler: Ich befiße keine beglaubigte 
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Abfchrift des Befchluffes, und ich zweifle, ob bie Vorftellung 
eine folche enthält. Man hätte alle Auskunft erhalten fünnen, 
wenn ed gefällig gewefen wäre, fle zu fordern, allein man 
hat ed nicht gewünfcht; man will Damit einen andern Zwed 
erreichen, als blos denjenigen, über diefe Sache Auskunft zu 
erhalten. 

Sander: Ich glaube nicht, daß es in ber Abficht ber 
Sommiffion war, einen Antrag zu ftellen, und dabei zu 
unterlaffen, fich zur Unterſtützung des Antrags die Acten 
zu verfchaffen und zwar um einen Antrag zu machen, dem 
- eine andere Abficht unterlegt wird, als der Kammer vor⸗ 
getragen wurde. Sch überlaffe dem Herrn Berichtserftatter, 
fi ſelbſt hierwegen zu vertheidigen, glaube übrigens, 
daß das Einfordern von Acten nicht zu einem Reſultat führen 
wird. Die Bittfchrift ging nur dahin, eine Befchleunigung 
der Unterfuchung zu bewirken, alfein diefe lauft fort, ohne 
baß-die Kammer die Acten einfordert, die fi) auf das 
frühere Verfahren, hinfichtlic; der Berhaftung ded Garnier 
durch die Polizei oder das Suftizmintfterinum, beziehen. Wir 
können freilich daraus entnehmen, ob etwa ein Mißbrauch 
bier unterlaufen ift, allein ein Mißbrauch fcheint doch in 
feiner Weife vorzuliegen, denn es ift fein Geſetz befannt, 
welches vorfchreibt, Daß wegend irgend Jemand in Sachen, 
wovon das Obergericht Feine Kenntniß hatte, das unter⸗ 
georbnete Amt, hter das Stadtamt, zum Bericht aufgefordert - 
werben folle. Nur darin Tage der Mißbrauch; dazu giebt 
ed aber fein Gefeg und das Hofgericht kann immer fagen, 
wenn wir ed wegen Mißbrauch anflagen wollten, wir 
follten das Gefeß nennen, dad dazu verbindlich mache. 
E8 giebt zwar eine Praris die dieſes beftimmt, allein es 
handelt fich hier vielleicht mehr um ein Verfehen, daß das 
Hofgericht diefen gewöhnlichen Weg nicht betrat. Das Hof⸗ 
gericht konnte vielleicht vermuthen, daß das Juſtizminiſterium 
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ihm über die Verhaftung Auskunft ertheilen werde, es hat 
der Mutter des Garnier aber nichts abgefchlagen, fondern 
ihr blos bemerklich gemacht, es habe die Sache an das 
Juſtizminiſterium abgegeben und von dort aus weitere Auf: 
klaͤrung gefordert. In diefer Hinficht fcheint alfo nichts von 
Seiten des Hofgerichtd vworzuliegen, was zu einer Be; 
- fchwerde wegen Verlegung eines beftehenden Geſetzes Anlaß 
giebt und man Fönnte deßhalb zur Tagesordnung über- 
gehen. Da übrigens Mängel vorliegen, fo fcheinen diefe 
doch das zu beftätigen, was ein Mitglied in feiner Motion 
über den Unterfuchungsverhaft und vorgeftellt hat, daß 
wir nämlich gar Fein Gefeß haben, das irgend bie per— 
fünliche Freiheit des Bürgers ſchützt, und ich glaube, daß 
man diefe Petition als concreten Fall dazu benußgen kann, 
um die dringende Nothwendigkeit eines Geſetzes über per- 
fönliche Freiheit zu erlangen und möglichft zu befchleunigen. 
— v. Rotted: Der Abg. Merk hat darauf angesragen, 
bie Sache nochmals an die Commiffion zurück zu weifen, 
um dort die betreffenden Acten einzufehen, gerade fo wie 
ed bei der letzten Petition aud) gehalten wurde. Wenn 
fichh aber der Abg. Merk auf eine Aehnlichkeit mit ber 
früheren Sache ſtützt, fo hat er eine falfche Anficht auf 
geftelt, indem hier eine wefentliche Werfchiedenheit obs 
waltet. Man hat fich veranlaßt gefehen, die Sache von 
Heinrich nochmals an die Commiſſion zurück gehen zu laſſen, 
und von den Acten Einficht zu nehmen, weil daraus Facta 
zu erjehen feyn follen, die der Sache eine andere Geſtalt 
geben und einen andern Antrag bewirken könnten. Mit dem 
vorliegenden Fall verhält es ſich aber anders, denn hier 
ift das Factum, über welches allein der Commiſſionsbericht 
ſich verbreitet, theils in der Petition felbft, theils in der 
Anerkennung des Herrn, Regierungscommiffars vorliegend, 
indem Lesterer felbft anerkannt hat, daß das Hofgericht 
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auf Die Bitte- um Beſchleunigung die Sache lediglich an 
das Suftizminifterium zur weitern Verfügung gegeben hat, 
ohne das, was. feine Schuldigkeit geweſen wäre, nämlich 
die Einforderung des Berichts von dem Stadtamt zu be> 
fchließen. Was alfo die Acten fagen mögen oder nicht, 
fo kann es anf den Gegenftand des Berichts durchaus von 
feinem Einfluß ſeyn, denn es handelt fich blos von der 
Begutachtung des Factums, das der Petent bei uns vor⸗ 
gebracht hat, und diefes erwiefene Factum iſt nach der 
Meinung der Commiffion genügend gewefen, um ung von 
dem hier vorliegenden Fehler oder Mißbrauch zu überzeugen, 
und Die Anwendung des-$. 67 der Berfafjung zu vedits 
fertigen. Was alfo meine Anficht betrifft, fo würde die 
Kammer vollfommen im Stande ſeyn, über diefe Bericht- 
erftattung zu entfcheiden, wogegen idy einen Anlaß zu einer 
wiederholten Zurückgabe an die Commiſſion nicht zu erkennen 
vermag. 

Der Abg. Duttlinger hat fidy gegen mehrere Stellen 
des Commiſſionsberichts, wie ich glaube, nicht mit Recht 
erklärt. Er hat der Commiſſion vorgeworfen, fie tadle die 
Einrichtung, daß vierteljährige Unterfuchungstabellen an 
die Hofgerichte gegeben werden; die Commiſſion hat aber 
nicht daran gedacht, diefe Einrichtung zu tadeln, fondern 
anerfennt vielmehr, daß wenn auch diefe Einrichtung 
nicht beftünde, der Zuftand noch fehlimmer wäre Daß 
aber diefe Einrichtung befteht, beweist noch nicht, daß der 
Zuſtand gut ift. Es ift feiner ver Zwecke dadurch realifirt 
oder garantirt, und factifch gefchiebt es, daß dieje vou 
Bierteljahr zu Vierteljahr eingefendeten Unterfuchungstabellen 
nicht für wichtig betrachtet werden und das Gollegium -oder 
ber Referent feine bedeutenden Befchlüffe darüber faßt, 
fondern, die Sache faft unbeachtet in die Kauzlei zurück 

gehen läßt. Daß dieß nicht immer gefchebe, . glaube ich 
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wohl, aber es gefchieht oft, doch würde es umbefcheiden 
feyn, wenn ich hier Namen nennen wollte. Es ift nicht 
gut, wenn man unfere Suftizeinrichtung unaufhörlich rühmt, 
als 56 in Baden die größte Sicherheit der Perfonen Statt 
finde, was durchaus nicht wahr ift, wie der Abg. Merk 
in feiner Motion anerkannt hat, wiewohl aus Gollegial- 
und andern Rückſichten, in den mildeften und fchonendften 
Formen, die zu finden find. Es giebt aber Niemand, ber 
da glaubt, daß die genügende Garantie für die perſön— 
liche Freiheit der Bürger bei uns beftche, und wenn der 
Abg. Duttlinger von der Befchwerdeführung fpricht 
und fagt, daß man von einer Stelle zu der andern und 
fefbft zum Großherzog in die Audienz gehen könne, fo 
fage ich ihm, daß derjenige, der im Verhaft iſt, nicht 
in. die Audienz gehen kann. Er hat auch ohne Verhaft 
vielleicht dad Geld nicht zur Neife, oder es find andere 
SHinderniffe im Weg, und diefes Recht wird folchergeftalt 
zu einem flebile beneficitum. Man kann auch dem Fürften 
richt zumuthen, daß er ſich in die Gerichtöverwaltung 
einläßt. Die Gerichte follen gehörig inſtruirt ſeyn, daß 
‚ein folcher Fall gar nicht eintreten kann. Es ift weiter davon 
gefprochen werben, daß in Baden die Unterfüchungen viel 
ſchneller vor fi gehen, und von Zuftizverzögerung weniger 
die Rede fei, ald in andern Staaten. Dann muß e8 freilich 
in dieſen andern Staaten fchlecht ausfehen. Es find über; 
haupt von mehreren Seiten und befonders auch von der Res 
gierungscommiffion Lobreden auf die badifche Suftiz und Die 
großen Garantieen über die Freiheit gehalten, oder mit 
großer Heftigfeit dasjenige, was dagegen tadelnd angeführt 
wurde, zurückgewiefen worden, allein id) berufe mid) auf 
die öffentliche Meinung, und das laute Auerkenntniß deffen, 
was in unferem Berichte Darüber gefagt ift. Was beſonders 
die politifchen — betrifft, fo hat und der Herr Re⸗ 
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gierungscommiſſär auf eine etwas undeutliche Weiſe, welche 
Bedenklichkeiten erregen kaun, bemerkt, daß man da nicht 
fo grob verfahren koͤnne. Ich wünſchte aber lieber, daß man 
grob verführe, als gar zu fein in dem angegebenen Sinne. 
Es ift dieß ein unbeftimmter und ſchwankender Begriff, der 
demjenigen, welcher das Unglück haben möchte, durch vers 
fchiedene Verdächtigungen in diefen Fall zu kommen, ſehr 
fchwer fallen würde, und ich möchte den Abg. Duttlinger 
ſelbſt fragen, ob ihm nicht befannt ift, daß zwei ehrenwerthe 
Männer defhalb in eine Unterfuchung hineingezogen wurden, 
die Anfangs unter fehr ernften Formen. bei dem Hofgericht 
und dem Minifterium, vielleicht gar bei der Diplomatie bes 
trieben wurde, weil der Eine bei einem Gaftmahl den Trin- 
fpruch ausgebracht hatte: auf die Selbftftändigfeit 
Badens und der Andere darauf gefagt hat, er ftimme 
mit der Anficht, die der Redner vorgetragen, 
vollfommen überein. Sch bemerfe aber weiter, daß 
. biefe ſchwere Unterſuchung, obgleich, diefer Trinkſpruch wört- 
Lich in einer Druckſchrift, alfo vollfommen Far und deutlich 
- vorlag, drei Vierteljahre lang gedauert hat, was fein Bes 
weis von der Befchleunigung der Unterfuchungen ift. Der 
Herr Negierungscommiffär hat einen Schatten auf die Ab- 
ficht der Commiſſion zu werfen gefucht, als ob naͤmlich das⸗ 
jenige, was hier in Antrag gebradıt ift, nicht die eigentliche 
Abficht gewefen wäre. Ich glaube nicht, daß es fehr zu 
rechtfertigen ift, wenn man die Abficht einer ganzen Com⸗ 
miffion fofort in ein ungünftiges Licht ftellen will. Es ift dem 
Herrn Regierungscommiffär, fo wenig als ung, gegeben, die 
Herzen und Nieren zu durchfchauen, und die Abficht zu er- 
fennen, und wenn ohne einen greifbaren Beweis von einer 
üblen Abficht gefprochen wird, fo fett man fich in die Gefahr, 
dem Andern unrecht zu thun, und der Herr Regierungscoms 
miffär hat auch wirklich ung unrecht gethan, da die Commiſſion 
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und der Berichterftatter feine andere Abficht hatten, als hier 
in der heiligen Sache der perfünlichen Freiheit, für welche 
in dem badifchen Staat feine hinreichenden gefeßlichen 
Sarantieen find, ein eindringliches Wort zu ſprechen und 
die Commiſſion würde fich fr pflichtvergeffen gehalten haben, 
wenn fie diefe Gelegenheit nicht dazu ergriffen hätte. Wenn 
der Herr Regierungscommiffär bemerkt hat, man müffe bei 
politifchen Vergehen mit großer Feinheit und regem Eifer 
dem Verbädhtigten auf dem Fuße nachgeheir, fo wurde zwar 
mit Recht entgegengehalten, daß diefes nur auf gefeßlichem 
Wege gefchehen dürfe, was bderfelbe Herr Regierungscom- 
miffär fofort auch anerfannt hat. Ic fage aber, daß wir 
gar feinen geſetzlichen Weg haben; er ift blog eine Idee und 
nirgends bezeichnet und gegen den Mangel einer folchen Bes 
flimmung, woraus nothwendig eine are Willführ folgt, 
geht die Klage und Beſchwerde derjenigen, welche die pers 
fünfiche Freiheit für ein Foftbared Gut achten, deſſen Schuß 
dem Staat obliegt. Diefes.fage ich im Bericht, und glaube 
durchaus, hier den Antrag der Kommiffion nochmals vers 
theidigen zu dinfen, und den Antrag des Abg. Merk, 
daß die Acten gefordert werben follen, für zweckwidrig zu er⸗ 
Hären, ja es wäre dieß noch bedenflicher, weil, wenn die 
Sache nochmals zur Sprache Fame, doc in Beziehung auf 
das alte Factum nichts verändert würde. Es würde nur ein 
neuer Anlaß ſeyn, Mipfälliges auszufprechen und dann die 
Abfichten derjenigen, die dieſes Mißfällige ausfprechen, aber: 
mals zu verdächtigen. 

Minifter v. Türkheim: Sch weiß nicht, was den Herrn 
Berichterftatter zum zweiten Mal bewogen hat, von Ber 
anlaffungen zu fprechen, die auf Diplomatifchem Wege ent 
ſtehen und Unterfuchungen herbeiführen Fönnten. Sch weiß 
davon nichtd. Es kann zwar, weil alle Berührungen mit 
dem Auslande in der Regel auf diplomatifchem Wege St 
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finden, auf demfelben Wege bie Einfeitung irgend eines 
Berfahrend von Seiten einer inländifchen Behörde veranlaßt 
werden, und wenn ber Abg. v. Rotteck mit feiner Bemer⸗ 
fung nichts anderes hat andeuten wollen, fo ift fie zum 
Mindeften überflüffig. Wenn aber damit hat gefagt werden 
wollen, daß auf jenem Wege vielleicht ein Einfluß auf das 
Berfahren unferer Behörden Statt finde, ſo weiß ich nicht, 
was zu einer ſolchen Vorausſetzung berechtigt. 

Staaterath Winter: Um von dem langen Umwege zur 
Hauptfache zurüchzufommen, muß ich bemerfen, daß ber 
Antrag der Commiffion nicht angenommen werden fann, wenn 
man nicht ſelbſt eine große Ungerechtigfeit begeben will, 
denn in der ganzen Belt ift e8 Sitte, daß, ehe man einen 
Tadel ausfpricht, derjenige gehört wird, den man befchufs 
bigt. Das Hofgericht ift aber darüber nicht gehört worden, 
warum es diefen Bericht an das Zuftizminifterium machte, 
und die Rorftellung, auf welche diefer Befchluß erlaffen 
wurde, iſt Ihnen auch nicht bekannt. Sie würden alſo 
einmal über eine Thatfache urtheilen, die Sie nicht fennen, 
und dann würden Sie Semand ungehört verurtheilen. Zum 
Schuß aber muß ich noch eine Bemerkung machen: Wenn 
mandie Beſchwerden ded Herrn Berichterftatters gehört hat, 
fo follte mar glauben, das ganze Großherzogthum fei mit 
Gefangenen, und befonders mit politifchen Gefangenen, an- 
gefüllt. Es ift aber für mich ein herzerhebendes Gefühl, in 
diefem Augenblid fagen zu koͤnnen, daß im ganzen Großher⸗ 
zogthumnur ein einziger badifcher Bürger wegen politifcher 
Vergehen in Berhaft ift, und diefer war vorher fünf Jahre 
im Ausland, wo vieleicht Verführung, Nahrungsſorgen ıc. 
ihn auf Abwege geleitet haben können. Wenn ich Alle zu⸗ 
fammenzähle, die in zwei Jahren verhaftet wurden, fo 
werben es nicht ſechs feyn. Sch bitte nun, um fich zu ſehen, 
und zu fagen, ob ed in einem Lande ſo ift, wie in unferm 
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Geoßherzogthum, und ob die Regierung darauf ausgeht, 
Menfchen in Berhaft zu bringen, die ihrer politifchen Gefin- 
nungen wegen verbächtig find. 

Wetzel J. Ich fühle mich nicht berufen, den Befchluß 
des Hofgerichts zu beurtheilen, ‚aber ald Mitglied eines 
ſolchen Gerichts kann ich nicht unberührt faffen, daß, wenn 
eine Mutter über den dreimonatlichen Berhaft ihres Sohnes 
fih an ein Gericht wendet, ich darauf augetragen hätte, 
die betreffende Stelle über den Stand der Unterfuchung zu 
- hören, um die Befchwerdeführerin wenigftend darüber be- 
ruhigen zu können, daß ihrem Sohne fein Unrecht gefchehe, 
und da nun hier der eigentliche Gang ber Unterfuchung nicht 
verzögert, fondern aufs Neue fortgefegt wird, fo glaube 
ich auf die Tagesordnung antragen zu bürfen, indem ich 
nicht einſehe, mas Erhebliches und Entfcheidendes aus einer 
weitern Berichterftattung hervorgehen-folle. 

Was die Bemerfung des Abg. Welcker über einen Un 
terfuchungsfall bei dem Hofgericht in Freiburg betrifft, fo 
muß ic) erwiedern, daß die Hauptmomente, die er bezeichnet 
hat, in Folge hofgerichtlicher Verfügung, alfo in Folge com- 
petenter gerichtlicher. Berfügung geſchehen find. Zur Zeit, als 
ich auf den Landtag gereist. bin, war diefe Unterfuchung 
Fanm urtheilgreif, und. ich muß mid) wundern, wie ber Abg. 
Welder zur Kenntniß der Entfcheidung gefommen ift. 

Rettig v. K.: Ich bin mit der Commiſſion einverftanden, 
daß das vorliegende Reſcript des Hofgerichts zu Raftatt und 
ſchon Aufflärung. genug gibt, um unfern Tadel darüber 
auszufprechen. Wir find aber dadurch noch mehr von ber 
Sache unterrichtet worden, daß der Herr Negierungscom- 
miffündie Freundlichkeit hatte, und zu eröffnen, was das 
Juſtizminiſterium dem Hofgericht geantwortet hat. Es hat 
das Hofgericht angewiefen, das zu thun, was es ald Ge⸗ 
sichtöhof von ſelbſt haͤtte thun ſollen. Die Meinung: theile ich 
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nicht, daß die vierteljährige Einforberung von Tabellen eine 
genügende Schugwehr gegen Wilführ und gegen allzulang 
dauernden Verhaft fei und es ift fehr zu wünfchen, daß uns 
fere Geſetzgebung in Diefem Punkte vervollfommnet werde. Sch 
ftimme indeffen doch dem Abg. Sander bei, weit ich glaube, 
daß unfere Adreffe an die Regierung nichtd Anderes wollen 
kann, als was fchon gefchehen ift, naͤmlich eine Verfügung, 
daß das Hofgericht fich von der Sache Notiz nehmen folle, 
was, wie wir gehört haben, fchon erfolgt ift; und was ben 
Wunſch im Allgemeinen betrifft, fo ift durch bie Motion des 
Abg. Merk bereits dafür geforgt, daß das wichtige Begehren 
der Kammer erfüllt werden kann. 

Es wird nunmehr auf vielfältiges Verlangen die Discuſ⸗ 
fion gefchloffen und der Antrag des Abg. Sander auf bie 
Tagesordnung angenommen. 

Duttlinger erffärt noch gegen ben. Abg. v. Rotteck, 
daß er nicht gefagshabe, in andern Staaten würden die Unter⸗ 
fuchungen noch mehr verzögert als in Baden, und eben fo wenig 
geäußert habe, daß bie fogenannten "/sjährigen Gefängnißs 
tabellen ein hinveichendes Schuigmittel für die Freiheit feien. 

Es wird nunmehr dem Abg. Völker auf vierzehn Tage 
Urlaub. bewilligt, worauf Welder gegen ben Minifter v. 
Türfheim äußert, daß er in einiger Zeit fo frei feyn werbe, - 
eine die Auswanderung nach Nordamerika betreffende Frage 
dahin zu ftellen, ob das Minifterium die Wichtigkeit der An- 
ftelung von Sonfuln an den Seeplägen in Europa und Ames 

rifa zur Unterftügung der armen Auswanderer in Erwägung 
gezogen habe. 

Minifterv. Türkheim: Ich kann ſchon jet die Erklärung 
geben, daß vor wenigen Tagen bie Anftellung eines Con 
fuls einftweilen in Newyork, nachdem man fic lange nach 
einem Sndividuum umgefehen hat, befchloffen worben ift. 
Sollten wir in den Fall kommen, nach und nach in andern 
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bedeutenden Städten von Norbamerifa aͤhnliche Conſuln 
anfzuftellen, ſo werden wir es ſehr gerne thun, .. allein einſt⸗ 
weißen ift für das dringendſte Bebürfniß geforgt, weil die 
meiften unferer Auswanderer in Newyork landen. ' 

Welder: Es wirb befonderd wichtig feyn, auch in euro⸗ 
päifchen Seehäfen ſolche Männer aufzuftellen, weil die Leute 
aus. Mangel an Ortskenntniß fo fehr betrogen werben, und 
ed von großer Wichtigkeit if, folde arme Staatsbürger zu 
unterflügen., Die Anftellung von Conſuln ift das verhält 
nißmaͤßig billigſte und wohlfeilfte Mittel, weil diefelben 
feinen großen Gehaltbrauchen. Sch will nicht davon fprechen, 
‚was die Yumanität in diefer Hinficht fordert, fondern davon, 
daß es das eigene Intereffe des Staats gebietet, dafür zu 
. forgen, daß die Leute nicht um ihre. Habe fommen und dann 
dem Staat als Bettler zurücfallen. 

Minifter v. TZürfheim: Auch dafür ift Fürſorge getroffen, 
indem in Amfterdam, London, Rotterdam, Hamburg 
und Zrieft Bonfuln augeftellt find, und guch die vorläufige 
Anfrage gemacht worden ift, in wiefern der in Newyork ans 
geſtellte Conſul ‚mit Havre be Grace in Verbindung gebracht 
werden, fünne. 

Welcker: Diefe Auskunft wird in fo fern von Vortheil 
ſeyn, weil ich die öffentliche Bemerfung daran knüpfen werde, 
daß die Auswanderer auf diefe Weiſe eine Unterftügung von 
von ihrer.ehemaligen Regierung noch an dem Punfte erhalten 
fönnen, von wo aus. fie in ferne Welttheile ziehen. Sie 
wiſſen nicht, daß diefe Conſuln beauftragt und verpflichtet 
find, die Pflichten der Humanität als Staatepflicht gegen 
fie zu erfüllen. | 

Minifter v. Tür kheim: Dafür ift auf eine andere Art 
geforgt, indem durch fremde Staaten die Auswanderer nicht 
zugelaſſen werben, wenn fie nicht die nöthigen Ausweife 
über, die Mittel mitbringen. Sch muß übrigens bemerfen, daß 
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die von mir bezeichnete Anordnung, wozu noch manche ans 
dere Einleitungen werben getroffen werben, erft in biefen 
Tagen ind Leben treten wird und in biefem Augenblick noch 
nicht beſteht. | un 
Damit wurde die heutige Sitzung geſchloſſen. 
Zur Beurfundung | 
der am 419. Juli 1833 Nachmittags in Öffentlicher —2* 
geſchehenen Vorleſung. 
Der Präfident - — 
Mittermaier. Rutſchmann. 


ie 


Beilage Nr. 3 
zum Protocol der 18. dffentlid,en Sigung vom 2. Juli 1833. 





Sommifjionsbericht, die über Die SS. 23, 27 n 753 
und 79 der Wahlordnung. obwaltenden Zweifel ber 
treffend, erftattet von dem Abg. Rutfhmenn. 

— —— 


Meine Herren! 


Wenn bei ungerader Stimmenzahl auf den Gemählten 
nur eine halbe Stimme mehr ald die Hälfte der Stimmen 
aller Anmwefenden Wähler gefallen war, wenn er z. B. von 

37 Stimmen 19 erhalten hatte, fo betrachtete man früher die 
Wahl für gültig, weil vorhanden fchien, was Wiffenjchaft 
und Gejchäftsfprache unter abjoluter a. ver: 
jtehen. 

Auf dem Landtage von 4831 aber wurbe bie, Frage, wie 
ed in dem oben angegebenen Falle zu halten fei, gelegen 
heitlich der Prüfung der Wahlen des 6ten  Stäbte« und 
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Zoſten Aemterbezirks in der zweiten Vorbereitungs⸗ und in Der 
erften öffentlichen Sißung ausführlich erörtert: Das Ers 
gebniß dieſer Erörterung war die Verwerfung der zwei 
unter den obigen Berhältniffen gu Stande gekommenen 
Wahlen mit 30 gegen 26 Stimmen. 

Die hohe erfie Kammer hingegen hat kürzlich die auf den 
Abgeordneten der Univerfität Heidelberg unter ganz gleichen 
Umftänden gefallene Wahl beftätigt, und diefer, um eine 
folche Meinungsverjchiedenheit zu entfernen, den Antrag 
auf authentifche Erklärung der betreffenden Paragraphen der 
Wahlordnung begründet. 


Auf den hierüber von dem Abgeordneten der Univerfität 
Freiburg erfiatteten Commiffionsbericht hat die hohe erfte 
Kammer befchloffen: 

„Se. Königliche Hoheit den Großherzog um die Vorlage 
eines Geſetzesentwurfs zu bitten, der die über Die SS. 25, 
27, 75 und 79 der Wahlordnung obwaltenden Zweifel 
beſeitige.“ 

Von Ihrer Commiſſion beauftragt, über die dießfallſige 
Adreſſe der andern Kammer Bericht zu erſtatten, habe ich die 
Ehre, Ihnen vorzutragen: 

Die Wahl der Abgeordneten der Univerſitäten und ber 
Städte und Aemter fol nach der Wahlordnung 


$$. 25 und 75 durch abfolute Stimmenmehrheit gejcher 
ben. Die 
88. 27 und 79 fchreiben eine zweite Wahl vor, „wenn 
bei ber erften Abftimmung auf eine Perfon nicht 
wenigftens eine Stimme weiter als die 
Hälfte der Stimmen aller Anmwefenden gefallen iſt.“ 
Wir mögen nun die SS. 25 und 75 allein ftehend ober 
im Zufammenhange mit den $$. 27 und 79 betrachten, fo 


finden wir. die verlangte Stimmenmehrheit, menu nad) ber 
’ 10. 


+ 
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Theilung einer geraden. Stimmenzahl in zwei Hälften 
eine Stimme zu der einen Hälfte übergeht. | 

Nicht fo Far nach dem Wortlaut des Geſetzes ift die 
Sache bei einer ungeraden Stimmenzahl, deren Theis 
fung Hälften mit Bruchtheilen bietet. 

Da die Stimmen untheilbar find, fo vermehrt die von 
der einen zur andern’ Hälfte übergehende Stimme die uns 
dere Hälfte in der Wirklichkeit nur um eine halbe Stimme. 

Bei 37 Stimmen z. B. beträgt die Hälfte 182, und 
fällt ihr eine Stimme von der andern Hälfte zu, fo hat 
fie in der Wirklichkeit nur 49 Stimmen, nur einen Zus 
wachs von einer halben Stimme erhalten. 

Mir faffen die verjchiedenen Anfichten, welche für die 
Beantwortung unferer Frage geltend gemacht werden können, 
un folgenden Süßen zuſammen: 


I. Anfichten für eine größere, ale die abfolute 
Stimmenmehrheit: 

4) Bei einer ungeraden Stimmenzahl reicht die — 
liche abſolute Stimmenmehrheit nicht hin, der Geſetzgeber, 
indem er eine größere Stimmenmehrheit verlangt, hat feine 
Worte wohl erwogen, er bat fich mit der Aeußerung eines 
blos zweideutigen Vertrauens, mit einer nur Durch eine 
halbe Stimme hervorgebrachten Mehrheit nicht begnügt. 


2) Wentgftens eine Stimme mehr ald die Hälfte der 
Stimmen aller Anmwefenden will das Geſetz, welches eim 
befonderes Gewicht auf das Wort „wenigitens* legt, 
und nicht etwa nur eine Stimme über die Hälfte verlangt. 


5) Der Gefeßgeber konnte den zwar nicht leicht denk— 
baren, gleichwohl aber möglichen Fall vor Augen haben, 
daß ein Gewählter, der zugleich Wahlmann ift, durch 
feine eigene Stimme den entfcheidenden Ausfchlag gebe. 
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1. Anfichten für die unbedingte abfolute Stim— 
menmehrbeit : 

4) In den $S. 25 und 75 der BBapterbrnung iſt Die abs 
folute Stimmenmehrheit als Prinzip, als dispoſitive 
Beſtimmung gefordert, die nachfolgenden SS. 27 und 79 
enthalteneine Erflärung der abfoluten Stimmenmehrheit, 
wie fie auch. indem 9.36 des Heffen-Baffel’jchen Wahlgeſetzes 

gegeben iſt, das in dieſem Punkte mit unſerer Wahlordnung 
wörtlich übereinſtimmt. 

Der Geſetzgeber hat ſich aber nur den Fall der Stim— 
mengleichheit gedacht, indem er eine Stimme mehr ale 
die Hälfte fordert. 

2) Aus einer ungleichen Zahl untheilbarer Stimmen kann 
man feine Hälfte ziehen, auf in der Wirklichkeit nicht bes 
ftehende halbe Stimmen Feine praftifchen Maßregeln gründen. 

3) Wenn Einer nur die Hälfte der Stimmen und 
biefe vielleicht tur durch feine eigene Stimme erhalten hat, 
fogar in diefem Fall foll nach den $$. 28 und 80 der Wahls 
ordnung Feine neue Wahl eintreten, vielmehr das Loos ents 
ſcheiden, folglic, fonnte der Geſetzgeber nicht die Abficht 
haben, denienigen auszufchließen, der 49 gegen 18 Stims 
men — mehr als die Hälfte — erhalten hat. 

4) Es ift gefeßfich nicht verboten, und kann nicht vers 
hindert werden, daß ein Wähler fich felbft feine Stimme 
gibt, man muß hier, wie in allen andern Fällen, dem 
Zartgefühl der Wähler vertrauen. 

Daß ein Gefeß, das fo verschiedener Auslegung fähig 
md durch vorliegende Befchlüffe zweier Kammern in ganz 
entgegejeßter Richtung entſchieden worden ift, der authen- 
tifchen Erklärung bedürfe, darüber werden Sie, wie Ihre 
Commiſſion, mit der hohen erften Kammer um fo mehr eins 
verftanden ſeyn, ald nad; einer Aeußerung des Herrn Res 
gierungscommiffärs in jener Kammer. die zur Leitung ber 
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Wahlgeichäfte Behufs der theilweifen Erneuerung der Stäns 
deverfammlung ernannten Tandesherrlichen Commiſſaͤre ans 
gewiefen worden find, in Fällen, wo der Gewählte nur 
eine halbe Stimme über bie Hälfte erhalten hat, eine 
zweite Wahl anzuordnen. 

Der Fortbeftand des zweifelhaften Zuſtands würbe ber 
Autorität des Geſetzes ſchaden und manche nicht unerheb> 
lichen praftifchen Nachtheile unbefeitigt laſſen, die in dem in 
Ihren Händen ſich befindenden Commiſſionsbericht der an- 
dern Kammer näher bezeichnet find. 

Auf welche Weife der obſchwebende Zweifel durch bie 
Gefeßgebung zu entjcheiden feyn werde, ift nach der Ans 
ficht diefes kaum erwähnten Commiffionsberichts micht von 
fo großer Bedeutung, ald daß er überhaupt nur entfchieben 
werde. 

‚ Diefelbe Commiſſion ift der Anficht, ed möchte am ge: 
eignetiten feyn, den wenigftens eine Stimme über 
die Hälfte der Stimmenden fordernden Zufaß in 
den 88. 27 und 79 zu flreichen, und nur den nicht beftrit- 
tenen unzweifelhaften Ausdruck der abfoluten Stimmen. 
mehrheit zur Richtfchnur zu nehmen. 

Ihre Eommiffion, meine Herren! ift der Anficht, daß die 
Worte, „wenigftend eine Stimme weiter“ zu 
freichen, und ftatt derfelben das Wort „mehr“ einzurücken 
feyn möchte. 

Die $$. 27 und 79 würden ſodann lauten: 

„Wenn bei der erften Abftimmung fir die Stelle des 
Abgeoroneten auf eine Perfon (auf einen ber Borges 
jhlagenen) nicht mehr als die Hälfte der Stimmen 
aller Anmwefenden Cund Bollmachtgeber) gefallen ift, fo 
wird zu einer zweiten Abftimmung gefchritten.‘ 

Der $. 37 ded Gefeges über die Verfaffung und Bers 
waltung der Gemeinden bindet im dritten Sat die Gültigfeit 
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eines Gemeindebeſchluſſes an die ähnliche Beftimmung, daß 
mehr als die Hälfte-ber Stimmen aller ſtimmfähigen Bür- 
ger fich für eine Meinung entfchieden habe. 

Nach dem Regierungsentwurf follte eine Stimme über 
bie Hälfte entfcheiden, der Commiſſionsbericht über 
die Gemeindeordnung fchlug jedoch die von der zweiten 
Kammer angenommene obige Faflung in der Abficht vor, 
dadurch Die: Zweifel zu befeitigen, die bei Anwendung ber 
Wahlordnung durch den Ausdrud: „wenigfteng eine 
Stimme über die Hälfte“ entftanden find. 

Durch die Annahme diejer Abänderung der obigen Para» 
graphen würde man nicht nur dem gewöhnlichen Begriff 
von ber abfoluten Stimmenmehrheit, der, wenn aud) nicht 
wenigftiens eine Stimme mehr als die Hälfte, 
doch immer mehr als die Hälfte bezeichnet, getreu 
bleiben, fondern auch mit den $$. 28 und 80 in Einklang 
fommen. 

Pie der Commiſſion der andern Kammer, genügt es 
übrigens auch Shrer Commiffion, ihre Anficht über die 
Löſung des Zweifeld ausgefprochen zu haben; fie ſtimmt 
der Meinung der hohen erften Kammer auch darin bei, daß 
bad Materielle des zur Tagesordnung gebrachten Gegen⸗ 
ſtandes vorerft zu umgehen feyn werde, und jchlägt Ihnen 
vor: „der Adrefje der hohen erften Kammer beizutreten,“ 
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Beilage Nr. 4 


zum Protocol! der achzehnten öffentlichen Sigung vom 
Ä 2. Zuli 1833. 





Bericht der Petitiondcommiffion zur Beſchwerde und 
Borftellung ded Dr, Heinrich dahier, wegen Krän: 
fung in feinen verfaffungsmäßigen Rechten und dep: 
wegen angefprochener Entſchädigung. Erftattet yon 
dem Aba. Bader. 


*— 


Meine Herren! 

Der Petent, welcher ſchon während des Landtags von 
1831 eine Petition an die Kammer übergeben, fie aber, 
wie Sie aus dem Protofolle vom 15. Dezbr 1831, Seite 
399, erjehen mögen, damals wieder zurückgenommen hat, 
hat in der vorliegenden Eingabe vom 22. Mai d. 5. feine 
Vorftellung deßwegen erneuert, weil die Erwartungen, zu 
denen er, nad) feiner Angabe, von verfchiedenen Seiten her 
berechtigt worden zu feyn glaubte, — nicht in Erfüllung 
famen. | 

Eine Behandlung des Petenten von Seite der Staates 
behörden, die an das Unglaubliche grenzt, aber wenn fie 
dennoch fo ift, wie fie von ihm angegeben wird, jedem 
Recht und allen Gefegen lauten Hohn fpricht, ift der Ge— 
genftand der Befchwerde und der Grund der angejprochenen 
Entfchädigung, Dr. Heinrich gibt in Bezug auf diefe wider: 
rechtliche Behandlung Folgendes an: Man ließ mich (jagt 
er) den 4. Juni 4819 auf das Polizeibureau rufen, wo ich 
Vormittagg um 9 Uhr erfchien, ohne jedoch zu wiſſen, 
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warum? Sogleidy bei meinem Eintritt in die Amtsſtube 
lad mir der damalige Polizeiamtmann Häffelin, jest 
Obervogt zu Bühl, einen Befehl der Regierung vor, nad) 
welchem ich arretirt fei, und mich auf der Stelle in die im 
Hofe bereit ftehende Kutſche zu feßen habe, in welcher mich 
zwei Polizeidiener ing Gorrectionshaus nach Bruchfal auf 
unbeftimmte Zeit zu bringen hätten, und wenn ich nicht guts 
willig diefem Befehl Folge leifte, fo werde Gewalt anges 
wendet. — Die Klugheit ließ mir in diefem Falle Feine 
Wahl, ich mußte mich der Gewalt fügen. Der Beweg— 
grund meiner Arreftation hieß e&, fei: 

„daß ich mir bittere Aeußerungen gegen die oberfte 

Staatöbehörbe erlaubt habe. + 


Die Berhaftung und Berbringung in die Strafanftalt, 
fügt Petent weiter bei, gefchah ohne alle vorhergegangene 
gejeßliche Procedur, ich wurde auf fpanifche Inquiſitionsart 
heimlich aus der Stadt hinweggeführt und jo den Augen 
und dem Wiffen der hohen zweiten Kammer der Ständever- 
fammlung, die fich für mich um eine Anftellung bewarb, 
entzogen, 


Bom 4. Juni 1819 bis 6. Auguft 1831, alfo über zwölf 
Fahre war Heinrich feiner Freiheit beraubt. Er wurde aber 
nicht immer im der nämlichen Strafanftalt und auch nicht 
immer gleich ftrenge gefangen gehalten. Vom 4. Juni 1819 
bis Ende des Jahrs 1826, wo er mit den übrigen auf unbes 
ſtimmte Zeit eingefperrten in das Arbeitshaus nach Pforzs 
heim trandportirt wurde, war er im Gorrectionshaufe zu 
Bruchfal. Eine dem Oberverwalter Bechmann im Arbeits 
haufe, in der angeblichen Abficht, dadurch vor den Richter 
zu. gelangen, gegebene Maulfchelle, hatte die Folge, daß 
Heinrich vom 1. Dezember 1827 in das Srrenhaus nach 
Heiwelberg gebracht wurde. Hier wurden ihm freie Aus 
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gänge in die Stadt geitattet, aber nicht. lange, denn ein 
Verſuch, mie er angibt, bei höherer Behörde feine Bes 
freiung zu erlangen, zog wieder die Verhängung von 
Hausarreft gegen ihn nad, fih. Im Irrenhauſe zu Hei—⸗ 
delberg wurde Heinrich nur bis zum 9. Suni 1828 behalten, 
mwahrfcheinlich weil er nicht irre war, aber deßwegen kei⸗ 
neswegs frei gelaffen, fondern in Folge einer Regierungs⸗ 
verfügung abermals in das Arbeitshaus nach Pforzheim zw 
rück gebracht. 

Im April 1829 wurde, mie angegeben ift, die Gefans 
genhaltung des Heinrich etwas gemildert, er wurde zu 
Schreibereien in der Amtskanzlei zu Pforzheim verwendet, 
durfte alfo feinen VBerhaftungsarreft zur Tagszeit verlaffen, 
und nur die Grenzen des Amtsbezirfs ohne bejondere Be 
willigung der Beamten nicht übertreren. Diefe Minderung 
fcheint nicht lange gewährt zu haben. Heinrich wurde wegen 
ausgeftoßener Drohung, thätlicher Widerfeglichkeit gegen 
ben Verwalter, für den Fall, daß er ihn fortan chifanire, 
wieder für irre erflärt, in den für die unheilbaren Irrren 
beftimmten Theil der Anftalt verfeßt, und da behalten, bie 
er endlich im Auguft 1831 feine Befreiung erlangte, 

Diefes find nun die Vorgänge, meine Herren, über welche 
Petent fich bejchwert. 

Wenn Sie dabei vorausfeßen, daß derfelbe niemals über 
den Grund feiner Berhaftung vernommen, daß diefe vieljäh- 
ige Öefangenhaltung Statt fand und Statt finden konnte, 
ohne vorgegangene Unterfuchung, ohne alles Einfchreiten 
eined Gerichts, ohne daß fie Durch ein Urtheil ausgefprochen 
wurde, fo müflen Sie darüber erfchreden, und es wird 
feiner weitern Demonftration bedürfen, daß durch diefe Bor; 
gänge die verfaffungsmäßigen Rechte, ja die erften Mens 
jchenrechte des Petenten auf die gröbfte Weiſe verlegt wurben ; 
und daraus folgt natürlich, daß alle diejenigen, welche zu 
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dieſer Rechts⸗ und Geſetzesverletzung mitwirkten, auch zur 
Rechenſchaft über ihr Benehmen gezogen werden müſſen. 

Sn dieſer Hinſicht würde der Gegenſtand zu einer Bes 
fchwerdeführung ganz geeignet feyn. 

Allein da der Vorgang ohnehin unter einem andern Mini: 
fterium Statt fand, fo glaubt Ihre Sommiffion, von der 
Betretung ded Weges der Befchwerdeführung im Sinne des 
$. 56 lit. b der Gefchäftsordnung abgehen und fich darauf 
befchränfen zu koönnen, über diefen zur Kenntniß der Kammer 
gefommenen Gewaltsmißbrauch dem großh. Staatsminiftes 
rium zum Behufe einer genauen Unterfichung der Sache 
förmliche Anzeige zu machen. 

Was die Bitte des Petenten um Entfchädigung oder Un— 
terftügung betrifft, fo fagt derfelbe, daß durch bie zwölf 
jährige Gefangenhaltung feine fonft fefte Geſundheit völlig 
zerftört, feine Laufbahn, die ihm die fchönften Ausſichten 
dargeboten, unterbrochen, und feine ganze Eriftenz gleich— 
fam zernichtet worden fei. Er glaube fomit gegrimdeten 
Anfprud auf Entfchädigung und künftigen Lebensunterhalt 
machen zır Fonnen. Man habe ihm auch im October 1831 
einen monatlichen Wartgehalt vorn 20 fl. bewilligt, obwohl 
er nur höchft kümmerlich damit [eben konnte, fo habe er fich 
doc; einftweilen dabei beruhigt, aber auch diefen habe man 
ihm mit dem A. Dctober 1832 wieder entzogen. 

Wenn alle Prämiffen des Petenten richtig find, fo fiheint 
auch deffen Gefuch um Unterftüßung wohl begründet zu 
ſeyn, und Ihre Commiſſion ftellt demnad) den Antrag: 

„Die vorliegenden Petitionen dem großh. Staatdminifterium 
zur Kenntnißnahme und geigneten Unterfuchung der darin 
vorgetragenen Befchuldigungen mitzuthetlen und auch hoch- 
demjelben die Bitte um Unterflüßung zur Berüchfichtigung in 
dem oben angezeigten Falle zu empfehlen.‘ 

3* ae 
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| Beilage Ar. & 
zum Protocol der 48. Situng vom 2. Juli 1833. 


—— 





Bericht der Petitionscommiſſion über die Bitte des 
Advocaten Denkinger in Raſtadt, Namens der Wittwe 
Garnier daſelbſt, die Erledigung der gegen ihren 
Sohn, Joſeph Garnier, anhängigen Unterſuchung 
betreffend. Erſtattet von dem Abg. v. Rotteck. 


Sie werden mir erlauben, meine Herren, dieſe Petition, 
welche, nach ihrer gedrängten Faſſung und nach der Bedeut⸗ 
ſamkeit aller darin angeführten Umſtände, keinen Auszug 
geſtattet, Ihnen nach ihrem vollen Inhalte vorzuleſen. 

Sie lautet alſo: 

„Hohe zweite Kammer der Ständeverſammlung! 
Ehrerbietigſtes Anſuchen und Bitte des Advos 
caten Denkinger Namens der Wittwe des 
Heinrich Garnier zu Raſtadt, um Erledigung 
der gegen ihren Sohn Joſeph Garnier anhän— 
gigen Unterfuchung.‘ 

„Dbengedachter Garnier wurde, dem Vernehmen nach, 
am 5. April d. J. von der Polizei zu Karlsruhe ergriffen, im 
das Gefängniß geworfen, fofort dem dortigen Stadtamte 
zur Unterfuchung überliefert.‘ 
„Deſſen Mutter ift über den Grund feiner Verhaftung 

nicht8 Näheres bekannt, nur aus der gegen ibn bezweckten 
Berfahrungsweife muß fie fchließen, daß ihm irgend ein polis 
tiſches Bergehen zur Laſt gelegt werden will; denn fie wurde 
nicht allein angehalten, alle von ihrem Sohne herrührende 
Papiere dem Gerichte augzufolgen, fondern es iſt überbieß 
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noch die Anordnung getroffen, Daß answärtige an ſie gerich- 
tete Brieffehaften auf der Poſt in Beichlag genommen, und 
ebenfalls dem Gerichte ausgeliefert werden.’ 

„Abgeſehen hievon, fo find e8 bereits zehn volle Wochen, 
feit ihr Sohn im Kerfer umhergeſchleppt wird, und noch nirs 
gends zeigt fich ein Refultat bezüglich feiner Perſon; fie ift 
daher der feſten Ueberzeugung, daß ihm jedenfalls durch Diefe 
Berfahrungsweife Unrecht gefchieht, daß er conflitutionswidrig 
behandelt wird, und fie muß dieß um jo mehr glauben, ala 
ſelbſt Hochpreisliches Hofgericht Raftatt, an welches ich mich 
aus Auftrag der Wittwe Garnier gewendet, und um Befürs 
derung der gegen ihren Sohn eingeleiteten Unterfuchung ges 
beten habe, mir unter 41. Cinſinuirt den 12, dieſes 
Ar. 2005 erften Senats) folgende Verfügung zugehen ließ: 

„da von .diefer Sache dießſeits nichts bekannt ift, und 

wahrjcheinfich höheren Orts deßhalb Anordnung getroffen 

wurde, fo legen wir einem Hochpreislichen Zuftizminifterio 
oben allegirte Eingabe zur geeigneten werten hochgefälligen 

Berfügung ehrerbietigft vor.’ 

„Ich kaun mic nicht überzeugen, wie Höchftpreisliches Juftize 
miniſterium bei diefer Sache einzufchreiten vermag, und noch 
weniger, wie in einem conflitntionellen Staate Jemand durch 
höhere Anordnung feinem ordentlichen Richter könne entzogen 
werben, und dieß ift hier unverkennbar der Fall, fobald Hoch: 
preisliches Hofgericht Deu Grundſatz ausſpricht, daß es fich 
von deßhalb mit dieſer Sache nicht befaffen könne, weil 
ſolche die Folge höherer Anordnung ſeie.“ 

„Die untröſtliche Mutter, welche auf die angeordnete 
Weiſe ihrem Sohne nicht geholfen ſieht, hat mich erſucht, 
mich in ihrem Namen, und tn ihrer kummervollen Lage, an 
Eine hohe zweite Kammer der Ständeverfammlung zu wen⸗ 
den, mit der ehrerbietigften Bitte: 

„durch Fräftiges Einwirfen das Stadtamt Karlsruhe zur 
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Angabe zu veranlaffen, warum Garnier in Berhaft ges 
fonmen, und warum die angeblicd, gegen ihn eingeleitete 
Unterfuchung durch diefe Länge der Zeit noch nicht been» 
digt, fofort deren unaufgehaltene Erledigung zu erzwecken.“ 
Raftadt den 14. Juni 1833. 
ganz ergebeniter 
Adoocat Denfinger.‘ 

Diefe — meine Herren, lehrt uns zwar nichts Neues, 
aber ſie macht uns doch aufs Neue aufmerkſam auf den troſt⸗ 
loſen Zuſtand unſerer Criminalrechtspflege, und auf die un⸗ 
verantwortliche Verwahrloſung, auf die völlige Schutzloſig⸗ 
feit der perſönlichen Freiheit in einem Staate, welcher ſich 
rühmt, ein conftitutioneller zu feyn. Ohne den beftehenden 
Geſetzen formlich entgegen zu handeln, kann es gejchehen, 
und gefchieht leider nicht felten — daß auf rein willführs 
fiches, von jedem triftigen Grunde entblößtes Ermeſſen eines 
Individuums, eines Amtmannd oder Amtsverweſers, zumal 
auf ein Machtgebot oder auf einen Wink von Oben, ein Staats⸗ 
bürger gefänglich eingezogen, und Monate lang — möglicher 
weife ſelbſt Jahre lang — in Haft gehalten und als iu 
peinlicher Unterfuchung ftehend behandelt werde, ohne daß 
die eigentliche Gerichtöftelle, nämlich die in dergleichen Fällen 
aburtheilende Stelle, das Hofgericht, davon Kenntniß ers 
halte oder Notiz nehme, und ohne daß weder über die Trifs 
figfeit der Verdachtsgründe oder Inzichten, noch über bie 
Nothwendigkeit des Unterfuchungshafts, noch über Die wirks 
liche Verhängung einer peinlichen Specialunterfuchung ein 
eigentliches Erfenntniß oder Urtheil gefällt werde. Alles dieſes 
ift factifch in die Gewalt des Amtmanns gegeben, und von 
deffelben alleinigem Ermefjen, von feiner Laune, Gunft oder 
Ungunft, Berfehrtheit oder Leidenfchaft, Servilität oder ſelbſt⸗ 
eigener Befangenheit, oder endlich von den aus höheren Res 
gionen kommenden Machtgeboten hängt der langwierige 
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Berluft der Freiheit, die gedenkbar fchwerfte Kränfung bes 
— oft völlig unſchuldigen, oft wenigftend nur mit sremöert 
Schuld behafteten — Staatebürgers ab. 

Freilich wird bei eigentlichen Kapitalverbrechen bie 

amtliche Anzeige an die Hofgerichte gemacht, freilich an 
eben biefelben ein vierteljähriges Verzeichniß der 
vorgekommenen oder anhängigen Unterfuchungen eingefens 
det, aber der Begriff jener Kapitalverbrechen umfaßt nur 
die ſchwerſten Kalle; und was die vierteljährigen Verzeichs 
niſſe betrifft, fo wiffen wir, daß fie gar häufig von dem 
Referenten: beim Hofgericht nur mit flüchtigen Blicken durchs 
gefehen; daß manche Wilfführlichkeiten dabei nicht einmal 
bemerkt und auch die entdeckten Mängel, Berzögerungen 
oder Härten nicht mit gebührender Strenge gerügt oder 
geheilt werden. Und außerdem ift ja ſchon die uncontrolirte 
dreimonatlicher Haft eine. furchtbare Bebrohung aller 
Bürger.‘ Weberhaupt ift alles, was einem Staatsbürger 
Bedrüdendes von Seite der Staatsgewalt widerfährt, oder 
widerfahren kann, zugleich auch eine Kränfung, weil Bes 
drohung, Aller. 
Bon dieſem Standpunkt aus iſt auch der vorliegende 
Fall zu betrachten. Ob dem verhafteten Joſ. Garnier 
wirkliches und materielles Unrecht widerfahren, darüber 
ſteht uns, da wir keine Acten vor uns haben, kein Urtheil, 
nicht einmal eine Meinung zu: aber was vor uns liegt, 
iſt gleichwohl hinreichend, um uns auf ein weſentliches 
Gebrechen der Geſetzgebung aufmerkſam zu machen; ja es 
erſcheint nebenbei auch noch ein begangener höchſt bedenf- 
licher Fehler der Form, und eine, möge ſie als Folge eines 
Princips oder bloß als für den concreten Fall beliebte 
Handlungsweiſe gedacht werden, jedenfalls ſchwere vers 
antworliche Uuterlaffung von Seite des Hofgerichts. 

Wenn auch das Gefeß dem Unterfuchungsrichter nicht 
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ausdrücklich. zur Pflicht ‚macht, bie vorkommenden bedeu⸗ 
tenderen Fälle (und wo einmal eine dreimonatliche Unter: 
fuchung und Gefangenhaltung nöthig if, fan der Fall 
wicht unbedeutend jeyn) dem Hofgericht fpeciel anzuzeigen ; 
fo ift es Doch die natürliche, fich, von ſelbſt verftehende 
Obliegenheit des legten, jedesmal, wo im Weg der Bes 
fchwerde des Suculpaten oder feiner Angehörigen die Sache 
demjelben befannt gemacht wird, Davon. auch mirklich 
Notiz zu nehmen und, Behufs der zum Schutze des etwa 
gefährdeten Rechtes zu. ergreifenden Maßregeln, allernächit 
Das Amt zur Berichterflattung aufzufordern. 

Auſtatt deffen aber entfchlägt ſich das Hofgericht bei 
der ihm von Seite der Mutter des Inculpaten gemachten 
Anzeige von der bereit langen Dauer einer "gegen. ihren 
Sohn verhängten Unterfuchung und Gefangenhaltung jedes 
Einfchreitens, und zwar Darum, weil „von diefer Sache 
bießfeits nichts befanut, und wahrjcheinfich höhern 
Orts deßhalb Anordnung getroffen fei Es will ſich 
in dad, was es hiernad), nämlich in der Vorausſetzung 
oder bei der Wahrjcheinlichfeit einer hHöhern Orts ge 
troffenen Anordnung, nicht mehr für feines Amtes hält, 
nicht einmifchen, ſondern legt die Befchwerde über bie 
amtliche Juſtizverzoͤgerung lediglich Einem Hochpreislichen 
Juſtizminiſterium zur geeigneten weitern hochgef älligen 
Berfügung ehrerbietig vor. 

Das Hofgeruht, die in feinem Sprengel allein compes 
tente oder ordentliche Behörde zur Entfcheidung von 
Eriminalfällen, und welchem in. folcher. Eigenfchaft vie 
Wahrung aller dabei in Frage fommenden Rechte des 
Inculpaten als heilige Amtsobliegenbeit zufteht, anerfennt 
durch obigen Befcheid Die ber. feütigen vo ramgehende 
Autorität einer „wahrfcheinlich“ Calfo nicht einmal 
gewiß) von „höherem Drt getroffene Anordnung.“ 
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Es anerfennt alfo eine Rabinetds oder Staates oder 
Juſtizminiſterial- oder gar diplomatiſche Juſtiz, 
und ſtellt den ihm zu ſeinem eigenen amtlichen und pflicht⸗ 
gemaͤßen Einſchreiten vorgelegten Fall, der „weitern 
hochgefälligen Entſcheidung“ des Juſtizminiſte⸗ 
riums anheim! — 

Dergeſtalt beſchaffen iſt der Zuſtand der Strafrechts⸗ 
pflege in Baden! und zwar nicht nur der factiſche, 
fondern felbft der gefegliche! Denn man fann nicht 
einmal fagen, daß das Hofgericht durch feinen hier in 
Frage ſtehenden Befchluß den Buchftaben eines Ges 
feßes verlegt habe, wiewohl e8 dadurd; dem Sinn und 
Geiſt ver Verfaſſung mefentlich zuwider handelte, 
und: von Principien ſich Iosfagte, welche fonft wenig» 
ſtens die Praxis ald maßgebend anerkennt! — In letzter 
Beziehung fällt allerdings das vorliegende Factum unter 
den Begriff von „Mißbräuchen“ deren Anzeige an 
die Regierung den Kammern, nach $. 69 der Berfaffungss 
urfunde, zufteht. 

Die Petitiongeommiffion ftellt auch wirklich den Antrag 
auf ſolche Anzeige mittelft Uebergabe der Petition, 
und äußert dabei den heißeften und beftbegründeten Wunfch, 
daß doch möglichft ſchnell wenigſtens die auffallendften 
und für den Nechtözuftand gefährbdendften Mängel der 
Strafgerechtigfeitöpflege durch ein den Kammern vorzules 
gendes (wenn auch nicht umfaffendes doch zur Zeit wenig⸗ 
ftend das dringlichfte befriedigendes) Geſetz möchten geho- 
ben werben. Schon ift ein Menfchenalter verflofien, 
feit das fogenannte „achte Drganifationsedict“ 
(von 41803) ald „proviforifches Normativ“ und 
unter Anerfennung der Nothwendigkeit einer möglichft bald 
herzuftellenden befinitiven Gefeßgebung für Straffachen, 
erlaffen ward; und noch ift bi8 auf den ae. Tag 

1833, TI. K. rot. 48 Heft. 
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jener heiligen Nothwendigkeit Feine Rechnung getragen wor⸗ 
den; und während man über das Eichen der Bierfeffel und 
die Aufzeichnung der Hunde, ja über Zeit und Maß ver 
Ecerichöbenügung zur Maft und des Sammelns von WBald- 
beeren die forgfältigiten und genaueften Beſtimmungen Längft 
getroffen hat oder trifft, bleibt der Nehtszuftand’der 
Menfchen, bleibt die Wahrung des heiligen : Rechts der 
perfönlichen Freiheit vergejffert! — 


XIX. Oeffentlide Sißung 


Berhandelt in dem Sißungsfaale der zweiten Kammer ber 
Ständeverfammlung. 


Karlsruhe, den 5. Zuli 1833. 


in Gegenwart der Herrn Regierungscommijläre, Generallien: 
tenant v. Schäffer, Staatsminifter v. Türdheim, Minifte: 
rialchef Staatsrath Winter, der Staatöräthe Mebenius und 
Solly, des Geh. Rath v. Weiler und Geh. Referendär Ziegler, 
fodann fämmtliher Mitglieder der II. Kammer, mit Ausnahme 
der Abg. Herr und Völcker. 


Unter dem Borfiß des Präfidenten Mittermaier. 


Der Präfident eröffnet die Sitzung mit der Bemerkung, 
daß er in Folge vielfeitiger Wünfche von Mitgliedern der 
Kammer fi, aufgefordert fühle, den in ber vorgejtrigen 
geheimen Situng über die Zurücknahme des Preßgeſetzes ger 
faßten Befchluß zur öffentlichen Kenntniß zu bringen, damit 
er in das Protokoll der Öffentlichen Sigung niedergelegt 
werde. Diefer Befchluß lautet: 

„Der großh. Regierung zu erklären, daß die durch 
Verordnung vom 28. Juli 4832 getroffenen Abändes 
rungen des Preßgefees ohne Zuftimmung der Kammer 
nicht definitiv habe gefchehen fünnen, daß man daher 


| 1. 
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zur Herftellung des definitiven Zuftandes einer den wahs 
ren bundesverfaffungsmäßigen Rechten der Regierung 
und den Rechten des Landes entiprechenden Gefeßgebung 
über Preßfreiheit im Großherzogthum Baden im vers 
faffungsmäßigen Wege weiteren Vorlagen ber Regies 
rung entgegen ſehe.“ 
Das Secretariat macht hierauf die neuen — be⸗ 
kannt. 
4) Bitte der Gemeinden Tannenkirch, Mappach, Egringen, 
Schallbach, Holzen und Ruͤmmingen, Oberamts Lör— 
rach, um Wiederaufnahme der Straße von Kalten 
herberg über Mappach nach Lörrach in den allgemeinen 
Sträßenverband ; 


2) Bitte des Burkhard Häfner zu — Amts 
Walldürn, um Unterſuchung feiner Rezeßſchuld zur 
dortigen Kirchenpflege: 

Der Abg. v. Rotteck übergibt 

3) eine Petition der Maria Zofepha Bed in Bruchſal, 
Aufprkche an die Verwaltung der milden Stiftungen 
betreffend. 

Der Abg. Merk, 

4) die Bitte mehrerer Bürger zu Gutmadingen, Kirchen, 
Haufen, Unterbaldingen ꝛc. in der ehemaligen Grats 
ſchaft Baar, um Revifton der Gemeindeordnung. 

Der Abg. Rindefhwender, | 

‚5) bie Bitte der Rittersbacher Erbleheshofbeftänder. Fidel 
Schneider und Eonforten zu Kappelwindeck, Lehens⸗ 
allodifteationen betreffend. 

Der Abg. Geht, 

6) eine Vin dar Aerkiwer der Stadt Teyberg, bon. Berfauf 

yon Waaren durch Muſterkartenvorzeigen betreffend. 
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Der Abg. Sanber, 

7) Bitteder Borgefeßten der Staabsgemeinde Simzheim, um 

Ueberlaffung der Waldfrevelftrafen an die Gemeinden ; 
5) Derſelben, die Diäten ded Forſtperſonals betreffend, 
9) Ebenderfelben wegen Ablöfung der Erblehen. 

Der Abg. Bader, 

10) Bitte dev wWraelitifchen Lehrer bes Amtsbezirks Radelph⸗ 
zell, um Gleichſtellung mit den cyriftfichen Lehrer; 

11) Bitte der israelitifchen Gemeinde Wangen, Amts Ra- 
dolphzell, ihre bürgerlichen Verhältniffe betreffeub. 

Rettig v. K. übergibt folgende Petitionen aus feinem 
Wahlbezirk und bemerkt dabei, daß er mit Vorbedacht fage, 
aus feinem Wahlbezirf, weil diefe Petitionen iu ächt conftis 
tutioneller IBeife in der verfammelten Gemeinde freimüthig 
berathen und bejchkoffen worden ſeien, nämlich: 

12) Petition der Stadt Conftanz um Wieberverleihung 
einer Garniſon. 

Sch würde firchten, die Kammer zw beleidigen, wert ich 
auch nur ein Wort zur Empfehluug eines Gegenſtandes 
reden wollte, der in hohem Grade die Aufmerkſamkeit micht 
allein des obern Landestheils, ſondern des ganzen Landes auf 
ſich gezogen hat. 

13) Ebenderſelben Stadtgemeinde, in Betreff des unbe— 
fchränften Verkaufs des felbft erzeugten Weines ber 
Einwohner. 

In der 146. Sitzung des Jahre 1831 ift bereits die Sadye 
vorgefommen, Eine ausführliche Darfiellung ver Localver⸗ 
hültniſſe wird hinreichen, a a re 
zu gewinnen. 

14) Derfelben Stabtgemeinde, in Betreff der Einfihrung 
einer Rapitalienfteuer. 

Es ift dieß ein Zweig der öffentlichen Meinung, melde 
der Budgeteommiſſion nicht eutgehen wird. 
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Ich knüpfe an Diefe drei Vorlagen eine Frage an die Re⸗ 
gierungscommiffion: Es ift in der 449. Sigung mein Antrag 
zum Beichluß der Kammer erhoben worden, daß die Regie— 
rung bie-Anfprüche der Stadt Conſtanz auf Entichädigung 
für verlorene Domanialgefälle einer nähern Prüfung unter: 
werfen möge. Sch bin nun beauftragt, die Frage zu flellen, 
ob die Kammer im Laufe der dießjährigen Landtagsfizung 
einer Erledigung dieſes Gegenftandes entgegen fehen fünne. 

Staaterath Winter: Es werden der Kammer einige 
Gefegesentwürfe über Entfchädigungen der nämlichen Art 
vorgelegt werden; fo viel ich aber weiß, ift Conſtanz nicht 
darunter begriffen. 

Schaaff übergibt folgende 13 Petitionen: 

15) Bitte der Gemeinde Robern, Amts Eberbach, um Auf 
hebung alter Abgaben ; | 

16) Bitte der Gemeinde eindach, in gleichem Betreff; 

47) Bitte der Gemeinde Pleutersbach in demfelben Betreff R 

43) Gleiche Bitte ver Gemeinde Redargerad) ; 

19) Gleiche Bitte der Gemeinde Schollbrunn & 

20) Gleiche Bitte der Gemeinde Rodenau; 

21) Gleiche Bitte der Gemeinde Neckarwimmersbach; 

22) Bitte der Gemeinde Lindach um Schutz gegen Wild— 

ei ſchaden 

28) Gleiche Bitte der Gemeinde Pleutersbach; 

24) Gleiche Bitte der Gemeinde Neckargerach; 

25) Gleiche Bitte der Gemeinde Schollbrunn; 

26) Gleiche Bitte der Gemeinden Neckarwimmersbach und 
Igelsbach; 

27) Gleiche Bitte der Stadtgemeinde Eberbach. - 

und bemerkt: was die erftern Petitionen betrifft, fo beziehe 

ich mich auf dasjenige, was ich bei Uebergabe ähnlicher Ge⸗ 

ſuche in der letzten Sitzung gefagt habe. Hinſichtlich ber 
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letzteren Petitionen, die das Wildſchadengeſetz zum Gegen⸗ 
ftand haben, erlaube ich mir, einige Worte beizufügen : der 
Wildſtand hat in dem fürftfich Reiningenfchen Gebiet ſo über⸗ 
hand genommen, daß bie Producte der Landwirthſchaft völkig 
preisgegeben find. Der Fleiß einer Familie, die Hoffnung 
eines Jahres zerftört die Mahlzeit. eines Rudels Hirfche. Ich 
erlaube mir, Ihnen einige nähere Details in Beziehung auf 
die Stadt Eberbach  mitzutheifen. In gleichem oder ähn⸗ 
lichem Verhältniß befinden ſich die. übrigen Petitionäre. In 
der Markung von Eberbach ſind 2250 Morgen Ackerland, 
worauf ſich mehr als 3000 Seelen zu nähren haben. Auf 
dieſem Ackerland, denjenigen Schaden abgerechnet, der in 
ben ſogenannten Hackwaldungen und den jungen Anpflans 
zungen der Hochwaldungen Statt fand, haben fich vom 
1. Sanuar bis 24. Juni d, J. nicht weniger ald 600 Wild—⸗ 
fchäben ereignet. (Zeichen des Staunend.) Sie fragen, wie 
bie Beſchaͤdigten zum Erfats ihres Schadens gelangen? Sie 
find hingewieſen auf die Beftimmungen unferer Civilprozeß⸗ 
ordnung, d. h. ed muß jeder einzelne Befchädigte in einer 
abgefonderten Klage die Standesherrjchaft bei dem compe⸗ 
tenten Richter, nämlich bei dem Hofgericht in Mannheim 
belangen. Was bei diefem Klagen herauskommen Fann, 
fieht Seder leicht ein. Bis darüber verhandelt ift, bie es 
dahin kommt, daß eine Erpertife angeordnet werden kann, 
ift der Schaden entweber nicht mehr fichtbar, oder es laßt 
ſich nicht mehr erfennen , ob er von Wild oder. etwas Anderem 
herrührt. Bei: weitem die meiften diefer Klagen können bei 
dem böften Recht feine andern Folgen haben, ald daß der 
Kläger abgemwiefen, und in die Koften verurtheilt wird. 
(Bewegung in dev Kammer.) Diefer Zuftand ift ein Zuftand 
der Rechtloſigkeit, denn wenn mir. mein Necht fo hoch ges 
ftelte ift, daß ich es micht erreichen kann, fo ift «6 in ber 
Wirlung gleich mit der Rechtloſigkeit. In dieſer verzweiſelten 


— 
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Lage ſind dieſe Gemeinden zum aͤußerſten Mittel geſchritten, 
d. h. fie haben in dieſen Tagen eine Deputation hieher ge 
ſchickt, welche die baldige Borlage des in der Thronrede zu 
gefagten Wildſchadengeſetzes bewirken und dem Gefetsesents 
wurf in beiden Kammern eine günftige Aufnahme bereiten 
ſollte. Die Deputation Fehrt im die Mitte ihrer Mitbürger 
zurück, nnd bringt ihnen die tröftlichen Verheißungen, die 
fie an: ben Stufen des Thrones vernommen; fie bringt ihnen 
die Zufage der Regierung. Die ermuthigenden Zuficherungen 
bes hohen Präfidenten ver erften Kammer und mehrerer edler 
Mitglieder jener wie diefer Kammer. Die Bewohner jener 
Gegend werben ſich alfo der Hoffnung hingeben, daß bald 
ein Gefeß erfcheinen wird, geftütt auf diejenigen Grund⸗ 
lagen, die fie in ihrer Petition bezeichnet haben. Sie werden 
dieſes abwarten, bis dahin dulden und ſchweigen. Aber meine 
Herren, wenn fie fich in diefer Hoffnung tänfchen ſollten 
wenn ein ſolches Gefek nicht zur Stande Fame, wen as. nicht 
möglich wäre, fich darüber in beiden Kammern zu vereinigen, 
was würde dann die Folge feyn? Die Bewohner jener Ges 
gend müßten dann den Glauben aufgeben, daß ed in der 
Macht ver Staatögewalt liege, ihr Eigenthum gegen bie 
Gefräßigkeit der wilden: Thiere zu ſchützen; fie: würden ſich 
aufgefordert fühlen, zur Selbfthülfe zu fihreiten, bellagens⸗ 
werthe Ereigniffe würden die Folgen feyn, dieſen Folgen 
vorzubeugen, würbe alddanı bie Pflicht Der Negierung ſeyn; 
bad Mittel dazu gibt ihr die Berfaffung im die Hand, ber 
$. 66 gibt ihr die Macht, in folchen dringenden Fällen durch 
ein proviforifches Geſetz Rechtöbefriebigumg zu verfchaffen, 
und ich habe dad Vertrauen zu. der Regierung, daß fie vom 
der Borfchrift jenes Paragraphen Gebrauch machen werde. 
Meine Herren! die freien Männer der fürſtlichen Standes⸗ 
herrſchaft Leiningen feufzen unter dem Druck der Leibeigen⸗ 
fchaft der wilden Thiere, fie fordern Ihre Hülfe und ficher 
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nicht vergebene. Es if an ber Zeit, ba Diese Feſſel Der 

Reibeigenfchaft zerbrechen wird. (Beifall!) 

Knapp: Wenn auch fen Geſetz zu Stande Eommt, fe 
giebt ed doc; ein einfaches Hülfemitiel, nämlich das Bil 
tobt zuſſchießen. 

Präafident: Diefer- — ſteht beute ide au 
ber Tagesorbnnung. 

Körner: Als Abgeorbneter eines Wahlbezirks, der in 
benfelben Berhäftniffen fich beſindet, finde ich mich veranlaßt, 
bie Anfichten: des Abg. Schaaff zu theilen. Ich bebauere, 
daß wir auf dem Landtage von 4834 nicht fe glüdlich waren, 
ein Geſetz über einen jo wichtigen, in bie Jutereſſen bes 
Volks fo tief eingreifenden Gegenſtand zu erhalten, und muß 

um fo mehr den Wunſch ausfprechen, daß dieß auf biefem 

Zandtag: geicheben möge, als nach Zeitungsnachrichten im 

einem: Nachbarftaate ein ähnliches Gefek in fehr humanen 

Geifte gegeben worben ift. 

Die Abg. Rutfhmann, Mördes und andere erheben 
ſich um zu fprechen, wurden aber vom Prößruien auf die 
Discuffion über die Petitionen verwiefen. 

Gerbel übergiebt- 

28): eine Petition der Gemeinden Rohrbach, Adersbach und 
Steinsfurt, um Abfchaffung der Genfur und Herftelungber 
freien Preſſe. 

Diefe Petition, bemerkt er, übergebe ich; mit der beftimmten 
Verficherung, daß fie von Den Gemeinden felbft ausgegangen 
ift. Es ift dieß ein fprechender Beweis, daß auch das Volk die 
höheren Ssntereffen des Landes kennt und zu ſchätzen weiß. Es 
ſpricht fich dieſe Petition befonders darüber aus, daß, je mehr 
Heimlichkeit über Preßangelegenheiteu Statt findet, deſto mehr 
die Neugierde über bad Nefultat wächst. Durch Die heute ges 
ſchehene Veröffentlichung des in.leßter geheimen Sitzung ge 
faßten Befchluffes wird allerdings diefer Neugierbe ein Ziel 
geſetzt. Diefe Petition ift * erfüllt von den treuſten nnd 
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foyalften Geſinnungen gegen Negierung und Stände, und 
enthält die befcheidene Bitte um Preßfreiheit für inländifche 
Angelegenheiten, mit der Erwartung, daß diefe auf dem 
gegenwärtigen Landtage dem Lande werde zu Theil werden: 

v. Itzſtein: Sc erlaube mir eine Frage an die Regie— 
rungscommiflion, die fie mir wahrfcheinlich wird beantworten 
fönnen, ob nämlich die Regierung der Kammer einen Ges 
feesentwurf über die Abtretung des Eigenthums zu öffent 
lichen Zwecken vorlegen wird. Es ift dieß um fo nothwendiger, 
ald es in die jeßt zur Berathung vorliegende Forſtordnung 
tief eingreift, indem bier oft diefe Frage zur Sprache kommt, 
und diefes Geſetz fchon auf den frühern Landtägen dringend 
verlangt wurde, - 

Geheimerraty v. Weiler: Es ift darüber Bortrag von 
dem Juſtizminiſterium erftattet, zugleich aber in demſelben 
darauf aufmerffam gemacht worden, daß es ſehr wünſchens— 
werth feie, mit dem fraglichen Gefege über dieſen Gegenftand 
noch zuzumwarten, um die Erfahrungen: unferes Nachbarftaats 
benüsen zu können. Darauf beruht num die weitere Bears 
beitung der Sache, die dem Juftizminifterium aufgetragen iſt— 

Der Präfident zeigt eine Motion des Abg. Trefurtan, 
dahin gehend: Se: Königl. Hoheit den Großherzog zu bitten, 
daß Fimftig zu Realifirung des nach $. 20 der Berfaffungss 
urfınde erforderlichen Aufftchtörechts der Stande über die 
Verwaltung der Stiftungen auf allen Landtägen belegte 
Nachweiſungen über die Verwendung des -Stiftungsver: 
mögens der Kammer vorgelegt werden möchten. 

Der Tagesordnung gemäß begründet nunmehr der Abg. 
v. Rotteck feine Motion, die Erneimung einer Commiſſion 
begehrend,, welche damit beauftragt werde, den Zuftand des 
Baterlandes in Erwägung zu ziehen, um hiernach Die ge: 
eigneten, auffolche Erwägung gebauten Anträge, der Sammer 
vorzulegen. 

Beil. Nr. 1 (1$ Beilagenheft, ©. 480 — 213.) 
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Nach Beendigung des Bortrags wird allgemeines 
Bravo in der Kammer und lauter Beifalleruf von der 
Gallerie gerufen, welchem jedoch der Präffdent durch Ges 
bot des Schweigens auf den Grund ber Geſchäftsordnung 
fofort Einhalt thut. 

Duttlinger:. Ich muß zuvörderft dem ehrenwerthen 
Redner, der fo eben von der Rednerbühne herabſtieg, 
meinen Dank für vie Mäßigung ausfprechen, mit der er 
Stoffe behandelt hat, die fo leicht der Gefahr ausſetzen, 
über diefe Grenze hinauszufchreiten. Sch nenne es Mäßı- 
gung, wenn ein Redner in dieſem Saale fich nur darauf bes 
fehränft, objective Wahrheiten auszufprechen, oder mit 
andern Worten, nur das zu fagen, was ihm ald Wahrheit 
erfcheint. Sodann erlaube ich mir, über den Gegenftand 
felbft, den er abgehandelt hat, oder vielmehr über die Be- 
handlung deffelben, die ich fir die allein angemeffene halte, 
meine Meinung kurz und einfach auszuſprechen. 

Der Präfident erinnert daran, den $. 51 der Ge 
fchäftsorodnung feſt ind Auge zu faffen, wonach nur Darüber 
berathen werden fünne, ob, die Kammer bie vorliegende 
Motion in Beratung ziehen, vertagen oder auf fich bes 
ruben laffen wolle. 

Duttlinger: Man darf ja nicht fürchten, daß ich 
gegen die Vorfchrift des Art. 51 oder gegen die Vorfchrift 
irgend eines andern Artikels der Geſchäftsordnung fehlen 
werde. Sch habe ja ausdrüclich und beftimmt angekündigt, 
daß ich meine Meinung über die Behandlung der Sache, 
über diejenige Art der Behandlung, die ich für die ange— 
meffenfte halte, ausfprechen werde. 

Die Motion, deren Entwicklung wir fo eben angehört 
haben, ſchließt eigentlich zwei große Fragen in fich, nämlich: 

H) in Beziehung auf den gegenwärtigen rechtlichen ober 
factifchen Zuftand in Deutfchland, und | 
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2) in Beziehung auf verfchiedene Handlungen unferer 
Minifter von ber Zeit des Schluffes des vorigen Laudtags 
bis jetzt. Sch betrachte zuerjt diefen Teßten Theil der Motion. 

Der Herr Antragsiteller hat eigentlich in diefer zweiten 
Beziehung feinen beftimmten Antrag geftellt, wie in ber 
erften auch nicht, fondern fordert von der Kammer, daß 
durch die Abtheilungen eine Commiſſion ernannt, und won 
biefer erft in Folge ihrer Beratungen Anträge geftellt 
werden mögen. 

Died Verfahren ift gegen die Gefchäftsordnung, nad 
ber wir zu handeln verpflichtet find. Denn diefe will, daß 
jedes Mitglied, weldyes einen Gegenftand in ber Form 
von Motionen hier erörtern will, beftimmte Anträge ftelle. 
Gie fordert ferner zugleid; von ihm, und macht ihm zur 
Pflicht, daß es in einer früheren Sitzung dieſe Anträge 
ihrem ganzen Inhalte nach fchriftlich. der Kammer anzeige; 
und zwar fehr weislich, damit nicht die Kammer durch 
unvorhergefehene Anträge überrafcyt werben möge, und 
nicht. in Gefahr komme, Befchlüffe zu faffen, Die nicht 
hätten gefaßt werben follen. Ich habe hier feinen Antrag 
anf eine Anklage der Miniſter, keinen Antrag auf eine 
Danfadreffe, keinen Antrag auf eine Bejchwerbeführung 
und auch Feinen Antrag auf eine Verwahrung gehört, 
fondern wie gefagt, nur dem Borfchlag vernommen, bie 
Kammer möge eine Sommiffion ernennen Iaffen, die daun 
in Erwägung ziehen folle, ob fie irgend: einen Antrag biefer 
Art zu ſtellen für nöthig finde. Schon barum glaube ich, 
daß die Kammer veranlaßt feyır muß, über biefen Gegen: 
fand zur Tagesordnung überzugehei. 

Der zweite Hauptgegeuftand der Motion, der zuerſt zur 
Sprache gebracht wurbe, betrifft den jeßigen Zufland von 
Deutfchland. Die jebigen dffentlichen Zuftände von Deutſch⸗ 
land, mag die Rede ſeyn von den finanziellen, commerziellen, 
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iuduſtrioſen oder den politischen Zuftäuden, find allerdings, 
ich darf es frei, und ohne Rückhalt ausſprechen, fo bes 
ſchaffen, daß fie auf die Dauer unmöglich fo bleiben fonnen. 
Daß bie Lenker der Schidjale diefer edlen Nation, die in 
ben jlurmbewegten Zeiten der letzten 48 Jahre nichts ges 
wollt hat, und jetzt noch nichtd will, als bie Herrſchaft 
verfaffungsmäßiger Gefege unter dem Schutz der Throne 
ihrer angeſtammten Fürften, es nicht verfennen möchten, 
baß jene Zuftände der Verbefjerung bedürfen, wenn nicht 
bie Schieffale diefer Nation Wechſelfällen preiögegeben 
werben follen, Die zu fehauderhaft find, als daß ich fie 
näher begeichnen will — zu fchauberhaft in den furdhtbaren 
uud unermeßlichen Folgen, die fie haben fonnten! Wenn 
nämlich nicht endlich einmal Diejenigen Zuftände in Deutſch⸗ 
band eintreten, die der wahre Freund des Baterlandes hofft, 
fo werben zuleßt diejenigen Ereigniffe und Zuftände fommen, 
bie der wahre Freund ded Baterlandes fürchtet! Um aber 
zu der Frage zurück zu fehren, die uns zunächſt berührt, 
zur Frage ber Bundesbeſchlüſſe, die eigentlich von bem . 
Herrn Antvagfteller ber: Erörterung, in Beziehung anf die 
Unterfuchung des jeßigen rechtlichen oder factiſchen, politiſchen 
Zuſtandes von Deutſchland zu Grund gelegt find, fo fünuen 
wir auch hierüber, wie ich glaube, zur Tagesordnung 
ſchreiten, und müffen es thun, wenn wir die eigenthims 
liche. Lage betrachten, in welche Die Sache bei uns durch 
frühere Borgäange gefommen if. Wir haben nämlid, in 
unferer Danfadreffe auf die Thromede unter Anderem Er. 
Königl. Hoheit dem Großherzog gefagt: 
„Wir können nicht mit Stillſchweigen die ſchweren Be- 
forgniſſe übergehen, die bei Ihrem treuen Bolfe, deffen 
geſetzlichem Sinn alle ungefeßlichen Mittef und Ber 
firebungen fremb geblieben ſind, ver Inhalt der Bun⸗ 
desbeſchluſſe vom 28. Juni 4832 hervorgebracht hat, 


— 
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indem folcher eine Auslegung geftattet, welche Die Ber- 
faffung zu bedrohen und die verfaffungsmäßigen Rechte 
zu befchränfen fcheint. Wir hegen zwar das tieffte Ver: 
trauen, daß jeder Gedanke einer Berfaffungsverleßung 
von Eurer Königl. Hoheit weit entfernt war; wir wurden 
uns aber freuen, wenn uns in.diefer Hinficht eine für 
alle Zukunft beruhigende Zuficherung ertheilt, und dar 
durch jeder Zweifel gehoben würde.‘ 

Daranf haben wir in der Antwort anf die Dantadreſe 
aus dem Munde Gr. Königl. Hoheit des Großherzogs fols 
gende Zuficherung erhalten, die ich wörtlich vorlefe; nämlidy : 

„die auf das feierlichfte gegebene Zuftcherung dafür, 
daß die erwähnten Bundesbefchlüffe, der von Seiner 
Seite längft angelobten treuen Anfrechterhaftung unferer 
Berfaffung, insbeſondere der darin ausgefprochenen 
Nechte aller Staatöbürger, und der Wirkſamkeit der 
Stände niemals im Wege fiehen werde. 

Wir haben diefe Worte mit Freunde und Dank vernommen, 
und auf diefe fürftlichen orte bauend, werden wir für alle 
Zukunft jede Mafregel für rechtsungültig erflären und fie 
fo behandeln, die mit Berufung auf jene Bundesbefchlüffe 
gegen den Buchftaben oder den Geift unferer Verfaffung ge 
troffen würde. Alles in der Welt hat feine Zeit; die Ber 
‚ rathung der Motion, die wir gehört haben, hat gegenwärtig, 
wie ic) glaube, in den Sälen diefes Haufes ihre Zeit nicht, 
Sch fchlage daher die Tagesordnung vor, 

v. Ticheppe und viele andere Mitglieder unterftüten 
diefen Antrag. 

Merk: Ich glaube allerdings, daß ın der Motion des 
Abg. v. Rotteck wirkliche Anträge liegen, zwar nicht ſtreng 
nach der Form, aber doch nach ihrer Bedeutung und ihrem 
Sinn. Wenn wir alſo zur Tagesordnung übergehen wollen, 
ſo muß es aus einem anderen Grunde geſchehen. Ich werde 
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deßhalb nur darüber das Wort nehmen, um einen Antrag 
zu motiviren, den ic). in Beziehung auf die Frage, ob die 
Motion in Berathung zu ziehen fei oder nicht, ſtellen werde. 
Der Abg: v. Rotteck hat uns ein Gemälde von vielen 
großen Wahrheiten in Fräftigen Zügen geliefert, ‚aber auch 
im Zügen al fresco gemalt. Das Tableau, ein und Iette 
Gericht, iſt in feiner Art meifterhaft, mit einer gewiffen polis 
tifch grandioſen Phantafie entworfen ; aber es ift auch darin 
ein gewiſſer düſterer Sinn erkennbar. Es ift Wahrheit und 
Dichtung zugleich „ Eunftreich beides vermifcht, dabei aber 
auch Vieles in das Große getrieben. Ich erkenne fehr dankbar 
nicht nur die Wahrheiten, die er ausgefprochen, fondern bie 
Mäßigung, mit der. eö gefchehen ift, aber auch danfbar die 
Bertheidigung des Geiftes der Kammer von 1831. Des vielen 
Wahren und Guten; das in diefer Begründung liegt, ungez 
achtet glaube aber auch ich, Daß es Feine practifche Aufgabe 
fir eine Commiſſion ſeyn würde. Den Hauptbeftandtheil dere 
ſelben bildet» der Blick, auf die Bundesbeſchlüſſe, obgleich 
auch damit die Verfügungen der Regierung verbunden werden; 
Jeder vom Ihnen wird.aber zugleich überzeugt feyn , daß in 
letzterer Beziehung die Niederſetzung einer ganz eigenen Com: 
miſſion und eine folche Abweichung von dem ordentlichen 
Geſchaͤftsgang nicht nothwendig ſei; denn die zu Prüfung 
der proviſoriſchen Geſetze niedergeſetzte Commiſſion wird dieſe 
Unterſuchung vornehmen, wo dann jedem Abgeordneten über: 
laſſen iſt, Das freie Wort: zu reden, an welches der Abg. v. 
Rotterdiappellirt hat: Eben jo verhält es fich mit den Miß- 
brauchen, von denen in dem gewöhnlichen Lauf der Gejchäfte 
des Landtags geſprochen werden kann, und es blieben fomit 
ne nody die Bundesbeſchlüſſe übrig, die einer eigenen Com⸗ 
miſſion übergeben: werden könnten.’ Sch will mich keineswegs 
in eine Erörterung dieſer Bejchlüffe einlaffen ‚indem: jett 
wicht die Zeit dazu ift, aber Seder von Ihnen hat ſchon 
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darüber nachgedacht, und den Zuftand, den fie herbeigeführt 
haben, erwogen. Die tiefe Senfation, die fie in Deutſchland 
erregten, ift nicht zu läugnen, und diefe Senjation war auch 
ganz natürlich; die Beſorgniß mußte ſchon wegen ihrer künſt⸗ 
lichen Fafung entftehen, die eine gewiſſe Parthei, melde 
dem conftitutionellen Syftem feindfelig gegenüber fteht, alds 
bald fo zu deuten und zu wenden fuchte, um bie conſtitu⸗ 
tionellen Verfaſſungen in Deutfchland zu paralpfiren und 
ihre Wirkſamkeit zu hemmen. Das deutjche Volk aber, dad 
durch die Erfahrungen fchwerer Zeiten einen gewiſſen polis 
tifchen Taft, ich möchte fagen, einen Inſtinkt dafür erlangt 
hat, dasjenige zu erfennen, woraus für fein Recht durch 
irgend einen Mißbrauch Nachtheil entftehen kann, hat dieſe 
Beſorgniß faffen müffen. Sie wurde vermehrt durch gewiffe 
Betrachtungen, durch die Berfaffung des Bundes, wonach 
mächtige Staaten mit Eleineren verbunden find, und ein 
natürliches Uebergewicht vorberrjcht, durch die Betrachtung, 
baß gerade diefe großen Staaten das Repräſentativſyſtem 
nicht kennen, und ihm auch nicht befonders günftig.zu ſeyn 
fcheinen, durch Die Betrachtung vieler Ereigniffe des Tages, 
und bie Beforgniß, daß die Machthaber die Regierung vers 
anlaffen, auf ben Grund diefer Befchlüffe die Verfaſſung 
zu beeinträchtigen oder wenigſtens eine Kunft zu üben, bie 
jest hie und da zu bemerfen ift, nämlich) die Kunſt, zwar 
den Grumbfaß der verfaffungsmäßigen Freiheit zuzugeben, 
and felbft darüber Zuficherungen zu ertheilen, jedoch durch 
einen gewiffen Mechanismus der VBerwaltungsorganifation 
deren Wirffamfeit zu lähmen. Viele Regierungen, die den 
durch diefe Bundesbefchlüffe hervorgebrachten Eindruc bes 
merften, haben auch gleich die Berfündigung derfelben mit 
einer DVerficherung über die Unnachtheiligfeit für die Vers 
fafjung begleitet, und es hätte natürlich diefer Zuſatz auch 
feine gute Wirfung nicht verfehlt, ja vielleicht allgemein bes 
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ruhigt, wenn nicht die Erklärung bed. Bundes vom 8. Nov. 
die Beforgniffe wieder neu angefacht hätte, indem man dieſe 
Art von Gonteftation, welche in diefer Erklärung gegen den 
fraglichen Zufat liegt, gar nicht. begreifen fonnte. Man 
hätte vielmehr erwarten können, daß zur Allgemeinen Bes 
ruhigung für Dentfchland gerade der Bund felbft eine Er⸗ 
laͤuterung diefer Art nachtragen werde. In unferein Laiıde 
ift bei Verkündigung diefer Befchlüffe Fein folcher Zufaß 
gemacht worden; allein es hat fich nun während biefes 
Landtags die Sache ſelbſt glücklich gewendet durch bie 
ewig denkwürdige Antwort auf die Dankadreſſe der Kammer, 
eite Antwort, bie fo feierlich gegeben und ſo beftimmt: ift, 
die, wie ich felbft Zeuge davon zu feyn das Glück hatte, 
- fo fehr aus dem innerfien Gemüth des Regenten ferbft 
hervorgieng, daß ich, in Beziehung auf die Regierung, die 
Beruhigung für die Sicherheit unſerer VBerfaffung, rück⸗ 
ſichtlich dieſer Bundesbeſchlüſſe finde. Kein Minifter — 
und bie gegenwärtigen ſchon vermöge ihrer Denkungsart 
nicht, wird, auf ſolche Worte hin, diefe Befchlüffe nachs 
theilig für unfere-Berfaffung zu deuten oder zu drehen wagen. 
Ich fſinde in dieſer Antwort aber. auch noch weiter. eine 
große Beruhigung in Beziehung auf Außen, da ein Be 
ſchluß des Bundes, der gegen unfere Verfaffung eine nach⸗ 
theilige Richtung haben follte, als. ein Jus singulorum 
betreffesid , nur durch Stimmteneinhelligkeit erfolgen Fönnte, 
son Baden aus in Gemäßheit der. fürftlichen Worte aber 
nie die: Zuſtimmung erhalten würde. ch fehe alfo Feine 
Rothwenbigkeit ein, befondere Maßregeln in diefer Hinficht 
zu ergreifen, die nicht einmal. in unferem gewöhnlichen 
Geſchaͤftsgang, durch Niederfegung einer außerordentlichen 
Commiſſion Liegen. Diefe Form ift aus einem anderen 
Lande entlehnt, wo fie aber etwas ganz Anderes bebeutet. 
Ich fürchte: vielmehr, daß, wenn mir und ber Berathung 
1983, II, K. Prot. 48 Heft. 12 
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diefer Motion untergögen, wir uns in Weiterungen, Mip- 
deutungen und Anftände verwiceln könnten, bie für das 
Schickſal des Landtags höchſt bedenklich werden möchten. 
Jedenfalls würde andy bei einer Berathung nicht befonderes 
herausfommen konnen ‚- indem wie gejagt, Jeder ſchon Die 
Sache wegen ihrer Wichtigkeit Tängft ‚mit fich felbft be⸗ 
rathen haben, und. darüber im Reinen ſeyn wird. Man 
wird Jeden, der den Zuftand,. welcher durch dieſe Be 
fehlüffe entftehen kann, zu überfehen im Stande iſt, weder 
durch Berichte noch durch Neben, noch durch Discuffionen 
auf eine andere Meinung bringen, Ich fürchte alfo bier 
etwas, was: auf uns felbft und unfern Standpunkt hinſicht⸗ 
lich der Berfaffung höchft nachtheilig zurückwirken fönnte: 
Penn je and diefen Befchlüffen eine Gefahr für die Ber 
faffung zu fürchten wäre, fo glaubte.ich, daß man durch 
fruchtlofe Discuſſionen, durch einen ftaatsrechtlichen Streit 
darüber, der fich durch eine weitere Discuffion nothwendig 
entfpinnen müßte, gerade. eine. Gefahr herbeiführen könnte: 
Nicht Alled, was groß erfcheint, was Auffehen erregt, ift 
auch erfolgreich, und dem eigentlichen und wahren Intereſſen 
des ‚Landes angemefjen,, von denen wir durch dieſe ſtaats⸗ 
rechtlichen Weitläufigfeiten, wie ich fürchte, nur. abgezogen 
würden, Es iſt min zwar der Antrag auf. unbebinigte Tages⸗ 
ordnung geftellt, allein ob ich ſelbſt gleich nicht darauf an⸗ 
trage, diefe Motion in Berathung zu ziehen, fo kann ich 
doc jenem Antrag auf unbedingte Tagesordnung nicht beis 
treten 5. benn gerade aus dem Grunde, warum dieß gefchehen 
fol, weil wir nämlich unfere Gefinnungen ſchon ausge⸗ 
fprochen hätten, halte.ich, Deutfchland gegertüber, für noth⸗ 
wendig, daß wir Diefe Gefinnungen, warum wir dieſe Motion 
anf fich beruhen laſſen wollen, wiederholt ausſprechen damit 
ed. nicht den Schein: gewinne, als ob Gleichgültigkeit gegen 
die: großem Wahrheiten; die: wir hörten): ſich in une ĩinde 
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Ich appellire überhaupt hinfichtlichtlich diefed Punktes an 
Ihr innered Gefühl, ob wir auf unferem Standpunfte fo 
gerabezu über eine fo inhaltreiche Motion zur Tagesordnung 
übergehen koͤnnen. Ich kann diefed Gefühl nicht theilen, und 
ftelle deßhalb einen andern Antrag: 

„Den Gegenftand mit der zn Protocol nieder zu — 
Erklärung anf ſich beruhen zu laſſen, daß bie Kammer ſich 
an die Antwort auf die Dankadreſſe anfchließend, und die 
in Leßterer -ausgefprochene Gefinnung wiederholend dahin 
ausfpreche, daß eine,:die Verfaffung verleßende, und bie 
verfaffungsmäfigen Rechte befchränfende Interpretation der 
Bundesbeſchlüſſe vom 28. Juni 1832 > vehtögältig nie ge⸗ 
fchehen könne.“ 

Sch erlaube mir nur noch einige Worte binfichtlich 
der Form des Antrags, Man -Fönnte vielleicht ein 
wenden; daß da die Gefchäftsordnung ‚nur drei Formen, 
namlich Berathung, Vertagung und Nichtberathung für die 
Behandlung einer Motion beftimme, hier feine Modifteation - 
gemacht werden könne. Sch glaube aber nicht, daß bie 
Gefchäftsorbuung ein. jo ſtrenges Formularienbuch für ung 
iſt, daß wir ſclaviſch dem Buchftaben fo unterthänig find, 
um nicht in außerordentlichen Fällen, wohin ich dieſen zähle, 
eine Eleine Ausnahme machen zu fönnen, durch bie ja nichts Pos 
fitives beftimmtund angeordnet wird, alfo um fo leichter hier 
Statt finden kann. Man wirb mir auch nicht einwenden 
können, daß etwa: hier von einem improvifirten Antrag 
hinſichtlich diefer Modification die Rebe fei, denn, wie ges 
ſagt, Jeder iſt mit ſich felbft darüber. zu Rath; gegangen, und 
es kann diefer Antrag Feine Ueberraſchung ſeyn, nod) we 
miger eine Ueberrafchung, als ein ſchneller — zur 
un 

“Biele Mitglieder — “ — Antrag. 

Fecht: Ich unterſtütze dieſen Antrag — denn 
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er ift ganz den Zeitverhältuiffen angemeflen; er jichert 
unfere Ehre, und ift gleichjam das Siegel auf die Verſiche— 
rung, daß dieſe Beichlirffe unfere Rechte nie Fränfen follen. 
< Minifter von Türdheim: Der Herr Antragfieller 
hat ſich bemüht, den Fläglichen Zuftand, den er von un—⸗ 
ferem Lande entworfen bat, theils anf die befanuten 
Bundesbefhlüffe vom 28. Juni v. J., theils auf das 
jenige zu gründen, was ſeit Diefer Zeit von der Regierung 
gefchehen iſt. Es ift befammt, daß die Kammer ſelbſt bei 
Gelegenheit der Danfadreffe nach ver Eröffnung der Ständes 
verſammlung ihre. Beforgniffe hinfichtich denfbarer Miß- 
verftändniffe, wozu die Bundeöbefchlüffe Veranlaffung ge 
ben könnten, ausgefprochen, und die Folge war: eine 
sollfommen beruhigende Erklärung bes Negenten. Nachdem 
nun bie Kammer durch den von ihr ausgedrückten Wunſch 
dazu Veranlaſſung gegeben, und nachdem dieſe beruhigende 
Zuſicherung von dem Regenten erfolgt iſt, ſo kann wohl, 
wie ein Mitglied der Kammer bemerfte, von einer wei⸗ 
teren Discuffion hierüber Feine Rede ſeyn, und in feinem 
Fall würde dem Gang, welchen die Kammer felbit in 
Diefer Angelegenheit einmal eingefchlagen hat, von Seiten 
der Negierung jetzt auf diefe Motion eines Ständemit- 
glieds eingegangen werben fünnen. Der Regent hat, vers 
anlaßt durch die Kammer, biefe Erklärung gegeben, er 
founte fie andy zu voller Beruhigung und mit Ueberzeugung 
geben, weil er, feiner Treue gegen die Landesverfaffung 
and die Bundbespflichten bewußt, die feite Entfchließung 
gefaßt hat, nie weder die eine, noch die andere zu vers 
legen, da: er weiß, daß felbft die oft Fünftlich erregten 
Beforgniffe, daß die einen und die andern in Golliffion 
kommen fönnten, feinen Grund haben. Die Gefeßgebung 
ded Bundes, und bie Verfaffung des Landes herrſchen 
jede in ihrem Bereich. Ich wiederhole daher, daß nach 
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dem, was bis jeßt gefchehen ift, -von einer. weitern Die: 
euffion nicht die Rede feyn und, da die Kammer auf die Vers 
ficherung des Regenten vertrauen muß, die Regierung-fich 
nicht über den Antrag eines einzelnen Mitglieds in miß⸗ 
liche, und hier nicht an der Zeit fcheinende Discuſſionen 
einlaffen kann. Eben fo wenig wird dieß von Seiten der 
Mitglieder der Regierung, in Beziehung auf den zweiten 
Gegenſtand, der die Eritif des bisherigen Benehmend ber 
Regierung betrifft, gefchehen, fondern wir werben er- 
warten, was bie Kammer hierüber befchließt, : ı.. 1° 

v. Itzſtein. Ich widerfpreche vor. Allem‘ der Bemer— 
kung bes Abg. Duttlinger, daß der Antrag und bie 
Motion des Abg. 9. Rotteck der Gefchäftsorbnung ge: 
radezuw entgegen ftehen. Der $. 49 der Geſchaͤftsordnung 
macht mir wenigftend dieſe Behauptung nicht Far. Nach diefem 
Parapraphen ſteht es jedem Abgeordneten frei, über ir— 
gend einen, in ben Wirkungskreis ber Kammer 
gehörigen Gegenftand einen Borfchlag zn machen. Nun 
ift der Gegenftand, welchen der Abg. v. Rotted zur 
Sprache gebracht hat, gewiß ein folcher, der zur Wirfe 
famfeit der Kammer gehört. Ed wäre wenigftend traurig, 
wenn man den Zuftand des Baterlandes nicht als einen 
Gegenftand anfehen würde, womit fic) die Kammer zu 
befchäftigen hat. Der Antrag des Abg. v. Rotted ift 
hinreichend dahin angedeutet, den Zuftand des Vaterlandes 
zu unterfuchen, er überläßt aber der Sommiffion, darüber zu 
berathen. Es kann alfo hier durchaus nicht um eine Worts 
Flauberei aus der Gefchäftsordnung zu thun ſeyn, ſondern 
ed handelt fich um das Weſen der Motion felbft. Nach diefer. 
Bemerkung gehe ich zu dem Antrag über, welchen der Abg. 
Merk geftellt hat. Diefer Antrag: entfpricht ‚ven Gefühlen, 
bie meine Bruft erfüllen, ſeitdem die Bundesbefchlüffe und‘ 
bie vielen Berfiigungen, wovon die Motion fpricht, ergangen 
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find, durchaus nicht. Mein Antrag würde weiter gehen. 
Sch opfere meine Leberzeugung nur, wenn fish die Kammer 
in dem Wunfch vereinigt, auch diefen fchwierigen Gegens 
ftand auf eine Art zu erledigen, wodurd, unangenehme Dies 
euffionen vermieden werben. Sch opfere fie nicht ans. Furcht 
vor ber früher fchon gebrohten Auflöfung, denn ich habe 
ſchon damals erflärt, daß ich fie nicht fürchte, weil alsdaun 
das Volk zu Gericht fißen und urtheilen würde, ob bie 
Kammer recht gethan habe oder nicht. Sch will aber zeigen, 
daß ich nicht der Mann bin, der an Mißhelligkeiten und 
Zerwürfniffen mit der Regierung feine Freude finder, und 
dem Volk die Wohlthaten eines Landtags rauben will, fo 
lange folcher mit Ehre erhalten werben kann. 

Nach diefen Borbemerfungen unterftüße- ich alfo ben An- 
trag des Abgeordneten Merk, weil er näher und kürzer zu 
bem Ziele führt, das die Kammer erreichen, nad) dem fie 
fireben muß. Der Gegenftand, mit welchem ſich die Motion 
des Abg. v. Rotteck befchäftigt, ift von der Art, daß das 
Herz eined jeden Babdeners, eines jeden Deutichen ihm wils 
ligen Eingang erlanben wird, denn er betrifft den Zuftand 
bed Vaterlandes, über defien Wohl und Wehe zu berathen 
die Kammer hierher berufen ift. Aus dem Gemälde, das 
der Abg. v. Rotteck aufgefiellt hat, und das allerdings ein 
unfreundliches Bild darbietet, treten , wie der Abg. Merk 
ſchon anführte, hauptfächlich die Bundesbefchlüffe als Haupts 
punkte hervor. Ihr Inhalt, und die gefährliche Interpres 
tation, die ihnen gegeben werben konnen , ift ung befannt, 
befannt ift aber auch, weldy’ erfchütternden Eindruck fie auf 
ganz Deutfchland machten; bekannt ift, daß bei ihrer Erlaſ⸗ 
fung jeder Freund der Verfaffung und des Baterkandes mit 
Schreden die Kraft und die Wirkſamkeit der Berfaffung bes 
droht gefehen habe; befannt endlich , daß von der Zeit an, 
wo diefe Bundesbeſchlüſſe erfchtenen find, ein allgemeiner 
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Unmuth, ein Mißtranen, eine Unbehaglichkeit ohne Gleichen 
in allen deutſchen Gauen ſich gezeigt hat — Erſcheinungen, 
die nie zum Guten führen können. Der h. deutſche Bund 
wollte durch feine Befchlüffe die Bölfer beruhigen, allein ver 
Zweck ift verfehlt ; die Motive, von denen diefe Befchlüffe 
ausgegangen find, und.ihre Faffung thaten dem beutfchen 
Volk zu weh, ald daß es mit diefen Beichlüffen zufrieden feyn 
konnte, und ich. glaube nicht. zu irren, - wenn ich die Ueber: 
zeugung ‚ausfpreche, daß in biefen Befchlüffendie Hauptquelle 
des immer fleigenden Mißvergnügens in Deutfchland liegt, 
wovon wir leider fchon fo traurige Ausbrüche gefehen haben. 
Iſt es deßwegen zu wundern, wenn bei folchen Gefühlen die 
nicht mich allein, fonderu die größere Menge ber Deutfchen 
beſeelen, wenn bei folchen Eindrücken in der Kammer von 
Würtemberg, Hannover und Darmftadt, Anträge auf Pro- 
. teftationen ‚und Berwahrungen gegen diefe Bundesbefchlüffe 
gemacht, und die Rechtögültigfeit derfelben beftritten worden 
it. Die Motion des Abg.v. Rotte ck foll daffelbe fir Baden 
bezwecken, was der. Antrag des Abg. Merk: deutlich gezeigt 
hat. Wenn ich die Abgeordneten des. Volkes, die hier ver: 
fammelt find, betrachte, ‚und wenn ich in ihnen die Männer 
erkenne, die fchon jo oft einen. reinen, Fräftigen Willen, und 
ächt patrivtifche Gefinnungen: gezeigt haben, dann kann ich 
nicht zweifeln, daß Sie, meine Herren, die hohe Wichtigkeit 
des Gegenftandes erfennend, ihm jene Aufmerkſamkeit 
widmen: werden, die er. in jeder Beziehung. verbient. Die 
badifche Kammer wird thun, was bie übrigen beutfchen Kam: 
mern zu thun für- hohe Pflicht gehalten haben, fie wird 
wiſſen und weiß, daß es fich hier um Die Ehre der Kammer, 
um die Ehre des Landes gegenüber von Deutfchland handelt, 
ich fage die Ehre der Kammer, und damit fage ich zugleich 
bie Ehre der Regierung, weil, letztere nur würdig, und in 
Kleinen conftitutionelfen Staate Fräftig beftehen kann, wenn 
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bie Bolföfammer geachtet und geehrt ift. Die Ehre ver Kam⸗ 
mer gebietet, die Berfafjung zu erhalten, jene Berfaffung, 
die — ich darf eö wohl ausſprechen, und wer bie Geſchichte 
Badens kennt, wird mic) verftehen, und aud die Mi 
nifter werden mid) verftehen — das Land. gerettönhat. 
Eben defhalb bin ich gewiß, daß Sie in Berathung ziehen 
werben, was heute vorgefommen ift, und was der: Abg 
Merk in Antrag gebracht hat, Sie werden den, von ihm 
angedeuteten Weg ergreifen, ber furz und fchnell zu dem 
führt, was die Kammer will, nämlicd, zu einer ſchützenden 
Erflärung gegen die Angriffe der Berfaffung und der ver⸗ 
faffungsm. Rechte. Der Abg. Merk har Ihnen mit Redyt gen 
fagt, Daß er nichts Neues vorfchlage. Jeder greife in feinen Bu⸗ 
fen, und er wird fühlen, daß durch diefe Bundeöbefchlüffe die. 
Verfaſſung nie verlegt werben dürfe. Esift aber auch das, was 
der Abg. Merk vorfchlägt, nur jene Erklärung, welche die 
Kammer einftimmig in ihrer Danfadrefje niedergelegt hat, 
ed find nur jene Worte, die in der Antwort auf diefelbe au; 
und ergangen find, allein, es ift nothwenbig, daß, um ein 
Ganzes zu bilden, und um den höchft wibrigen Eindruck zu 
entfernen, den ed machen würde, wenn bie Kammer über 
eine Motion, wie die heutige, auf die Tagesordnung übers 
gienge, auch die Vertreter des Volkes fich dieſer Erklärung 
anfchließen und fagen, daß jede Intrepretation dev Bundes⸗ 
befchlüffe, fo weit fie eine Verletzung der Berfaffung , over 
Beichränfung verfaffungsmäßiger Rechte herbeiführen Fünnte, 
als nicht ergangen, und als rechtsungültig. werbe betrachtet 
werben. 

Welder: Sch kann mic; dem Antrag bed Abg. Merk 
nur bedingt anfchließen, und denſelben nur eventuell uns 
terftüßgen, falls naͤmlich ein Antrag, den ich in Vorſchlag 
bringen werde, ſo unglücklich ſeyn ſollte, nicht angenommen 
zu werden. Ich füge einen nothwendigen Zuſatz, der mir 
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unentbehrlich fcheint, dem Antrage bei. In jener, fo mäßig 
als möglich abgefaßten Verwahrung find nur die Bundes- 
beſchlüſſe v. 28. Juni genannt, e8 giebt aber eine Reihe von 
Bundesbeſchlüſſen, die am 5. Juni gefaßt find, die ihrem 
Prinzip nach noch unmittelbarer verlegend für die Ber: 
faſſung find, ald jene Beſchlüſſe vom 28. Juni. In diefen 
Beſchlüſſen iſt und Allen der Geift und die Tendenz auf eine 
Weiſe klar geworden, baß wir. dad Gefährliche derſelben 
nicht» haben in uns unterdrücken fünnen. Doch fagen diefe 
Befchlüfferwenigftend an ihrer Spiße, fie wollen bie 
Verfaſſung micht verlegen, allein die Sulibefchlüffe greifen 
in unſere Rechte ein. Es handelt fich hier um zehn Befchlüffe 
in Beziehung auf die innern Verhältniffe des Staats, auf 
Volksverſammlungen, auf Vereine, auf eine ganze Reihe von 
Gegenſtaͤnden, die rein der innern Verwaltung angehören, 
worüber der Bund nichts zu verfügen hat, fondern die blos 
ven ſouverainen Regierungen überlaffen bleiben muß. Ich 
glaube; daß durch die Zuftimmung zu diefen Befchlüffen dag 
Miniſterium unſere Rechte nicht blos gefährbet, - fondern 
verletzt hat Zwar find diefe Befchlüffe in Baden nicht pub: 
Fizirtperalleiny)oaiıc; die unerwarteten Garlöbader Bes 
fchlüffe wurden nicht publizirt, und doch ift dieſe Ers 
neuerung die Grundlage der Zurüdnahme unferes Preßge⸗ 
fees. So wie fich hier die Regierung auf ihre Pflichten ges 
gen ben Bund beruft, fo wird fie ed auch in Beziehung auf 
die ſe Beſchluſſe thun. Das ift alfo der Zufaß, den ich even⸗ 
tuell für nothwendig halte, in die Verwahrung aufzunehmen. 
Ich muß aber offen geftehen, daß mir jener Antrag nicht 
genügt ſondern daß ich den Antrag unterftüße, Den der 
Abg v. Motteck felbft ſtellte. Ich brauche nicht zu bemers 
ken, mit welchem Gefühl des Danfes andy ich die nicht blos 
höchit mäßigezfondern auch Höchft wirdige Sprache gehört 
babe; er hat nicht blos in Tebhaften, fordern unüber⸗ 
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trefflichen Karben gefprochen, und bie Berathung Darüber 
wird und keine Gefahr. bringen. Sch muß aber meine An— 
ficht nothivendig mit einigen Gründen unterftüßen, weil mir 
um fo mehr ein Mißverftänduiß entgegentreten könnte da 
meine Solfegen nicht fo weit haben gehen wollen. Sch minnfche 
sticht, durch eine zu firenge Sprache aufzuregen, ich winfche 
nicht, daß dieſe Motion und ihre vollitindige Berathung 
einen aufregenden Einfluß weder. in unferm Lande noch in 
dem übrigen Deutfchland ausübe. Nein, meine Herren, 
hochverrätherifche Verſchwörungen habe ic; nie gebilligt 
und nie gewünfcht, und ich fage e8 laut, hochverraätheriſche 
Berfchwürungen find nicht der. heilfame Weg, um zum Rechte 
zu gelangen; allein mit derfelben Ueberzeugung sprechen ich 
aus, daß bie freiefte Berathung über die Mängel und Ge 
brechen ver vaterländifchen Angelegenheiten, die vollkommenſte 
Deffentlichkeit des Worts nicht ein Same der Zmwietract, 
feine Quelle der Aufregung, fondern ein Heilmittel für die 
felbe find, und ich darf, um vollfommen veritanden zu 
werden, nur fragen, wann und wo in unferm Deutfchland 
hochverrätherifche, revolutionäre Beftrebungen und Gedanfen 
zu Tage gelommen find? fo lange das Wort frei war, fü 
lange man ſich in Schriften und Verfammlungen öffentlich 
ausfprechen durfte, niemals. In den Jahren 1814, A815 
und 4816 hat man nichts von hochverrätherifehen Unterneh: 
mungen und meuchelmörberifchen. Gedanken gehört. Als 
aber vom Jahr 1816 an Schritt für Schritt das. offene 
Wort genommen wurde, da erfchien jene unglückliche That 
von Sand, und jene betrübenden Erfcheinungen, da ergab 
fich, was ſich fpäter-im Jahr 1833 in ftärferem Grade gezeigt 
hat. Im Jahr 1831 war das Wort auf eine Weife bei und 
frei geworden, wie ed vorher nicht war. So lange ‚bad 
Wort frei war, hat man von Berfchwörungen, von Hoch⸗ 
verrath und unglückjeligen Planen nichts gehört, wohl aber 
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hatte kurz vorber in Braunfchweig, Heſſen und Sachſen bır 
Fackel des Aufruhrs geleuchtet. Ald aber das Wert jmrıer 
wurde, ertönte auch dort der Ruf zu der Gejeglichkein, Drd- 
nung und Ruhe. In unferm Staate aber, wo dad Wort au 
Bolfsverfammlungen und durch die freie Preije am freieſten 
"war, ift nach einem öffentlichen Anerfenntniß eines Mimifters 
die geringfte Zahl von Berhaftungen wegen politücher Ber 
brechen vorgefommen. In dem gefürchteten Freiburg, an bers 
jenigen Univerfität, die man als den Focus der revolutio⸗ 
nären und aufrührerifchen-Gefinnungen bezeichnete, hat jid) 
nicht ein einziger Jüngling gefunden, der an den Frankfurter 
Unruhen Theil nahm; Erlangen und andere Univerfitäten 
baben dieſes Süd nicht gehabt, und darin liegt wohl.eine 
klare Beftätigung meiner Anficht, daß die Freiheit des IBortg, 
die freie Discuſſion unferer Sntereffen, feine gefährliche, 
ftörende und verderbliche Aufregung herbeiführen werde. 
Wir hatten felbft nicht einmal betrübende Gefühle, nicht 
einmal mißmuthige Gedanken zu bekämpfen oder zu ber 
dauert, fo lange bei und das Wort ganz frei: war. 
Es hat ſich dergleichen:erft gezeigt, als jene Maßregel, die 
der Hr. Antragsfteller bezeichnet hat , den feften Glauben an die 
Fortdaneridesigefeßlichen Zuftaudes erfchütterte, aber auch 
da noch nicht eine bedenkliche Geftalt angenommen ‚iweil wir 
noch nicht das Vertrauen auf unfere Regierung aufgegeben 
haben. Wir wollen es möglichft lange fefthalten und uns mit 
ihr vereinigen zur Wahrung der Berfaffung und zur Hers 
ftelung gefränfter Rechte, und darum wünſche ich. öffentliche 
Berathung; denn ich halte fie zur Abwendung von Gefahren 
im Innern unferes Heinen Landes. für nothwendig. Man 
kann fagen, der Deutſche ift beharrlich, — ja er wird beharr⸗ 
lich ſeyn in feiner Freiheitsfiebe , in ſeinem Wunſche für Ers 
haltung der Berfaffung und der Verbeſſerung, fo. wie in 
- feinem Wunſche der organiſchen Ausbildung der Bundesein⸗ 
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richtung. Woher die Gefahren und drohen mögen, man wird 
fie nicht unterdrücken, weder durch das Verbot des Tragens 
von Zeichen dentfcher Nationalität, nod) Durch andere Maß: 
regeln; und ic) glaube, daß die Beharrlichkeit diefes Wunſches 
in einem ſehr grellen Widerſpruch mit jenen Maßregeln uns 
ſerer Regierung und jenen Bundesbeſchlüſſen ſteht, ich glaube, 
daß der Widerſpruch fo groß iſt, daß ums daher große und 
dringende Gefahren drohen. Sie werben gerade Dann und 
drohen, wenn wir fein Wort über diefe Bundesbeſchlüſſe 
fagten, um wirffiche Berleßungen, die, wie ich glaube, nicht 
bloß mit einigen Worten abgemacht werben könnten, abzjus 
wenden. Damit ich nun felbft Fein hartes Wort darüber 
fage, damit ich ganz kurz bin, erlaube ich.mir, Ihnen die 
Worte eines englifchen Staatsmannes über diefe Bundes» 
befihläffe zu -verlefen, welche in einem ber minifteriellen 
Sonrnale, nämlicd; den Times vom Ssuli v. J. enthalten find. 
Diefes Blatt gilt in ganz Europa dafür, daß es von den ger 
mäßigften und tüchtigften Stimmführern der. englifchen 
Nation ausgeht, und wer diefem Zeitblatt nicht glauben 
wollte, der könnte ähnliche Meußerungen in dem englifchen 
Courier und im englifchen Parlamente finden. Ich will diefe 
Worte nicht ganz verlefen, denn ein Theil Davon ift zu ftarf, 
als daß er nicht unangenehme Gefühle erregen Fünnte. Dieſes 
Zeitblatt führt aus, daß die Bundesbefchlüffe nicht bloß ges 
fährden die Eriftenz der Berfaffung, fondern die Eriftenz der 
Throne, daß Deutfchland durch diefe Befchlüffe einer polnis 
fchen Theilung früher oder fpäter ausgeſetzt werde; es fagt, 
daß der Friede von Europa gefährbet und der Kampf ber 
abjolutiftifchen Principien mit den conftitutionellen Staaten 
unvermeiblic; werbe, und dann fagt es folgendes in Beziehung 
auf die Bunbesbefchlüffe: . „Jeder freie Engländer, jeber 
Mann in ganz Europa, der darnach firebt, frei zu feyn, wird 
Die neueften Maßregeln des Bundestags fürden furdhtbarften 
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Angriff gegen die menfchliche Unabhängigkeit und bie geſell— 
ſchaftliche Glückſeligkeit erklaͤren, der je in Europa vorges 
fommen ift, Diefes Verfahren muß man mit einer Allianz 
bezeichnen zu dem Zweck, um in jebem einzelnen Bundes» 
finate-felbft die zarteften Keime der Freiheit almählig zu uns 
terbrüdten. ‚Unter dieſer Allianz kann nichts mehr beftehen, 
was. aus reblichen Berfuchen aufgeflärter Staatsbürger zur 
Verbeſſerung der waterländifchen Inſtitutionen hervorgeht. 
Ihr offenbarer Zweck iſt, das Recht unbeſchränkter Herrfchaft 
über die Handlungen und was das Schlimmſte iſt, über die 
Gedanken der Meuichen auszuüben. Wenn die Deatidun 
ſich unterwerfen .. Ä 

Staatsrath — Was weiß ein Em von 
Deutfchland ? 

Welcker führt fort, „wenn ſich die Deutfcen bücken vor 
dieſer gigantiſchen Schmach, dann werden ſie das Staunen 
und die Verachtung der Welt erregen ꝛc.“ 

Wenn auch dieſe Ausdrücke nicht Jedermann gefallen, wenn 
fie Vielen nach ihrem Standpunkt zu flarf fcheinen, fo viel 
wird Har Daraus hervorgehen, daß die Ehre der Nation ger 
kraͤnkt und unfere Rechtöverhältniffe - durch die Befchlüffe 
vom Juli verlegt worden find. Sch halte nicht für möge 
lich, mit. einigen Worten die Verwahrung gegen Fünftige 
Berleungen diefer Art auszufprechen, bin aber nicht Willeng, 
meine Anficht hierüber kund zu geben, fondern ſtimme für die 
Verweiſung der Sache an die Abtheilungen. In der gegen, 
wärtigen Zeit ift nır Eines, was retten kann, nämlich die 
Erfüllung des der deutfchen Nation feierlich gegebenen Fürs 
ftenmortö, zur Zeit als Ströme von Blut die bebrängten 
Fürften retteten, fo wie der fräftige Widerftand der Bürger 
gegen alles Unrecht, gegen jede Verlegung ihrer Freiheit, — - 
ein Widerſtand, nicht auf dem- Wege der&mpörung, fondern 
auf dem Wege der gefeßlichen Mittel, und diefe gefeblichen 
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Mittel reiflich zu berathen, dazu find wir aufgefordert und 
werben wohl nicht in einer Biertelftunde Darüber weggehen. 
Staatsrath Jolly. Es wird wohl fein Engländer über 
die Intereſſen feined Vaterlandes von einem Deutfchen bes 
lehrt ſeyn wollen, und befonders nicht nach einer Flugfchrift 
greifen, wie fie der Zufall, die Reidenfchaft hervorgebracht 
hat, um fich zu unterrichten. Wir Badener thun auch woohl, 
und nicht nach einer folchen Quelle umzufehen, um über 
unfere Rechte belehrt zu werden. Was die Sache ſelbſt ber 
trifft, fo ift von dem Abgeordneten Duttlinger und nachher 
wie mir fcheint, mit Kleiner Modiftcation darauf angetragen 
worden, über Die Motion desAbg. v. Rotted zur Tagedorbs 
nung überzugehen. Sie haben, um Bebenflichfeiten und Zweifel 
‚vor möglichen Auslegungen ber Bundesbefchlüffe zu entfernei, 
in der Danfadrefie, die Sie Dem Regenten übergaben, gebeten, 
beruhigende Zuficherungen darüber zu erhalten; dieſe 
Zufiherungen find Ihnen nach Ihrem eigenen ner 
kenntniß, und es kann auch nach dem Wortlaut berfelben 
fein Zweifel feyn, zu Theil geworden, und ed wird nichte 
übrig bleiben, ald fich an dieſe Zuficherung des Regenten 
anzufchließen und von jeder weitern Discuſſion dieſes Gegen 
ftandes abzugeben, fo lange nicht irgend eine Veranlaſſung 
vorhanden ift, auf diefen Gegenftand zurückzukommen. 
“ Schaaff. Ich laſſe dahin geftellt feyn, ob bei der Motion 
des Abg. v. Rotteck ein Fleiner Formfehler unterlaufen ift 
ober nicht; bei einem folchen hochwichtigen Gegenftand bin 
ich geneigt , über die Gefchäftsorbnung etwas hinaus zu fehen. 
Der Hauptgegenftand derMotion find die fogenannten Juni⸗ 
befchlüffe des Bundestags. Hätte ich nun die Meinung des 
Herrn Antragftellerd, daß durch diefe Befchlüffe die Sous 
veränität unferes Großherzogs beeinträchtigt, daß: unfere 
. Berfaffung verleßt worden wäre, ober hätte ich die Meinung 
jenes Engländerd, den ber Abg. Welder citirt hat, dann 
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würde ich für die Berwerfung in die Abtheilungen und die Bils 
dung einer Commiſſion ſtimmen, welche die ſachthunlichen 
Anträgeftellen müßte, und. hätte ich danıt die Ehre, Mitglied 
jeher Commiſſion zu ſeyn, fo würde id) darauf antragen, eine 
Anklage gegen die Minifter zu. votiren, weil fie die Selbft- 
ſtaͤndigkeit unſeres Regenten preisgegeben, und burch bie 
Derfündung der Bundesbeſchlüſſe die Verfaffung verleßt 
hätten Dieſe Härte finde ich aber in jenen Befchlüffen nicht; 
ich ſehe wohl, daß fie nicht aus einer conftitutionellen Feder 
gefloffen find, fie find der Mißdeutungen fähig, glaube aber 
sticht, daß fie abfichtlich fo gefaßt find, daß man fie zum 
Nachtheil ver Berfaffungen drehen und ‚wenden kann; denn 
hätte e8 jener Macht welche die Befchlüffe erlaffen hat, ges 
fallen/ an den Berfaffungen etwas. zu ändern, jo würde fie 
ſich nicht hinter zweideutige Befchlüffe geflüchtet haben, ſondern 
offen. und frei zu Werk gegangen feyn! — Da ich num ferner 
auch die Erflärung'des Großherzogs vor mir habe, wonach 
durch dieſe Bundesbeichlüffe unfere VBerfaffung nun und 
nimmermehr alterirtwerben jolle, fo kann ich mich vollfommen 
beruhigen, und ſohin den Antrag des Abgeorbneten Mert 
unterſtützen. 

Trefurt. Ich habe den Antrag des Abg. Duttlinger 
auf unbebingte Tagesordnung unterftüßt, und fühle mich 
verpflichtet, in diefer ‚wichtigen Sache meine Unterjtüßung 
zu begründen: Der Abg. v. Itzſtein hat zunächſt die Meis 
nung ded.Abg. Duttlinger bekämpft, als ob die — 
des Abg. von Rotteck den Formen widerſpreche. 
hat uns einen Paragraphen der Gefchäftsordnung — 
ben ich mir zu wiederholen erlaube: „SF. 49 ⁊c. dieſe Anzeige 
(der Motion) giebt nur Kenntniß von dem Gegenſtand 
und. dem: Antrag ohne Begründung und Erörterung. "Wenn 
der Vorfchlag ein Anfuchen um ein Geſetz betrifft, : fo muß 
zugleicy angegeben werben, was das Gefet enthalten ſoll.“ 
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Der Abg. v, Itzſte in glaubt, daß die Anzeige des Abs. 
v. Rotted fowohl von dem Gegenftand als von dem Antrag 
Kenntniß gegeben habe. Ich kann dieß nicht glauben, denn 
der Gegenftand ift zwar bezeichnet, allein eine folche Bezeich⸗ 
ung muß beſtimmt fagen, was man will. Der Zuftand des 
Baterlandes ift jeden Tag der Gegenftand unferer Berathung, 
und auch die Regierung befaßt fich- Damit das ganze Sahr. 
Der Herr Antragfteller fagt auch dazu feldft, er mache Feinen 

Antrag und. feine Anzeige war demnach nicht gefchäftsord 

nungsmäßig unb wir find allerdings fehr überrafcht, daß wir 
von dem Zuftand bes Landes nichts weiter gehört haben, ald 

die Bundesbefchlüffe. Der Abg. v. Itzſt ein hat ferner von 
den Opfern gefprochen, die er bringe, wenn er fich dem 
Antrag ded Abg. Merk anfchließe. Ed kommt darauf 
an, was. ber Abg. v. Itzſtein hier unter Opfer verfteht. 
Woenn er Opfer feiner Perfönlichfeit meint, fo kann ic) 
mich. Davon nicht überzeugen, daß ein Abgeorbneter in 
diefer Hinficht von Opfern fprechen kann. Wir find jeben Tag 
entfchloffen, wenn es das Wohl des Landes gilt, Alles 
gerne zum Opfer zu bringen. Der Abg. v. Itzſtein hat 
ung mit Begeifterung auf Deutfchland und die Kammern 
ber Nachbarftaaten. hingewiefen, die Kammer fol ſich aus— 
wärtigen Staaten ald Mufter varftellen, fo wie er auch 
die Ehre der Kammer als Nichtfchnur unſerer Handlungen 
vorgeftelt hat. Es ift an der Zeit, daß wir und ver 
fändigen, was unter biefer Ehre zu verftehen if, Wenn 
man fie als gleichbedeutend mit der Pflicht biefer Kammer 
anfteht, fo bin ich einverftandenz; wenn aber, wie ich doch 
glauben muß, etwas Anderes darunter verftanden feyn fol, 
fo verftehe ich wenigſtens unter Ehre nichts Anderes, ald 
den. Beifall Anderer, die mit dem, welcher von ber. Ehre 
fpricht, diefelbe. Gefinnung haben ; denn ber Beifall derer, 
die. anderer Meinung find, wirb ihn nicht kuümmern. Mo 
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Partheien ſich gegenüber ftehen, ift immer bie Ehre ber 
einen die Schande der andern; fie ift ein Außerft unzuver- 
läßiges Weſen, was ung zur Richtfchnur unferes Handelns 
nicht. genügen kann. Bei unferm verfaffungsmäßigen Hans 
bein find wir auf die Pflicht verwiefen, und wenn ich mic, 
an bie Pflicht halte, jo finde ic, in dem Antrag des Abg. 
v. Rotteck felbft die wichtigften Gründe für meinen Ans 
trag... Der Abg. 9. Rotteck hat ung viel Schönes, Herr 
liches und Danfenswerthes gejagt, aber auch ein düſteres 
trauriges Gemälde von unferem Zuftande vorgemalt; er 
hat nicht unfern Rechtszuftand gefchilvert, fondern nachges 
wiefen, daß wir dem deutſchen Bund gegenüber gar fein 
Necht mehr, haben; er hat ung als rechtlos hingeftellt, 
und wenn wirklich unfer Zuftand fo traurig wäre, wenn 
ed ſich mis den von ihm angeführten Thatfachen wirklich 
fo verhielte, dann fünnte ich feinen von allen Anträgen des 
Abg. v. Rotteck unterftügen, fondern müßte einen andern 
fielen, nämlich das ‚ganze badische Volk bitten, auszuman- 
dern, in dem Lande nicht zu bleiben, wo nur die rohe 
Gewalt herrſcht und. gar. fein Recht mehr gilt, So troft- 
[08. fieht. es aber bei uns noch nicht aus. Der Abg. v. 
Rotteck verweist uns auf eine Parthei, von der er glaubt, 
fie. werde der Regierung für ihr befonnenes Benehmen, 
das ich allerdings felbft als danfenswürdig anerkenne, 
ihren geziemenden Danf abftatten. , Sch bin anderer Meis 
nung und ‚glaube im, Gegentheil, fie würde der Regierung 
gedankt haben, wenn fie noch mehr Gewalt gebraucht hätte, 
oder aber auch noch mehr nachgiebig. gewejen wäre, und 
fo auf die eine oder andere Weife zu Aufregungen Anlaß 
gegeben hätte, welche den Böswilligen aller Partheien 
immer willfommen. find. Dieſes befonnene Benehmen ber 
Regierung ift unferem Staatdwohl ganz zuträglid) gewefen, 
was der Abg. v. Rotteck felbit anzuerkennen — indem 
1833 11, KR. Prot. Heſi. 
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er von Anklagen und Beſchwerden gegen die Minifter fpricht, 
von all dergleichen aber wieder zuruck geht. Die Abgeorbs 
neten Duttlinger und Merk haben bemerkt, es fei nicht 
än der Zeit, über diefen Gegenftand zu berathen, gerade aber, 
weil es nicht an der Zeit iſt, müſſen wir zum Tagesordnung 
übergehen. Der Antrag des Abg. Merk Fönnte von mir eben 


ſo gut unterftirßt, als nicht umterftügt werben, Dein meiner 


! 
s 


Anficht nach fagt er nichts Neued. Er will, daß wir der 
Regierung erflären, wie wir und an die Erklärung S. K. H. 
des Großherzogs anfchließen und dieſelbe Verfaſſungstreue zu⸗ 
fichern, die er uns zugeſichert hat. Es wäre dieß nichts, als 


eine gelegenheitliche Erneuerung unſeres Berfaffungseides; wir 


* 


haben aber den Verfaſſungseid geſchworen, und mit demſelben 
Grunde koͤnnte man bei jeder Gelegenheit auf eine Erneuerung 
dieſes Eibes kommen, was ich keineswegs wünſchte. Ich halte 
alſo den Beiſatz für unverfänglich, aber auch für richte 
Neues. 

Winter v. H. Ich habe den Antrag des Abg. Mert 
unterſtuützt und will diefe Unterſtützung nur mit wenigen Worten 
rechtfertigen. Nach den Beobachtungen, bie ich als ruhiger 
Bürger und Geſchaͤftsmann machen konnte und gemacht habe, 
ift es mir zur enideiteften Klarheit geworden, daß gerade 
die Maßregeln, die von Seiten des deutſchen Bundes für Die 
Ruhe und Sicherheit im Vaterlande beichlöffen wurden, die 


Unruhe in den Gemüthern evft vecht geweckt haben. Im Jah⸗ 


4831 als die Kammer, begleitet ‚mit dem dankbaren Aner⸗ 
kenntniß ſelbſt ihres Kürften, nach Haufe ging, war gang 
Deutfchland hocherfreut über das in ver Gefchichte felten 
erlebte Beifpiel einer wahrhaft aufrichtigen Eintracht zwiſchen 
Volk, Fuͤrſt und Regierung. Es erfchienen aber das Jahr 
darauf jene Bundesbefchlüffe, und die Unruhe in den Ge⸗ 
muůthern zeigte ſich num erfl, nahm da und dort immer mehr 
zu, und war endlich überall. Die großen Wahrheiten, die 
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der Abg. v. Rotteck in feiner Motion ausgeſprochen, haben 
gewiß auf jeden Zuhörer einen ſehr tiefen Eindruck gemacht; aber 
fie konnten wohl auch Die Herzen mit Furcht und Beforgs 
niffen erfüllen. Sch will deßhalb eine Bemerkung machen, 
die mid) etwas beruhigte, und deren Gegenftand man wohl 
als einen paſſenden noc, in den Vordergrund des großen 
Rotteifchen Gemäldes fielen fönnte, da er bemerkt hat; 
daß die moraliſche Kraft eines Fleinen Staats wohl auch 
anzufchlagen feie. Sch glaube nämlic; bemerkt zu: haben; 
daß unfere Regierung an moralifcher Stärfe und Kraft 
wirklich feit dem Jahr 4831 gewonnen. haben müfle, und 
ich will den Grund angeben, warum ich dieß glaube. Im 
Sahr 1831 hat die Regierungscommiffion befanntlich Ans 
fand genommen, eine, ich darf wohl fagen, weniger 
wichtige Motion in dieſem Saale anzuhören; fie hatte 
ſich entfernt, fie fonnte und wollte diefelbe nicht hören. 
Heute dagegen hatten wir die Freude, daß jene Herren 
Regierungscommiſſäre einen. viel hochwichtigern Vortrag 
mit aller Ruhe anhören konnten und angehört haben, 

Staatsrath Winter. Die Zeiten ändern ſich. 

Rettig v. K.: Mehr als je glaube ich Ihnen den 
Zuruf ſchuldig zu feygn, einem Jeden das Seine 
Der Abg. 9. Rotteck hat feine Meinung entwicelt, er 
hat fie mit Ruhe und Klarheit entwickelt und wir Alle. 
wiffen vollfonimen, was er will, Wir Alle find gewiß 
auch, jo billig, daß wir in ihm nicht bloß den Abgeordneten, 
daß wir in ihm auch den verlegten Privatmann, ben 
verleßten Lehrer an ber Univerfität Freiburg achten, 
cv. Rotteck, unterbrechend: Nein, Nein). Wegen des 
ruhigen Tons feiner Darftellung haben auch die Redner, 
die nadı ihm geiprochen haben, venfelben Ton angenom⸗ 
ment, fid) aber dennoch freimüthig über dasjenige ausge 
fprochen, über was fie es zu thun für nothwendig hielten, 

13. 
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Aber aud) der Kammer gebührt das Ihrige, auch fie hat 
das Recht, über eine Frage, die fie num feit längerer Zeit 
befchäftigt, hinüber zu fommen. Auch fie hat das Recht, 
wenn fie glaubt, daß die Frage genügend erörtert umd 
Jeder genügende Gelegenheit hatte, fich auszuſprechen, 
diefe auch endlich einmal befeitigt werde. Auch unferm 
Fürften gehört das Geinige, auch er hat das Necht, zu 
fordern, daß wenn er fich einmal über diefe Frage aus 
gefprochen habe, feine Worte nicht ferner gedreht und ger 
deutet werden. Ungeachtet mich der Abg. v. Rotteck 
fo eben unwillig unterbrochen hat, wegen einer Bemers 
fung in Beziehung auf ihn ſelbſt, fo muß ich doch die 
Bemerkung von ihm unterftügen, daß es nicht fo gefährlid, 
fei mit den Revolutionen. Ich Slaube daffelbe, und fage 
mit den Worten eines vielleicht nicht genug befannten 
Schriftitellers: „die Revolutionen laffen fich nicht machen, 
fie erfcheinen nur, wenn es die Umftände dringend gebieten.“ 
Die Abgeordneten Duttlinger und Welder find 
daher in ihren Beforgniffen zu weit gegangen. So gefährs 
lich fieht ed bei uns nicht aus. Es ift bloß an der Zeit, 
daß die Kammer mit ruhiger Befonnenheit dad Wohl des 
Landes ohne Gefahr vor Eingriffe von Außen berathen 
fönne. Ich würde fehr gern den Antrag des Abg. Mert 
unterftüßen, wenn ich nicht die Anficht eined andern Red⸗ 
ners theilte, daß nämlich dadurch nur ausgefprochen würde, 
was wir in der Danfadrefie ſchon gefagt haben. Bon 
dem aufrichtigen Wunfche befeelt, daß unfere Abſtimmung 
fo einftimmig ald möglich ausfallen möge, frage ich den 
Abg. Duttlinger, ob er nicht entfchloffen fei, feinen 
Antrag zurüdzunehmen, weil ſich viele Mitglieder für den 
des Abg. Merk ausgefprochen haben, und eine folche Ein, 
müthigfeit der Stellung der Kammer nad, Außen zuträglich 


jeyn bürfte._ 
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—Fecht: Nicht nur Deutfchland, fondern ganz Europa 
befindet fich in Diefem Augenblick 'nicht etwa blos in einem 
krankhaften, fondern in einem fehr Eritifchen Zuftande. Wenn 
wir es aber eine Krankheit nennen wollten, fo möchte ich es 
Entwidlungskrankheit nenrien. Diele, die ſich für Aerzte 
biefer Krankheit ausgeben, fcheinen mir es nicht zu verftehen, 
fie gründlich zu behandeln. Ich beurtheile dieſe Ereigniffe 
nicht nach engliſcher Weife, nicht nach franzöfifcher Sitte, 
und. am. wenigften nach ſpaniſchem an ‚, fondern als 
Deutf cher. 

So weit die Gefchichte reicht war ein heiliges feftes Band 
| zmifcen den und angeftammten Fürften, und zwifchen den 
Bölfern. Selbft fein Unfall, Feine noch fo ſchwere Prüfung 
Konnte diefe Völfer von den Fürften oder diefe von jenen 
trennen. In unfern Tagen feheint man dieſe fchöne Treue 
nicht genugfam beachtet zu haben und fo manche betrübende 
Erfcheinung unferer Zeit läßt fi nur aus dem Verkennen 
diefes fchönen Nationalcharakters der Deutfchen erflären. 
Bon einer Stelle, die id, die unausfprechliche nennen 

möchte,“ weil es für fo gefährlich ausgegeben wird fie nur 
zu nennen, wird gerade, :weil fie aus Ständen befteht, bie 
mit ihrer Wahrnehmung und Erfahrumg nicht in die untern 
Volksklaſſen reichen, die Freiheit befchränft und darauf hins 
gearbeitet, den Freiheitsfinn, der in feiner Entwidelung in 
unſern Tagen ift, niederzufchlagen. Aus dieſem einzigen Um⸗ 
‚ftande läßt ſich fo manches Traurige in unferer Zeit ableiten. 
Darum fteigert fich auch bei der jungen Nachwelt diefer 
‚Sim, ber erft gefeßliche Freiheit wollte, bi8 zur wüthenden 
-Schwärmerei, die nichts mehr achtet, die aber, ich fage 
es gleichfam vor Den Augen Deutfchlands, durch Mittel, wie 
fie jeßt angewendet werden, nicht geheilt wird. 

Auch ‚bei und zeigte fich etwas von diefem Geift, aber 
im Verhaͤltniß gegen andere Staaten in gemäßigter Aeuße⸗ 
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- rung, gerade meil bad Volk fo eng an feinem Regenten hieng, 
gerade weil fein ganzes Weſen fo ganz bie Herzen feines 
Bolfes in Anfprucch nahm. Aber darum thut es auch 
den edlen Semüthern fo weh, daß der Schein auf Ihm ges 
worfen wurde, als ob Er auch handle, wie fo mancher Res 
gent in unfern Tagen gehandelt habe; mas die Geichichte 
einmal mit ihrem heiligen Ernſt beurtheilen wird. Jetzt kam 
Er und aber entgegen, und erklärte fich, daß Er nie eimr 
Mißdeutung eines Bundesgefeßesd dulden werde, Er bewied 
wie treu. Er noch immer an feinem Volke in allen Verwich⸗ 
lungen der Zeiten halte. Er gab ung eine beruhigende Ant⸗ 
wort. In unferer Kammer erheben fich wiele Stimmen, daß 
man nun darauf Ihm auch wieder eine feierliche Verſicherung 
ertbeilen follte. Darüber zur Tagesordnung zu. fchreiten, 
ift gegen mein Herz; ed wird mir wie einem Menfchen, 
der in feinem Blute erwärmt ift, und mit kaltem Waſſer 
begoffen wird, Karl Friedrichs Sohn, entfproffen aus 
dem Stamme der Zähringer, fpricht aus, er werbe Die Ges 
f&hichte eines Georg Friedrich por Augen haben, wenn 
ed je gelten follte, für fein Volk zu kaͤmpfen. Er fagt ung, 
mitten in dem Wirren Diefer Zeit, in dem Kampfe zwiſchen 
Regenten und Regierten, fichere Sch euch meine Gnade und 
Treue zu, und follten ſelbſt meine Diener in einer fo ver 
hängnißvollen Zeit gefehlt und geirrt haben, fo wirb es gut 
‚gemacht werben, bes Volkes Antwort aus unſerem Munde, 
fei nun die nach) dem Geift des Antrags des Abg. Merk: 
edler Fürft, wenn auch andere nicht immer Wort: halten, 
Du wirft es halten, Wir trauen Dir mit erneuter Liebe und 
Gehorfam; wenn man Deine und die Rechte des Volks an- 
greifen wollte, fo winfe, und es wimmelt auf unfern Ber 
gen von Kriegern, bie Alles opfern, für Deine und Deiner 
Mitfürften in Deutfchland und Ihrer Volksſtaͤmme gerechte 
Sache. Wird allgemein in Diefem Geifte gehandelt, fo wird 
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audy bafd-wieber Ruhe und Friebe auf Deutfchlands Fluren 
zurückkehren. Ich wieberhole nochmals, wie eine ſolche Er⸗ 
Härung von unferer Seite, daß auch wir beiftehen, und 
mitwirken wollen, damit unfere Verfaſſung nie durch Mißr 
beutungen ber Budesbeſchlüſſe untergraben werben könne, 
gleichſam die Hand ift, die das Volk wieder dem Negenten 
reicht, Die Hand, bie für ihn kaͤmpfen würde, wenn es 
nothwendig werben jollte, denn Er hat aufs Meue unſer 


Mordes: Wahr, fehr wahr hat ber Nebner vor mir 
gefprochen, Ich befie nicht Die Geiſtesgewandtheit eines 
. Mitgliedes, das fich früher erhoben hat, dem es möglich 
ft, dem Abg. Merk in einem und bem nämlichen Augen 
blick beizutreten, und ihn zugleich zu befämpfen. Meine Ab» 
ſtimmung wird nur durch eine Ueberzeugung geleitet, bie 
dahin gerichtet ift, daß bei einem fo wichtigen Gegenſtaud, 
der den Lebensnerv der deutfchen Nation berührt, Die Kam⸗ 
mer nie mit zu großer Sorgfältigkeit verfahren könne. Es 
bedarf hiezu auch Feines Drehend und Deutens der Worte 
vom Thron, die mir fo heilig find, als dem Abg. Rettig 
v. K., aber ed thut Roth, Daß die Kammer ihre Stellung 
behaupte, und gegenüber ben Bundesbeſchlüſſen fich Har 
und unumwunden Darüber ausſpreche. Ich unterflüge Daher 
den Autrag des Abg. Mer. 

Mohr: Sch bin von ber hohen Wichtigkeit der Motion 
des Abg. v. Rotteck ganz durchdrungen, und befeume, 
daß er mir aus der Seele geſprochen hat, indem er ſagt: 
der deutſche Bund wurde als ein völkerrechtlicher Bund ge⸗ 
ſchloſſen, und ich ſetze hinzu, gegründet auf Gleichheit ber 
Verfaſſung aller Bundesſtaaten, inbem nac, Art. 13. der 
Bunbesacte allen Staaten eine landſtändiſche Berfaffung 
gegeben. werben follte, Nur biefe Grundbeftimmung und 
beren Bollziehung nacht unverkennbar allein eine gleichför, 
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mige Beurtheilung, eine gleichförmige Wirffamfeit der 
Bundesbefchlüffe für die einzelnen Bundesftanten möglich, 
während ein Zufammenbeftehen conftitutioneller Staatsres 
gierungen mit abfoluten Staatsregierungen ein Bund von 
fo heterogenen Organen unmöglic; auf den genannten Zweck 
hinwirken kann. Sch glaube daher unfere Regierung darauf 
aufmerffam machen zu müffen, theil® um bei dem Bunde 
anf die Vollziehung dieſer wefentlichen Grundbeſtimmung 
hinzumirfen, ohne welche der Bund unter offenbar hete— 
rogenen Elementen und Forderungen nicht beftehen Fann, 
theils die felbftftändige Negierungsgemwalt unferer conſtitu⸗ 
tionellen Monardyie aufrecht zu erhalten, ohne melde die 
conftitutionelfen Regierungen bei dem beften und redlichſten 
Willen weder dem Bunde noch dem Volt gegenüber mit 
dem erforderlichen Vertrauen beftehen und wirfen können. 
Sch fihließe mit der Bemerfung, daß ich von der Noth— 
wendigfeit und Michtigfeit des Antrags des Abg. Merk 
vollfommen überzeugt bin, und demfelben beitrete. 
Föhrenbach: Sch wollte die Gründe meines Beitritts 
zu dem Antrag des Abg. Duttlinger der Kammer vor; 
tragen; fie find aber von ihm felbft und von dem Abg. 
Trefurt fo ausführlich entwickelt worden, daß ich zum 
Erfparung der Zeit nicht weiter darauf eingehen zu müffen 
glaube. Im Allgemeinen will ich meine Ueberzeugung nur 
dahin ausfprechen, daß ic; die Motion des Abgeordneten 
v. Rotteck nicht zur Verweiſung an die Abtheilungen und 
an eine Commiffion für geeignet halte. In Beziehung auf 
den Antrag des Abg. Merk, habe id) zu bemerfen, daß 
ich ihm gern beiftimmen würde, wenn er gemacht worben 
wäre, ehe wir die Antwort ©. K. H. des Großherzogs auf die 
Danfadreffe erhalten haben.“ Jetzt aber geftehe ich aufrichtig, 
daß ich ihm feine rechte. Seite abzugerwinnen weiß. Ent 
weder folf er nur das fagen, was in der Antwort des 
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Großherzogs ſchon gefagt ift, und dann iſt er ganz übers 
flüffig, denn wir haben damals ſchon, als dieſe Antwort in 


‘der Kammer vorgelefen wurde, unfere Beruhigung und uns 


ſere Freude darüber ausgefprochen; oder, es fol diefer Arts 
trag mehr fagen, und dann fann ich ihn nicht mit den Worten 


"des Großherzogs vereinbaren. Der Redner verliedt den 


‚Schluß diefer Antwort, und bemerft fodann, daß er in diefen 


- Worten feine Beruhigung finde, und dem — des Abg. 


Merk nicht beiſtimme. 
Aſchbach: Jedes Fürſtenwort bindet nicht den Nach⸗ 
folger in der Regierung, und dieß iſt dann der einfache Ges 


ſichtspunkt, weßhalb ich nicht mit dem Abg. Föhrenbadh 
"mich vereinigen kann, daß nämlich die tröftliche Zuficherung 
des Großherzogd in der Antwort auf unfere Adreffe ſchon 


eine hinreichende Beruhigung gebe, Das Volk blickt auch auf 
feine Vertreter, es fordert von dieſen einen lautern und 


"lauten Ausdruck ſeiner Gefinnungen, und eben deßhalb halte 


ich für nothwendig, Daß wir zu dieſem hochverehrten Fürftens 
wort auch‘ unfere Gefinnung ausfprechen, und damit die 


Beſorgniß wegen einer gefährlichen Zufunft entfernen. Dieß 


iſt der Grund, warum ic; dem Antrag ded Abg. Merk beis 


ſtimme. Wenn der Abg. Duttlinger bemerkt hat, daß in 
der Motion des Abg. v. Rotteck ein Fehler gegen die Ges 
ſchaͤftsordnung liege, fo fann ich dieß nicht anerkennen. Der 
‚Titel der Motion, den der Abg. v. Rotted gewählt hat, 
‘enthält die Bezeichnung des Gegenflandes und des Antrages 
in Einem Sag. Der Gegenftand heißt: Betrachtung über 
den Zuftand des Landes, und der Antrag liegt in dem Worte 
Prüfung, welche Lestere nur in Folge der Ernennung 
‚einer Commiffion gefchehen kann. Dieß mag dazu dienen, um _ 
die Anficht, die von einem Redner ale unfehlbar ausge⸗ 


ſprochen wurde, zu widerlegen. Sch erlaube mir nun noch 


einige Worte über die Frage, wie der Antrag des Abg. 
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Merk erledigt werden folle, ob nänslich Diefer Autrag audı 
an bie Abtheilungen verwiefen werben folle, oder ob berfelbe 
fogleich yon der Kammer erledigt werden kann. Sch glanbe 
bad Letztere, und der S. 51 ber Gefchäftsorbuung rechtfertigt 
bieß volfommen. Hier heißt es nämlich, Daß nur in dem 
Fall, wenn Anträge auf die Bitte um ein Geſetz gerichtet 
find, die Verweifung an die Abtheilungen nothwendig ff, 
in allen: andern Fällen aber könne Die Kammer mit Ua 
bung ber Berathung in den Abtheilungen befihließen, DM 
Gegenftand fei fo einfach, daß eine alsbaldige Erledigung 
eintreten fonne. Wir find aber Ale von der Wahrheit dieſcs 
Gegenftandes fo fehr durchdrungen, und längft darauf vor 
bereitet, daß wir eine weitläufige Berathung gewiß eutbehren 
können. Nach dem $. 52 der Geſchaͤftsordnung wäre nun 
zwar die abgekurzte Form die, daß der Vorfchlag in de 
Situngen in Zwifchenräumen von zwei oder drei Tage ber 
Iefen werben müßte; allein auch dieſes wird nicht nothwen 
dig ſeyn, denn ich halte die Kammer für fo volftändig in⸗ 
firuirt, daß die allerfürzefte Form genügen möchte. Ich finde 
in dem $. 69 ein Auskunftsmittel, welcher ſagt, daß in auf 
ferordentfichen und dringenden Fällen die Kammer im Ein 
verftändniß mit dem Minifterium befchliegen koͤnne, W 
Formen der Berathung und Entſcheidung abzufürzen, Wenn 
nun auch hier fein dringender Fall vorliegt, fo iſt ed bach 
ein aufferorbentlicher Fall, babei aber von der Art, daß die 
Kammer ganz Har fehen kann. Sch glaube Daher, Daß mal 
darüber abſtimmen follte, ob die Kammer auf dieſem ze 
die Sache erledigen wil. Wenn aber auch die ſes geſchehen 
follte, fo wird doch fein Hinderniß da ſeyn, auch ben 

bieſes fchönen, gemäßigten Antrags ded Ang, u. Rotted 
zu befchließen, worauf ich fchon darum antrage, weil gerade 
dieſe höchft mäßige Darftellung die Grundlage unſerer haw 
tigen Abftimmung, die zahlreichen Feinde ber Beſtre 
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Diefer Kammer überzeugen wird, daß es biefen Männern 
moͤglich ift, felbft diejenigen Gegenftände, wo ınan leicht 
verſucht werden koͤnne, die Schranken der Mäßigung zu 
überfchreiten, mit der befonnenften Mäßigung zu behandeln, 
Winter ſv. H. und einige Andere unterftügen ben Antrag 
des Abg. Aſchbach, auf den Drud der Motion, 
Duttlinger: Mein Antrag ift jo unglücklich gemwefen, 
zum. “Theil mißverſtanden zu werben, indem, wie ich bes 
merkte, viele Redner der Meinung zu ſeyn fcheinen, mein 
Antrag weiche ganz wefentlich von dem des Abg. Merk 
ab, Er weicht aber von diefem nur darin ab, daß ich Die 
Motive: meiner Abftimmung ihr felbft vorangefchickt habe, 
während der Abg. Merk glaubt, die Motive der Abſtim— 
mung follten in den Befchluß aufgenommen werden. Der Abg. 
Merk legt großen Werth auf diefen legten Umftand, wie 
noch viele andere Mitglieder und deßwegen nehme ich Fein 
Bedenfen, feinem Borfchlage ebenfalls beizutreten, und 
glaube, daß aud) die verehrten Freunde, die meinen Ans 
trag unterftüßt und fidy gegen den Antrag des Abg. Merf 
erklärt haben, fich noch entfchließen werden, ihm beizu⸗ 
flimmen. Es will naämlich biefer Antrag nidytd Anderes, 
als daß die Kammer in feierlicher Weiſe das abermals 
shue, was fie Schon zweimal gethan hat, nämlich, daß 
fie nochmals ausipreche, was fie in der Danfadreije auss 
geſprochen hat, und daß fie nochmals feierlich an die Zus 
ſicherungen SRH; des Großherzogs beruhiget fich anfchließe, 
was fie bei der Verwahrung berfelben ſchon gethan hat. Es 
aft die Frage gewefen, ob es jebt gefcheben könne, ober 
ob eima die langſame Form der Berweifung in die Abs 
$heilungen oder eine dreimalige Verlefung in der Kammer 
apthwenbig feyn werde? Sch halte diefe Sorgfältigfeit 
oder Borficht, daß man ſich nicht uͤbereile, deßhalb nicht 
für nothwendig, weil von etwas Die Rede ift, mas früher 
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fchon reiflich berathen wurde, weil es fich jebt nur davon 
handelt, etwas nochmals auszufprechen, was man nad) 
reiflicher Prüfung fehon einmal ausgefprochen hat. Der 
Abg. Afchbach hat einen Theil der Gründe, auf die ich 
meinen Borfchlag gebaut habe, zu widerlegen gefucht und 
doch nicht Darauf angetragen, daß deßhalb ein Theil der 
Motion des Abg. v. Rotteck in die Abtheilungen vers 
wiefen werde. Sch ſehe darin eine Inconſequenz, indem 
ich den Borfchlag auf Die Tagesordnung, rückfichtlich eines 
Haupttheild der Motion nur anf jene Gründe gebaut habe, 
die der Abg. Afchbach zu widerlegen gefucht hat, und 
widerlegt zu haben glaubt. Wenn jene Gründe nicht richtig 
wären, fo müßten andere Gründe von dem Abg. Afchbarh 
angeführt werden, warum er doch den Antrag nicht ftellte, 
die Motion in die Abtheilungen zu verweifen. Nur nod) eine 
Bemerkung muß ich mir nebenher erlauben, über die Darftel- 
lung des Abg.v. Nottec yon dem ganz rechtlofen Zuftande, 
in dem wir ung befinden follen, die Bemerfung nämlich, daß 
der Herr Antragfteller doch in der That die Behauptung gänzs 
ficher Nechtlofigfeit auf die glänzendfte Weife durch feine 
Rede felbft widerlegt hat. Diefer Rednerſtuhl, diefer Saal 
widerlegt jeden Tag die Behauptung, daß wir fein Recht 
mehr haben. Wir haben und üben das Foftbarfte Recht, das 
ein civilifirted Volk haben kann, nämlic das Recht der 
freien Rede über alle Intereffen des Landes vor diefen ges 
füllten Gallerieen, fo lange wir innerhalb derjenigen Schranfen 
bleiben , welche von dem Rechte und der Wahrheit gezogen 
werden. ch fchließe mit der Erklärung, daß ich dem Antrag 
des Abg. Mer beitrete. | 

Aſchbach: Ich muß mich gegen den Vorwurf der Im 
eonfequenz verwahren. Der Abg. Duttlinger ift im Irr⸗ 
thum; denn er hat aus dem Grunde auf die Tagesordnung 
angetragen, weil ber Mangel eines Antrags bei ber Rott ect 
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ſchen Motion es hindere, diefelbe zu berathen. Run frage 
ich aber, wie eine Motion berathen werden kann ? Auf dreierlei 
Wegen, nämlich durch Verweiſung an die Abtheilungen, 
ferner. durch dreimalige Berlefung und auf dem Fürzeften 
Wege, ven ich vorgefchlagen habe. Wenn ich alfo fage, der 
Grund, daß fie gar nicht berathen werden ſoll, iſt nicht 
vorhanden, jo kann die Frage, wie fie berathen werben 
joll, auf eineoder Die andere Weife beantwortet werben, ohne 
inconſequent zu ſeyn. Dieß wird hinreichen, um mich: von 
dem Vorwurf der Inconfequenz zu befreien. 

Föhrenbach: Der Abg. Duttlinger hat mich vers 
fichert, daß der Antrag des Abg. Merk im Wefentlichen mit 
dem feinigen übereinftimme. Ich habe ihn anders betrachtet. 
Wenn es aber fo ift, wie der Abg. Duttlinger mich vers 
fichert, jo kann id) mir auch gefallen laſſen, etwas Uebers 
flüffiges zu than, wofür ich den Antrag des Abg. Merk 
in jener Vorausſetzung anfehe. 


Duttlinger: Ich habe meinem Antrag auf Tagesords 
nung die Worte ©. 8. H. unferes Großherzogs voranges 
ſchickt, und dann noch beigefügt: 

„Dieſe berubigenden Worte hätten wir mit Freude und 
Danf empfangen,. und auf biefe fürftlichen Worte 
bauend würden wir für alle Zukunft jede. Maßregel für 
rechtsungültig erklären und als rechtsungültig behandeln, 
die mit. Berufung auf jene Bunbesbeichlüffe gegen den 
Buchſtaben oder den Geift der Verfaſung getroffen 
werden würde,“ — 


und der Abg. Merk fchlägt vor, zur Tagesordnung übers 
zugehen, mit:der im Protocol niederzulegenden Erklaͤrung, 
daß bie Kammer, fidy an die Antwort auf die, Danfabreffe 
anjchließend, ihre Gefinnungen wiederholt dahin ausfpreche, 
daß eine die Verfaſſung verletzende oder dieverfafungsmäßigen 


206 Verhandlungen der U. Kammer. 


Rechte. befchränfende Interpretation det Bunessefchtäfe 
rechtsguͤltig wicht: gefchehen: fünne, 

- Buhl: Ich wirde jedenfalls vorfchlagen, in der Erklä⸗ 
sung von den Bundesbefchlüffen überhaupt und nicht von 
denen vom 28; Juni allein zu fprechen. Ich unterftüße übrigens 
den Antrag des Abg. Merk aus denfelben Gründen, aus 
denen der Abg. Foͤhrenbach ihm nicht unterflügen will, 
nämlich ich unterftüge ihn darum, weil ic) durch bie Erklaͤ⸗ 
rung bes Großherzog beruhigt. bin, wenn die vorgefchlagene 

Erklaͤrung von und gegeben wird. Das ganze badifche Volt 
hat mit Erwartung dem entgegengeſehen, was von ber Res 
gierung auf unfere Danfadreffe für eine beruhigende Erkläs 
rung fommen werbe. Diefe Erklärung ift nun dba, und ich 
glaube, wir haben die Pflicht gegen Das Bolf, auszufprechen, 
daß wir durch diefe Erklärung beruhigt feien und diefe Ber 
ruhigung von unferer Seite kann auf feine andere Weife ers 
folgen, als daß wir und an die Erklärung des Großherzogs 
anfchließen, und in der Form, wie vorgefchlagen ift, erklären, 
daß wir eine (wenn auf irgend eine Veranlaſſung je mögliche) 
unfre Berfaffitig verleßende oder bejchränfende Interpretation 
der Bundesbefchlüffe ald zu Recht Be nie anerkennen 
fonnen. 

Zugleich trage ich barauf am, daß wenn die Bundesbe⸗ 

feyrüffe vom 28. Juni in der Erflärung ſpeziell genannt 
werden, auch jene vom 5. Juli genannt werben. 
Merk erwiedert dem Abg. Buhl, daß die Bundesbes 
fchlüffe vom 5. Juli im Großherzogthtim nicht verkündet 
worben feien, alfo auch nicht in ben Antrag aufgenommen 
F werden brauchten. 

Buhl nimmt hierauf feinen Antrag zurück. 

v. Rotteck: Ich erlaube mir einige Worte, um die Miß⸗ 
verftändniffe zu befeitigen,, weiche über den Sinn ober bie 
NRichtung meiner Motion vielfach entftanden zu ſeyn ſcheinen. 
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Wenn man gefagt hat, meine Motion enthalte gar feinen 
Gegenftand und könne fchon Darum nach der Geſchafts ord⸗ 
aung nicht berückſichtigt werden, ſo iſt mir dieſes ganz 
unbegreiflich, da ſehr Mar und deutlich ausgeſprochen ift, 
was ich wollte Mein Gegenſtand iſt die Erwäguug des 
Zuftandes. des Vaterlandes ‚oder der unmittelbare Gegens 
Rand ift, daß die Kammer 'eine Commtffion ernennen möge, 
mit dem. Auftragy den Zuſtand des Landes in Erwägung 
zu ziehen, und alſo and) zu prüfen, zu unterjitchen oder 
zu forfchen , auf welchem Wege und durch welche Mittel 
dem gefährdeten: oder: vielfach bedrohten Zuftand abzuhelfen 
fe Dieß iſt Dach wohl ein eben jo Harer als wichtiger 
Gegenftand und was; ich unten dem Zaftand des Landes 
verfianden habe; konnte. auch wirklich demjenigen, der die 
Sache nur eitigermaßen in Betrachtung zog, wicht zweifels 
haft bleiben... Daß ich nicht den commerziellen oder finans 
zielen , oder landwirthſchaftlichen Zuftand ind Auge faßte, 
und eben fo wenig den literariſchen und artiſtiſchen Darunter 
verſtand, das hat ſich gewiß ſelbſt der Abg. Trefurt 
vorgeſtellt, er hat ganz gewiß die Ueberzeugung gehabt, 
daß ich den politiſchen Zuſtand des kandes, beſonders in Be⸗ 
ziehung auf die auswärtigen Angelegenheiten ins Auge ge⸗ 
faßt habe, und es wäre demnach ein allzuängſtliches Kleben 
am Buchſtaben, wenn man bier einen Formmangei erblicken 
wollte, Daß aber der Zuſtand des Landes in Erwaͤgung gen 
zogen zu werden verdiene, glaube ich in meiner Begrundung 
bewieſen zu haben za daß ich jedoch keinen ganz beſtimmten 
Weg vorſchlug, wie dieſem Zuſtand einigermaßen abzu⸗ 
helfen ſei, oder wie wenigſtens eine Bahn der Hoffnung 
eröffnet werben köune, das iſt natürlich, und ſelbſt lobens⸗ 
werth 5: denn es wäre anmaßend geweſen, einen folchen 
beftimmten Borfchlag zu machen ‚weil unter den verſchiedenen 
Mitteln, die ſich mit einiger Hoffnung ergreifen. laſſen, 


# 
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immer das Gute und Beſte und Yon. mir ſelbſt Gebilfigte 
feyn würde, welchem die Mehrheit diefer Kammer und 
zwar eine moͤglichſt große entfchievene Mehrheit beigetreten 
wäre. Dieſes kann ich aber durch Feine. Eingebung; von 
Dben erfahren, fondern es kann nur aus der eigenen-Bes 
rathung, aus der wechfelfeitigen und alljeitigen Mittheilung 
und Austaufchung vom Seen hervorgehen. Aus ben. vielen 
Mitteln: alfo, die. möglich find, um dem bedrängten Zuftande 
des Landes abzuhelfen, würde ich immer Dasjenige vorziehen; 
dem : die. möglichft große Mehrheit der Kammer beiſtimmt, 
und mein ‚einziger Zwed war auch bloß der, in Folge der 
zu veranlaffenden Erwägung der lage des Vaterlandes einen 
Antrag im Sinne der Mehrheit zu Stande zu bringen;mwaß 
fehr Teichtmöglicy wäre, weil die Commiſſion aus demädhten 
und fichern Vertretern. der Gefinnungen der Mehrheit gebildet 
werden wurde, .und die aus diefer Commiffon hervorgegans 
genen Borfchläge ſich der Hoffnung erfreuen dürften, .. von 
einer großen Mehrheit der Kammer gebilligt zu werben. 
Der zweite Punkt, den ich berichtigen wollte, betrifft die 
Behauptung,: baß durch die. Antwort bed Großherzogs auf 
unſere Dankadreſſe die ganze Sache ſchon beſeitigt, oder der 
ganze Wunſch, der hier zur Sprache komme, befriedigt: fei. 
Dem ift mit Richten alfo, denn die ‚betreffende Stelle der 
Dankadreſſe hatdurchausnicht alle unfere Gebanfen, Gefühle 
und Wünfche in Beziehung auf jene Bundesbefchlüffe aus⸗ 
gefprochen ,. fondern fie hat bloß vorläufig. angefünbet oder 
gu erkennen gegeben, daß wir diefe Sadıe zum Gegenſtand 
unſerer Berathung machen werden. Eine Danfadrefje, die 
unmittelbar an. den Fürften geht, iſt nicht geeignet, Gegen, 
fände diefer Art erfchöpfend zu behandeln. Hier iſt ein ganz 
anderes Berhältniß der Kammer, als wenn fie mit ber Mer 
gierung in Berührung fommt; bier kann fie eineganz andere 
Sprache führen; und darum kann andy die Antwort, bed 
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Großherzogs auf unſere Adreſſe die Sache durchaus nicht 
deſinitiv ‚erledigen. Es iſt eine perſonliche Autwort des Fürs 
ſten gegen uns, die wir auch perſönlich in unſerer Dankadreſſe 
an ihn brachten, aber jetzt wollen wir mit dem Miniſterium 
verhandeln. Jene Antwort hat uns nichts Anderes geſagt, 
als was wir früher ſchon wußten; es hat nämlich Reiner 
von und die Abfichten des Fürften bezweifelt, Keiner daran 
gedacht, daß der Fürt felbft wiſſentlich die Verfaffung vers 
letzen werde. Es war daher zwar dasjenige, was er uns in 
feiner Antwort ſagte, eine erfreuliche und troftreiche Beftä- 
tigung deffen , was wir fchon wußten, Aber nichts Neues, 
Es ift Daher bei der vollften Heberzeitgung von der Entfchlof: 
fenheit des Fürften, mit Wiffen und Willen die Verfaffung 
nicht verlegen zu Taffen, unfere Beſorgniß nicht gehoben, 
weil auch ſchon der Fall vorgefommen ift, daß die tugend» 
hafteften, woeifeften und beften Fürften durch ihre Minifter 
in Irrthum und auf Abwege geführt wurden. Diefer Fall 
iſt möglich, und es ift gar nicht parlamentarifch, wenn man, 
mit Hinweiſung anf Perförlichfeit des Fürften, jede weitere 
Discuſſion und Erwägung abfchneiden wi, Ich ſage, der 
Fall iſt möglich, und ich glaube nicht, daß mir Einer wir 
derfprechen wird. Sodann ift auch noch auf eine andere 
Weiſe die Verlegung der Verfaffung gedenkbar; etwa durch 
eine übermächtige äußere Gewalt, die dann, aller guten Ge- 
ſſinnnungen des Fürften und der Regierung ungeachtet, der, 
ſelben Wirkfamteit vereiteln kann. Die Erklaͤrung des feften 
Willens, die Verfaffung nicht verletzen zu Iaffen, hebt ferner 
auch dasjenige nicht auf, was fchon gefchehen iſt, und un- 
fere Ueberzeugung, daß ſchon dergleichen gefchehen , hat ſich 
in dem befantt gemachten Befchluß über das Preßgefetz bes 
reits hinteichend ausgeſprochen· Sodann gibt es noch andere 
Dinge als die Bundesbeſchluſſe, ich meine den Zuſtand der 
großen Abhängigkeit unſeres Landes, der — Selbſt⸗ 
1888, 11. x. Prot. as Heft. 
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ftändigfeit der Regierung, überhaupt die Unficherheit vor 
dem Auslande, welches zwar alles gleichfalld nah ober fern mit 
den Bundesbefchlüffen zufammenhängt ‚aber jedenfalls eine 
Erwägung nothwendig macht, weil ſolche Dinge nicht: bes 
fchwichtigt und nicht niedergefchlagen ſind durch die Ant 
wort des Fürften, die fich bloß auf die Bundesbefchlüffe bes 
zieht, und nur von feinen eigenen perfünlichen Gefinnungen 
handeln konnte. Darum meine ich, wird eine nachdrücklich⸗ 
und energifhe Verwahrung, und eine Erklärung unſeret 
Werthſchätzung der conftitutionellen Rechte und unferer Ents 
ſchloſſenheit, alle Kräfte aufzubieten, um dieſe foflbaren 
Güter zu erhalten, gar nicht überfläffig feyn, und ich. glaube, 
gerade die Regierung und die Perfon des Fürſten werden in 
diefer Erffärung ein weiteres Mittel, finden, den Befchluß, 
die Berfafjung zu handhaben und unangetaftetzu erhalten, 
wirflich auszuführen, weil der mit großer Mehrheit gefaßte 
Befchluß der Kammer, welcher ald treues Abbild eines edlen 
Volks zu betrachten ift, Achtung einflößt, unb Daher auch 
der verwahrenden Stimme der Regierung einen größern Nach⸗ 
drucd giebt. Wennalle Kammern der conftitutionellen Staaten 
in Deutfchland auf eine ähnliche Weiſe energifch: und 
und einflimmig eine Verwahrung gegen die Bundesb 
und Eingriffe irgend einer auswärtigen, wenn auch groß 
mächtigen Macht kund thäten, fo würde felbft diefe anftehen, 
fo unbedenklic, mit den Berfafjungen und. den Freiheiten der 
Völker zu fpielen, und fo unbedenklich das Verhältniß der 
Selbjiftändigkeit in das der Subjection zu verwandelt. 
Darum hat mein Antrag feine hochwichtige Bedeutung ;-allein 
deffen ungeachtet werde ich dem milder klingenden Antrag 
des Abg. Merf felbit beiftimmen, ob mir gleich die Faf 
fung etwas zu befchränft und gar zu rückſichtsvoll vorfommt. | 
Wenn wir aber audy bloß zu der alfo gefaßten Erklärung 

unfere Zuftimmung ausfprechen, fo ift doch — 
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fchehen; denn nicht dad Wort, fondern bie Gefinnung ents 
ſcheidet bier. Man wird leicht erfennen, daß die Erflärung 
von derfelben Gefinnung , wie meine Motionsbegründung, 
ausging, und ed genügt, wenn man fich zwar in Betrach⸗ 
tung der obwaltenden Verhältniffe behutfam und rückſichts⸗ 
voll, doch jedenfalls rechtlich, wirkſam und bedeutungsvoll 
ausſpricht. 

Ich fühle mich nun noch — ‚ ein weiteres Miß⸗ 
verſtaͤndniß aufzuflären, das aus perſoönlichen Verhaͤltniſſen 
entſtanden ſeyn mag. Sch bin dem Abg. Rettig ind Wort 


"gefallen, als er von perfönlicher Gereistheit des Abg. v. 


Rotted fprach, denn ich verftand feine Rede dahin, daß er 
die finftern Züge meines: Gemäldes, oder überhaupt meinen 
Antrag, zum Theil diefer Gereiztheit zufchreibe. Darum 
habeich ausgerufen: Nein, Nein, denn id) kann verfichern, 
daß fein perfünliches Intereſſe hier obwaltet, indem ich mit 
lachendem Angeficht und fröhlichem Herzen alles dasjenige 
aufnehme, mas von Seite der Gewalt über mich ergangen 
it. Ich bin reichlich auf andere Weife dafür entfchädigt 
worden; und die ganze Sache hat mir gar nichtd gefchadet. 
Mein Herz aber war bewegt ‘über die Leidenund die Schmach 
bed Baterlanded und über Die Schläge, die über Daffelbe herein» 
zubrechen drohten. Endlich ift gefagt worden, daß der Redner⸗ 
ſtuhl in diefer Kammer den beften Beweis liefere, daß wir 
nicht rechtlos ſeien, ich mich alfo felbft widerlegt hätte. Sch 
frage aber den Abg. Duttlinger, ob dem diefes Recht fo 
fiher, ob es fo unantafibar und feft it? Was aber nicht 
gefichert ift, erfcheint gar nicht ald wahres oder wirkſames 
Recht. Ich hätte fchon oft diefen Rednerſtuhl gern beftiegen; 
aber ich habe nicht_geburft, d. h., die Verhandlung durfte 
nicht öffentlich feygn; und es kann gefchehen, daß von Frank, 
furt aus noch ein Befchluß ergeht, der unfere Deffentlichkeit 
bid aufs Aeußerfte befchränft und endlich factifch die Wirkung 
14. 
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bat, daß wir nur aldhamm öffentliche Sigungen haben dürfen, 
wenn gewiſſe Dipfomaten ed erlauben. Jetzt ift es noch nicht 
fo weit, aber moͤglich ift ed, wie alles Andere; und bie 
Rechtloſigkeit, von der ich ſprach, befieht eben in dieſer 
Möglichkeit, 


Hecht: Sm Jahr 1823 ift diefer Nednerftuhl in Gegen, 
wart der Kammermitglieder abgebrochen worden. 


Staatsrath Winter. Sch gehöre. nicht zu ber Zahl derjes 
nigen, die glaubten, daß der Abg, v. Rott eck in feiner Mos 
tion den inneren Zuffend des Landes einer Beurtheilung uns 
terwerfen werde, indem er fich felbit fchon ben Weg dazu 
abgefchnitten hat. Er hat neuerlich in diefer Kammer erklärt, 
daß dad Militär, wenn ed auch etwas foftfpielig fey, doch 
eine zweckmaͤßige und gute Einridytung habe, er hat aners 
kannt, daß die Finangen in einem guten Zuftaude feien ; er 
hat erffärt, daß dag Minifierium des Innern im Fortfchreiten 
begriffen fep, und wenn Befchwerben gegen das Juſtizmini⸗ 
ſterium vorzubringen waren, fo ift dieß wahrlich auch ſchon 
ig reichlichem Maaße geſchehen. Es bleibf fomit in Bezies 
hung auf die innere Verwaltung gar fein Gegenftand mehr 
übrig, über ben er fich noch weiter ein befonderes Urtheil 
erlauben wollte. Ich habe demnach fehon zum Boraus gewußt 
und geahnt, daß er bloß den politifchen Zuftand des Landes 
in Erwägung ziehen und darüber feine etwas gallicyte Laune 
ausleeren werde, Ich habe es nicht hindern wollen, und bin 
fogar froh, Daß er diefer Laft einmal los ift, mwünfche aber 
dabei nur, daß er ſich vollftändig audgeleert haben möge. 
Im Vebrigen erkläre ich fchließfich im Namen der Regierung, 
baß, menn bie Kammer. bem Antrag des Abg. Merk beis 
ſtimmt, ich der vollen und wahren Ueberzeugung bin, daß 
ſſe es im redlicher und ehrlicher Abficht, fo wie es die Regie⸗ 
zung nimmt, naͤmlich in den Sinn thun wird, daß fie fidy 
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bei der Erflärung des Großherzogs beruhigt. (Allerdings, 
allerdings!) 

Bader: Ich unterftüße die Anträge der Abg. Buhl und 
Welcker hinſichtlich der Aufführung der Bundesbefchküffe, 
wenn fie diefelben dahin modificiren, daß in vem Mer k'ſchen 


Vorſchlage Fein Buudesbeſchluß namentlich aufgeführf, fon 


bern das Wort „Bundesbeſchlüſſe“ ohne weitere Bezeichnung 
gebraucht werde, denn auch ich möchte mich gegen alle und 


- jede Bejchlüffe, die unſere Berfaffung beeinträchtigen können, 


verwahren. Sm Uebrigen ſtimme ich dem Antrag. des Abg. 
Merf bei. Wenn man es auch den Berhättiiiffen ange— 
meffen findet, auf den Antrag des Abg. v. Rotteck jegt 
weiter nicht einzugehen, und ihn nicht einer beſondern Be- 
vathung durch Die Abtheilungen und eine Commiſſion zu 


unterſtellen, fo enthält dev Vortrag doch ſo viele und 


hochwichtige Wahrheiten, daß fie die Kammer nicht mit 
Stillfhweigen übergehen, kann, fonderu auf irgend eine 
Weiſe fie laut anerfennen muß ‚ was durd) die Aunahme des 
Antrags des Abg. Merk wenigſtens einigermaßen gefchteht. 
Der Präſident fchließt nunmehr die Discuffion und bringt, 
nachdem diejenigen Mitglieder , welche Anträge geftellt, fich 
mit dem Antrag des Abg.M er kvereinigt hatten, den des Letz⸗ 
teren zur Abſtimmung, der mit Ausnahme einer Stimme 
Winter v. 8) von 60 Mitgliedern angenommen wird, 
und alfo Tautet: 
„Den Gegenftand mit ber zum Protofofl niedergufegenden 
Erflärung auf fich beruhen zu laſſen, daß die Kammer, 
fi an die Antwort des Großherzogs auf die Dank 
adreſſe anfchließend und: die in der leßteren ausge—⸗ 
druͤckten Geſtnnimgen wiederholend, dahin ausfpreche, 


J daß eine, die Verfaſſung verletzende, oder die verfaf- 


ſungsmäßigen Rechte beſchränkende Interpretatiow Der 
"Bundes iſſe rechtlich nie gefchehen Fünne“ 
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Als der Präfident den Antrag des Abg. Aſchbach auf 
den Druc der Motion des Abg. v. Rotteck zur Abftimmung 
bringen wollte, bemerft 
Staatsrath Winter: Eine Motion, über welche zur 
Tagesordnung gegangen wurde, kann nicht Gegenftand des 
Druds feyn, indem der Zwed des Letztern blog der ift, daß 
die Mitglieder vor der Berathung die Sache gründlich fennen 
lernen. 

Winter v. H.: Wenn die Kammer den Druck diefer Mo⸗ 
tion nicht befchließen follte, fo werde ich folche, falls mir der 
Abg. v. Rotteck das Manufeript zukommen läßt, auf 
meine Koften druden laſſen. 

Staatsrath Winter: & kommt darauf an, Aus ed die 
Genfur paſſirt. 

Winter v. H.: Was hier öffentlich vorgetragen wird, 
muß wohl die Senfur paffiren. | 

Staatsrat Winter: Rein, mein Herr. 

Der Drud der Motion wird hierauf mit großer Stims; 
menmehrheit befchloffen. 

Hierauf wird den Abgeordneten Trötfchler und Mohr 
auf ihr Anfuchen jedem für 14 Tage Urlaub ertheilt. 

Zum Schluß bemerkt noc, der Präfident, daß die Com⸗ 
miſſion fir das Preßgefeßgebungsmefen aus den Abg. Dutt 

Iinger, Schaaff, Wolff, Merk und v. Rotted 
beſtehe, worauf-der Abg. Aſchbach auf. eine Verftärfung 
von vier Mitgliedern anträgt, weil der Gegenſtand von 
großer Wichtigkeit fei. 

Der Antrag wird angenommen und aldbald zur Wahl 
gefchritten, welche auf die Abgeordneten v. Itzſt ein mit 32, 
Bader mit 29, Bekk mit 277 und Buhl mit 25 Stimmen 
fällt. 

Damit wird die heutige Sitzung geſchloſſen FR und bie 
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naͤchſte auf Fünftigen Montag unter Berfünbung ber Tages 
orbnung anberaumt. 


Zur Beurfundung 
der in der öffentlichen Nachmittagsfigung am 6. Auguft 1833 
erfolgten Borlefung. 
Der zweite Vicepräflbent: , _ 
| Merk. | 
ec, Age | Der Secretär: 
Scinzinger. 


, XX. Deffentlicde Sitzung 


Verhandelt in dem Sitzungsſaale der zweiten Kammer ber 
* Staͤndeverſammlung. 


Karlsruhe, den 8. Juli 1838. 


In Gegenwart der Herrn Regierungscommiſſäre, Finanzmi⸗ 
nifter v. Bödh, Geh. Referendär Ziegler, Minifterialratb Re 
genauer, fodann fämmtliher Mitglieder der II. Kammer, mit 
Ausnahme des Präfidenten Mittermater und der Adg. Herr, 
Merk, Müller, Trötfchler, Völder und Winter v. K. 


Unter dem Borfig des erften Bicepräfidenten Duttlinger. 


Das Secretariat macht folgende neue Eingaben befannt: 


4) Eingabe der Bürgermeifter der Gemeinden Hertins 
gen, Kiel, Feuerbah, Riedlingen, Holzen, 
Tannenkirch, Schliengen und Auggen wegen Eins 
ftellung des Berfaufs der ärarifchen Eifenwerte. 


2) Bitte der Gemeinde Obermweiler, um Beibehaltung 
der, ärarifchen Eifenwerfe und Erzgruben. 

Präfident: In einer der lebten Sigungen find vers 
fchiedene Bemerkungen in Beziehung auf den Drud und die 
Berfendung der ftändifchen Verhandlungen gemadıt worben, 
was den Berleger veranlaßt hat, eine Eingabe an die Kams 
mer beßhalb zu fenden. 

Die Eingabe wird vorgelefen, fie lautet, wie folgt: 

m | 


XX. Sitzung v. 8. Juli 1838. 37 
An die hohe zweite Kammer der Stände des 
Großherzogthums. 


„In Ihrer XVIII. öffentlichen Sitzung vom 2. d. Mts. 
wurden mehrere Bemerkungen über den Druck und die Ver⸗ 
ſendung Ihrer Protocolle gemacht, welche auf irrigen Vor⸗ 
ausſetzungen beruhen und der Verdacht auf mich wälzen, 
als erfülle ich meine contractlichen Verbindlichkeiten nicht, 

während ich bis jetzt mehr geliefert habe, als ich ſtreng ge⸗ 
nommen ſchuldig war.‘ | 

In dem Bewußtſeyn, allen Verpflichtungen gegen die 
hohe Kammer pünktlich nachgekommen: zu ſeyn, muß mich 
eine ſolche ganz grundloſe Beſchuldigung um fo wehr 
ſchmerzen, als daraus neben dev empfindlichen Kränkung 
der Ehre des Gefihäftsmannd auch der Nachtheil hervor⸗ 
gehen müßte, daß der Verbreitung der Verhandlungen -felbft 
gefchadet wird, Ich fehe mich deßhalb genöthigt, diefelbe 
zurüczumeifen,, indem ich mir erlaube, die hohe Kammer 
mit den wahren Verbältniffen felbft befannt zu machen. 

Was den Drucd betrifft, fo find damals nicht nur 

49 Bogen, fondern 44 Bogen vom erften und zweiten Heft 
der Protocolle und vom erften Beilagenheft-fertig geweſen, 
und es befinden fich unter diefen 8 Bogen Tabellen in Quart 
und größerem Format, wovon der Satz eines jedem mehr 
als die doppelte Zeit eines gemöhnlichen Bogens-erfordente; 
außerdem wırrden alfe Arbeiten, die ich zum Vorausdruck 
erhielt, zur rechten Zeit gefiefert, und es find in dieſem Ans 
genblick 50 Bogen der Protoeolle fertig. — - 
Was die Berfendung anbelangt, fa gefchicht diefe, fo 
wie es die Befteller, welche dad Porto zahlen müſſen, ver: 
langen, wobel id; übrigens zu meinen großen keidweſen be⸗ 
merfen muß, daß bis jegt erſt wenige Exemplare in m-ds 
Hentlihhen und mongatlich en Lieferungen beſtellt find, 
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und noch fein einzige Eremplar in Bogen von ber 
Poft verlangt wurde. Hat nun, was ich natürlich nicht bes 
zweifeln will, der Herr Abgeordnete Winter von Heidels 
berg gehört, daß Jemand die Verhandlungen in Bogen 
beftellt und nicht erhalten hat, ſo ift dieß allerdings ein 
Fehler, aber nicht der meinige. 

Es wird mir hierbei die Bemerfung erlaubt feyn, daß ich 

‚ed für billig angefehen hätte, wenn. der öffentlichen Rüge 
bie Nachforſchung vorangegangen wäre, von em Ver 
Fehler begangen fey, ftatt folchen ohne alle Nachforſchung 

ohne Weiteres auf den Verleger zu wälzen. | 
Nach diefem darf ich mit der gehorfamften Bitte ſchlie⸗ 
Ben, diefe meine Rechtfertigung eben fo wie die Befchulbi- 
gungen gegen mich in Ihr Protocol aufnehmen zu wollen 
und verharre mit vollfommenfter DORT und Der 
ehrung 
Einer hohen zweiten Kammer 
gehorfamfter Diener 
Ch. Th. Groos. 
Karlsruhe, den 8. Suli 1833. 


Winter v. H.: Was dieBehauptungen des Buchhändfers 
Groos über die allgemeinen Berfendungen und die allgemeine 
Berhandlung betrifft, fo ift mir nicht eingefallen, mir ein Urtheil 
barüber zu erlauben, weil ich nicht Mitglied der Druckcommiſ⸗ 
fion bin, und überhaupt feine Aufficht über die Sachehabe, Es 
thut mir aber leid, daß ich das früher angeführte Factum heute 
wiederholen muß. Sch kam geftern Abend von Heidelberg und 
babe dort gehört, daß auch diejenigen, die bie Verband» 
lungen bogenweife zu erhalten wünfchten, ſolche nicht ers 

‚halten könnten. Zu unterfuchen, wer daran ſchuldig if, 
kann meine Sache nicht feyn. 

: Der Präfi ident bemerkt, daß ber auf der heutigen Tas 
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gesorbnung befindliche Bericht über die Zollprivilegien erſt 
in der nächften Sigung erftattet werben könne, weil fich bei 
einem nochmaligen Zufammentritt der Sommiffion mit- der 
Regierungscommifflen Anftände ergeben hätten. | 
- Der Tagesordnung gemäß wird nunmehr zur Discuſſion 
über den Bericht hinfishtlich der Nachweifung ber Amortifas 
tiongcaffe gefchritten. | 

—Zum erſten Antrag ——— 

41) Daß das Guthaben der Staatscaſſe auf den Dotas 
tionsconto der Amortifationscaffe im Betrage von 363,441 fl. 
6 kr., als zu den Gefällentfchädigungen beftimmt, dort abs, 
und einem neu zu bildenden Gonto für Gefällentfhädis 
gungen zugefchrieben werbe. . u 

Buhl: Ehe ich mich über diefen Antrag ausfpreche, finde 
ich als Mitglied des ftändifchen Ausfchuffes für nothwendig, 
über Einiges, was in dem Bericht enthalten ift, mic) zu ers 
flären. 

Der erfte Punkt ift der, worin gefagt ift, daß die 115,528 fl. 
vom Ausfchuß nicht richtig angefehen ober wenigftend nicht 
tlar genug erläutert feyen, weil er in feinem Bericht gejagt 
habe, die 115,528 fl. rühren von Zinfenüberfhuß in Folge 
der Herabfegung des Zinsfußes und zum Theil auch von 
Geldern her, die bei den Gefällentfhädigungen ausbezahlt 
wurden. Der Ausfchuß wollte und glaubte ungefähr das 
nämliche gefagt zu haben, was ber Herr Berichtderftatter 
fagt. Durd; den Ausdrud, daß wir den Ueberfchuß nicht 
als wahre Schuld anfehen, wollten wir nichts Anderes 
fagen, als es fei feine Schuld‘, die als feſtſtehende und vers 
zinsliche Schuld wie die Rentenſchuld, die der Staat noch 
allein hat, anzufehen fei. In dieſer Hinficht iſt alfo unfer 
Ausdruck allein fo zw verftehen, daß es eine Schuld iſt, weil 
die Gefällentfchädigungen, die nicht bezahlt worden find, 
damit bezahlt werden müffen, weil dieß nur ein Borrath 
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oder Remanet von Geld il, ber noch nicht von der Gäffe 
gefordert wird. Sch glaube, daß die Kammer dieß einfehen 
wird, wenn die beiden Berichte gegen einander gehalten 
werden, daß nämlich von unferer Seite im Wefentlichen 
dad namliche geſagt ift, Ob ich gleich zugebe, daß mar ed 


hatte noch Flarer ausſprechen fünnen. 


Was den erften Antrag betrifft, fo erfläre ich mic damit 
einverftanden,, indem es allerdings zmecfmäßiger ift, wenn 
Summen, die für diefe Entfhädigung beftimmt find, auf 
einen eigenen Fond fommen, als wenn er der Generalflaate- 
caffe auf dem Dotationsconto gut gefchrieben fteht, denn es 
ift eine Dotation, die ſchon in Mirffamfeit übergegangen 
und nur noch nicht von der Gaffe gefordert ift, und. ale 
folche gehört fie zum Entfhädigungsconto, der fo ziemlich 
zweckmäßig neu gebildet werden könnte. Es ift befonderg 


‚darum zweckmäßig, weil in dem Gefeß, Das über die Amors 


tifationscaffe zu Stande Fam, ausgeſprochen iſt, daß der 
Ueberfchuß der Amortifationscaffe. der Staatscaffe zurück— 
gegeben. werben fol. Da nun auf demfelben Conto bieje 
Entfchädigungen fliehen „die unter möglichem Ueberſchuß bei 
der Amortifationscaffe ftehen Fünnten „ fo war es allerdings 
wicht ganz klar und möglich, daß Summen zurücgefordert 
werden fünnten — was ich jedoch bei der. jegigen Verwal: 
tung nicht vorausſetze — die.eigentlich fein Ueberſchuß wären, 
Sch trage darauf. au, daß der GRuamWiondantrog auges 
nommen werde, 


"Speyerer: Der Ag. Buht hat Mißeheben, daß meine 
Ausführung nicht ganz überflüffig war nnd er wird dieß 
"mehr zugeben mäffen, wenn er eine fpätere Bemerfung 
des Ausſchußberichts ins Auge faßt, worin er verlangt, 
dag die Summe im neuen Budget berückſichtigt werden 
folle Daraus geht denn doch hervor, daß die Sache nicht 
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ganz klar geweſen ſeyn muß, und deßwegen habe ich mich 
zu dieſer Ausführung veranlaßt geſehen. 

Buhl: Wir haben auch nur gemeint, daß ſie dort bes 
rüdfichtigt werden follen. Für die Entfhädigungen die dort 
bezahlt find, ift die Dotation fdyon gegeben. 
Finanzwminiſter v. Böch: Nicht nur der Ausſchuß, fon, 
dern auch die Eommiffion und die Regierung find der Sache 
nach vollfommen-einverftanden, denn alle drei find der Meis 
ung, daß die 368,441 fl. 6 fr., Die auf Dotationsconto der 
Staatdcaffe gut gefchrieben find, der Staatecaffe nicht bes 
zahlt werden, fondern der Amortifationscaffe- verbleiben 
follen, bis das Entfchädigungswerf vollländig erledigt ift. 
Iſt dieß der Fall und bleibt noch Ueberſchuß vorhanden, fo 
wird darüber in gefeglichem Wege verfügt werden. Jede 
weitere Verhandlung über die Sache wird alfo am Ende 
auf einen Wortftreit hinauslaufen, der in der That, wie 
jeder Wortftreit, überflüffig ifl, der die Worte nicht lohnt, 
die man daran verſchwendet. Es iſt übrigens die Buchfüh⸗ 
rung der Amortifationdcaffe ganz dem Gefeß gemäß. Es 
handelt ſich nicht bloß von dem Gefeß vom Fahr 1834, 
fondern diefe Buchführung, die fchon feit dem Jahr 1825 fo 
Statt finder und feit diefer Zeit nicht beanftandet worden ifk, 
gründet ſich auf dad Gefeß vom 14. Mai 1825, wo gefagt 
ift, daß jedes, die budgetmäßige Dotation für Zinfe über⸗ 
fteigende Bedürfniß der Amortifationscaffe vor der Staats⸗ 
caffe bezahlt, und der Betrag, um den die Dofation daß 
twirffiche Bedürfnig überfteigt, an: die Staatscaffe zurück⸗ 
bezahlt werden ſolle. Waͤren hier nicht die Entſchaͤdigungen 
mit im Spiele, fo würde dieß auch jedes Jahr ausgeführt 
worden feyn; da aber bie Entfhädigungen noch zu einem 
nicht unbedeutenden Theile rüdftändig find, fo wide die 
Forderung der Staafdcaffe nur annotivt, aber nie etwas an 
fie zurück begahft, weil vorauszuſehen iſt, daß die geſetz⸗ 

EM 
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liche gegenwärtige Gläubigerin der ‚Amortifationgs 
cafe fpäter noch ihre Schuld nerin werden, alfo eine Aus» 
gleichung eintreten dürfte. Wenn man dem Conto einen 
‚andern Namen gibt, fo ift dieß für die Sache ganz gleich 
gültig und ich habe deßhalb dabei nichtd zu bemerfen. Ges 
feglich aber ift die Staatdcaffe der wahre Gläubiger, und 
im umgekehrten Hal, wenn naͤmlich mehr als die ausgeſetzte 
Dotation nothwendig wird, um die Bebürfniffe der Amor 
tifationscaffe zu beftreiten, auch der wahre Schuldner, 
allein wie gefagt, es kommt auf Worte nit an, und man 
fann die Worte auf ‚‚ Dotationsconto  ausftreichen und 
hinfegen auf „Sefällentihädigungsconto”. 

Winter v. 9: Als Mitglied des Ausfchuffes habe ich 
in der Budgetscommifflon nicht nothwendig gehabt, darauf 
anzutragen, daß die Mitglieder des Ausfchuffes, die in jener 
Eommifflon find, bei dem Vortrag des Berichtd des Abg. 
Speyerer fi über diefen.Gegenftand feine Stimme er⸗ 
lauben, denn es hat fich dieß von felbfi verfianden. In fo 
fern aber in diefem Bericht doch irgend ein Tadel von Seiten 
ber Kammer erfannt werden möchte, fo will ich nur durch 
ein kleines Beiſpiel erläutern, wie ich. die Sache nehme, 
und ich denfe, daß meine Collegen dieß anerfennen werden. 
Wenn ic ald Kaufmann verfchiedene Aufträge habe, die im 
Laufe von einem oder zwei Sahren zu beforgen ſind, und 
ih) habe von zwölf Aufträgen nur zehn beforgt, weil 
das Gefchäft noch nicht im Reinen war, fo iſt's ganz ge 
mwöhnlich, daß man bei der Abrechnung fich des Ausdrucke 
bedient: ich habe das noch nicht realifiren fünnen, was du 
mir unter Nr. 11 und 12 aufgetragen haft. Ich habe dir 
alfo auf dem oder dem den Saldoconto gutgefchrieben und 
in foferne müßte die Staatscaffe natürlich immer noch der 
wahre Gläubiger der Amortifationdcaffe bleiben, bis Die 
Zeit eintritt, wo die aufgetragenen Entfchäbigungen beforgt 
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find. Ich glambe nicht, daß der Herr Berichtderftatter et 
was Anderes hat erflären wollen, ald daß es fi bloß das 
von handelt. Man hätte ed aber im Bericht noch Maren, 
ausführen fönnen, damit man ohne fich: viel Darüber zu bes 
finnen, fogleich. gefehen hätte, was es wäre. 

Speyerer: Das, was auch ber Abg. Winter ald in 
dem Ausſchußberichte nicht klar genug dargeftellt zugibt, 
habe ich vervollftändigen zu.müfjen geglaubt, weil. nicht zu 
läugnen iſt, daß es ein Widerfpruch ifl, wenn dort von zu 
viel bezabiter Dotation gefprochen wird, während diefe nach 
beftehenden Gefegen der Staatscaſſe zurücbezahlt werden 
muß, und dann von einer andern Stelle wieber die Bes 
ſtimmung für Entfchädigungen anerfannt wird. 

Hoffmann: Ich muß ber Aeuperung des Berichts wis 
derſprechen, daß das Geſetz verletzt worden ſey. Dieß iſt 
nicht geſchehen, denn im Geſetz iſt gefagt, daß das Zuviel⸗ 
empfangene an die Staatdcaffe zurücdbezahlt werden folle. 
Man kann aber gar nicht beurtheilen, ob zu viel bezahlt 
worden iſt, weil bloß die 8 ollziehung des Geſetzes vers 
ſchoben wurde. | 

Speyerer: Der Bericht behauptet nur, daß allerdings 
das Geſetz verlegt feyn würde, wenn wirklic, die fragliche 
Summe, eine zu viel bezahlte Dotation, wie. dort behauptet 
wird, ift, weil in dieſem Falle Die definitive Zurückbezahlung 
geſetzlich hätte gefchehen müfjen. Er widerfpricht aber, daß 
das Ganze diefe Natur habe, und behauptet, daß es bei dem 
Eleineren Theile der Fall fei. 

Finanzminiſter v. Boch: Zur Rechtfertigung des Aus» 
ſchuſſes muß ich bemerken, daß überwiefene Entſchaͤdigungen 
nichts anderes find, als überwiefene Schulden, und Ren⸗ 
tenzahlungen von Entfchädigungscapitalien nichts anderes 
als Zinſen. Sie erfcheinen im erſten Jahr, ehe die Ablöfung 
erfolgt it, ober foweit fie rüdftändig find, als Entfchädis 
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gungen, nach der Ablöfung.ald Zinfen. Es iſt daher in der 
That kein Unterſchied zwiſchen den Entfhädigungsrenten 
und den Zinſen von Entfhädigungdcapitalien. Sie. find: 
auch mit den.übrigen Zinfen fo vermifcht, daß man ohne eine 
mweitläufige Arbeit nicht ganz gewiß fagen fan, wie viel an 
wirkfichen Zinſen erfpart worden feyn würde, wenn biefe 
Entfhädigungsrenten nicht ebenfalls anf die Amortifationds 
caffe übernommen worden wären. 


Speyerer: Auf die Bemerkung ded Herrn Redners der 
Regierung erlaube ich mir doch, zu fragen, ob bie Zinſen 
der 1,500,000 fl., die der Amortifationscaffe zugewieſen 
wurden, und der Zinſengewinn in Folge der Herabſehung 
des Zinsfußes nicht nach den Beſtimmungen des Geſetzes de⸗ 
finitiv an die Staatscaſſe hätten zurücfgemwiefen werben 
müffen, wie es von ben Entfhädigungsgeldern ‚nicht wird 
behauptet werden können? 


Finanzminifter v. Bo dh: Die Zinfen aus den 1,500,000 ſi 
haben wir nicht wieder in die Staatdcaffe gezogen, weil wir 
bie ganze Summe ale einen Heinen Ueberfhuß angefehen 
haben, welcher der Amortifationscaffe gebührt, > 
- Winter v. H.: Wir haben unfern. Bericht nicht. nur 
felbft wohl. überlegt, fondern in dem Plenum. des And 
ſchuſſes jeden einzelnen Poften berathen, wobei alle Mits 
glieder des Ausſchuſſes beigeflimmt haben, indem, went 
Einer ein anderes Votum gegeben hätte, dieſes in den Bes 
richt aufgenommen worden feyn würde. Meine Abficht war 
teinedwegs, ber Gefchicklichkeit des Abg. Speyerer in dieſem 
Fache zu nahe treten zu wollen, idy verlange aber bie 
Gerechtigkeis von ihm, anzuerkennen, daß, wenn wir ers 
Hären, daß alle Mitglieder des-Ausfchuffes Die Sache fe 
angefehen haben ,. und noch- immer anfehen , das: Ganze 
nur. auf einen Wortftreit hinausläͤufftf. 
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Speyerer: Sch verlange für mich feinen Danf, bin 
aber im Danken Andern Bea auch nicht fo freis 
gebig. | 

Winter v. H.: Es ift mir nicht eingefallen, eine Dank; 
fagung zu erflatten, davon bin ich weit entfernt. 

Es wird nunmehr der Commiffionsantrag zur Abftimmung 
gebracht, und mit großer Stimmenmehrheit angenommen. 

Zum zweiten Antrag | 

Daß die Kammer eine Verwahrung wegen bes. Ber 
fanfd von Domänen und gemachten Acquifitionen in Ber 
ziehung auf die Mitwirkung der Stände befchließen möge. 

Finanzminifter v. Böckh: Diefer Antrag ift jehr aus⸗ 
gebehnt und ich muß Ihnen geftehen, daß ich eigentlich 
nicht recht im Klaren bin, was er fagen fol. Wogegen 
wollen Sie fi) verwahren? Etwa gegen die Berfäufe, die 
die Regierung fünftig macht, in Gemäßheit des S. 58 
der Berfaffungsurfunde, alfo gegen Berkäufe wozu fie 
durch die Verfaffung felbft ermächtigt it? Eine folche Vers 
wahrung, meine Herren, ift undenfbar, denn die Kammer 
würde fich gegen die Grundlage ihrer eigenen Exiſtenz, naͤm⸗ 
lich gegen die Verfaffung verwahren. Wollen Sie fid) 
gegen diejenigen Domänenverfäufe verwahren, die die Res 
gierung fchon gemacht hat? Ich glaube nicht, denn die Do» 
mänenverfänfe, die die Regierung fohon gemacht hat, hat 
fie in Gemäßheit der ihr zuftehenden Ermächtigung gemacht, 
und wenn Sie glauben, fie hätte einzelne gemacht, ohne 
Dazu ermächtigt gewefen zu ſeyn, fo werden Sie dieſes zur 
Sprache bringen und deßhalb Befchwerbe erheben. In feinem 
Fall gibt die Regierung zu, daß fie einen Domänenverfauf 
vorgenommen habe, wozu fie nicht ermächtigt war, und in 
feinem Fall wird fie Daher auch eine Berwahrung, die fidh 
darauf beziehen follte, annehmen. Oder wollen Sie ſich ver- 
wahren gegen diejenigen Domänenverfäufe, die etwa von 
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der Regierung in Zufunft gemacht werden fonnten, im Wir 
derſpruch mit der Berfaffung, d. h. gegen die Ermächtigung, 
Die ihr diefelbe gibt? Auch diefes kann ich mir kaum denfen, 
denn, wenn man fich gegen alle mögliche Fünftige Rechts⸗ 
verlegungen verwahren: wollte, fo würde des Verwahrens 
fein Ende feyn und Sie würden am beften thun, ſich auf jedem 
Landtage zu verwahren gegen jede mögliche Rechtöverlegung, 
die fich die Regierung etwa könnte zu Schulden kommen laf 
fen. Su jedem Fall erkläre ich alfo, daß die Regierung keine 
ſolche Verwahrung annimmt, und am allerwenigften eint 
ſolche allgemeine, durchaus nicht mäher begründete. 
Speyerer: Der Herr Finanzminifter wird zugeben, dab 
ex nad) dem S. 58 der Berfaffung wohl auch. die Eifenwerke 
hätte zum Verkauf bringen können. Da übrigens jedenfalls 
bedeutende Domänen verfanft worden find, fo kann eine 
ſolche Berwahrung nichte ſchaden, bis entſchieden iſt, bis zu 
welchem Betrag die Stände mitzuwirken haben. Die Ver 
faffung fpricht allgemein und fagt nur ausnahmsweiſe, daß 
Berfäufe aus Kaatswirthfchaftlihen Gründen Statt 
finden können, allein unter diefen Titel Laßt ſich Alles 
Finanzminifier v. Boch: Wenn diefed richtig wäre, fe 
folgte daraus die große Gewiſſenhaftigkeit der Negierumg) 
der Wunfch, ja nichts zu thun, was mit irgend einen 
Col rechtlich angefochten werben fünnte. Allerdings Tießt 
ſich nad) bean $. 58, rücdfichtlich manches Verkaufs ſtreiten, 
+ v6 er aus dieſen oder jenen Gründen gerechtfertigt fei, oder 
nicht. Man kann inber keine Gefege geben, über beren Bol 
ziehung fich nicht am Ende ſtreiten ließe. Man muß dieß auf 
bie einzelnen Faͤlle anfomnten laffen. Die Minifter find für 
ihre Handlungen, fo weit fie der Berfafjung widerſprechen 
koͤnnten, verantwortlich, amd diefes muß Ihnen genügen. 
v. Itz ſtein: Wir find hier zu einem Streit gefommen, 
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der niemals enden wird und der ſich auf jedem Lanbfage 
wiederholt hat, über die Frage nämlich, ob und in wie weit 
die Regierung Domänen verfaufen fünne, ohne der Kam⸗ 
mer Dießfalld eine Borlage zu machen Die Regierung 
ihrerſeits wird immer. auf ihrer Meinung bleiben, und bie 
Kammer andererfeitd ihre Rechte zu wahren fuchen. Daß 
übrigens ber Ausſchuß nicht glaubte, daß bei allen gemachten 
Berfäufen die Requifiten vorhanden waren , welche die Re 
gierung zu dem Berfaufe veranlaßten, ift im Bericht wis 
verlegt, und daher hat auch der jegige Berichterflatter über 
diefen Ausfchußbericht Anlaß genommen, die ihm noth> 
wendig fcheinende Berwahrung in Antrag zu bringen, der 
auch ich beitrete. Es hat nämlich der Ausſchuß in feinem 
Bericht wegen des Verkaufs einer Domäne an ben Fürften 
v. Salm⸗Krautheim gefagt, daß die Mehrheit des Auss 
ſchuſſes nach ihren Anfichten die überwiegenden Gründe vers 
miffe, Die nach den Worten der Berfaffung vorhanden feyıt 
mirffen, um foldhe bedeutende Domänen, ohne vorherige 
Borlage an die Stände, zu verfaufen. : Wir haben ferner 
den Wunſch dort ſchon niedergelegt, daß es ber Negierung ge 
fällig. jeyn möge, auf einem fünftigen Landtage dahin zu 
wirten, daß dad Berhältnig mehr und genauer regulirt 
werden möge über den Verkauf der Domänen und über bie 
Art der Mitiwirfung der Stände. Jedoch nicht allein wegen 
des Berfanfs der Domänen wurde biefer Wunſch niederges 
legt, fondern aud) wegen ded Ankaufs von Domänen; 
Der Ausſchuß hat ſich fogar überzeugt, daß die Regierung 
Ankaͤufe machte, zur Zeit, als die Stände beifammen 
waren, mithin fehr leicht, und wenn auch nur kurz, ber 
Kammer eine Borlage hätte gemacht werben können. Ich 
ſtimme deßhalb dem Antrag der Budgetscommiſſion bei. 
Finanzminifter v. Böckh: Die Verfaffung hätte allerdings 
etwas Anderes beftimmen und fagen können: — 
15. 


223 Verhandlungen ber II. Kammer.” 


faufe, wenn fie eine gewifle Summe überfteigen, tönnen 
nur mit Zuſtimmung ber Stände gefchehen. Sie hat aber 
eine folche Beftimmung nicht getroffen, und wir fünnen 
demnach nach Feiner andern Norm handeln, als nach derjer 
nigen, bie die Verfaſſung felbft gibt. Die Frage, ob bie be- 
treffenden Berhältniffe obwalten, müſſen wir immer nad, 
unferer eigenen Ueberzeugung entfcheiden. Sie können dar» 
über eine andere Anficht haben. Uebrigens habe ich gefunden, 
daß der Ausfchuß alle Verfäufe, die die Regierung gemacht 
hat, doch rückſichtlich ihrer Zweckmäßigkeit am Ende guthieß. 
v. Itzſtein: Ein Verkauf kann in finanzieller Hinficht 
gut feyn, aber nicht in Beziehung auf das Recht, welches 
die Regierung nad) der Berfaffung ermächtige, den Vers 
fauf vorzunehmen. Diefes haben wir bei den genannten Dor 
mänen gefunden. Es waren jene Öründe meiner Anfiht nach 
nicht vorhanden, die den Herrn Finanzminifter ermächtigen 
fonnten, den Verkauf vorzunehmen. Wenn der Herr Finanzs 
minifter behauptet, er fonne nach feiner Ueberzeugung vers 
kaufen, dann Fünnte ed dahin fommen, daß Alles, ohne 
Mitwirkung der Kammer, verfauft würde. Wir find daher 
hier wieder auf dem Punkt, wo wir nicht einig werben, und 
eine Verwahrung fann unter dieſen Umftänden nichts 
fchaden. | k 
Regenauer: Was den fraglichen Berfauf betrifft, fe 
will ich nur einige Bemerkungen zur Berichtigung deſſen beis 
fügen, was der Abg. v. Itzſt ein anführte. Sch glaube in 
diefer Hinficht auf den Vortrag des Herrn Finanzminiſters 
verweifen zu müffen, der dem Bericht des Ausfchuffes beis 
gefügt ift. Wer die Verhältniffe diefer Domänen, die mir, 
als früherem Refpicienten der Domänen in dem untern Theile 
des Großherzogthums, befannt find, näher fennt, wird 
gewiß die Meinung der Regierung theilen, daß hier ftaate- 
wirthfchafiliche Gründe vorlagen, fie zu veräußern. Diefe 
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Domänen find faft die einzigen, die der landesherrliche Do- 
mänenftdcus im ganzen Main» und Tauberfreife befefien bat, 
und ed mußte diefer wenigen Domänen wegen eine eigene 
Domänenverwaltung erhalten werden, denn die nächfte Do; 
mänehverwaltung, der diefe Domänen etwahätte zugewiefen 
werden fonnen, befindet fi in Nedargemünd, was bod 
zwanzig Stunden von dort entfernt ift. 


Martin: Sch muß jedenfalld gegen die allzugroße Ges 
wiffenhaftigfeit der Regierung etwas einwenden. In bet 
Karlsruher Zeitung babe ich nämlich gelefen, daß das Berg, 
wert in Münfterthal zum Berfauf ausgefchrieben ift. Ich 
weiß nicht, warum die Regierung, während fle den Berfauf 
der Eifenmwerfe der Zuſtimmung der Stände unterwirft, nicht 
auch diefen Verfauf der Zuftimmung derfelben unterworfen 
hat. Man fönnte mir höchftend einwenden, daß der Ertrag 
biefed Bergwerks nicht von der Bedeutung fei, wie der der 
Gifenhütten. Es fommt übrigens auf die Größe des Ertrags 
nicht an, denn es ift das Object eine wirflide Domäne, und 
fogar eine-eigene Pofition dafür im Budget, weßhalb id, 
doch um einige Auskunft bitten möchte, warum diefer Vers 
kauf ohne Zuftimmung der Stände ausgefchrieben worden ift. 


Regenauer: Er. ift befchloffen und ausgefchrieben 
worden, um eine nachtheilige eigene Berwaltung zu befeitigen, 
da das Bergwerk in Münfterthal nicht nur feinen veinen Er: 
trag gewährt, fondern, wie man ſich aus dem Budget über; 
zeugen fann, eine nicht unbedeutende Zubuße erfordert. 
Ganz anders verhält e8 ſich mit den Eifenwerfen, die einen 
bedeutenden Reinertrag gewähren, und bei welcher ber $. 58 
der Verfaſſung nicht anwendbar feyn würde. 


Finanzminifter v. Böckh: Es kommt allerdings nicht auf 
die Größe des Betrages am, doch legen wir darauf einen 
Werth. 


— 
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Das Bergwert in Münfterthal ift ungefähr 23,000 fl. 
werth, die Eifenwerfe aber gegen zwei Millionen. Wenn 
irgend eine andere Beſtimmung getroffen werben fonnte, ald 
biejenige, die die Berfaffung enthält, fo wäre gar keine an 
bere möglich, als die Zuftimmung der Kammer in ben Fall 
einzuholen, wenn das Object eine gewiffe Summe überfteigt. 
Wegen jeder Kleinigkeit einen Gefebesentwurf vorzulegen, 
wäre eine offenbare Zeit und Geldverſchwendung. Wir ver 
Faufen Gegenftände von 50 und 500 fl. Werth, und ſolche 
Berfäufe fann man nicht auf das Zuſammenkommen ber 
- Stände ausfegen, auch würde die Berathung zuweilen mehr 
foften, ald der Kauffchilling beträgt, den man erhält. 

Martin: Ein Bergwerk, das jährlich fo viel Ausbeute 
liefert, durch das ein Werth von 32,000 fl. jährlicd dem 
Erdboden entloct wird, kann man doch nicht fo ganz unbe 
beutend nennen. Es hängt das Leben von 500 Menfchen 
daran, es find täglich 180 Bergleute befchäftigt, die diele 
Producte dem Boden abgewinnen, und ed handelt fich dod 
hier um eine andere Einnahme, al& der Ertrag des Zehnten 
iſt, der aus dem Beutel der Bürger gezogen wird, — eint 
Einnahme, die, wenn fie durch Arbeit dem Erdboden abge 
wonnen wird, jedenfalls weit beffer if. Wenn der Herr Re⸗ 
gierungscommiffär fagt, daß fein Reinertrag vorhanden fe, 
fo fönnte die Regierung bei jeder Domäne bewirken, daß fle 
feinen Reinertrag abwerfe, indem fie nur Bauten und große 
Meliorationen vornehmen dürfte, was bei diefem Berg 
werk wirklich gefchehen ift. Diefes gewährte früher einen 
Reinertrag, allein man hat allerlei Bauten vorgenommen, 
und eine neue Grube aufgenommen, die die erwünfchten 
Folgen nicht hatte, wodurd dann allerdings der Ertrag zu⸗ 
rückſchlug. Sch bin gewiß, daß bei-einem oder dem andern 
der acht Eifenwerfe, die jeßt dem Verkauf ausgefegt werden 
follen, auch fchon ber Fall eintrat, mo die Meliorationen 


XX. Sitzung v. 8. Juli 1838. 231 


ben Ertrag überfliegen haben, und alfo die Regierung diefe 
Werke ſchon Damals hätte verkaufen können. 

Regenauer: Ich bitte nur, die Etats der verfihiebenen 
Jahre einzujehen, und den Ertrag der Eiſenwerke mit dem 
des Werkes zu Münftershal zu vergleichen, und man wird 
ſich von der Nichtigfeit meiner Bemerkung überzeugen. 
Martin verliest eine Stelle aus dem Etat uud bemerft, 
daß hier. von einem Reinertrag und nicht von einem Zurück⸗ 
ſchlagen die Rede fei. Wenn aber Bauten gemacht werben, 
jo könne ed recht gut ſeyn, Daß drei Sabre nach einander ein 
jolches Werk zurückſchlage. 

Tinanzminifler v. Böckh: Oeffentliche Diskufflonen 
über Berfänfe nnd Käufe haben denſelben Erfolg wie öffent- 
liche Diskuffionen über Kriegsoperationspfane, Cigentlich 
wird fein vernünftiger Menſch, der etwas verfaufen will, 
vorher fagen, die Sache fei nichts werth und der „ der fie 
faufe, fei wahrfcheinlich angeführt. Wenn die Eifenmwerfe 
nicht verkauft werden, jo wird dev Bericht Ihrer Commiſſion 
auch feinen Theil Daran haben, denn diefer hat mich wenig. 
ſtens überzeugt, daß die Käufer große Gefahr laufen wür⸗ 
den, wenn fie fo viel geben follten, als wir bisher aus den 
Eifenwerfen gezogen haben. Man muß von folchen Aeuße⸗ 
rungen, wenn von dem Verkauf oder Kauf eined Gegenftan- 
des die Rede ift, ganz abftrahiren. Der Abg. Martin har 
ferner geſagt, diefes Bergwerk ſei doch nicht als fo etwas 
Unbedeutendes anzufehen, wenn man erwäge, daß ſo viel 
und fo viel Producte verfchiedener Art dem Erdboden abger 
wonnen worden ſeien, daß fo viel und fo viel Menſchen auf 
diefem Werlke befhäftigt würden. Er hat recht. Der Verkauf 
wäre fehr zu tadeln, wenn Fünftig diefe Producte dem Bo⸗ 
den nicht mehr abgemonnen, wenn fünftig die Perfonen, 
die gegenwärtig befchäftigt find, feine Nahrung mehr finden 
würden. Sch glaube aber, daß wenn überhaupt an ben 
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Grundfägen, bie in diefer Kammer fo oft andgefprochen 
worden find, auch nur irgend etwas Wahres ift, in Zufunft, 
wenn dieſes Werf in Privathänden ift, dem Boden noch 
mehr Producte abgewonnen und noch mehr Perfonen als 
bisher Befchäftigung finden werden. 

Poffelt: Zu den Bedenklichkeiten und Gründen ‚die der 
Abg. Martin in Beziehung auf diefes Bleiwerk angeführt 
hat, will ich nur noch den weiteren beifügen, daß eö die 
einzige Bleihütte im Lande ift, und wenn e8 in Privashände 
füme, fo möchte es doch die Folge haben, daß die Privaten 
im Lande -zu fehr davon abhängig würden. Es Fünnte im 
Staatdintereffe liegen, nicht den höchſten Preis für dieſes 
Product zu fordern, und überhaupt die Rückfichten, Die den 
Berfauf leiten, ganz andere — ‚als die Privaten ee 
werden. 

Winterv. 9: Es kann weder die Abſicht des Ausſchuſ⸗ 
ſes noch der Budgetscommiſſion ſeyn, hier eine Verwah⸗ 
rung niederzulegen, wegen Domänenverfäufen von fo gerin⸗ 
gem Belang, wie der Herr Finanzminifter anführte. Ich 
glaube aber doch, daß, um nicht auf jedem Landtage eine 
Verwahrung machen zu müffen, der Vorfchlag des Herrn 
Finanzminiſters fehr zu beherzigen wäre, nämlich eine ges 
wiffe Summe zu beflimmen, bis zu welcher die Stände mit; 
zumwirfen haben. Alddann fämen wir doch einmal aus 
der Sache heraus. Die Verwahrung war bis:jegt eigentlich 
leer und keineswegs eine verlangte directe Mitwirkung bei 
ber Verhandlung der Sache, fondern nur eine Verwahrung 
des Rechtögrundfages, daß die Stände nach der Berfaffung 
bei dem Berfauf von Domänen mitzuwirken hätten: Sch 
wiederhole alfo den Wunfch, daß man nach dem Borfchlag 
des Herrn Finanzminifterd darüber berathen möchte, ob es 
nicht gut wäre, eine gewifle Summe zu beftimmen, wobei 
die Mitwirkung der Stände nothwendig iſt. 
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Finanzminiſter v. Böckh: Ich habe feinen folchen Bor: 
fchlag gemacht, fondern nur davon gefprochen, daß die Ber: 
faffungsurfunde diefen Gegenftand auf eine andere Art 
hätte veguliven können. Ich habe andy nicht von Veräuße, 
rungen bid zu 500 fl. gefprochen, fondern nur gefagt, daß 
wir Beränßerungen von fehr unbedentendem Betrag machen. 
Wenn die Kammer befchließt, die Regierung zu bitten, den 
8.58 der Berfaffung dahin abzuändern, daß ftatt. der vers 
ſchiedene Snterpretation zulaffenden Beftimmung eine bes 
ſtimmte Summe angenommen werden möchte, fo habe ich 
nichtd zw erinnern. Die Regierung wird eine ſolche Bitte 
in Erwägung ziehen. - 

v. Itzſtein: Ich muß dem Herrn Finanzminifter bemers 
fen, daß der Ausfchuß im Bericht fagte: er gebe fich der 
Hoffnung hin, daß das Staatsminifterium felbft auf dem 
nächften Landtage dahin wirfen werde, über die fraglichen 
Domänenverfäufe feftere Beftimmungen zu Stande zu brins 
gen. Der Herr Finanzminifter it nun durch feine Aeußerung 
jeldft der Meinung des Ausfchuffes entgegen gekommen, daß 
die Wichtigkeit der Summe die Grundlage fei, auf welche 
man eine feftere Beftimmung ſtützen fönnte. 

Finanzminiſter v. Böckh: Sie wiffen, daß bei Ihnen 
und der Regierung eine gewiffe Scheu befteht, an der Ber 
faffung etwas abzuändern, und ohne fehr wichtige Gründe 
und die ausdrückliche Bitte von beiden Kammern wird Die 
Regierung keinen dahin zielenden Borfchlag machen. 

"Pauer: Auf die Bemerkung des Abg. Poffelt: daß bei 
einem Berfauf des Bleiwerks eine zu große Abhängigfeit der 
Privaten zu fürchten wäre, habe ich blos zu erwiebern, daß 
dem fo wäre, wenn ein Prohibitivzoll, oder ein nur einigers 
maßen hoher Zoll auf auswärtigem Blei läge. Er beträgt 
aber nur 8 fl. per Gentner, und dadurch befteht eine unge: 
heuere Concurrenz. - 
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Retttig u R.: ch erlaube-mir eine abgeänderte Faſ⸗ 
fung des vorliegeuden 8. vorzufchlagen. Sch bin nämlich 
gar fein Freund davon, bei jedem einzelnen Anlaß fogleich 
mit einer Generalifirung hervorzutreten, von jeder einzeluen 
Meiunngeverfchiedenheit Anlaß zu nehmen, zu einem neuen 
Geſetz, oder irgend einer allgemeinen Maßregel. Ich habe 
bisher gehört, daß es ſich hier eigentlich Davon handle, ob 
der Berkauf der Domänen zu Ober⸗ und Unterbalbach in Die 
Beſtimmung des S. 58 der Verfaſſung fid) einreihen laſſe 
ober nicht. Die Regierung hat erflärt, ja, diefer Verkauf ger 
böre unter dieſe Beſtimmung; der Ausfchuß und unfexe 
Sommiffion haben erflärt, wir glauben nicht, daß hier wirf- 
lich Gründe bed Staatswohls vorlagen, den Berfauf ohne 
die Zuſtimmung der Stände zu bewirken, weshalb der Streit 
nur der ift, ob in dem gegenwärtigen Fall die Regierung 
durd; die Berfaffung die Ermächtigung gehabt habe, den 
Berfauf ohne das Zuthan der Stände zu bewirken. Die Ber 
merfungen des Heren Finanzminifterd über eine ſolche allge: 
meine Verwahrung fprechen mid) allerdings an, Eine foldhe 
allgemeine Verwahrung hat zwei Nachtheile, daß nämlich, 
der gegenwärtige Fall damit befeitigt ift, und daß dann in 
jedem Fünftigen Fall abermals die Streitfrage entfteht, ob 
diefe Verwahrung auf den neuen Fall anwendbar fei. Sch 
fehlage Daher vor, dag, was der Ausſchuß erflärt hat, zum 
Beichluß der Kammer zu erheben und zu fagen, der Aus 
ſchuß und die Kammer find: im gegenwärtigen Fall der 
Meinung, die Sache habe ſich zur Mitwirkung der Stände 
geeigutet, und Die Kammer habe, in Erwägung der dem Aus⸗ 
ſchuß und der Sommiffion mitgetheilten Sründe Feine Urſache, 
ihre Zuftimmung zu verweigern. Laſſen wir _alfo die allge 
meine Proteftation weg, uud es ift Das Recht der Kammer 
und die Anficht der Commiſſion gerettet, ohme daß wir zu 
einer allgemeinen Berwahrung hätten fchreiten Dürfen. Mein 
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Antrag ift alfo der, daß die Kammer ausſprechen möge, fie 
glaube, diefer Verkauf fei geeignet gewefen zur Mitwirkung 
der Stände, gebe jedoch aus den vorliegenden Gründen zu 
dem Verkauf ihre Zuftimmung. 
Martin: Der Abg. Lauer hat von einem Bleiwerf 
‚gefprochen, allein Blei: ift nicht ber Hauptertrag bed Berg 
werfd Münfterthal, denn e8 werben aus dem Centr. Schlich 
6 bis 8 Lorh Silber gefchmolzen. Das Hanptprodnet if 
alfo das Silber, und der Zoll vom Blei kann feinen Einfluß 
ãußern. | | 
v. Seftein: Der Antrag des Abg. Rettig v. K. geht 
weiter ald der Ausfchuß, und auch wahrſcheinlich weiter, 
als ihn die Budgetscommiffion ftellten wollte. Der Aus⸗ 
ſchuß und die Budgetscommiſion haben nicht erflären 
wollen, daß der Berfauf an den Fürften von Salnıs Kraut; 
heim nicht hätte gefchehen fünnen oder verfaffungsverlegend 
fei, wie ich denn dieß auch nicht ſage, ob ich gleich nicht 
zögern würde, ed zu thun, wenn dem fo wäre. Wenn man 
den Ausfchußbericht liest, fo wird man vielmehr finden, Daß 
wir die von. dem Herrn Finanzminifter hier bewiefene Kraft 
foben mußten, weil der Fürft Bedingungen machen wollte, 
die und Allen zuwider wären. Er forderte cine Befreiung 
von der Steuer und wollte fich von der allgemeinen Bürger 
pflid;t entziehen, allein der Herr Finanzminifter hat mit 
Feſtigkeit widerfprochen, und einen Grundfag gerettet, Der 
uns theuerer ift, als der Verkauf einer folchen Domäne. 
Wir haben bloß hinfichtlich derjenigen Berfäufe, die ohne 
alles Wiffen der Kanımerrgefchehen find, den Wunſch aus: 
gefprochen, daß eine feftere Beſtimmung ergehen möchte, 
indem fonft der Streit nie endigt. Man wird zugeben, daß 
das Grundflocddvermögen, welches in 12 Milionen befteht, 
wenn ein Sinanzminifter oder ein Fürft ed wollte, zu einem 
Ankauf verwendet werden könnte, dev und Allen nicht vecht 
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wire. Hier ift das Intereſſe der Stände, für das. Bermögen 
des Landes zu forgen, eben fo fehr betheiligt, als bei dem 
Berfaufvon Domänen. In der Niederlegung diefes Wuns 
ſches befteht alfo Alles, was die Budgetscommiſſion wollte, 
indem fle vor der Hand eine allgemeine Verwahrung eins 
legte, daß das Recht der Stände zur Zuftimmung bei Do⸗ 
mänenverfäufen nicht befchränft werden könnte, dieſes Recht 
der Stände fteht in der Berfaffung als Regel oben an. Wir 
müffen alfo dahin interpretiren,. daß feine Domäne ohne 
Zuftimmung der Stände veräußert werben dürfe, und die 
Ausnahme ftreng bewiefen werden müffe 

Mohr: Ungeachtet der Bemerfung des Abg. v. Itzſtein 
glanbe ich doch aus zweierlei Gründen bem Antrag des 
Abg. Rettig beitreten zu müſſen, 

4) weil ich den Sommiffionsantrag die Rechte der Kam⸗ 
mer für gefährbdend halte und 

2) and; die Rechte der Regierung für gefährbend anfehe — 
für die Rechte der Kammer, weil ich, von der Berfaffung aus⸗ 
gehe als Regel und ald Grundfat annehme, daß Domänen 
nur mit Zuftimmung der Kammern verfauft werden dürfen, 
der Regierung aber ausnahmsweiſe erlaubt ift, für ſich 
felbft zu handeln. Treten num folche Fälle ein, in denen eine 
Beränßerung nur mit Zuftimmung der Stände Statt finden 
darf und die Regierung überfchreitet ihre Grenze, d. h. fie 
fann feine Gründe angeben, die hier von dem Rechte Ge 
brauch zu machen geftatten, fo ift die Kammer verpflichtet, 
für den Fall, daß dem Staat daraus Nachtheile erwachfen, 
und dad Recht zur Zuftimmung der Veräußerung gefränft 
ift, dieſes Recht geltend zu machen. Sind aber Fälle vor: 
handen, wo die Regierung für fich handeln darf, fo fehe ich 
nicht ein, warum man eine Befchränfung und eine Verwah⸗ 
rung eintreten laſſen ſoll, denn die Regierung hat dann in 
ber Sphäre ihrer Rechte gehandelt, und die Berwahrung 
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würde zwecklos feyn. Gefährdend für die Handlungen der 
Regierung halte ich ed deswegen, weil bann ber Käufer bei 
jeder Gelegenheit der Gefahr ausgeſetzt wäre, die Kammer 
habe, indem fie eine folche Berwahrung ausſprach, , fich einen 
Rückhalt offen gehalten, um es möglich zu machen, die Hand» 
lung der Regierung für ungültig zu erklären und den Bers 
kauf zu annulliren. Auf diefe Weife wird mancher Redliche 
von den Kauf abgehalten werden, und Andere, bie nur 
Freunde von Scyleichwegen find, um höchft billigen Preis 
einkaufen. Sch könnte mich daher nicht an Die Verwahrung ans 
fchließen, fondern werde ben Act der Regierung für gültig erflä, 
ren, wenn er es ift, aber auch für ungültig, wenn er e8 nicht ift. 

Gerbel: Sch komme auf den Sag zurüd, daß die Re 
gierung gebeten werde, über den S. 58 der Berfaffung eine 
Borlage zu machen. Es wird zwar entgegen gehalten, es 
fei gefährlich, eine Abänderung der Berfafjung zu machen. 
Hier handelt es fich aber eigentlich von feiner Abänderung, 
fondern es fol nur eine vieljährige Streitfrage endlich eine 
Entſcheidung erhalten. : Es enthält der S. 58 in feiner Regel 
gerade fo viel, ald in der Ausnahme. Die erftere heißt, es 
dürfe. feine Domäne.ohne Zuftimmung der Stände veräus 
Bert werden und bie Ausnahme fagt, daß die. Regierung 
für ſich veräußern fonne, wenn gewiffe Bedingungen vor 
handen feier: "Unter diefe fünnte man aber auch die Eifen- 
werke hereinziehen, was fich fogar entfchuldigen.ließe, und es 
iſt daher an der Zeit, diefe Streitfrage zu entfcheiden, und 
die Sache auf einen feſtern Standpunft zu bringem.. Die 
Budgerscommiffion bat diefen Wunſch ausgefprochen, und 
der Herr Finangminifter ift ihm entgegen gefommen, dadurch, 
daß er fagte, die Regierung. werde eine folche Bitte in Er⸗ 
wägung ziehen. In der Berfaffung heißt es ferner: der Erlös 
müffe zu neuen Erwerbungen verwendet, ober der Schuls 
denzahlungscaffe zur Berzinfung übergeben werben; es fteht 
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aber dabei nicht, daß die Regierung ohne Zuſtimmung der 
Stände zu handeln habe: Wenn nun ein Satz ſo abgeſchloſ⸗ 
fen wie dieſer dafteht, fo ift daraus zu folgern, daß bie 
Berwendung zu Ermwerbungen nur mit Zuſtimmung der 
Stände zu. gefchehen habe. ch wiederhole Daher meinen Ans 
trag. 

Bräfident: Diefer Borfhlag, der eine a der 
Berfaffung betrifft, kann nur im Wege der Motion und uns 
möglich heute gemacht werben. 

Gerbel: Die Bubgetscommifflon hat ja. daffelbe ausges 
fprochen. - 
2. Tſcheppe: Sch bin mit dem Herrn Präfidenten * 
verſtanden, und habe die Bedenklichkeit des Redners vor mir 
nicht, wünſche daher auch nicht, Daß wir über Diefe Frage 
uns in einen Streit einlaffen, denn es giebt Beine Frage in 
der Berfaffung, die fo Delicat ift, wie diefe. Kommt die Zeit 
daß fie erörtert werden fo werben wir ed ohne Zweis 

fel thun. 

Hoffmann: Der Antrag der Commiſſion geht nicht blos 
dahin, eine Berwahrung wegen des Verlaufs von Domänen 
einzulegen, fondern auch wegen der Erwerbung, und: wir 
fönnten und babesan feine fpeziellen Faͤlle halten, denn hier ift 
ber Widerſpruch der Regierung gegen bie Kammer allge- 
mein, indem ber eine Theil behauptet, es koͤnne feine einzige 
Erwerbung ohne die Zuftimmung der Stände gemacht wer- 
ben, der andere Theil Dagegen das Recht zu allen zu haben 
glaubt. 

Finanzminiſter v. Böckh: Der Antrag dein — 
er geht auf eine Verwahrung rückſichtlich der Domaͤnenver⸗ 
kaͤufe und auf eine Verwahrung rückſichtlich aller Erwer⸗ 
bungen. Die Regierung behauptet allerdings, was der Abg. 
Hoffmannu ſagte, daß nämlich Erwerbungen überall an 
feine Zuſtimmung der Stände geknüpft ſeien, und fie glaubt 
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zu diefer Behauptung volles Recht zu haben. Die Regierung 
ift zu jeder Regierungshandlung einfeitig berechtigt, wozu 
nicht die Zuftimmung der Kammer nad der Verfaſſungsur⸗ 
funde nothwendig if. Die Verfaſſungsurkunde fagt aber 
nirgends, daß die Regierung bei Erwerbung und Verwen⸗ 
dung des Erlöfed aus verfauften Domänen zum Ankauf 
neuer au die Zuſtimmung der Stände gebunden ſei. Durch 
gehen Sie die ganze Verfaffung, durchgehen Sie namentlich 
dad Kapitel: über bie Wirffamfeit der Stände und: Sie: wer: 
den inicht darimfinden, daß die Zuſtimmung zu irgend einer 
Erwerbung: zar Wirkfamfeit der Stände: gehöre, und die 
Regierung wird jedem: Bemühen,‘ die Gewalt der Stände 
auszudehnen, fich widerfegen, und zwar nicht in ihrem Inte: 
refle, ſondern im Iutereffe der Sache. 

Hoffmann:?Ich will nur im Allgemeinen. erwiedern, 
daß die Berfaffung fagt, der Etat, alfo alle Ausgaben, müffen 
von den) Ständen: geiehmigt werben. 

Gerbel Es waͤre zu wünfchen, daß Alles fo klar und 
deutlich in der Verfaſſung wäre als der $:58. Der Satz, der 
vonder Berwendungdes&rlöfes zu neuen Erwerbungen ſpricht, 
iſt offenbar mit dem erſten Satz verbunden, wonach die Stände 
ihre Zuſtimmung zu der Beräußerung zu geben haben. Hieraus 
folgt, daß die Stände fragen dürfen; „wohin mit dem Geld,” 
und dieß hat die weitere Folge, daß ſie zu den Erwerbungen 
ihre Zuſtimmung zu geben haben. 

Simanzminifter-v,. Böckh: Die Stände habem nicht 
zu fragen, wohin mit dem Geld,“ fondern bie Berfaf- 
ſung ſagt, wohin mit: dem Geld, nämlich fie fagt, es fol 
bei der Amortifationscaffe verzinglich angelegt werden, die 
Verfügung über: das Grundſtocksvermögen iſt fein Gegen 
Hand der Wirffamfeit ver Stände. | 

Speyerer: Früher beſtand ein anderes Budget für bie 
Amortiſationscaſſe, und Die Regierung holte die Zuflimmung _ 
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der Stände zu Ermwerbungen ein, fo lange ſie das Budget 
auch auf das Grundftocdövermögen ausgedehnt vorlegte, 
Erft feit 1825 hat fich das Verhäftniß geändert. Die Kammer 
war fohin entfchieden ſchon im Defige ihres ———— 
rechts. 

v. Itzſtein: Man wird doch das Recht der Kammer 
nicht beftreiten wollen, darauf zu fehen, daß zweckmaͤßig ver⸗ 
wendet wird. Sch glaube zwar nicht, daß der Herr Finany 
minifter alled Geld, was aus den Domänen erlöst worden 
ift, für lauter Kirchen verwenden wollte, allein einen ſolchen 
oder ähnlichen Fall angenommen, fo glaube ich doch, daß die 
Kammer jedenfalls ein Recht hat, dabei mitzumirfen. Das 
liegt im Geifte einer Repräfentativverfaffung. Sch kann 
hieran keineswegs zweifeln, und insbefondere nicht nach der 
Aufklärung, die der Abg. Speyerer über die früheren Zw 
geftändniffe der Regierung gegeben hat. | 

Finanzminiſter v. Böckh: Die Kammer fol nicht 
mitwirfen, weder zu zweckmaͤßigen noch zu unzweckmäßigen 
Erwerbungen, wohl ſteht ihr das Recht zu, die Handlungen, 
die das Finanzminiſterium in dieſer Hinſicht vornimmt, zu 
prüfen, und ſich darüber auszuſprechen, darüber Beſchwerde 
zu erheben, kurz alle verfaſſungsmäßigen Mittel, die ihr zu 
Gewalt ſtehen, nach Befinden der. Umſtaͤnde anzuwenden 

Die Erwerbungen aber ſind unſerer Verantwortlichteit übers 
laſſen. 

Trefurt: Es ſcheint mir der $. 57 der Verfaſſung dieſe 
Frage zu entſcheiden, wo beſtimmt iſt, daß ohne Zuſtimmung 
der Staͤnde kein Anlehen gemacht werden könne, damit iſt 
wohl der conſtitutionelle Grundſatz ausgeſprochen, daß die Re⸗ 
gierung nicht das Recht habe, den Staat einſeitig mit Schul⸗ 
den zu belaſten. Jede Erwerbung kann aber auch eine Be⸗ 
laſtung mit Schulden ſeyn, d. h. unter Bedingungen gemacht 
werden, die ſie zu einer größern oder kleinern Laſt machen. 


.. 
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Was aber dad Recht ber Kammer, ihre Zuftimmung zu Dos 
mänenverfäufen, betrifft, fo ift bier diefelbe Frage wie bei 
dem Zufimmungsrecht der Kammer zur Gefeßgebung übers 
haupt: Die Regierung macht Gefeße und Verordnungen, und 
wenn ſie in den Kreis der Gefeßgebung und in das Zuftims 


mungsrecht der Kaumer eingreifen, fo behauptet die Kam⸗ 


mer, hier. fei ein Eingriff gefchehen undsdie Regierung müffe 
die. betreffende Vorlage machen, aus bem Standpunfte, den 
der Abg. v. Suftein ganz treffend gezeichnet har, und der 
fidy nicht: beftreiten läßt. Wenn ich aber gerade biefe Mas 


terie betrachte, fo muß hier nothwendig das definitive Ents 


fcheidungsrecht der Kammer zuftehen, wenn nicht Alles in 


"die Wifführ der Regierung gelegt werden fol. Die Negie- 


rung hätte alsdann die Gewalt, Alles aufzuheben, denn fie 
bürfte nur behaupten, das Gefet gehöre nicht in den Kreis 
der Mitwirkung der Stände, und fo würde diefes ohne deren 
Zuftimmung fortbeftehen oder aufhören. Sm 8. 67 iſt von 
einer Befchwerbe die Rede, allein es ift nicht beſtimmt, 
wer dieſe Beſchwerde zu entſcheiden habe. Die Regierung 
wird dieſes Recht in Anſpruch nehmen, allein dieſes kann 
nicht ſeyn, weil es ſich hier von einer Beſchwerde gegen ſie 
ſelbſt handelt, und es koͤnnten hoͤchſtens die drei Factoren 
darüber entſcheiden. Wenn wir aber dieſes annehmen, fo. 
fällt: die Sache wieder in die Hände der Regierung und es 
kann daher in allen folchen Fragen das Recht der Entfcheis 
dung nur in die Hände der Kammer gelegt werden, wenn 
nicht der Geift des conftitutionellen Lebend vernichtet 
werden folle. Es beftänden dann feine Befchränfungen mehr 
bei: der Ercutivgewalt, wenn die Kammer das Recht nicht 
bat, durch ihr Veto auszufprechen, hier habe die Regierung 
eingegriffen. Diefes Recht nehme ich auch in Beziehung auf 
bie vorliegende Frage, ob diefe Veräußerungen gültig feyen 
oder. nicht, in Anfpruch. Sch nehme das Be der Kammer. 
1833, 1, K. Drot. 48 Heft. 
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in Anſpruch, zu entfcheiden, ob ihr Zuſtimmungsrecht verleßt 
fei oder nicht, und ob fie in diefem Fall die Vorlage hätte 
verlangen können. Sch glaube, daß eine Verwahrung zu 
nichts führt, denn die Kammer wird nur zu beurtheilen ha- 
ben, ob die Veräußerung vortheilhaft für den Staat war 
oder nicht. Das hat ihre Commiſſion anerkannt und fo glaube 
ich, daß nachträglich die Zuftimmung allerdings ertheilt 
werben Fönnte, und die Kammer ihr Necht am beften ba: 
durch wahren wird, daß fie fagt, wir erfennen zwar nicht 
an, daß die Negierung berechtigt war, für fich allein den 
Verkauf vorzunehmen, allein ins Intereſſe des Staats iſt er 
gefchehen und darum flimmen wir dafür. . 

Finanzminifter v. Böckh: Die Allgewalt, die der 
Abg. Trefurt für die Kammer fordert, wird die Regierung 
nie zugeben, und es wirb überhaupt nicht gut ſeyn, fo oft 
auf das Räthfel der conftitntionelen Monarchie zurück zu kom⸗ 
men. Widerfpruch zwiſchen den Ständen und der Regierung 
wird nie zu vermeiden ſeyn; er muß im Wege der Bereins 
barung im einzelnen Fall beigelegt werden. Anders läßt 
ſich das Räthſel der conftitutionellen Monarchie nicht löfen. 

Winter v. H.: Gerade in Folge der Behauptung bed 
Herrn Finangminifters, daß die Kammer das Recht nicht 
hätte, bei der Acgnifltion von Domänen mitzuwirken, muß 
die Kammer ihrer Pflicht gemäß auf der Verwahrung bes 
fiehen. Gegen die Behauptung des Herrn Finanzminiſters 
finde ich aber nicht nur ben $. 58, fondern befonders auch 
ben $. 59 der Berfaffung, wo über ben Zweck der Domänen 
fehr wichtige Worte ftehen, und worauf ich bie Kammer 
nochmals aufmerffam machen möchte. | 

Mördes: Wenn Reibungen, die in ber conftitutiönellen 
Monarchie zwiſchen der Regierung und den Ständen allerdings 
nicht zu vermeiden find, wirklich entftehen, fo fragt fich nur, 
wer hier am meiften fich dazu aufgefordert fühlen ſollte, 
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uachzugeben, in Faͤllen wo man fo fchlagende Analogien gegen 
ſich hat, wie dieß hier bet der Regierung der Fall ift. Der 
Redner vor mir hat fehr bündig nachgewiefen, dAB das 
Recht der Kammer, bei Anfünfen zuzuſtimmen, eben fo folge: 
sichtig aus dem $. 58 und dem vorhergehenden abftrahirt 
werden fann, alddad Recht der Zuftimmung zu den Berfäufen. 
Daher glaube ich, daß von ber h. Regierung fich erwarten 
Laffe, fie werde diefen Meinungszwiefpaltdurd Nachgiebigfeit 
endlich einmal zu befeitigen trachten. 

- Mohr: Sch kann nicht glauben, daß der Abg. Trefurt 
eine Allgewalt für die Kammer in Anfprud) nehmen, oder 
fih in das NRäthfel über die conftitutionele Monarchie vers 
(oren haben fünnte. Weber eine räthfelhafte Monarchie hier 
zu berathen, würde eine Spielerei mit unferm Eide involvis 
ven, die wir und nicht werden zu Schulden kommen Iaffen. 
Nach der Analogie ded Rechts glauben wir der Regierung 
das Recht, Aquifitionen zu machen, beftreiten zu müffen, 
weil es ihr auch durch die Verfaffung nicht eingeräumt if. 
Sie fagt blos, der Erlös müffe zu Erwerbungen verwendet 
werben, und beſtimmt den Zweck, wozu der Erlös verwendet 
werden folle. Wenn nun im Allgemeinen dad Recht der Res 
gierung entzogen ift, Domänen des Staats zu veräußern, 
fo fteht diefem auch der rechtliche Satz gegenüber, daß liegen: 
fohaftlicye Erwerbungen nicht anders gemacht werden Fün- 
nen, ald durc, Zuftimmung Derjenigen, welche Anlehen zu 
bewilligen das Recht haben. Die Regierung fteht hier an der 
Stelle der Berwaltung fremder Gelder, und als Verwal 
terin fremder Gelder ift fle Demjenigen verantwortlich, der 
über dieſe Gelder zu verfügen hat, und Diefe find die Stände, 
und wenn die Stände Fein Recht haben, über Aquifitionen 
ſich auszufprechert, fo wird die Regierung allerdings, da ihr 
das Gefet fein Recht giebt, wenigfieng in berfelben Lage ſeyn. 

v. Rotteck. Ich ſtimme dem Herrn Finanzminifter 
16. - 
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daß überall, wenn ſich ein Zweifel über den Sinn eines 
Artifeld der Berfaffungsurfunde oder überall über etwas 
von Seiten ber Regierung Gefchehened ober zu Gefchehens 
des erhebt, blos eine freundliche und friedliche Vereinigung 
zwifchen der Regierung und den Ständen ben Zweifel oder 
das Räthfel Iöfen kann. Es ift mir auch nicht bange, daß 
in allen conftitutionellen Staaten, wenn blos die Re 
gierung und die Stände fihbamitbefchäftigen, 
das Raͤthſel zu löfen, diefed überall zur Befriedigung aus⸗ 
fallen wird, und es ift dabei nur zu wünfchen, daß nicht 
etwas, wad außerhalb der Regierung und Kammer 


fteht, fidy in die Löfung des Räthſels mifche. 

Bräfident fchließt die Diskuſſion und bemerkt, ber 
Vorichlag des Abg. Rettig, der dahin geht, die Kammer 
möge ausfprechen: zu den am 26. Rov. und 17. Dez. 1830 ges 
fchehenen Berfäufen von Domänen zu Ober: und Unterbalbach 
fei nach der Vorfchrift der VBerfaffung die Zuſtimmung oder 
Mitwirkung der Kammer nothwendig gewefen, und jene werde 
jest ertheilt, werde jeßt zur Abftimmung zu bringen feyn. 

v. Itzſt ein: Ich glaube kaum, daß die Kammer jegt dar⸗ 
über entfcheiden kann; ich felbft zweifle nicht, daß diefer Vers 
fauf der Kammer hätte vorgelegt werden follen, allein ich 
fehe nicht ein, wie jeßt, wo die Sache nach dem Berfauf 
zur Kenntniß der Kammer fam, und von der Regierung 
nicht vorgelegt wurde, auögefprochen werden fol, was 
die geftellte Frage enthält, während die Kammer blos im 
Allgemeinen eine Verwahrung niederlegen will, daß durch 
folhe Käufe und Berfäufe den Nechten der Stände nidıt 
zu nahe getreten und die Regierung veranlaßt werden folle, 
darüber einen näheren Borfchlag zu machen. Wir fennen 
auch bie jegt die Sache nur oberflächlich, haben die Ver⸗ 
faufsacten gar nicht gefehen, und wiffen die Gründe nicht, 
die dafür gefprochen haben. 
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Winter v. H: Wenn durch den Vorſchlag des Abg. 
Rettig der Antrag des Herrn Berichterſtatters etwa be⸗ 
ſeitigt werden ſollte, ſo muß ich mich dem Autrag des Erſte⸗ 
ren durchaus widerſetzen, und glaube nicht, daß die Kammer 
jegt darüber entſcheiden kann. 


v. Rotteck: Ich glaube, daß eine Genehmigung, die nicht 
eingeholt, um die man nicht angegangen wurde, gar keine 
Genehmigung, ſondern eine leere bedeutungsloſe Form iſt, 
die meiner Anſicht nach einer ſolchen, die wir in Beziehung 
auf proviſoriſche Geſetze, welche man von Seite der Regie⸗ 
rung nicht für ſolche angeſehen wiſſen wollte, ertheilen würs 
den, ganz gleidy iſt; man follte deshalb auf diefen Antrag 
nicht eingehen. 


v. Itzſtein: Wenn der Abg. Rettig auf der Abftims 
mung beftehen will, fo wird er feinen Antrag wenigſtens 
dahin abändern müffen, daß die Kammer befchließen möge, 
den Gegenftand bed Verkaufs zu näherer Berathung zu zie⸗ , 
hen; dann erft nach gefchehener Einficht des Sachverhält 
nifjes kann fie mit Grund abftimmen, ob fie den Verkauf 
genehmigen will ober nicht. 


Fecht: Ich werde nie einem Verkauf meine Zuftimmung 
geben, den ich nicht feune. 

Trefurt: Wir haben dod) von der Sommifflon — 
daß der Verkauf vortheilhaft ſei, und darum hat der ſtaͤn⸗ 
diſche Ausſchuß ſelbſt die Genehmigung in der Hinſicht ertheilt, 
daß er blos im Allgemeinen einen Wunſch ausgeſprochen 
hat. Es iſt daher gleichgültig, ob wir in dieſer Form oder 
in einer anderen die Genehmigung ertheilen. 

Mehrere Mitglieder verlangen Abſtimmung über die Frage, 
ob die Diskuſſion wieder eröffnet werden ſolle? Die Kammer 
verneint folche, woraufder Präfident den Antrag des Abg. Ret⸗ 
tig zur Abſtimmung bringt, welcher von ber Kammer verworfen 
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wird, wogegen ber Antrag der Kommifflon die Genehmi- 
gungsder Kammer erhält. 
Zum dritten Antrag 

„Daß die Nachweifungen der Amortifationscaffe für bie 
Rechnungs jahre 1830 und 1831, jedoch mit ausdrücklichen 
Vorbehalte aller auf den Grund der Derlarationen geleifteten 
Entfchädigungen ald genügend anerfannt werden möchten. 

Sinanzminifter v. Böckh: Diefer Antrag zerfällt in 
zwei Theile, erſtens in die Anerfennung der Nadyweifungen 
der Amortifationdkafje, gegen welchen Theil ich nichts zu er> 
innern habe. Der zweite Theil befteht in einem ausdrücklichen 
Vorbehalte, dag alle auf den Grund der Declarationen gelei: 
fteten Entfhädigungen nicht ald genügend anerfannt werben 
fönnen, und gegen diefen VBorfchlag muß ich fprechen, ich 
muß ihn im Namen der Regierung zurückweifen. Der Grund 
ift ganz einfach ber, daß gar feine Entfchädigungen auf 
den Grund der Declarationen, fondern nur auf den Grund 


-der beftehenden mit Zuftimmung der Kammern zu Stande 


gefommenen Gefete, angemwiefen worden find. Daraus geht 
hervor, daß der Vorbehalt eigentlich ohne Object, und das 
rum überflüffig ift. Es kann feine Entſchädigung angewiefen 
werben, außer für aufgehobene. Abgaben und Gefälle, diefe 
werben und find aber bisher nur aufgehoben worden im 
Kraft von Gefegen, die mit Zuffimmung der Kammern zu 
Stande famen. Abgaben und Gefälle, welche aufgehoben 
worden find, ehe die Berfaffung beftanden bat, find geſetzlich 
aufgehoben und diefe Aufhebung ift eben fo gültig, als die 
fpäter mit Zuftimmung der Kammern zu Stande gekom⸗ 
mene. Man fpridt von der Aufhebung alter Abgaben auf 
ben Grund der Declarationen! Es ift wahr, die Declaras 
tionen fagen, daß den Standes und Grundherrn feine 
Gefälle und Rechte mehr entzogen werden follen, außer 
gegen volle Entfchädigung. Die Declarationen fprechen aber 
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acht aus, daß beftimmte Rechte und Gefälle den Standes; 
herrn entzogen werden follen. Wenn ihnen folche Rechte und 
Gefälle entzogen werben follen, jo muß es durch dad Gefet 
gefchehen, und im Gefeß, welches fie ihnen entzieht, wird auch 
zugleich wegen der Entfchädigung das Nöthige vorgefehen 
werden. Dieß fage ich rückfichtlicd) der Zukunft. Was bie 
Vergangenheit betrifft, fo haben wir feine Entfchädigung ans 
gemwiefen, außer in Gemäßheit des Gefekes vom 14. Mai 
A825, weldyed fagt: wir haben unter Zuſtimmung unferer 
getreuen Stände befchloffen, und befchließen wie folgt: die 
den Standed- und Grundherrn und Corporationen für Rechte 
und Gefälle, die ihnen durd; das vierte Gonftitutiong » Edift, 
durch die Ohmgeldsordnung vom 6. Merz 1812, durch die 
Verordnung wegen Aufhebung der alten Abgaben vom 20. 
Dezbr. 1816, durch das Geſetz wegen Aufhebung der Leibeis 
genfchaftögefälle vom 5. Dctobr. 1820, und durch die Decla⸗ 
rationen vom 22. April 1824 über die ftaatdrechtlichen Vers 
häftniffe des ehevorigen unmittelbaren Reichs- und bes 
landfäßigen Adels, entzogen worden find ꝛc. Dieß ifl 
ein. Geſetz, worauf die angewiefenen Entfdyädigungen ber 
ruhen. Das zweite Geſetz ift ebenfalld mit Zuftimmung ber 
Stände zu Stande gefommen, nämlidy das Gefe vom 14. 
Mai 1825 über die Aufhebung ber alten Abgaben, lautend: 
Wir haben mit Zuftimmung unferer getreuen Stände be- 
fchloffen, mehrere alte Abgaben aufzuheben ꝛc. Die weitern 
Gefege, in Gemäßheit deren wir Entfchädigung anmeifen, 
find vom Sahr 1828; es find Entfchäbigungen für Die auf 
gehobenen alten Korfteilichkeitsabgaben ; das Geſetz vom 
nämlichen Sahr wegen Aufhebung der alten Sudenabgaben, 
und ein weiteres Gefeß vom nämlichyen Sahr wegen Aufher 
bung des von den Standes⸗ und Örundherrn bezogenen Bür⸗ 
gerannahmögelded. Auf andere Geſetze ift Feine Entfchädi- 
gung angemwiefen worden. Wenn aber nur auf den Grund | 
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der Gefeße dergleichen angemiefen wurben, fo können Sie 
feinen Vorbehalt machen, Sie fünnen die Gefeße, welche die 
Zuftimmung der Stände erhalten haben, nicht umftopen. 

Winter v. H.: Es ift keineswegs die Abficht des Aus⸗ 
ſchuſſes geweſen, gegen die Geſetze etwas zu thun oder zu 
ſprechen; er hat nur, wie auch am Schluſſe ſeines Berichts 
geſagt iſt, erklaͤrt, daß, wenn auf jene Declarationen, denen 
die Kammer einmal ihre Zuſtimmung nicht gegeben hat, 
ſolche Entſchaͤdigungen baſirt worden ſeien, dieſe als nicht 
gerechtfertigt erfchienen, und von der Kammer nicht als ges 
rechtfertigt angefehen werben follen. Es heißt im Bericht des 
Ausfchuffes: die Mehrheit des Ausfchuffes muß von ihrem 
Standpunkte aus ꝛc. Hier muß ich bemerfen, daß man ſich 
wohl vorftellen wird, daß die Mehrheit des Ausſchuſſes aus 
den Mitgliedern der zweiten Kammer befteht, und die Minos 
rität die Mitglieder der erfien Kammer in fid; fchließt, wie 
- auch natürlich if. | 

v. Rotteck: Sch kann mich nicht genau erinnern, welche 
Poften auf beftimmte Declarationen hinweifen, oder wo bie 
Benennung Declaration vorfommt; aber ich weiß jo viel, 
daß auch fehon im Jahr 1834 eine ähnliche Verwahrung bei 
der nämlichen Gelegenheit von der Kammer befchloffen wors 
den ift, und weiß zweitens, daß man fich darauf berufen hat, 
es feien bie Declarationen mittelbar anerkannt worden Durch 
einige Yeußerungen, die bei Gelegenheit des im Jahr 1828 
erlaffenen Gefeßes über Aufhebung der alten Abgaben ger 
hört worden find. Aus den Aeußerungen, die dort fielen, hat 
man eine mittelbare Beftätigung der Declarationen gefchloffen, 
und da nun etwa auch aus dem Stillfchweigen der Kammer 
bei einmal in Anregung gebradhter Sache daffelbe gefolgert 
werden fünnte, und weil diefe Sache von den Declarationen 
eine fehr delicate ift, und man jeden Ausdruck fo zu deuten 
juht, daß eine Genehmigung daraus gefolgert werben 
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Fönnte, ſo ift die Kammer zu deſto größerer Behutſamkeit 
aufgefordert, und ich würde hier wenigftend nad) Den Grund» 
fag zu Werke gehen: Superflua non nocent. 

Buhl: Der Herr Finanzminifter bemerkt, es feien auf 
den Grund der Declarationen feine Ausgaben gemacht wors 
Ben, und folglich fei ed auch nicht nothwendig, fich gegen 
etwas zu verwahren, wo das Object nicht eriftirt. Der Aus⸗ 
fhuß hat aber auch in feinem Berichte nicht gefagt, daß 
Ausgaben gemacht worden feien, fondern der Ausſchuß fpricht 
in feinem Berichte von den auf den Grund der Declaras 
tionen etwa bezahlten Entfchädigungen; und daß es in ber 
Möglichkeit liegt, daß auf den Grund der Declarationen 
Entfhädigungen bezahlt worden feien, Fonnte der Ausfchuß 
aus den Büchern der Amortifationcaffe fehen, in welchen 
gefagt ift, dag Entfhädigungen auf das Gefeb von diefem 
oder jenem Tag an, auf den Grund der Declarationen, ges 
macht werden follten. Unter diefen Umftänden hat der Aus⸗ 
fhuß für nöthig geglaubt, ſich vor allem gegen die Rubrif 
verwahren zu müffen, weil die Declarationen der Kammer 
noch nicht vorgelegt, und auch vor ihr nicht anerfannt find 
und nicht anerkannt werden fünnen. 

Regenauer: Die Entfhädigung gründet ſich nur auf 
die Gefege vom 14. Mai 1825 und vom Jahr 1828 und den 
beften Beweis dafür liefert die gedruckte Ueberſicht über alle 
feit dieſer Zeit geleifteten Entfchädigungen bis zu dem 4. Suli 
vor. Jahre, | 

Sinanzminifter v. Böckh: Die Sache ift ganz Mar. Leſen 
Sie die Declarationen, die nach der Verfaffungsurfunde 
erlaffen worden find, und fie werden in feiner auch nur die Spur 
finden, daß eine Angabe oder ein Gefäll durch fie aufgehoben: 
wurde. Man wird nur die Zuficherung finden, daß Fünftig 
den Standesherrn fein Beftandtheil ihres Vermögens mehr 
entzogen werden folle, unter welchem Titel es auch gefchehen 
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möchte, ohne dafür eine Entfchädigung zu erhalten. Die 
Aufhebung eined Gefälls, einer Abgabe, ‚erfordert offenbar 
ein Gefeß, denn es werben dadurch die Unterthanen, welche 
diefe Laſt bisher trugen, entlaftet, und nur auf den Grund 
des Geſetzes, das eine Abgabe aufhebt, kann eine Entfchädi- 
gung geleiftet werden, und feine andere ale diejenige, Die durch 
bas Gefeß fekbft wieder auggefprochen worben ift. Sch wies 
derhole fonach, daß der Vorbehalt der Kammer objectloß ift. 


Speyerer: Die Commiffton hätte eine ſchwere Unter— 
ſuchung anzuftellen gehabt, unter den vielen Entfchädiguns 
gen folche hervorzufuchen, die nach ihrer Anficht auf den 
Grund der Declarationen gegeben worden find. Da nun 


von dem Heren Finanzminifter widerfprochen wird, daß. 


Entfhädigungen auf den Grund der Declarationen ange: 
wiefen worden, fo wird e8 gut feyn, wenn man das Wort 
„etw a’ vor die Worte „‚geleiftete Entſchädigungen“ hinfegt, 
wodurch dann der Vorbehalt gang unfdhuldig wird, wenn 
wirffich auf den Grund der Declarationen nicht entfchädigt 
worden feyn follte. 


Trefurt: Wenn wir wüßten, daß blos auf den Grund 
der Declarationen Entfchädigungen geleiftet worden find, 
dann würben wir eine Verwahrung, wie die von der Com; 
miffton vorfchlagene ift, allerdings machen müffen. Da mir 
aber im Gegentheil verfichert wurden, daß gar feine Ent: 
fhädigungen auf den Grund der Declarationen, fondern 
auf den Grund anderer Gefete geleiftet worden feien, fo 
fonnten wir höchftens eine Verwahrung für den Fall einlee 
gen, daß eine ſolche Entfchädigung geleitet worden wäre. 
Sch halte aber diefes noch für überflüfflg, und glaube, daß 
das Wort „etwa“ gar nichts fagen würde, ſondern das Wort 
„blos, gebraucht werden müßte. Die Aufgabe ift eigentlich 
nur die, durch den Ausdruck einer gemeinfchaftlicyen Ver⸗ 
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wahrung die Declarationen nicht auzuerfennen, in der Art, 
baß daraus nichts gefolgert werden folle. 

Mordes: Durch die Bemerkung des Abg. Speyerer 
Aft mein Antrag im Ganzen erledigt, inden dadurch das je⸗ 
nige befeitigt wird, was die Kammer fo bedenflich macht, 
und wie der Abg. v. Rotteck hinlänglich bewiefen hat, mit 
Recht. Bor Allem ift eine Faffung zu vermeiden, wodurch 
man den fraglichen Declarationen irgend eine Art von Be— 
ftätigung aufdrüdt, 

Seltzam: Sch glaube es auch mit dem Herrn Finanz 
minifter beftätigen zu fönnen, daß auf die Declarationen hin, 
feine Entfhädigungen gegeben wurden. Ic) fonnte mir hier 
nur die Beziehung auf die Sudenfchußgelder und Hinterfaßs 
gelder denfen, allein die Entfhädigung durch Diefe murde 
der Thar nach nicht erft durch die Declarationen, jondern 
ſchon durd) das dritte Sonftitutiongedict vom Jahr 1807 bes 
gründet, wo nämlich ausbrüclich den Standes- und Grund» 
herrn diefe Bezüge entweder ganz oder zur Hälfte zugemiefen 
waren; nachdem aber nun foldye in natura aufgehoben wor: 
den find, fo war es gerecht und billig, Daß man auch entfcädigte. 
Winter v. 9: Im Augsfchußbericht heißt ed auch aus— 
drücklich: die auf den Grund der Declarationen alle afa 118 
bezahlte ıc. 

Goll: Der Abg. Buhl hat als Berichterftatter im Sahr 
4831 über den Amortifationscaffenetat im dritten Theil des 
Derichtd den Wunſch ausgefprochen, daß die Badfafje von 
Baden auf die Amortifationscaffe übernommen werden 
möchte. Da ich nun in den Vorlagen der Regierung über 
diefen Gegenftand nichts finde, fo mwünfche ich den Wunfch 
des Abg. Buhl hier wieder aufgenommen, wozu mich zwei 
Gründe veranlaffen: erftiend weil ich glaube, daß "/ pE&t. 
an den Zinfen erfpart werden kann, und zweitens damit die vier 
fen höchſt auffalenden Reclamationen von Seiten der Pächter 
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zu Baden von dem Herrn Finanzminifter auf eine Weiſe erle⸗ 
bigt werben, daß für alle Zukunft Feine folche Reclamationen 
mehr einfommen. Ä 

Finanzminifter v. Boͤckh: Es ift dieß Fein Gegenitand 
ber Amortifationdfafferehnung, fondern ein beſonders zu 
erwägender Gegenftand. 

Soll: Sch beziehe mich blos auf die Vorlage der Res 
gierung. 

NRegenauer: Sch will den Abg. Goll auf den Vortrag 
bes Finanzminifteriums, wie er bem Bericht des Ausſchuſſes beis 
gefügt ift, vermweifen, er wirb daraus erfehen, daß das Mis 
nifterium bed Innern e8 nicht für angemeflen gefunden hat, 
bie Gelder unter den Bedingungen, wie fie die Amortifationgs 
caffe geben wollte, für die Badcaffe aufzunehmen. 


FSinanzminifter v. Boch: Ich glaube, der Antrag bed 
Abg. Goll ift ein anderer. Es handelte fidy davon, ber 
Badcaffe in Baden Geld aus der Amortifationscaffe vorzus 
fchießen, um andere Schulden damit zu bezahlen. Der Bors 
fchlag wurde gemacht, um die baaren Borräthe der Amors 
tifationgcaffe anzubringen. Diefe ganze Operation hat aber 
durchaus Feine Verbindung mit demjenigen, was der Abg. 
Goll beabfidhtigt, und idy behaupte wiederholt, daß diefer 
Antrag nicht zu den Nachweifungen über die Rechnungen 
der Amortifationscaffe gehört. 

Knapp: Menn ich auch zugebe, daß die Sache nicht 
hierher gehört, fo unterftüge ic) Doch den Abg. Goll dahin, 
daß die Regierungscommiffion in einer der näcıften Siguns 
gen die gehörige Auskunft geben möchte. 

v. Itzſtein: Schon auf dem legten Yandtage wurde das 
rauf angetragen, daß der Kammer aud) die Badcafferehnuns 
gen vorgelegt werden möchten, weil fie einen Theil ber 
Staatdeinnahmen bildet, und fogar Ausgaben des Staats 
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darauf ruhen. Bei dem Budget ift übrigens die Sache zur 
Sprache zu bringen, und wir wollen ed gewiß nicht vergeffen. 


E83 wird hierauf befchloffen, das Wort etwa an bie be; 
treffende Stelle des Antrags einzufchieben, mit welcher Aen⸗ 
derung biefer die Genehmigung der Kammer erhält. 

Hoffmann: Die Berichte des fländifchen Ausſchuſſes 
erfcheinen gar nicht in unfern Protofollen, ind:m das erfte 
Heft ohne diefelben erfchienen ift. Ich wünfche aber, daß fie 
als Beilagen in die Protofolle aufgenommen werben. 

Präfident: Das Bureau wird dafür forgen, daß fie ges 
gebruct werben. (Diefe Berichte find im 2, Protocolheft 
Seite 63 — 131 enthalten). 


Es werden nunmehr alle drei Anträge der Commiſſion zur 
namentlichen Abſtimmung gebracht und einſtimmig unge 
nommen. 


Die in, Gemäßheit obiger Befchlüffe an die hohe erfte 
Kammer erlaffene Mittheilung ift in 
| Beilage Nr. 1 
enthalten. 


Die Tagesordnung führt nun auf die Discuſſion des Ges 
feßesentwurfs über den Verkauf der ärarifchen Eifenwerfe. 
Kröll trägt darauf an, bie heute in diefem Betreff bes 
kannt gemachten Petitionen an die Commiſſion zu verweifen, _ 
und die Diesuffion fo lang im Anftand zu laffen, bis fich 
die Commifflon über diefelben ausgeſprochen habe. 

: Der Antrag findet Unterftügung, wird aber bei der Abs 
flimmung verworfen. 

Der Präfident läßt nun auf den Antrag des Abg. 
Rutfhmann die im Eingang diefes Protokolls bezeichne⸗ 
ten Petitionen durch diefen, ihrem ganzen Inhalte — vor⸗ 
tragen. Sie lauten alſo: 
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— „Hohe zweite Kammer, 
„Hocgeehrtefte Herren! 


„Aus den bieherigen ftändifchen Berhandfungen haben Wir 
die traurige Gemwißheit entnommen, daß Linfere hohe Regie 
rung die Veräußerimg ber herrfchaftlichen Eiſenwerke in ber 
That beabfichtige. Der Gegenftand ift aber von jo großer 
Wichtigkeit, und das Intereffe des Landes, insbeſondere aber 
unferer Gegend, iſt jo nahe Damit verfnüpft, daß ung auch 
nur die entferntefte Möglichkeit der Ausführung dieſes Dors 
habens mit tiefer Betrübniß erfüllt. Wirerlauben ung, unfere 
gegründete Beforgung hierüber, fo wie die triftigen Gründe, 
welche für Belaffung der Werfe in Staatshänden ſprechen, 
Einer hohen zweiten Kammer zur hochgeneigten Beherzigung 
ehrerbietigft vorzutragen.“ 

„Seit Sahrhunderten fchon find unfere oberländifchen Eifens 
werfe die hauptfächlichfte, ja einzige Nahrungsquelle eines 
großen Theils der Bewohner hiefiger Gegend, und namens 
loſes Elend wäre die nächfte Folge, wenn foldye einft — wie 
wir bei der drohenden Veränderung befürchten müſſen — an 
ihrer Reichhaltigkeit verlieren follte. Mancher arme Fami⸗ 
lienvater blickt gegenwärtig, mit banger Ahnung erfüllt, in 
in Ihren Sitzungsſaal, worin über fein fünftiges Schickſal 
entfchieden werden foll, und wünſcht im Stillen, daß es dod) 
beim Alten bleiben möchte,“ 


„Die Erwartung: der Privatmann würde die Werfe weit 
ſchwunghafter betreiben als die Regierung, kann ung micht 
beruhigen; es ift vielmehr, unter gehöriger Würdigung aller 
Berhältniffe, das Gegentheil gu befürchten. Ein ſchwung— 
hafterer Betrieb als bisher, wird, man kann es wicht. in Abrede 
ſtellen, nur auf Koften der Zukunft gefchehen können. Erhöhte 
Concurrenz, ungewöhnlic, vermehrte Production haben eine 
Erhöhung der Materialien, insbefondere der Holzpreiſe, 
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wodurch; dem Unterthanen bie Anfchaffung eines feiner nöthig- 
ſten Bedürfuiſſe erſchwert wird, zur unausbleiblichen Folge.“ 

„Im andern Falle, bei verminderter Production, wodurch 

die Materialienpreiſe herabgedrückt würden, wäre dem Ber 
fäufer Deranlaffung zu Klagen gegeben. Aljo in beiden 
- Fällen Unzufriedenheit. Diefer Uebelftand dürfte aber nur, 
wenn die Werke fich in Privathänden befinden, eintreten; 
nicht aber fo Leicht unter herrfchaftficher Adminiftration. Der 
Staat, höher Rückſichten huldigend, als der Privatmanır, 
würde, wie biöher durch weife Umficht beide Extreme zu 
vermeiden und durch einen nachhaltigen Betrieb auch der Zur 
kunft etwas zu erhalten fuchen.“ 

„Eben fo wenig fünnen wir die Anficht theilen, nach welcher 
wir von Privaten wohlfeileres Eifen zu erwarten hätten.‘ 

„Der Käufer, im Beſitz ſämmtlicher Eifenwerfe würbe na- 
türlich, da er zugleich Monopolinhaber wäre, die Eifen- 
preife fo hoch fteigern, ald er nur immer fönnte, und der 
Unterthan, außer Stande, fein nöthiges Bedürfniß im Lande 
anzufchaffen, wäre genüthigt, daſſelbe im Auslande zu 
fischen.” 

„Bir Fauften bisher unfer Eifen von der Regierung um 
mäßige Preiße, und hatten ung zudem mancher Rückſichten 
zu erfreuen, die Fein Privatmann wohl zugejtehen würde. 
Der Berfauf der Eiſenwerke im Einzelnen könnte zwar durch 
gegenfeitige Concurrenz die Eifenpreife herabdrüden, allein 
der Ruin würde früher oder fpäter Die unvermeidliche Folge 
hievon ſeyn. Welche Vortheile hätte der Unterthan dadurch ? 
welche der Staat, die Geſellſchaft ?“ 

„Der Veräußerung der herrfchaftl. Eifenwerke ftehen fomit 
nicht unwichtige Bedenklichfeiten entgegen, zumal da andy in 
finanzieller Hinficht, wie die hohe Regierung felbft ausge— 
fprochen hat, Fein Grund zum Verkaufe vorliegt.‘ 

„Die Werke find, wie felbft der Commiſſionsbericht er- 
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wähnt, alle im blühendften Zuftande, auch find, fo viel uns 
befannt, in neuefter Zeit große Summen zur Vervollkomm⸗ 
nung der Gewerbseinrichtungen zu Erhöhung der Induftriesc, 
verwendet worden, und es bürfte nach unferm Dafürhalten 

gerade jeßt der ungünftigfte Zeitpunkt zum Verkauf gegeben 
ſeyn.“ 

„Wir wollen jedoch den weiſen Einſichten der hohen Regie⸗ 
rung nicht zu nahe treten, und auch die Gründe hochachten, 

die ſie zu dieſem bedenklichen Schritt führten, allein tief 
ſchmerzen müßte es ung, dieſe ſchoͤnſten und eintraͤglichſten 
Domänen dem Staate entriſſen zu ſehen, und zwar zu einer 
Zeit entriffen zu fehen, wo fie im Stande wären, ſchoͤne 
Früchte zu tragen, und die ihnen gebrachten Opfer reichlich 
wieder zu erſetzen.“ | | 

„Wenn die hohe Regierung beabfichtigt, aus dem Erlös 
der Eifenwerfe Liegenfchaften anzufaufen, fo möchte es 
räthlicher ſeyn, diefe Inftitute in. Staatöhänden zu behalten; 
feine Domäne trägt, was die Eifenwerfe tragen, und 
warum das Gewiffe gegen das Ungewiſſe vertaufchen? 
Wenn der Staat feine Gewerbe treiben fol, fo muß er auch 
der Gonfequenz wegen, die Salinen veräußern, und fich auch 
nicht mit Holgverfäufen befaſſen.“ 

„Eiſen ift ung ein fo unentbehrliches Bedürfniß wie Sal; 
Solche Gewerbe find in Privathänden nicht an ihrem Platze. 
Einen traurigen Beleg für unfere Behauptung finden wir in 
unferer Nähe. Durch die plöglich ing Stocken gerathene 
Grube Haus Baden bei Badenweiler, welche fich in Privat 
handen befindet, wurde einer bedeutenden Anzahl Arbeiter, 
worunter viele Kamikienväter, ihres Verdienſtes beraubt.“ 

„Dem größten Elende Preis gegeben, würden fie ben 
betreffenden Gemeinden, worin fie Ortsbürger find, zut 

- Laft gefallen feyn, hätte nicht die hohe Regierung and 
Mitleiven fie beim Kanderer Eifenbergbau befchäftigt.“ 
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„Würden wohl, wäre biejed Eifenwerf in Privathänden 
gewefen, ſolche Rüdfichten Statt gefunden haben ?“ 

„Bir glauben, nein !« 

„Das Kanderer Eiſenwerk allein gibt gegen 4000 Menfchen 
ausfchließlich Brod, des indirecten Nugend nicht zu ger 
benfen, den die ganze Umgegend davon zieht. Manche 
diefer Vortheile zu verlieren, hauptfächlich aber viele unferer 
Mitbürger um ihren einzigen DVerdienft gebracht und dem 
Unglück preisgegeben zu fehen, das ifts namentlich, was 
wir beim Berfaufe zu befürchten haben.“ 

„Möge Eine hohe zweite Kammer diefe Bemerkungen 
Shrer Beachtung würdig halten, und einen Schritt vers 
hüten, der zu ſpät das Verlorene beffagen und allgemeine 
Unzufriedenheit veranlaffen dürfte.“ 

„Der hohen zweiten Kammer ganz gehorfamfte unters 
fihriebene Bürgermeifter, Namens ihrer Gemeindeanges 
hörigen.“ 

Den 3. Suli 1833. 

Hier folgen die Unterfchriften der Bürgermeifter ber Ges 
meinden Hertingen, Kiel, Feuerbach, Riedlingen, Holzen, 
Tannenkirch, Schliengen und Auggen. 


* 


„Hochzuverehrende Herrn! 


„Ehrerbietigſte Petition der Ges 

meinde Oberweiler, Beibehaltung ber 
Eifenwerfe und Erzgrubenim Staates 
eigenthum betreffend.” 

„Mit größter Beſorgniß vernahmen wir Unterzeichnete 
und fämmtliche Drtsangehörigen der in rubro benannten 
Gemeinde, daß hochverehrlicher Deputirtenfammer ein Bors 
fchlag zur Veräußerung der Eifenwerfe En — 

1689, u. K. Prot. 48 Heft. 


258 Berhandlungen der 14, Kammer. 


großherzoglicher Herrfchaft vorgelegt werden fei, und daß bei 
den Berathungen mehrere Ständentitglieber fich lebhaft für 
die Veräußerung erklärten, während jedoch zu unferer 
Freude und Hoffnung auch Männer berühmten Andenfens 
mit Wärme dafür fprachen, daß man die Eifenwerfe und 
Erzgruben im Staatseigenthum beibehalten ſollte.“ 

„Die fanmtlichen Angehörigen der Gememde, deren Bers 
treter wir find, fehen mit beflommenem Herzen der Ent- 
Scheidung diefer höchftwichtigen Frage entgegen, welche für 
viele von ihnen eine Lebensfrage ift. Das bedeutende Bleis 
bergwerf Haus Baden wurde von großherzogl. Regierung 
adminiftrirt und mehr als fünfzig ‚vollig vermögenslofe 
Familien von Badenweiler, Oberweiler, Lipburg, Selb» 
ringen 2c. fanden alldort ihr Brod. Im Jahr 1830 wurde 
diefes Bergwerf an Privatperfonen veräußert, und num 
fteht eö ſchon eine geraume Zeit flille. Ueber hundert 
Männer, Weiber und Kinder hatten das Glück, durch Diefe 
Anftalt dem Müßiggange zu entgehen, und ihr Brod vers 
dienen zu können. Wenn nun fogar auch die Auggener 
Erzgrube und die Oberweiler Eifenfchmelze und der Eijens 
hammer für uns verloren giengen, weldyer Zufunft müßten 
wir entgegen fehen? Auf dem Schmelzofen und auf dem 
Eifenhammer arbeiten ohngefähr 20 gefernte Leute, Ham— 
merſchmiede ıc. Mit Klopfen von Kalkfteinen nähren ſich 
wenigftens 40 — 50 Perfonen, auch Weibsperfonen und 
Kinder, welche nicht viel Anderes arbeiten Fonnten. Und 
viele Leute der Umgegend verdienen ihr Brod durch Erz 
fuhrwerk. Selbſt im glüclichen Falle, wenn Privateigen- 
thümer diefes Eifenwerf ftetd in lebhaftem Gang hielten, 
würden und höchft bedeutende Nachtheile drohen. Der 
Staat hat außer dem Intereſſe der Staatäfaffe auch noch 
ein dringendes Intereſſe am Wohl der Staatsbürger; der 
Private hat nur Intereſſe für größtmögliche Erhöhung 
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feines Privatgewinnd ; der Staat handelt in feinem eigenen 
Sutereffe, wenn er manche Gewinnerhöhung der Staates 
kaſſe verſchmäht, um deſto mehr Wohlftand unter ben 
Staatsangehörigen zu verbreiten, der Private wird feinen 
Gewinn verichmähen, und follte die ganze Gegend um ihn 
ber verarmen.“ 


„Zudem find die jetzigen wohlthätigen Wirkungen ber 
Eifenwerfe nicht der Art, daß die Staatsfaffe zu Auf 
opferungen genöthigt wäre; nein, die Staatöfaffe gewinnt 
8 pCt. ihres Kapitals, bier ift alfo Bortheil der Staatd- 
kaſſe und Fürforge fürs Wohl der Staatsangehörigen vereint.” 

„Bir erlauben und üher Obiges noch einige wenige, ins 
Einzelne gehende Bemerfungen !" 


„Damit der bedeutende Holzverbraud, des Oberweiler 
Eiſenwerkes den ohnehin fchon überaus großen Holzpreis 
in hiefiger Gegend nicht ind Enorme hinauffteigere, läßt 
die Regierung das Holz für das Oberweiler Eifenwerf aus 
‚den Staatswaldungen aus der Gegend von Neuftadt im 
Schwarzwald fommen in Privateigenthümter, würde 
MWälder in der Nacbarfchaft zum Verbrauch deren Ers 
mwachjes für das Eifenmwerf faufen, oder bei den Holzvers 
fteigerungen in hiefiger Umgebung ftarfe Duantitäten fteigern, 
und dadurch den ohnehin fo hohen Holzpreis noch vers 
theuern, was arme und mittlere Bürger in die traurige 
Alternative verfeßen würde, zu erfrieren oder Holz zu 
freveln.“ 

„Die Privatbeſitzer der Eiſenwerke im ganzen Großher⸗ 
zogthum könnten durch wechſelſeitiges Zuſammenwirken den 
Preis des, jedem Landmann, manchem Handwerker, dem 
Staate ſelbſt vielfach nöthigen Eiſens ſo hoch als — 
hinauftreiben.“ 

„Wenn auch der Staat dieſen Uebel a Serabfebung 
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des Eingangszolles fremden Eiſens abzuhelfen fuchen 
würde, fo wäre doch immer zu bedauern, daß fo viel 
Geld für englifches oder feadinavifches Eifen ins Ausland 
flöße, daß mit den Früchten des badifchen Gewerbfleißes 
der auswärtige Arbeiter activirt wiirde, während Der 
arme Inländer brod- und arbeitslos hberumliefe. 

„Die von der Regierung adminiftrirten Eifenwerfe im 
Großherzogthum waren noch nie in einem fo blühenden 
Zuftande, fo ſchön im Gange, als jeßt. Käme je eine 
ſchlimme Zeit, fo kann der Staat diefelbe ausdauern, fann 
einige Zeit lang ohne Profit oder mit Aufopferung arbeiten 
laffen, um fpäterhin das Verlorne wieder reichlich zu ers 
holen; auf diefe Art kann doch der arme Arbeiter der ges 
troften Zuverficht leben, daß feine Erwerböquelle nie vers 
fiegt , feine Familie nie dem Elend ypreisgegeben wird. 
Nicht fo verhält es fich, weni die Eifenwerfe in Privat: 
händen find; der Private ift bald erfchöpft, und, einmal 
verarmt, bleibt ex arınz wenn alsdann auch die glücklich- 
ften Zeiten fommen, ler kann das Berlorne nicht mehr 
erringen, Wenn aber auch der Private fo viel Mittel zur 
Dispofition hätte, um eine fchlimme Zeit ausdauern zu 
fünnen, fo wird er beim Eintritt einer folchen Doch vors 
ziehen, das Werf temporär ftilfe ftehen zu laffen. Was 
fümmert er ſich um das Wohl der Arbeitöleute und der 
ganzen Umgegend 94 

„Bir verwahren ung hier gegen den Vorwurf, als ob 
wir nicht an die Möglichkeit glaubten, daß auch ein reicher 
Private aus reinem Patriotismus, aus Philantropie die 
nämlichen NRückfichten und Maßregeln nehmen könnte, wie 
der Staat. Allein ſolch ein Fall ift höchft felten, die Er⸗ 
fahrung fpricht dafür, daß der Private zu folchen Gewinns 
entfagungen und Aufopferungen fich nicht entfchließen wird. 
Auf dem hiefigen Werk find Feine Fremde, fondern lauter 
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bürgerliche Arbeiter; viele von ihren Söhnen arbeiten auf 
ben Eifenwerfen zu Abbrud, Wehr, Haufen, "Kandern 
und Kollnau, als Schmelzer, Hammer und Zainfchmiede. 
Acht derfelben haben fic) fchon auf dieſen Werfen an Bürs 
gerstöchter jener Gemeinden verheirathet, und mußten, 
weil ihnen dort bleidenber Verdienſt zugefichert worden ift, 
in der hiefigen Gemeinde bürgerlic, angenommen werden.’ 


„Droht der hieftgen Gemeinde nicht die größte Gefahr, 
wenn der Verkauf der Eifenwerfe befchloffen, und bie 
Arbeiter, wie man Beifpiele genug hat, durch Fremde vers 
drängt, und mit ihren zahlreichen Familien in ihre Heimath 
verwiefen werben follten? Wer forgt nun dieſen bedau- 
rungswürdigen Familien für ihr. dürftiges Unterfommen ? 
wer gibt ihnen Kleider und Brod?“ 


„Die Arbeiter auf den Eifenwerfen fi ab; zu Felde und 
Maldgefchäften ꝛc. untauglid, und würden durch Noth 
gezwungen werden, auf allerlei unerlaubte Mittel zu denfen, 
für ihre Familie ein kümmerliches Auskommen zu finden; 
und weil alle diefe Arbeiter Fein Vermögen befißen, fo 
wäre ed auch unvermeidlich, daß ſolche der Gemeinde und 
dem Almofen zur Laft fallen müſſen.“ 


„Bisher hatten diefe bürgerlichen Arbeiter, auf welchen 
Merken fie auch immer gearbeitet haben mögen, wenn fie 
zu ihren Dienftgefchäften untauglich oder verunglückt worden 
find, ihre fichere Zuflucht jeder Zeit zu den wohlthätigen 
Suftentationgfaffen, durch welche fie vor jeder Noth ges 
fhüßt worden find; aus welchen auch uoch fogar die hin- 
terlaffenen Wittwen verftorbener Arbeiter ihre Gnaden— 
gehalte Tebenslänglich bezogen haben. Wäre nun ihre Lage 
nicht traurig und verzweiflungsvoll, wenn fie ald Folgen 
bes Verkaufs verdienſtlos, oder wenn die Hoffnung ihres 
Alters — die Suftentationstaffe — aufgelöst werden follte ?4 
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„An Sie, hochverehrte Herren Volksdeputirte, richten wir 
daher hiömit unfere angelegentlichite Bitte, 
daß Sie zum Verkauf der Eifenwerfe und Erzgruben 
bed Staats Ihre Zuſtimmung nicht geben möchten.‘ 
„Sn Anerkennung Sshrer hohen Verdienfte um das Wohl 
bed Vaterlandes unterzeichnen.’ 
Dbermweiler den 2. Suli 1833, 
Folgen die Unterfchriften des Gemeinderaths und Bürger: 
ausſchuſſes. 


Hierauf eröffnet der Präſident die Discuſſion. 

v. Tſcheppe ald eingefchriebener Nedner, hält von 
feinem Plaße aus folgenden Vortrag: 

Ich habe mich in der zehnten Sitzung gegen den Ver— 
fauf der Eifenmwerfe erflärt. 


Mehrere Mitglieder der Kammer haben wegen mangeln: 
ben Ausweiſes über den Ertrag der einzelnen Werke und 
ihrer befondern Berhältniffe ihre Aeußeruug fuspendirt, 
worauf die Sache zur nähern Aufflärumg an die Com⸗ 
miſſion zurückgegeben wurde, von der wir in der adhtzehnten 
Situng einen abermaligen Bericht vernommen haben, der 
mit Ausnahme der Pachtbedingungen über das Werf in 
Zizenhaufen nicht vielmehr enthält, ald was ung ſchon im 
Sahr 4831 vorgelegt wurde. Wir bedürfen auch nicht 
mehr, denn wie der Herr Finanzminifter richtig bemerft 
hat, ed müffen die. allgemeinen Gründe entfcheiden, und 
werben diefe nicht anerfannt, fo wäre das Geſetz zu vers 
werfen, die Verhältniffe der ES, Werke mögen fich 
verhalten, wie es fer. — 


Das Gutachten Unferer Commiſſion befteht darin: ſämmt⸗ 
liche ärarifchen Eifenwerfe einzeln und zufammen dem Bers 
fauf auszufegen, und wenn angemeſſene Gebote gejchehen, 
nämlich folche, wornach der Kaufſchilling 4 pEt. des gegen⸗ 
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wärtigen Neinertragsd abwirft, biefelben an den Meiftbies 
tenden zu veräußern. 

Der gegenwärtige Reinertrag beſteht mit Einſchluß von 
Zizenhaufen in 115,290 fl. 40 kr., wovon aber noch die 
Gentraladmintrationgfoften abzuziehen kommen, die nad) 
den Erörterungen zum Budget Des vorigen Landtags zu 
7,100 fl. angenommen werden können, fomit bejteht ber 
Peinertrag/aller Eiſenwerke nady runder Summe in 108,000fl., 
wo;u ein Kaufichilling von 2,700,000 fl. erforderlich wäre, 
der nac) dem Finanzminifterialantrag zur Schuldentilgung 
oder Acquifition von Domänen, vorzüglich Forften, zu vers 
wenden wäre. Der Vorfchlag zur Veräußerung diefer Werke, 
wird im Weſentlichen begründet: 

4) durch den adoptirten Grundfaß aus den Theoricen 
der Nationaldconomie, wornac der Staat Feine Gewerbe 
treiben, fonderu Diefelben, wo es ohne erheblichen klaren 
Kachtheil der Finanzen gefchehen könne — den Privaten 
überlaſſen foll, welche fie wohlfeiler betreiben, und beim 
Einfauf und Berfauf freiere Hände haben, hiemit größern 
Bortheil daraus ziehen können. Es werden DBeifpiele aus 
England und Schweden beigebracht, mo fid) diefe Werke 
erft in den Händen der Privaten zu ihren jegigen Flor 
erhoben habeı. 

2) Durch Sicherftellung des gegenwärtigen Ertrags, 
der zwar jetzt 8 pCt. des Betriebskapitals abwerfe, da- 
gegen bei weiterem Sinken der Eiſenpreiſe und Steigen 
der Holzpreiſe bedeutenden Ausfall leiden dürfte, zumal 
auswärtige Concurrenz den Markt immer mehr zu beengen 
probe, und zu Erhaltung der Goncurrenz nur koſtbare Eins 
richtungen erfordert würden. 

3) Durch Vereinfachung ber — — 
die wegen der vielfachen techniſchen und merkantiliſchen 
Beziehungen erſchwert werde, bei Entfernung dieſes In— 
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duftriezweiges aber Erfparungen herbeiführen könne, wie 
die Vereinigung diefer Direction mit der Domänenfammer. 

Ich erlaube mir gegen diefe Motive zu bemerfen: 

Zu 41. Sch will die in der zehnten Sitzung gebrauchte, 
mißbeliebig aufgenommene Beziehung der vorangeftellter 
Marime nicht wiederholen, muß aber doch darauf beharren, 
Daß die Unvereinbarfeit der Gewerbtreibung mit dem Vor⸗ 
theil des Staats nicht als oberfter Grundfaß gelten Fann. 
Der Staat kann und fol die Gewerbe treiben, die in feinen 
Händen das Wohl der Staatsbürger befördern, in den 
Händen der Privaten aber dem Gemeinwohl hinderlich 
wären. 


Nach diefem Princip betreibt der Staat, wie ein vers 
ehrter Redner letzthin bemerkt hat, die Münze, die Poft, 
die Holzwirthfchaft; und ich würde fehr bedauern, wenn 
er die Salinen und Eifenwerfe nicht behalten würde, die 
. er hat, und die fich in einem vortrefflichen Zuftande bes 
finden. Es ift daher fein Grundfaß, der allgentein as 
wenbbar ift. 


Ob er auf die Eifenwerfe anwendbar fei, iſt von Er- 
mwägung ber Umftände und Berhältniffe abhängig, hiemit 
die Aufgabe, mit deren Löfung wir und jeßt befchäftigen. 

Daß ber Private, zumal wenn er: felbft mitarbeitet, 
feine Gontrole und feine Anfragen nöthig hat, wohlfeiler 
fabricirt ald der Staat, und der Einzelne wieder verhälts 
nipmäßig wohlfeiler, als eine Gefellfchaft, muß wohl zus 
gegeben werben; djeß fommt aber nicht in die Wagſchale, 
weil wir für den Gewinn der Privaten nicht zu forgen 
haben, und hier um fo weniger, ald Auswärtige als 
Käufer auftreten, vder an den Actien Theil nehmen können. 
Was diefe mehr gewinnen als der Staat, ift Fein Gewinn 
für die Nation. , 
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Eben fo wenig ift das angeführte Beifpiel von England 
und Schweden zu beachten. 

Wären unfere Werke noch, wie fie vor 25 Jahren waren, 
fo würden folche Beifpiele zur Nachahmung auffordern, 
Aber nun brauchen wir die Verbefjerung durch Privathände 
nicht mehr. Die Staatsbehörde hat hier ſchon mit Ein— 
ficht gethban, was dort Privatunternehmer vollführten und 
wir können verfichert feyn, Daß fie in wiffenfchaftlichen 
und -technifchen Fortfchritten, fo wie an Eifer auch in der 
Folge nicht zurückhleiben wird, 

Uebrigens haben die gegebenen Beifpiele audy eine abs 
ſchreckende Kehrfeite, nämlich neben den überreichen Fabris 
fanten gränzenlofe Armuth der Arbeiter, die in ihrer vers 
zweiflungsvollen Noth zu allen Erceffen, zu Unruhen und 
Aufitand ſtets bereit find, was wir nicht nachahmunges 
mwerth finden können, auf alle Fälle auch ſogleich die 
Armentaren nachahmen müßten. 

Zu 2. Die Domänen, die Forfte, alle menfchlichen Eins 
richtungen find dem Wechfel unterworfen, wovon die Eifens 
mwerfe nicht ausgenommen find, 

Niemand kann verbürgen, daß und wie lang fie den 
gegenwärtigen Ertrag gewähren. Er kann merklich finfen, 
er kann fich auch erhöhen, was zuverläßig gefchehen würde, 
‚wenn ergiebige und nachhaltige Steinfohlenflöge in geles 
genen Bezirken entdeckt werben follten. Wir entbehrten 
Sahrhunderte lang auf unferem Boden des Salzes. Bor 
einem halben Menſchenalter hat die jebigen reichen Salz— 
quellen Niemand geahnet, warum follten wir nicht auch 
auf Entdefung der Steinfohlen hoffen dürfen, da wir doch 
hie und da Spuren davon bemerken? 

Sollten aber wirklich die Holzpreife fteigen, die Eifenpreife 
dagegen finfen; follte das Betriebsfapital weit weniger 
Procente abwerfen; fo gewinnen, was auf einer Seite bie 
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Staatsfaffe verliert, die Staatsbürger wieder, und in ihrem 
fteigenden Wohlftand haben die Finanzen eine unverfiegbarere 
Duelle, als in der gefüllten Staatskaſſe. 

Ich meine übrigens, die Ararifchen Werke könnten ſich bes 
fchränfen auf die Production des Roheiſens, Stab-, Stred’ 
und Zaineifeng und der Gußwaaren: dagegen Walzwerfe, 
Pfannenſchmieden, Drahtzüge und Zeugfchmiedearbeiten den 
Privaten überlaſſen, wodurch die Vorauslagen für die ange— 
tragenen neuen Einrichtungen erſpart werben duͤrften. 

Es entſteht darneben noch die wichtige Frage: Wäre 
wohl die möglichſte Ausdehnung des Betriebs unſerer Eiſen— 
werke wünſchenswerth? Würden, auf den Fall wir kein hin— 
reichendes Brennmaterial in Steinkohlen auffinden ſollten, 
unſere Waldungen nicht ganz für dieſe Werke in Anſpruch 
genommen und den unentbehrlichen Bedürfniſſen entzogen? 
wenigſtens der Holzpreis ſo hoch geſteigert, daß der größte 

Theil der Bürger ſeinen Bedarf nicht mehr decken könnte? 
Der Staat kann in ſolchen Colliſionsfällen wohl die Be— 
dürfniſſe gegeneinander abwägen, und einen Zweig beſchrän— 
fen, um dem andern nicht zu ſchaden. Dem Privaten, zumal 
dem Ausländer bleiben folche Nirckfichten fremd; er fröhnt 
blos feinem eigenen Mugen, unbefümmert um dad Gemein 
wohl, oder deſſen Berderben! | 

Zu 3. Die Berwaltungsfoften werden allerdings in dem 
Maß erfpart, je weniger zu verwalten ift, dieſe Erfparniß 
ift aber nicht allemal beneidenswerth. Im vorliegenden Kalt 
find die Berwaltungsfoften gut angewendet, und reichlid) 
erjeßt worden. Ich weiß daher nicht, wie legtbin ein Nedner 
das Erfparniß an der Gentrafverwaltung, die etwa 7000 fl. 
beträgt, fo hoch anfchlagen konnte und darin eine Erleich- 
terung des Volks finden wollte. 

Sch finde nur eine Erleichterung der Direction der. Forfte 
und Bergwerfe, die aber auch nach den Verfauf der Eifen- 
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werfe, wegen der fortdauernd nöthigen Aufſicht über dieſe 
fowohl, als den eigentlichen Bergbau nichts weniger ale 
entbehrlich iſt, in einiger Hinſicht vielleicht mehr bebelliget 
wird, in feinem Sal aber mit der Domänenfammer obne 
Nachtheil fir die Sache vereinbarlich feheint. Nicht jede 
Erſparniß ift Gewinn! | 

Für das Finanzminifterium wäre die Acquiſition von ein 
Paar Millionen ein erwünfchtes Ereigniß. 

Es liegt in feinem Wefen und Berufe, zunächſt den pecns 
niären Bortheil aufzufaffen, der Vorfehung und den Nach— 
folgenden überlaffend, über die Zufumft zu walten. 

Unfre Aufgabe dagegen ift e8, den pecuniären Vortheil 
mit dem Nationalwohl abzuwägen und biefem * Vorzug 
zu geben. 

Wir dürfen die Bienen nicht tödfen des Honigd wegen! 
Mit der vorgefchlagenen Aequifition der Domänen, zumal 
Forſte, möchte e8 nicht recht ernft ſeyn. Es ſcheint eine In— 
confeguenz mit der vorangeftellten Marinte darin zu liegen; 
denn, genau befehen, wäre dicß auch ein Gewerbe; Admi— 
niſtrationskoſten, Auffichtscontrofe , Verrechnung würden 
auch hierauf angewendet werden müffen; auch ihr Ertrag, 
fo wenig ald der der Eifenwerfe, könnte für mögliche IBechfels 
fälle garantirt werden. 

Ferner dürfte die Acquiſition ſchwer werden, weil Standes» 
und Grnundherrn, die ihre Stammgüter in Anfehung der ab- 
gelösten Erträgniffe , hauptfächlich des Zehnten, durch 
Liegenfchaften zu ergänzen fuchen müffen, mit dem Staat in 
Goncurrenz treten würden, Endlich möchte e8 nicht räthlic 
ſeyn, daß der Staat die Waldungen von Gorporationen und 
Privaten und damit ein Holzmonopol an fich bringen würde, 
weil die Forftbehörden wegen milder Nückfichten auf das 
Wohl der Staatsbürger nicht befonders gerühmt find. 

Wenn ich glaube, damit die vorgebrachten Motive wider⸗ 
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legt zu haben, fo erlaube ich mir nur noch mit wenigen 
Worten der Nachtheile zu erwähnen, welche aus der Ber: 
äußerung der Eifenwerfe uns bedrohen. 

1) Es ſcheint mir ein verderblicher Grundfaß, zur Vers 
einfachung der Verwaltung, zur Erfparung der Kosten, und 
Borbeugung möglicher Verluſte die Realitäten des Staats 
zu veräußern und die hauptfächlichite Deckung der Bedürf- 
niffe in den directen und indivecten Steuern zu fuchen, mos 
durch fich der Staat der reelften Hülfsmittel in Fällen der 
Noth beraubt, und ſich von Zufällen, die einer nähern Ents 
wicklung nicht bedürfen, abhängig macht. 

Dhne auf prophetifche Gabe Anfpruch zu machen, glaube 
ich) vorausſagen zu Fonnen, daß folche Schritte über kurz oder 
lang, leider aber zu ſpät, bereut werden dürften. Heute geben 
wir die Eifenwerfe weg, morgen die Salinen, bald darauf 
die Forfte, endlich alle Domänen und Regalien, alles in 
gleicher Conſequenz! 

2) Durch die Veräußerung der Eifenmwerfe begibt fich der 
Staat eines wirffamen Einfluffes auf die Preife eines uns 
entbehrlichen Bebürfniffes und überläßt die Beftimmung 
deffelben der Speculation und dem Wucher der Privaten, 
was um fo drücender werden kann, als nach den Ans 
Deutungen der Commiſſion fowohl, als einzelner letzthin 
gehörter Nedner alle Werke zufammen an eine große Gefelk 
haft fommen Fünnen, die, in Verbindung mit auswärtigen 
Unternehmern , fich ganz des Preiſes bemeiftern und die 
Privatbefiger der inländifchen Hammerwerfe unterdrücken 
fonnen. Die Höhe, die von der Regierung durch Herab- 
feßung oder gänzliche Aufhebung der Einfuhrzölle erwartet 
wird, möchte, abgefehen davon, daß dadurch wieder eine 
Einnahmsquelle des Staats verfiegt, in vielen Fällen zu 
ſpät fommen, durch ausgedehnte Einverftändniffe ganz vers 
eitelt werden, jedenfalld die Privatwerfe nicht ſchützen. 
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Eine folche Gefelffchaft könnte es väthlich finden, unfere 
Werke eine Zeit lang ganz ftille ftehen zu laffen, um über 
Holz und Arbeitslohn zu gebieten, mittlerweile aber einen 
vortheilhaften Handel mit fremdem Eifen treiben, das nadı 
ber Aeußerung eines verehrten Redners, deffen Umſicht und 
praftifchen; Blicken wir gerechte Anerkennung fchuldig find, 
and England wohlfeiler eingebracht wird, als es bei ung 
fabricirt werden fanı.' 

3) Die Eifenhütten find Staatseigenthum, das Recht 
aber, das Eifenerz zu Tag zu fördern, wo es fich findet, 
gehört unter die Regalien, das der Staat gegen Entfchä- 
digung des Eigenthümers der Oberfläche für die ihm ent 
gehende Benußung , fo lang bis der eitgeebnete Boden 
wieder Fritchte trägt, ausüben Fanır. 

Ohne gleichmäßige Uebertragung diefes Nechts fünnen die 
Hocöfen nicht beftehen; es fcheint mir aber bedenflich, ein 
jolches Regal Privaten zu übertragen, und ich beforge 
Prozeffe ohne Zahl, die zwifchen habfüchtigen Eigenthümern 
der Werfe und den Eigenthümern der erzhaltigen Grundftüce 
entftehen dürften. 

4) Wenn auch die Käufer der Werfe die jeßt bei dens 
jelben angeftellten Staatsdiener übernehmen können, fo 

flieht es in Frage, vb dieß gefchieht, und ob die patentifirten 
Staatsdiener bei ihnen eintreten wollen. 

In beiden negativen Fällen fommen fie auf die ohnehin 
unverhäaͤltnißmäßig begabte Penfionslifte, wenigfteng fo lang, 
bis Stellen offen werden, die ihnen verliehen werden fünnen. 

Wie aber iſt es mit jenen, die mit Patenten noch nicht 
beglückt wurden, und die, im Vertrauen auf den jeßigen Be: 
ftand und dereinftigen Vorrückens, ihr Leben und Vermögen 
dieſem Fache widmeten? 

5) Noch prefairer ift der Zuftand der zahlreichen Arbeiter 
bei diefen Werfen. ge” die bisher ihren tarifmäßigen Lohn 
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erhielten, jelbft einen beſtimmten Theil deſſelben bei tem— 
porärem Stillſtand der Werke, die bei Unfähigkeit zum 
weitern Verdienſt Unterſtützung zu erwarten hatten, von 
denen viele auf dem Werk geboren nnd erzogen find, nir⸗ 
gends anderswo Bürgerrechte bejigen, — dieſe ſtehen in 
Gefahr, nahrungslos, oder Sclaven der Privateigenthü— 
mer zu werden, die fie benußen, fo lang fie ihrer Dienfte 
benöthigt, die ihnen den Lohn nad Willführ abdrücken, 
und wenn fie verarmen, dem. Elend und dem drückendften 
Mangel zur Beute laffen, wie und gerade jene Länder 
Beifpiele liefern, deren florirende Eifenwerfe uns ange- 
rühmt werden, Es ift dort Triumph des Reichthums und 
Fluch der Armuth! 

Ich ſtimme für die Verwerfung des und vorgelegten 
Geſetzentwurfs. 

Finanzminiſter v. Böckh: Wenn ich die Ehre habe, 
einige Worte über dieſen Gegenſtand an Sie zu richten, 
ſo geſchieht es durchaus nicht in der Abſicht, Sie für die 
Annahme des Geſetzentwurfs ſtimmen zu wollen. Ich bes 
merfe dieß, weil es gegen meine Gewohnheit ift, einen 
folchen Entwurf nicht Ihrer Zuftimmung zu empfehlen. 

Die Berhältniffe, worüber ich zu Ihnen fprechen will, 
berühren die der Negierung zu der Kammer, in Beziehung 
auf diefen Gegenftand. Sch werde dabei diejenige Aufs 
richtigfeit beobachten, die ich mir bei allen Verhandlungen 
mit der Kammer zum Gefeß machte, und fo fage ich Shnen 
offen, daß die Regierung Ihrem Wunfche entfprochen hat, 
um einen langen Streit zur Entfcheidung zu bringen, Lefen 
Sie die Verhandlungen der Kammer von 1820 bis 1831, 
fo werden Sie finden, daß jedesmal bei den Nachweifungen 
uud den Budgetöverhandlungen der Regierung gefagt wurde, 
die Verwaltung des Staats rückfichtlich der Eifenwerfe 
tauge nichts, aus dem allgemeinen Grunde, weil es übers 
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haupt nicht vätblich ſei, daß der Staat Gewerbe treibe, 

der Staat thue beffer, die Gewerbe den Bürgern zu über: 
laffen, diefe wüßten fie zweckmäßiger zu betreiben, dieſe 
betreiben fie im eigenen Intereſſe, ihrer Betriebfankeit, 
ihrem Speculationsgeift gelinge viel, was Die Staats— 
verwaltung vergeblich zu erreichen ftrebe, nie erreichen 
könne. Die beiten Beamten, an Formen und Gontracten 
gebunden, feien nicht im Stande, das zu bewirken, was 
ein Privatmann bewirke, denn ihre Bewegung fei zu fchwers 
fällig. Auf jedem Landtage wurde ausgefagt, die Aufs 
hebung diefes eigenen Betriebs werde viele Beamte übers 
flüſſig machen, fie werde die Verwaltung vereinfachen, 
und dahin müffe man arbeiten, weil daraus ein großer 
Gewinn entftehbe. Um diefen Tangdauernden Widerſpruch 
endlich beizulegen, und auf den im Jahr 4834 von der 
. Kammer wiederholt ausgefprochenen Wunſch hat ſich die 
Regierung entfchloffen, einen Gefeßesentwurf über den 
Berfauf der Eifenwerfe vorzulegen. Wenn Sie demfelben 
beiftinmen, fo ift damit die Sache noch nicht erledigt, 
denn ed wird wefentlich darauf anfommen, was dann der 
Verkaufsverſuch fir ein Nefultat hat. Range und große Ges 
fchäfte werden ſich gewiß ergeben; ob aber ein Kaufpreis 
erzliet wird, der und das Aprozentige Kapitel des bisherigen 
Ertrags liefert, das erlaube ich mir vorläufig zu bezmeis 
feln. Wenn indeffen der Verſuch gemacht ift, fo wird der 
Streit zu Ende feyn. Geben Sie Ihre Zuftimmung nicht, 
fo wird die Negierumg darin durchaus Feine Verwerfung 
Ihres Borfchlags finden, fondern eine Zurücknahme der 
Bitte der Kammer, die Eifenwerfe zu verfaufen, und auch 
diefes hat für die Regierung Werth, weil fie darin die 
Erflärung finden wird, daß die Kammer fich eines Beſ— 
feren überzeugt habe, daß fie jeht glaube, die Beibehal- 
tung der Eifenwerfe fei für das Rand nützlicher, der möge 
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licherweiſe höhere Ertrag fei nicht in Anrechnung zu bringen 
gegen anderwärtige Nachtheile, die mit der Veräußerung 
verbunden feyn dürften. Die Regierung wird darin Die 
Erflärung finden, daß Sie Fünftig die Sache auf fich 
beruhen laffen wollen, und auch diefes wird ein Gewinn 
ſeyn, denn wir werden und nicht mehr jeden Landtag 
mit einer und derfelben Frage zu befaffen haben, Furz, 
die Sache wird entſchieden feyn für fo lange, als die 
Berhältniffe ungefähr diefelben bleiben dürften. 


Blanfenhorn: Ich gehöre zur Minorität Ihrer Com⸗ 
miffion. Früher fchien mir der Verfauf der Eifenwerfe im 
allgemeinen Intereffe als vortheilhaft, einmal, weil ich 
glaubte, daß die Eifenwerfe in den Händen von Privaten 
mehr ausgedehnt, uud mehr Verdienft, mehr Producte hers 
vorgebracht werden Fünnten; fodann aber auch, weil ich 
glaubte, daß der Staat fo wenig ald möglich Wirthichaft 
treiben follte, und meil ich hoffte, die Werke würden eins 
zeln verfauft werden fünnen. Nun aber habe ich mic, übers 
zeugt, daß eine ſolche Veräußerungsart nicht thunlich ift, 
und habe unter diefen Umftänden die Beforgniß, fie möchten 
in die Hände großer Speculanten fallen, und eine Zeit 
eintreten,“ wo wir nur theuered Eifen erhalten Fonnten. 
England und Schweden 5. B. kommen hier nicht in Bes 
tracht, da. bei und ganz andere Verhältniffe obwalten. 
Sodann habe ich auch das Bedenfen, daß für unfere 
Staatswaldungen Gefahr daraus hervor gehen könnte. 
Großen Compagnieen ftehen große Mittel zu Gebot, und 
ed geht hier zumeilen, ohne Semand nahe treten zu wollen, 
auf eine Weife zu, wie man es nicht immer wünſcht. 
Endlich glaube ich auch, man follte die Domänen möglichft 
zu erhalten] juchen, beſonders folche , die 8 Proz. tragen, 
ob ich gleich wunſche, daß fie nicht mehr fo viel abwer⸗ 
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fen, fondern der Staat weniger profitiren und ben Bürs 
gern wohlfeileres Eifen zufommen laſſen möge. | 
Lauer: Sch war im Sahr 1831 Berichterftatter über 
diefen Gegenftand, und habe in Folge eines übereinſtim⸗ 
menden Befchluffes der Budgetcommiffion den Antrag auf 
den Verkauf der Eifenwerfe geftellt, weßhalb ich mich auch 
verpflichtet fühle, meine individuelle Anficht, gegenüber den 
verfchiedenen bis jett vorgebrachten Einwendungen, näher 
zu begründen. | 
Die Haupteinwendungen, die gegen den Verkauf get 
tend gemacht werden, beruhen eige id) auf ber. Gefahr, 
für die Arbeiter, auf dem blühenden Zuftande, in dem 
diefe Werke fich gegenwärtig befinden, und endlich auch 
befonderd in einem Monopole, das man für die Zukunft 
befürchtet, wenn diefe Etabliffements in Privathände kämen. 
Was die Gefahren für die Arbeiter oder den prefären Zus 
ftand betrifft, fo glaube ich, daß, wenn man die Anas 
logie der Salinen annimmt, dieſes ganz grundlos iſt. 
Wenn heute die Salinen in Privathände kämen, fo würden 
_ Te nicht verlaffen werben. Es wird in einer Petition bes 
merkt, das Eifen fei fo unentbehrlich als Salz; hieraus 
geht gerade hervor, daß die Eifenwerfe eben fo wenig 
würden verlaffen werden, wenn fie in Privathände kämen, 
als die Salinen, wie denn auch in feinem Nachbarftaate 
eines verlaffen. ift. Was den blühenden Zuftand betrifft, in 
welchem unfere Eifenwerfe gegenwärtig feyen, fo glaube ich, 
daß man diefed nur fagen kann, wenn mäıt einen oberfläch- 
lichen Blick auf diefelben wirft, fo wie auch nicht einmal ans 
genommen werben kann, baß die Werfe in zeitgemäßen 
Gang feien, Wenn man aber vollends in die Kabrication 
eingeht und das Faktum berückfichtigt, daß wir nicht einmal 
Walzwerke befigen, dann darf man keck behaupten, daß 
unſere Werke 3. B. gegen bie art * 10 Jahre 
1632, TI, K. Prot. de Heft, 
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zurück find. Die Walzwerfe find unentbehrlich, und die 
Koften, die für ein einzelnes Werk im Bericht angenommen 
find, find gar nicht übertrieben, indem 400,000 fl. hier Teicht 
veransgabt find. Es ift bemerft worden, daß es nicht räthlich 
fei, folche Werke zu veräußern, weil in der Folge der Etaat 
in den Fall fommen könne, Anlchen zu contrahiren, wo dann 
die Eifenwerfe als willfommene Spezialhypotheken dienen 
fünnten. Diefe Einwendung paßt aber nicht mehr, denn in 
neuerer Zeit ift man nicht fo fehr auf die einzelnen Dbjecte 
als auf die allgemeine Steuerfraft der Staatsangehürigen 
bedadıt. . 

Was aber den Haupteinwand betrifft, daß nämlıd ein 
Monopol entftehen könnte, fo bin ich gerade der Meinung 
und glaube ed feit behaupten zu können, daß in dieſem Augen 
blick ein Monopol befteht, beſonders dadurch, daß diefe Ci 
fenwerfe durch einen unnatürlichen Eingangszoll, der aufden 
gefchmiedeten Eifen ruht, erhalten werden. DieferEingangs;oll 
von 2 fl. 5 fr. ift eine wahre Eiſenſteuer und fehr drudend 
für den untern Theil des Landes, Die Klagen Darüber ind 
auch allgemein, denn es leidet darunter der wichtigfte Nat 
rungszweig des Landes, nämlich der Acerbau und die ver; 
fchiedenen Gewerbe der Snduftrie, indem das porüfe brüchige 
Eifen von dem größten Nachtheil ift. Sch halte Daher die ger 
machten Einwendungen nicht von wefentlichem Einfluß, und 
glaube wiederholt, daß die Eifenwerfe verfauft werden 
follen. 

Welder: Sch habe großen Zweifel in Beziehung auf 
das Bortheilhafte des ung vorgefchlagenen Entwurfs. Wenn 
ed mir gelingt, auch meiner Seits bei Shnen diefe Zweifel 
zu verftärfen, fo wird die Sache entfchieden feyn, denn wo 
ich zweifle, laſſe ich die Sache beim Alten. Ich habe Zweifel 
gegen das Gute des Vorſchlags aus den ſchon früher be: 
Iprochenen Gründen, die ich nicht wiederholen will, 3. B. 
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weil ich es im Allgemeinen und in Zeiten, wie die geger⸗ 
wärtige für vortheilhaft halte, wenn das Staatövermögen 
feft und immobil ıft, als wenn es Veränderlichfeiten unter 
liegt. 

Auch in Bezug auf die Penftondlaft, die auf den Staat 
überwälzt werden könnte, bin ich audy nicht ganz beruhigt, bes 
fonderg wenn ich erwäge, daß durch Die Maßregel der Zehnts 
ablöfung eine Reihe von Domantalbeamten frei wird, und 
daher eine andere Anftellung der Hüttenbeamten fobald nicht 
möglic) feyn wird. Auch in Beziehung auf die im Commiſ⸗ 
fiongbericht behandelte Frage glaube ich mich nicht durch die 
außerordentliche Lebendigfeit und Entfchiedenheit, womit hier 
mehrere Behauptungen aufgeftellt worden find, beftimmen 
laffen zu dürfen. Es wurde 3. 3. ald eine ganz fans 
guinifche Hoffnung ausgefprochen, daß die Eifenwerfe, wenn 
fie in Privathänden feien, einen viel höhern Ertrag gewähren _ 
werden. Daneben wurde aber auch gefagt, daß die Kohlen. 
ſchon jeßt fehr theuer feien, nnd doch find Diefe Materialien 
fort und fort nothwendig, die Werke mögen gehören, wen 
fie wollen. Sch Iefe im Commiffionsbericht, daß fich die Pros 
duction feit einer geraumen Zeit verdoppelt, und der Kohlens 
bedarf um ein Viertel vermindert habe. Bei manchen unferer 
Werke ift, wie ich mich aus gefammelten Notizen überzeugt, 
das Verhältniß für den gegenwärtigen Zuftand noch viel 
günftiger. So habe ich mir 3. B. von dem einzigen Werke 
Albbruck Notizen verfchafft, nach welchen in den Fahren 1820 
bis 1822 wöchentlich 181 Gentner, im letzten Monat April 
aber wöchentlich 651 Gentner produzirt wurden, was beinahe 
das vierfache ift. Das Steigen felbft ift progreffiv außer 
ordentlich groß. 

Im Fahr 1823 — 24 waren ed 192 Centner; 
"„ ”„ 1825 en 27 „ „ 238 " 


" " 1827 — 31 " „ 292 " 
18. 
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im legten Jahre 340 Gentier, im Monat Dezember 485, im 
Januar 526, im Februar 588 Gentner ꝛc. Gerade in dem 
umgekehrten Verhältniß ift aber der Kohlenbedarf Eleiner ges 
worden in Folge der großen Verbefferung diefer Merfe in 
einigen Jahren. In den Jahren 1820 — 22 betrug er beis 
nahe 26 Kubikfuß; jeßt beträgt er 8, und die Progreſſion 
abwärts iſt zum Theil ein ähnliches. Sch glaube num nicht, 
daß man fich Dadurch follte erfchrecfen laſſen, Daß der Herr 
Berichterftatter ung eine große Zahl mit vielen Nullen vor 
Augen geftellt hat. Er hat und eine Summe von 200,000fl. 
für die Walzwerfe ald Schreckbild vorgeftellt, wodurch ſich 
die Staatdeinnahmen vermindern. Der Herr Berichterftatter 
weiß beffer als ich, Daß von dem Jahr 1822 an big jeßt über 
400,000 fl. für technifche und andere Neubauten auf Diele 
Werke verwendet wurden, daß biefe Werke jetzt fertig find, 
und troß der 400,000 fl. ganz vollfommen der reine Ertrag, 
wie er im Budget angegeben ift, geliefert wird, fo daß alſo 
auch troß der bezeichneten 200,000 fl. der frühere Ertrag ges 
liefert werben fan. Daß der Betrieb in den Händen von 
Privaten fo unbedingt und allgemein vortheilhaft feyn werde, 
wie der Herr Berichterftatter mit fo großer energifcher Ent 
fchiedenheit behauptet, läßt fich fehr durch die Erfahrung 
widerlegen. Er verweist und auf Scandinavien, allein dort 
find Kohlen und Erz im Ueberfluß, was bei ung nicht der 
Fall ift. Diefer Vergleich paßt alfo nicht, und ich mil an 
unfere Werfe, die zum Theil in den Privathänden ſchlechter 
betrieben werden, erinnern, und will namentlich den Herrn 
Berichterftatter,, der dieß freilich fo gut Fennt als ich, an ein 
Beifpiel erinnern, welches zeigt, daß nicht überall Diele 
Werke in den Händen’von Privaten beffer betrieben werben. 

Der Redner verliest hier einen Auszug aus der Hand 
lungszeitung vom 46. vorigen Monats, enthaltend eine 
Skizze der Verhandlungen ber Jächfifchen Kammern it 
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Dresden und bemerkt, es ſei ausdrücklich gefagt, daß die Pro: 
duftiongfoften um 100 Prozent theurer feien, als bei den preus 
Bifchen Werfen, die in den Händen des Staats feien, und fährt 
fort: Es ift meinerAnficht nach eine ausgemachte Thatfache, daß 
die füchftfchen Werfe diefer Art, obgleich rein in den Händen 
von Privaten die fchlechteften in Deutfchland find.. Was den 
erhöhten Betrieb durch Privaten erfchweren wird, ift der ſchon 
von mehreren Rednern berührte große Zufammenhang der 
fammtlichen Werfe, mit Ausnahme von Zizenhaufen, wovon 
auch im Sommiffionsbericht kurz die Rede ift, indem es dort 
heißt, man werde fie nicht wohl getrennt verfaufen Fonnen. 
Ich habe mich nach dem Grund erfumdigt und erfahren, daß 
diefer darin beftehe, daß diefe Werfe großentheild ihr Erz 
von Kandern beziehen müffen, und wenn Kandern abgefondert 
verfauft würde, das Werk von Kandern alle übrigen in der 
Tafche hätte, d. h. fie könnten nicht arbeiten, oder. müßten 
mit großen Koften von außenher fich-verforgen. Die Grube 
von andern ift aber nicht einmal fo reich, daß fie Diefe 
Werke alle vollftandig verforgen fünnte. Diefes Werf liefert 
das Erz für fünf Hochöfen, und Doc, können in der Negel 
nur zwei zugleich arbeiten. Wenn nun diefes in die Hände 
von Privaten käme, fo würde fich fragen, wer einhalten 
follte oder nicht. Auf diefe Weife würden Privater nicht im 
Stande feyn, diefes Werf beffer zu betreiben, ſondern e8. 
wirden andere liegen bleiben, Auf. jeden Fall würde der 
beffere Betrieb befonders darin beftehen, daß man die armen 
Leute, die feine Nahrungsquelle haben, auf den möglichft 
geringen Lohn feßt, nid wenn der Herr Berichterftatter von 
Scandinavien gefprochen hat, fo wird das, was id) fage,- 
gerade von bort aus beftätigt. In Scandinavier werden die 

Bergmwerfe von den Eigenthümern in den Städten betrieben, 
und die armen Thalbewohner find fo fehr die Sclaven ber 
Eigenthümer und der Städter'geworden, daß das Storthing 
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vor 8 Jahren eine ganz neue Öefeßgebung hat machen müſſen. 
Er hat nämlich denjenigen Leuten, die den Kaufleuten für 
Waaren ſchuldig waren, die Schuld um zwei Drittel herab» 
fegen müffen,, weil fie wiucherlich mir ihnen umgegangen 
find, was auch bei und gefchehen Fünnte. Ich will aber zum 
Beweife meiner Behauptung für den Vortheil des Betriebs 
auf die bisherige Weife, eine fehr gelehrte und gewiß tüchtige 
Autorität anführen, die mir der Herr Berichtserftatter gewiß 
nicht fchwächen wird, denn ich meine ihn felbft. Er hat einen 
intereffanten Auffa unter dem Titel berg- und hüttenmäns 
nifche Produktion im Großherzogtum Baden in dem babdifchen 
Merkur vom 31. Dezember 4831 gefchrieben, und fagt am 
Schluffe derfelben : | 

„Dieſe überfichtliche Darftellung der mineralifchen Erzeugs 
niffe unſeres Landes fpricht wohl mit ziemlichergBeftimmtheit 
die Bedeutung aus, welche die berg- und hüttenmännifche 
Induſtrie bereitö bei ung erlangt hat. Wer fünnte wohl den 
großen Nußen verfennen, den fie unfem Baterlande bringt *), 
wer nicht wünfchen, daß fie fich immer weiter ausbreiten, 
daß fie immer mehr erftarfen möchte, felbft, wenn man verfucht 
feyn follte, ganz einfeitig nur denjenigen Bortheil zu ers 
wägen, ben fie Direct oder indirect der Staatskaſſe gewährt, 
welcher die Ararifchen Werke allein einen Neinertrag von 
mehreren hunderttaufend Gulden zuwenden.“ 

„In Ländern, welche Gebirge haben, welst die Natur 





*) Selbft dann, wenn die Staatskaſſe feinen Gewinn aus dem 
Betriebe zieht, hat doc; das Land dason unfhägbare Vortheile, und 
wer geneigt ſeyn möchte, ihn da, wo er feinen Reinertrag giebt, 
gering zu fohägen, dem möchten wir rathen, einem Zahltage im 
Münfterthal anzumohnen (mo der Bergbau wirklich nicht rentirt) 
um zu fehen, wie da einige hundert Menihen, Mädchen, Knaben, 
Zünglinge und Männer, ihr Subfiftenzmittel in baarem Gelde em: 
pfangen, und das fie fiher nährende Unternehmen fegnen. 
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unter gewiſſen Umftänden felbft zum Berg- und Hütten; 
wefen hin. Wo ein rauber unfruchtbarer Boden dem Ader; 
bau nur ein Fümmerliches Beſtehen geftattet, Felſen umd 
Waldungen der Viehzucht das Wiefenland verfagen, und 
der einfame Gebirgsbewohner in Armuth fein ftiles Leben 
friftet, da fchafft die Induftrie neue Quellen des Erwerbeg, 
bringt Wohlftand der Bewohner in die arme menichenleere 
Gegend, und hier ift eg, wenn das Gebirge ſich erzführend bes 
weist, wo das Berg- und Hüttenwefen feine rechte Stelle 

ndet. Befchäftiget ed Hände, die ohne daſſelbe arbeitsles 
wären, giebt e3 fonft nur zeitenweife Beichäftigten fortwäh⸗ 
rende Arbeit und Gelegenheit zum Verdienſte, bietet es dieien 
ficherer und in größerem Maße an, als irgend eine andere 
Arbeit, welche Iocale Verhältniſſe einer Gegend erlauben; 
ſo nüßt das Bergs und Hüttenweſen felbit dann noch dem 
Staate, wenn Ertrag und Koſten fich gegenieitig aufheben.” 

„Sine höhere Rückſicht aber fcheint zu fordern, daß das 
Aerarium in einem Staate, wo Prämien zur Unterſtützung 
ausgeſetzt find, feldft mit einigem Aufwande einen gerenelten 
bergmännifchen Betrieb unterhalte. Er wird den Privaten, 
bie man dazu ermuntern will, als Borbild dienen, jedenfalls 
aber als eine gute praftifche Schule gelten, aus welcher fie 
tüchtige Arbeiter beziehen, deren Vorfteher ihnen Kath und 
Anleitung zu Unternehmungen geben konnen, die neben Ka— 
pitalien noch ungewöhnliche, ausgedehnte theoretifche und 
praftifche Kenntniffe erfordern.’ 

Diefe und andere Gründe machen mich zweifeln, und wenn 
ich einen folchen Zweifel habe, befonders wenn die Eriftenz 
und das Schiefal von ganzen Familien armer Bürger ge 
fährdet ift, fo halte id) ed durchaus für räthlich, die Sadıe 
beim Alten zu laffen, und nichts abzuAäudern. 

Ziegler: Meine Abjtimmung wegen Verkauf ber & 
werfe geht aus folgenden Betrachtungen hervor: 


IR Be 
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4) Der Grundſatz, daß der Staat feine Gewerbe treis 
ben folle, findet feine Anwendung, wo der Staat mit 
Bortheil und ohne Muterdrüfung der Privatindaftrie 
wirthfchaftet. Diefer Fall iſt bei den Eifenwerfen vor2 
handen. | 

2) Die Erfahrung zeigt und, daß die Ararifchen: Eiſen⸗ 
werfe in unferm Lande wmwenigftend eben jo gut, ja viel 
leicht noch beffer betrieben werden, als jene Eiſenwerke, 
welche fich. in den Händen von. Privatleuten befanden und 
daß alſo eine Vervollkommnung des Betriebe. bei. dem 
Verkauf nicht zu. erwarten ift. 

3) Die in Ausficht geftellte Ausgabe von 200,000 fl. 
zu Erbauung von Walzwerfen kann nad) meinem Beden⸗ 
fen auf die Frage wegen des Verfaufs der Eifenmwerfe 
nicht influiren, weil die etwaigen Kaufliebhaber bei Bes 
ftimmung ihrer Gebote ebenfalls: hierauf abheben müſſen. 

4) Das bedeutende Kapital, weldyes zum Ankauf der 
Eifenwerfe nöthig ift, wird beffer für den Landbau oder 
zur Erweiterung anderer beftehenber ober zur Errichtung 
neuer. Gewerbe verwendet werben, wenn ed nicht in der 
Acanifition und in dem Betrieb der, Eifenwerfe feine Anz 
wendung finden Fanıt. 

Denke ich- mir dabei auch nur einige Wahrfcheinlichkeit 
zur Auffindung von Steinfohlenfagern, fo muß ich gegen 
den Berfauf der Eifenwerfe ftimmen. 

Seht: Ich faſſe dieſe Sache vom. moralifchen und 
politifchen Standpunkt auf, glaube auch nicht, daß dieſes 
ber unmwichtigfte ift, denn die Welt ift feine Frankfurter 
Meſſe. Dadurch will ich zugleich eine Pflicht der Danfs 
barfeit. gegen. jene Gegend erfüllen, wo ich aufgewachfen 
bin. Manche Stunde meiner Erholung brachte ich in 
jenen Gruben uud Feuereffen zu, wo jene braven Fräftigen 
Menfchen ihr Brod erwerben und ein: Beijpiel geben zur 
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Erfilfung der Worte: bete und arbeite. Hier find nun 
mehrere hundert Familien, die uns bitten, fie nicht in bie 
Hände von Privaten zu geben. Es find dieß beſonders 
fromme Menfchen, weil fie in jedem Augenblick beforgen 
müffen, daß die Grube über ihnen zuſammenſtürzt, wenn 
fie arbeiten, was vielleicht auch; ein Grund ift, warum tt 
unfern Tagen fo manche Minifter zur Frömmigkeit fich 
hinneigen. in befonderd fchöner Geift in jenen Famis 
lien, der forgfältig genährt wird, ift die Urfache von dies 
fer firengen Sittlidjfeit und Rechtlichfeit bei diefen Men: 
fchen. Wenn folche Familien bitten: o! macht ung nicht 
brodlos oder gebt und nicht in die Hände folcher Leute, 
die mit unferer Kraft und unjerem Schweiß wuchern — 
ed ift eine harte Arbeit in den Bergwerken und bein Ham— 
merwerf — fo geht ed mir an das Herz. Es find über> 
dieß diefe Familien an das Negentenhaus und an bad 
Baterland fehr anhänglich, denn fchon der Gedanke: id) 
habe mein Brod von ihnen, erwect folche. Sch weiß 
nicht, ob die militärische Beſetzung vom Oberlande fort: 
dauert; wir können darauf zählen, daß fie das Dberland 
gewiß mehr nad) Außen fichern würden, als zwei Com; 
yagnien Soldaten. Man kann nun wohl denfen, daß, 
wenn die Leute in den Zeitungen lefen von den großen 
Unordnungen und Bedrücungen, die in England und ans 
dern Staaten von Fabrifherren iiber ihre armen Arbeiter 
ausgeht werden, und welches Blutvergießen daraus ent- 
fieht, fie an ähnliche Folgen auch in Beziehung auf 
ſich felbft denken, und daher mit ängftlichem Herzen auf 
die Entjcheidung der Regierung und der Kammer warten 
werden. Der unfterbliche Alemannifche Dichter hat ein 
treffliches. Gemälde von dem Fleiße der Häuslichfeit und 
der Anhänglichkeit diefer Menfchen an ihr Vaterland ent- 
worfen; ich kann mir nicht denken, daß ſich dieſes fehöne 
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freundliche Gemälde in ein Xrauergemälde verwandeln 
fünnte, was gefchehen witrde, wenn wir diefe Menjchen 
gleichfam auslieferten. Laffen wir und doch ja nicht blos 
durch Fleinliche Intereſſen, fondern durch höhere Rückfichten 
beftimmen, fo werden fie auch Fünftig ausrufen, wie in 
Hebeld Gedicht: 

„Es leb' der Markgraf und fi Hus, 

Ziehet d’ Chappe 'rab und trinfet us !. 


Schinzinger: Es freut mic, daß die Minorität Shrer 
Commiſſion, in welcher ich Anfangs allein ftand, ſich 
um ein Mitglied — den Abg. Blankenhorn — vermehrt 
hat; es freut mich noch mehr, daß 9 Gemeinden des Obers 
landes in den fo eben verlefenen Petitionen meinen ſchon in 
der 10. Situng gegen den Verkauf der Eifenwerfe ausge— 
fprochenen Anfichten beipflichten. 


Bon.der hohen Kammer darf ich hoffen, daß die Bitten 
diefer Gebirgsbewohner, welche ſich vertrauensvoll hierher 
gewendet, Anklang finden werben. 


Den von verehrten Herrn Alterspräfidenten ausführlich 
vorgetragenen Gründen erlaube ich mir noch Folgendes bei- 
zufügen: Der Neinertrag der Berg: und Hüttenwerke ift im 
Budget pro 1833 auf 118,715 fl. berechnet, und überfteigt 
den pro 4832 um 35,554 fl. Wenn auch nad) der Meinung 
des Herrn Berichterftatterd zwei Walzwerfe erbaut werden 
müffen, fo dürfte der Aufwand zu diefen Bauten durch 
den erwähnten höhern und über 8 pCt. rentirenden Ertrag 
genügend gerechtfertigt werden. Daß feit 1820 der Verfauf 
diefer Eifenwerfe angeregt worden, mag in dem frühern ges 
ringern Ertrag derfelben begründet gewefen feyır. Ein weis 
terer Grund gegen den Verkauf ift die Verminderung der 
früher fo bedeutenden Domänen, und biefer fcheint mir fehr 
bedenklich zu feyn, denn der Reinerrrag der Domänen 
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pro 48?%/s0 betrug : 903,209 fl. 
„A8’ı/ı u 697,006 fl. 
„ 18°’ u 1,029,246 fl. 
währendber Boranfchlagim vorgelegten Budget nur 651,492fl. 
beträgt. Es werben zwar biefe Abgänge an Domänen durch 
ein Kapital repräfentirt; allein dieſes inclus. der Kauffchils 
linge aus Gebäuden, mit leßtem Mai 1832 nicht weniger 
als 10,282,289 fl. 57 fr. betragend, ift der Staat fich felbft 
fchuldig, und es kann daher in Zeiten ber Noth nicht anges 
griffen werden; daß aber in folchen Zeiten auf die Schul 
tern der Staatsbürger, welche feit 18 Friedengjahren faft 
diefelbe birecte und mit Ausnahme einiger wenigen — fo 
viele und läftige, indirecte Steuern zahlen müffen, 
nicht noch größere Abgaben gelegt werden können, davon 
meine Herren, werben fie mit mir überzeugt ſeyn. 


Sch ftimme daher wiederholt gegen den Berfauf, und. 
will nur noch den Antrag des Abg. Martin, daß die bes 
reits zur Verfteigerung ausgefesten Bergmwerfe im Münfters 
thale nicht verfauft, oder doch wenigftend dieſer Gegenftand 
vorerft noch der hohen Kammer zur Erflärung vorgelegt werbe, 
unterſtützen; indem ich die Anficht des Herrn Finanzminiftere, 
daß derartige MWerfe auch in Privathänden gut betrieben, 
und eine größere Anzahl Arbeitsleute bejchäftigen werden, 
nicht theilen fan, wovon die nur 4 Stunden davon ent—⸗ 
fernten Gruben bei Badenweiler, die in Privathänden ganz 
ind Stocen geriethen, der fprechendfte Beweis find. 

- Finanzminifter v. Böckh: Was die Bemerfung wegen 
Badenweiler betrifft, fo wurde diefes Werk verkauft, weil 
man es nicht mehr betreiben wollte, indem nichts dabei hers 
auskam. 


Winterv. H.: Sch bin eines von denjenigen Mitglie— 
dern, bie bei jeder Gelegenheit den Satz aufgeftellt haben, 
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daß ed immer mißlich und in den meiften Fällen fchäblich fei, 
wenn der Staat Gewerbe treibe, die eigentlich blos ben 
Privaten zufommen Durch Alles, was ich bisher hörte, 
bin ich von diefer Ueberzeugung nicht abgefommen, fondern 
vollfommen verfichert, daß, wenn die Regierung die Salgs 
werfe mit Concurrenz treiben müßte, wir den offenbarften 
Schaden hätten. Wenn aber ein Monopol dabei befteht, 
dann ift e3 Fein Gewerbe mehr, fondern eine Steueranftalt. 


Durch den neuen Bericht bin ich aber noch mehr im mei 
ner Ueberzeugung beftärft worden, befonders auch Durch Die 
Bemerfungen des Herrn Finanzminiftere. Sch bin feft übers 
zeugt, daß er noch viele andere Gründe hätte angeben fon: 
nen, wein er es für nothwendig gehalten hätte. Sch ftimme 
alfo für die Annahme des Gefetses nach dem Borfchlag der 
Sommiffton, und fehe durchaus nicht die Gefahren für diefe 
Klaſſe von Menfchen, die bisher in den Werfen arbeiteten. 
Sie werden ihre Nahrung finden wie bisher, dem bei dem 
großen Kapital, das diefe Werke Foften, werden fie Diejeni- 
gen, die fie erhalten, nicht loslaſſen. Die Bemerfung, Die 
ich von dem Hrn. Finanzminifter in Beziehung auf den Ein- 
druck hörte, den ed auf die Regierung machte, wein bie 
Kammer einen früher gefaßten Befchluß abänderte oder zus 
rücknähme, hat einen tiefen Eindrud auf mich gemacht, und 
ich hoffe, es wird dieß auch bei der Kammer der Fall gewe— 
fen ſeyn. Ich fchäße es fehr, daß uns der Herr Finanz 
minifter dieſes gefagt hat. | 

Magg, zum Sprechen aufgerufen, erflärt, daß er auf 
das Wort verzichte und nur bemerfe, Daß er aus den bereits 
erfchöpfend vorgetragenen Gründen gegen den Verfauf der 
Eifenmwerfe fey. 

v. Rotteck: Schon bei der erſten Discuffion habe ich 
mich gegen den Verfauf erklärt und zwar großentheild aus- 
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denjenigen Gründen, die heute durch die uns verleſenen 
Bittſchriſten betheiligter Gemeinden kräftig unterflügt wur⸗ 
den, fo wie auch aus anderen während der heutigen Discuf- 
fion angeführten Gründen. Sch bin zwar nicht ganz der 
. Meinung, die ein Redner vorgetragen hat, daß man im 
Zweifel die Sache beim Alten laffen müffe, fondern befenne 
mich zur Beweguugsparthie, und fage, daß es oft fehr gut ıft, 
felbft wenn noch einige Zweifel obwalten, jedoc, die Wahr; 
fcheinlichfeit für den gewinfchten Erfolg tft, einen Ver: 
ſuch zur Verbefferung zu machen. Alles in der Welt kann 
möglicherweife bezweifelt werden, und dieſer Grundfaß, in 
einer gewiffen Ausdehnug ausgelegt, könnte gefährlich wer; 
den und zum völligen Stilfftand führen. Wenn ich aber 
auch im vorliegenden Falle noc einen Zweifel hätte haben 
fönnen, fo wiirde mich der Herr Finanzminifter vollfommen 
für die Berneinung beftimmt haben, zwar nicht durch dad» 
jenige, was er in Beziehung auf diefen Gegenftand, aber 
durch dasjenige, was er früher über die Nachwerfungen 
der Amortifationsfaffe ſagte; als er nämlich behauptete, 
daß der Sat des $. 58 der Berfaffung: der Erlös der 
Domänen müſſe zu neuen Erwerbungen verwendet werden, 
fo zu verftehen fei, daß die Negierung durchaus freie 
Hände habe, den Erlös zu Anfıhaffungen zu verwenden, 
ohne irgend eine Theilnahme der Stände Wir haben 
zwar diefen Satz nicht anerfannt; allein es kann doch 
factifch die Interpretation fo gefchehen, und dann muß 
bie Kammer fehr bedachtfam feyn, der Veräußerung einer 
Domäne beizuftimmen, denn fie könnte in den Fall kom⸗ 
men, daß eine Domäne, die zwar vielleicht minder vor- 
theilbringend als andere wäre, oder für deren Beräuf 
ferung einige andere feheinbare Gründe fprächen, wirklich 
veräußert, aber dann dafür etwas anderes angejchafft 
würde, was für Die Intereſſen des Volks noch weniger 
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vortheilhaft wäre. Die übrigen Gründe, die vorgetras 
gen wurden, verbienen zwar Anerkennung ; allein ich würde 
doch noch wanfend ſeyn, wenn der Herr Finanzminifter 
sticht diefes behauptet hätte. Ich flimme daher gegem 
den Berfauf. 

Buhl: Wer für den Verkauf der Eifenwerfe ſtimmen 
will, fteht auf einem fehr ungünftigen Boden für feine Vers - 
theidigung , denn alle Gründe zu entwideln, die dafür 
fprechen, erlaubt die Klugheit nicht, wie der Herr Finanzs 
minifter richtig bemerkt hat. Wer etwas verfaufen will, fteht 
auf demfelben Plate, wie Derjenige, der eine Diepofttion 
zu einer Schlacht macht. Wenn er fagen würde, wo er ans 
greifen wolle, fo fann er nie Sieger werden, ald durch 
Uebermadht. Die Hauptmotive, die zum VBerfauf bewegen, 
kann man nicht dem Käufer ind Geficht fagen. Sch halte 
mich aber blos an die Widerlegung desjenigen, was von 
der andern Seite ald Nachtheil hervorgehoben wurde. Der 
Abg. v. Tſcheppe glaubt, daß die Arbeiter fehr in Gefahr 
famen, durch Herabdrückung des Arbeitslohns oder durch 
Aufhören der Unternehmungen felbit, wenn fie in Private 
hände fommen. Ich bin von dem Gegentheil überzeugt, und 
der Abg. v. Tſcheppe wird ſich auch davon überzeugen 
fönnen, wenn er fich in Privatwerfen umficht und fragt, 
wie bie Leute bezahlt feier. Der Private bezahlt beffer als 
der Staat, und es befteht dabei nur der einzige Unterſchied, 
daß der Private mehr Leiftungen fordert als wie auf der 
andern Seite gefordert werden. Auch ift der Private in ber 
Wahl ftrenger als der Staat. Daß die jebige Verwaltung 
gut ift, will ich gerne zugeben, aber daß es möglich tft, fie 
noch beffer zu machen, daran zweifle ich auch nicht, und 
daß dieſes in Privathänden eher möglich ift, als unter ber 
Verwaltung ded Staats, ift ganz einfach. Kein Finanzs 
minifter kann die Verantwortung übernehmen, das Staats⸗ 
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vermögen fo zu wagen, mie ein Privatunternehmer fein 
eigenes Vermögen wagen kann. Wenn es gut geht, fo ſteht 
dem Finauzminifter alferdingWein Lob bevor, wenn er aber 
unglücklich ift, fo befindet er fc) in einer um fo ſchlimmeren 
Lage, wogegen der Private lediglich ſich ſelbſt verantwortlich 
iſt, und darin liegt der Hauptgrund, warum Die Verbeſſe— 
rungen bei den Privaten fchneller von Statten geben. Der 
Abg. Welcker hat. von Sachſen angeführt, daß die bort in 
Privathänden befindlichen Eifenwerfe fo weit zurück ſeien. 
Es ift möglich, daß in Sachen Manches zurüc ift, allein 
ich will Beifpiele von der Weftfeite von Deutfchland ans 
führen, 3. B. yon NAheinpreußen und Rheinbaiern, wo ber 
fraglicye Fabrifationgzweig weit höher fteht ale bei ung, 
indem gerade die chemifchen Laboratorien, wovon ber vers 
fefene Zeitungsartifel fpricht, dort eingeführt find. Ich 
habe übrigens auch alles Vertrauen zu den Privaten, Die 
unfere Eifenwerfe Faufen, denn Derjenige, der eine Kapital 
‚von 2 Millionen in Unternehmungen anlegt, hat gewiß recht 
ernftlich im Sinn, etwas damit ‚verdienen zu wollen, und 
das Object fo viel ald möglich empor zu bringen zu fırchen. 
Diefe 2 Millionen würden fonft bald verloren gehen, und 
wenn dieß aber auch wäre, fo würde e8 nad) den Anfichten 
der Finanzmänner fein jo großes Unglüf für den Staat 
feyn, indem nach diefen eben Andere heranffteigen. Wenn 
der erfte Unternehmer fällt, fo fteigt der zweite deſto Fräftiger, 
als Phönir aus dem Feuer neu erftehend. Der zweite erhält 
nämlich die Werfe um einen geringeren Preis. Bei der 
‚Größe des Verfaufobjects aber ift nicht zu fürchten, daß die 
Werke in Zerfall fommen, indem nicht Einer allein fein Ber; 
mögen hineinſtecken, fondern wahrfcheinlic; eine Actienge- 
fellfchaft das Ganze Faufen wird, wo Seder, der baran Theil 
nimmt, einen gewiffen Theil von feinem Vermögen darauf 
verwendet, Wie weit aber Durch folche Aetiengefellfchaften 
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Fabriken diefer Art in England kommen, iſt ſchon hinreichend 
ausgeführt worden. Was Dagegen die von England auge: 
führte Armuth und die Bemelhing betrifft, daß die Arbeiter 
hinfichtlich ihrer Föhne dort herabgedrückt würden, fo ift dieß 
irrig, denn die Armentare und das Elend der Fabrifarbeiter 
kommt nicht Daher, daß fie der Fabrifherr im Preife herab— 
drückt, ſondern weil ihm derfelbe Feine Arbeit geben kann 
und fie entlaffen muß, was aber bei den Eifenwerfen micht 
gefchehen fann. Wenn die Leute tauglich find, werden fie 
ihr Brod fort haben, und find fie nicht tauglich, fo ift es 
ihre Schuld, denn wenn man die Untauglichfeit fort und 
fort belohnen wollte, jo wäre bei ung eigentlich ſchon eine 
Armentare eingeführt, da ich e8 Armentare nennen muß, 
wenn ich untaugliche Leute anftellen fol. Ich muß alfo unter 
allen dieſen Borausfeßungen dafür flimmen, daß die Eijens 
werfe zum Berfauf ausgefeht werden, um fo mehr, da es 
mit diefen 8 p&t. Ertrag noch nicht fo ganz richtig zu ſeyn 
fcheint. Davon können wir erft fprechen, wenn wir wiſſen, 
was die Werke werth find, und diefes können wir nur div 
durch erfahren, daß wir fie zum Verkauf ausſetzen. 
Martin: Der Herr Finanzminifter hat ald Urfache der 
Borlage diefed Gefeßes den lauten Wunfc angeführt, der 
fich .in der Budgetcommiffion in allen vorigen Kammern 
hören ließ, daß nämlich alle Selbfiverwaltung des Staats 
aufhören möchte. Sch bedaure, daß der Hr. Finanzminifter nur 
in dieſem Punft den Wünfchen der Budgetcommiffion will 
fahrt hat. Die Budgetcommiffionen haben jeweils viele 
Wünſche ausgefprochen, welche Verminderung der Steuern 
betrafen, und überhaupt hätte auch der Herr Finanzminifter 
ung ein Gefeß vorlegen können, das die Steuer wefentlich 
vermindert hätte. „Sch gehe nun auf ben Gegenjtand der 
Discuffion über, und mache ben beftimmten Autrag, Die 
Kanımer möge bejchließen,. Die Negierung zu bitten, ben 
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Verkauf des von mir bezeichneten Werks eben fo der Zuftims 
mung der Kammer zu unternggrfen ‚ wie eö jett bei Dem Bers 
kauf der Eifenwerfe gefchehen ıft, denn ich halte diefe beiden 
Gegenftände für vollfommen conner und glaube, daß der 
Umſtand, daß diefes Bergwerk von geringerem Belang fei, 
nicht dahin führen kann, daß von der Vorlage jenes Ders 
kaufs ganz Umgang genommen werde. Sch muß nun noch 
eines Umftandes erwähnen, auf den ich fo eben gefommen 
bin. So viel ich weiß, hat im Sahr 1825 die Kammer eine 
Summe von 10,000 fl. ald Prämie zu Beförderung des 
Bergbaues ausgefeßt, und ich frage nun, ob biefe 10,000 fl. 
auch dahin gerechnet worden find, wenn Einbuße und Verluſt 
Statt fand, 

Die eine der Gruben im Münfterthal, nämlich der Teufels» 
grund, hat jeweild vorgefchlagen, man hat eine andere 
Grube (NRiggenbach) aufgethan, in ber Kunftfprache eine 
verloffene abgetäuft, und der Verſuch, der damit gemacht 
wurde, hat fo viel Geld erfordert, daß der Ueberfchuß, den 
der Teufelögrund lieferte, durch Die Ausgabe in Riggenbach 
abjorbirt worden if. Wenn man aber auf ben Verſuch von 
Riggenbach die früher.beiwilligten 10,000 fl. dahin verwendet 
hätte, fo mitrde fich gezeigt haben, daß das Werk einen 
Borfchuß liefert. So ift e8 aber in Die Hände der Regierung 
gegeben, jede Domäne dieſer Art unmerth zu machen, indem 
fie nur bedeutende Bauten zu unternehmen braucht, die dem 
Fortbeitand der Domänen nicht vortheilhaft feyn können. Ich 
wiederhole alfo meinen Antrag, Die Regierung zu bitten, den 
Berfanf des Silberbergwerfs in Münftertbal eben fo gut 
ber Zuftimmung ber Kammer zu unterwerfen, wie ben Vers 
kauf der Eiſenwerke. . 

Finanzminiſter v. Boöckh: Es ift fein Grund vorhanden, 
diefen Gegenftand bei der gegenwärtigen Discuffion zur 
Sprache zu bringen, denn wir handeln davon, ob bie Eifens 
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werfe verfauft werben follen oder nicht. Ich glaube ferner, 
daß ber Abg. Martin irrigeg Meinung ift, wenn er glaubt, 
daß von biefen 10,000 fl. etwas zu Dedfung des Berluftes bei 
dem Bergwerf im Münfterthal hätte verwendet follen. Sch will 
aber nicht weiter darauf antworten, weil bei einer fpäteren 
Discuffion diefer Punkt zur Sprache fommen wird. 

Auf vielfeitiges Verlangen wird die Discuffion gefchloffen, 
und nur noch dem Berichterftatter Das Wort gegeben. 
- Waldner: Alledie Gründe, die in der erften und zweiten 
Discufion gegen den Verkauf der Eifenwerfe vorgebracht 
worden find, haben mich in meiner Meinung nicht im mindes 
ften ſchwankend gemacht, und es freut mich, daß ich ganz Die 
nämliche Anficht habe, wie der in technifchen Dingen höchft 
erfahrene und fehr gründlich urtheilende Abg. Buhl. Sch will 
das früher Gefagte nicht wiederholen, fondern hauptfädhlich 
auf die Einwendungen des Abg. Welder Einiges antworten, 
indem biefer mir eine Inconſequenz nachgewieſen zu haben 
glaubt. Dieß Täugne ich aber gänzlich, denn in jener 
Schrift habe ich blos davon gefprochen, daß man dem 
Bergbau Unterftügung zuwenden müffe, nicht aber dem 
Hüttenwefen. Zum Bergbau braudıt man befondere 
Kapitale; zum Bergbau ift eine befondere Kenntniß neben | 
dem Kapital nothwendig ; für den Bergbau find die Staate- 
prämien feftgefegt. Wenn ermwiedert wurde, daß in Sachfen 
gerade das Gegentheil von dem Statt finde, was id) früher 
hinfichtlich der Werfe der Privaten behauptet habe, weil dort 
bei Privaten das Eifenhüttenwefen fo ſchlecht ftehe; fo 
nenne ich dagegen als ein vorzügliches Privateifenwerf bag 
Eifenwert Bruchhammer, das dem Grafen von Einfiedel 
gehört, und bemerfe dabei, daß in Sachſen die Werke, 
an deren Betrieb die Regierung Antheil nimmt, noch we— 
niger gut betrieben werben, als jene, bie fich ganz in 
Privathänden befinden, und ich führe als einfachen Beweis 
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dafiir den Freiberger Bergfalender von 1833 au. Dort 
ift zu leſen, welche Fortfchritte das Eifenhüttenwefen in 
Sachfen in neuerer Zeit gemadyt hat; man feie, heißt es 
dort, in der Kohlenerfparniß dahin gefommen, daß man 
zum Ausfchmelzen eines Zentners Eifen nur noch 32 Subicfuß 
brauche! | 

- Wir in Baden fchmelzen den Zentner Eifen mit 8" Cu⸗ 
biefuß Kohlen aus. Man kann alfo Sachfen hier gar 
nicht anführen. Uebrigens hat fich nicht allein in Orten, 
wo man mit Steinfohlen arbeitet, fondern auch in ber 
Schweiz, in Franfreih, Raffau und in mehreren anderen 
Gegenden, wo man feine Steinfohlen hat, der Eifenhüttens 
betrieb zu großer Höhe erhoben. Wenn übrigens behauptet 
wurde, wo man fic der Steinfohlen bedient, könne bie 
Concurrenz gegen und nicht fo ftarf feyn, fo ift dieß factifch 
widerlegt. Daß man an den Eifenhütten ein gutes Mittel 
habe, um in den Zeiten der Roth fchnell eine Geldſumme 
herbei zu fchaffen, muß ich Täugnen, und wahrhaft befla- 
gen müßte ich unfern Kinanzhaushalt, beffagen fürwahr 
unfere Finanzverwaltung, wenn man im Nothfall darauf 
befchränft wäre, Gelder von dort her nehmen zu müffen- 
Jene Eifenhütten find nicht fo immobil; fie haben etwas 
fehr Bewegliches, etwas fehr leicht Zerftörbares, und ges 
währen weitaus nicht jene Sicherheit, welche reine liegende 
Güter gewähren, oder gute Waldungen, bie fortwährend 
im Preife fleigen. Sch muß alfo auch in diefer Hinficht 
die Inconſequenz läugnen, welche aus meinen Worten ges 
zogen werben wollte Nur da hat der Staat die Aufgabe, 
felbft ein Gewerbe zu treiben, wo dazu Mittel nothwendig 
find, die der Private nicht fo beibringen kann, wo Kennt 
niffe erforderlich find, die der Private noch nicht befit, und 
darum bin auch ich gegen den Verkauf des Berg- und Hütten 
werks im Münftertbal, während ich für = Verkauf der 
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Eifenwerfe bin. Im Münſterthal ift die einzige Blei- umd 
Silberfchmelzhütte des Landes, und der einzige nach berg> 
männifchen Negeln betriebene Bergbau. Dort alfo können 
alle Privaten, die Blei- und Silberbergbau treiben, ihr 
Erz verhütten laſſen; dort Fünnen alle bergbautveibenden 
Privaten Leicht Unterricht und Anleitung ‚erhalten, von 
dort Arbeiter beziehen. Käme diefes Werk in Privathände, 
dann würden die übrigen, durch die. Staatsprämie zum 
: Bergbau aufgemunterten Privaten ihre Blei» und Silber 
erze dem Privatbefiger abzufiefern genöthigt ſeyn, der Die 
Preife herabdrücden, und, wenn er fich eine Täftige Con 
eurrenz vom Halfe fchaffen will, fagen kann: ich nehme 
euch Das Erz gar nicht, oder nur dann ab, wenn ihr ed 
um einen fehr niedrigen Preis liefert, wobei diefe Dann 
nicht beftehen Fönnten und ihr Bergbau zu ihrem großen 
Schaden zum Erliegen Fame, Es iſt fonach bewiefen, daß 
- jener Münfterthäler Bergbau nützlich auf den Bergbau der 
Privaten unferes Landes wirft, und bier befteht jomit ein 
anderes Verhältniß als bei den Eifenwerfen, von Denen 
ſchon viele mit größter Sachfenntniß und völlig felbftftändig 
von Privaten betrieben werden. Wenn man von einem 
Monopol gefprochen hat, das die Fünftigen Beſitzer ber 
Eifenwerfe zum Nachtheil des Publicums ſich aneignen 
fönnten, fo ift es in diefem Fall gerade der Staat feldft, ins 
bem er gegenwärtig 2 fl. 5 fr. Eingangszolf auf den 
Zentner Eifen legt, was pornämlich den Ararifchen Eifens 
werfen zu Statten fommt. Wenn man aber endlich noch 
bie Grundfäge der Humanität ald Gründe gegen den 
Verkauf anwendet, Grundfäße, die ich hochachte und gerne 
angewendet fehe, fo ift mir nicht möglich zu begreifen, 
durch was bei einem Verkauf ber Eifenwerfe die Huma⸗ 
nitat verlegt werben könnte. Gene Arbeiter werben, wenn 
fie fleißige und brave Arbeiter find, recht gut ihre Nahrung 
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finden und fortwährenden Verbienft und humane Bebanblung 
von den Privater genießen. Es it ein harter Vorwurf, 
meine Herren! wenn man fagt: bie Arbeiter würden von 
den Privaten hart behandelt, fie würden gequält oder zu 
Sclaven gemacht. Wenn man folches von Norwegen erfährt, 
fo find die Arbeiter dort auf Werfen, die Feine folche Con— 
currenz auszuhalten haben, und die Werfe in Gegenden, die 
nicht fo bewohnt find, und auch in einem Lande, dad 
nicht fo conftitutionel if. Da ich aljo auch von Diefer 
Seite Fein Bedenken habe, jo kann ich meine Meinung nur 
dahin ausfprechen, daß ich für den Verſuch eines Verkaufs, 
ſomit für den Öefeßentwurf, in der von der Commiſſion vor- 
gefchlagenen Weiſe, ftimme. 

E8 wird hierauf der Gejeßentwurf nad) dem Gommiffiongs 
antrage zur namentlichen Abftimmung gebracht und mit 32 
gegen 22 Stimmen in ber, in ber 

Beilage Kr. 2 
enthaltenen Faſſung angenommen. 

Was den Antrag des Abg. Martin betrifft, fo erffärte bie 
Kammer, daß fie über denfelben nicht heute abftimmen wolle, 
fondern folcher an die Kbtheilungen zu verweifen fet. 
Makget: m Intereſſe der beiden Eifenhütten angeftellten 
Beamten und Arbeiter fpreche ich den Wunſch aus, daß der 
ſchwankende Zuftand fo kurz als möglich ſeyn möge, Daher ber 
Verkaufsverſuch felbft möglichft ſchnell Statt finden möchte. Sch 
glaube, daß die Werfe nicht verkauft werden, ob fich gleich 
die Kammer dafür ausgejprochen hat, allein es wird zu einer 
großen Beruhigung wenigftend für die Arbeiter gereichen, 
wenn fie recht bald die Gewißheit erhalten, daß fie in ihrer 
jetigen Stellung verbleiben. - 

Finanzminifter v. Böckh: Der Vorſchlag ift noch nicht 
angenommen, benn es gehört auch noch die Zuftimmung 
der erfien Kammer und die Sanction bed Negenten dazu. 


Zu 
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Wenn er aber wirklich zum Gefeg wird, fo gebe ich Ihnen 
die Verfiherung, daß die Eifenwerfe in der Zwifchenzeit 
fortverwaltet werden, wie wenn fie nie verkauft würden. 
Wir werben die Beamten behalten, die wir gegenwärtig 
haben, und in Feiner Beziehung wegen eines möglichen Vers 
ſuchs zurückſetzen, überdieß zweifle ich fehr, Daß ein Vers 
kaufsverſuch gelingen werde. 

E83 wird hierauf eine Zufchrift ded Buchhändlers Groos 
verlefen, wonach bemfelben der befondere Druck der Motion 
bes Abg. v. Rotteck auf das firengfte unterfagt wird. 

Dieſe Zufchrift und die in derfelben enthaltenen Verfü— 
gungen lauten alfo: 


‚Un 
da8 hohe Präfidium der zweiten Kammer. 


„Sn der Anlage 'erlaube ic, mir, eine fo eben erhaltene 
Verfügung vorzulegen, wodurd, mir der befondere Druck der 
Motion des Herrn Abg. v. Rotteck auf das ftrengfte unters 
fagt wird, und bitte gehorfamft : 

„die obwaltenden Hinderniffe recht bald aus dem Wege 
zu räumen, da der Saß der befagten Motion vollendet 
und zum Druck bereit ift; auch, wegen der Förderung 
ber übrigen Arbeiten für die hohe Kammer, .nicht lange 
ſtehen bleiben kann.“ 
Mit Hochachtung und Verehrung 
Ch. Th. Groos. 


Karlsruhe den 8. Juli 1833. 


XX. Sißung v. 8. Juli 1833, 295 
| Karlöruhe, den 8. Zuli 1833. 


Großh. Badifches Polizeiamt der Refidenz 
an die 


Groo8’ fche Buchhandlung dahier. 


Ar. 3295. „Derfelben wird in Beziehung auf nachftehend | 
abfchriftliche hohe Minifterialweifung der Druck 
der v. Rotteckſchen Motion, die Unterfuchung 

des Zuftandes des Großherzogthums betreffend, 
anmit aufs ſtrengſte unterſagt.“ 
Picot. 


Miniſterium des Innern. 
Karlsruhe, den 6. Juli 1833. 


Nr. 7746. „Man veranlaßt das hiefige Polizeiamt, dafür 
zu forgen, daß der Inhalt der in der geftrigen 
Sißung der zweiten Kammer der Landftände 
von Hofrath v. Rotteck vorgetragenen Be 
gründung feiner Motion, die Ernennung einer 
Commiſſion zur Unterfuchung des Zuftande des 
Großherzogthums betreffend, nicht in irgend 
einem in hiefiger Reſidenz erfcheinenden öffent 
lichen Blatte zur Kenntniß des Publikums 
fomme ober einzeln gedruckt werde,“ 


8, Winter. 


Mördes: Da dem Secretariat befonders obliegt, über 
ben Fortgang des Drucks der Verhandlungen zu wachen, fo 
halte ich mich für verpflichtet, zu Befeitigung diefes Miß 
verftändniffes meine Anficht über das fo eben verlefene 
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Reſcript auszufprechen, Mir ſcheint, Daß dieß bloß ein, gegen 
den Buchhändler Groos gerichteted Verbot ift, die Rotteck- 
fche Motion als gewöhnlichen Verlagsartifel ind Publikum 
zu bringen, ich kann mich aber nicht überzeugen, daß in 
diefem Nefeript zugleich die Unterfagung des Drucks für die 
Kammer enthalten feyn ſoll. 

Finanzminifter v. Boch wünfcht, daß die Sache bid zur 
Anwefenheit des Chefs des Minifteriumd des Innern vers 
fchoben werben möchte, indem er gar feine Kenntuifß von 
ber Sache habe. 

Vicepräfident: So viel ich durch Mittheilung des 
Buchhändlers Groos weiß, ift die Verfügung allerdings 
fo verftanden, daß auch der Vorausdruck für die Kammer 
nicht Statt finden folle. 

v. Itzſtein: Dieß fcheint nicht in dem Nefeript zu Tiegen, 
und ich kann auch nicht glauben, daß das Minifterium deg 
Innern einen Befchluß an die Polizei ergehen ließ, wodurch 
ein Kammerbefchluß annullirt würde. In feiner ftändifchen 
Kammer in ganz Deutfchland würde fo etwas erhört worden 
feyn, und ich nehme daher im Intereſſe der Regierung felbft 
an, daß fie nur die Bekanntmachung der Motion als 

Berlagsartifel verboten hat, wofür fie allerdings Entfchul- 
digungsgruͤnde haben Fünnte. Einen Befchluß der Kammer 
aber, ben fie innerhalb der Grenzen ihrer Competenz ge- 
faßt hat, durch die Polizei umzuftoßen, wäre etwas Uns 
erhörteg ! 

Mördes: Im Zweifelsfall alfo dirfte der Vorausdruck 
fein Hinderniß erfahren. 

Schaaff: Wir werden bie Interpretation dem Buch⸗ 
händler Groos überlaffen müffen, deun er hat es zu vers 
autworten, wenn er etwas thut, was nicht im Sinne der 
Regierung Tiegen follte, und bie Kammer wird bis zur 
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nächften Sigung warten Fünnen, wo fle won dem Herrn 
Staatsrath Winter Ausfunft erhalten wird. 

Aſchbach: Groos hat und dasjenige zu leiſten, was pr 
ung zugefichert hat, und indem wir darauf dringen, drängen 
wir ihn, die Interpretation zu machen. | 

Welcker: Sch bitte den Herrn Präfidenten dafür zu 
forgen, daß diefe Erörterung mit dem Herrn Chef des Minis 
fterinms des Innern möglichft bald vor fich geht, denn, wir 
Alle wiffen, daß in den Nachbarftaaten unendlich viel 
weniger forgfältig und wohl abgewogene Erklärungen mit 
Zuftimmung der Regierungen gedruckt worden find, und es 
wird daher kaum begreiflich feyn, daß eine ſolche mäßige 
Darftellung unterdrückt werden kann. Sm Intereſſe der Ne: 
gierung ftelle ich alfo den Antrag, daß diefe Sache möglichft 
bald über jeden Zmeifel erhoben werde, indent ed auf die 
Kammer und das Land einen Mafel werfen wide, wen 
man diefes Duldete. 

v. Rotteck: Da meine Motion, wie Ich glaube, hin- 
länglich begründet ift, und alfo feiner weiteren Begründung 
durch neue Zwangsmaßregeln bebarf, fo wird allerdings der 
fragliche Befehl nicht anders zu verftehen feyn, als ihn die 
Abgeordneten Mördes und v. Ihftein erflärt habeı. 

Knapp: Wen die Regierung gewünfcht hätte, daß der 
Druck nicht für die Kammer Statt finden follte, fo würde 
ohne Zweifel ein Refeript an die Kammer ergangen feyn. 

Winter H.: Ich habe zwar gelernt an das Mögliche, 
nicht aber an das Unmögfiche zu glauben. Sch glaube nicht, 
daß es die Abficht der Regierung ift, die Kammer unter 
Genfur zu ſetzen. Sie hat den Druck befchloffen und niemals 
find die Bejchlüffe der Kammer auf eine Art von Ermerb 
hinausgegangen. Uns kann es gleichgültig feyn, ob Groos 
befondere Abbricke fir das Publikum macht oder nicht, und 
es geht daher unfer Befchluß auch nur darauf, daß die Mits 
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glieder ber beiden Kammern Eremplare erhalten. Dabei bes 
merfe ich, daß ich hauptfächlich darum auf den Druck ge; 
brungen habe, weil ich in der That nicht wußte, wie ich 
mich vor meinen Sommittenten rechtfertigen follte, daß ich 
auf die Tagesordnung angetragen habe. Ich habe fogar im 
Sinne der Regierung gefprochen, und würde mich fchäment, 
jest auch diefen Befchluß fallen zu laſſen. 

Rutſchmann: E8 wird feinen Anftand haben, zu bes 
fchließen, daß Buchhändler Groos fogleich die erforderliche 
Zahl von Eremplaren für die Kammer abziehen folle. _ 

Schaaff widerholt feinen Antrag auf Verfchiebung ber 
Sache. Er fei für energifche Maßregeln, wenn die Berhälts 
niffe e8 gebieterifch forderten ; im entgegengefegten Fall aber 
fei er für eine reifliche Ueberlegung. 

v. Rotteck: An und ift wegen bed Druckverbots von 
Seiten des Minifteriums nichts gefommen, und wir können 
deßhalb davon Umgang nehmen. 

Winter v.9.: Sch muß daran erinnern ‚ daß derfelbe 
Minifterialchef nach dem Vortrag der Motion erklärt hat, in 
die Protocolle müfe die Motion in jedem Fall gedruckt 
werden. 

Schaaff wiederholt nochmals feinen Antrag. 

v. Itzſtein fragt den Abg. Schaaff, ob er die Polizei 
auf die Kammer einwirken laſſen wolle. 

Schaaff: Die Kammer hat das Recht, zu befchließen, 
und die Regierung hat das Recht, die Genfur zu üben. 

Wolff: Groos hat e8 mit der —— zu thun und 
nicht wir. 

v. Itzſtein: Groos hat aber mit und einen Lieferungs⸗ 
accord abgefchloffen. 

Wolff: Wir fonnen ihn aber nicht ermächtigen, einem 
Regierungsbefehle zumwider zu handeln, noch ihn belehren, 
wie er einen Beichluß der Regierung zu deuten habe. 
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Winter v. H.: Die Regierung kann aber ben Groos 
nicht von der Vollziehung feines Vertrags abhalten. 

v. Rotteck: Die Kammer fann blos fagen, daß fich 
dieſes Nefeript nicht auf die an die Kammer abzugebenden 
Eremplare beziehen fünne, und wenn ein Zweifel von einem 
Mitglied dagegen erhoben wird, fo muß diefer Zweifel durch 
eine ausdrückliche Erklärung der Kammer aufgehoben werden. 

Bader: Nur wenn ber Abg. Schaaff auf feinem An⸗ 
trag befteht und folcher unterftüßt wird, muß die Kammer 
einen Bejchluß faffen, fonft aber ift durchaus Fein Anlaß zu 
einem folchen vorhanden. 

Präfident: Da der Antrag des Abg. Schaaff nicht 
unterftügt worden ift und alfo Fein Befchluß darauf gefaßt 
werden kann, fo wird die Beforgung des Gefchäfts dem 
Secretariat überlaffen bleiben. 

Damit wird die heutige Sitzung gefchloffen, und die nächfte 
auf Morgen angefagt. 

- Zur Beurfundung 
der am 26. Suli 4833 in einer Nachmittagsfigung erfolgten 
Borlefung. 
Der zweite Vicepräftdent: 
Merk. 
Der erfte Secretär: 
Rutfhmann. 


Beilage Ar. 1 
zum Protocol der 20, öffentlichen Sigung vom 8. Sult 1833. 





An 
das hochverehrliche Prafidium der erften 
Kammer der Ständeverfammlung. 
Die zweite Kammer hat die ihr mitgetheilten Nachweifungen 
der Amortifationsfaffe pro 1830 und 14831, resp. die Ber 
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richte des ſtaͤndiſchen Ausfchuffes über dieſe Rechnungen 
durch eine befondere Commiſſion prüfen und ſich darüber 
Vortrag erftatten laſſen, fofort nach gepflogener Berathung 
in ihrer 20. öffentlichen Sigung vom 8. d. M. einftimmig 
befchloffen : | 

1) Die hohe Regierung um die Anordnung zu bitten, daß 
das Guthaben der Staatskaſſe auf ben Dotationdconto ber 
Amortifationgkaffe im Betrage von 363,441 fl. 6 fr., als zu 
Sefällentfchädigungen beſtimmt, dort ab⸗ und einem neu zu bil⸗ 
denden Conto für Gefällentfchäbign n g en zugeſchrieben 
werde. 

2) Eine Verwahrung wegen bes Verkaufs von Domänen 
und gemachten Acquifitionen in Beziehung Auf die Mitwirs 
fung der Stände auszuſprechen. 

3) Die Nachweiſungen der Amortifationskaffe für Die 
Rechnungsjahre 1830 und 1831, jedoch mit ausdrücklichen 
Borbehalt aller etwa auf den Grund der Declarationen ge 
leifteten Entfchädigungen, als genügend anzuerkennen. 

Mir haben die Ehre, das hochverehrfiche Bräffdium ber 
eriten Kammer hievon zur gefälligen dortjeitigen Berathung 
in Kenntniß zu feßen. 


Karlsruhe, den 9. Suli 1833. 
Der erfte Vicepräftdent 
der zweiten Kammer der Ständeverfunmlung. 
r. 3. ©. Duttlinger. 


Die Secretäre: 
Rutſchmann. 
B. Moͤrdes. 
Schinzinger. 


* 
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Beilage Nr. 2 | 
zum Protocoll der 20. öffentlichen Sigung vom 8. Suli 1833. 





Leopold, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. | 

Mit Zuftimmung Unferer getreuen Stände haben Wir 

beſchloſſen und verordnen, wie folgt: 
Einziger Artikel. 

Die zu den großh. Domänen gehörigen Eiſenwerke ſollen 
einzeln und zufammen dem Berfaufe ausgefeßt und fo fer 
angemefjene Gebote gefchehen, an den Meiftbietenden vers 
äußert werben. 

Gegeben zu Karlsruhe ꝛc. 


Die zweite Kammer nimmt vorſtehenden Geſetzesentwurf an. 
Karlsruhe, den 8. Juli 1833. 

Im Namen der unterthänigft treu gehorfamften zweiten 

Kammer der Ständeverfammlung. 
Der erfte Vicepräſident: 
Dr. 5%. © Duttlinger. 
Die Secretäre: 
Rutſchmann. 


B. Mördes. 
Schinzinger. 


XXL Deffentlide Sitzung. 


Berhandelt in dem Situngsfaale der zweiten Kammer der 
Ständeverfammlung. 


Karlsruhe, den 9. Suli 1833. 


In Gegenwart der Herren Regierungscommiffäre, Minifterial: 
chef Staatsraty Winter, Staatsrath Jolly und Geheimenrath 
v. Weiler, fodann fämmtliher Mitglieder der zweiten Kammer, 
mit Ausnahme des Präfidenten Mittermaier und der Abg. 
Herr, Merk, Müller, Trödtfhler, Völker und Witzen— 
mann. 


Unter dem Borfige des erften Vicepräfidenten Duttlinger. 


Bon dem erften Secretär werben folgende neue Eingaben 
angezeigt: | 

4) Der Gefchwifter Zörger zu Gengenbach und Reichens 
bach, Anfprüche an den Gengenbacher Spitalfond betr. ; 

2) von 19 Gemeinden des Amtsbezirks Hüfingen, die 
durch die Gemeindeordnung ausgefprochene Wandelbarkeit 
der Bürgernußungen betr. ; 

3) des Soh. Georg Seyfried, Bäder in Donauefchins 
gen, nähere Beftimmung der Necursinftanzen in Ehrens 
Franfungsfachen betr. ; 

4) der Zollgardift Egry's Wittwe von Gengenbach, 
Berleihung einer Penfion und einftweilige Unterftügung 
betreffend; 
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5) ded Schreinermeifterd Adermann und Gonforten von 
Raftadt, Unterftügung aus dem MariasBictorias$ond betr. ; 


G) des Gemeinderaths und Bürgerausfchuffes der Stadt 
Freudenberg, Amts Wertheim, Wiederherftellung der Bür: 
ger- oder freiwilligen Straußwirthichaften betr. 


7) Der Gemeinde Badenweiler, Unterflügung armer 
Familien betr. 


Magg übergiebt eine Petition des ypractifchen Arztes 
Dr. Jäckle und des Landchirurgen Mayer in Ueberlingen, 
die Bildung einer Affecuranz für practifche Aerzte und 
Wundärzte im Großherzogthum Baden betreffend, und 
bemerft dabei: diefer Gegenftand ift noch zu wenig allges 
mein befannt, ald daß er ohne Widerfpruch überall gleis 
en Anklang finden dürfte. Uebrigens könnte diefe Petis 
tion doch Veranlaffung geben, über die Verbefferung des 
Zuftandes der Aerzte im Großherzogthum überhaupt näher 
zu berathen, und darum empfehle ich die Bitte der Petiz 
tionscommiffion zur befondern Berückſichtigung. 

Trefurt begründet hierauf feine Motion, dahin ges 
hend, der Kammer auf allen Fünftigen Landtagen Nach: 
weifungen über die Verwendung des Stiftungsvermögeng 
vorlegen zu laſſen. 

Beilage Nr. 1. @. Beil.-Heft S. 13—17.) 

v. Dürrheimb: Ich unterftüge die Motion mit aller 
Lebhaftigkeit, denn ich habe manche, bittere Erfahrungen 
gemacht, die in mir die Meinung begründeten, daß ed 
nothwendig ift, zweckmäßige Vorkehrungen zu treffen, das 
mit die milden Stiftungen den verfaffungsmäßigen Schuß 
erhalten. | 

Hecht: In feinem Zweige ber Regierung haben ſich 
fo viele Mißbräuche eingefchlichen, als in diefem, und ges 
rabe in einem Zweig, wo bie folgen für den Armen und 
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die heilſamen Anſtalten, welche die frommen Vorfahren 
für kuünftige Jahrhunderte geſtiftet haben, fo drückend wer⸗ 
den. Ich unterſtütze daher mit voller Ueberzeugung den 
Antrag. 

Gerbel unterſtützt ihn ebenfalls und trägt auf ben 
Drucd der Motion an. 

Staatsrath Winter: Sch habe hier im Allgemeinen 
von Mißbräuchen fprechen gehört, und möchte denn doch 
wiffen, worin fie beftehen. 

Rutſchmann: Nady vorliegenden Petitionen beftehen 
zahlreiche Mißbräuche. 

Gerbel: Es ift von Mißbräuchen in der Verwendung 
des GStiftungsvermögens die Rede. 

Schaaff: Wenn Herr Staatsrath Winter folche 
Mißbräuche erfahren will, fo bin ich erbötig, ihm außer 
der Kammer welche mitzutheilen. 

Es wird hierauf befchloffen, die Motion in die Abtheis 
lungen zu verweifen, und dem Drud zu übergeben. 

Welcker berichtet hierauf über den Gefeßesentwurf, 
das Verbot fchwärmerifcher Secten betreffend. 

Beilage Nr. 2. 2. BeilcHeft S. 1—12.) 

Afchbach erftattet weiteren Bericht über den Gefeßes: 
entwurf, die Ertheilung von Zollprivilegien betreffend. 

Beilage Ar. 3. (4. BeilsHeft, S. 214—227.) 
Beide Berichte follen in einer der nächften Sitzungen dis⸗ 
eutirt und vorher dem Druck übergeben werden. " 

Pit Unterbrechung der Tagesordnung wird nunmehr ein 
höchftes Refcript in Bezug auf den über die Motion bed 
Abgeorbneten v. Rotteck gefaßten Beſchluß PORN: 

Beilage Nr. 4 | 

Magg: Der Inhalt diefes höchften Referipts fpricht in 
Beziehung auf die Abficht des jüngften Kammerbeſchluſſes 
vollfommen meine Meberzeugung and. Meiner Abſtimmung 
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lag das unbedingte Vertrauen in die Worte des Fürften, 
die in der Antwort der Danfadrefje enthalten find, zu 
Grund, und ich habe die Ueberzeugung, daß aud) die Kam⸗ 
mer, wenn nicht allgemein, doch in ihrer Mehrheit, von diefer 
Abficht geleitet war, als fie jenen Beſchluß faßte. 

Biele Stimmen: Allerdings! 

Der Redner fährt fort: Bei dieſer vielfeitigen mit mir 
übereinftimmenden Erflärung bedarf ich Feiner weiteren SMo- 
tive, um meinen Antrag zu begründen, der dahin geht, 
nunmehr über diefen Gegenftand zur Tagesordnung zu gehen. 

(Lebhaft unterftüßt.) 

Welder: Ich muß den entgegengefegten Antrag ftellen. 
Sch bin überzeugt, daß auch nicht ein Mitglied der Kammer 
bei jenem einftimmig gefaßten Befchluß nur entfernt die 
Möglichkeit geahnet hat, daß dabei irgend ein Mißtrauen 
in die Föniglichen YBorte des Großherzogs zu Grunde liegend 
gefunden werden könnte, und bedaure es tief, daß dieſes 
Mißverſtändniß durch die Berichte über m Sitzung ente 
ftanden ift. 


Obgleich aber von einem Mißtrauen nicht einmal im ent⸗ 
fernteften Sinne die Rede war, jo hat doc) jener Vorbehalt, 
der in diefer Situng gemacht wurde, nad) der ausdrück—⸗ 
lichen Erklärung fehr vieler Redner nicht blos allein den Chas 
racter, der ihm in diefem Reſcript beigelegt ift, fondern eg 
herrfcht auch in diefer Hinficht ein Mißverftändniß. 

Wollten wir nun unter diefen Umftänden die nothwendige 
richtige Anficht der Sache feftftellen, fo würden wir an eine 
Discuffion kommen, die fo ſchnell nicht beendigt werben 
könnte. Auf jeden Fall würde es fehr unangemeffen feyn, 
in Beziehung auf ein mit dem Namen des Großherzogs uns 
mittelbar verfehenes Reſcript fo improvifirt, und ohne genaue 


und forgfältige Berathung eine Erklärung zu — Ich 
1833, U, K. Prot. 48 Heft. 
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muß alfo durchaus darauf antragen, daß diefes — an 
die Abtheilungen verwieſen werde. 

(Vielfach unterſtüuͤtzt.) 

Schaaff: Ich habe den Antrag des Abgeordneten 
Merk, der ſpäter von der Kammer zum Beſchluß erho— 
ben wurde, unterſtützt, und aus der Rede, womit ich 
meine Unterſtützung begleitet habe, gieng offenbar hervor, 
daß ich nichts Anderes wollte, als mich vertrauensvoll an 
die Zuſicherungen des Großherzogs anzuſchließen, die mir 
vollfommene Beruhigung gewähren mußten. Wenn nun 
‚ der Befchluß der Kammer anders interpretirt werden will, 

fo ift Dieß, wenigftends was meine Stimme betrifft, ein 
Mißverftändniß, denn ich wollte nichts anderes darein 
gelegt wiffen, als daß fid) die Kammer den Worten, die 
wir vom Throne gehört haben, anfchließe, und ich unters 
ftüße Daher den Antrag des Abgeordneten Magg. 

Winterv H.: Ich kann mir durchaus nicht begreif- 
lich machen, wie es nur möglich war, dem Bejchluß der 
Kammer eine Deutung diefer Art zu geben, wie fie jeßt 
gegeben zu werden fcheint. Sch hatte nicht von Ferne 
einen Gedanken von Mißtrauen in die Worte des Groß- 
herzogs, als id) den Antrag des Abgeordneten Merk 
unterftüte. Meine Meinung war blos die, zur Tages: 
ordnung zu gehen, um die Motion zu befeitigen, weil ich 
glaubte, daß die meiften Mitglieder der Kammer diefeg 
winfchen würden, und weil mir fchien, daß zu einer nä— 
heren Erwägung aller in der Motion vorgetragenen wich. 
tigen Gegenftände wenigftens jeßt nicht Die rechte Zeit ſeyn 
möchte. Sch muß aber geftehen, daß ich den Antrag des 
Abgeordneten Magg darum nicht unterftüßen möchte, 
weil mir darin eine Art von Zugeben irgend einer mög: 
lichen Mißdeutung des Befchluffes zu Liegen feheint. Wenn 
ich fage, ich habe es nicht anders verftanden, fo iſt bieß 
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eine Art folcher Interpretation des Befchluffes, der aber 
doch fo deutlich ift, daß er gar nicht anders interpretirt 
werden faun, als er lautet und die Kammer ihn einſtim— 
mig annahm. Um daher für jeßt noch nicht näher in bie 
Sache einzugehen, und weil ich wünfche, daß wir auf 
der bisher verfolgten Bahn der Eintracht, des Friedens, 
der Liebe und des Vertrauens ruhig weiter fchreiten möch- 
ten, fo unterftüße ich, zu einer ruhigen Prüfung der Sache, 
den Antrag des Abgeordneten Welder. 

v. Tfcheppe: Die Abficht, die wir bei dem Befchluß 
hatten, ift allerdings deutlih. Schon in der geheimen 
Sigung habe ich mein volles Vertrauen in die Worte 
Sr. K. 9. des Großherzogs, welche Allerhöchft Diefelben 
auf unfere Danfadreffe ermwiederten, ausgefprochen, und 
mit denfelben Gefinnungen bin ich am 5. d. M. wieder 
in diefen Saal getreten. Ich habe nichts Anderes aus— 
fprechen wollen, ald daß man im Bertrauen auf Die ges 
gebenen Zuficherungen zur Tagesordnung übergehen könne, 
indem ich durchaus Feine Beforgniß hege, daß der 
Großherzog je im Sinne habe oder zugeben werde, daß 
die Berfaffung verlegt werde. In den Neuerungen, die 
in der Kammer felbjt gefallen find, in den Motiven des 
Abgeordneten Merk zu Unterftügung feines Antrags, habe 
ich nichts anderes gefunden, ald daß blos das Bertrauen 
gegen den Großherzog hat ausgefprochen werden wollen, 
allein bei näherer Prüfung, bei den Neußerungen, die man 
außer diefem Haufe hörte, muß ich gefteben, daß der Bes 
fchluß, wie er in dem Protokoll fteht, und in der Zeitung 
befannt gemacht wurde, Doch einer verjchiedenen Inter— 
pretation fähig iſt, und daß die Bezugnahme. auf die 
Danfabdreffe, worin Bejorgniffe ausgefprochen worden find, 
alfo die Wiederholung diefer Beforgniffe und des Ber: 
trauens mir unfchicflich und widerfprechend fcheint. Eben 

5 20. 
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deßhalb aber weil wenigftend unfere Abficht nicht zweifelhaft 
feyn kann, finde ich eine weitere Erörterung der Sache nicht 
nothwendig, und unterftüge daher den Antrag des Abg. 
Magg. | 

v. Rotteck: Ich bin nicht mit dem Antrag des Abg. 
Magg einverftanden, denn ich halte den Vorfchlag des 
Uebergangs zur Tagesordnung auf ein yon dem Großherzog 
in einer fo wichtigen Sache erlaffenes Reſcript nach meinem 
Gefühl felbft der ſchuldigen Ehrerbietung zuwiderlaufend. 
Ueber ein Nefcript des Großherzogs fann die Kammer nicht 
zur Tagesordnung gehen, fondern es ift ein Beichluß dars 
über zu faffen, oder irgend eine Erklärung zu geben, möge 
fie auch beftchen, worin fie wolle. Es ift der Erhabenheit 
des Großherzogs, fo wie auch der Wichtigkeit des Gegen 
ftandes nicht angemeffen und mit der Würde der Kammer 
nicht verträglich, bier zu improvifiren. Was wir bier be— 
fchließen, erflären oder thun, ift von großer Wichtigfeit für 
das Land, und ed wird die öffentliche Meinung fehr genau 
dasjenige prüfen, erwägen und beurtheilen, was wir bier 
thun oder nicht. Von Improviſiren kann hier nicht die Rede 
feyn, und es muß alfo der Gegenftand an die Abtheilungen 
verwiefen werben. Geſetzt, wir wollten hier eine Erflärung 
geben, die eine Abänderung unferes früheren Befchluffes aus⸗ 
fpricht oder involvirt, fo wäre damit ein fchlimmer Grundfag 
ausgefprochen, indem damit gejagt wäre, daß in einer folgens 
den Sigung ein Befchluß, der in einer frühern gefaßt wurde, 
abgeändert werden fünne, was doppelt bedenklich ift, wenn 
in einer fpätern Sitzung weniger Mitglieder anweſend find, 
als in der frühern, und gerade diejenigen nicht da find, 
von denen der Befchluß, der gefaßt wurde, ald Antrag | 
ausging, oder befonders unterftüßt wurde. Der Abgeordnete 
Merk insbefondere, der die Faffıng, die von und zum 
Beichluß erhoben worden iſt, in Antrag gebracht hat, ift 
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nicht bier. Wenn man uns auf Beifpiele binweifen wollte, 
wonach erft Fürzlich in der Kammer eines großen Landes 
ein Befchluß abgeändert wurde, der in einer frühern Sitzung 
gefaßt worden ift, fo befteht bier Feine Aehnlichfeit der 
Berhältniffe und damals war ber erfte Befchluß von einer 
jehr Kleinen Zahl gefaßt, das Haus war nicht zum vierten 
Theil volzählig, daher konnte wohl nachher bei vollem 
Haufe der Befchluß abgeändert werden. Will man aber 
ben Borfchlag machen, daß wir unfern Befchluß interpre> 
tiren, oder erklären, fo ift dieß auch wieder durch Impro⸗ 
viſiren nicht möglich und überhaupt höchſt bedenklich und 
ſchwer. Hier iſt ein Factum, der Beſchluß iſt im Protokoll, 
und liegt dem Publikum vor Augen und kann nicht mehr 
geändert werden. Jeder mag dieſen Beſchluß interpretiren 
oder erflären, wie er nach feinen perfünlichen Anſichten 
will, aber das ift nicht möglicy, daß die Kammer ihn aus— 
legt; fie kann nicht den Sinn, die Abficht und Bedeutung 
interpretiren, die diefe Erffärung haben fol. Das ift blog 
Sache des Individuums, allein der Befchluß felbft gehört 
der Gefammtheit an, welche durch ihren vollgültigen Willen 
damals ausgefprochen hat, daß diefe Erklärung ind Pros 
tofoll fommen folle, und höchftens könnte fie jet noch bes 
fchließen, daß fie nunmehr wolle, die neulid ind Pros 
tofoll gegebene Erklärung folle fo oder fo gedeutet werden. 
Das wäre fodann eine autbentifche Interpretation, bei welcher 
nicht die Grammatif oder Logik, fondern nur der 
Wille vorherrfcht. Aber zu fagen‘, diefe Erflärung habe 
diefen oder jenen Sinn, dazu ift die Kammer nicht be 
rechtigt, und nicht fähig, denn es giebt feinen Gefammt- 
Sinn, fondern nır einen Gefammtwillen. Höchſtens 
könnte jeder Einzelne in der Kammer aufgerufen werben, 
um feine Erklärung zu Protokoll zu geben, welchen Sinn 
er mit den Worten des Befchluffes verbinden wollte, ober 
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verbunden habe. Was aber auch überall gefchehen möge, es 
ift feine Sache des Improviſirens, es ift etwas, worüber 
wir der öffentlichen Meinung Rechenſchaft fehuldig find, 
und dieß koͤnnen wir nicht ohne genaue Erwägung thun. 
Sch unterftüte daher den Antrag des Abg. Welcker, diefes 
Reſcript in die Abtheilungen zu verweifen, denn jedenfalls 
muß, ehe über den Sinn und die Bedeutung unferer früs 
heren Erflärung ein Befchluß gefaßt werben kann, die 
Discuffion über denfelben Gegenftand von vornen anges 
fangen werden, indem wir ja nicht, ohne die Gründe für 
und wider zu vernehmen, eine Erklärung befchließen fünnen, 
bie eine andere Bedeutung haben follte, als in den Worten 
der frühern liegt. 

Wolff: In dem uns verlefenen höchften Refeript wird 
von der Unterftellung ausgegangen, daß die Kammer bei 
ber Faſſung des Befchluffes Feine andere Abficht hatte, 
ald die Meinung auszufprechen, ſich bei der in der Antwort 
Sr. Königl. Hoheit des Großherzogs auf die Danfadreffe 
gegebenen Zuficherung zu beruhigen. Es fommt hier einzig 
und allein darauf an, ob mirflich dieß die Anficht und 
der Wille der Mehrheit der Kammer gewefen ſei oder 
nicht. Jedes Mitglied der Kammer hat darüber fich felbft 
zu prüfen und zu fragen, ob Ge, Königliche Hoheit der 
Großherzog fich in Diefer Erwartung und Unterftellnng 
getäufcht habe oder nicht. In mir haben ſich Höchft Die 
felben wicht getäufcht, denn ich war blos der Meinung, 
im Vertrauen auf die höchften Zuficherungen zur Tages— 
ordnung überzugehen. Eben darum war ich auch feft ent: 
Ihloffen, mid) dem Antrag des Abg. Duttlinger auf 
unbedingte Tagesordnung anzufchließen, und erft nachdem 
biefer feinen Antrag zurücgenommen hatte, und weil ich 
im Laufe der Discuffion gewahrte, daß der etwas un— 
deutlich, motivirte Antrag des Abg. Merf im Grunde 


XXI Sißung v. 9. Juli 1838. 311 


feinen andern Sinn ald den im höchften Refcripte unter; 
ftellten haben folle, habe ich demfelben beigeftimmt. In 
diefem Sinne, und nur in diefem Sinne habe ic) diefen 
Antrag angenommen, und in diefem Sinne beharre ich 
auch jeßt dabei, weßhalb icy den Antrag bed Abg. Magg 
unterjtüße, 

v. Itzſtein: Ich möchte abermals mit dem beutjchen 
Dichter Uhland fprechen: 

Und wieder ſchwankt die ernfte Wage, 
Der alte Kampf belebt ſich neu ꝛc. 

Wir haben gehofft, als wir in einer der neueften Sitzungen 
den Befchluß auf den Antrag des Abgeordneten v. Notted 
faßten, alle Zerwürfniſſe zu befeitigen, indem wir einen 
Beſchluß faßten, der nur ausfpricht, was, deute es Jeder 
wie er will, Elar und offen vor den Augen der Welt fteht, 
und Far vor meiner Seele ſtand. An dent, was ich gefagt 
und gemeint, kann Feine menfchliche Gewalt mir denteli, 
Mir muß es Far feyn, und der Befchluß hat anerkannt, 
und ich glaube mit Danf atterfannt, daß wir eine beru: 
bigende Erklärung von Seiten ded Großherzogs erhalten 
haben. Darüber war nie Zweifel und wird auch Feiner 
Statt finden. Wir haben aber auch unferer Seite Pflichten, 
wir ftehen als die Vertreter des Volks da, und als folche 
mußten mir erflären, was ung nothwendig fchten, um die 
Berfaffung zu fchüßen. Auch wir wollten vereint mit dem 
Großherzog ausfprechen, was der Großherzog felbit aus: 
gefprochen hatz auch wir wollten fagen, wir werden nie 
eine Interpretation der Bundesbefchlüffe für rechtsgültig 
anerkennen, welche unfere Berfaffung verlegen, oder Be: 
fchränfungen ber verfaffungsmäßigen Nechte herbeiführen 
koͤnnte. Wer von Ihnen kann etwas Anderes wollen, wer 
will, went ev feittem Eide getreu ift, zugeben, daß bie 
Bundesbefchlüffe auf eine Art interpretirt werden ſollen, 
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die die Verfaffung verlegt? Ich Fonnte ed nicht, denn ich 
habe gefchworen, treu die Berfaffung zu beachten und 
treu der Berfaffung zu leben, und wenn ich gejagt habe, 
ich werde. eine Interpretation der Bundesbefchlüffe nie für 
rechtögültig erfennen, die die Verfaffung verlegt, fo habe 
ich nur gethan, was ber Eid mir gebietet, und feine 
menfchliche Gewalt kann mich davon abbringen, wie es 
denn auch nicht im Sinne des Reſcripts Tiegt, daß ich 
davon abweichen folle. Da aber diefes Nefeript von einer 
Wichtigkeit ift, in der fie vielleicht felten an eine Kammer 
fommt, da es Ausdrüde und Beftimmungen enthält, über 
welche allerdings eine Berathung nothwendig ift, und ich 
nicht glaube, daß man ſich in der heutigen Sißung darüber 
ausfprechen fann, da e8 auf wohl zu erwägende Auss 
drücke anfommt, in denen die Kammer zu antworten hat, 
fo unterftüße ich den Antrag des Abg. Welder auf Ber: 
weifung in die Abtheilungen. 

Mordes: Die fchönen herrlichen Nefultate des Lands 
tags von 1831 find ein Product der Eintracht der Kammer 
unter fich und mit der Regierung. ‚Wenn und heute 'ges 
lingen fol, was damals fo ſchön vollbracht wurde, fo 
müffen wir vor Allem fireben, diefen Geift der Eintracht 
fort zu erhalten. Ich fürchte aber, er könnte entweichen, 
und wir möchten einen Fehler begehen, wenn wir über 
‚ einen Gegenftand von fo hoher Wichtigkeit in der Eile 
einen Befchluß faßten. 

Darum befonders trete ich dem Antrag des Abgeordneten 
Welcker bei, den Gegenftand an die Abtheilungen zu 
vermweifen. Auch ich war unter Denjenigen, die fich für 
den Antrag des Abgeordneten Merk erhoben haben; ich 
war dabei der Ueberzeugung, die ich noch heute habe‘, in 
ber ich feinen Augenblick fchwanfte, und die gewiß Seber 
von Uns theilt, nämlich Die, das Vertranen, das Se. Königl. 
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Hoheit der Großherzog gegen uns ausgejprochen hat, ung 
anzueignen. Die Kammer wollte aber, unbefchabet der Ehrs 
furcht, die wir dem Großherzog fehuldig find, eine felbfts 
ftändige Anficht ausfprechen, eine Anficht, die man um fo 
weniger mißdeuten kann, als fie, genau erwogen, nichts 
enthält, als einen concludenten Schlußfaß aus der Verſiche⸗ 
rung bed Negenten felbft. Se Königl. Hoheit fagt ung auch, 
Sie feien. weit entfernt, je eine Deutung der Bunbesbe- 
fchlüffe zuzulaffen, die unfere Nechte befchränfen Fünnte, 
und darauf antworteten wir, wir theilten diefe Gefinnung 
und erflären nebftbei, geftüßt auf diefe fürftlichen Worte, 
daß wir aus diefem Gefichtspunfte unfere Rechte fchirmen 
und wahren werden. Db ich num gleich nicht einfehe, wie 
ed möglich, den Befchluß in feiner jeßigen Faſſung einer 
Mißdeutung zu unterwerfen, fo muß ich doch darauf zurück 
fommen, den Gegenftand zur genauen Erörterung an die 
Abtheilungen zu verweifen. 

Poffelt: Daß die Gefinnung der Kammer, als fe den 
Abg. Merk unterftüßte, die loyalfte und redlichfte war, 
diefes Zeugniß wird man nicht verfagen können. Keiner von 
ung Allen hat von ferne daran gedacht, in die füniglichen 
Worte, in die tröftliche Zufage, alle Anfechtungen von der 
Verfaffung abzuwehren, den mindeften Zweifel zu legen 
und die ganze Veranlaffung zu diefem Nefeript mag auf 
einem Mißverftändniffe beruhen, worauf auch einzelne Stellen 
bes Reſcripts felbft hinzubeuten fcheinen, Es ift nämlich in 
unferer Erklärung auf die Danfadreffe an den Großherzog 
hingemwiefen, während man auf die ung zu Theil gewordene 
Allerhöchfte Antwort hätte hinweifen follen. Wenn es ftatt 
Letzterer, Erfterer hieße, fo wäre eine falfche Deutung oder 
Interpretation gar nicht mehr möglich, Da indeffen folche 
Redactionsveränderungen Fein Gegenftand einer improvis 
firten Berathung feyn können, und da ich nach meiner innigften 
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Weberzeugung glaube, daß ein folches höchſtes Reſcript 
wirklich aus gefühlter Ehrfurcht für den Thron und in Bes 
trachtung feiner hohen Wichtigfeit nicht fo ſchnell befeitigt 
werden kann, und ich ferner überzeugt bin, daß durch eine 
Berathung in den Abtheilungen das Mißverftändniß zur all- 
gemeinen Zufriedenheit und ſelbſt zur Beruhigung der Regie: 
rung leicht fich [ofen wird, fo unterftüge ich den Antrag des 
Abg. Welder. 

Fecht: Uns trifft das Loos des Sifiphug, faum iſt ein 
Fels mühfam den Berg hinaufgefchoben, fo wird ein anderer 
[08 gelaffen, den wir wieder fortfchieben müffen. Hier haben 
wir den erhabenen Namen des Regenten unter dem Reſcript, 
allein der Regent gehört nicht in unfere Discuffion, fondern 
wir haben es blos mit denjenigen Männern zu thun, die 
den Regenten berathen, und ich glaube, fie haben ihn in 
diefem Falle nicht gut berathen. Seit 1819 trage ich immer 
diefelbe Farbe und habe mic nie nach den Berhältniffen ver: 
ändert; ich war ſtets ftreng conftitutionell im Grundfag und 
gemäßigt liberal in der Anwendung. Nach diefem Grund» 
faße ergreife ich je.e Veranlaffung und thue dieß auch bei 
ber Berathung diefes Gegenftandes, um das heilige Band 
zwifchen Regent und Volk fo viel in meinen Kräften fteht, 
imnter fefter knüpfen zu helfen, was ein Rückblick auf die 
Protokolle beftätigen wird, Wegen diefed Strebens wurde 
ich fogar bie und da mißdentet, was mic, übrigens nicht 
wankend machen Fonnte. Eben fo unerjchütterlich feſt bleibe 
ich aber treu der Berfaffung, auf Die ich gefchworen habe, 
und nichts in der Welt fol mich bewegen, auf irgend eine 
Weiſe von diefer Berfaffung etwas nachzulaffen. Sch Fann 
int der Anwendung ab- und zugeben, wenn es aber Prim 
eipien' gilt, fo müßte ich vor wir felbft erröthen, wenn id) 
dazu mitwirken wollte, diefes Princip aufzugeben und fo 
vollends zum Verluſt unferer Freiheit beizutragen. Die 
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Rathgeber des Negenten haben von Mißtrauen 'gefprochen, 
welches fich in unferem Befchluß offenbare, Ich wünfchte 
aber, daß man auf den Fleinften Dörfern die Leute unfere Er— 
Flärung lefen ließe, und danır fragte, ob wir ein Mißtrauen 
geäußert hätten. Was thaten denn die Abgeordneten? Sie 
boten mit Rührung ihrem Fürften auch bei diefer Gelegen— 
heit die Hand, und gewiß im Namen bed Volks, und 
fagten, fo wie er treu der Berfaffung bleiben werde, und 
nie eine Deutung zugeben Fünne, wodurch die VBerfaffung 
untergraben werde, fo wolle auch das Volk in gleichem 
Sinn ſich ausfprechen, und, was Gott verhüten molle, 
wenn er je die Kraft des Volks zum Schuß der Berfaf- 
fung fordern müffe, fo werbe es Gut und Blut für diefe 
feine Erflärung, für feinen ſchönen höchftfürftlichen Sinn 
opfern. Dieß war der Geift, in dem ich ſprach. Wie muß 
ed daher eine Verſammlung fihmerzen, bie bisher bei 
jeder Gelegenheit fo viel Mäßigung zeigte, uud dem 
Spruch nachkam: „fo viel an Euch ift, nämlich mit 
Euerer Pflicht übereinftimmt, habt Frieden 
und bietet den Frieden,“ wenn man ihrem Befchluß 
jeßt eine folche Unterftellung geben will. Das lag nicht im 
Sinn des Negenten, und die Minifter werden es bedauern, 
weun fie die Sache näher prüfen, daß ſie folche auf dieſe 
Weiſe dargeftellt haben, als hätte die Kammer ein folches 
Mißtrauen ausgefprochen. In einer fo wichtigen Sache, die 
vielleicht in ihren Folgen, vor denen ich jedoch nicht zittere, 
noch wichtiger ift, muß ich dringend darauf beftehen, daß 
die Sache an die Abtheilungen fommt. \ 
Staatsrath Winter: Es thut mir leid, daß der Abg. 
Fecht in das Materielle eingegangen ift. Kein Menfch 
hat gefagt, daß ein Mißtrauen gegen die Kammer herrfche. 
Das Mißtrauen Tiegt in den Morten, welches der, der 
nicht gegenwärtig war, oder bie Verhandlungen richt 
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fennt, daraus ziehen kann und muß. E3 ift Flar im Ne: 
feript ausgefprochen, daß die Abficht der Kammer nicht 
befchuldigt wird, allein, die Regierung hat erklärt, daß 
fie diefen Beifaß nicht für angemeffen halten könne, und 
hat dieß auch aus guten Gründen erklärt. Die Kammer 
hat, um den Hergang der Sache darzuftellen, — den 
Großherzog in ihrer Danfadreffe um eine Zuficherung ges 
beten, fie hat darin Beforgniffe ausgefprochen, die fie ger 
hoben zu fehen mwünfchte, was denn auch auf eine über 
allen Zweifel erhabene Weiſe gefchehen ift, und darum 
glaubte auch der Großherzog, die Kammer werde nicht 
wieder auf die Beforgniffe zurückkommen, nachdem er dies 
felben. gehoben hat. Bon einem Mißtrauen gegen die Kam⸗ 
mer ift alfo Feine Rede. Durchaus unrichtig ift es aber, 
wenn gefagt wurde, ed könne der Würde ded Negenten 


nachtheilig feyn, wenn die Kammer über diefes Nefeript | 


zur Tagesordnung fchreite. Wenn die Mehrheit, die in 
dem Reſcript gemeint ift, erklärt, fie habe den Befchluß 
in feinem andern Sinne werftanden, ald in demjenigen, 
den dad Nefeript bezeichnet, und fie gehe deßhalb zur 
Tagesordnung über, fo iſt nicht die mindefte Verlegung 
des Negenten dabei denkbar. Wollten Sie aber die Sache 
zu einem egenftand weiterer Verhandlung machen, fo_ 
ift allerdings eine Berweifung —— an die BANN: 
gen nothwendig. 


Fecht: Wir haben allerdings Beforgniffe, aber nicht 
in Beziehung auf unfern hochverehrten Negenten, fondern 
fo manche betrübende Zeiterfcheinungen, fo manche Tens 
denzen gegen die conftitutionellen Berfaffungen erregen ges 
rechte Beforgniffe, und legen uns als Bolfsvertretern die 
Pflidyt auf, unfer Vertrauen gegen den Negenten aud) 
dahin augzufprechen, daß wir nur durch feine theueren 
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Zufagen uns über. diefe äußeren Beforgniffe beruhigen 
fonnen. 

Rettig v. K.: Es giebt Gegenftände der Berathung, die - 
ſich und, wie in einem böfen fieberhaften Traum an die 
Ferſen heften, deren wir troß aller redlichen Bemühungen 
beinahe nicht [08 werden können. In folchen Fällen ift noth— 
wendig, daß wir felbft und beftreben, den Traum zu vers 
ſcheuchen. Ein folcher Fall fcheint mir heute vorzuliegen. In 
der Negel haben die Gegenftände der Thronrede ein Ende 
mit der Danfadreffe, welch’ Ießtere eine Antwort des Nes 
genten gleichjam provocirt, d. h. den dringenden Wunfch 
ausgefprochen hat, daß fie erfolgen möge. Schon damals 
haben wir geglaubt, die Sache werde zu Ende feyn; dem 
war aber nicht fo, fondern der Gegenftand Fam noch einmal 
zur Sprache. Es ift ein Befchluß, ich darf es wohl fagen, 
improdifirt worden, der und nun den Gegenftand zum ſechs⸗ 
tenmal an die Ferfen hängt. Ich bin mit dem Abgeordneten 
von Rotteck einverftanden, daß der Befchluß, der nun ein- 
mal improviftrt wurde, ein Faktum ift, an dem nichts mehr 
geändert werden kann. Davon wird es ſich auch heute nicht 
handeln, und eben fo wenig davon, einen Befchluß der Kam⸗ 
mer herbeizuführen, der eine Suterpretation jenes Befchluffes 
enthält, denn auch das ift richtig, daß fich Jeder Die Inter⸗ 
pretation ſelbſt machen muß. Heute handelt es ſich blos da— 
von, daß jedem Abgeordneten die Gelegenheit gegeben werde, 
wie ſich denn auch die Redner vor mir Gelegenheit genoms 
men haben, auszufprechen, was fie-fich bei jenem Befchluß 
dachten. Wir haben ung dariiber auszufprechen, ob fich die 
Kammer bei der von ber Regierung erfolgten Erklärung, 
und bei den Erklärungen, die die einzelnen Abgeordneten ing 
Protofoll niederlegen, beruhigen will. Sch bin mit dem 
Herrn Redner der Regierung davon überzeugt, daß wir Die 
Beſorgniß nicht zu hegen haben, die Ehrfurcht gegen den 
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Regenten durch einen Befchluß auf Tagesordnung zu ver⸗ 
legen, und ich möchte beinahe annehmen, daß dieſe Bemer- 
fung, die bier gemacht worden ift, mehr eine Empfehlung 
des Antrags des Abg. Welcker als eine ängftliche Beforgniß 
war. Sch hatte fihon, ehe die heutige Situng eröffnet wurde, 
mir zum Vorfag gemacht, meine Erklärung abzugeben, ich 
fonnte alfo dabei nicht von einem Nefeript ausgehen, von 
beffen Erfcheinung ich noch nichts wußte. Diefe Erflärung 
lege ich hiemit in der Art nieder, daß ich Durch meinen Beis 
tritt zu dem Borfchlag des Abg. Merk in der 19. öffentlichen 
Situng habe fagen wollen, und hiemit fage, ich finde mich 
Durch die Antwort des Großherzogd auf die Danfadreffe in 
Beziehung auf die Bundesbefchlüffe vollfommen beruhigt, 
und mache die in jener Antwort ausgefprochene Ueberzeugung 
zu ber meinigen, daß unfere Berfaffung, befonders die darin 
ausgefprochenen Rechte aller Staatsbürger, und die Wirk: 
famfeit der Stände dadurdy niemals werden beeinträchtigt 
werden konnen, aus welchem Grunde ich mich dem Antrag 
des Abg. Magg anfchließe. 

Grimm tritt der Erklärung ded Abgeordneten Rettig 
bei. 

Föhrenbadh: Das Protokoll der betreffenden Sitzung 
beurfundet für mich am allerdeutlichften und überzeugendften, 
wie ic; damald dem Antrag des Abg. Merf meine Bei 
fiimmung gegeben habe, und ich will nicht weitlänftg die 
Erörterungen in Shr Gedächtniß zurückführen ‚ die ich mit 
dem Herrn Vicepräftdenten D uttling er in Beziehung auf 
den Antrag des Abg. Merk hatte, fondern nur kurz ers 
wähnen, daß der Herr Vicepräfident, nachdem ich feinem 
Antrag auf unbedingte Befeitigung der Motion des Abg. 
v. Rotteck beigetreten war, und hierauf der Abg. Merk 
feinen Antrag geftelt hatte, eine Interpretation dieſes 
Antrags ſich angelegen ſeyn ließ, und gegen mich, den 
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Abg. von Mannheim, die Erwartung ausfprach, er werde 
beruhigt ſeyn und fi nunmehr dem Antrag des Abg. 
Merkfanfchließen. Sch hatte nämlich in Beziehung auf den 
Antrag des Abg. Merk erklärt, daß ich ihm darum nicht 
beitreten könne, weil ich ihn nicht zu vereinigen vermöge 
mit den Worten des Großherzoge, die mich in Beziehung 
auf diefen Gegenftand unbedingt beruhigten. Auf die Bes 
merfung des Abg. Duttlinger aber, daß fein Antrag 
mit dem Antrag des Abg. Merk übereinftimme, antwortete 
ich, wenn dem fo fei, fo finde ich den Antrag des Abg. 
Merk ganz überflüffig, doch Fünnte ich mir bei der Bers 
fiherung ded Abg. Duttlinger wohl gefallen Laffen, 
auch etwas Weberflüffiges zu thun. So wie nun aber der 
Beſchluß in dem Protofol des Gefchwindfchreibers ers 
fchienen ift, und wie ihn öffentliche Blätter enthalten 
haben, hätte ich ihm nimmermehr beitreten können, ohne 
gegen meine Ueberzeugung zu handeln, und ohne mit mir 
felbft in Widerſpruch zu kommen und das Vertrauen aufs 
zugeben, daß ich früher ausgefprochen habe. Der Befchluß, 
wie er wirklich lautet, fpricht von einem Anfchließen an 
die Worte des Großherzogs. Nun giebt e8 aber nur ein 
Anfchließen oder feines. Man kann nicht von Anjchließen 
an die Worte des Großherzogs fprechen, wenn man fich 
zugleich auf die befannte Stelle unſerer Danfadreffe bes 
zieht. Sch erfläre alfo wiederholt, daß ich lediglich in dem 
Sinne geftimmt habe, ich berubige mich bei der Erklärung 
bes Großherzogs, und will nur noch daran erinnern, daß 
ich damals ausdrücklich erklärte, entweder ſage der Antrag 
des Abg. Merf mehr als ın den Worten des Großherzog 
liege, und dann Fünne ich ihn nicht Damit vereinigen, ober 
er jage eben dafjelbe und dann fei er unnöthig. Sch habe 
mich nun nur noch über die Bemerkung auszufprechen, daß 
ber Befchluß der Kammer ein Gefammteigenthum derfelben 
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fei und nicht abgeändert werden könne. Ueber das Faktum 
hat fich bereits der Abg. Rettig von Konſtanz ausgefprochen. 
Es ift ein Faktum, aber ich bringe ein anderes Faktum nach, 
namlich ein Faktum, dag mid; berührt, indem ich hier Die 
Tendenz wiederhofe, die ich bei meiner Abftimmung gehabt 
habe, und die nicht anders werden wird. 

Trefurt: Der Abg. v. Rotteck hat gefagt, der Ber. 
ſchluß der Kammer fei ein Faktum, das nicht verändert, und 

befonders hinfichtlich der zu Grund liegenden Abficht nicht 

anders beftimmt werden fünne. Das ift richtig, Denn Abfichten 

find individuell und nicht Sache der Kammer, und deßhalb 

handelt es fich davon, daß die einzelnen Mitglieder auss 

fprechen, welche Abſicht fie hatten, wozu es aber feiner Bes 

rathung und feiner Berweifung an die Abtheilungen bebarf. 

Eine Handlung von Seiten der Kammer in den Abtheilungen 

könnte eher eine Verleßung der Ehrfurcht gegen den Negenten 

vielleicht genannt werden, fall8 überhaupt von einer jolchen 

die Rede ſeyn kann, ale das Uebergehen zur Tagesordnung, 

wobei die Kammer nicht handelt, fondern blos die Einzelnen 


Ausfprechen, was fie für eine Abſicht hatten. Alle Mitglieder 


aber, die ich hörte, haben nichts anderes erklärt, als daß 
bei ihnen die redlichſte Abficht zu Grunde lag. Sch habe in 
der legten Situng den Antrag auf unbedingte Tagesordnung 
unterftügt, am Schluß meiner Unterftüßung aber dem Vor⸗ 
fchlag des Abg. Merk beigeftimmt, weil ich ihn für gleichs 
bedeutend hielt, und in dem Antrag nichts weiter fand, ald 
die Wiederholung eines verfaffungsmäßigen Eides, was ein 
anderer Redner zwar etwas fonderbar fand, allein der Abg. 
v. Itzſt ein felbft findet nichts darin, als daß wir ben vers 
faffungsmäßigen Eid treu halten werden. Wäre unfer durch⸗ 
lauchtigfter Großherzog in dieſer Berfammlung gemwefen, fo 
würde er aus den hier gehaltenen Neben, aus der unum⸗ 
wundenen Erflärung des Abg. Buhl, daß er hierin nur ein 
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Anfchließen an ben Großherzog erkenne, unb aus der Mebe 
des Abg. Fecht und der Begeifterung, mit ber er von bem 
Fürften fprach, vollfommen überzeugt, daß man nichts 
Anderes als ein fefted Vertrauen in fein fürftliches Wert 
ausſprach, allein er Tas nur den todten Buchftaben unferes 
Befchluffes, der, wie ich geftehen muß, nicht ganz fo abges 
faßt ift, daß man unfer Urtheil Daraus entnehmen kann. Sich 
war auch überrafcht, denn ich hatte bie Rebaftion nicht vor 
mir liegen ald ich abftimmte, und wenn man ben gefchries 
benen Buchſtaben nicht vor ſich liegen hat, fo kann man fich 
Teicht irren, wie auch ſchon große Gefeßgeber ſchlecht rebigirt, 
wenn fie auch bie Redaktion vor ſich liegen hatten. Es heißt 
bier, den Gegenftand mit der zu Protokoll niederzulegenden 
Erklärung auf fich beruhen zu Saffen, daß fich die Kammer 
an die Antwort des Großherzogs auf die Danfabreffe ans 
fchließe, und, die in Letzterer audgedrichten Gefiunungen 
wieberholend, ſich dahin ausſpreche ıc. Es hat bereits ein 
Abgeordneter vor mir bemerkt, das Letztere fei nur auf bie 
Danfabreffe zu beziehen. Es fteht aber nicht ein Wort davon 
in ber Danfadreffe, welche Anfichten wir von der Sache 
haben, und welche Pflichten wir ald Abgeorbnete in Bezies 
hung auf die Gültigerklaͤrung diefer Beſchlüſſe erfüllen woll⸗ 
ten, ſondern es ift dort blos gefagt, wir fünnen nicht mit 
Stillſchweigen die ſchweren Beforgniffe übergehen ıc. Bon 
diefem unferm Berfprechen, das mir ebenfalls Feine Deutung 
zuzulaſſen fcheint, von Feiner unfere verfaffungsmäßigen 
Rechte befchränfenden interpretation ift demnach in der 
Adrefje die Rede. Wir konnten ferner Basjenige, was wir 
sucht fchon ausgefprochen haben, nicht wiederholt ausfprechen, 
denn, menu ic) ‚etwas wieberholt außfprechen will, fo muß 
ich e8 bereits ausgefprochen haben. Wenn wir den Berfaf, 
fungseid zu wiederholen für nothwendig gefunden hätten, 
weldyer Meinung ich aber nicht bin, fo hätten wir erflären 
1833, U, K. Prot. 43 Heft. 21 
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müffen, wir fchließen und. dem Großherzog dahin an, daß 
eine befchränfende Interpretation der .Bundesbefchlüffe rechts 
lich nie gefchehen könne, denn wir wiflen e8 gewiß, daß 
auch der Großherzog nichts Anſtößiges dabei gefunden hätte, 
wogegen aber jede Berathung darüber, was für eine Anficht 
der Großherzog von der Sache gehabt hat, für anftoßig und 
bie Ehrfurcht verlegend gehalten werben fünnte. Wir wollen 
dem Fürften feine Anficht nicht fehmälern, er hat die feimge 
‘und wir haben unfere Anficht von der Redaktion des Bes 
fchluffes, und es bleibt und nichts zu thun übrig, als zur 
Tagesordnung überzugehen. 

Wetzel IL: Das fo eben verlefene Nefeript giebt mir 
Gelegenheit, dasjenige ganz in der Kürze zu fagen, was 
ich in der betreffenden Sitzung fagen. wollte, aber nicht 
mehr zum Wort kam. Schon damals wollte.icy, eingedenf 
meines Eides und ald Volksvertreter mich dahin ausſpre⸗ 
chen, daß ich volle Beruhigung fir das badifche Volk in 
der Antwort ded Großherzogs finde, und daß dem Wunfch 
der Kammer durch die ſchönen fürftlichen Worte. vollkom⸗ 
men entfprochen wirde, und nur in dieſer Hinficht trat 
ich dem Antrag des Abg. Merf bei. Sch halte es. aber 
für Pflicht, diefe meine Erklärung biemit öffentlich zu Pros 
tofol zu geben. Man wurde an feinen Erd erinnert, und 
fo erfläre ich, daß ich, meines Eides eingedenk, fo gut, wie 
jeber Andere den Antrag des Abg. Magg unterftüge, 
wodurch die Sache am beften ihre Erledigung erhalten 
wird, 

Gerbel: Es ift mir faft unbegreiflih, wie man zu 
einem folchen Mißverftändniß fommt. Hätte man den Be⸗ 
fhluß der Kammer mit der Danfadreffe und der Ant 
wort bed Großherzogs auf die Danfadreffe in Verbindung 
gebracht, fo wäre man nicht dazu gefommen. In unferer 
erften Abtheilung wurde ein ähnlicher Befchluß gefaßt, 
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unb wäre biefer durchgegangen, fo koͤnnten wir jegt feinen 
Zweifel haben, allein diefed wurde in der Commiffion nicht 
beliebt, indem es hieß, die Dankadreſſe fei nicht der Drt, ders 
gleichen Gegenftände zuerwähnen. Nach dem Beſchluß der Kam⸗ 
mer fol nun eine&rflärung gleichen Inhalts in die Welt gegeben 
werden, wie fie der Großherzog gegeben hat. Man muß alfo, 
wenn man fagt, man fchließe fich dieſer Erflärung an, ſich 
umfehen, wo diefe Erflärung liegt. In der Danfadreffe 
liegt fie nicht, denn hier findet man nur eine Betrübniß, ein 
Bedauern, und eine Bitte an den Großherzog um eine Er⸗ 
Flärung, die nun gegeben wurde. Man hat fich diefer ars 
gefchloffen, und ohngefähr. daffelbe erklärt, was der Großs 
berzog erklärt hat, mit dem, Bemerfen, daß man fid 
diefer feiner Erklärung anfchließe, die daffelbe fage. Da 
man nun nicht der Danfadreffe beiftimmen wird, indem 
biefe blos Bedauern enthält, fo kann es nicht: zweifelhaft 
ſeyn, daß man fich blos der Antwort ded Großherzogs 
anjchließen wollte. Sch weiß auch nicht, was die Sache 
in den Abtheilungen thun fol, da ja das Reſcript gar 
feine Erklärung verlangt. Die Regierung. fagt von ihrer 
Seite, wie fie die Sache anfieht, und wir fagen, wie 
wir fie anfehen. Der Beichluß geht nun in die Welt und 
Jeder mag nun darüber denken, was er will. Nur ein 
Ausdrud in der Adreſſe genirt mic; noch, indem es darin 
hieß, der Großherzog habe fich in feinem Vertrauen an 
die Stände getäufcht. Wenn dieß der Fall ift, dann wäre 
freilich nothwendig, eine weitere Erklärung darauf zu geben, 
da hierin ein kränkender Vorwurf liegt, den man nicht fo 
hingehen laſſen kann. 

Staatsrath Winter: Es heißt blos, der Großherzog 
habe erwartet, daß kein Staͤndemitglied dieſen Gegenſtand 
wieder zur Sprache bringen werde, und darin ſei ſein 
Vertrauen getaͤuſcht worden. Es fordert uͤbrigens die Re⸗ 
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gierung von Ihnen nichts, fie will keine Abänderung ihres 
Befchluffes, fondern hat bios ihre Anficht geäußert unb 
ausgefprochen, daß fie ſich durch die Faflıng des Bes 
ſchluſſes verlegt fühle. Wenn Ste dieſes Reſcript an die 
Abtheilungen gehen Taffen, fo fommen Sie wieder in Dies 
felbe Lage, in der Sie heute find; ed wird ein Bericht 
erftattet und darüber verhandelt werden, wobei der eine 
Theil wieder fagen wird, er habe in biefer, und ber 
andere Theil, er habe in jener Abſicht abgeftimmt. Wenn 
demnach Diejenigen Mitglieder, die in dem Nefeript afd 
eine Mehrheit bezeichnet find, fagen, fie hätten Feine ans 
dere Abficht gehabt, als fich bei der Erklärung des Groß 
herzogs zu beruhigen, ich will fagen, die Sache hat ein 
Ende, wenn biefes won allen Seiten zugerufen wird. 
Viele Stimmen — wir hatten feine andere Abficht. 

Aſchbach: Ald ich dem Antrag des Abg. Merk beis 
trat, leitete mich eine® Theils das vollfonmtene Vertrauen 
auf das hochverehrte Firftenwort, jodann aber andy bie 
Berraihtung, daß ein Fürftenwort nur denjenigen Fürften 
verpflichtet, der es gegeben hat, nicht aber auch feinen 
Regierungsnadhfolger, und Lebtered war der Hauptgrund, 
warum ich für den Beiſatz flimmte, der jebt für unge 
eignet ‚erklärt wird. Sch will durch dieſe Erflärung imeine 
perfönfiche Abftimmung gegen jede nachtheifige Interpres 
tation verwahrt haben. Was die Frage betrifft, wie das 
höchſte Refcript behandelt werden fol, fo finde ich mich 
gerade durch das, was der Abg. Rettig v. K. vorge⸗ 
tengen hat, bewogen, nicht fir den Antrag des Abg. 
Magg zu flimmen. Der Abg. Rettig hat und nämlich 
darauf aufmerkſam gemacht, wie gefährlich es fer, einen 
Beſchluß zu improvifiven, woraus ich eine Nubanweridung für 
ben jegigen Fall ziehe: Es it von hoher Wichtigkeit, daß, 
mern der Kammer auch nur ber mindeſte Vorwurf wegen 
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Nichtachtung bed der hoͤchſten Perfon des Fürften ſchuldigen 
Dertrauend gemacht werden, wenn auch nur der Jeifelte 
Zweifel darüber herrjchen könnte, diefer befeitigt werbe, und 
darım halte ich die Sache nicht für eine geringfügige, fons 
dern für eine wichtige Angelegenheit und für nothwendig, 
daß ber Befchluß nad; genauer Erwägung gefaßt werde. 
Sch Schließe mit der Bemerkung, daß ich mir ben Verfaſſungs⸗ 
faß gegenwärtig halte, die Perfoh des Fürften ſei heilig und 
unverletzlich, denfelben aber auch auf das Fürftenwort aus⸗ 
dehne und fage, auch das Fürſtenwort iſt mir heilig. 

Mehrere Mitglieder verlangen die nochmalige Vorlefung 
des Reſcripts. 

v. Rotteck: Der Abg. Trefurt hat behanptet, er habe 
den Merf’fchen Antrag nicht recht im Gedächtniß gehabt, 
obgleich derfelbe wenigſtens viermal verlefen worden tft. 
Wie können wir nun diefes ganze, blos einmal verlefene Res 
feript im Kopfe behalten. Auch ich m. daher die noch⸗ 
malige Berlefung. 

Das Refeript wirb hierauf nochmals — 

Mördes: Sie haben daraus vernommen, daß das Ver⸗ 
trauen, worin die Regierung ſich für getäufeht erklärt, ſich 
nicht blod auf einen einzefnen Gegenftaud bezieht, nämlich 
fich nicht darauf befchränft, daß das befianbene Berhältniß 
nicht wiederholt werde zur Sprache gebracht, ſondern auch 
darauf, daß in dieſem Falle unmittelbar zur Tagesordnung 
werde übergegangen werben. Unfer Leßter Befchluß wurde 
von der ganzen Kammer einftinmig gefaßt, und fomit bes 
fagt das Refcript, daß das Vertrauen erfchüttert fei, Das 
. man in bie ganze Kammer gefegt habe. 

Staatsrath Jolly: In dem Reſcript ift gleich nachher 
Das Gegentheil gefagt, was ber Abg. Mördes aus dem 
erfieu Theil folgern will, indem es heißt, daß der Großherzog 
die Ueberzeugung habe, die Mehrheit ber Kammer aber 
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habe biefed nicht gewollt, was aus der mwörtlichen Faf- 
fung fich hätte ableiten Taffen. | 

Mördes: Wer hat das Recht, fid zur Majorität oder 
zur Minorität zu rechnen? Sch möchte fragen, ob es eine 
tiefere Kluft zwifchen KRammermitgliedern geben kann, als 
die hier bezeichnete. Wir Alle find von gleichem Geifte 
befeelt und ed wäre die traurigfte Spaltung zwifchen ung, 
wenn wir und in folche theilten, die ihrem Fürften ver 
trauen und folche, die ihm mißtrauen. Einen folchen 
Gedanken weiſe ich weit von mir zurüd. 


Staatsrat Winter: Der Großherzog hat gefagt, 
er habe die Ueberzeugung, daß die Mehrheit ber Kammer 
biefe Abficht nicht gehabt habe, fpricht aber nicht von eis 
nem Mißtrauen gegen die Andern. Der Großherzog fagt 
ganz beitimmt, er habe das Vertrauen gehabt, daß Nies 
manb mehr in diefer Kammer nad) der von ihm gegebenen 
feften Erklärung diefen Gegenftand nochmals und zwar auf 
einen Weg zur Sprache bringe, ber nicht dasjenige ans 
zeigt, was eigentlich herbeigeführt werben follte. 


Knapp: Diefer Gegenftand ift von beiden Seiten ſo 
hinreichend erörtert worden, daß ich meine Anſicht nur ganz 
kurz ausfprechen will. Ich habe dreierfei Redactionen des 
Befchluffes por mir, nämlich Die der Karlsruher Zeitung, Die 
einer andern Zeitung und endlich meine eigene, welche leßtere 
mit der des Abg. Mördeg übereinftimmt. Wenn ich aber 
biefe drei mit einander vergleiche, fo fehlt mir die vierte und 
zwar die Hauptredaction. Wäre diefe vorher berichtigt wors 
den, fo wäre die ganze Discuffion unnöthig gemefen, ich meine 
nämlich die Anerkennung des Protocolled. Das Protocol! von 
jener Sigung ift noch nicht verlefen und nicht anerfannt und 
der Streit kann fonach rechtlich gar nicht beftehen, weil erft, 
wenn bad Protocol nicht anerfannt worden wäre, eine ans 
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dere. Faſſung hätte beliebt werben fönnen. ch trage übrigens 
barauf an, daß man jetzt zur Tagesordnung übergehe. 
Rettig v. Sch.: Auch ich habe dem fraglichen Kammerbe⸗ 
ſchluß keinen andern Sinn unterlegt, als er von den Abg. 
Trefurt und Gerbel bezeichnet wurde. Die Dankadreſſe 
ſpricht in Beziehung auf die Bundesbeſchlüſſe von ſchweren 
Beſorgniſſen, die dieſe herbeiführten, zugleich von dem Ver⸗ 
trauen, daß jeder Gedanke einer Verfaſſungsverletzung von 
Seiten Sr. Königl. Hoheit des Großherzogs weit entfernt 
fei, und endlich von der Freude, wenn in diefer Hinficht eine 
für Die Zufunft beruhigende Zuficherung ertheilt würde. Die 
Antwort auf diefe Dankadreſſe enthält in den beftimmteften 
Ausdrücken eine folche Verficherung mit der fürftlichen Aufs 
forderung, daß folche als ein bleibendes Denkmal jener Ges 
finnungen in die Protocolle der Kammer niedergelegt werben 
folle. Wenn ich daher beides, nämlich bie Dankadreſſe und 
die gegebene Antwort zuſammen halte, fo kann mir gar Fein 
Zweifel übrig bleiben, daß die in dem fraglichen Befchluß von’ 
der Kammer bezeichneten Gefinnungen nur auf die in der 
Antwort felbft und nicht auf die in der Danfadreffe ausges 
brücten Gefinnungen Bezug nehmen fünnen, und zwar um 
fo weniger, da fid) Die Kammer zugleich an die erftere anges 
ſchloſſen hat. Sch vereinige mich daher mit Denjenigen, die 
für die Tagesordnung ftimmen, zugleich aber auch mit ber 
Erklärung, welche der Abgeordnete von Konflanz zu Pros 
tocoll niedergelegt hat. Mit dem Abg. v. Rotteck bin ich 
darin vollfommen einverftanden, daß an dem gefaßten Bes 
fchluß, wie er vorliegt, an fich nichts zu verändern ift, daer 
ein wirkliches Factum enthält. Inzwiſchen glaube ich auch. 
mit andern Nednern, daß hierin eigentlich nicht eine Abändes 
rung, fondern nur eine Deutung der Anfichten liegt, im welchen 
der Einzelne die Sache Dia hat, ich Voir Der d 
meine Anträge. | 
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Winter v. 5: Ich halte in meiner Hard eine. mir von 
Secretariat zugeftellte und nach der Berficherung deſſelben 
mit Diplomatifcher Genauigkeit gefertigte Abfchwift des von 
bem Abg. Merf geftellten Antrages. Wenn ich aber den⸗ 
ſelben noch fo oft leſe, fo ift mir nicht begreiflich, wie 
Semand in der Kammer ſeyn kann, der von einer Majos 
sität oder Minprität verfchiedener Geſinnungen der Abs 
geordneten fprechen kann. In dieſer Faſſung liegt nad 
meiner Anficht gar nichtd, was irgend Jemand veranlafen 
fonnte, auch nur über eine zweifelhafte Anficht etwas zu 
ſprechen. Man kann nicht fagen, man wolle fih an feine 
eigene Dankadreſſe anfchließen, indem dieß gar nicht Togifch 
wäre, und wohl auch von Niemand fo verftauden werden 
wird. Sch babe fo gut wie jeder Andere das größte Vers 
trauen in die Geſinnungen und die Worte des Großhers 
3098, ich wünfche auch, daß Derfelbe bas höchftmögliche 
Alter, das ein Menfch erreichen kann, erreichen möge; aber 
wir Abgeordnete find nach unferem Eide verpflichtet, auch 
über die Lebensdauer des Fürften Ceben weil auch Kürten 
fterbliche Menfchen find) hinaus und verwahrend auszu⸗ 
fprechen, da wo es fich von der Verfaffung und Verfaſſungs⸗ 
rechten handelt; hiebei kann man wicht damit ausfommen, 
bag man blos vom Bertrauen in die Gefinnung des Fürften 
fpricht,, fondern es muß weiter und für die Zufunft Vorſicht 
getroffen werben, und darum habe ich dem Schluß des As 
trags des Abg. Merk beigeftimmt. Schließlich muß ich aber 
noch bemerken, daß es einen großen Eindrud auf mic und 
wie ic) bemerkt zu haben glaube, auch auf Die ganze Kammer 
machte, daß Herr Staatörath Winter felbit bei Abfaffung 
bes Beichluffes den Antrag des Abg. Merk in Schuß nahm, 
zuleßt aber dennoch nicht dafür geftiimmt hat, fo daß ich bes 
fanntlich hierüber fogleich mein Befremden ausdrückte. 

Mordes: Der Herr Regierungscommiffär hat erHaärt, 


XXI. Eitung vom 9. Juli 1833. 329 


daß der MerPfche Antrag faft identiſch fei mit dem Ueher⸗ 
gang auf Tagesordnung. 

Staatsrath Jolly: Nachdem die beiden Anträge von 
dem Abg. Duttlinger und Merk geſtellt waren, habe ich 
noch erklärt, der Abg. Duttlinger hätte feinen Antrag in 
Beziehung auf die Abänderung ded Abg. Merk auf eine 
Weiſe modificirt, daß ich glaubte, es fei hierin in der That 
fein Unterſchied zu finden. Der Antrag anf die Tagesordnung 
liege eben fo wohl in dem Antrag des Abg. Merf, ale in 
bem des Abg. Duttlinger. Ich habe diefen Schluß gezo⸗ 
gen, nachdem ich voranggefchickt hatte, daß in der That der 
Kammer nach der Autwort ded Großherzogs nichts zu wün⸗ 
ſchen übrig bleibe. 

Bett: Man muß, wenn man überhaupt die Frage loſen 
will, ob in dem Beſchluß der Kammer eine zweifelhafte oder 
dunkle Stelle ſei, zwiſchen dem Mittelſatz und dem Schluß⸗ 
ſatz wohl unterſcheiden. Es iſt nämlich geſagt, daß ſich die 
Kammer der Antwort des Großherzogs auf die Dankadreſſe 
anſchließe, ſodann daß fie ihre, in der Dankadreſſe ausge: 
fprochenen Geſinnungen wiederhofe, und endlich daß fie ihre 
Meinung dahin ausfpreche, daß eine Verlegung der Verfaſſung 
durch die Bundeöbefchlüffe rechtlich nicht gefchehen könne 
Der Mittelfag unterliegt nun allerdings einer Mißdentung. 
Der Abg. Winter glaubt, daß das Wort „Letzterer“ fich auf 
bie Antwort des Großherzogs zurückbeziehe. Das iftnun aber 
nicht der Fall, weil das Wort „Dankadreſſe“ nach dem 
Wort „Antwort“ folgt, fich alfo das Wort „Letzterer“ nur 
auf die Danfadreffe beziehen fan. Daraus folgt aber 
nur, daß die Faſſung etwa eine Ungereintheit enthält, nicht 
aber der Satz verleßend fei. Wenn man fich an die Antwort 
anfchließt und doch erklärt, daß man das, was in der 
Danfadrefje gefagt if, wiederhofe, fo liegt hierin, wenig 
ftens dem erften Anfchein nach, gewiffermaßen ein Wider⸗ 
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ſpruch. So wie man aber die Danfadreffe wirklich mit dem 
Befchluß vergleicht, fo wird fich dieſer Anftand wohl löſen 
laffen. Die Adreffe enthält in Beziehung auf die Buns 
desbefchlüffe drei Momente: zuerft wird die Beforgniß aus⸗ 
gefprochen, daß durch dieſe Bundesbefchlüffe die Berfaffung 
verleßt oder die verfaffungsmäßigen Rechte befchränft wers 
den könnten, fo wie auch, daß fie einer zweideutigen {ins 
terpretation fähig feien; fodann wird beigefügt, die Kammer 
hege das tiefe Vertrauen, baß der Gedanke jeder Berfais 
fungsverleßung von dem Großherzog weit entfernt war, 
und endlich folgt der dritte Sag, man werde fid) freuen, 
wenn eine beruhigende Zuficherung erfolge. Run ift aber 
in unferm Befchluß von Gefinnungen der Danfadrefje 
die Rede und es ift daher die Frage, was für Gefins 
nungen in den drei genannten Momenten liegen? Unter 
allen diefen drei Momenten ift ed nur das DBertrauen auf 
ben Großherzog, das man ald eine Gefinnung der Kamr 
mer erfennen kann. Der erſte Punft, der von den Ber 
forgniffen fpricht, drückt feine Gefinnung der Kammer, 
fondern fpricht eine Thatfache aus. Es ift auch Feine 
Gefinnung ausgefprochen, wenn ed am Schluß heißt, bie 
Kammer werde fich freuen, wenn der Großherzog eine berus 
higende Zuficherung gebe, denn damit ift nur eine Hoffnung 
oder ein Wunfch ausgedrüct. Wenn fie aber fagt, fie hege 
das tiefe Vertrauen, daß der Großherzog von jedem Ges 
danken einer VBerfaffungsverleßung weit entfernt geblieben 
fei, fo ift Diefes allerdings feiner Natur nad) eine Gefins 
nung, nämlicd, der Ausdruck des Vertrauens auf die Bers 
faffungsmäßigfeit des Großherzoge. Wenn man alfo ftreng 
prüft, fo liegt im ganzen Befchluffe vom vorigen Freitag 
feine Zweideutigfeit, feine Verlegung und Fein Mißtrauen, 
fondern es wird im Gegentheil nur das Vertrauen wieders 
holt, das in der Danfadreffe ſchon ausgefprochen worden ift.. 
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Der Befchluß enthält aber nach deffen Mittelfat noch einen 
Nachſatz, der dahin geht, daß eine Verlegung der Bers 
faffung durch jene Bundesbefchlüffe rechtsgültig nicht ges 
fchehen könne, und diefer Nachſatz enthält nun allerdings 
noch etwas Weiteres, ald behauptet wurde, daß in dem 
ganzen Befchluß Liegen fole. Man hat gefagt, und im 
Regierungsrefeript ift ed angedeutet, man habe mit dem 
Beichluß der Kammer mehr nicht ausſprechen wollen, als 
daß fich die Kammer bei der Antwort des Großhers 
3098 beruhige. Sch gebe zu, daß dieß im Allgemeinen 
der Fall ift, allein e8 giebt auch einen andern Sinn, ben 
man mit jenem Ausdrucd der Beruhigung verbinden kann. 
Es enthält nämlicdy wörtlich der Befchluß eine Beruhigung 
bei der Antwort des Großherzogs, inden die Kammer 
durch ihren Befchluß fih ja anfchließt an die Erfläs 
rung bed Großherzogs, durch welche nad) den eigenen 
Anfichten der Kammer fchon felbft ausgefprochen ift, es 
fonne rechtlich gar nicht gefchehen, daß die Verfaffung durch 
jene Befchlüffe verlegt werde. Diefes Leßtere hat num bie 
Kammer durch einen befondern Zufag noch ald ihre eigene 
Anficht ebenfalld ausgebrüdt. Es ift dieß aber eine Ans 
ficht, die von der Antwort des Großherzogs gar nicht abs 
weicht, fondern vielmehr in jener Antwort felbft auch ſchon 
liegt. Daher fann man allerdings fagen, Daß, weil diefer 
Schlußſatz ſchon in der Antwort des Großherzogs Tiege, 
im Allgemeinen durch den Befchluß gar nichts Weiteres 
gefagt fei, als daß die Kammer fich bei der Antwort des 
Großherzogs berubige. Wenn man aber die Sache trennt, 
wenn man nämlich von dem weiteren Umfang jener Bes 
ruhigung abftrahirt und auf den Wortlaut fieht, fo kommt 
allerdings noch etwas Weiteres außer der Beruhigung in 
Betracht, näͤmlich eine eigene Erflärung ber Kammer, 
die übrigend damit dem Großherzog weder feindfelig ent 


333 Verhandlungen der II. Kammer. | 


gegen treten, noch Mißtrauen zeigen wollte. Die Kammer 
drückt vielmehr ihren Danf nur deſto nachdrücklicher aus, 
wenn fie fagt: wir haben mit dem Großherzog dieſelbe 
Gefinnung und Meinung. (Viele Stimmen: fo war ed 
auch.) Was jodann die Nebenfrage betrifft, ob zur Tas 
gesordnung überzugehen oder die Sache an die Abtheis 
lungen zu verweifen fei, fo ſtimme ich für Die Tagesordnung, 
und zwar aus eben den Gründen, aus Denen ber Abg. 
v. Rotteck gegen die Tagesordnung ſtimmt. Der Abg. 
v. Rotteck fagte nämlich, es fei jchwierig, wenn die Kam⸗ 
mer einen Bejchluß, den fie früher gefaßt hat, abäudern, 
ober auch nur erläutern ſollte, indem fie eigentlich eine 
Erläuterung im engeren Sinne, eine doctrinelle Erklärung 
gar nicht geben könne, jondern nur eine authentiiche, worin 
der Act des Willend bie Hauptſache fei, aljo eigentlich 
ein neuer Befchluß läge Sch bin damit eimverfianden, 
aber eben deßwegen wollen wir eine folche Erklärung und 
uschmalige Discuffion und Abftimmung über Die zarte 
Frage, welche befeitigt ift, vermeiden. Indem mir aber 
zur Tagesordnung übergeben, haben wir feineswegs am 
unſern Beichluß verzichtet, fondern er liegt da, wie er ill, 
und einzelne Mitglieder fpreihen nur ihre Meinung aus. 
Endfich fcheint mir im Allgemeinen, daß gar feine wefent- 
liche Meinungsverfchiedenheit abwaltet, amd ich unterſtütze 
alfo den Antrag des Abg. Magg. 

Speyerer: Sch will nur erflären , Daß ich mich der Aus 
ficht des Abg. Rettig v. K. vollkommen anfchließe, und 
feine Zeit dazu brauche, um zu fagen, wie ich den Befchluß 
verftanden habe, weßhalb ich den Antrag des Abg. Magg 
ebenfalls unterftüße. 

Welder: Ic) fehe diefe Sache nicht blos ala Ehrenſache 
der Kammer, jondern auch jedes Einzelnen an, weßhalbzich 
zum zweitenmal um das Wort gebeten habe. Sch hoffe. aller 
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dinge, daß bie Kammer die Sache an bie Abtheilungen vers 
weifen wird, denn die gegenwärtige ganz eigenthümliche Dies 
eufjion wird am beften zeigen, daß diefe Meinung gegründet 
iſt. Ich war der Einzige, der in jener Sitzung darauf ange 
tragen hat, den Befchluß nicht fo fchnell zu faffen, fondern 
ihn vorher reiflich zu erwägen. Eine Mißdeutung, die der 
Ehre der Kammer und des Einzelnen nachtheifig fenn Fönnte, 
wäre alsdann nicht zu befürchten gewefen. Es ift indeffen 
nicht gewiß, ob die Kammer meine Meinung annimmt, und 
ba von vielen Seiten Erklärungen über die Art, wie jener 
Beichluß verftanden worden fei, gegeben wurden, fo muß 
ich aud) meine Meinung der Kammer vorlegen. 

Es hat der Abg. Merk darauf angetragen, und ich follte 

benfen, da feine ganze Motivirung nicht verworfen werben 
ift, daß auch der Antrag, der aus den Motiven hervorging, 
wohl verfianden werben mußte, ich fage fonnenffar hat der 
Abg. Merk folgende zwei Punkte unterfchieden: 
- Einmal den Tadel gegen unfere Minifter in Beziehung auf 
vielfache Schritte, die in der Motion bezeichnet werden, in 
welcher Sinficht der Abg. Merk darum für die Tagesord⸗ 
nung geftimmt hat, meil noch bei verfchiedenen Gelegenheiten 
und beſonders bei einer Shauptgelegenheit, wo ſich zeigen 
wird, ob Die Regierung dem dringenden Wunſche von unferer 
Seite, eine Vereinigung im verfaffungsmäßigen Wege zu 
Stande zu bringen, entgegenfommen wird, diefe Handlungen 
zur Sprache fommen werden, ed alfo voreilig wäre, bei 
dem entjchiedenen Wunfche der Kammer, mit ber Regiernng 
im Frieden zu bleiben, jetzt fchon ein -definitives Urtheil ang» 
zuſprechen. 

Der 3weite Punkt betrifft jene bekannten Bundesbeſchlüſſe, 
und hier willz ich nur an Das erinnern, was in dieſer Hin⸗ 
ſicht in unſern Verhandlungen vorgekommen iſt. Mitglieder 
dieſer Kammer, die ich als ehrenwerthe Maͤnner kenne, ver⸗ 
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fihern, fie hätten mit mehreren Miniftern geſprochen, die 
fi) aber dahin entfchieden, daß eine Erflärung, die dem 
Sinn der Kammer genüge, unmöglich in die Danfadreffe 
aufgenommen werben könne, weil fie in diefer Darftellung, 
wo die höchfte Zartheit nothwendig ift, leicht einen verleßen- 
den Charakter annehmen fünnte. Man erinnert fich ferner, 
daß in einem Nachbarftaat die Stände ſich ſchon ein halbes 
Sahr lang mit diefen Bundesbefchlüffen befchäftigten, und 
verfchiedene Anträge geftellt wurden, die dahin giengen, ſelbſt 
den hohen deutfchen Bund zur Zurücknahme zu bringen, theils 
Beſchwerde zu führen, theild eine Fräftige Verwahrung eins 
zulegen. Wir haben in diefer Hinficht den mildeften Weg bes 
treten, den irgend eine deutfche Kammer betreten hat. Wir 
haben an einem einzigen Tage jene große und ſchwere Frage 
abgemacht, und müfjen nun, ftatt daß wir Danf dafür 
ernnteten, die große Frage des Anftoßes fo befeitigt zu haben, 
uns auf eine Weife in Berfuchung geführt fehen, die mich 
tief betrübt. Der Abg. Merf hat in Beziehung auf diefe 
Bundesbefchlüffe darauf angetragen, daß es eine genügende 
Berwahrung feyn folle, wenn die Kammer erfläre, fie werde 
niemals eine aus diefen Bundesbefchlüffen hervorgehenbe 
Berlegung der Berfaffung als rechtsgültig. anerkennen. Wir 
faßten dann diefe Erklärung in den mildeften Worten ab, 
deren Sinn fonnenflar vor Augen liegt. Diefe Erklärung 
war lediglich in der Abficht gegeben, daß auch wir als ein 
felbftftändiger verfaffungsmäßiger Körper im Staat unferer 
Seite eben fo gut, wie die Regierung, unfere Rechte zu wahren 
hätten und unfern rechtlichen Standpunkt gegen mögliche 
falfche Auslegung, gegen mögliche Eingriffe und Verlegungen 
verwahren müßten. Diefe Abficht fteht durchaus nicht im 
Widerſpruch mit dem größten und innigften Vertrauen zu 
dem Fürften, und nicht im Widerſpruch mit feinen Erklä⸗ 
rungen. Was er gethan hatte, haben auch wir gethan auf 
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unferem fetbftftändigen Standpunfte. In feiner Anficht find 
wir auch aufgetreten und Keiner von Uns würde fich fcheuen, 
auch wenn er den höchiten Gewalten der Erde gegenüber 
ftunde, zu fagen, daß er feine verfaffungsmäßigen Rechte 
nicht als rechtögültig aufgehoben anfehen könne, was Vielen 
fo vorfommt, als ob es verlegen würde. Ich ftelle die Auf 
forderung an meine Collegen, das Ihrige zu thun, um bie 
Achtung vor diefer Kammer und unfern Befchlüffen zu bes 
wahren. Sch weiß und nehme als entfchieden an, daß dies 
jenigen Mitglieder, die vielleicht anders fich erklären, ebens 
falls gute Abfichten haben, glaube aber auch zu wiffen, 
daß bei mehreren Erflärungen eine allerdings gute Abficht 
durchleuchtet, die aber hier nicht leiten follte, nämlich bie 
Abficht, daß wir nicht vielleicht durdy einen Widerfpruch 
mit der Negierung in die Gefahr einer Kammerauflöfung 
fommen. (Mehrere Stimmen: Nein, Nein!) Es ift mir lieb, 
wenn diefe Anficht nicht herrſcht, allein befannt iſt, daß 
diefe Meinung fchon oft ausgeſprochen und diefe Auflös 
fung. ſchon oft angefündigt wurde, Bekannt ift, daß Neußes 
rungen unter und herum getragen worden find, die fo 
lauteten: ald wenn der unwillige Herr den Diener bei 
jeder Gelegenheit aufs Neue bedrohe, daß er fortgefchickt 
werde. Sch bin der feften Ueberzeugung, daß wir dadurch 
und nicht mehr in Diefer Sache dürfen beftimmen laſſen. 
Wenn wir es auch noc) fo redlich meinten, fo erwägen 
Sie, wie eine veränderte Erflärung des Sinnes unferer 
Abftimmung im Publikum aufgenommen werden würde, 
Drei bis viermal ift jener Beſchluß fürmlich verlefen 
worden, und gewiß haben meine Collegen venfelben ganz 
verftanden. Sekt gewinnt e8 aber das Anjehen, daß wir 
durch eine Umdeutung, durch eine theilmeife, halbe ober 
viertelöweife Zurücknahme diefes Befchluffes die Sache er» 
ledigen follen. Ich geftehe, daß ich eine Zurücnahme, 
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eine Umdeutung nicht für möglich halte. Mehrere Stimmen; 
davon ift gar Feine Rebe). Wenn es nicht Zurücknahme 
ift, fo kann ed doch ald eine folche erfcheinen, und wenn 
eine gewiffe Art von Interpretation, bie ich hörte, zum Be 
fchluß der Kammer erhoben wird, fo behaupte ich, nach 
meiner - Pflicht und Weberzeugung, daß der große Theil 
unferes Volkes, wenn ed auch nicht unfere Abjicht wäre, es 
fo interpretiren wird, was wir ebenfalld zu vermeiden fuchen 
müſſen. Ich bin feft überzeugt, daß wir nur auf dem Wege, 
daß wir mit Kraft und Entichiedenheit unfere Rechte bes 
baupten, und nicht zu weichherzig jeder kleinen Bedenklich⸗ 
feit nachgeben, unfere phyſiſche Eriftenz ald Kammer retten 
fonnen, deun man führt ung immer wieder bie Auflöfung vor, 
felbft in dem Reſcript, mo von der Anwendung gewiſſer 
Mittel Die Rede iſt. Ich fage daher nochmals: je mehr wir 
in die Lage kommen, auch nur.den Schein anzunehmen , ald 
wenn wir und durch dieje jehr unangenehmen Ausdrücke bes 
ftimmen ließen, um fo fchneller werden wir ſelbſt den phyſi⸗ 
ſchen Tod erleiden. Der phyfifche Tod dieſer Kammer ift mir 
aber nichts gegen den moralifcyen Tod, und ich fagert 
biefer Hinficht, daß wir vermeiden müffen, won uns fagen 
zu hören, aus Angit vor dem Sterben find fie geftorbem. 
Staaterath Winter: Es ift allerdings wahr, was der 
Abg. Welcker fagt, diefer Gegenftand ift ſchon in mehreren 
Kammern und bis zur Ueberfüttigung, wahrlich bie zur 
Ueberfättigung verhandelt worden. Er ift nicht die geit und 
das Geld werth, die darauf verwendet worden find, Sch muß 
aber dem Abg. Welcker ing Gedächtniß zurückrufen, daB 
er zwar zu Denjenigen gehört habe, die gegen die Dank 
abreffe geſtimmt haben, allein die Mehrheit, die. der Dank 
adreſſe beigeitimmt hat, hat doc; gewiß gewußt, was ed it. 
Sie hat die Frage an den Großherzog geftellt, oder ihn ge⸗ 
beten, er möge ihre Beſorgniſſe, ihre Zweifel üAber 
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Bundesbefchlüffe heben ; fie hat.alfo gewiffermaßen das Vers 
trauen zu ihm gehabt, daß er ed thun, und zweitens, bag 
er feinen Worten Kraft zu geben int Stande feyn werde, 
Sie hat demnach damit ausgefprochen, daß, wenn ihr biefe 
Zuficherung gegeben werde, es einer anderen Erklärung 
nicht bebürfe. Denn wenn fie diefe Zuficherung nicht gewollt, 
wenn fie nicht geglaubt hätte, daß er fie geben merbe, 
und. nöthigenfalld derfelben Kraft zu geben vermöge, fo 
würde fie felbft einen anderen Weg betreten und audgefprochen 
haben, wir haben dad Recht, und über dieſe Bundesbeſchlüſſe 
zu beſchweren, wir haben das Necht, unfere Nechte zu 
wahren , ungeachtet ſich auch hierüber viel fagen laͤßt. Denn 
ic} frage, wer ift denn Derjenige, der die Bundesbeſchlüſſe 
vollzieht? Es ift der Regent, und nur in dem einzelnen Fall, 
wo durd; die Bunbesbefchlüffe Die Berfaffung verlegt wird, 
Ffaun eigentlich Ihr Widerſpruchsrecht eintreten. Ein allge⸗ 
meined Widerfpruchsrecht würde auch gar feinen Zweck haben, 
weil immer Streit entfiehen würbe, ob in dieſem Fall auch 
wirklich die Berfaffung verlegt fei. Sie haben nicht gegen 
‚ allgemeine Grundfäge zu proteftiren, fondern gegen bie Facta, 
bie in ben Bereid; Ihrer Berathung kommen. Die Bunbess 
befchlüffe liegen aber, nämlich in .diefer Allgemeinheit außer 
dem Bereich Ihrer Berathung. Dadurch, daß Ste hinten- 
drein, wie ber Abg. Welcker erklärte, nachdem man bie 
Meinung des Großherzogs bereitd vernommen, auch noch 
Ihre Berwahrung berfelben anknüpfen, wirb dad wahrhaft 
Berleßende begangen. Wenn ich mich 3.3. an Jemand wende 
and ihm fage, biefe Einrichtung, die du getroffen haft, 
fcheing mir gefährlich und meinen Rechten nachtheilig und 
ich bitte mir dariiber beine. Erflärung aus, ob dieß wirklich 
bie Abficht und der Zweck geweſen ift, und ich gebe ihm nun 
die fchriftliche Verſicherung, bie er in feinem Hausarchiv 
niederlegen fol, daß es ihm zu Feiner Zeit ee ſeyn 
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fol, und er fommt nun und fagt, das ift gut, aber ich 
werbe meine Bermahrung noch gehörigen Orts einlegen, fo 
werde ich ihm fagen, das hätteft du vorher thun Fönnen, falls 
du mir nicht getraut haft. Man laffe ein Kind fommen, dag 
fähig ift, diefen Begriff zu faffen, und auch diefes wird 
fagen, entweder. die Frage fei überflüffig oder die folgende. 
Handlung verleßend geweſen. 

MWelder: Ich will der Stelle eine Deutung geben, bie 
jeden Vorwurf befeitigen wird. Die Kammer ift bei Der Adreſſe 
von dem Grundſatz ausgegangen, Störungen auf dieſem 
Landtage entfernt zu halten, da es in der Möglichfeit Täge, 
in Beziehung auf die Bundesbefchlüffe eine Anflage ber 
Minifter oder eine Befchwerde gegen biefelben. zu führen, 
oder foldye Motionen, wie fie anderwärtd. geftellt worben 
find, zu ftelfen. Weil dieß aber die Regierung in Verwicke— 
lungen führen fünnte, fo wollte die Kammer den Großherzog 
nur um die Erklärung bitten, wie wir fie erhalten haben, 
daß er nämlich. nicht die Abficht hatte, die Berfaffung zu vers 
legen. Diefe. Erklärung des Großherzogs nahmen wir danı 
dankbar mit der Gegenerflärung an, daß wir und nun dabei 
beruhigen fönnen, indem wir das einfache Wort audfprechen, 
daß auch wir niemals eine folche Verlegung zugeben fönnen. 
Darin beftand der gute Sinn der Danfadreffe. 

Staatsrath Winter: Sobald ed als ein Vorbehalt ers 
fcheint, jo war e8 allerdings eine Verletzung. 

Staatörath Jolly: Das, was der Abg. Welder bes 
merfte, hätte dann einen angemeflenen Sinn und volle Be 
deutung, wenn irgend ein Bandesbeſchluß ohne Genehmigung 
des Negenten zum Vollzug gelangen fünnte. Da dieß aber 
nicht möglic) ift, fo glaube ich, ift auch die Nothwendigfeit, 
die er zu beweijen fucht, daß auch die Kammer noch nach⸗ 
traͤglich eine Erklärung ER müffe, durchaus nicht eins 
zuſehen. 
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Mördes: Vorhin wurde bemerft, es fei zu beflagen, 
daß der Abg. Merk nicht anmefend fei. Ich bin in der Lage, 
feine Anfichten über diefen Punft etwas näher zu kennen, 
denn unmittelbar vor der Sitzung ſprach ich mit ihm, denn 
ed war mir von Intereffe, zu wiffen, wie eine gewiffe Zahl 
Stimmen über diefen Gegenftand ſich etwa vereinigte. Ihm 
fchwebten, wenn mich mein Gedächtniß nicht trügt, zunächft 
die Bundesbefchlüffe vor Augen, und feine Hauptforge war 
dahin gerichtet, unfern Committenten darüber. Beruhigung 
zu ertheilen, damit Seder fieht, wie wir gegen ben Groß- 
herzog, die und gegebene Verficherung wiederholend, feft und 
unerfchütterlich an der VBerfaffung und den und darin ge- 
währten Rechten halten. Zu gleicher Zeit ſchien ihm aber 
auch nicht verleßend, daß man diefer Verficherung und dem 
Ausdrud des Dankes noch weiter einen Folgefab anhängt,' 
wie er in den Kammerbefchluß aufgenommen wurde, 
und ich, nachdem ich diefe Erflärung angenommen, doc) 
noch zweifle. Wäre das Verhältniß hier fo, wie es einer 
der Herrn Regierungscommiffäre erempfificirte, fo würde 
in unferem Antrage allerdings eine fehr fchwere Verlegung 
gegen den Großherzog liegen. Iſt ed aber nicht ganz vers 
fihieden, wenn mir Jemand fagt, gebe mir die Erklärung, 
und wenn ich, nachdem ich folche erhalten, ihm antworte: _ 
ich beruhige mich bei deiner. Berficherung, und finde hiezu 
nod) einen weitern Grund in bemjenigen, was nebenbei aus 
deinen eigenen Worten zu folgen ſcheint. Selbft auf die 
Gefahr hin, ein Kind genannt zu werden, geftehe ich daher 
wiederholt, daß ich ‚hierin nichts Verletzendes fehen kann. 
Wir find zu fehr von Ehrfurcht gegen den Großherzog durchs 
drungen, wir eignen und feine Worte an, und befräftigen, 
daß auch wir im Einklang mit feinen Grundfägen die Sache 
jo und nicht anders betrachten können. 

Staatsrath Winter: Die Erklärung des Abg. Mördes 
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nehme ich au, allein ber Abg. Welder hat etwas Auderes 
agt. 

v. Weiler: Was der Abg. Mordes über 
die Abficht des Abg. Merk gefagt hat, ift richtig. Es war 
dieß feine Abficht und die Abficht ber Kammer, wie denn 
diefe Ueberzeugung aud in dem Refcript des Großherzogs 
ausgefprochen iſt. Daß aber aud andere Erklärungen und 
Ueberzeugungen beſtehen koͤnnen, dapon hatder Abg. Welder 
die Probe gegeben, deun ew fpricht and, daß in dieſer Er⸗ 
Flärumg der Kammer eine Verwahrung liegen ſolle, Die der 
Zufiherung des Großherzogs nachfolgt, ſich alfo Dabei nicht 
beruhigt. Daß demnach folche Erklärungen möglich find, bat 
die Wirklichkeit beipiefen und deßhalb iſt das Reſcrixt felbſt 
gerechtfertigt. Es wird aber auch zugleich die Abftcht der 
Kammer gerechtfertigt erfcheinen, wenn fie nach den heute 
geäußerten Anfichten auch durch ihren Beſchluß fich aude 
ſprechen wird. 

Regenauer; Der Kammerbeſchluß, der zur heutigen 
Discuſſion die mittelbare Veranlaſſung giebt, iſt, wie ſchon 
mehrmals bemerkt wurde, ein Factum, bei dem nichts zuger 
geben und nichtd weggenommen werben kann. Deffen unge: 
achtet Täßt ſich nicht läͤugnen, daß er — ich will mich ber 
Morte eined Redners vor mir nicht bedienen — Dach wenigſtens 
eine yet unglückliche Deutung zuläßt, Man kann unter 
dieſer Ginffeidung den Sinn verfiehen, den wenigftend die 
Mehrheit der Kammerwitglieder hineingelegt hat. Man fan 
aber auch einen ganz ander Sinn verftehen, und jedem 
Dritten der unferen Verhandlungen nicht anmohnte, wird 
der Letztere, ald der nach der grammatifalifchen Faſſung anger 
mefiene, zuerft auffallen. Es hat des Scharfſiums unſeres 
Abg. Bekk bedurft, um zu erläutern , Daß wirflich nur dieſe 
guten Gefinnungen in dem Beichluffe liegen. Da ich auf 
meinem Standpunkte nicht Fäugnen lann, daß ſich ber Der 
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fchluß auf dieſe oder jene Weife interpretiren läßt, fo habe ich 
gleich den Worten des Abg. Magg beiftimmen zu müſſen ge 
glaubt, Die nach und nach bon Mehreren wirderhult worden 
find: Sch glaubte, die ganze Kammer werde dieſe Anficht 
theilen, und die ganze Kammer deßhalb auch den Antrag 
des Abg. Magg unterflügen, ber auf die Tagesordnung 
gerichtet ift. Sch war deßhalb erftaunt, mit großem Wachs 
druck eine Menge bon Gründen dagegen vorbringen zu 
hören. Män hat won ber Ehrerbietüng geſprochen, bie wit 
bein Negenten ſchuldig feien, und welche fordere, die Sache 
an die Abtheilungen zu verweiſen. Man hat von ber Ueber⸗ 
eilung gefprochen,; wenn man augenblicklich zur Tagesord⸗ 
nung übergehen würde, man hat von den Pflichten, bie 
wir als Abgeorbnete habeit, ferner von einer Ehrenfache 
und von der Eintracht geſprochen, welche erhalten oder 
wieder hergeftellt werden fol, fo mie mat auch noch beit 
Grund der Beforgniß geltend gemacht hat, Was ben erften 
Grund, nämlich die Ehrerbietuhg betrifft; die wir unſerem 
bochverehrten Regenten fchuldig find, fo iſt von der Negies 
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Kammer fchon hinreichend auseitiander gefeßt worben, daß, 
da eine Erklärung nicht erwartet und nicht verlangt iſt, 
keineswegs der Ehrerbietung gegen den Regenten zu nahe 
getreten würde, wenn man zur Tagesordnung übergienige, 
ja ich möchte fagen, wir würben, wenn wir das Refeript 
an die Abtheilungen zur weiteren Berathung verwiefen, ein 
Mißtrauen zeigen, das ich nicht zeigen mag. Wir würden ers 
Hären, daß wir in ber That Diefe Vorausſetzungen nicht 
hätten, von denen das Reſcript ausgegangen ift, und die 
bei mir eingetroffen find. Was das Motiv der Pflicht ber 
wifft, fo wird oft daran erinnert, allein ic) bedarf dieſer 
Erinnerung nicht, denn wo ich handle, handle ich pflichtge⸗ 
maͤß, was Jeder thun wird; Sch habe ferner von ber Ehre 
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- fprechen hören. Sch will den Argumenten dagegen nichts 
weiter hinzufügen, die neulich von einem Nedner ausführlich 
geltend gemacht wurben, allein feine Anfichten in Beziehung 
auf die Ehre, theile ich ganz, und meine Ehre ift gerettet, 
wenn ic; meine Pflicht gethan habe. Man hat von ber 
Eintracht gefprochen, die hier erhalten’ werden fol. Diefe 
wird. aber am beiten erhalten werden, durch den ents 
fcheidenden. Schritt, den der Abg. Magg vorgefchlagen 
hat, und dem ich beiftinme. Man hat das Motiv ber 
Beforgniß .geltend gemacht und davon gefprochen, daß eine 
Auflöfung der Kammer erfolgen könne. Man hat uns 
mit dem moralifchen Tod gebroht, der viel gefährlicher, 
viel .ärger fei, 'als der: phufifche. Mich hat niemals in ' 
meinem Leben. ein Grund der Beſorgniß wankend gemacht 
und. vom. Ziel abgeführt, dem ich nachzueilen für meine 
Pflicht. hielt. Was den moralischen Tod betrifft, fo bin 
ich überzeugt, daß wir ihn nicht erleiden werden, fo lange 
wir dem phyfifchen Tod nicht erleiden, und Jeder mit der 
Hand auf.dem Herzen. fagen laun, ich habe meinem Gewiſſen 
gefolgt. (Bravo) 

Rindeſchwender: Wie gefährlich und mißlich es fei, 
in.einer fo wichtigen und zugleich zarten Angelegenheit leichten 
Fußes zur Tagesordnung zu gehen, und improvifirt zu dis⸗ 
eutiren, zeigt ung die heutige Berathung. Wir kennen nicht 
genau und Far den Sinn, fogar die Worte des Reftripts, das 
ung zweimal verlefen wurde, und Viele find gewiß mit mir 
zweifelhaft, ob fie den Sinn vollftändig und richtig aufge 
faßt haben. Wenn ich ihn recht begriffen habe, fo liegen 
in dieſem Nefeript Vorwürfe an die Kanımer, Mißbilliguns 
gen gegen biefelbe und Erwartungen, bvenen fich vielleicht 
die Kammer hinzugeben im Augenblick nicht gemeint feyn 
dürfte. Leber foldye Borwirfe, Mißbilligungen und Erwars 
tungen wegzugehen , durch eine blofe Berufung auf die 
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Tagesordnung, halte ich immer für fehr gefährlich, und auf 
der andern Seite zu leicht. Nicht Die Ehrerbietung,, die wir 
unferm Negenten fchuldig find, und nie verlegen werben, 
ift es, die mir vorſchwebt, fondern die Ehre der Kammer und 
die Pflicht, die wir befchworen haben. Diefe beiden fordern 
mich auf, dieſes Refeript näher ins Auge zu faffen und nicht 
darüber zu improvifiren. Zur Tagesordnung übergehen, 
heißt nichts Anderes, als den Beſchluß, den wir gefaßt 
haben, wiederholen, und wenn bieß die Abficht des Antrags 
ſtellers iſt, fo habe ich beider Tagesordnung nichts zu erinz 
nern, denn der Befchluß, den die Kammer gefaßt hatte, iſt 
mit Ueberlegung gefaßt worden, und ich bin gewiß fo wenig 
ald die Kammer ſelbſt in der Rage, das, was wir befchloffen 
haben, dadurch zu verläugnen, daß wir ihm jeßt eine Inter⸗ 
pretation gäben, bie wir nicht hatten und haben follten. Es 
wäre nichts Anderes zu thun, als daß die Einzelnen ihre 
Erklärungen abgeben, wie fie diefen Beſchluß verftanden 
haben wollen, was aber wieder zu gar nichts führen würde, 
indem die Meinungsäußerung eines Einzelnen dem Befchluß- 
weder Werth noch Unwerth giebt. Alle Kammermitglieder 
werben fich heute nicht ausfprechen, und das, was Einzelne 
davon fagen, was fie zu dem Befchluß beftimmt haben mag, 
giebt feinen Grund, daß der Beſchluß deßhalb eine andere 
Deutung erhalten kann. Sch ftimme ins Weſentlichen dem- 
jenigen bei, was der Abg. Welder vorhin bemerft hat, 
und bin eben defhalb der Meinung, daß wir unfere Stellung 
nicht verfennen, fondern dem Antrag des Abg. Wel wer 
nachgeben follten. 

Magg: Sch habe Feinen Antrag auf Zurüchtahme * 
Beſchluſſes geſtellt, und nicht, wie der Abg. Winter v. H. 
glaubte, ihm eine beſondere Deutung geben wollen, ſondern 
ich habe in demſelben Sinne und in derſelben Abſicht mich 
erflärt, wie alle andern Kammermitglieder, die ſich für und 
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gegen meinen Antrag dusgefprochen haben, d. h. ich habe 
biejenige Deutung ausgeſprochen; ‚die meiner eigenen Abficht 
zu Grund liegt, und hieraus wird aud) wohl dem Abg. 
Winter v. H. Har und deutlich werben, daß ich nicht vom 
irgend einem Mißtrauen fprechen konnte, und daß ich mich 
durchans nicht auf die Erflärung einließ, daß diefem Be- 
Schluß irgend eine mißtrauiſche Deutung gegeben werben 
könnte. Gerade darum, weil ich diefelbe Eintracht wünfche, 
wie der Abg. Winter v. H., habe ich auf die Tagesorbnung 
angetragen. Außer den Grimden, die der Abg. Bekk ans⸗ 
geführt hat, und denen ich beiftimme, ſchwebt mir noch eim 
weiterer vor, Ich bin, wie ich offen geftehe, bei Faſſung 
jenes Beichluffes froh gewefen, daß wir mit Ehre für bie. 
Kammer und mit Ehre für Die Regierung und den Großherzug 
über diefen politifchen Gegenftand einmal hinauszukommen 
auf dem beften Weg waren. Sch geftehe offen, daß mir 
diefe Yolitifchen Gegenſtaͤnde mehr als erfchöpft zu feyn 
ſcheinen, daß ich auf alle und jede Discuſſion über politifche 
Angelegenheiten verzichte, und daß mir ſcheint, es wäre 
nun an der Zeit, zu den wahren Intereffen des Baterlaudes 
überzugehen. Sch wiederhole daher meinen Antrag auf die 
Tagesordnung, wobei ich mich gleichfalls an die Erklärung 
des Abg. Rettig v. K. anfchließe. 
Buhl: Der Abg. Magg hat bemerft, daß er glaube, es 

fei an der Zeit, auf die wahren Intereffen des Vaterlandes 
und deren Berathung zurüczufommen. Ich Fenne aber fein 
größeres und mehreres Intereſſe des Landes als die Sicher 
heit der Verfaffung (viele Stimmen: Allerdings.) Sobald 
alſo gegründete oder ungegründete Beforgniffe da find, daß 
biefelbe in Gefahr ſeyn möchte, fo ift dieſes das wichtigfte 
und wahrfte Intereſſe, über das wir zu berathen haben. Der 
Abg. Trefurt hat bemerkt, ich hätte unummmunden die Bes 
ruhigung ausgefprochen, bie feiner Anficht auch zu Grund 
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liege, und hierüber muß ich mich erflären. Ich habe allers 
dings unummunden ausgefprochen, daß ich die größte Bes 
ruhigung in ber Zuficherung des Großherzogs finde, uud 
gerade wegen biefer Beruhigung für den Antrag des Abg. 
Merk ftimme, Sch habe aber dabei auch erklärt, daß es 
in ber Pflicht der Kammer liege, diefe Beruhigung öffentlich 
auszufprechen, weil wir dem Volk eine Erklärung fchuldig 
find. Ic habe weiter erflärt, daß ed auch in unferer Pflicht 
liege, unfere Anficht Fund zu geben, die wir rückfichtlich der 
Bunbdesbefchlüffe haben, und ich habe geglaubt, daß in 
biefer Erklärung des Abg. Merk — denn Verwahrung 
nenne id) fie nicht, das liege, daß wir, indem wir ung der 
Autwort des Großherzogs anfchließen, zugleich und aus— 
fprechen, daß wir von unferer Seite, wenn c8 je möglich 
wäre, daß die Bundesbeſchlüſſe auf eine Art interpretirt 
würden, die unfere VBerfaffung verleken oder befchränfen 
fonnte, wir dieſe nie ald zu Recht beftehend anzuerkennen 
vermöchten. Ich glaube, daß dieß auch der Sinn Derjenigen 
gewefen feyn wird, Die noch weiter mit ung geftimmt haben. 

Poſſelt: Der Verlauf der Discufion hat meiner Anficht 
nad) Elar bewieſen, daß der Grund diefes höchften Reſcripts 
nur auf einem Mißverftändniß beruht hat, das aber jet. 
burch die verfchiedenen Aeußerungen aufgeklärt wurde. Die 
Gründe, die und bewogen haben, den Anhang überhaupt 
beizufügen, find in jeder Beziehung von verfchiedenen Seiten 
beleuchtet. Es ift angenommen und zugegeben, daß von 
einer Zurücknahme unferer eigenen, der höchften Anficht ſich 
allerdings annähernden Meinung nicht die Rede ſeyn könne, 
und wir befinden und daher in einem ernften und hochwich—⸗ 
tigen Momente. Unfere Eutſchließung kann fehr leicht Folgen 
von unberechenbarer Art nach fich ziehen. Bei dem Beginnen 
der Discuffion habe ich von einem Verweiſen in die Abthei- 
lungen gefprochen,, allein nad; ben verfchiedenen Statt 
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gehabten Erflärungen, und in der Vorausfegung, daß die 
Sache völlig beleuchtet ift, fo wie von dem Wunfche durchs 
drungen, endlich einmal von diefer Materie 108 zu REDEN, 
ftimme ich für die Tagesordnung. 

Mohr: Der Abg. Bekk hat großen Theile dasjenige 
bemerft, was ic; anführen wollte, und will mır noch beis 
fügen, daß es mir auffallen muß, fo viele Erinnerungen 
und Behauptungen gegen einen Befchluß zu hören, gegen 
welchen in der Sikung, wo er gefaßt wurde, kaum einige 
Worte fich hören ließen. Konnte damald- diefer Befchluß 
mißdeutet werden, fo wäre ed Pflicht der Negierungscoms 
miffion gemwefen, fich darüber zu verbreiten und die Anftände 
vorzubringen. Bon unferer Seite kann ich die Behauptung 
aufftellen, daß wir keineswegs den Befchluß improviftrt 
haben, denn die Berathung dauerte Tange. Wir fahen gerne _ 
in dem Antrag des Abg. Merk, daß er die beruhigende Ers 
Härung des Großherzogs in diefen Beschluß aufnahm. Wir 
fahen aber eben fo gerne, daß er fich dahin ausſprach, daß 
die Kammer fich diefer beruhigenden Erklärung anfchließe. 
Wir glaubten aber auch der Deffentlichkeit und dem badifchen 
Volk fchuldig zu ſeyn, nicht blos dieſes gethan zu haben, 
fondern auf diefe Weiſe felbft die Erflärung des Großherzogs 
jeder Mißveutung zu überheben. Der Anlaß der ganzen 
Sache befteht nämlich darin, daß wir in der Adreſſe die 
Worte ausgefprochen haben, wir hegen zwar das tiefe Ders 
trauen, daß jeder Gedanke an eine Berfaffungsverfeßung ıc. 
Hierdurch wurde die Erflärung des Großherzogs veranlaßt, 
und wenn wir nun ald Bolfötvertreter und nicht als einzeln 
daftehende Staatsbürger für nothwendig hielten, die unfrer 
Pflicht gemäße Erklärung beizufügen, daß eine die Vers 
faſſung verleßende oder die verfaffungsmäßigen Nechte bes 
fchränfende Interpretation der Bundesbefchlüffe rechtsgültig 
nie gefchehen könne, fo kann ich darin feine Verlegung, 
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feine Abficht, dem Großherzog auf irgend eine Art zu nahe 
zu treten, erfennen, fondern nur bie pflichtgemäße Handlung 
der Kammer erbliclen, um fo mehr, dda ie Verfaffung ung 
felbft vorfchreibt, daß der Großherzog heilig und unverleßlich, 
alfo über jede Verlegung erhaben fei, und da fo lange die 
Kammer in dem Kreife ihrer Pflicht handelt, und aus ihrer 
inneren freien Heberzeugung entfcheibet, nie eine Verlegung 
begangen werden Fann. Wenn übrigens heute mehrere 
Mitglieder bemerften, daß ihre Beltimmungsgrimde, aus 
denen fie dem Befchluß beigetreten, nicht geradezu diefel- 
ben feier, die in dem Befchluß Tiegen, fo mag dieß wohl 
der Fall ſeyn; Jeder muß feine Ueberzeugung vor feinem 
Gewiffen vertreten, die Kammer aber ift binfichtiich ihrer 
Berathung und Abftimmung fouverän, und ed ift Dass 
jenige nicht anwendbar, was der Herr Negierungscoms 
miffär behauptete, daß vielleicht die Kammer ihre Stellung 
anders beurtheilte, und eher als die Vertretung einzelner 
Staatsbinrger, denn eined Ganzen hier betrachtet werben 
müffe. Wenn nun die einzelnen Mitglieder ihre Beftims 
mungsgründe anders angegeben haben, als fie im Bes 
fchluß enthalten find, jo mag diefes mit ihrer Heberzeugung 
hingehen. Weil wir aber fein Recht haben, die Ueber, 
jeugung von einem Einzelnen zu fordern, und diefem 
Gründe zu unterlegen, aus denen er dem Befchluß beis 
ftimmte, fo können wir nady dem Antrag des Abgeordneten 
Magg auf die Tagesordnung übergehen. 

v. Rotteck: Erft nachdem ich gegen bie Tagesorbnung 
gefprochen habe, haben fich mehrere Stimmen hören Taf 
fen, welche, meine eigene Behauptung anerfennend, daß, 
wenn jet verhandelt werden -follte, doch nur von Sinnes⸗ 
Außerungen der Einzelnen die Rede feyr könne, die Bemers 
fung beifügten, daß demnach jedes Mitglied die Pflicht 
habe, ſich augzufprechen, in welchem Sinne es dem Abg- 
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Merk beiftimmte , oder, was Fürzer ift, fich etwa der 
Sinnesäußerung eines der Mitglieder auzufchließen. Dieſe 
Aufforderungen halte ich auch an mich gerichtet und ich 
achte ed als eine mir ganz befonders aufliegende Ehren» 
pflicht, meine Erklärung zu geben, in welchem Sinne ic) 
die Sache nahm. Sch will vorerft der Betrachtung beitreten, 
bie der Abg. Fecht am Anfang feiner Rede aufitellte, ber 
einfeuchtenden Betrachtung, daß das vorliegende Reſecript 
6108 als ein Reſcript der Regierung, nicht aber der Perfon 
bed Großherzogs felbft von und angefehen werden könne. 
Diefe Sdentificirung der Perfon des Großherzogs mit jener 
ber Minifter wird fo oft verficht, und kann zu nicht Gu⸗ 
tem führen, fondern blos die Wirfung haben, unfere Freis 
heit bei der Berathung und Abftimmang zu flören. Durch 
diefes Nefeript der Regierung aber. kann ich mich durchaus 
nicht in der Freiheit meiner Abftimmung und meiner Sins 
neserflärung hindern oder befchränfen laſſen, weil in biefem 
Nefeript allerdings Ausdrücke und Stellen enthalten find, 
die mir und wenigftend einem großen Theil der Kammer ges 
rechte Betrübniß einflößen Das Nefeript der Regierung 
hat ſich nuumwunden dahin erflärt, es fei der Großherzog 
in feinem Vertrauen auf die Kammer getäufcht worden. Es 
ift zwar ein fpäterer Ausdruck in dem Nefeript, der diefen 
allgemeinen Vorwurf Dadurch befchränft, oder zu befchrätt 
fen feheint, daß es ihn nur auf die Minorität hinwirft, ins 
dem dann die Ueberzengung ausgefprochen wird, es werde 
wenigſtens die Majorität jenen guten Sinn bei Faſſung 
des Befchluffes gehabt haben, der nothwendig fei, um 
von der Täuſchung nicht zu fprechen. Dadurch nun ift 
eine Spaltung in der Kammer hervorgebracht: Wir haben 
hiernach eine Majorität in Folge der Anficht der Meinifter, 
die das Vertrauen des Fürften nicht getäufcht hat und 
pflichtgetreu ift, und eine Minorität, die nicht pflichtgetreu 
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iſt, ſondern das Vertrauen getäuſcht hat, und dieſer Vor⸗ 
wurf iſt zunächſt Demjenigen geworben, der ben Antrag 
ſtellte, nach deſſen Berathung der Beſchluß in der letzten 
Sitzung erfolgte. Ich appellire gegen dieſen Vorwurf, 
ich appellire gegen dieſes Reſcript, das von den Rednern 
der Regierung dem Fürſten unterlegt, und als in ſeinem 
Namen ergangen, dargeſtellt wird, ich appellire hier von 
dem in dieſem Punkte durch ſeine Miniſter nicht gut unter⸗ 
richteten Fürften an ben beſſer zu Unterrichtenden und zwar 
durchaus mich und die Minorität, die gleich mir verdächtigt 
worden ift, beffer zu Unterrichtenden, Ich möchte übrigens 
wicht zu einer Majorität gehören, die auf einen folchen, 
ber Minorität gemachten Vorwurf hin, ſich yon der gegen 
ihre Collegen ergangenen Verbächtigung Iosfagen und fich 
gewiſſermaßen ausfcheiden möchte, aus derfelben Mitte, 
ald dem angeblich allein pflichtgetreuen Theil der Kammer, 
und ich würde für ein großes Unglück halten, wenn in einer 
Kammer zwei Klaffen von Deputirten beftünden, — die 
Einen , die von dem Minifterium als gute Pflichtgetreue, 
auch des Vertrauens Wiürdige anerkannt würben, und Diefem 
gemäß ſich Selbſt dergeftalt achteten, und die Andern, bie 
ala nicht Pflichtgetreue, und die dad Vertrauen des Fürften 
getäuſcht hätten, erflänt wären. 

Solche Erklärungen taften die Unverantmortlichfeit ber 
Rede und Abftimmung der Mitglieder der Kammer an, 
die nach der Berfaffung heilig ift. Die Mitglieder der Kam⸗ 
mer find ſchuldig und haben ihven Eid Darauf geleiftet, nach 
ihrer Ueberzeugung abzuftimmen, und ich habe ſowohl bei 
der Stellung meines Autrags, ala bei deflen Motivirung 
und bet meiner Zuſtimmung zu dem Merk'ſchen Antrag, 
dieſen Eid im Auge gehabt, und ich ſchwöre wiederholt, daß 
id) dabei aus veinfter Ueberzeugung nichts Anderes. gejagt 
und gethan habe, ald mas ich im Sinne ber entfchiebenen 
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Mehrheit. des Volks, ja der ganzen Maffe des denkenden 
Volks liegend, fo wie meiner eigenen Gefinnung entfprechend 
erfenne, und Darum auszufprechen für eine heilige Berpflich» 
tung hielte. Mach diefer vorläufigen Erflärung muß ich 
. bemerfen, daß, wenn nun von der Aufnahme der Sinneds 
Außerung oder Sinnederflärung jedes Einzelnen der zum 
legten Befchluß mitwirkte, die Rede feyn kann oder muß, fo 
ift dDiefe Aeußerung oder diefe Sammlung von Aeußerungen 
noch zu ergänzen, wenn Diejenigen zurücfommen, die gerade 
jegt unglüclicher Weife in Urlaub. find, damit man fehe, 
wie groß etwa die Mojorität oder Minorität, oder wie 
groß der Unterfchied zwifchen den Aeußerungen beider ift. 
- Man wird aber aledann finden, daß weder der Unterſchied 
der Meinung, noch der Unterfchied der Zahl fo bedeutend 
feyn wird, als vielleicht die Redner der Regierung glauben. 
Sch fage aber, wenn auch diefe einzelnen Erklärungen da 
find, und es dann gelingen wird, eine Majvrität heranszus. 
bringen, biefe doc; fein Befchluß feyn, und wie ich wieder⸗ 
holt mit großem Nachdruck fage, an der Wahrheit des Facs 
tums des früheren Befchluffes nicht. das. Mindefte Andern 
würden. Es hat die Hammer mit Nichten in Leber 
rafchung, fondern nad) reiflicher Erwägung der Sache ſich 
einftimmig ausgefprochen, alfo wohl auch im Sinn bes. 
Volks, das durch die Kammer vorgeftellt wird. . Das, was 
in dem Bejchluffe Liegt, wird Jeder zu deuten willen, der 
der beutfchen Sprache mächtig ift. Durch eine nachfolgende 
Erklärung oder Deutung, wenn fie auch dem wörtlichen 
Sinn oder Inhalt des Befchluffes entgegen wäre, oder von: 
demfelben etwas wegnähme, würde jener damals gefaßte- 
Beſchluß, jene damals gegebene Erklärung durchaus nicht. 
aufgehoben und durchaus nicht in ihrer Nechtswirfung- vers 
kümmert werden, die fie haben muß. - Was dort erklärt. 
wurde, bleibt unangetaftet und unerfchütterlih, denn es 
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war der Sinn der Kammer, und die Deufung, die jegt etwa 
hineingelegt wird, und wodurch etwas weggenommen wer: 
den fol, könnte höchſtens fo viel beweifen, daß jetzt einige 
Mitglieder anders denken, als ihr Befchluß oder ihre Erklaͤ— 
rung mit fich zu führen ſcheint. Das Publikum aber würde der, 
mit der buchftäblichen Erflärung nicht harmoniſchen heutigen 
Erflärung mancherlei Motive unterfchieben, und gar vers 
fehiedene Deutung gebenz wie dann and) ohne Zweifel nicht 
bei jedem einzeln Stimmenden die nämlichen Motive bei 
feiner Erklärung angenommen werden fünnen. Die Öffentliche 
Meinung wird denken, es habe wirklich Einer oder der As 
dere den Mer k'ſchen Antrag nicht recht verftanden, er habe 
ſich überrafchen laſſen, und, ohne-fich denfelben völlig Mar 
und deutlich zu vergegenmwärtigen, dennoch beigeftimmt. 
Man wird dann vielleicht auch glauben, daß dag hierher ge: 
fommene Refeript, fo wie die Deutung, die man der juͤngſt 
beſchloſſenen Erklarung gibt, auf die heutige Erflärung, des 
jest fogenannten eigentlichen Sinnes von Einfluß gewefen 
fei; eine Vermuthung, die fehr natürlich ift, denn warum 
wird es nicht zu Gemüth gehen, wenn in einem Nefeript, 
dad man noch dazu als etwas dem Negenten Perfönliches 
ausgiebt, eine Betrübniß ausgefprochen wird, und die Pers 
fon. des Fürften verlegt erfcheint ? Hier wird allerdings 
Jeder feine Betrübniß ausfprechen und ſich veranlaßt fühlen, 
dem Beſchluß oder feiner eigenen Theilnahme daran eine 
die Verdächtigung möglichft vernichtende oder entfernende 
Deutung zu geben. Es wird alfo jedenfalld, e8 mag die 
Sinnesänßerung ausfallen, wie fie will, blog die jetzige 
Stimmung der Kammer, nicht aber diejenige Stimmung 
zweifelhaft gemacht werden, die in der früheren Sitzung be⸗ 
ſtand und jene Erklärung hervorbrachte, deren rechtliche 
Bedeutung man daher durchaus nicht anfechten fann. Was 
nun ben eigentlichen Sinn betrifft, den ich bei meiner Zur 
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ſtimmung hatte, fo ift er der; daß ich für’ erfte, wie alfe 
Mitglieder der Kammer und das ganze Volf das innigfte 
Bertrauen zu den Großherzog in mir trage. Das verfteht 
fich von felbft, und es ift mir unbegreifllich, wie man es 
jemals mißfennen konnte. Es war und ift Keiner unter 
und, der in die perfönlichen Gefinnungen und Abfichten des 
Fürften, die Berfaffung unverlegt zu erhalten, ben mindeſten 
Zweifel feßt; denn an diefem zweifeln, heißt an der Sonne 
zweifeln, wenn fie des Mittags am Himmel fteht. Ich habe 
aber fchon früher gegen die Redner der Regierung in ber 
Kammer erklärt, Daß nicht aus den Gefinnungen des Finften 
unfere Beforgniß und Betrübniß herftammten, denn ed hans 
delt fich nicht blod von ber Zufunft, fondern von der Ders 
gangenheit und Gegenwart, d. h. von den bereits vorliegen» 
den Berfaffungsangriffen.- Ich habe ferner deutlich unters 
ſchieden — und ed hat hier Beifall gefunden — zwiſchen 
der. Perfon des Fürften und jener der Minifter, ich habe 
beftimmt gefagt — und ed wurde nicht widerfprochen — 
daß der tugendhaftefte, weijefte und befte Fürft doc im 
ber Möglichkeit fei, von der Regierung oder den Miniftern 
in den Serthum geführt zu werben. Sch habe ferner bes 
mierkt, daß eine Verlegung der Verfaſſung durch aus» 
wärtigen Einfluß benfbar fei und man aus. Gefahr. oder 
Beforgniß einer unausweichlichen Gewalt nachgeben fünnte. 
Sch habe angeführt, daß durch diefe Zuficherungen des 
Großherzogs, welche blos in Beziehung auf feine perfönlichen 
Gefinnungen gegeben ward, diefe Beforgniß fo wenig ald 
die Möglichkeit aufgehoben oder niebergefchlagen worden 
ſei. Darum habe ich dem Antrag des Abg. Merk beiges 
ſtimmt, und zwar ausdrücklich in. dem Sinn, daß ich ihn 
für das Mildefte oder Wenigfte erflärte, was die Kammer 
nad} der Lage ber gegenwärtigen Verhaͤltniſſe thun könne. 
Der Adg. Merk hat, als er feinen Antvag flellte, durch bie 
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Motivirung beffelben, deſſen Sinn fo klar entwickelt, daß 
unmöglich ein Zweifel darüber obwalten Fonnte, und mer 
ſich dieſe Motivirung vergegenwärtigt, der wird auch dag, 
was ich hier fage, anerkennen. Er hat ausdrücklich bes 
merkt, daß der Antrag auf die Tagesordnung, wie er aus 
bem Munde des Abg. Duttlinger hervorging, wenn er 
von der Kammer angenommen würde, auf die öffentliche 
Meinung den nachtheiligften Einfluß haben müßte, und daß 
ein Gegenftänd von der Wichtigkeit und tiefgehenden Bedeu⸗ 
tang, wie ihn wirflich meine Motion enthält, durch eine 
Kammer v. J. 1833 nicht durch bie bloße Tagesordnung 
befeitigt werben fünne. Er hat mit großem Nachdrud auf 
die Wirfungen aufmerkfam gemacht, die ein folcher Befchluß 
hervorbringen würde, und wie er nicht mit den Handlungen 
anderer Kammern und den im Volk herrfchenden Gefinnuns 
gen in Harmonie ftünde. Diefer motivirte Antrag des Abg. 
Merk ift von der Kammer einftimmig zum Befchluß erhoben 
worden, und zwar beßwegen, weil die Tendenz ded Abg. 
Merk durch die Form, die er dem Antrag gab, in die ins 
nigfte Vereinigung gefeßt wurbe, mit dem Ausdruck der tiefs. 
ften Verehrung und des vollfommenften Vertrauens in ben 
Character, in die Treue, die Liebe und den Edelmuth bed 
Fürften. ch felbft habe diefen Antrag angenommen, indem 
ich noch beifügte, daß, obgleich die Form fehr ſchonend und 
mild fei, doch diefer Antrag eben das bedeute, was ich in 
meiner Motivirung felbft ausgefprochen habe, nämlich eine 
Rechtsverwahrung. Er deutet auf die Gefinnungen bes 
Volks hin und auf die Anfichten der Nation über die Buns 
besbejchlüffe. Alles dieß wurde gefagt, ehe der Befchluß 
ind Protokoll Fam, ehe er gefaßt und genehmigt wurde, Ich 
fage, ich habe dem Antrag des Abg. Merk beigeftimmt, ba 
ich ihn wohl verftand und überzengt war, baß er nicht nur 
nichts Berlegendes enthalte, fondern mit ber möglichiten 
1638, i1. . Prot, 48 Heſi. 28 
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Schonung und Berücfichtigung abgefaßt fei. Sch glaubte 
zwar, daß er dasjenige nicht fo entſchieden und Fräftig 
ausfpreche, was ich gewünfcht und die Natur der in Frage 
ftehenden Verhältniffe allerdings gefordert hätte, allein ich 
hoffte, daß die Einftimmigfeit des Beitritts dieſe, obgleich 
mildere Erklärung erfeßen, nämlich) Dasjenige ergänzen 
werde, was den Worten felbft an n Nachdruck, Kraft und 
Entſchiedenheit gebrach. 

Ueber die Erflärung der Dankadreſſe, welche im Merk— 
ſchen Antrag berührt wird, ſchließe ich mich dem Abg. 
Bekk an. Ein Mißverſtändniß, das geherrfcht hat, und 
welcdyes aud) der Anficht des Abg. Winter v. 9. zum 
Grunde Tiegt, ift dadurch gehoben, fo wie auch durch das⸗ 
jenige, was im Protocol fteht, alles das befeitigt ift, was 
man von Lndeutlichkeit in der Faſſung des Befchluffes 
gefagt hat. Es iſt, klar, was wir gewollt haben, und es 
bezeichnet deutlich unfere Gefinnung gegenüber den Bun 
desbefchlüffen um fo mehr, da in unferer Adreffe nur von. 
den Bundesbefchlüffen vom 28. Juni die Rede war, alfo auch 
blos in Beziehung auf dieſe geantwortet worden ift, wogegen 
unfere legte Erklärung allgemeiner lautet, und alle andern 
Befchlüffe, Handlungen und Ereigniffe feit Diefer Zeit um— 
faßt. Es ift feine verlorne Zeit und Mühe und darum auch 
fein weggeworfenes Geld, das, wie man ung fagt, jede Mi⸗ 
nute die wir hier fißen, foftet, wenn wir. uns über diefe Ger 
genftände in möglichft umfaffende und deutliche Erörterungen 
einlaffen. Sch wünfchte, ich könnte dieſen Gegenftand zur 
nochmaligen Discuffion bringen, Damit dann die etwaige 
Minorität Gelegenheit hätte, fich im Ganzen gegen die auf 
fie geworfene Berdächtigiing zu vertheidigen, wie denn jeden- 
falls diefer Minorität überlaffen bleiben muß, hinfichtlich deffen, 
was Nachtheiliges über fie gefagt ift, einzeln oder in ihrer 
Geſammtheit fich zu verwahren. Ich würde lieber den Ießten 
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Krenzer aus meiner Tafche geben, um dasjenige zu zahlen, 
was eine folche Berathung koſtet. Sch wiederhole nochmals 
meine Unterftügung des Antrags des Abg. Welder. 

Bader: Sch befenne, daß mir dad verlefene Reſcript 
nicht fo gegenwärtig ift, um den Sinn jeder einzelnen Stelle 
und jedes einzelnen Worte auffaffen und beurtheilen zu fönnen. 
Sch verfenne nicht, daß im Laufe der Discuſſion manche 
Gründe vorgebracht wurden, die für die Tagesordnung fpres 
hen und ich würde vielleicht in der Folge felbft einem Befchluß 
- beiftimmen, der die Sache auf fich beruhen läßt, allein ich 
will nicht befchließen, ohne den Act, über den ich urtheilen 
fol, genau zu fennen. Ic ftimme alfo für die Verweiſung 
an die Abtheilungen. Da fich übrigens fo viele Mitglieder 
über den Sinn, in dem fie in der legten Sitzung über bie 
Sache geftimmt, ausgefprochen "haben, fo bemerfe auch ich 
Eurz, daß ich zu Denjenigen gehöre, die es für nothwendig, 
zwecks und pflichtgemäß hielten, daß fic die Kammer felbft 
auch über die Bundesbefchlüffe ausfpreche, und der Zufiches 
rung Sr. Königl. Hoheit des Großherzogs, die allerdings 
mit großem Vertrauen und Danf aufgenommen wurde, eine 
Erklärung von ihrer Seite beifügt. In meiner Intention lag, 
diefe in dem Satze zu geben: „daß eine die Berfaffung oder 
verfaffungsmäßigen Rechte befchränfende oder verleßende 
Interpretation rechtsgültig nicht gefchehen könne.“ Sch glaube, 
diefer Saß ift für ſich Far und bedarf feiner weiteren Er- 
läuterung. 

Hoffmann: Sch theile vollfommen die Meinung bed 
Abg. Bekk, die er über den Sinn unferes Befchluffes ent 
wicelt hat, allein für die Tagesordnung kann ich mich nicht 
erklären, denn ich finde in dem Nefeript eine Betrübniß auds 
geſprochen, die Durch eine Antwort von unferer Seite aufge: 
klärt werden follte. 

Körner: Ohne mic, in die Deutung biejed Beſchluſſes 
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einzulaſſen, will ich nur erklaͤren, daß ich bedenklich finde, 
über einen fo hochwichtigen Gegenſtand, wie ber des Reſcripts, 
zur Tagesordnung Überzugehen. Sch fehe auch nicht ein, 
was es fir Gefahren und Anftände haben follte, die Sache“ 
an die Abtheilungen zu vermweifen. Sch hörte, daß dadurd) 
die Einträcht der Kammer geftört werden könnte, allein ich 
müßte bedauern, wenn eine Berathung in den Abtheilungen 
diefes Uebel herbeiführte, oder wenn die Kammer, falle dieſe 
Eintracht wirklich verlegt worden wäre, ſolche in ihrer Bes 
rathung nicht wieder herftellen könnte. 

Es wird hierauf mirtelft namehtlicher Abſtimmung dur 
28 Stimmen gegen 26 Stimmen befchloffen, über das höchfte 
Refeript jur Tagesordnung überzugehen: 

Der Präſident verliest nun eine ihm während der Sitzung 
zugekommene Zufchrift des Chefs des Miniſteriums bes In⸗ 
tern in Beziehung auf den von der Kammer befchloffenen 
Vorausdruck der Motion des Abg. v. Rotted. 

Beilage An 5. 

—Moͤrdes: Als geftern zuerſt der Gegenftand wegen Ber 
Hinderung des Drucks in Anregung fam, ſprach ich die Ans 
ficht aus, fie Fönne fich unmöglich auf den von der Kammer 
befchlöffenen Drud zu ihrem eigenen Gebrauche beziehen. 
Wie wir aber fo eben hörten, habe ich mich fehr geirrt, und 
Hlaube, daß die Sache, unter diefen Gefichtöpunft geftellt, 
nun eine ganz andere und wichtigere Bedeutung erhält. 
Wenn man daher auch über ben fo eben verlaffenen Ges 
genftand zur Tagesordnung überging, fo bitte ich, wenig⸗ 
ftend dieſes Schreiben an bie Abtheilungen zu verweifen. 

Winter v. H.: Ich unterftüge diefen Antrag, weil: ich 
glaube, daß ma nnicht vorbereitet genug ift, um fich über dieſen 
wichtigen Begenftand auszufprechen. Man will jetzt fogar et⸗ 
was thun, was nicht im Bundesbefchluß und nicht im Preßs 
gefeh Tag; man will nämlich die Kammer des babifchen 
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Volks nicht nur unter bie Schere der Cenſur, ſondern 
auch noch noch unter Die Schere ber Polizei feßen. 

v. Rotteck: Durd den Inhalt diefes Neferipts der 
Regierung oder desjenigen Mitgliedes der Regierung, bay 
dieſes Reſcript erlaffen hat, bin ich in Staunen gefeßt. 
Sch muß augenblicklich, wenigſtens mit ein Paar Worten 
mich darüber erklären. Diefes Mipfallen, dieſe Verdäch—⸗ 
tigung, diefer Vorwurf, deu man auf die ganze Kammer, 
wenigftend anf die Mingrität zu werfen verfuchte, hat 
fih num endlich auf meine Perfon concentrirt. Sch fchene 
diefes Mißfallen, biefen Vorwurf, dieſe Berbächtigung 
nicht. Mein Bemwußtfeyn hebt mich über alle ſolche An⸗ 
griffe hoc) empor. Meine Motion und ihre Begründung 
mar nicht nur durchaus tadellos, ſondern ſelbſt verbienft- 
poll und hat bereits ein Urtheil empfangen, beflen Yur 
torität ich weit höher achte, als dasjenige, welches 
bad Reſcript ausfpricht, Sch habe von ganz competenter 
Stelle, nämlic; von der Kammer felbft, diefes Urtheil er 
halten, Die Regierung hat das Recht nicht, die Begrün⸗ 
dung von Motionen der Abgeordneten als ſolche zu beurs 
theilen, oder zu verwerfen. Die hohe Kammer hat meine 
Motion mit Beifall aufgenommen, und an dem Schluß 
meiner Begründung hat ein vielfaches Bravo! ertönt; ja 
yiele Mitglieder haben fogar Danf und Lob ausgefpendet, 
wegen der Mäßigung, Befonnenheit und Schonung, wo⸗ 
mit ich diefe Verhältniffe auseinander gefeßt habe. Mit 
biefem Ausfpricch ber Kammer bin ich zufrieden und lege 
die Vorwürfe, die mir im dieſem Nefeript gemacht find, 
gleichgültig zur Seite, Meine Motion, fage ich, war 
durchaus tadellos und felbft löblich und kann in ihrer 
Eigenfchaft nicht verkleinert werben, durch Die Bemerkung, 
bie Regierung habe alle Mühe angewendet, um mic, von 
meinem Vorhaben abzufchresten. Sch bin nicht gewühnt, 


858 Berhandlungen der IL Kammer. 


meine Belehrung über dasjenige, was ich hier zu thun 
oder zu laſſen habe, von Regierungsmitgliedern zu empfan- 
gen, fondern ich empfange fie von mir felbft. Mein guter 
Geiſt giebt mir ein, was ich zu thun oder zu laſſen habe, 
und wenn ich weitere Belehrung brauche, fo fehe ich auf 
das Volk hin und ich weiß gewiß beffer, ald die Regierung, was 
der denfende Theil des Volks will und wünjcht. Wenn 
die Regierung aus dem Inhalt diefer Motion oder ihrer 
Begründung einen Anlaß nehmen zu Fonnen glaubt, den 
Drud zu verbieten, fo erfchrece ich, wenn ich an die Wirs 
fungen denfe, die biefes Verbot in der öffentlichen Meis 
nung hervorbringen wird. Meine Begründung wird doch 
früher oder fpäter gelefen werden, denn es ift nicht mög» 
Iich etwas, das in einer Kammer dffentlich vorgetragen 
"wurde, und wovon die vorläufige Kenntniß ſchon in die 
Welt gelangt ift, zu unterdrücden. Die Welt wird gerade 
jegt meine Begründung um fo begieriger Tefen, weil mau 
ihr folche Wichtigkeit beilegt oder vor ihr erzittert. Die 
Melt wird fragen, mas ift ed denn fir ein Gegenftand, 
was ift es für eine Macht, die vor diefer Begründung 
zittert, und daher den Druck verfelben nicht geftatten zu 
Fönnen glaubt? Die öffentliche Meinung wird auf meiner 
Seite ſeyn. In meiner Begrimdung ift nichts Anderes 
ausgefprochen, ald mas der denfende Theil des Volfd und 
bie Nation ſchon längſt gedacht und überall ausgefprochen 
hat, wo nicht phyſiſche Gewalt es auszufprechen unmöglich 
machte. — Was die Einmwendung betrifft, daß der Drud 
diefer Begründung darum nicht ftatthaft fei, weil die Sache 
bereitd abgemacht wäre, fo vermweife ich auf dasjenige, 
was im Sahr 41831 wiederholt gefihehen ift, wo nämlich 
folche, obfchon bereits erledigte Vorträge und Berichtsers 
flattungen auch lange vor der Reihe, in der fie eigentlic) 
zum Druck kommen follten, dem Druck übergeben wurden, 
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wenn die Kammer aus irgend einem Grunbe es fir zweck⸗ 
mäßig anſah. Sch will befonders an den Bericht erinnern, 
den ich felbft im Namen der Petitionscommiffion über 
Adreffen aus allen Theilen des Landes erftattet habe, worin 
ber Kammer gedankt wurde für diejenige Verwahrung und 
Proteftation, die wir. am 2. December 1831 gegen die Bun— 
deöbefchlüffe eingelegt haben. Der Bericht, den ich damals 
vortrug, und welcher zu Feiner weitern Diecuffion mehr Stoff 
gab, wurde von der Kammer zum Druck decretirt und die 
Regierung hat nicht das Mindefte entgegen gefeßt, ob er gleich 
in fechsfacher Anzahl im Druck erfchien, damit folcher von 
jedem einzelnen Mitgliede feinen Committenten mitgetheilt 
werben fonnte. Ein halbes Jahr länger wäre ed aber ans 
geftanden, wenn man mit dem Drucd fo lange hätte warten 
wollen, bis die Reihe des Drucks der Protocolle darauf führte, 
Indem ich mich auf diefe wenigen, mir in Diefem Augenblick 
in den Sinn fommenden Bemerkungen befchränfe, behalte 
ich mir jede weitere Erflärung vor, und unterftüße den Ans 
trag des Abg. Mör des, auflleberweifung diefes fo — 
Gegenſtandes an die Abtheilungen. 

Wolff: Ich will die Kammer nur darauf aufmerkſam 
machen, daß die Regierung unter Berufung auf beſtehende 
Bundesbeſchlüſſe und Geſetze ein Verbot des Drucks einge— 
legt und dieſes in der Eigenſchaft als vollziehende Gewalt 
gethan hat. In dieſer Hinſicht kann ihre Verfügung nie Ges 
genſtand des Urtheils der Kammer ſeyn, die Kammer hat 
nicht darüber zu entſcheiden, ob und in wie fern die Regierung 
berechtigt war, dieſes zu thun oder nicht. Sie kann nur die 
Frage aufwerfen, ob die Rechte der Kammer dadurch verletzt 
ſeien oder nicht, und eine ſolche Verletzung kann nur das 
Recht zur Anklage oder Beſchwerdeführung geben. Glaubt 
die Kammer ſich wirklich verletzt, fo ſteht ihr dieſe Beſchwerde⸗ 
führung nach dem Geſetz über die Verantwortlichkeit der 
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Minifter von 1820 frei. Um jedoch dieſen Weg zu betreten, 
muß, wenn ich nicht irre, eine befondere Motion gemacht 
werben, und darum wird eine Berweifungan die Abtheilungen 
nicht nöthig feyn, fondern die Kammer wird fich vor der Hand 
bei dem Reſcript beruhigen können. 

Hecht: Geſtern behaupteten wir and Achtung für die Re- 
gierung, es fei nicht möglich, daß ein folcher Verfuch ges 
macht werde, und dad Recht, das wir bisher mit allen 
Ständeverfammlungen genofjen haben, auf eine folche übers 
rafchende Weife zu nehmen. Aus Allem aber, was vorgeht, 
fieht man, daß eine Brobe herbeigeführt werden fol, und viels 
leicht werben die Redner der Regierung felbft hineingefchoben, 
daß der Regent im vollen Glanz der Majeftät und in bem 
impofanteften Aft derſelben ausfpricht: entweder zu bem 
Landftänden: „geht aus einander“ oder zu den Miniftern 
„geht von eueren Plätzen.“ Dieß fcheint mir nach Allem, 
was vorgeht, ftetd mehr unvermeidlich zu werden. Mit dem 
heiligen Willen, alles Gute zu befördern, und in einer fo 
verwidelten Zeit, der Regierung freundlich die Hände zu bies 
ten, daß fie aus diefem Labyrinth herausfommen möge, ers 
fchienen wir in Diefer Kammer — es ift eine brave Kammer, 
worüber die Nachwelt richten wird. Eine folche Kammer 
aber folfte nicht fo behandelt werden. Das famdfe Refeript 
wird erſt noch fpäter beurtheilt werben, und fo manche ans 
bere Schritte, die man fich mit furchtbarer Progreffion gegen 
uns erlaubt, deuten auf den Hauptfchritt hin. Unfer Regent 
aber wird in feiner Weisheit erwägen, welchen Schritt er 
gu thun hat, er wird es wohl überlegen. Das Volk muß erft 
bemoralifirt werben, ehe es Abgeordnete wählt, die ganz 
dem Willen ber Minifter fich fügen. Wozu ein demoralifirtes 
Volk fähig ift, darüber fragen wir vie Gefchichte. Sch bin 
ein alter Mann, aber meine Laufbahn will ich wenigftend 
nicht mit Schmach befchließen,, fordere daher bie Kammer 
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auf, diefen wichtigen Schritt, bem wahrfcheinlich noch andere 
folgen, und die die Regierung vielleicht nicht durch eigenen 
Antrieb fucht, wohl zu überlegen und in den a 
zu berathen. 

Staatsrat Winter: Nein, Herr Abg. Hecht! das ift 
nicht der Zweck der Regierung, fie braucht nicht verdeckt zu 
handeln, wenn fie den Borfat hätte, den Sie ihr zufchreiben. 
Sie ift feither immer auf geradem Wege gewandelt, fie wird 
ed auch Fünftig thun. Man hat gefagt, e8 fei dieß eine brave 
Kammer; erlauben Sie mir, daß ich mit Stolz den hier fchon 
gebrauchten Ausdruck hinzufüge — es ift eine loyale, es iſt 
eine ehrliche Regierung, und hat noch nie den mindeften 
Nebenweg gebraucht, wenn fle von der Kammer um etwas 
angegangen wurde. Es ift eine loyale Negierung, und ic) 
glaube, fie befißt das Bertrauen des Volkes, aber diefe 
loyale Regierung muß es bedauern und tief Fränfen, wenn 
fie in Berhältniffe, die ich nicht weiter auszuführen brauche, 
hineingezogen werden fol, aus denen fie fich kaum heraus— 
gewunden hat, und in die fie auch durch einen Fall gekommen 
ift, wovon der Abg. v. Rotteck gefprochen, und der ung 
wahrlidy feine Roſen gebracht hat. Wir find nicht im Stande 
aus dieſen Berhäftniffen herauszufommen, wenn und nicht 
Die Kammer auf die Weife, wie wir es wünſchen, unterftüßt. 
' Sch habe dieß von Anfang an gefagt, und habe c8 öffentlich 
und gegen einzelne Mitglieder fchon ausgefproden, was 
wir wünfchen. Wenn übrigens der Herr Abgeordnete glaubt, 
es fei fremder Einfluß, der die Regierung zu ihren Schritten 
beftimme, fo muß ich dieß durchaus widerfprechen. Die Re— 
gierung hat blos ben Wunfch, daß fie die Stellung wieder 
einnehmen könne, die ihr gebührt. An Auflöfung oder was 
man font glaubt, denkt die Regierung nicht, wenn fie nicht 


dazu gendthigt wird. — 
Fecht: Daß ich nicht perſönlich gegen irgend ein Mitgli 
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der Regierung gefprochen habe, davon Fann fich am beften 
der Herr Präfident des Minifteriums des Sunern überzeugen. 
Er ift unter meinen Sugendbefannten bier in Diefer Kammer 
ber ästefte, allein hier gilt es die große Sache, und id) 
glaube allerdings, daß die Regierung mit dieſen Maßregeln 
ihren Zweck nicht erreicht, Daß fie Feine Kammer zurichten 
wird, die mit ihr übereinftimmt, wenn e8 gegen die großen 
Nechte des Volks flreitet. Mag entftehen, was da will, 
mich wird man nie dazu bewegen; ich habe mit Ehre ge 
lebt, ich) will mit Ehre fterbei. 

Staatsrat) Winter: Die Regierung wird unter allen 
Umſtänden ihre Pflicht, nämlich dasjenige thun, was dem 
wahren Sutereffe des Landes angemefjen ift, und die Sins 
tereffen des Landes in Diefer Hinficht kann Niemand beffer 
kennen als die Regierung. 

Mohr: Alsdann follte aber bie Regierung zuerft dahin 
fireben, daß am Bundestag der große, in der Bundesafte 
ausgefprochene VBerfaffungsgrundfaß gehalten werde, denn, 
fo lange noch Staaten im Bunde find, die noch Feine 
Berfaffung haben, kann die Regierung ihre Stellung, als 
Die eines Berfaffungsftaateg, nicht behaupten, die nothwendig 
ift, wenn nicht die Stantögewalt felbft vernichtet, und die 
innere Gefeßgebung außern Formen und Gonvenienzen zum 
Dpfer gebracht werben foll. 

Staatsrath Winter: Ich habe nur für das Wohl 
unſeres Landes zu forgen, und fir das Wohl des Negenten, 
ber mir meine Stelle anvertraut hat. Sch fühle nicht fo 
viel Kraft in mir als ich wünfche, um diefes Wohl: ber 
forgen zu können. Für das Wohl anderer Länder habe ich 
Nicht zu forgen, diefe mögen für fich felbft forgen. Wenn 
fie das Bedürfniß fühlen, ftändifche Verfaffungen zu has 
ben, fo mögen fie folche für fich einführen, allein ich Faun 

e nicht dazu zwingen. Sie werben auch erflären, wir 


— — — — 


XXI Sitzung vom 9. Juli 1833. 363 


‚achten euere Berfaffung, wir achten Alles, was ihr habt, 
benützt es nur nicht gegen ung Wir drohen euch nicht, 
wir find aber von euch bedroht. Bleibt innerhalb der Grenzen, 
die euch angewiefen find; fchafft und bringt etwas Nüß- 
liches hervor, und wenn es bei euch Probe beitanden hat, 
fo werden wir es bei und nachahmen, allein, wir laffen es 
ung nicht aufbringen. 

Meine Herren! erlauben Sie mir nur nod) ein Wort zu 
fprechen, von dem ich wünſche, daß es zu allen Herzen 
dringen möge: der Baum der Freiheit laßt feine goldenen 
Früchte nur felten und nur fparfam in den Schooß der Bölfer 
fallen, aber das Unglück ift, daß auch diefe, in deren Schooß 
fie gefallen find, fie nicht mit Mäßigung zu gebrauchen 
wiffen. Ste haben feine Ruhe, bie fie ſich entweder felbft 
darum bringen oder von Andern darum gebracht werden. 
(Diele Stimmen — fehr wahr.) 

Welder: Durch diefe neue Erfcheinung ift das beftätigt, 
was ich fagte. Auf diefem Wege, den die Regierung einges 
fchlagen hat, auf diefen Wege der unendlichen Nachgiebigs 
feit kommen wir nicht zum Ziele, die Dämme der Verfaffung 
werden Schritt vor Schritt untergraben, ein Verfaſſungs— 
recht nad) dem andern geraubt. Mäßigung zu behaupten, 
ift wahrlich diefe Kammer und jeder Einzelne Willens ges 
weſen, wie das ganze Verfahren zeigt. Man fordert aber 
jegt mehr als Mäßigung, nämlich Zuftimmung zu Maß 
regeln, die man früher nicht angemuthet hat und nicht anz 
muthen fol. Sch geftehe offen, ich habe Vertrauen zu der 
Perſönlichkeit derjenigen Mitglieder der Regierung, die bier 
fißen und nod) einiger andern, aber dieſes kann unmöglid) 
mein Bertrauen auf den Gang der Negierung befefligen, 
wenn ich nur zu Deutlich wahrnehme, daß wir an der Krank 
heit einer Doppelregierung leiden, daß Befchlüffe, zu denen 
diefelben Regierungscommiſſäre ftllfchweigend zugeftimmt 
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haben, ben andern Tag angefochten und veritichtet werben, 
daß Maßregeln, die ohnmöglich aus ihren Anſichten her— 
vorgehen können, bie fie felbft für nachtheilig balten 
müffen, geforbert und vorgefchlagen werben, was nur von 
einem andern Drt herfommen kann. Sch glaube, der Abg. 
Wolff hat Unrecht, wenn er meint, wir hätten über eine 
Bollziehungsmaßregel der Regierung vor der Hand nicht zu 
berathen. Die Bollziehungsmaßregel ift der Dauptgegenftand 
ber ftändifchen Beurtbeilung und Gontrole, und einer Bolls 
giehungsmaßregel der Regierung würde wenigſtens ich mich 
nicht unterworfen glauben und bfind gehorchen, wenn ich 
überzeugt wäre, daß die VBollziehungsmaßregel unrecht ift, 
Ich glaube nicht, daß Bundesbefchlüffe, wie fie angeführt 
werden, felbft wenn fie gälten, nach irgend einer möglichen 
Interpretation entgegen ftehen köͤnnen dem Drud eier 
Motion, die fich in jedem Wort in den befcheidenften, ges 
mäßigften und ruhigiten Formen bewegt hat. Daß durch ein 
Bundesrefeript jede Aeußerung von uns unterdrückt, ober 
ber gefchäftsmäßige Gang des Drucks einer Motion gehemmt 
werden kann, das werde ich nie zugeben, und wenn dieſe 
Interpretation gemacht werden follte, fo würde ich an ben 


“ einftimmigen Befchluß dev Kammer appelliren, der vorhin 


Stoff zur Discufjion gegeben hat, denn dort haben wir ers 
Flärt, daß wir ung im unfern verfaffungsmäßigen Gerecht⸗ 
famen niemald durch einen folchen Befchluß bejchränfen 
laſſen wollen. Es ift demnach wefentlich notwendig, daß 
diefe Sache reiflich erwogen werde, daß wir endlich und 
befinnen, wo wir anhalten wollen, auf den Schritt vor 
Schritt fortgehenden Umfturz der verfaffungsmäßigen Frei 
heiten. Möge alfo der Gegenftand in die Abtheilungen gehen, 
damit wir dort Die Grenze unferer Nachgiebigfeit berathen. 

v. Itz ftein: Der Baum der Freiheit, von dem der Hr. Re 
gierungscommiffär fprach, und den die beutfchen Fürften 
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gepflanzt haben, hat noch nicht viel Früchte in den Schooß 
der Völker fallen Taffen, weil fie immer an den Stamm 
fchlagen und ihn gerne wieder wegtragen möchten, nachdem 
fie ihn im Sahr 1815 gefett haben. Als geftern das Nefcript 
verlefen wırrde, das den Druck der Rotteck’fchen Motion 
verbot, erflärte ich mich mit Heftigfeit Dagegen und war von 
Unmillen erfüllt, daß die Regierung durch die Polizeibehörde 
einen Befchluß der Kammer fiftirt, und nicht den würdigeren 
Werth einer Zufchrift an den Präfidenten gewählt hat, Ich 
habe erklärt, daß Fein deutfcher Staat noch folche Schmach 
erlitten habe, und heute nach ruhiger Prüfung, nad) weifer 
Berathung des Gegenſtandes, die ich mit mir gepflogen, bin 
ich derfelben Meinung. 

Sch erfenite in dem Verbot des Drucks, namentlich des— 
jenigen Drudd, der innerhalb unferer verfaffungsmäßigen 
Grenzen zum Bortheil der Mitglieder der beiden Kammern 
und nicht des Buchdruckers befchloffen worden ift, eine Kraͤn⸗ 
fung der Rechte der Kammern, eine tiefe Kränfung, die 
wichtiger als die Frage ift, ob die Motion gedruckt werben 
fol oder nicht, denn über diefe Frage bin ich ruhig, und 
befchuldige hier die Regierung einer Inconſequenz, wenn fie 
glaubt, damit die Bekanntmachung diefer Motion zu vers 
hindern. Sie wird zu Taufenden gedruckt werben, weil fie 
es verboten hat, Sollte aber die Regierung die Beruhigung 
darin finden, daß fie dem Bund gegenüber fagen kann, fie 
habe es nicht gethan, es fei ohne ihr Wiffen und Willen ges 
fchehen, dann bedauere ich die Regierung, daß fie auf eine 
folche Stellung fich ſetzte; ich bedauere ſie, weil ich in einer 
würdigen Haltung ber Negierung im Verein mit Volk und 
Fürft mehr Kraft finde, ald in einer folchen Stellung, wie 
man fie anzunehmen beliebte. Der Herr Chef bes Minifteriums 
des Innern, der, fo viel ich weiß, diefed Schreiben erließ, 
berief fich darin unter Anderem auch darauf, daß der Drud 
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nicht nothwendig gemwefen fei, weil die Motion ſchon bes 
rathen worden. Darüber ift aber die Kammer dem Minis 
fterium Feine Nechenfchaft ſchuldig, denn e8 ift ſchon vielfach 
hier erklärt worden, daß die Kammer in den Hallen diefes 
Hauſes, und in Beziehung auf ihre inneren Berhältniffe 
fouverain fei, und fie ift ed, wenn fie für nothwendig findet, 
eine Motion zu druden, die wichtig, aber jo mäßig und 
ruhig abgefaßt war, daß die Negierungscommiffion felbft 
biefes danfbar anerfannte, 

Staatöratd Winter: Wer? 

v. Itzſtein: Einer der Herren Regierungscommiffäre. 

v. Rotted: Heißen Sie den Hrn. Regierungscommillär 
ſtill ſchweigen. 

v. Itzſtein: Die Regierungscommiſſion war mit der 
ganzen Behandlungsart zufrieden. 

Staatsrath Winter: Ich habe keinen Beifall —— 

v. Itzſtein: Beifall habe ich nicht gefordert zu Der Mios 
tion, welche die Sünden vorgezählt hat, die nad) der Anficht 
des Motiongftellers die Regierung begangen habe. 

Sch fomme auf den Gegenftand zurüd, daß die Kammer 
in ihrem Recht den Druck befchloffen, und darüber Feine 
Rechenfchaft zu geben hat. Sie hat befchloffen,, den Gegen⸗ 
ftand nicht zu berathen aber drucken zu laffen, und indem ich 
für-den Druck ftimmte, wollte ich mit diefer Motion einem 
jeden Abgeordneten ein Monument in die Hände geben. Ich 
hätte übrigeng geglaubt, daß die Regierung vor Erlaffung 
diefed Berbots das Herfommen in der Kammer befragt hätte, 
wovon fie felbft oft Zeuge war, und niemals Einfpradje 
machte. Ich erinnere an den Drucd der Motion des Abg. 
° Bordollo, die freilich der Regierung unfchuldig ſchien, 
weßhalb fie auch nicht proteftirte. Sch erinnere an den Drud 
eined Berichts, der gar. nicht einmal in der Kammer ver- 
leſen wurde, nämlich über den Normaletat, nachdem ber Herr 


— n- 
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Finanzminifter das Gefeb im Namen der Regierung zurück⸗ 
nahm. Die Kammer hat im Gefühl der Wichtigfeit diefes 
Berichts und der Nothwendigkeit, folchen in ihren Händen 
zu haben, um fich zu unterrichten, den Druck befchloffen, und 
der Regierung ift es nicht eingefallen, dagegen zu proteftiren, 
weil fie wieder Feine Gefahr fürchtete. Sch bedauere abermals, 
daß die Regierung glaubt, die Motion des Abg. v. Rotteck 
werde Aufregung im ganzen Lande oder in Deutfchland hervor; 
bringen, denn alsdann wäre es um die Ruhe übel in Deutfch- 
land beftellt, alsdann bedauerte ich die Throne ſämmtlich, 
wenn fie zufammen zu fallen glauben, fo bald ein Redner 
der Kammer in einer Motion ausfpricht, es feien Schritte 
gefchehen, Die die Rechte der Völfer beeinträchtigen. Nicht 
dadurch fallen die Throne zufammen, fondern dadurch, daß 
Tag für Tag und immer mehr die Rechte der Völker bes 
fchränft werden, und eben auch dadurch alled Vertrauen 
vernichtet wird, was der Bürger zu dem Fürften und ber 
Regierung haben muß; daß verfchwindet, was fonft beftand, 
nämlich Adytung, Anhänglichkeit und Liebe zu allen Regie 
rungen, wie ſich denn auch jeßt überall ein Mißtrauen und 
eine Unbehaglichfeit bildet, die wahrlich zu nidyts Guten 
führen kann, dadurch alfo mehr als durch die Motion bed 
Abg. 9. Rotteck Gefahr erzeugt wird. Nach allem biefem 
trage ich auf die Verweifung an bie Adtheilungen at. 
Staatör. Solly: Der Abg. v. Itzſt ein beſchuldigt die 
Regierung der Inconſequenz, weil ſie den Druck im Lande nicht 
erlauben wollte, während er doch im Ausland etwa Statt 
| finden fünnte. Ich vermag hierin Feine Art von Juconfequenz 
zu finden. Die Inconfequenz jeder Regierung kann nicht 
weiter wirken, als ihre Macht geht. Wenn die Regierung 
im Lande den Druck nicht zuläßt, und dazu ihre Gründe 
fo hat fie ihre Pflicht erfüllt, und wenn nachher der‘ 
Doc; Statt Fi jo kann fie weder: ſich ſelbſt 


— — 
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gend ein Anderer ein Vorwurf machen. Sch habe ſchon mehr, 
mals behaupten hören, es ſeie eine Verlegung verfaſſungs⸗ 
mäßiger Rechte, daß der Druck diefer Motion nicht Statt 
finden folle. In der Berfaffung find die verfaffungsmäßigen 
echte bezeichnet, allein man wird darin nichts finden, mas 
der Kammer ein befonderes Necht giebt, Motionen, Berichte 
u. f. mw. drucen zu laffen. Es ift wahr, daß dieß in der 
Hegel gefchieht, und ed mag auch vorgekommen ſeyn, daß 
man in Fällen, wo der Gefchäftöbedarf der Kammer deit 
Drud aud nicht mehr nothiwendig machte, doch ausnahmer 
weife venfelben verordnete, allein, dieß fhließt nicht aus, 
daß die Kammer in einem befondern Fall, wie 3.8. hier, den 
Anfihten und Wünfchen der Regierung nachgeben Fann. 
Leber ven Erfolg, den es haben fünnte, wenn die Motion 
gedruckt würde, hat ſich der Herr Chef des Minifteriums des 
Innern bereits in dem Schreiben ausgefprochen. 

Der Abg. v. Itzſtein fagt, die Throne fallen nicht über 
jeber Aufregung zufammen dieß ift allerdings nicht der Fall, 
und dem Himmel fei ed gedanft, daß es nicht fo ift, allein, 
darum ift die Aufregung doch ein Uebel, und es läßt ſich 
nicht vorausſehen, was am Ende der Erfolg ſeyn könnte, 
wenn man diefe Aufregung nicht beachtete, wenn man fie 
. nicht befchwichtigte und zu verhüten fuchte. 

Mohr: Es ift behauptet worden, in der Verfaffung fei 
dad Recht nicht gegründet, Motionen druden zu laffen. Sch 
behaupte das Gegentheil, denn dort ift ausdrücklich gefagt, 
daß der Abgeorbnete, fo wie er in die Kammer tritt, ben 
Geſetzen enthoben fei, und fein Richter auf ihn greifen 
könne. Wenn alfo das Gefek den einzelnen Abgeordneten 
auf diefe Weife in Schuß nimmt, fo kann auch auf die 
Kammer das nicht angewendet werden, was man hier 
anwenden will, um fo weniger, weil die Kammer hier nicht 
als einzeine Perfon, fondern ald Stantdgewalt befteht. 
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Martin: Ich war bei ber Berathung] der vorigen 
Frage feinen Augenblick zweifelhaft, wie ich ſtimmen follte, denn 
ich betrachtete Die ganze Frage als eine Appellation an unfer 
Gedächtniß, wie wir es namlich mit unferm Befchluß am legten 
Freitag gemeint haben. Die Entfcheidung diefer Appellation 
glaube ich nicht in den Abtheilungen fuchen zu müffen, fon» 
dern habe mir Selbitftändigfeit genug -zugetraut, um im 
Augenblick fagen zu fonnen, was ich Damals fühlte, dachte 
und befchloß. Ganz anders verhält es fich hier, wo es ſich 
davon handelt, was wir in Zufunft thun und befchließen 
werden. Es handelt fich um eine wichtige Frage, die noch 
nie in der babdifchen Kammer vorgefommen ift, indem die 
Regierung noch nie einen fürmlichen Beſchluß der Kammer, 
nad) welchem der Drucd einer Motion verlangt worden if, 
umgeftoßen hat. Auch ich erfläre mich daher für die Ber 
weifung an bie Abtheilungen. 

Winter v. H.: Ich habe zuerft den Antrag des bg. 
Aſchbach auf den Druck der Motion des Abg. v. Rotted 
unterflüßt und Die Kammer hat fofort denſelben zum Befchluß 
erhoben. Ich glaube. nicht, daß es die Abficht einer loyalen 
Regierung feyn kann, fo weit in die Rechte der Kammer eins 
zugreifen, daß fie der Vollziehung diefes Beſchluſſes bie 
_ Polizei entgegenfegt. Sch habe zwar nach und nad) gelernt, 
jetzt an das Mögliche zu glauben, aber halte diefe Maßregel 
gar nicht für möglich. ALS ich den Antrag auf den Drud 
unterflüßte, war ich weit entfernt, durch diefen Drud 
irgend eine Aufregung hervorbringen zu wollen, denn ich 
erkläre hier offen, daß ich alle Aufregungen und alle dahin 
gerichteten Beftrebungen, feien fie heimlich oder öffentlich, 
haſſe, fie mögen herfommen, von wem fie wollen. Ich er: 
Häre aber auch jebt frei und offen, daß ich mic immer 
tief verlegt in meinen Empfindungen fühle, fo oft ich eine 


Aufregung auf der Regierungsbank bemerfe, und daß ich 
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die fragliche Maßregel blos als Folge einer folchen Auf: 
regung auf der Regierungsbanf anfehe, und bitte defhalt 
den Herrn Chef des Minifteriumd bed Innern mir zu er 
klaͤren, ob die Abficht fo weit gehe, daß die Kammer für 
ihren Bedarf feinen Abdrud von diefer Motion zur ge: 
mwöhnlichen Bertheilung an ihre Mitglieder haben folfe ? 
Wenn die loyale Regierung den Drud zum öffentlichen 
Berfauf im Buchladen nicht dulden will, fo ift ed ihre 
Sache und nicht die der Kammer, allein die Bertheilung 
an die Rammermitglieder ıft eine Nothwendigfeit. Ich will 
damit bei meinen Committenten und vor dem Publikum 
mein Botum auf die Tagesordnung rechtfertigen, welches 
Botum ja fogar der Regierung und befondere den Derrn 
Miniftern nur angenehm feyn mußte, weil biefe Motion 
faft nichts enthält als ein Tableau, oder eine Art Süns 
benregifter der Herren Minifter, das ihnen vorgehalten 
wurde. j 

Es wird hierauf mit Ausnahme einer Stimme befchloffen, 
den Gegenftand nach dem Antrag des Abg. Mördes zur 
Berathbung an die Abtheilungen zu verweifen, womit dir 
heutige Sigung aufgehoben und die nächfte auf Fünftigen 
Freitag feftgefeßt wurde. 

Zur Beurfundung 
der in der Nachmittagsfißung vom 14. Auguft 1833 
erfolgten Borlefung. 
Der zweite Bicepräftdent: 
Mert. 
Der Secretär: 
Mördes. 
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| Beilage Wr. 4 
zum Protocol der 21. öffentlichen Sigung vom 9. Juli 1833 


— — — 


Leopold, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 


Nachdem ſich die zweite Kammer Unſerer getreuen Stände 
in ihrer Dankadreſſe auf Unſere Eröffnungsrede eine über 
den Inhalt der Bundesbeſchlüſſe vom 28. Juni v. J. be⸗ 
ruhigende Zuſicherung von Uns erbeten, und nachdem Wir 
hierauf dieſe Zuſicherung mit einer keinem Zweifel Raum 
laſſenden Beſtimmtheit und mit der beigefügten Erwartung 
gegeben haben, daß die Kammer hierin ihre vollſtändige 
Beruhigung finden werde, konnten Wir in keiner Weiſe 
annehmen, daß irgend ein Mitglied dieſer Kammer auf 
öffentlichem oder verdecktem Weg auf dieſen Gegenſtand zus, 
rückkommen werde, und mußten vorausfeßen, daß, wenn 
e8 gegen alles Vermuthen doch gefchehen follte, die Kammer 
im Vertrauen auf unfer gegebenes Wort unbedingt zur 
Tagesordnung übergehen werde. 


Unfer Vertrauen ift getäufcht, und diefer Gegenftand 
auf eine Weife, die Wir nicht näher bezeichnen wollen, 
abermals in der Kammer zur Sprache gebracht, darauf 
ein Borfchlag gemacht, und diefer zum Befchluß erhoben 
worden, der nad) feiner zur Deffentlichkeit gelangten Faffung, 
fofern hierin auf die Danfadreffe Bezug genommen iſt, 
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eine Mißachtung unferes fürftlichen Wortes in ficy fchließt. 
Könnten Wir die Ueberzeugung haben, daß folche rs 
fprünglich beabfichtigt gewefen, ja! hätten Wir nicht die 
vollftändige Ueberzeugung, daß die Mehrheit der Kammer 
dem Borfchlag nur darum beigetreten fei, weil fie in ber 
Meinung ftand, daß er lediglich eine Beruhigung bei der 
von Uns ertheilten Zuficherung enthalte, was auch von 
einem großen Theil der Mitglieder öffentlich und von allen 
Seiten ausgedrückt worden ift, und Fünnte es endlich bei 
dem Gang der mündlichen Verhandlung nicht fo leicht ges 
fchehen, daß ein Vorfchlag mehr nach feinem Endzweck als 
nad) der Wortftellung, die bei genauerer Erwägung einen 
verfchiedenen Sinn darbietet, aufgefaßt und dadurch ein 
den Abfichten zuwider laufender Beichluß herbeigeführt 
werde, jo würden wir die Mittel zu ergreifen Uns aufge- 
fordert glauben, welche im andern Fall die Pflicht Uns 
geboten hätte, - 


Aber auch bei dieſer Weberzeugung fehen wir Und ver: 
anlaßt, den Nachfaß des gedachten Beichluffes, befagend: 


„und die in leßterer ausgefprochenen Gefinnungen wie: 
holt dahin ausfpreche, daß eine die Berfaffung verleßende 
oder die verfaffungsmäßigen Nechte befchräufende Inter— 
pretation der Bundesbefchlüffe vechtlich nie geſchehen 
könne,“ 


als mit den frühern Vorgängen unverträglich und ein 
widriges Mißtrauen offenbarend, ſchlechthin ungeeignet zu 
erklaͤren. 


Uebrigens haben wir das Vertrauen zu Unſern getreuen 
Ständen, daß ſie nunmehr ſich mit den ihnen von Uns 
gemachten, das wahre Jutreſſe des Landes berührenden 
Vorlagen hauptſächlich beſchäftigen und ihre Berathung fo 
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befchleunigen werben, daß Wir mit dem letzten Auguft 
biejed Jahrs die Sitzung fchließen Fönnen. 

Gegeben zu Karleruhe in Unferm großh. Staatsminis 
ſterium den 7. Juli 1883. 

Leopold. 
®. Winter. | _ 
Auf höchften Befehl 
Sr. Königl. Hoheit des Großherzogs. 
Büchler. 


Beilage Nr. 5 
- zum Protocol ber 24. öffentlichen Sigung vom 9. Zuli 1833. 





Hochmohlgeborner Herr Geheimerrath, 
Hochzuverehrender Herr Vicepräftdent ! 


Der Inhalt und die Tendenz der Motionsbegründung 
des Herrn Abg. v. Rotteck hat die Regierung in ihrem 
Sunerften verlegt, aus Gründen, bie ich hier zu widers 
holen unterlaffe. 

Es lag außer der verfaffungsmäfigen Gewalt der Res 
gierung, biefe Begründung zu verhindern; deßwegen wurden 
Schritte 'gethan, den Herrn von Rotted in Privatwegen 
zu vermögen, von ſolcher abzuſtehen; es wurde ihm Alles 
geſagt, was ihm im Intereſſe des Landes geſagt werden 
konnte; es wurde ihm vorgeſtellt, daß er ſelbſt dem In⸗ 
tereſſe deſſen, was er die gute Sache nenne', ſchade, indem 
er nur die Leidenſchaften aufrühren und weitere unanges 
nehme Maßregeln hervorrufen, daß er möglicherweife bie 
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Regierung: gegen die Kammer und. die Kammer gegen Die 
Regierung aufregen, daß: er dadurch für nichts und wider 
nichts Zwift, und am Ende gänzliche Spaltung herbeis 
führen könne, und zwar gegen den Willen des Volke, 
welches fich gegenwärtig in einem Zufland der Ruhe und 
der Zufriedenheit befindet, fo weit ſolche zu irgend einer 
Zeit erreicht werben konnten, und welches daher nichts 
Anderes wünfcht und wünfchen kann, als daß feine wahren 
Intereſſen in Webereinftimmung und in Eintracht mit ber 
Regierung erwogen werden möchten. 

Alle Bemühungen waren umfonft, die Regierung hat 
aber gethan, was fie thun Fonnte. 

Nun blieb ihr nur noch ein Mittel übrig, den gefähr- 
devollen Kolgen dieſes Vorgangs zuvorzufommen, nämlich 
den befonderu Druck diefer in der Kammer felbft gefallenen 
Motion zu unterfagen. 

Sie gründet diefe Befugniß auf den Bundesbeichluß vom 
16. Auguft 1824 und auf dad Gefeß über die Polizei der 
Preſſe. 

Zu dieſen geſetzlichen Gründen kommt noch hinzu, daß 
die verehrliche Kammer die Motion des Hrn. v. Rotteck 
auf ſich hat beruhen laſſen, mithin deren beſondern Druck 
zum Behuf ihrer Berathung nicht braucht, derſelbe daher 
zu dieſem Zwecke überflüſſig iſt. 

Es kommt ferner hinzu, daß der Beſchluß der Kammer, 
der ihren Druck angeordnet hat, ohne alle Discuſſion, welche 
von mehreren Mitgliedern dringend verlangt worden, am 
Schluß einer langen Sitzung in Eile gefaßt worden if. 

Endlich gewinnt diefer Befchluß in den Augen ber Welt 
einen Schein,'den ich nur berühre, weil ich überzeugt bin, 
daß die wenigften Mitglieder im Augenblick fich bie Mög: 
lichkeit einer gewiffen Deutung gedacht haben. 
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Den Drud der Motion in den Kammerprotofollen in den _ 
porfchriftsmäßigen Wegen, wird die Regierung nicht hindern. 
Aus diefen Gründen gebe ich mich der Hoffnung hin, 
daß die verehrliche Kammer fich bei diefer Erklärung be- 
ruhigen werde, und bittte ich zugleich um gefällige Nachſicht, 
daß ich im Gefchäftsdrang erft heute diefes Schreiben an 
Sie erlaffe. | 

Mit vollfommenfter Hochachtung habe ich die Ehre zu ſeyn 

Euer Hochwohlgeboren 
Karlsruhe den 9. Juli 1833. 
gehorfamfter Diener. 
?. Winter. 
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